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Um die Mitte März ded Jahres 1803 begann für die 
Schweiz ein neues politiiches Leben. Der lebenslängliche erfte 
Konful Fraufreibs hatte für fie den ber weit überwiegenden 
Mehrheit ihrer Bevölferung allein genehmen Föderalismus her- 
geftellt. Die neue Bundesverfaflung, inbegriffen die Berfaffungen 
gefammter Kantone, ward ald „Mediationsafte” bezeichnet; die 
Gentralorganijation, dad Kapitel XX der Mebiationdafte bil: 
dend, erhielt die Bezeihnung „Acte federal“ (Bundesafte). 
Der Name „Eidgenoſſenſchaft“ findet fib im ganzen Inſtrument 
nicht; gegentheild wird die Gefammtheit der Schweiz noch „hel- 
vetiſche Republik” genannt; jo in Art. XVI der Bundesafte. Aber 
thatfählib war die Schweiz als Bundesſtaat organifirt, mit 
Annäherung an die Grundfäge eined bloßen Staatenbundes. 
Die Bundesafte von 1803 ſpricht zwar nicht ausbrüdlich von 


der Kantonsfouveränetät; aber fie erflärt jeden Kanton als 
Baumgartner. Kanton St. Gallen. U. 1 
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„unabhängig“ vom Ausland und von einem andern Kanton; 
fie ſpricht den Kantonen alle Gewalten zu, welde nicht aus— 
drücklich der Bundesbehörde übertragen worden ſind. Hiermit 
übereinſtimmend bezeichnen die Verfaſſungen der einzelnen Kan— 
tone, welche Behörde in jedem derſelben die ſouveräne Gewalt 
auszuüben habe. Grundfäglih und in Wirklichkelt war demnach 
die Fantonale Souveränetät wieder hergeftellt; aber die alljo 
fouverän erflärten Kantone vereinigte ein gemeinfames Band; 
die Bundesafte ftellte in der Tagſatzung ein mit wichtigen Bes 
fugniffen ausgeftatteted Zentralorgan auf, und für die Zwifchen- 
‚ zeit, während welcher fie nicht verfammelt war, hatte ein hoch— 
geftelltier Magiftrat die Leitung der Gelchäfte in der Hand; 
der Landammann der Schweiz war der Repräfentant nad Außen 
für die Pflege der internationalen Beziehungen. Beſondere 
Bündniffe eines Kantons mit einem andern Kanton oder mit 
dem Ausland wurden unterfagt und die oberfte Kantonalbehörde, 
die einen Tagſatzungsbeſchluß verlegte, konnte ald Rebell vor 
ein aus den Präfidenten gefammter Fantonalen Kriminalgerichte 
beftelfted Bundesgericht geladen werben. Kein Kanton durfte 
mehr ald zweihundert Mann ftehbender Truppen halten, feiner 
ohne VBoranzeige an den Landammann ver Schweiz mehr als 
fünfhundert Mann Miligen aufbieten. Die Tagſatzung allein 
fonnte Handelöverträge und Militärfapitulationen mit dem Aus— 
land abfchliegen; über andere Gegenftände fonnten die Kantone, 
unter Autorifation der Tagſatzung, mit einer auswärtigen Macht 
verhandeln. Der freie Verkehr im Innern mit Lebensmitteln, 
Vieh und Kaufmannswaaren wurde garantirt; ed wurde dadurch 
die Wiederholung alter Sperr-Berorbnungen der einen Kantone 
gegen die andern mittelbar unterfagt. Den Kantonen wurden 
die Zölle gelaffen; aber die Tarife unterlagen der Genehmigung 
der Tagſatzung. Den fchweigerifchen Münzfuß hatte die Tags 
fagung, und zwar einheitlich, feftzufegen; ſtillſchweigend aber 
überging die Ausübung des Münzregald, mit erwähnter Ber 
fhränfung, an die Kantone. Der Fortbeftand oder die Wieder: 
herftellung von Unterthanenlanden, eben fo die politifchen Privi- 
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legien, wurden unterſagt. Der Kantone wurden neunzehn, nach 
alphabetiſcher Ordnung, aufgeſtellt: Appenzell, Aargau, Baſel, 
Bern, Freiburg, Glarus, Graubünden, Luzern, St. Gallen, 
Schaffhauſen, Schwyz, Solothurn, Teſſin, Thurgau, Unter— 
walden, Uri, Waadt, Zug, Zürich. Abweichende Kantonal— 
gebilde auß der Zeit der helvetiichen Regierung wurden befeitiget. 
Dad Fridthal wurde dem Kanton Aargau einverleib. Das 
Veltlin bfieb der italienischen Republik, Wallis ein eigener 
Namensfreiftaat unter franzöfiiher Herrihaft; Genf und das 
ganze ehemals biſchöflich bafelihe Juragebiet mit Biel bis an 
die Zihl blieben mit Frankreich vereiniget; Neuenburg blieb noch 
unter preußifcher Hoheit, aber jeine früheren Bundesverhältnifie 
zu einzelnen Kantonen hatten thatlählih und grundſätzlich ihr 
Ende erreicht, weil mit der Mediationdafte unverträglih. ine 
Taglagung, in welde jeder Kanton einen Gejandten (nebft 
einem oder zwei Legationsräthen zu deſſen allfälliger Erjegung 
in Fällen von Abweſenheit oder Krankheit) abzuordnen hatte, 
war die oberfte Bundesbehörde. Die neunzehn Kantondabge- 
ordneten hatten im Ganzen fünfundzwanzig Stimmen, weil ben 
ſechs volfreichften Kantonen, Bern, Zürich, Waadt, St. Gallen, 
Aargau und Graubünden, in dieſer Eigenfchaft, zwei Stimmen 
beigelegt waren, während bie übrigen dreizehn Kantone fich mit 
einer Stimme begnügen mußten. Die neungehn Gefandten 
fimmten nad Snftruftionen und bejchränften Bollmadten; es 
war ihnen unterlagt, gegen die Inftruftionen zu ftimmen. Der 
Landammann der Schweiz war Präſident der Tagſatzung und 
zugleich Gejandter feines Kantons. Für Kriegserklärumgen, 
Friedend- oder Allianzverträge (daherige Befugniß ftand aus— 
fhließlih der Tagſatzung zu), war die Zuftimmung von drei 
Viertheilen der Kantone erforderlich. Konnten Streitigkeiten 
zwiſchen den einzelnen Kantonen nicht ſchiedsrichterlich ausge— 
tragen werben, fo trat die Tagſatzung nad Beendigung ihrer 
orbentlihen WBerhantlungen ald Syndifat (Bundesgericht) auf; 
dabei.hatte jeder Geſandte (Kanton) nur eine Stimme, und es 
durfte ihm für den Ball feine Inftruftion gegeben werden. Die 
1° 
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Mannſchaftskontingente der Kantone wurden im Ganzen zu 
15,230 Mann feſtgeſetzt, die Geſammtgeldkontingente zuſammen 
zu 490,507 Schweizerfranken. Die Landammannſchaft und der 
Sitz der Tagſatzung wechſelte von Jahr zu Jahr unter den 
Direktorialkantonen Freiburg, Bern, Solothurn, Baſel, Zürich 
und Luzern. Die Unabhängigkeit der Schweiz geradezu vers 
legend lautete eine Vorfchrift in Art. XXX der Bunbedafte: 
daß auf allfälliges Begehren einer benachbarten Macht, welches 
vom Großen Rath des Direftorialfantons beifällig aufgenommen 
worden, die Tagſatzung außerordentlich einberufen werben müfle; 
ed mußte namentlich für folhen Fall dieſer Große Rath, war 
er nicht ſonſt verfammelt, zu außerordentliher Sejfton einberufen 
werden. Und wenn viefer Große Rath die Einberufung der 
Tagſatzung abgefchlagen hätte, was dann?! Dffenbar wollte 
fib Frankreich durch jene Vorſchrift ein zum vorhinein garan- 
tirtes Mittel zu nöthig erachteter Maßregelung der Schweizers 
behörben vorbehalten. Diefe Bundedordnung, mit Hinzuthun 
der Kantonalverfafjungen, war weſentlich das Ergebniß der im 
Briefe Bonaparte'd vom 10. Dezember 1802 ausgeſprochenen 
Anfichten über die Unerläßlichfeit füderaliftiicher Inftitutionen für 
die Schweiz und über die Mittel zur Sicherung des Gleichgewichtes 
zwijchen der Fantonalen und ber Bundesgewalt. Dabei ift aber 
im Eingang der Bermittlungsurfunde ausdrücklich gejagt, daß 
die Intereſſen Frankreichs und der italienischen Republik, deren 
Grenze die Schweiz decke, mit ein Beftimmungsgrund zur Das 
zwifchenfunft zwijchen die ftreitenden Parteien der Schweiz ger 
weſen; erwähnte Urkunde ift ald Ausfluß des felbftherrlichen 
Willend des erjten Konſuls „in feiner Eigenſchaft als Ber- 
mittler” gegeben, womit jedoch Feineswegs die Abficht gewaltet 
habe, die Unabhängigkeit der Schweiz irgendwie zu benadh- 
theiligen. Thatſächlich wurde die Schweiz durd dieſe Staats: 
handlung eine Dependenz von Franfreih; diefes Mißverhältnig 
wurde mehr oder weniger brüdend, je nad dem progreifiven 
Steigen oder dem GStillftand der Macht des Beherrſchers von 
Sranfreid. Konnte fih die große Mehrheit der Schweizer mit 
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dieſer neuen Bundesordnung allmählig befreunden, ſo fanden 
ſie dazu den doppelten Grund, daß ſie ſich erſtlich von dem 
verhaßten Einheitsjoche befreit ſahen und ſich wieder weſentlich 
ſelbſtſftändig und in friedlicher eigener Bethätigung innert den 
fantonalen Gebäuden regieren fonnten, ſodann daß fie mit 
einiger Sicherheit hoffen zu Fönnen glaubten, der endlojen Ge— 
waltthätigfeiten und Umwälzungen im Innern von nun an ent- 
hoben zu fein. Den Drud von Außen her theilten fie mit noch 
andern Ländern. Die Schweiz war noch immer mit fran- 
zöfifchen Truppen befegt; dagegen wurde fie ihrer eigenen ftehens 
den Truppen entlediget, da Bonaparte den Reſt des Fleinen 
helvetiichen Heered laut Mediationsafte in eigenen Dienft nahm, 
nachdem gleichzeitig allen früheren Bahnenflüchtigen wiederholte 
Friften zur Rückkehr in ihre Corps gegeben worden; viele 
Truppen wurden dann theil® nah Frankreich, theils nad 
Stalien befehliget. 

Die in Paris verordneten Berfaffungen der einzelnen Kan— 
tone waren, mit Ausnahme jener für die alten Demofratien, 
auf die Grundlage des Repräſentativſyſtems gegeben, dazu mit 
jehr wenigen unmittelbaren Wahlen. In dieſem Geifte jehen 
wir die erfte Verfaſſung ded Kantons St. Gallen entworfen. 
Die zu feiner Gründung vereinigten alten Gebiete, Landichaft 
und Stadt St. Gallen, Toggenburg, Rheinthsl, Sar, Werben: 
berg mit Gams, Sargand, after mit Weſen, Utznach und 
Rapperſchwyl wurden in act Bezirfe eingetheilt: 1. St. Gallen 
(ausjchließlih aus dem Gebiet der ehemaligen jouveränen Stabt 
beftehend); 2. Rorſchach (der Theil der alten Landſchaft öſtlich 
von der Stadt gelegen); 3. Goßau (der weitlihe Theil ver: 
jelben); 4. Untertoggenburg (dad Toggenburg von der Grenze 
der Gemeinden Goßau und Wyl hinweg bis hinauf nad Bütfch- 
wyl, diefe Gemeinde inbegriffen) ; 5. Dbertoggenburg (ber 
füdlihe Theil der alten Grafihaft); 6. Rheinthal; 7. Sargand 
(beftehend aus Sar, Werbenberg, Game, der Grafihaft Sar- 
gand mit dem Gebiete von Präfers, bis unterhalb Murg an 
die Grenze des Kantond Glarus); 8. Utznach (aus after mit 
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Weſen, Grafihaft Usnadh und dem Gebiete von Rapperſchwyl 
mit den Höfen zufammengefegt). Die Stadt St. Gallen wurde 
ald Hauptort ded Kantons erklärt. Die act Bezirke zerfielen 
in vierundvierzig Kreife; diefe wurden je aus einer größern Ge- 
meinde oder auch mehrern Gemeinden zufammen gebildet. Zur 
Ausübung des Aftivbürgerrehted war insbefondere erforberlic: 
ver Wohnfig in dem betreffenden Kreis oder in der Gemeinde 
feit einem Jahr, in der Regel das Alter von 20 Jahren, aus— 
nahmsweiſe (für einen Unverheiratheten) das Alter von 30 
Jahren; ver Befig einer Liegenichaft von 200 Franfen ober 
eines Hypothefartiteld von 300 Fr. Die höchſte Gewalt („le 
pouvoir souverain“) übt ein, auf fünf Jahre oder auch lebend 
länglih gewählter, Großer Rath von 150 Abgeorbneten aus; 
in denjelben wählt jeder Kreis einen Abgeorbneten in unmmittels 
barer Wahl, ver Kreis St. Gallen ausnahmsweife deren fünf. 
So erhielt man 48 Abgeordnete. Das Alter von 30 Jahren 
war die alleinige Wählbarfeitsbedingung für dieſe Abtheilung 
des Großen Rathed; der Friedensrichter, Präſident der Kreis: 
wahlverfammlung, war nicht wählbar in feinem Kreis. Jeder 
Kreis hatte ferner drei Kandidaten aus den Bürgern außerhalb 
jeined Gebietes zu wählen, welche Eigentbümer oder Nugnießer 
einer Liegenihaft von mehr denn 16,000 Fr. an Werth over 
eines liegenfchaftlihen Pfandtiteld vom gleichen Betrage waren, 
auh das Alter von 25 Jahren erreicht hatten; ferner zwei 
Kandidaten ebenfalld aus der Zahl der Bürger außerhalb des 
Kreifes, die das Alter von fünfzig Jahren überfchritten hatten 
und fih über einen Vermögensbeſitz von A000 Fr. in Liegens 
ſchaften oder Hypothekartiteln ausweifen fonnten. So ergaben 
ſich 220 Kandidaten; aus diefen waren durch das Roos 102 
auszuziehen, welde vereint mit den 48 unmittelbar Gewählten 
den Großen Rath bilden. Die Großräthe aus der zweiten 
Ernennung waren es lebenslänglih, falls fie im gleichen Jahr 
durch fünfzehn Kreife auf die Kandidatenlifte gewählt worten 
waren; jene von der dritten Serie waren ebenfall® auf lebens- 
lang gewählt, falls vreißig Kreife im gleiben Jahr fie als 
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Kandidaten bezeichnet hatten. Die unmittelbar Gewählten konn⸗ 
ten von den Kreifen entichädiget werben; tie übrigen 102 Mit— 
glieder hatten ihre WBerrihtungen umentgeltlih zu bejorgen. 
Mitglieder von der zweiten und dritten Serie, welde in ber 
Zwiſchenzeit von fünf Jahren abgingen, waren aus der Kan 
didatenlifte durch das Roos zu erjegen. Nah Ablauf von fünf 
Jahren hatte eine Integralerneuerung des Großen Rathes ftatt- 
zufinden, doch mit Ausnahme ver lebenslänglih Gemwählten. 
Mit Bezug auf Lebtere wurde folgende Vorſchrift gegeben: 
wenn dannzumal fi folder Lebenslänglichen mehr als 49 im 
Großen Rath befinden, jo wird der Ueberſchuß der Anzahl von 
150 Mitgliedern beigezählt, jo daß bei jeder allgemeinen Wahl 
(Jutegralerneuerung) wenigftend 53 Bürger, die entweder ein 
Grundeigenthum von 16,000 Franken haben oder über 50 Jahre 
alt find, in den Großen Rath treten. Die vollziehende Gewalt 
wurde einem Kleinen Rath) von neun Mitgliedern übertragen, 
die aus jenen ded Großen Rathes gewählt werben mußten und 
Mitglieder deſſelben blieben, aber ſtets wieder wählbar waren. 
Ihre Amtsdauer war auf ſechs Jahre feitgefegt; der Austritt 
hatte zu Dritiheilen zu geichehen, jo daß, abgejehen von Todes- 
fällen und fonftigen Vakaturen, von zwei zu zwei Jahren drei 
Mitglieder des Kleinen Rathed neu zu ernennen waren; zur 
Wählbarkeit war ein Eigenthum in Liegenfhaften oder Hypo» 
thefen von 9000 Fr. erforberlih. Der Kleine Rath wählte 
monatlih feinen Präſidenten ſelbſt. Er ernannte alle „feine 
Beamten”, hatte dem Großen Rath über alle Theile der Ber: 
waltung Rechenſchaft abzulegen und während der Berathung 
defjelben über feine Amtsführung und Rehnungsablage aus der 
Verſammlung fi zurüdzuziehen. Zur Handhabung der öffent« 
lichen Ordnung verfügte der Kleine Rath über die bewaffnete 
Madt. Die ordentliche jährlihe WBerfammlung des Großen 
Rathes war auf den Mai angefegt und durfte nicht länger als 
einen Monat dauern; der Kleine Rath jedoch hatte das Recht, 
die Seſſion nad eigenem Ermeffen zu verlängern ober auch ben 
Großen Rath außerordentlich einzuberufen. Den Präfidenten 
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des Großen Rathes mußte diefer aus den Mitgliedern des 
Kleinen Rathes wählen; ver Grofrathspräfident durfte den 
Berathungen des Kleinen Rathes nicht beiwohnen. Die Initiative, 
das Recht zu Einbringung von Borjchlägen zu Geſetzen und 
Auflagen, ftand dem Kleinen Rath allein zu; der Große Rath 
feinerfeit8 hatte nur das Recht, ſolche Vorſchläge in ihrem 
Ganzen zu genehmigen oder zu vwerwerfen. Der Große Rath 
hatte im Fernern die Befugniß, den Gehalt der ‚öffentlichen 
Beamteten zu beftimmen und die Veränßerung von Kantonale 
gütern zu bewilligen. Laut der Bunbesverfaffung ftand jedem 
Kanton das Recht zu, die Einberufung einer außerordentlichen 
Tagſatzung zu verlangen, und fie mußte gehalten werben, wenn 
der Behufs dießfallfigen Entſcheides außerorbentlih zu vers 
fammelnde Große Rath des vorörtlihen Kantons dem Begehren 
beipflichtete; eben jo Fonnten fünf Kantone die Einberufung ver 
Taglagung begehren, wenn der Große Rath; des Direftorial- 
fantons ſolches dem einzelnen Kanton abgejchlagen hatte. In 
beiden Fällen war ed ter Große Rath des requirirenden Kanz - 
tons, dem folhe Begehren zuftanden. Folgerecht hatte auch der 
Große Rath von St. Gallen tiefe Befugniß, und zwar, gegene 
über dem Kleinen Rath, ausjchließlih. Aber weil der Große 
Rath, falls er nicht fonft verfammelt war, fich nicht jelbftitändig 
verfammeln fonnte, oder, falld er auch fih in Seſſton befand, 
feinerlei Vorfchlagsrecht bejaß, jo war er auch in Ausübung 
der erwähnten wichtigen Befugniß ganz von dem Vorgehen des 
Kleinen Rathes abhängig; wollte dieſer eine Tagfagung nicht, 
fo mußte der Große Rath für deren Berufung unthätig bleiben. 
Der Große Rath ernannte die Abgeordneten zu den Tagſatzungen, 
erteilte ihnen die Inftruftionen (welche abermals von den Bors 
Ichlägen des Kleinen Rathes abhingen). Er, der Große Rath, 
flimmte im Namen bed Kantons, 

An die Stelle ver helvetifhen Munizipalitäten traten Ge— 
meinderäthe von wenigſtens neun, höchſtens fiebenzehn Mit: 
gliedern; Amtsdauer ſechs Jahre, Erneuerung zum Drittheif; 
MWählbarfeitsbedingungen: das Alter von 30 Jahren und ein 
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liegenſchaftlicher Befig von 500 Fr. Ihre Hauptverrichtungen 
waren: örtlihe Polizei, Vertheilung und Bezug der Auflagen, 
Armenmwefen. Jeder Kreis hatte feinen Friedensrichter, der zus 
gleih WBermittler in bürgerlichen Streitigfeiten und Borftand bes 
Frievensgerihts war, das über ſolche Streitigkeiten „von ge 
ringem Werth“ abzufpreben hatte. Die Friedengrichter waren 
zugleih Vollziehungs- und Auffichtsbeamte im Kreis; daher 
wählte fie der Kleine Rath; erforderliher Vermögensbeſitz 
1000 Fr. Für die bürgerliche und „peinliche” Rechtspflege 
wurden Gerichte erfter Inſtanz aufgeftellt, deren Glieder durch 
die Parteien zu entichätigen waren, dann ein Appellations- 
geriht von dreizehn Gliedern, welches in letzter Inſtanz abzu— 
ſprechen hatte; „es beruft nöthigenfalls Rechtsgelehrte in ſeine 
Mitte“. Wählbarkeitsbedingniſſe wie für den Kleinen Rath. 
Die Glieder der Bezirksgerichte waren von dem Kleinen Rath 
aus einem dreifachen Vorſchlag des Appellationsgerichts zu 
waͤhlen; erforderlicher Vermögensbeſitz: 3000 Fr. Für die Ent— 
ſcheidung von Adminiſtrativſtreitigkeiten wurde ein beſonderes 
Gericht aus einem Mitglied des Kleinen Rathes und vier 
Appellationgrichtern aufgeftellt. 

Diefe Berfaffung beftand aus 24 Artifeln, von denen der 
feste allfo lautete: „Die volle und unbefchränfte Freiheit der 
Ausübung des Fatholiihen und proteftantiichen Gottesdienftes 
ift zugefichert („garantie“). Eben fo ift den Zehnt- und Boden- 
zinepflichtigen der Losfauf ihrer Beſchwerden, nab dem wahren 
Werth, durch die Konftitution zugeſichert.“ Anzuführen ift, daß, 
unter Mißachtung aller bisherigen Rechtsgarantien und Ges 
bräuche in den gemifchten Landestheilen, Rückſicht auf nöthige 
oder doch fehr wünfchbare Einhaltung des Gleichgewichtes zwi—⸗ 
ſchen Katholifen und Proteftanten, mittelft der Wahlen, nicht 
getragen wurde; die VBerfaffung übergeht diefen Punkt ganz mit 
Stillſchweigen. Der erfte Abdrud diefer St. Galliihen Kans 
tonsverfaffung erfchien im Moniteur in Paris; aus diefem vers 
öffentlichte die damalige einzige Buchdruderei in der Stadt 
St. Gallen einen Nachdruck in der franzöfifhen Urſprache. 


Das Volf war dur diefe Berfaffung fehr ftiefmütterlich 
behandelt. Theils durch feine Beftrebungen vor 1798, theils 
im Laufe diefes nemlichen Jahres, dann wieder theilwelfe im 
Sahr 1799, vollende aber durd die Selbftkonftituirung im Laufe 
des Jahres 1802, hatte e8, entweder eine vollftändige demofra- 
tiihe Ordnung und Selbftitändigfeit, oder doch vollftändig uns 
nrittelbare Stellvertretung errungen. Im Jahr 1798 raubte 
man ihm durch die Gewalt der franzöftihen Waffen, was e6 
damald an Rechten der Selbitftändigfeit befaß; das Gleiche ges 
Shah wieder im Jahr 1799, vollends aber im Jahr 1802 abers 
mals durch militärifche Gewalt, welche die Schweizerifchen Kantone 
und Bölferfchaften, nachdem fie tur die eigene That fi ihre 
Unabhängigfeit wieder erobert, der mit Recht verhaßten fran- 
zöfiichen Fremdherrſchaft unterwarf. Was den St. Galliſchen 
Völkerſchaften die Verfaſſung vom 19. Februar 1803 wieder- 
gab, war nur ein Schatten von Selbſtſtändigkeit und Volksherr⸗ 
ihaft; die unmittelbaren Berechtigungen des Volkes beichränften 
fib auf die Wahl der Gemeindebehörten und faum des britten 
Theild der Großrathsmitglieder; für alles Lebrige war ed dem 
Ermeflen ver Staatöbehörden überantwortet; das fünftlibe Wahls 
ſyſtem garantirte die Fortdauer der zur Zeit der helvetiichen Res 
publif dur ihre Inftitutionen und Staatöftreiche groß gezogenen 
Dligarhie, deren Glieder fih gegenfeitig die höheren Aemter 
und Stellen zugeſchoben, die unabhängigen und ächt republi- 
kaniſch gefinnten Karaftere aber, entweder eigenmädtig ausge— 
worfen, oder vollends in die Gefängniffe der Feftung Aarburg 
geftedt oder nah dem Auslande deportirt hatten. Waren nun 
auch fo ſchlimme Auswüchſe nicht mehr zu beforgen, oder find 
fie überhaupt aus verjchiedenen Gründen von Einführung der 
Mediationsafte an nicht wiedergefehrt, fo blieb doch das Bolt 
in voller Abhängigkeit von wenigen geichidten und gewanbten 
Geiftern, welde das Talent oder undere günftige Umftände an 
das Staatsruder geftellt hatten. Selbſt „Lebenslängliche” im 
Großen Rathe follte es geben, in fleinliher NRahäffung ver Fran- 
zofen, die fib einen lebenslängliben Konful hatten geben lafjen. 
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Dem Volke war alle erhebliche Bethätigung bei Leitung der öffent 
lichen Angelegenheiten entrüdt und es ſah fich dießfalls auf ven, 
wenn auch ehrenhaften, doch gewiß vom republifanifchen Stand» 
punft aus fehr engen Wirfungdfreis für das Gemeindeweſen 
beſchraͤnkt, rüdfichtlich defien ihm eigene Berathung und Schluß— 
fafjung überlaffen blieb, während es für alle übrigen Kreiſe ver 
öffentlihen Verwaltung bloße Wahlmajchine, und dieß no in 
eiferfüchtig beichränftem Maßſtabe, blieb. Es mußte „indirekte“ 
wählen, aber „direkte“ unter allerlei Formen zahlen, und dieß 
nit wenig. War ein ſolches Ergebniß den Anftrengungen, 
Aufopferungen, Leiden und Bebrängnifien des Volkes während 
ber eben verflofienen Jahre entiprehend?! Wie dem auch fein 
mochte, — das Bolf unterwarf fih, wählte, bezahlte, ließ ſich 
ſtillſchweigend das neue Gewand von helvetiſch⸗franzöſiſchem 
Schnitt gefallen, auf kommende günftigere Ereignifje lauernd. 
Anhänglichkeit und Liebe zu dieſer Verfaffung von 1803 gewann 
ed nicht nnd Fonnte es daher auch nicht fundgeben. Beſonders 
dem ſchlichten Bauerdmann erjchien die öffentliche Ordnung, nad 
wie vor, ald Franzojenherrfchaft, und er hatte wahrlich nicht 
ganz Unrecht. 2 

Die für die Einführung der Kantonsverfaflung in Paris 
beftellte Regierungskommiſſion Fonftituirte fich, obwohl ihr Prä— 
fident noch abweſend, am 15. März, machte dem Bolfe hievon 
Meldung durd Proflamation vom gleihen Tag, in der mit Bes 
zug auf die neue Verfaſſung vie ernfte Mahnung zu leſen: 
„Bergen wollen wir ed Euch aber nidt — nur durch die ger 
‚ naue Befolgung diefer Berfaffung, die und ver mächtige Konful 
darbot, fünnen wir unfere Selbftftändigfeit ald Staat und als 
Kanton behaupten. Mit ihrer Berlegung ift der Untergang 
unſeres geliebten WBaterlandes unmittelbar verbunden.“ Die 
Kommilfion verordnete dann: daß die beftehenden Diftriftd- und 
Gemeindebehörden bid auf Weiteres ihre Verrichtungen fortzu— 
jegen haben; daß am KHauptorte eine FünfersKommilfion aus 
den Berwaltungsfammern der Kantone Sentis und Linth die 
Adminiftrativgegenftände beforge; gleichfalls eine aus den beiden 
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Kantonsgerichten Sentis und Linth zufammengefegte Appellationd- 
behörde in legter Inftanz über die hängenden Prozeſſe abipreche; 
alfe beftehenden Gelege und Verordnungen, inbegriffen jene über 
das Steuerweien, Salz, Zölle, einsweilen noch in Rechtöfraft 
bleiben, das Tragen der helvetifchen Farben abgeſchafft jei. Im 
biefen Tagen war Brigadegeneral Seras Kommandant der fran- 
zöfifchen Truppen im Lande; die Regierungskommiſſion machte 
ihm Anzeige von ihrer Konftituirung. MiüllersFriedberg traf auf 
feiner Rüdreife von Paris am 11. März in Rapperſchwyl ein, 
ftellte durch jchriftliche Anzeige an den Regierungsftatthalter von 
Linth die dem neuen Kanton St. Gallen einverleibten Gebiete 
jenes helvetiichen Kantons unter die Verwaltung der St. Gal— 
lichen Regierungsfommilfton, begab ſich weiter über Näfeld (dort 
war eben fein Vater geitorben) und Lichtenfteig nach St. Gallen; 
von nun am leitete er gelammte Gefchäfte. Sofort jchritt bie 
Regierungsfommilfion zur Eintheiluug des Kantons in die 44 
Kreife auf Grundlage der durch die Berfaffung bezeichneten acht 
Bezirke und bezeichnete die Kreisverfammlungsorte für Vornahme 
der Wahlen in den großen Rath. Der Bezirf St. Gallen wurde 
ein Kreis; der Bezirk Roribab wurde in acht Kreife ausge— 
ſchieden: Straubenzell, Häggenſchwyl, Tablat, Mörſchwyl, Stein- 
ab, Rorſchach und Untereggen; Goßau in die vier Kreile Wyl, 
DOberbüren, Goßau und Waldkirch; Untertoggenburg in die ſechs 
Kreiſe Bütſchwyl, Mosnang, Kirchberg, Oberutzwyl, Flawyl, 
Mogelsberg; Obertoggenburg ebenfalls in ſechs Kreiſe: Alt 
St. Johann, Neßlau, Ebnat, Wattwyl, St. Peterzell, Lichten⸗ 
ſteig; Rheinthal in acht Kreiſe: Thal, Rheineck, Berneck, Balg⸗ 
ach, Marbach, Altſtätten, Oberriet, Rüthi; der Bezirk Sargans 
in ſieben Kreiſe: Sennwald, Grabs, Sevelen, Sargans, Ragatz, 
Mels, Wallenſtadt; der Bezirk Utznach endlich in fünf Kreiſe: 
Schänis, Kaltbrunn, Utznach, Eſchenbach und Rapperſchwyl. 
Die Regierungskommiſſion verordnete das Nöthige für die Er— 
wahrung des Stimmrechtes, machte die Bürger auch mit den 
MWählbarfeitsbedingungen für die Wahlen in den Großen Rath 
befannt, ſetzte ald Wahltag den 3. April feſt, beftellte ſelbſt 


RR | 


für jede Kreisverfammlung den Präfidenten, da die Friedensrichter 
noch nicht gewählt waren, und erklärte den erftern ausdrücklich 
gleih jedem undern Bürger wählbar in den Großen Rath (den 
Präftdenten nur für die Eröffnung der Verfammlung zu beftellen, 
dieſer jelbft dann die freie Wahl eines definitiven Vorſtandes zu 
überlafjen, wäre in ben Augen ver Regierungsfommillton zu 
demofratifch gemweien); ald Tag für die Auslofung der Kandi- 
daten bezeichnete fie den 9. April (Verordnung von 22. Mär). 
Später erließ fie die nöthigen Vorjchriften über die Erwahrung 
der MWahlfähigfeit für die unmittelbaren Großräthe ſowohl als 
für bie Kandidaten und über das bei Ziehung des Looſes ein- 
zubaltende Verfahren. Durch Kreisichreiben an alle Defane und 
Pfarrämter beider Konfeffionen befahl fie auf Sonntag den 
17. April, zu Ehren der bevorftehenden Einfegung der neuen 
Regierung, die Abhaltung eines feierlihen Gottesbienftes, damit 
Obrigkeit und Volk vereint den Willen fund geben, bie neue 
Drdnung der Dinge mit Gott anzufangen. Die Regierungsd- 
fommiffion verordnete im Fernern als „Farbe des Kantons“ 
weiß und grün, gerade; als Wappen deſſelben: „Silberne 
Fasces, mit einem breiten, glatten, grünen Band umwunden, 
in grünem Feld; die Fasces, als Sinnbild der Eintracht und 
der Souveränetät, enthalten acht zufammengebundene Stäbe, nad) 
der Zahl der acht Diftrikte, mit oben hervorftehendem Beil; das 
Staatsſiegel Toll oben befchriebenes Wappen enthalten, mit ber 
Inſchrift: Respublica Helvetiorum foederata. Pagus Sangal- 
lensis; in offizieller Weberfegung: „Verbündete helvetiihe Res 
publif; Kanton St. Gallen.” Endlih wurde vorgejchrieben, 
dad Wappen des Kantons foll gemalt oder gehauen über den 
Thoren der Städte angebracht werden (5. April. Der zu Stadt 
und Land ald Wappenfigur vielbeliebte Bär, geichichtliche Erin- 
nerung an den heiligen Gallus, mußte weihen. Die Wahlen 
gingen im Ganzen ordnungsgemäß vor fih; nur in Altftätten 
trat, mehr aus Leidenfchaft des Wahlpräfidenten, ald aus Schuld 
des Volfes, Störung ein und mußte eine zweite Verſammlung 
gehalten werden; fofort fchritt Die Regierungskommiſſion ein durch 
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Abſendung Meßmer's als Kommiffär und durch Requifition 
zweier franzöſiſcher Truppenpikete gegen die vermeinten Ruhe⸗ 
ſtörer; der Kreis wählte gleichwohl hochdemokratiſch, oder antis 
helvetiſch. Das exekutoriſche Einſchreiten durch Franzoſen ſah 
die Regierung als ſich von ſelbſt verſtehend an. Als gegen den 
Pfarrer von Schänis eingeflagt worden: er verweigere, bie 
Wahl der Kantonsräthe in dortiger Kirche vornehmen zu laſſen, 
fandte die Regierungskommiſſion vier franzöſiſche Jäger ald Ere- 
futionsmannfchaft gegen ven Pfarrer ab, mit weiterem Befehl, 
dieſen nad St. Gallen abführen zu laffen, falls er ſich beigehen 
ließe, fih irgendwie gegen die Wahlverfammlung auszulaffen, 
oder während berjelben „das Hochwürdige“ aus der Kirche zu 
entfernen. Das Gefammtergebniß der Wahlen war ein Selt- 
famed. Die 48 Ummittelbaren waren glüdlih gewählt. Die 
vorgefchriebene Zahl der Mittelbaren dagegen wurde nicht gefun- 
den. Als fih die Regierungsfommilfton, unter Zuzug des Ap⸗ 
pellationdgerichtspräfidenten und anderer hoher Urkundsperſonen, 
bei offenen Thüren zur Vornahme der Auslofung verfammelte, 
entnahmen fie den aus ben 44 Kreilen eingegangenen Wahl: 
protofollen, daß gefammte fowohl unmittelbare als mittelbare 
Stimmgebung fih auf 120 Bürger vereiniget habe, von denen 
48 als die Ummittelbaren in Abzug zu bringen waren, jo daß 
für die Befegung der mittelbaren Stellen nur noch 72 Kandis 
daten übrig blieben; von legteren lehnten 21 ab und 3 hatten 
die verfaffungsmäßige Wahlfähigfeit nicht. So ergab fi, ohne 
nöthige Auslofung, eine Zahl von bloß 48 Mittelbaren ftatt 
102, und es fand fih der Große Rath in feiner Geſammtheit 
auf 96 Mitglieder befchränft.e So hatte die volksſcheue Verfal- 
fung ſchon bei ihrer erften Anwendung ihre Lächerlichfeit an den 
Tag gelegt. Die Machthaber veröffentlichten das Ergebniß ohne 
weitere Bemerfung. Dem Landammann ver Schweiz gegenüber 
gingen fie in vorbeugende Rechtfertigung ein; fie meldeten ihm 
das Ergebniß unter Anführung ganz unerhebliher Gründe, um 
deren willen, nah ihrer Meinung, Nahmahlen nicht thunlich 
wären; ohnehin, fo erachteten fie, feien joldhe durch den Wort- 
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laut der Berfaffung nicht geboten (12. April). Aber diefe fchrieb 
vor, daß der Große Rath aus 150, nicht bloß aus 96 oder 
noch weniger Mitgliedern zu beftehen habe, und die Möglichkeit 
von Nachwahlen für eine zweite Kandidatenlifte fonnte ernftlich 
nicht beftritten werben; gleihwohl unterblieben ſolche und das 
St. Galliſche Volt war von 1803 bis 1808 dur einen im 
offenften Widerſpruch zur Verfaſſung unvollftändig gebliebenen 
Großen Rath repräfentirt, welchem mehr als ein voller Dritt- 
theil feiner Mitglieder fehlte und welcher durch verfchiedene Ur— 
ſachen im Laufe der Jahre noch mehrere derjelben verlor. Das 
Volk ließ fich auch diefed gefallen. In allen Kreifen von kon— 
feiftonell gemifchter Bevölferung wurde das unmittelbare Mit: 
glied aus jenem Religionstheil genommen, welcher die Mehrheit 
hatte; die Gefammtzahl ftellte fih auf 64 Katholifen und 32 
Proteftanten. Bon den hervorragenden Männern, welche die 
Revolution in der alten Landſchaft geleitet oder wejentlich bes 
günftiget hatten, erjchienen nur Blum, Egger von Tablat und 
Müller von St. Georgen ald gewählt. Blum mußte aus der 
Zahl der Mittelbaren zurüdtreten, weil er ben erforderlichen 
Bermögensbefig an Liegenichaften im Kanton nicht ausweilen 
fonnte. Künzle, Gallus Schlumpf und andere Häupter wurden 
von den Wählern übergangen, und im Kreile Goßau. war es 
nicht Künzle, fondern der gewejene Landammann Schaffhaufer, 
dem das Volksvertrauen fich zumenbete. 

Im großen Saale der neuen Pfalz eröffnete am 15. April 
der Präfivent der Regierungsfommiffion mit feierliher Rebe den 
Großen Rath, zu welcher Amtshandlung auch die Bürger zuge: 
laffen waren. MüllersFriedberg erinnerte bei diefem Anlaß an 
die Häglichen Urſachen der Auflöfung der alten Eidgenoſſenſchaft, 
des nachhin „im erften Revolutionstaumel aufgedrungenen” Eins 
heitsſyſtemes, aller fruchtloſen Verſuche vieler ausgezeichneten 
Männer der Schweiz, eine angemeſſene Verfaſſungsform einzus 
führen; — an die ſodann eingetretene erfolgreiche Dazwiſchen— 
funft des „mächtigen“ Verbündeten; er verkündete das Lob des 
nun gewährten „verbefferten Föderalismus“ und zeichnete endlich 
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in treffenden Zügen bie fchwierige und weite Aufgabe des neuen 
St. Galliſchen Staates und feiner Regierung. Es folgte die 
Eidesleiftung des Großen Rathes; dieſe noch in öffentlicher 
Sigung. Dann wurden bie Thüren geichloffen; der Große 
Kath wählte dad Haupt der nun abgetretenen Regierungsfom- 
miſſion auch zu feinem Präfidenten, dann als Mitglieder des 
Kleinen Rathes: Müller-Friedberg, Zollifofer, Reutti (dieſe drei 
auf 6 Zahre); dann Dominif Gmür, Germann, Jaf. Laurenz 
Meßmer (genannte drei auf 4 Jahre); endlich Gſchwend, Hers 
mann Feld und Bolt Cald den legten Dritttheil des Kleinen 
Rathes) auf 2 Jahre. Vier von diefen neun Mitgliedern waren 
früher fürftlihe Beamtete. Durd Kundmachung vom 18. April 
zeigte ver Kleine Rath dem Wolfe die Konftituirung beider ober- 
ften Landesbehörden an, mit dem Verſprechen, das allgemeine 
MWohl nad beften Kräften zu fördern, zu welchem Ende fein 
erfted und vorzüglichfted Beftreben dahin gerichtet jein werde, 
ber Religion ihre Würde und Anfehen, den Dienern des Staates 
und ber Kirche die gebührende Achtung, den Gefegen ven ſchul— 
digen Gehorfam und allen ruhigen und rechtichaffenen Bürgern 
Schutz und Sicherheit für ihre Perfonen und Eigenthum zu 
verfchaffen. Der Kleine Rath ſchied fi in vier Kommiffionen 
aus: Zuftiz und Polizei (Reutti und Bolt); Inneres (Gmür, 
Gſchwend und Feld); Finanzen (Zollifofer, Germann, Meßmer); 
Aeußeres und Kriegsweſen (Müller Friedberg und Meßmer); 
der geweſene Oberjchreiber der Regierungstommilfion, Johann 
Jakob Zollifofer (von St. Gallen) wurde zum Kanzleidireftor, 
der geweſene Senator Falk zum Rathöfchreiber (Erfagmann des _ 
Kanzleivireftord und SPBrotofolfführer des Kleinen NRathes) ers 
nannt. Der Kleine Rath beftimmte feine Amtsfleivung wie folgt: 
jhwarzer Frad, Beinkleider und Strümpfe, weiße Wefte, Schuhe 
mit Schnallen; um den Leib eine Ihwarzieidene Schärpe mit 
goldenen Franſen; dreiedigter Hut mit goldener Schnur; Amte- 
kleidung für das Appellationsgeriht: ganz Ichwarze Kleidung, 
dreiediger Hut und Degen. Das Haus war vorläufig beftellt. 
Dejehen wir uns näher die Hausväter. 
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Karl Franz Aloys Mathias Müller v. Friedberg, Reichs— 
freiherr, geboren in Näfeld am 24. Februar 1755 und Land: 
mann ded Kantons Glarus, feit 1798 Bürger von Lichtenfteig, 
ftand noch in der Kraft der Jahre, als ihn die Vorfehung an 
das Staatöruber des meu gebildeten Kantons St. Gallen ftellte. 
Ihm fam eine umfaffende, am Gymnaſium zu Luzern, dann an 
den Hocjchulen zu Beſangon und Salzburg erworbene wiſſen— 
ſchaftliche Bildung, geftärft durch klaſſiſche Gründlichfeit, daneben 
eine reiche Lebenserfahrung in den verfchiedenften politijchen und 
abminiftrativen Verhältniffen, zu ftatten. Seiner vielfeitigen 
Amtsthätigfeit ift Schon früher gedacht worden. Wo er ftand 
und wirfte, überragte er Alle dur ſein vieljeitiges Wiſſen, 
jeine Gewandtheit im Umgang und in der Arbeit, milvariftos 
kratiſche Formen, wie fie der höhern Gefellfchaft eigen find, in 
der er auferzogen worden und vorzugsweile gern gelebt hatte. 
Er war fein Mann für Feine und engbegrenzte Verhältniffe ; 
daher hatte er, und mit Recht, nicht bloß wegen ber getrübten 
Berhältniffe in den St. Galliſchen Landen, fondern zur Befries 
digung eigenen Thätigfeitötriebes und zur Erringung einer fein 
ganzes Weſen befriedigenden höhern Stellung, eine Wirkffamfeit 
im Ausland gefuht. Er war mit allen für einen Minifter ober 
hochgeftellten Diplomaten einer europäifchen Großmacht erforber- 
lihen Eigenfhaften begabt. Stand er in weniger hoher Stel: 
lung, fo war er ſchon nit ganz am rechten Drte, felbft in ber 
helvetiſchen Republik nicht, obwohl er dort, ſchon bald nad) feis 
nem erften Auftreten, einen weitreichenden und vielfeitigen Ein- 
fluß fih errang. Und wo er war und lebte, da fuchte er fich 
die anſprechendſte Wirfjamfeit eines nach Anfehen und Ruhm 
dürftenden Staatdmannes zu öffnen, indem er fi der Leitung 
aller auswärtigen Verhältniffe widmete, die ihn mit einem mög— 
(ihft weiten und angejehenen Kreis von PBerfonen in Berbin- 
dung zu bringen und zugleih in erwünfchte höhere gejellichaft- 
liche Lebensverhältniffe zu verfegen geeignet waren. So wurde 
er, nah Gründung der fchweizerifchen Föderation von 1803, 
nicht nur einer ihrer thätigften, fondern auch ihrer —— 
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Staatsmänner und Diplomaten, wie er zugleih, um ber be- 
zeichneten Eigenjchaften willen, im eigenen Kanton eine andere 
als die erfte Stelle nicht innehaben konnte. in populärer 
Mann, im gewöhnlichen Sinne des Wortes, war er dabei aller- 
dings nicht. Wie er die Demofratie, alte und nene, anfah, das 
it Schon aus früheren Bogen dieſer Geſchichte zu entnehmen ; 
Republifaner war er mehr theoretiih als praftiih; er erfüllte 
aber auch im bdiefer Stellung feine Pfliht. Die diplomatifche 
Korrefpondenz der Regierung mit der Bundesbehörbe, gefammten 
Kantonen und den angrenzenden Staaten führte und beforgte er 
ſelbſt, mit einer Raftlofigfeit, die faft an Uebermaß grenzte. 
Im Innern des Kantons wirfte er wohl für die Grundlagen 
feiner Organiſation und Entwidlung nach allen Ridytungen, 
überließ dann aber die viel fchwierigere Sorge einer nachhal— 
tigen Ausführung dem Eifer und der Sachkunde feiner Kollegen. 
Seine hohe geiftige Bildung trieb ihn, fih vorzugsweiſe in den 
Angelegenheiten der Kirche und der Schule zu bethätigen, ſoweit 
ihm folche8 neben ver Objorge für die füberalen und auswärs 
tigen Verhältniffe möglid war. Der Unftern aber fegte ihn 
mitten in eine Zeit, welche fih der Kirche und ihren religiöfen 
Snftituten feindlich gegenüber ſtellte. Sohn der Aufklärung des 
achtzehnten Jahrhunderts wurde er unter dieſen Umftänden zu 
einer Thätigfeit getrieben, die ihm die Träger ernfterer religiöfen 
Anſchauungen abwendig machte. *) Sein Karafter entſprach feis 
nen diplomatiſchen Gelüften; in der Auswahl der Mittel zu 
feinem Ziel bewegte er fih mit einer gewiſſen Ungebundenheit. 
Im Uebrigen blieb feine ftaatsmännische Wirkſamkeit untadel- 
haft; er genoß lebenslang hohe Achtung; Vielen war er, ale 
Gegenfag des Alltäglihen, ein Gegenftand der Bewunderung ; 
den Reformirten galt er als ein Drafel. 

Der Mann des Landes und Volkes war Joachim Panfraz 
Reutti, zwar ohne höhere willenfchaftlihe Hülfsmittel, aber 


*) Maurer:Eonftant, der Herausgeber feiner Briefe an Joh. v. Mül: 
ler, fpricht fich hierüber auf ©. XV der Einleitung zum fünften Band ber 
Sammlung eingehender aus. 
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durch das Leben gebildet, Advokat, dann fürſtlicher Beamteter 
in unteren Kreiſen, in letzter Zeit Kantonsgerichtspräſident, bei 
dem Eintritt in die St. Galliihe Kantonsregierung im kräftig— 
ften Mannesalter von ſechsunddreißig Jahren ftehend, von ſchö— 
nem Körperbau, mädtiger Redner, entſchieden und eingreifend ; 
er bewegte ſich im Polizei- und im Rechtsfache mit voller Sadı- 
funde, nahm den thätigften Antheil an der Geſetzgebung in allen 
Zweigen ber Staatöverwaltung, war hocangefehen im Großen 
Rath und bevorzugt, da diefer viel häufiger ihn als irgend 
einen andern feiner Kollegen zu jeinem Präſidenten wählte. 
Ihm an Thatfraft und Einfluß ftand nahe der Gafterer Do- 
minit Gmür, von Schänis, der ſich an fchweizeriichen Gymna— 
fialanftalten und zu Augsburg trefflibe humaniſtiſche und allge- 
meine Bildung erworben, an der Hochſchule zu Landshut in 
längerem Studium mit den Rechtswiſſenſchaften vertraut gemacht 
hatte. Schon von Landeds und helvetiichen Aemtern ber be— 
fannt, war er einer der Bertrauensmänner und Repräfentant 
der obern Lanbichaften des neuen Kantons, befreundet mit den 
bedeutjamften übrigen Etellvertretern und Beamteten derfelben 
und gleihjam ihr Haupt, wie Reutti mit Entjchievenheit ein- 
greifend in den Gang der wichtigften Angelegenheiten. Auf 
Seite der proteftantijhen Mitglieder ragte Jakob Lauren; Mep- 
mer, von Rheine, hervor, ein unzweidentiger Freund der neuen 
Zeit. Zum Kaufmann gebildet, hatte er als helvetiicher Se: 
nator Pertrautheit mit den Staatögejchäften gewonnen; als 
höherer Stabsoffizier und Milizfommandant war er in der jungen 
Bevölkerung des Landes populär geworben. Feurigen Tempes 
raments rechnete er es fich zu hoher Ehre, ein neues St. Gal— 
liſches Kontingent heranzubilden, das Zeughaus zu füllen und 
an ber Spige einer „Legion“ zu ftehen, von der jpäter die Rede 
jein wird. Straßenbau und Linthkorreftion waren im Uebrigen 
jeine Hauptarbeiten. Julius Hieronymus Zollifofer, aus der 
ſtädtiſchen adeligen Familie der Altenklingen, geb. 28. Dftober 
1766, hatte fih in Erlangen dem Studium der Rechtswiſſen— 
ſchaft gewidmet, naher die untern Kanzleiftufen der Stabt- 
2* 
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republif durdgemadt, war dann zuverläfftiger „Helvetier”, ein 
einfichtiger, treuer und fleißiger Beamteter, geraden Karakters und 
lautern Weſens, aber ohne geiftigen Schwung; ihm fiel bie 
höchſt fchwierige Aufgabe der Finanzverwaltung zu; .er genoß 
der allgemeinen Achtung und war ftetd unangefeindet. ine be- 
deutfame Perjönlichfeit im Kreife des Kleinen Rathes war 
Panfraz Germann, ehemaliger treuer Beamteter des Fürften 
PBancratius, in feiner nächften Umgebung weilend, jenem Kreife 
der Toggenburger Katholifen angehörend, von deren Bethätigung 
ſchon mandes in dieſem Geſchichtbuche gefprochen worden; 
flug, redlich, befonnen. 

Karl Heinrih Gſchwend, geb. am 19. Angujt 1736, war 
einziger Sohn begüterter Aeltern in Altjtätten und Bürger da— 
jelbft; fie wibmeten ihn den Wifjenfchaften und dem Dienfte 
des PBaterlandes; für beide Zwede bilvete er fih heran am 
Gymnafium in St. Luzius zu Ehur, von 1753 hinweg in jenem 
der Zefuiten in Feldfirh, dann vom 9. 1755 an im großen 
Jeſuitenkollegium zu Lyon, wo er bie philoſophiſchen und phyſi— 
faliihen Fächer ftudirte und nebſtdem eifrig das Lejen der latei- 
niſchen Klaſſiker fortfegte. Seine ungewöhnlichen Geiftesanlagen 
verwerthete er weiter an der Hochſchule zu Salzburg, wo er 
fih den Rehtswifjenfchaften widmete, und in Augsburg, wo er 
bei einem der erften Advokaten in die zivil- und kriminalrechtliche 
Praris fih einübte. Später mit der Tochter des Landvogts im 
Rheinthal, Betſchard von Schwyz, verehelidet, trat er gleiche 
zeitig in deſſen häuslichen und amtlichen Gejchäftsfreis in Rheineck 
ein, erwarb ſich dadurd die nöthige Erfahrung in den Wirt 
falen der Rechtsverhältniſſe ver tamaligen eidgenöffiihen Vog— 
teien, im Laufe der Zeit auch nahe Beziehungen zu den vor- 
nehmen Herricherfamilien in den demofratifchen Kantonen. Bald 
verjegte ihn eine Wahl des Fürftabtes von Et. Gallen auf bie 
Stelle eined Stadt» und Gerichtsanımanns in Altftätten, die er 
Jahrzehnte lang verwaltete. Als bewährter Kriminalift und 
Inquirent war er der Schreden ber geführlihen Gauner-Zele— 
britäten jener Zeit. Im 3. 1794 ernannte ihn der Fürft zum 


Dbervogt von Blatten, im folgenden Jahre zum Hoffanzler und 
Geheimen Rath. Der franzöftiihen Staatsummwälzung von 1789 
jubelte er anfänglich, wie fo viele andere Hochgebildete, Beifall 
zu; bald aber erfüllten ihn ihre Verbrechen mit Schhreden. Feu— 
rigen Temperamentes, war er in feinen Formen auch etwas 
raub; der Kern feined Weſens aber war zur Güte geneigt und 
er gab dafür, in feinen jüngern Jahren, viele Beweije durch 
eifrige BVertheidigung armer Leute in jchwierigen Prozeßjachen. 
In ven großen politiihen Krifen war er eher jchwanfend als 
charafterfeftz Die Urtheile des legten Fürften und der Stiftsfapi- 
tularen von St. Gallen lauten daher meift ungünftig über ihn. 
Beliebt bei der Geiftlichkeit und der Fatholifchen Bevölferung 
war er auch darum nicht, weil er ihre erbaltenden Beftrebungen 
nicht zu würdigen wußte, nody viel weniger unterftügte. “Der 
Bildung neuer Zuftände war er nichts weniger als abgeneigt ; 
Beweiſe von Vorliebe für die helvetiſche Republik hatte er aber 
doch nicht gegeben, obwohl ihm eine der höchften Stellen in 
ihrem Dienft angewiefen worden war. Bolt, der gleich Gſchwend 
ſchwere Zeiten durchgelebt hatte, befand fich mit diefem mehr in 
zweiter Linie, al8 in hervorrageuder Stellung. Hermann Fels 
war Glied einer der hochgeftellten und vornehmen Stadtfamilien 
vom Handelsftand, und befleidete zur Zeit ſtädtiſche Gemeinde— 
ämter. in jcharfes politiiches Gepräge trug er nicht; dagegen 
zeichnete er fich durd Liebenswürdigfeit des Karafterd aus. 
Diefe neue Regierung war im Ganzen jehr regſam, ohne 
politiiche Rüdfgedanfen und am wenigften lüftern nach Rüdfehr 
einheitlicher Ordnung, aud ihrer Aufgabe völlig gewadhjen. 
Als hervorragend find unter den unmittelbaren Mitgliedern des 
Großen Rathes zu nennen: der Altbürgermeifter Steinlin, der 
gewejene Dbervogt Zweifel von Rorſchach, ter ehemalige alt- 
landſchaftliche Landammann Schaffhaufer, Grob von Gonzen— 
bad und Kuhn von DOberupwpl, der geweſene Finangminifter 
Cuſter, der Kantonsrichter Göldy von Sennwald, die drei Ober- 
länder Ehiodera von Ragatz, DOberli von Mels und Io. Fr. 
Bernold von Wallenftadt; Bettiger von Utznach und Ridenmann, 
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der legte Schultheiß von Rapperſchwyl. Aus ver Zahl ber 
Mittelbaren: Brägger von Hemberg, Büeler von Rapperſchwyl, 
Rathsherr Bürgi, der Rößliwirth von Lichtenfteig; die Gleiche 
gefinnten Dudli von Schwarzenbach und Altammann Fr. Joſ. 
K. Falk von St. Peterzell; Joh. Baptift Gallati von Sargang, 
Xaver Gmür von Schänis, der geweſene Statthalter 3. I. 
Meßmer von Rheine. Neben ven ehemaligen helvetiſchen Bes 
amteten ſah man im Großen Nath auch Häupter der Demo- 
fraten, unter ihnen einige folche, welche der Schwyzer Taglagung 
von 1802 beigewohnt hatten, fo ven ſchon genannten Schaff- 
haufer und den geweſenen Landammann des Rheinthals, J. 
M. Eicbmüller. 

Kaum in's Amt gefept, fchritt der Kleine Rath zu mans 
nigfachen Vorbereitungen für die weitere Organifation der Lan— 
desverwaltung. Er forgte für wünſchbare Deffentlichkeit und 
gründete zu dieſem Behuf das „St. Galliibe Kantonsblatt”, 
das alle allgemeine Amtserlaffe mit Beförderung dem Wolfe 
zur Kenntniß brachte. Zur Befeitigung beftehender Mißverhält- 
niffe regulirte der Kleine Rath den Salzpreis, wonach die Bes 
zirfe, welche das Salz von ter Berwaltung in St. Gallen 
bezogen, das Pfund von 40 Loth zu 5 Kr., diejenigen, welde 
von Zürich aus bedient wurden, zu 6 Kr. zu bezahlen hatten. 
Er ſchaffte dem Volk die läftig gewordenen „SteuerJammler® 
vom Hals, deren Gewerb in Betrügerei ausgeartet, und be 
Ichränfte das Kolleftiren auf dringende Nothfälle mit ober- oder 
unterpolizeilicher Bewilligung. Er beftellte eine kaufmänniſche 
Kommilfion zu Vorberathung wichtiger Handelsintereſſen, deren 
Behandlung an näcfter Tagfagung bevorftand. Und zu einer 
langen Reihe gefeggeberiicher Arbeiten berief er zum zweiten 
Mal den Großen Rath ein. Reutti wurde zu deſſen Präſidenten 
erkiefet. Der Große Rath beichloß alsbald und einhellig eine 
Dankadreſſe zu erlaffen an Napoleon Bonaparte für die Wohl- 
that der Vermittlung (6. Juni). Sie ging ab mit zwei Schrei- 
ben der Regierung an den erften Konful und an ben Senator 
Domeunier, von denen das letztere beſonders warm die Interefien 
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des neu geichaffenen Kantons empfahl (7. Juni). Der große 
Völker Regent nahm die Huldigung feiner St. Galliſchen und 
ſchweizeriſchen Vaſallen mit ernftem Wohlgefallen auf und er- 
innerte fie an fein Regierungsariom, daß ohne die Wohlgewos 
genheit Frankreichs für die Schweiz Fein Heil erblühen könne; 
ihre Ruhe und Unabhängigfeit von der Einigung beider Länder 
abhängig fei (Antwort aus Gent, 17. Juli). 

Als dieſe erfte Pflicht der Dankbarkeit erfüllt war, jchritt 
der Große Rath zur Durchführung der innern DOrganifation, zu 
welder ter Kleine Rath ein reiches Material in vollendeten 
Gefegesvorichlägen einbrachte. Mehr denn drei Wochen lang 
dauerte die Seffion; fie ift eine der reichhaltigften und ergies 
bigften aus der Grünbungsperiote ded Kantone. Der Große 
Rath begann mit dem eigenen Geſchäftsreglement; folches fchrieb 
vor, daß gefammte Wahlen, mit einziger Ausnahme jener der 
Stimmenzähler, dur geheime Stimmenfammlung vorzunehmen 
jeien; in Großrath3s Kommiffionen wurden in der Regel die 
Mitglieder des Kleinen Rathes nicht gewählt; dagegen hatten 
diefe Kommilfionen das Recht, einzelne Mitglieder des Kleinen 
Raths aus der betreffenden Rathsabtheilung zur Erläuterung 
der Gefegesvorfchläge einzuberufen. Für einen gültigen Beichluß 
wurde bie Anwejenheit von zwei Drittheilen der wirflihen Groß: 
rathsmitglieder, alſo von mindeftens deren 64, erforberlich er- 
klärt. Diefes Minimum ging aber fpäter noch tiefer herab, 
weil fih allmälig Lüden im Großen Rath; ergaben, die Feines» 
wegs durch Erjagwahlen ausgefüllt wurden. Mitglieder, die 
aus einer Seſſion fi entfernen wollten, waren verpflichtet, zu 
diefem Behuf ausdrüdlih Urlaub zu verlangen. Wurde ein 
Gejegesvorfchlag verworfen, jo ging er an den Kleinen Rath 
zurüd, dem dann anheimgeftellt blieb, ihn vwerbefiert oder um— 
gearbeitet wieder einzubringen, oder gänzlich zurüdzugiehen; das 
Letztere mochte der Kleine Rath; auch ſchon während der Bera— 
thung des Vorſchlags thun, und es geſchah wirflich oft, wenn 
er wahrnahm, daß er in ein Weſpenneſt gegriffen hatte, und 
eine Niederlage vorausfah. Eine Amtstracht durfte aud für 
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den Großen Rath nicht fehlen; aber fie mußte weniger glänzen 
al8 jene der Regierung; aljo: dunfelblauer Frack mit ſchwarzen 
Unterfleivern, auch Degen und dreiedigter Amtshut, doc ohne 
die Schärpe helvetiichen Urjprungs. Nach Beitiegung der Grunds 
füge über die Drganifation des Appellationsgericht8 überging ber 
Große Rath zur Beſetzung dieſer oberfien Gerichtöbehörde. Wir 
jehen in diefelbe die Angejehenften des Großen Rathes, nur 
wenige Männer außer demjelben berufen; mehrere aus beiden 
Klafien, jo Dudli, Zweifel aus Rorſchach, Falk (ver ehemalige 
Senator, dann Rathsjchreiber), Büeler von Rapperſchwyl, dür— 
fen als wiſſenſchaftlich und praftiih gebildete Juriften genannt 
werden; auch alle übrigen waren Männer von hohem Anfehen 
und erprobter Gefchäftsfunte. Den in jeder Beziehung ehrwür— 
digen Johann Karl Dudli (er war jechszig Jahre alt) erwählte 
der Große Rath zum Präſidenten des Gerichtshofes (15. Juni). 
Er berieih die vom Kleinen Rath) entworfenen Snftruftionen für 
die Geſandtſchaft am die bereits ausgejchriebene Tagſatzung. 
Neben den innern Angelegenheiten bezeichnete die Botjchaft als 
Gegenftand vorzüglicer Aufmerkiamkfeit der Bundesverlammlung 
„die neuerliche Anfnüpfung der wohlmollenden und gegenfeitigen 
nüglichen Bande mit unfern älteften Freunden und Nacbarır“ ; 
das waren die lieben Franzoſen. Dieſe Inftruftionsertheilung 
war eine höchſt jchwierige Arbeit, da zur Zeit und bevor bie 
Kantonsgeſandtſchaften, Mann gegen Mann, fich gegenüber ge- 
jehen und gemuftert hatten, auch bevor die weitere Haltung der 
franzöfifhen Regierung gegenüber der Schweiz, namentlich in 
Bezug auf das Maß ihrer Selbftftändigfeit, Fenntlich vorlag, 
die von Seite des Kantons St. Gallen einzunehmende politische 
Stellung nur in allgemeinen Umrifjen gezeichnet werden fonnte. 
Ueber den Inhalt der Gejandtiaftsinftruftionen wurde von 
Amtswegen Stillſchweigen befohlen. Die Vertretung des Kau— 
tond wurde feinem num anerkannt erften Staatsmann, dem Re— 
gierungsrath Müller-Frievberg, übertragen, als Legationdrath 
der gewejene Finanzminifter 3. 8. Eufter ihm beigegeben. Aus- 
hlieglih den inneren Angelegenheiten des Landes angehörend, 
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ift das Gefeg über die Organijation der Gemeinderäthe; es 
beruht auf der Vorfchrift, daß jede; Pfarrei von ungefähr 1000 
Seelen eine politiſche Gemeinde bilde; wo_die Bevölferung ge: 
ringer, die Zutheilung noch anderer Drtichaften oder Pfarreien 
einzutreten habe. Dieſe politifhen Körper waren vor der Res 
volution nirgend8 in den St. Galliſchen Landen vorhanden; 
Pfarreien und Gemeinden waren bis zu jener Zeit identilch ges 
blieben; erſt die helvetiſche Republik führte Munizipalgemeinven 
ein, von denen die nunmehrigen politiichen Gemeinden die Nach— 
folger wurden, doc) in weit befjerer Organifation. Die Feftfegung 
der politiihen Gemeinden blieb dem Kleinen Rath überlafjfen; 
jede derjelben hatte mindeftens eine jährliche Generalverfamm- 
fung aller ftimmfähigen Bürger; aus mehreren Pfarreien over 
aus Bürgern beider Konfejfionen zulammengefegte Gemeinten 
mußten ihre Gemeinderäthe in billigem Verhältniß zu viefen 
Faftoren beitellen; Erneuerung der Gemeinveräthe alle zwei 
Zahre zum dritten Theil. Die Gemeindammänner wurden zus 
gleich ald Bollziehungsbeamte des Kleinen Rathes erklärt; deren 
Wahl aber blieb ungejchmälert dem Volk. Den Gemeinderäthen 
übergab das Geſetz die Beforgung des Vormundſchaftsweſens, 
mit Verpflichtung, den Mündeln Vögte von ihrer Religion zu 
geben; auch die Aufnahme von Hypothekarſchatzungen. Für die 
übrigen Gemeindekörper (Pfarreien, Heimathsgenoſſenſchaften, 
welche letzteren ſpaͤter die Bezeichnung „Ortsgemeinden“ erhiel— 
ten) iſt die Aufſtellung beſonderer Verwaltungsbehörden verord— 
net, die ebenfalls durch die Gemeindegenoſſen zu wählen waren. 
Dieſes im Ganzen treffliche Gemeindegeſetz (vom 21. Juni 1803) 
it Grundlage und Norm für alle fpäteren Zeiten geblieben. 
Der politiichen Gemeinden wurden anfänglid 74 beftimmt; in 
Folge von Einſprachen oder ähnlicher Veranlaffung wurden dies 
jelben bis Auguft 1803 auf 82 vermehrt. Dem Gemeindegeſetz 
folgte, unter gleihem Datum, die Organijation des Gerichts: 
weſens; hoch wurden durch dieſelbe die Friedensrichter geftellt 
als Wächter über die gejammte Verwaltung der Gemeinden, 
als die Handhaber der „gerichtlichen Polizei”, als erſte Bors 
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unterſuchungsbeamte in Fällen von Vergehen oder Verbrechen; 
den Friedensgerichten wurde abſchließliche Kompetenz in Streit— 
fällen bis auf 16 Fr., erſtinſtanzlich von dieſem Betrag bis 
160 Fr. zuerkannt; ihnen wurde auch die definitive Erkennung 
und Fertigung der Pfandbriefe und die Führung der Pfand— 
protofolle übertragen (Alles auf Grundlage der gemeinderäthlichen 
Pfandſchatzungen, für welche der Gemeinderath, mit Regreß auf 
die Schäger, ein Jahr lang zu haften hatte). Don den act 
Bezirfögerichten hatten jene ter fteben Landbezirfe ihre Verfamme 
lungen abwechjelnd an ben zwei wichtigften Orten ihres Gerichts— 
gebietesd zu halten, als welche bezeichnet waren: Rorſchach und 
St. Fiden (für den Bezirf Roribab), Rheine und Altftätten 
für das Rheinthal, Sargand und Werbenberg für den Bezirk 
Sargans, Rapperſchwyl und Utznach (für den Bezirk Utznach), 
Lichtenfteig und Neu⸗St. Johann für Obertoggenburg, Flawyl 
und Mosnang für Untertoggenburg, Wyl und Goßau für den 
Bezirk Goßau. Jedes Bezirksgericht hatte aus neun Mitglie- 
dern zu beftehen; Die Wahlart beftimmte die Verfaſſung; den 
Präfidenten wählte aus den Mitgliedern der Kleine Rath; Aus 
tritt und Erneuerung drittheilsweife, wie bei den übrigen Bes 
börden; Kompetenz, lestinftanzlich bis 160 Fr., erftinftanzlich 
über die Streitigkeiten höheren Belangs, über Dienftbarfeiten, 
Bevogtigung Großjähriger, Injurienhändel. Den Bezirkögerichten 
ftanden darüberhin weite Straffompetenzen zu. Es wurde ein 
Kriminalgeriht für erftinftanzliche Beurtheilung der Verbrechen 
beftellt, dur den Kleinen Rath aus der Zahl der Friedens— 
richter oder der Bezirfärichter nach Belieben zu wählen; deſſen 
Verfammlungen fjollen am Hauptorte gehalten werben. Als 
zweite Kriminalinftanz wurde das Appellationsgericht bezeichnet. 
Dem Adminiftrationsgeriht wurde der Enticheid über Steuer⸗, 
Requifitiond- und inquartierungsftreitigfeiten, über Anſtände 
aus Gemeindeverwaltungsfragen und bezüglicen Rechnungen, 
über Benugung ded Gemeindeguted und Aehnliches zugewieſen. 
Die Spezialunterfuchungen in Werbredensfällen wurden einer 
Kriminaltommiffton übergeben, beftehend aus dem Praäſidenten 
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und zwei andern Mitgliedern des Appellationsgerichtes. Ein 
andered Geſetz ordnete die Matrimonialgerichtöbarfeit, beſtellte 
für die Eheftreitigfeiten der Proteftanten ein „evangeliiches Ehe- 
gericht“ aus einem Mitglied des Kleinen Rates ald Präfiven- 
ten, mebft acht, wie diefer vom Kleinen Rath zu wählenven 
Beifigern; fünf weltlichen (aus der Mitte des Großen Nathes) 
und drei geiftliben. Der erfte Präfivent dieſes evangeliſchen 
Ehegerichted wurde Regierungsrath Bolt. Das Fatholiiche Kon: 
fiftorialwefen wurde einer Uebereinkunft mit den Bilchöfen von 
Konftanz und Ehur vorbehalten. Gheftreitigfeiten zwifchen Ehe: 
leuten ungleiher Religion wurben der Behörde desjenigen Kons 
fefftonstheild zugeſchieden, bei deſſen Geiftlichfeit vie eheliche 
Einjegnung rehtmäßig vor fih gegangen. Ein fummarifces 
Gejeg über die „Prozeßförmen“ verordnete im gleichen Geift 
das „ſummariſche“ Verfahren in ECivilftreitfahen vor jeder Ge- 
richteinftang und fchloß die Advokaten von den Friedensgerichten 
aus (29. Juni); durch dieſes Gejeg wurde „eine Menge ver 
ungleibartigften Geriditsgebräuhe und Ordnungen“, welce bie 
dahin in den verfebievenen Landichaften des Kantons zur Ans 
wendung gefommen, befeitiget oder ausgeglichen. An die bereits 
erwähnten Geſetze über die Strafrechtöpflege ſchloß fih ein ſol— 
bed über Ausübung des verfaflungsmäßigen Begnadigungs— 
rechted des Großen Rathed an. Diefen oberften Natb leitete 
biebei die Betrachtung, daß in Anwendung der Begnabigung 
„die gewiflenhaftefte Sparjamfeit zu beobachten ift, wenn nicht 
das Anfehen der Gerichte herabgewürbigt und das Lafter bes 
günftiget werben fol.” Er verordnete daher: daß das Recht 
der Begnadigung nur Milderung in den Graden und der Natur 
der Strafe zum Gegenftande und einzig auf Kriminalurtheife 
Bezug habe; daß fein Begnadigungsaft die Schwere der Strafe 
bis auf die Hälfte vermindern könne; delegirte übrigens deſſen 
Ausübung für die Zeit außer den Seſſionen ded Großen Rathes 
an die Regierung, mit Ausnahme jedoch der Fälle erfannter 
Todesſtrafe, worüber der Entſcheid allein dem Großen Rathe 
vorbehalten blieb. Ein weiteres Geſetz regelte das Armenweſen. 
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Es ſpricht die Pflicht jeder Gemeinde aus, ihre Armen, die ſich 
„wegen Altersſchwachheiten oder körperlichem Unvermögen außer 
Stande befinden, die nöthige Nahrung und Unterhalt zu ver— 
dienen”, nad Bedarf zu beforgen. Als Duellen der Untere 
ftügung weilet ed an: das Armengut, in Ermangelung deſſelben 
Beifteuern aus dem Gemeindegut oder einen monatlichen Bei— 
trag von allen Gemeinde: oder Orts-Einwohnern, endlich, falls 
folhe Beiträge nicht willig von allen Einwohnern fließen joll- 
ten, wirfliche Armenfteuern. Die Unterftügungspflict befchränft 
das Geſetz auf die Gemeindebürger und Solche, vie nad altem 
Recht aus ihrer Niederlaffungsgemeinde nicht hätten weggewielen 
werden bürfen. Das Geſetz war beftimmt, für immer und 
gründlich dem altherkömmlichen „Gaſſenbettel“ zu fteuern. Gegen 
allgemeine Kalamitäten, Brands und Waſſerſchaden, Viehſeuchen 
und Aehnliches wurde eine Kantonshülfsfafje errichtet; Haus— 
folleften oder Kirchenfteuern follten derjelben vie erforverlichen 
Mittel zuwenden; mit Gründung dieſer Landesanftalt wurde 
nun durch Gejeg „alles anderweitige Stenerfammeln, unter was 
immer für einem WBorwande, gänzlich verboten, außer in der 
Gemeinde des Beichädigten auf Dewilligung des Gemeinde— 
rathes“. Gejeg und Proklama für die erfte Cinfammlung, die 
im Herbfte ftattfand, zündeten nicht; der Ertrag fiel fehr fpar- 
ſam aus, in Folge veffen die Regierung bei der öffentlichen 
Rechnungsſtellung unummwunden ihren „Schmerz über die Hart- 
herzigfeit einzelner Gemeinden” zu erfennen gab (4. November). 
Für wirffame Handhabung der Sicherheitspoligei wurbe ein 
Landjägerforpe von 115 Mann errichtet, militärisch organiftrt, 
mit „Stuger und Hirfchfänger” bewaffnet; zu Gunften des Ge— 
meinen wurde für jeden wirfliden Dienfttag ein Sold von 
38 Kr. beftimmt. Das Geſetz fah daher die Landjäger noch 
nidyt ald permanent bienftthuend an. Bewaffnung und Kleidung 
übernahm der Staat; die Kreife hatten den Sold zu bezahlen. 
Die Errihtung dieſes Landjägerforpe war Bebürfniß Ange- 
fihtö der weiten Grenze gegen das Ausland und in Betracht, 
daß der Kanton „auh im Innern von Nachbarn umgeben ift, 


= U 


deren zerſchiedene PBolizelanftalten unfere Lage fehr jchwierig 
machen“. in fpäterer Regierungsbefhluß gab dem Landjüger- 
korps jeine militäriſche Organiſation und beftimmte mit Genauig- 
feit und Sachkunde deſſen polizeiliche Verrihtungen. Dem Korps 
wurden drei Offiziere (an der Spite ein Hauptmann, dem ein 
Sahresfold von 240 Fr. zugeichieden war) vorgejegt. Im Ver— 
lauf ter Zeit wurden die Dffizieräftellen nicht mehr bejegt, fon- 
dern die Leitung des Korps dem Sefretär der Kantonalpolizei— 
behörbe übertragen. Die verjchiedenen Kreile erhielten je nad) 
ihrer Größe 2 bis 4 Lantjäger, der Kreis St. Gallen deren 
zwölf. Das Korps begann feinen Dienft mit dem 10. Dftober. 
Bon diefem Tage an verfhwanden die alterthümlichen „Hats 
ſchiere“. Für Handhabung der Gefundheitöpolizei wurde ein 
„Sanitätsfollegium” aufgefteltt, das unter der unmittelbaren 
Auffiht der Regierung zu wirfen berufen war; das bezügliche 
Geſetz erklärte unter Anderm den Krieg den „fremden, herum: 
reijenden Zahn und Augenärzten, Droguiften, Marftichreiern 
und andern unerfahrenen Leuten, die ein in die Arznei» und 
Heilfunde einfchlagendes Gewerbe im Kanton zu treiben ges 
finnet find,“ und verpflichtete die Sanitätsbehörde zur Abwehr 
von Epidemien unter den Menfchen und dem Vieh. Eine Voll- 
ziehungsverorbnung der Regierung beftellte dieſelbe aus fieben- 
zehn Aerzten, von denen wenigftens einer aus jedem Bezirk zu 
ziehen war. Das Sanitätsfollegium verfammelte fih aljähr- 
(ih einmal zu überfihtliher Beiprechung feines gefammten Wir: 
fungöfreifes; die täglihe Geſchäftsbeſorgung ward einer engern 
Kommilfion von fünf Mitgliedern zugewieſen. Wir fehen bie 
Aerzte Adrian Wegelin und Alerander Aepli von St. Gallen 
an der Epige der Sanitätsbehörbe, manch andere Jünger Aes— 
kulaps, Kafpar Tobias Zollifofer, Bernhard Wild (beide von 
Et. Gallen), Johannes Neff von Altftätten, Hager in Ragap, 
Fuchs in Rapperfhwyl, überhaupt die tamaligen beft akkredi— 
tirten Aerzte, im Kreiſe der Mitglieder dieſes Rathes. Aepli 
und Neff hatten ſich vornemlich um Einführung des Impf— 
weſens verdient gemadt. Für pharmaceutifche, chirurgiſche und 
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veterinärifche Bälle waren drei „Aſſeſſoren“ beigegeben; für 
erftere der unter ten jchweizeriichen Naturforſchern wohlbefannte 
Apotheker Daniel Meyer von St. Gallen. Wie ehemals Stapfer 
in der helvetiſchen Republif, fo nahm jegt aud die St. Gallifche 
Kantonsregierung das Erziehungswefen zur Hand. Es verords 
nete der Große Rath durch Geſetz vom 23. Yuni die Aufitel: 
lung eines Erziehungsrathes aus „ſachkundigen, achtungs- und 
zutranenswürdigen Männern geiftlihen und weltlichen Standes*, 
zu wählen aus ten Befennern beider Konfeflionen und aus 
allen Bezirken des Kantond. Das Gefeg jchreibt im Weitern 
vor, daß Berfügungen über die Lehrbücher der Religion und 
den Religionsunterriht „jedem Religionstheil allein und aus» 
jchließlicy ded andern überlaffen bleiben, damit er in Bezug auf 
diefen Punkt jo verfahren fönne, wie ed das Berhältniß der 
Kirche mit fih bringt.* Den Gemeinden, ohne Unterſchied der 
Religion, wurde ihr Schulgut gewährleiftet, mit Empfehlung, 
daffelbe zu Aufnen. Die Gemeinden durften von nun an nur 
ſolche Schullehrer anftellen, die vom Erziehungsrath geprüft und 
al8 wählbar erklärt worden; die Prüfung in Bezug auf den 
Religionsunterriht hatte ausſchließlich durch Mitglieder „von 
der betreffenden Religion” zu geichehen. Abjegungen von Leh— 
rern durften nicht ftattfinden ohne Angabe ver Gründe an den 
Erziehungsrath und deſſen Zuftimmung. Ein Regierungsbeichluß 
vom 7. Dftober ging näher in die Aufgabe ein. Er verordnete, 
daß aus jedem Diftrift zwei Mitglieder zu wählen jeien, je 
eines von jeder Konfeifton in gemifchten Bezirken; die Gejammts 
zahl der Mitglieder wollte man nicht bejchränfen, damit jederzeit 
ein „tüchtiger Mann“ beigezogen werben könne. Die erfte Wahl 
der Mitglieder eignete fih der Kleine Rath jelbft zu; für bie 
Folge wollte er fib einen für ihn verbindlichen Dreier-Vorſchlag 
des Erziehungsrathes gefallen laffen. Bei Bildung folder Vor— 
ſchlagsliſten habe der Erziehungsrath befonders darauf zu jehen: 
daß keine Klaffe der Staatsbürger ausgeſchloſſen und auf beide 
Religionsbefenntniffe unpartetifche Nüdficht genommen werde. Präs 
fivent und Bizepräfident des Erziehungsrathes mußten je aus 
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beiden Konfejfionen genommen werden und unter fih Jahr um 
Jahr im Amte wechſeln. Für Gegenftände des Religioneunters 
richts präfidirte jeder diefer Vorftände die Kommiſſion feiner 
Glaubensgenofjen. Die Regierung wollte übrigens in Sachen 
ſelbſt ſehen und ftellte den Erziehungsrath gewiffermaßen unter 
Bormundihaft. Sie behielt fid, das Recht vor, für immer oder 
abwechjelnd eines ihrer Mitglieder als ihren Stellvertreter zu 
beitellen, der nad Belieben den Eigungen des Erziehungsrathes 
beiwohnen, mit anderen Worten Verhandlungen und Beſchlüſſe 
nah Ermeſſen beeinfluffen fünne Alle Entwürfe für Verord— 
nungen im Schulwejen waren der Genehmigung des Kleinen 
Rathes, alle Befanntmadhungen des Erziehungsrathd dem Bijum 
ded jeweiligen Regierungspräfidenten unterftellt. Einzelne Mits 
glieder des Erziehungsrathed wurben mit der Schulinfpeftion in 
den Diftriften beauftragt. „Die Pfarrer und Sculvögte der 
Gemeinden” wurden als ihre „Gehülfen“ erklärt. Dem Er: 
ziehungsrath blieb freigeftellt, nicht nur die Pfarrer der Gemein. 
den, jondern auch jeden Bürger, deſſen Einficht er gerne benugen 
möchte, zur Berathung in die Sigungen zu laden. Die Schul- 
fonds der Gemeinden wurden in dieſer Verordnung wiederholt 
als „ihr unantaftbares Eigenthum“ erklärt, durften aber auch 
ihrem Zwede in feiner Weile entfremdet werden. Die Ges 
meinden wurden zur Errictung von Sculhäufern verpflichtet, 
wo jolhe noch fehlten. Dem Erziehungsraty) wurde die Vor—⸗ 
forge für die Heranbildung „tüchtiger Lehrer” beſonders em- 
pfohlen. Alle Brivat-Erziehungsanftalten und jede Art des 
Nebenunterrihtes wurde „der Polizei des Erziehungsrathes* 
unterftellt, doch fo, daß durch diefelbe Feine bürgerlichen Rechte 
benachtheiliget, „ſondern nur ſchädliche Täufhungen und Miß- 
bräuche verhütet werben”. Die erfte Beftellung des Erziehungs— 
rathes (8. Dftober) berief 23 Männer geiftlihen und weltlichen 
Stantes in denfelben, als Präfiventen und Wizepräfidenten ben 
„Bürger Jakob Laurenz Eufter” und ten „Bürger Martin 
Grefier, Pfarrer an der Stiftsfirhe zu St. Gallen”, einer ber 
jingern Konventualen tes Stifts; an die Spitze ter übrigen 
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Mitglieder den oft genannten Bernold von Wallenſtadt, neben 
ihm ſechs katholiſche Geiſtliche, unter welchen die beiden Brüder 
J. Anton und B. S. Blattmann aus dem Kanton Zug, von 
denen der erſte Pfarrer zu Bernhardszell, ver andere auch „Pfar— 
rer“ an der Stiftskirche war, und ebenſo viele Proteſtanten, 
theilweiſe dem geiſtlichen Stande angehörend und auch Inhaber 
von Pfarrpfründen, unter ihnen den Dekan Böſch in Ebnat, 
Profeſſor Fels in St. Gallen, Kirchenrath und Pfarrer Scherrer 
ebendaſelbſt; Gregor Grob von Lichtenſteig und G. L. Hartmann 
von St. Gallen, welchen beiden bald eine beſonders umfafjende 
Thätigfeit im Erziehungsrathe zu Theil wurde, ftehen ebenfalls 
auf dem Verzeichniß. ufter lehnte die Präftventfchaft ab; Grob 
trat an feine Stelle. Müller-Friedberg wurte Repräjentant des 
Kleinen Raths bei dem Erziehungsrath und deſſen geiftiger 
Lenfer; begleitet von Negierungsrath Zollifofer jegte er den Ers 
ziehungsrath durch feierliche Nede in das Amt ein (8. Novems 
ber). Den Bürger Hartmann wählte fih der Erziehungsrath 
zum Aktuar. Der GErziehungsrath nahm feine Verrichtungen 
mit Eifer zur Hand, erließ alsbald Vorſchriften für Prüfung 
der Primarlehrer, dann auch eine umfaſſende Inftruftion für bie 
Schulinfpeftoren in den Bezirken (14. Dezember); das Fonfef- 
fionelle Bewußtfein zu fchonen, wurden tiefe Inſpektoren anges 
wiefen, ihr Amt nur über die Schulen ihrer eigenen Konfelfion 
zu üben, übrigens der Wunſch ausgeſprochen, taß mit freimillis 
ger Zuftimmung der Eltern in gemifchten Gemeinden gemein- 
ſchaftliche Schulfefte für die Kinder beider Kirchen gehalten wer: 
den möchten; gegenüber ven Pfarrern waren bie Inſpektoren 
angewiefen, fie nicht etwa ald Untergebene, ſondern als Ge— 
hülfen und Mitarbeiter für das Wohl der Schulen in Anfprud 
zu nehmen. In gleicher Verordnung wurde die Errichtung von 
Sonntagsfhulen, von Repetirfchulen, von Arbeitöichulen, wes 
nigftens für die Mädchen, dann Leibesübungen für die Knaben, 
auch die Gründung von Bürger- oder Mittelfchulen in den Ber 
zirfen empfohlen. 
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Hand in Hand mit den Anorbnungen für das Erziehungs- 
weſen gingen jene bezüglich der Kirche, weſentlich doch nur zur 
Vorſorge für die Proteſtanten. Beherzigend, „daß die religiöſe 
und ſittliche Bildung des Volkes das Glück des Staates bes 
feſtnet; daß es daher die heiligſte Pflicht jeder Regierung iſt, 
die Verbefjerung dieſes wohlthätigen Zuftandes mit beftrebendem 
Eifer zu bewirken; daß die Diener der Religion zu dieſem hei— 
ligen Endzweck den erften und ausgezeichnetftien Beruf haben; 
dag ihre Bemühungen erft dann fruchtbar werden, wenn fie 
das ihnen gebührende Anjehen genießen; daß Berfammlungen 
der Geiftlichfeit zu gemeinfchaftlihen Berathungen der religiöjen 
und fittlihen Wolfsbildung den vorzüglichften Vorſchub leiſten 
können; daß aber bie Regierung die nöthige Aufſicht auch hierbei 
auszuüben und die thätige Mitwirfung zu dem vorgefegten eblen 
Zwede zu reichen pflihtig ſei'; — fchlug die Regierung vor 
und der Große Rath genehmigte ald Geſetz: die Geiftlichkeit 
beider Religionsbefenntniffe ſei befugt, fi zur Berathung über 
ihre kirchlichen Angelegenheiten in ein Kapitel oder Synode zu 
verfammeln; die Synoden und Kapitel ftehen unter der Aufficht 
des Kleines Rathes und haben vemfelben vierzehn Tage vor 
ihrer Berfammlung gehörige Anzeige zu machen. Soweit vers 
fügte dad Geſetz für beide Gonfelfionen. Dann folgte für vie 
Katholifen das Bejonvere: „Die bisherigen innern Einrich— 
tungen und Befugniffe der Kapitel Fatholiicher Religion bleiben, 
bis zur enblihen Weftiegung von Seite der obern geiftlichen 
Behörden, beibehalten.” Die übrigen Artikel des Geſetzes ent 
halten die Organifation für die proteftantifche Geiftlichkeit. Sie 
wurde in brei Kapitel getheilt: St. Gallen, Toggenburg, Rheins 
thal mit Sar und Wervenberg; jedes dieſer Kapitel’ hat feinen 
Dekan, den es felbft wählt; die drei Kapitel vereinigen fich zur 
Synode, die fih aljährlihd einmal am Hauptorte des Kantons 
verjammelt; zwei evangeliiche Beifiger aus dem Kleinen, und 
eben jo viele aus dem Großen Rathe, alle vier von erfterm 
gewählt, wohnen den Berfammlungen bei; ed wird ein Kirchen» 


rath beftellt aus einem Antifted, zwei Mitgliedern des Kleinen 
Baumgartner, Kanton St. Gallen. U. 3 
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Rathes und vier Geiſtlichen (dieſe und den Antiſtes wählte Die 
Synode); vom Kirchenrath hatten alle Verordnungen über das 
Kirchenweſen auszugehen; der Synode ftand deren Genehmigung, 
der Regierung die Beftätigung zu (Gefe vom 29. Juni). Der 
Dekan BP. Stäheli von St. Gallen wurde zum Antiftes ge- 
wählt; ald Mitglieder des Kirchenrathes gab ihm die Synobe 
bei: die „Bürger“ Dekan Böſch, Pfarrer Scherrer von St. Gallen, 
Pfarrer Beyel in Berned, Pfarrer Valentin in Degersheim. 
Zur Ausführung obigen Gejeges, fomweit es die Proteftanten 
betraf, wurbe fpäter von der Synodalverfammlung, auf Vor- 
ſchlag des Kirchenrathes, die „Berfaffung der evangelifchen 
Kirhe des Kantons St. Gallen” erlafjen, enthaltend in drei 
Abſchnitten die Kompetenzen und die Organifation der Synobe, 
dann die Kirchenraths⸗Ordnung und die Kapitular- Statuten 
(19. September 1804). 

Noh war Obſorge für die Finanzen erforberlih. Zur 
Dedung der unvermeidlichen Koften des Staatshaushalts verord- 
nete ein Gejeg die Erhebung einer Vermögensfteuer von 2 vom 
Taufend und diejenige von Wirthicdhaftspatenttaren nad Klaſſen 
von 14 bis 150 Franken. Won der VBermögensfteuer wurde 
einzig das Eigenthum von Kirchen, Schul- und Armenanftalten 
ausgenommen (23. Juni). in Großrathsdekret verordnete bie 
Bollendung der noh rüdftändigen Katafterarbeiten. Die Re- 
gierung befahl ben Bezug rüdftändiger Zehnten und Grundzins- 
gefälle, jowohl von 1802 als der Älteren Reftanzen. in Geſetz 
verfügte über den Einzug ded Großzehnten für das Jahr 1803, 
laut helvetiihem Defret vom 9. Juni 1801, zu Handen ber 
Staatöfafje; den Staats- Kleinzehnten erließ ed den Pflichtigen; 
den geiftlichen und weltlichen SBrivatzehntbefigern, auch Korpo—⸗ 
rationen, blieb überlafjen, fich über eine Mitteltare des Groß- 
zehnten mit den Pflichtigen einzuverftehen; wer durch Berlurft 
des Kleinzehnten am Einfommen verfürzt worden, foll von 
dem Zehntpflichtigen angemefjene Entſchädigung dafür erhalten 
(27. Juni); eine umfichtige Vollziehungsverordnung des Kleinen 
Rathes forgte für den Rechtsſchutz zu Gunften beider Theile, 


— 35 — 


der Zehntberechtigten wie der Zehntpflichtigen. Regierung und 
Großer Rath huldigten dem Grundſatz der Sparſamkeit. Einem 
Mitglied des Kleinen Rathes wurden 1800 Fr., dem Präſi—⸗ 
denten des Appellationsgerichtes 1440 Fr., deſſen Mitgliedern 
nebſt Reifeentihädigung 800 Fr. Gehalt angewieſen. Für bie 
untern Gerichtöftellen wurden Sporteln feftgefegt, mit welchen 
fihb Niemand bereichern konnte. 

Am 30. Juni ernannte der Kleine Rath die 44 Friedens⸗ 
richter in ganz freier Wahl, gefammte Diftriftögerichte aus den 
ihm zugegangenen breifahen Vorſchlägen des Appellations— 
gerihtes, und bie Präftventen jener Gerichte. Aus den Friedend- 
rihtern jedes Diftrifts wählte er ſich (laut Geſetz) einen „Boll 
ziehungsbeamten“ als unmittelbarftes Organ zwijchen Regierung 
und Bezirk, deren ed ſomit acht an Zahl gab; fämmtlich an 
den Hauptort berufen, wurden fie hier dur den Stleinen Rath 
beeidiget. In der legten Woche des Juli wurden noch die Ge- 
meinderäthe und die Mitglieder der Frievensgerihte gewählt: 
endlih am 1. Auguft alle Bezirks- und Gemeindebehörden hel- 
vetiſchen Urfprungs aufgelöfet und die neuen fantonalen Nach— 
folger an ihre Stelle eingefegt, mit väterliher Mahnung an 
die Beamteten zur Wirffamfeit im Geifte der Mäßigung und 
frievevoller Eintradbt; an das Volk, zu achtungsvollem und ges 
horſamem Berhalten gegen dieſelben. Bernold wurde Boll: 
ziehungsbeamter im Diftrift Sargand; ald er das gejammte 
Gerichtsperfonale feines Berwaltungsgebietes feierlich beeidigte, 
iprah er in ausführlicher, geiftreiher Rede: „Die Schweizer 
wurden das eritemal vor fünf Jahren auf eine gewaltjame 
Weite Eonftituirt, da bie revolutionären Franfen den vater 
ländiihen Boden betraten und die Einheit an der Spitze bes 
Bajonnets braten. Der alte Föderalismus ftürzte zufammen; 
Alles gewann eine andere Geftalt; die Schweiz wurde Helvetien; 
aber das Schweizergefühl empörte fih gegen das Geſchenk der 
Sremden. ine aufgedrungene Verfaſſung, und wenn fie aud 
no jo gut wäre, wirb nicht als Geſchenk angenommen und 
fann weder auf Dank, noch auf Treue der Unterworfenen zählen. 
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Daher jener erfte, ob unberechnete Widerftand gegen die ein- 
ziehenden Franken. Daher jene ftetS wiederkehrenden partiellen 
Aufftände wider diejelben und die helvetifhe Regierung; ſchon 
der Name der leßteren war dem Ohre vieler Schweizer Miß—⸗ 
Hang; noch Fam Perſonalhaß dazu, und die Gegenrevolution 
begann." So verurtheilten ſchon in dieſer Zeit hochgeftellte 
Bürger, welbe wenige Jahre zuvor ergebene Anhänger ver 
helvetiichen Staatsordnung gewejen, die Revolution und ihre 
Werke. Daß die neue Staatsorbnung, in Bezug auf ihren 
Urjprung, nod ein Nahhall der früheren war, wurde jebocdh 
damald weniger tief empfunden. 

Der Kanton war nun Äußerlich —— die Maſchine, 
wenn auch etwas langſam, im Gang. Die zahlreichen Beamte— 
ten boten fih im Ganzen die Hand; das Volk war in ver 
Regel willig, weil e8 von den neuen Zuftänden eher Befleres 
als Schlimmered zu erwarten hatte, die Kriegswehen, bie 
Ihweren Militärlaften, das Revolutionsleben und die anarchiſche 
Ungebunvenheit bereits thatfächlih aufgehört hatten, die Bürger 
überhaupt wieder zu Athem kommen fonnten. Uebrigens, ob fie 
wollten oder nicht, ed war fein Ausweg, ald unbedingte Unter- 
werfung. Als in Wyl eine ungefeglihe Gemeindeverfammlung 
gehalten und der Statthalter, unter tumultuariſchem Aufzug vor 
fein Haus, beſchimpft wurde, ſchritt die Regierung ſofort durch 
Adjendung eines Kommifjariatd ein mit Vollmacht, jede weitere 
Berfammlung zu unterfagen und franzöfiiches Kriegsvolf zu 
requiriren; den frangöftfchen Plagfommandanten in Wyl erjuchte 
ber Regierungspräfivent um militäriihen Beiſtand.“) 

Noh hatte ſich aber der Kanton feine Stellung im Bundes» 
freife zu Schaffen. MüllersFriedberg war dieſer Aufgabe ganz 
gewachſen. Unter dem würbevollen Vorfig des Landammanns 
d'Affry verfammelte fih am 4. Juli in Freiburg die erfte Tag- 
jagung der XIX Kantone der Eidgenoſſenſchaft. Die Föderaliften 


) „A pröter main-forte.* Schmeichelnd fchrieb Müller: Friedberg weis 
ter: „Je connais assez le zöle, avec lequel le militaire frangais se pröte 
& maintenir l’ordre public dans ce pays alliö“ (23. Juni). 


waren in großer Mehrheit, unter ihnen jelbft jolche, wie Aloys 
Reding, Zellweger und Landammann Würſch von Nidwalden, 
welche, aus Screden vor ihrem Einfluß auf das Volk, wäh 
rend langen Wintermonaten auf dem Schloß Aarburg durch nie 
gerechtfertigte Gewaltthat feinen Blicken entrüdt worden waren. ') 
Reving war das politiihe Haupt der Demofratie und des 
Föderalismus; die alte, nun fehr gemilderte Städteherrichaft 
vertrat hauptjächlih Reinhard, der Bürgermeifter von Zürich. 
Diefen Männern und ihren zahfreihen Anhängern gegenüber 
ftanden wenige Unitarier, die es nicht mehr fein durften, da— 
gegen nun ald Vertreter und Bertheidiger der neuen Kantone 
diefen und fi jelbft thatjächliche Ebenbürtigfeit neben den alten 
Kantonen und ihren Gejandten zu erfämpfen hatten; viefelbe 
war bisher nur auf den Blättern der Mediationsakte zu leſen. 
Müller-Friedberg hatte für fein Beftreben die Geſandten vor- 
züglib von Maadt, Aargau und Thurgau zur Seite. Wollten 
fie ihr Ziel erreihen, jo mußten jie die Fahne der Kantonal- 
jouveränetät hoch halten, während umgekehrt die Häupter der 
alten großen Kantone, zurüdgeichredt dur die Erinnerungen an 
die Folgen der ehemaligen Zerrifienheit, einer zentraleren Rich- 
tung in ver Leitung der Bundesangelegenheiten fich hinneigten. 
Die oben bezeichnete Stellung ded Standes St. Gallen und 
feiner Gefandtihaft an den Tagfagungen blieb von nun an 
Jahre lang. Müllers$riedberg betonte fie indeſſen in feiner Bes 
grüßungsrede nur in den allgemeinften Ausdrüden. Dabei em» 
pfahl er, „jede Ungleichheit aus dem bürgerlichen Kreife zu 
entfernen“. Die Frage der Gleichheit aber machte viel zu 
ſprechen, und zwar fchon bei der feierlichen Eröffnung der Tag: 
ſahung. Die Meviationsafte hatte für die Rangorbnung der 


) Als es fih im Frühjahr 1803 um Ginführung der Mebiationsafte 
bandelte, hatte Talleyrand die Abficht, die Harburger Gefangenen nur unter 
der Bedingung frei zu laffen, daß fie bis nach Beendigung der neuen Wahs 
len nah Frankreich wandern. Mey bewirkte bei Bonaparte ihre unbedingte 
Sreilafung; daß fle zu Haufe willfommen waren, zeigte ihre Beförderung 
in den hoͤchſten Aemtern. 


Kantone diejenige des A B E gewählt. Das gefiel nicht und 
man zog, für die bloße Uebergangszeit, das Loos vor. So 
wurde der jugendlihe Kanton St. Gallen, die voranſchreitende 
Geſandtſchaft des Direftoriallantond Freiburg nicht gerechnet, 
ber dritte im feierlichen Zug zur Kirche, ihm voran Unterwalden 
und Uri; nach St. Gallen folgten Bern, Solothurn, Züri 
und die Uebrigen. Bafel hatte ven Schluß zu machen. Solches 
nun mochte gehen für ein paar Tage. Bald Fam diefe Ange: 
legenheit zu ernfter Verhandlung; vorerft wurde entſchieden: „es 
ſoll durd die aufzuftellende Rangordnung fein Unterſchied zwi— 
Shen ten einzelnen Kantonen eingeführt, noch den im Rang 
früher aufgeführten Kantonen irgend ein Recht, fih in die Ge— 
Ihäfte ter fpäter genannten zu miſchen, eingeräumt werben, 
londern daß überhaupt die vollfommenfte Gleichheit zwiſchen 
allen Kantonen anerfaunt jei, die Rangorbnung feine andere 
Beftimmung habe, als in die Leitung der Geichäfte die erforder- 
lie Regelmäßigfeit zu bringen.” Die Sade jelbft anlangend, 
wurde ein Antrag, die dreizehn alten Kantone voranzuftellen, 
durch den Gegenvorſchlag beftritten: abgefehen von jeder hiftoris 
Ihen Erinnerung die Kantone entweder im Verhältniß der Be— 
völferung, oder ihrer bundesgemäßen Beiträge an Mannſchaft 
und Geld, oder aber durch das Roos zu reiben. Zu einem 
enbliben Beſchluſſe fam ed noch nicht; für einsmeilen und bis 
zum Jahr 1804 wurde die Rangordnung für die alten Kantone 
nad) der Zeit ihres Beitritted zum Bunde, für die andern aber 
nad der Zeit ihrer Aufnahme in den fehmweizeriihen Staats- 
verein feftgefegt. So wurte St. Gallen, „in Folge des vom 
Abt von St. Gallen 1451 und von der Stadt St. Gallen 
1454 mit der Eidgenoſſenſchaft geichloffenen Bündniſſes“ ale 
der vierzehnte Kanton in die Gejammtreihenfolge gewieſen. Die 
St. Galliſche Geſandtſchaft machte Einwendung: fie wollte all 
gemein die Zeit des Eintrittes in den fchweizerifhen Staats— 
verband ald Grundlage der Rangordnung anerkannt wiſſen. 
St. Gallen wäre auf folder Bafid der achte Kanton geworben; 
Freiburg, Solothurn, Bafel, Schaffhaufen und Appenzell wären 
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im Range nad ihm zu ftehen gefommen. An der zweiten Tag⸗ 
jagung zu Bern (5. Juni 1804) wurde, nad) neuer Snftruf- 
tionsertheilung jeitend der Kantone und ohne Rüdjiht auf den 
St. Galliſchen Widerſpruch, der erwähnte Beihluß für bleibend 
beftätiget. 

Bei der Gründung ded Kantons blieben vie Firchlichen 
Beziehungen zu den Bilhöfen von Konftanz und Chur unver- 
ändert; für jenen wirfte der „geiftlihe NRegierungspräftvent und 
Generalvikar“ Ignaz Heinrich Freiherr v. Weſſenberg. Er erließ 
Vorſchriften wegen der Bittgänge oder Prozeſſionen, durch Hir- 
tenbrief vom 17. März 1803, anerkannte darin den religiöfen 
Augen der Bittgänge, erinnerte aber aud, daß die Kirche von 
jeber gegen allfällige Mißbräuche verjelben eifrig eingejchritten 
jei; in ihrem Geiſt fei forgfältig Alles zu vermeiden, „was bie 
Flamme reiner Andacht erftiden, oder wodurd zu finnlicher 
Zerftreuung und fittliher Unordnung Anlaß gegeben würde”, 
Als noch Hiufig vorfommende Mißbräuche bezeichnete er, daß bie 
Bittgänge in manden Pfarreien noch zu ſehr vervielfültiget und 
an zu entlegene Drte angeftellt werben. Neben den Prozeſſionen 
an mehreren hohen Fefttagen des Jahres wurden jeder Pfarr- 
firhe jährlih noch zwei Bittgänge erlaubt, doch niemals in 
eine Entfernung von mehr denn zwei Stunden; bie Zurüdfkunft 
mußte jedenfall® am gleichen Tage und vor Sonnenuntergang 
gejchehen. „Durch die genaue Beobachtung dieſer Vorſchrift“, 
jo lautet wörtlich die Verordnung, „wird ſehr vielen Unorb- 
nungen und Ausſchweifungen, welche ſich bei den Bittgängen 
bei längerer Dauer derſelben einzufinden pflegen, vorgebeugt 
werden. Das Uebernachten bei Prozeſſionen wird aufs ſtrengſte 
verboten. Der Seelſorger ſuche durch zweckmaͤßige Belehrung 
den irrigen Wahn zu zerſtören, als wenn die Entfernung des 
Ortes den Bittgang in den Augen Gottes wohlgefälliger und 
verdienſtlicher machen könne; er ſuche durch Darſtellung der lei 
digen und jündhaften Folgen zu weiter Bittgänge die Ueber: 
zeugung vom Gegentheil zu bewirken! Würde aber ein Seel- 
jorger hierin unvernünftigen und undhriftlichen Verlangen feiner 
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Gemeinde nachgeben, jo hätte er die unnachfichtliche Ahndung 
des Ordinariats zu erwarten.” Weiter wurde den GSeelforgern 
die Bedachtnahme aufgetragen: „daß bei den Bittgängen Ord— 
nung und fittliher Anftand berrihe, daß die Männer und 
Weiber in der gehörigen Abjonderung bleiben, daß diejenigen, 
welche hierin die Ordnung und den Anftand verlegen, ſogleich 
zurecht gewielen, und daß insbefondere bei den Biltgängen Feine 
Reuterei, Fein Beſuch des Wirthshauſes und Feine Zerftreuung 
des Volkes am Wallfahrtsorte geftattet werde.“ In mie weit 
die Klage über erwähnte Mißbräuche den jchweizeriihen Theil 
des Bisthums betreffen mochte, ift nicht gefagt, da der Hirten» 
brief ein allgemeiner, dem ganzen Bisthum geltender war. 
Immerhin ift aber gewiß, daß das GStillfchweigen, weldes bie 
bifhöflihe Behörde von Konftanz gegenüber den jchweren Ein- 
griffen der helvetiichen Behörden in die Rechte der Fatholiichen 
Kirche, in ihre Inftitutionen und ihr Eigenthum, jo wie gegen: 
über der dur die Revolution hervorgerufenen und begünftigten 
Srreligtöfttät zu beobachten pflegte, ſowie überhaupt ihr rüd- 
ſichtvolles und felbft beifälliges Verhalten gegenüber dem Re— 
gierungsiyftem, das fo vielen Unjegen groß gezogen hatte, in 
ftarfem Gegenſatz zu dem Ernfte ftehen, mit welchem die etwaigen 
Unordnungen, welche durch Prozeſſionen oder Wallfahrten be- 
günftiget worten fein mocten, von ihr zur Schau getragen 
wurden. Erwähnte Bittgänge waren zu jener Zeit ein ftehenver 
Artikel in den Rathszimmern der politiichen Behörden in den 
St. Galliihen Gebieten. Das helvetiihe Geſetz hatte große 
Mipftimmung im Fatholifhen Wolf hervorgerufen; es traten 
daher in der Vollziehung feitend der Staatöbehörden von Zeit 
zu Zeit Milderungen ein. Obige Verordnung regelte die An— 
gelegenheit für lange Jahre. Ein fpäteres Eircular Weſſen⸗ 
berg’8 an die Pfarrer eiferte gegen vie ausfchließfiche Anhörung 
der Frühmefje an Sonn» und Feiertagen und damit verbundene 
Vernachläſſigung des Beſuches der Predigten und Ehriftenlehren; 
den Bedürfniffen des Seelenheild abzuhelfen, verordnete das 
bifhöflihe Dreinariat: „daß der an Sonn» und Feiertagen die 
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Frühmefje leſende Priefter jedesmal nad dem erften Evangelium 
dem anmejenden Bolfe das Evangelium ded Tages vorlefen 
und einen viertelftündigen Unterricht über einen Text deſſelben 
vortragen ſolle. Diefe SPBaftoralverordnung erregte Auffehen 
in den Stift St. Galliſchen Drdinariatslanden, und es trat die 
veränderte Anordnung ein, daß an den Drten, wo bie Dienft- 
boten und Andere, die dem pfarrlihen Hauptgottesbienft nicht 
beimohnen fonnten, fleißig bei dem nachmittägigen Gottesbienft 
ericheinen, die Pretigt während der Frühmefje erlaffen jei (März 
1803). Ein anderes Kreisichreiben Weſſenberg's an geſammte 
Kuratgeiftlichkeit des Bisthums Konftanz empfahl vie Erneue⸗ 
rung der Kapitels- oder Rural⸗Konferenzen, „deren öftere Ab» 
haltung ſchon in den älteften bifchöflichen Verordnungen nach— 
druckſam ‚empfohlen worden fei”. Die Verordnung machte ums-, 
fändlih aufmerffam auf den mannigfaden Segen, der von 
ſolchen Zujammenfünften ausgehen werde. Der Berorbnung 
war ein „Regulativ” für die Abhaltung der Kapitelsfonferenzen 
beigefügt. Der Kleine Rath von St. Gallen ertheilte „das 
Landesherrlihe Placitum” (10. Auguft). Im den zum Bisthum 
Chur gehörigen Theilen des nunmehrigen Kantons St. Gallen 
übte Biihof Karl Rudolf v. Buol-Schauenftein feit dem Jahre 
1794 das geiftlihe Hirtenamt aus; die Dalberg-Weffenberg’ichen 
Reformideen drangen nicht dorthin. 

Die evangeliihen Kapitelsverfammlungen Tieß der Kleine 
Rath durdy weltlihe Kommifjäre überwachen. Als der Dekan 
Böſch, Pfarrer in Ebnat, eine Verfammlung des Toggenburger 
Kapiteld ausſchrieb und der Regierung dieſes Vorhaben zur 
Kenntniß brachte, beauftragte diejelbe den Vollziehungsbeamten 
Steger in Lichtenfteig, der Verfammlung im Namen ver Regies 
rung beizumohnen, „zu wachen, daß das Kapitel in den Schranfen 
feiner Kompetenzen bleibe”, au über die Verhandlungen Bericht 
zu erftatten (25. Auguft). 
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Zweiter Abfchnitt. 


Des Fürften Pancratius mittelbare und unmittelbare Verwendung bei ber 
Regierung von St. Gallen um Wiebereinfeßung des Stiftes in feine 
Korporationds und Vermoͤgensrechte, laut Mebiationdakte. Die Regierung 
Ichnt jedes Eintreten ab und ruft Frankreichs Intervention gegen bad Be— 
gehren an. Der Landammann der Schweiz günftig für das Stift. Der 
frangöftfche Gefandte erklärt deſſen Wiederherſtellung ald unzuläfftg und 
mahnt zur Liquidation. Der Tagfagungsbefchluß für die Klöfter. Ein St. 
Gallifcher Beichluß ebenfalls, doch mit Ausfchluß des Stiftes St. Gallen. 
Der Fürft in Wien und in Ebringen. Seine Verwendung bei dem neuen 
Nuntius in Luzern. (1803.) 


Der Fürft Pancratius gab feinem Entſchluſſe, fih in die 
gebieterifchen Umftände zu fügen und, nachdem die politijche 
Herrſchaft des Etiftes vernichtet war, doch deſſen Eriftenz als 
klöſterliche Korporation zu retten, thatlächlih Folge. Kaum 
waren die Sachen und die perſönlichen Stellungen in Paris ent» 
ſchieden, ſchrieb er, mit einfacher Unterfchrift ald „Abt”, aus 
Ehringen an Müller-Friedberg, in einem Tone, der die neue 
politiihe Schöpfung des Kantons St. Gallen und deſſen jou- 
veräne Stelung ohne Rüdhalt anerfennt: „Der Premier Consul 
ließ den großen Talenten Euer Hochwohlgeboren Gerechtigkeit 
widerfahren, da er Ihnen ben ehrenvollen Auftrag machte, an 
der Spige der Commiſſion zu ftehen, die den neuen Kanton St. 
Gallen organifiren fol. Die gütige Vorjehung legte dadurch 
in Ihre Hände den Gewalt, meinem lieben Stift Vieles zu 
nügen oder zu ſchaden. Das Leptere liegt ganz gewiß nicht 
in Ihrem Sinn. Euer Hohwohlgeboren Denfungsart ift zu 
edel, als daß einige zugegangene Unannehmlichfeiten auf Selbe 
wirken ſollten, beſonders da E. Hochwohlg. überzeugt fein fönnen, 
daß jene ficher Feine Wirfungen eined abgeneigten Gemüthes als» 
viel mehr Folgen eines durch die Zeitumftände und leidige Er- 
eigniffe geihwächten Zutrauend waren. Glüdlih würde ich mich 
immer geihägt haben, wenn die Umftände erlaubt hätten, wäh— 
rend den Revolutionsftürmen Euer Hochwohlg. Kenntnifje und 
unübertreffliche Geiftesgaben zu bemügen.“ Zur Hauptſache übers 
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gehend fchrieb ver Fürft weiter: „Mit vollem Zutrauen empfehle 
ih nun Ihnen das Wohl meines Stiftes, deſſen Erhaltung und 
feftzufegende Eriften.. Das Wohl meines Stifted ift dad ein- 
zige Ziel meiner Wünſche. Das meine Perſon betreffende Schick— 
jal beunrubiget mich nicht (5. März). Drei wichtige Folgerungen 
ergeben fih mit Beftimmtheit aus tiefem Briefe: PBancratius 
anerfennt die neue jouveräne Gewalt, indem er mit deren erftem 
Träger und Repräfentanten die Verhandlung über die fünftigen 
Schickſale des Stiftes eröffnet; er verwendet fi für deſſen Er— 
haltung und Fortbeftand ohne irgend eine Rüdfehr auf die For: 
beruug eigener Souveränetät; er deutet an, daß ihm die Erhal- 
tung des Stiftes höher gehe, als fein eigenes Schidjal, daß for 
mit feine eigene perfönlihe Stellung ein Hinderniß der Vereins 
barıng nicht fein werde. P. Yemilian überreichte diejes Schreiben 
dem provijoriishen Regierungspräfivdenten, auf deſſen Durchreije 
nah St. Gallen, in Lichtenfteig um die Mitte März. Müller: 
Friedberg, voller eigener Rüdgedanfen, während er ſolche ftets 
dem Fürften vorwarf, empfing ten Abgeortneten uneinläßlih, und 
neckte in feiner Art: „ob wir denn die Säfularijation gar jo 
entjeglih fcheueten ?" „Er jprad während der Unterredung aud) 
etwas von einem Bisthum, zu welhem Thurgau und Appenzell 
füglich Fönnten geftoßen werben.” Auch P. Heinrich, des Re- 
gierungspräfidenten Bruder, war in Lichtenfteig zur Begrüßung 
erjbienen und erhielt ebenfalls ausweichenden Beſcheid: man fei 
bereit „Wege und Mittel zu zeigen, wodurch wir die Elöfterliche 
Eriftenz des Stiftes retten und vielleicht auch die geiftliche Juris— 
diftion beibehalten fönnten, wobei wir und vorzüglih dazu an— 
tragen ſollten, Schulen zu halten u. f. w.*t) Das Bage und 
Widerfprechende in diefen verſchiedenen Aeußerungen gab zur Ges 
nüge fund, wie wenig ernft von Seite des Regierungspräfidenten 
eine MWiederherftellung der Elöfterlihen Korporation, auch bloß 
al8 folder, gemeint fei. Derjelbe antwortete aus St. Gallen 
dem Fürften höflih und ausweichend zugleih: „Sch werde forts 


) Schreiben des P. Aemiltan an den Fürften, vom 21. Mär. 
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fahren den obhabenden Pflichten getreu zu ſein, wie ſie immer 
der unaufhaltſame Lauf des Schickſals zum Beſten meines Vater⸗ 
landes bezeichnen wird, und ich werde mich glücklich ſchätzen, 
wenn fie ſich mit dem Anlaß verbinden, der fürſtl. Stift Be- 
weiſe meiner perjönlichen Anhänglichfeit zu geben (1 April).“ 
Wie an ven Regierungspräfidenten von St. Gallen, jo wendete 
fih der Fürft au an den Landammann der Schweiz für Ers 
haltung des Stiftes (Schreiben vom 25. März), und beurfundete 
auch hierdurch die Anerfennung der neuen politifhen Ordnung 
in der Schweiz. 

Im Stifte St. Gallen befanden fich zur Zeit acht Kapitularen, 
an deren Spike P. Aemilian Haffner, als der von dem Abt 
beftellte Superior. Der Regierungspräftdent machte dieſem per- 
fönlihe Bejuhe und trat mit ihm in Unterredungen über bie 
Fragen ein, die jchon früher in Lichtenfteig beiprochen worden. 
Folge der bei diefem Anlaß empfangenen Infinuationen ober 
Räthe war ein von P. Aemilian in feiner Eigenſchaſt als Su— 
perior an die Regierungsfommilfion erlaffenes Schreiben, in 
welchem, unter Hinweifung auf das mannigfaltige Elend, dem 
die meiften Mitglieder des Stiftes feit Jahren ausgeſetzt gewejen, 
fowie auf den Inhalt der Vermittlungsafte, um Wiedereinſetzung 
und zu diefem Ende um Anordnung erfucht wurde, daß „bie 
Kloftergebäude geräumt und ihrem Endzweck gemäß eingerichtet 
werben“, und daß im Meitern, bis die Zurüdgabe des Stifts— 
eigenthums ſowohl für St. Gallen als für Et. Johann erfolgen 
fönne, den Kapitularen davon joviel zugemwiefen werde, daß 
daraus ihr anftändiger Unterhalt beftritten werden möge (2. April. 
Aemilian und feine Mitbrüber thaten ihre Pflibt; große Hoff- 
nung hatte jener nicht; feine Ahnung war vielmehr, die Regie 
rung werde ernftliche Unterhanblungen nicht wollen, jedenfalls 
ſolche Begehren fielen, daß dem Fürften ein Eingehen in bie: 
felben nicht möglich fein werde.) Defjen ungeachtet erfüllte er 


ı) Schreiben bes P. Aemilian an den Fürften vom 7. April. Den 
Brief vom 2. April an die Regierungdfommiffion hatte er auf „Anrathen* 
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eine zweite Pfliht, und legte gegen die Anbringung des neuen 
Staatswappend an die Pfalz, welches Gebäube er felbftver- 
Händlih noch immer ald Eigenthum des Stiftes anzuſehen bes 
rechtiget war, Verwahrung bei der Regierungsfommilfion ein, 
in der Meinung und Abfiht, daß durch jene Maßnahme ver 
fünftigen Ausgleihung mit dem Stift keineswegs vorgegriffen 
fein ſolle. Das Schreiben von P. Aemilian um Rüderftattung 
der Kloftergüter wurde von der Regierungsfommiffion höchſt 
mißfällig aufgenommen. In Erwägung, daß demſelben alle 
rechtliche Beglaubigung abgehe; daß dermal nicht nur fein Klofter 
St. Gallen beftehe, ſondern daß tafjelbe in Folge der Flucht 
des Abtes und der meiften Kapitularen, ver Wegführung und 
Zurüdhaltung aller Koftbarfeiten und wiffenjchaftliden Samm- 
lungen und der wegen Nichterfüllung gefeglicher Vorſchriften er 
folgten Entfernung (Deportation) der übrigen Kapitularen als 
erlojhen angejehen, jein Vermögen deßhalb als unmittelbares 
Staatögut behandelt worden; daß, wenn aud ber Kanton 
St. Gallen von feiner nunmehrigen Souveränetät zu Wieber- 
einjegung des Klofterd Gebrauch machen wollte, vor Allem die 
Liquidation der auf die Regierung übergegangenen Anſprachen 
an das Kloflervermögen vorgenommen werden müßte, eine ſolche 
aber durch die Entfernung der Archive unmöglid geworben; — 
daß „der ehemalige Abt und Konvent” nicht bloß als Klöfter- 
liche, fondern auch ald jouveräne Korporation anzufehen feien; 
daß dieſe Korporation nad früher geleiftetem Verzicht auf das 
Land in Folge feindlicher Befignahme (durch die Defterreicher) 
fih die früher abgetretenen Rechte wieder mit Gewalt angeeignet 
und felbft die chevorigen Privilegien ihrer Landichaften als ver- 
nichtet erflärt habe; taß dieſelbe auch nad der in Europa ans 
erfannten Unabhängigkeit der helvetiichen Republif ihre politischen 
Aniprüce noch ferner bei auswärtigen Mächten betrieben und 
Iehenbare Abhängigkeit des Landes von einer fremden Macht 
behauptet habe; daß fie mebft den eigenen Archiven aud das 
Müller: Briedberg’& gejchrieben; fo fagt P. Aemilian in einem Brief an den 
Sürfiabten Beat von Ginfledeln, vom gleichen Tage. 


die Verträge und Privilegien des Landes enthaltende im Jahre 
1799 gewaltſam erbrochene und entführte eigenthümliche Archiv 
deſſelben wirklich noch vorenthalte; in Erwägung dieſer feind- 
ſeligen Stellung des Kloſters St. Gallen gegen den Kanton 
und die gefammte zur Aufrechthaltung ſeiner ungehemmten Sous 
veränetät verpflichtete Republif, vorzüglih aber auch der der 
Regierungsfommiffion als zuverläffig befannten Thatſache, daß 
der ehemalige Abt Alles, was tie fernere Eriftenz feines Klo: 
ſters betreffe, in mehrern Denfichriften an ben Entſcheid des 
erften Konfuls geftellt Habe, welchem die Kantonsregierung nicht 
vorgreifen könne: beſchloß die Regierungskommiſſion, es fei in 
das vorliegende Begehren nicht einzutreten, dem P. Aemilian 
hievon „ſummariſche“ Kenntniß zu geben (9. April. Im der 
Borausfegung jedoch, daß es mit bloßen Abfchlägen nicht ge- 
than fei, erließ die Regierungsfommiffion unverweilt eine Denk⸗ 
ſchrift an den Erften Konful, deffen entſcheidende Dazwiſchen⸗ 
funft anrufend; fie jendete diefelbe dem Landammann der Schweiz 
zur Weiterbeförderung mit dem Ausfpruhe: die Frage des Stif- 
ted fönne nur „durch unfern erhabenen Vermittler entjchieden 
werben“; gefährlih wäre für die Ruhe des Landes, die Ange 
legenheit in der Schwebe zu laſſen, und die Anardhiften würden 
nit ermüden, mit dem Phantom des Prätendenten ber verfal- 
jungsmäßigen Behörde fich entgegenzuftellen (11. April). Wie 
der Landammann, fo wurde auch der franzöſiſche Geſandte Ney 
um feine Dazwiſchenkunft in Parid angegangen; dieſem mußte 
noch befonders der in St. Gallen fommandirende General Seras 
bie Angelegenheit durch fchriftlihe Mittheilungen empfehlen, welche 
feitend der Regierungsfommilfion gemeinfam mit ihm verabredet 
worden. Landammann d'Affry beförderte bereitwillig die St. 
Galliihe Note zu Handen Bonaparte’d an den Senator Bars 
thelemy, als den geweſenen Präfidenten des franzöſiſchen Vierer— 
Ausſchuſſes, ſprach ſich aber bezüglich des zu erwartenden Ent: 
jcheides in ganz anderm Sinne aus, als die St. Galliihe Res 
gierungsfommiffion ; er hoffe, fo fchrieb er, Barthelemy werde 
fih mit dem Erften Konful auf Verfügungen vereinigen, die 
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ebenmäßig die politiſche Unabhängigkeit und die Souveränetäts- 
rechte des Kantons, wie den Fortbeftand des Klofters ficher- 
ftellen werden (20. April). Wir haben obige Schlußnahme vom 
9. April beinahe wörtlih eingerüct, weil fie das Summarium 
aller jpätern Borwände und Ausflüchte gegen verlangte Wieder: 
herftelung des Stift und aller gegen taffelbe erhobenen Ans 
Ihuldigungen enthält. Bolt, Reutti und Büeler, von der Regie 
rungskommiſſion mit der Mittheilung des ablehnenden Beichlufjes 
an den P. Aemilian beauftragt, fertigten dieſen ſummariſch ab: 
die Eriftenz des Stifts ſei verwirft; weder das Klofter noch er 
ſelbſt, als Superior, werde anerfannt; einzig könne man bie 
Verfiherung geben, man werbe für alle Individuen des Klo— 
ſters beſtens bejorgt fein; der kurzen Verhandlung machten fie 
mit der Bemerfung ein Ende, daß ohnehin nah zwei Tagen 
die Wirfjamfeit der Regierungdfommiffion ihr Ende erreichen 
werde (13. April. Wie die ephemere Regierungsfommilfion 
ſich entichloffen zeigte, dem Klofter für immer den Lebendfaden 
abzufchneiden, jo war fie hinwieder bedacht, fih in den vollſtän— 
digen Befig feines Vermögens zu fegen. In mweitläufigem Er— 
(aß an die fchweizerifche Liquitationsfommiffton Flagte fie, wie 
während der Kriegözeit der Kanton Sentid ohne alle Unter: 
Kügung gelaffen worden und unverhältnigmäßige Kriegsfoften 
babe tragen müſſen, fo daß für damalige Berwaltungsbehörbe 
ein völliger Nothftand eingetreten ſei; bei ſolchen Zuftänden 
feien alle Einfünfte des Klofterd für den Staat verwendet, aus 
denjelben aber im Intereſſe und für Zmede des Stiftes nichts 
beftritten worten, ald die Verzinfung der Kloſterſchulden, die 
Koften für den jchuldigen Gottesdienft an der Stiftskirche und 
die Verpflegung zweier greifen und franfen SKapitularen; deß— 
halb fordere fie, die Regierungsfommilfion, alles aus ver hels 
vetiichen Staatskaſſe zurüd, was bei regulären Verwaltungs: 
zuftänden der Klofterfaffe hätte zu gut kommen müfjen (im 
Grund aljo alle Enthebungen aus dem Kloftervermögen, die 
nicht für Beftreitung der unmittelbar auf vemfelben haftenven 
Verpflichtungen gefchehen waren). Dur dieſes Aftenftüd er- 
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flärt fih, warum der Fürft bei früheren und ſpäteren Anläſſen 
Schabloshaltung für die dem Klofternermögen zugefügten Eins 
bußen verlangte; er forderte aus gleichem nur noch weit befjerem 
Titel ald der neue St. Galliihe Staat. Unterbefjen hatte 
Müller, der fürftlihe Bevollmädhtigte in Paris, der den Baden 
des Geſchäftes ſchon um der Konfequenzen willen nicht fallen 
laſſen durfte, am 17. März eine neue Denffchrift an bie fran- 
zöſiſche Regierung eingegeben, welche auch den Fall in Ausficht 
nahm, daß eine Wieverherftellung des Stifted nur in deſſen 
Eigenihaft als Flöfterlicher Korporation ftattfinden fönnte, und 
fih zu diefem Behuf auf den Rechtsboden der Mediationsakte 
ftellte; der franzöfifhen Regierung wurde in jener Note die 
Verfiherung gegeben: „der Fürftabt werde fich beeilen, mit ven 
Behörten des neuen Kantons St. Gallen in Unterhandlung zu 
dem Zwede einzutreten, daß dem Stift eine folite und dauerz 
hafte Eriftenz gefichert fei, in welchem Sinne offenbar die Mes 
diationsakte den Klöftern die Rüderftattung ihrer Güter zuge> 
fihert habe; ter Fürftabt hoffe: es werde der NRectsfinn der 
neuen St. Galliſchen Kantondregierung entiprechend verfügen. 
Sollten jedod gegen alle Erwartung feine Begehren zurüdge- 
wiejen werben, jo würde er in ſolchem Fall den mächtigen Bei- 
ftand des Erften Konſuls anrufen.“ ) So augenfälig ver Fürft 
durch dieſe Eingabe die neue ſchweizeriſche Staatsorbnung ans 
erfannte, wurde fie, gegneriichen Berichten zufolge, gleichwohl 
nicht gut aufgenommen. In Paris waltete, wie Müller ſchon 
in jener Zeit dem Fürften meldete, keineswegs die Meinung, vie 
befannte Vorſchrift der Mediationsafte aud auf das Stift St. 
Gallen anzuwenden, ſondern vielmehr die Abficht, ſolches unter 
dem Vorwand der Verfhuldung zu unterbrüden. So großes 
Befremden hierüber der Fürft empfinden mußte, va nach feiner 
Schägung das Eigentum ded Stiftes, Zehnten und übrige 
Gefälle inbegriffen, „nah Abrechnung der Schulden nod alle 
zeit einige Millionen Gulden an Werth betrug“, jo ließ er fi . 


1) Aus dem Schreiben des Fürften Pancratius an den Landammann 
ber Schweiz, vom 27. November 1803; im Bundesarchiv zu Bern. 
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gleichwohl in ſeinem Entſchluß, erwähnte Unterhandlung mit 
der Kantonsregierung zu eröffnen, nicht irre machen, immerhin 
aber mit der Vorſicht verbunden, eine Renunziation nicht aus— 
zuſprechen und definitiv nichts abzuſchließen, bevor er nicht aus 
den allenfalls ihm zugeſtandenen Artikeln erſehen könne, daß 
das Stift eine ſichere und dauerhafte Exiſtenz genießen möge; 
„denn was würde es nützen“, ſchrieb er weiter an ſeinen Agenten 
in Paris, „auf einen armſeligen und jo wanlenden Fuß geſtellt 
zu werden, daß man alle Tage in der Gefahr fein muß, mit 
gefteigertem Spott und Hohn über ten Haufen geworfen zu 
werden?” Dann fegte er bei: „Da der Kanton St. Gallen 
aus vielen Reformirten, vielen eigennügigen Katholiken und aus 
Vielen, die vorhin feine Angehörigen Et. Gallens waren, bes 
ftebt, fo erwarte ih nicht viel; — — dem Gedanken des Müller: 
Friedberg werde ich nie beiftimmen; lieber nicht Bilchof, als jäfu- 
larifirt werben. Ich gedenfe meinem Berufe lebenslänglich getreu 
zu bleiben. Doch ich glaube nicht, daß jemals M. F. meiner 
Perſon dieſe Würde zugedacht habe." — „Für meine Berfor- 
gung werte ich nicht den geringjten Schritt thun, ter meinem 
Etift auch in ter Zufunft nactheilig werden fünnte; mithin 
werde deſſen Rechtſame meinem Intereſſe nicht aufopfern, noch 
aus deſſen Gütern eine reiche Penfion verlangen, aud nicht bie 
biihöflihe Würte, wenn die Säfularifation damit verbunden 
fein fol.” ) Im Obigem liegt das Welen der Beftrebungen 
und Anſprüche des Fürften Elar vor: er gibt die weltlihe Herr- 
Ibaft preis, wenn das Stift im Uebrigen in feine wollen Rechte 
eingefeßt wird und nicht eine bloße Sceineriftenz erhält, die 
ed nur zum Epielball der Geltgier und der Abneigung der 
weltlichen Regenten machen, und, trog allen Nuchgebend von 
feiner Seite, doch einer baldigen Vernichtung bloßftellen würde, 
die noch böswilliger und verlegenter als jene wäre, von welcher 
ed ohnehin fchon betroht war. Das war fein Plan, gewils 
fenhaft und edel zugleih. Er erwartete übrigens wenig oder 


*) Brief des Fürſten an den Hofrat) Müller in Paris, vom 23, März. 
Baumgartner, Kanton St. Ballen. K. 4 
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nichts von jenen legten Schritten; denn „wir befinden un® in 
den Händen und in der Gewalt der Räuber, und dieſes fagt 
Alles”.t) Am 3. April noch reichte Müller dem Kardinal Feſch 
eine Denfihrift zu Hanten ver frangöfiihen Regierung ein, in 
welcher für das Etift Et. Gallen gleihe Behandlung wie zu 
Gunſten der übrigen Echweizerflöfter, Zurüderftattung des Ber: 
mögens und ber geiftlihen Gerichtsbarfeit, mehr nicht, verlangt 
wurde. Mit dem 19. April endete die Sendung des fürftlichen 
Hofrathes Müller in Paris, nachdem er mehr denn zwanzig 
Monate lang mit der größten Befliffenheit und Uneigennützig— 
feit für die Herftellung des Stiftes fih abgemüht hatte. Der 
Fürft ſprach fih mit verdienter Anerfennung über die Thätigfeit 
feines Abgeordneten aus; vereitelt wurte jeglicher Erfolg ber» 
felben, nach feiner Anfhauung, durch „vie Ungerechtigkeit der 
Menſchen, die jegige ſchlimme Etimmung witer die Klöfter, das 
Säfularifationsbeijpiel in Deutichland, die Habſucht der Echweir 
zer und die Bosheit der Franzofen, wie auch (durch) die Rath: 
lofigfeit der fein follenden guten Freunde”. Die Sendung Müls 
ler’8 hatte den barbenten Fürften nahe an 6000 Gl. gefoftet; 
nachher fegte Müller'6 Bruder, kaiſ. königl. Rittmeifter, die 
Unterhantlungen mit dem britiihen Gefandten in Paris zu dem 
Zwede fort, für ten Fürſten nöthige Eubfivien zu erhalten. 
Daß der Fürſt ökonomiſch entblößt war, geht fhon aus dem 
Umftand hervor, taß er felbjt auf fernere Verwendung ſeines 
früheren Agenten in Rom, Namens Aprofi, aus Gründen ver 
Eparfamfeit verzichtet hatte, denn feit 1799 und fchon fange 
vorher genoß der Fürft nicht die geringften Revenüen; ebenfo 
hielt er in Wien feit dem Webertritt Müller's v. Miüllegg in 
den helvetiſchen Dienft feinen Agenten mehr. Mitten unter den 
Greigniffen voller Trauer für den Fürſten erlebte er aub Son— 
nenblide; aus Rom hatte er ein päpftlihes Breve empfangen, 
welches ihm den umverweilten Wietereintritt in die vorigen 
geiftlihen Jurisdiktionsrechte zujagte, fobald daherige Hinderniffe 


9 Schreiben an Hofrath Müller, vom 30. Mär. 
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gehoben fein werden; bekanntlich waren dieſe von der helvetis 
[hen Regierung gelegt worden, die nun nicht mehr beftand. Am 
16. Mai wurde in einem Konfiftorium zu Rom feine Abtswahl 
verfündet, und am 17. Dftober empfing er die päpftlihe Kons 
firmationsbulle nebft mehreren Breven für verfchiedene Fakultäten, 
mit Rüdfiht auf die bevauerlihe Lage des Stifts und feines 
Borftandes tarfrei. ö 

Sn Et. Gallen wurden mittlerweile die Beftrebungen für 
und wider die Herftellung des Kloſters fortgeſetzt. Im Stifte 
felbft waltete einen Augenblit Spaltung. P. Martin Greffer 
war Weltmann und der Eäfularifation günftig; zu diefem Zwed 
follte ein Bisthum errichtet, mit diefem ein Seminar (höhere 
Lehranftalt) verbunden und von den SKapitularen geleitet und 
beforgt werten, zwar in eine Korporation organifirt, Die fich 
feldft ergänzen würde, doch mit Aufhebung des bisherigen Dr: 
densverbantesd. Die anweſenden Stiftöglieter hielten große Kon— 
ferenz und verwarfen das Vorhaben einhellig; der Fürft eben fo, 
denn es ftehe in Widerſpruch mit Gewiffen und Ehre und würte 
zudem keineswegs irgendwie den gewünfchten nüßlichen Erfolg 
haben. *) In Bolge des früher erzählten ablehnenden Beſcheides 
der drei Kommittirten der Regierungsfommijfion, vom 13, April, 
erließ P. Aemilian im Namen tes Etifts, diesmal an die ins 
zwiſchen in das Amt getretene neue Regierung, eine zweite Re— 
Hamation, erinnerte diefe an das in ihrer eigenen Proflamation 
vom 18. April feierlich gegebene Berjprechen, der Religion ihre 
Würde und Anfehen, ten Dienern ver Kirche ihre gebührende 
Achtung zu verschaffen, Perfonen und Eigenthum in ihren Red: 
ten zu ehren; das Echreiben ſagte im Fernern: „das Geſetz ter 
Auflöfung unferer Korporation, ſollte je eines vorhanden gewefen 


) P. Marlin war auch fonft nicht bei dem Kürften in Gunft; diefer 
nannte ihn ten „von der Nation beitellten Pfarrer in Et. Gallen“. Zur 
Empfehlung des Pland war P. Martin nach Ebringen gewandert, wie nicht 
zu zweifeln im Ginverfländniß mit feinen Bertrauten in ber Regierung. 
Solches erhellt aus einem Brief des P. Magnus Hungerbühler an ben 
Fürſtabten von Einfiedeln, vom 24. April, im dortigen Stiftsarchiv. 
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ſein, iſt, mie jo viele andere, durch die neu eingetretene Drb- 
nung der Dinge und durch die Vermittlungsakte felbft aufge, 
hoben,“ deren Inhalt ganz unbedingt laute; deßhalb feien auch 
feine Erklärungen ftatthaft, „wovon ber Grund nicht fhon in 
der Bermittlungsafte liegt, ohne das Gewicht und Anjehen vers 
jelben zu ſchwächen und die Grundlage ded großen Gebäudes 
Ihwanfend zu machen” Mit jelher Begründung ftellte der 
Superior im Namen und unter Beiftimmung der übrigen ans 
weſenden Sapitularen das Begehren an die Regierung: dem 
Stifte fein Eigenthun, was Namens es fei, zurüdzuftellen, ins 
begriffen die durch feierliche Verträge und Konkorbate dem Stifte 
zugeficherte, titulo oneroso acquirirte und ſchon durch Jahrhun— 
derte audgeübte, geiftlibe Jurisdiktion und Droinarlatsrechte 
(9. Mai). In diefem Echreiben lag ein neuer Beweis, daß 
das Stift Feine weltliche Herrſchaft prätendire; P. Aemilian und 
Genofjen haben aber nicht ohne Wiffen und Willen des Fürften 
gehandelt. Auch dieſes erneuerte Rechtsbegehren war ein Hieb 
in die Luft. Müller-Friedberg fihrieb an ven franzöflihen Ge— 
fandten General Ney: im Kanton St. Gallen gehe Alles treff⸗ 
ih von ftatten; wolle Eintracht herriche mit der Statt und ten 
übrigen ehemals Selbherrlihen im Lande; der Geift ver Fak— 
tion fei verftummt; ber befte liberale Geift mit dem Gefühl für 
Handhabung der Ordnung fei vorwaltend, denn man wolle 
nidt, daß das Etaatdruder an die Hefe der Bewohner übers 
gehe; bereits feien inteflen die Gönner ver reinen Demofratie 
(denen übrigens Konfequenz mangle) gelähmt; jedenfall8 aber 
werde der Erfte Konful den Willen und tie Kraft befigen, den 
Kanton gegen die Anftrengungen fiber zu ftellen, welcde noch 
immer von ten Anhängern der Mönche gemacht werten, vie 
nit nur die MWievereinfegung als Korporation, fontern auch 
jene in die quaſi-biſchöflichen Rechte verlangen, diefe ald bequeme 
Reiter zur Wiebereroberung der Eouveränetät, weil folche geiſt— 
lihe Etellung ihnen die unbedingte Herrſchaft über die Gewiflen 
einräumen würde (18. Mai). Und damit diefer Brief feine 
Wirkung um fo gewifjer erreiche, fügte der Regierungspräfident 
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die Anklage bei, wie der Fürſt, nad der Invaſion ver Defter 
reicher, fich beeilt habe, um ein Regiment mit England zu fas 
pituliren; denn mit England verfehren, war in den Augen des 
damaligen franzöſiſchen Herrichers ein Verbrechen; Vaſall und 
Schmeichler Frankreichs zu fein, das war dagegen ganz Forreft 
und untatelbaft. 

Nah ven vergeblihen Schritten des Superiord wendete ber 
Fürft fih unmittelbar felbft an die Kantonsregierung um Wie: 
derherftellung des Stifts und zwar in deſſen Eigenſchaft ale 
bloßer Korporation. Hier der Wortlaut feines eigenhändigen 
Schreibens aus Mehrerau: \ 

„Durd den Mediationsaft vom 19. Hornung laufenven 
Yahres find die meiften unferes fürftlichen Etiftes Rande Ihrem 
Kanton einverleibt worten. Die beftgegrünteten Reklamationen, 
die wir unferen Pflichten gemäß öfters wiederholten, hatten Feis 
nen Erfolg; und wir willen bis jegt nicht, aus welchem Rechts» 
grunde unjerem Stifte feine durch mehrere Jahrhunderte aner- 
fannten Rechtſamen entzogen worden find. Indeſſen, da gleich: 
wohl durch den oben gemeldten Vermittlungsakt feſtgeſetzt ift, 
daß ten Klöftern ihre ehemaligen Güter und Nusbarfeiten zus 
rüdgeftellet werden follen, jo hofften Wir, daß das edle Beifpiel 
beinahe aller Eitgenöfftihen Kantone, die Unjerem Stifte als 
dem alten und erften Aliirten der Eidgenoffenfchaft gehörige 
Adhtung, und das von demfelben zu allen Zeiten den Stifts— 
landen erwieſene woehlthätige und wäterlihe Benehmen Ihnen 
jo viele, noch befontere Beweggrünte fein dürften, ter Aeuße— 
rung unſerer Wünfche zuvorzufommen. Unfere Erwartungen 
blieben unerfüllt. Mit tiefem Schmerzen müffen wir bis jeßt 
zuſehen, wie die meiſten Stiftsfapitularen, unfere lieben‘ Mit: 
brüder, ohne eigene Wohnung, ohme fichere Verforgung, in 
fummervoller Lage und im Elend darben. — Wir finden uns 
demnach in die Rothwendigfeit verjegt, Uns an Sie, Wohlger 
borne Herren, zu wenten und Selbe zu erjuchen, Unferem fürftl. 
Stifte alle feine ehemaligen Güter, Gebäute, Gefälle u. ſ. w. 
und Nugbarkeiten, wie fie immer heißen mögen, und wie folche 


das Etift vor den Revolutiondzeiten genoß, wieder zu erftatten, 
die Ausübung feiner geiftlihen Jurisdiktion nicht weiters zu 
hindern und für den erlittenen Schaden, vorenthaltene Revenüen 
und gefränfte Rechtſame eine Scatloshaltung auszugleichen. 
Sn diefem Falle wird das Stift ohne Bedenken feine Schulden 
übernehmen und deren Tilgung beforgen. — Weil wir nidt in 
der Lage find, mit Ihnen unmittelbar über obgemelvete Gegen— 
fände unterhandeln zu können und die diepfällige gänzliche Aus— 
gleihung zu berichtigen, ernamfen wir zu biefem Ende als uns 
jere Commifjarios die Stiftsfapitularen R. R. P. P. Nemilian 
Haffner, Johann Nepomuk Hauntinger, Heinrih Müller von 
Sriedberg und Theodor Wil, und bevollmächtigen jelbe in Uns 
jerem Namen über oben Angezogened zu unterhandeln und ab— 
zufchließen, doch mit ausdrücklichem Vorbehalt: daß erſt nad 
erfolgter Unſerer Ratififation der Vertrag als gültig angefehen 
werten fol. Wir erfuhen demnach Euer Wohlgeboren, obge— 
nannte unfere Commifjarios als ſolche anzuerfennen und mit 
Wohlwollen zu behanteln. Womit wir Sie, Wohlgeborne Herren, 
dein göttlichen Mactichuge beftens empfehlen.” (17. Juni); 
unterzeichnet: „Bancratiud Fürftabt zu St. Gallen.” 

Genau zergliedert, orbnet fi der Inhalt dieſes Schreibens 
wie folgt: der Fürft erfüllt mittelbar einen Aft ver Anerkennung 
ded neuen St. Galliſchen Staates, indem er mit defjen Regie— 
rung in amtliche Verbindung tritt; er thut ed zum Zwed der 
MWiederherftellung des Stifted; er verlangt zu diefem Behuf die 
Erfüllung der Mediationsafte und erwartet ſolche um fo eher, 
ald das Stift fih Jahrhunderte lang dem Lande wohlthuend 
bewiejen; er nimmt mit Recht an, daß die mebiationsmäßige 
Reftauration nicht anders ald im gemeinfamen Einverftändniß, 
auf dem Weg der Unterhandlung, gejchehen fönne; er eröffnet 
zu ſolchem Zwed felbft den Weg ber Unterhandlung, ermennt 
feinerjeitö vier Abgeordnete, von denen wenigftend zwei dem 
Präfidenten und den übrigen Mitgliedern der Regierung ganz 
genehme Perfonen waren; bezeichnet ald Gegenftand der Unter» 
handlung die Rüderftattung des ftiftiihen Vermögens und ber 
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geiſtlichen Gerichtsbarkeit, und bietet ſich ſchließlich gegen An— 
rechnung erlittener Verlurſte auch zur Uebernahme des gefamms 
ten Schuldenſtandes an; irgend eine Rückkehr zur weltlichen 
Herrihaft hält der Fürft von feinem Programm gang fern t); 
der einzige Vorbehalt, den er fid erlaubt (und ſolchen hätte 
jeder Andere auch gemadt), ift der, daß das Ergebniß der Uns 
terhandlung nicht ohne feine eigene ſchließliche Genehmigung in 
Rechtskraft treten fünne. Bier Tage nah Erlaß des Briefes 
(21. Zuni) ertheilte der Fürft feinen Unterhandlungsfommiffarien 
die benöthigten Inſtruktionen. 

Solches offene, ganz der Situation und ter Bundesafte 
entiprecende Vorgehen des Fürften war eine höchſt unwillkom— 
mene Erſcheinung für die Regierung, deren Abfichten ganz ans 
dere waren: bie fernere Verfügung über das große Vermögen 
nach eigenem Ermefjen und die Vernichtung des Stiftes; wie 
ſolche gegenüber der franzöfiichen Regierung, die in Wirklichkeit 
als Et. Galliſcher Lehensherr an die Stelle des deutſchen Kai— 
ſers getreten war, begründet wurden, haben das Schreiben 
Müller-Frievberg’8 an Ney und antere Aften diefer Zeit ents 
hüllt. Sener war jeit dem 15. Juni wieder Präſident des 
Kleinen Rathes; P. Aemilian überreichte ihm das Schreiben 
des Fürften perfönlib (22. Juni). Statt einfach ebenfalls Un, 
terhandlungsfommiffarien zu ernennen, die Begehren derjenigen 
des Fürften anzuhören und zu erwägen, wenn möglich Berftäns 
digung anzubahnen und fi für allfällige Abichlüffe, gleih dem 
Borftande des Stifts, die Ratififation vorzubehalten, war bie 
Regierung und ihr Haupt allfogleich beftrebt, die Anſprüche des 
Stiftes im Ganzen fern zu halten und dadurch von vornherein 
jede Reftitution unmöglib zu machen. Müller-Friedberg war 


*) Und er that diefes mit Bewußtfein und Abfiht. Am 20. Dftober 
1803 fchrieb er darüber an feinen Hofrat Müller in Wien: „In meinem 
Schreiben an den Kanton St. Gallen tft feine Spur von Anfprüchen auf 
die Landesherrlichkeiten, vielmehr muß man aus demfelben das Gegentheil 
erfehen. So find auch die meiflen andern Borwürfe befchaffen.“ Der Fürſt 
ift gewiß der befugtefte AYusleger feiner Worte. 
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Referent; ſeinem Befund zufolge und in Erwägung: „daß der 
Abt nicht nur noch entfernt iſt, ſich in den geſetzlichen Zuſtand 
ſetzen zu wollen; daß er auch jetzt noch von Rückgabe der 
Staatsarchive und der ihm jederzeit fremden Archive des Volkes 
noch keine Meldung thut; daß er im Gegentheil ſeine Anſprachen 
auf wahres Staatsgut, auf abgeſchaffte oder durch die Media— 
tion an den Kanton übergegangene Gefälle, auf Entſchädigungen, 
die dem Kanton in jedem Fall ganz fremd wären, und auf 
Schadloshaltung ſeiner ſchon durch den Lunéviller Frieden vers 
lorenen Rechtſame und auf Herſtellung einer geiſtlichen Juris— 
diktion ausdehnt, welche von dem päpſtlichen Stuhl an den 
Biſchof von Konſtanz übertragen iſt;z“ erwägend ferner, „daß 
der Abt eine für die Regierung wirklich erniedrigende Unters 
handlungsweiſe vorfchlägt; daß er aber überhaupt weder ber 
Kraft der Mediation noch jener der wichtigften europäiichen 
Traftaten nachgibt, fondern immerfort die Rolle eined fouveräs 
nen Prätendenten gegen den Kanton behauptet, die erworbene 
Freiheit und Eouveränetät feiner ehemaligen Angehörigen als 
rechtöungültig betrachtet und feine landesherrlichen Anſprachen 
bei Anbringung feiner Flöfterliben Forderungen forthin zu decken 
ſucht; — daß er fih diefen Schritt in dem Zeitpunft erlaubt, 
in welchem die Regierung noch die Ausfunft abwarten muß, 
ob der erfte Konful der franzöfifhen Republif über die nemliche 
bei demjelben durch den Abt anhängig gemachte Sache als Ver— 
mittler entjcheiden wolle,“ beichloß die Regierung des Kantons, 
daß fie „auf das Schreiben des anmaßlihen Fürftabtes Feine 
KRüdjicht nehmen könne“. Es foll diefe Erklärung an P. Aemis 
lian als tem Ueberbringer des Briefed turh die Kommilfton 
des Innern mündlich eröffnet, dem Großen Rath einfache Ans 
zeige von dem Geſchehenen gemaht und die Gefandtichaft bes 
auftragt werben, mit dem franzöfifchen Gefandten, General Ney, 
vertraulihe Rüdjprache über den Gegenftand zu nehmen und auf 
endlihen Entſcheid zu dringen (25. Juni). Der Beſchluß ter 
Regierung, der die höchſt einfache Frage ter Wiederherſtellung 
des Benebiftinerflofterd als eines ſolchen ganz umgeht, ift ein 
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künſtlich Gemiſch von Tücken und Ausflüchten; was etwa Uns 
haltbared an ten Forderungen des Stiftes gefunden worten 
wäre, hätte den Kommifjarien zu Handen des Fürften im Ver: 
lauf einer mündlichen Unterhantlung gejagt werden mögen. 
Schuld am Sceitern der Unterhandlungen wäre dann jener 
Theil gewejen, welcher dem Recht und der Billigfeit Genüge 
zu thun verweigert hätte. Im Uebereinftimmung mit der Hal- 
tung ter Regierung wurde alsbald nad der Uchergabe des fürft- 
lihen Schreibens zu Stadt und Land das Gerücht verbreitet, 
als hätte der Fürſt die Landesherrlichkeit zurüdverlangt; P. Aemi⸗ 
lian ſah ſich dadurch veranlaßt, vertrauten Mitgliedern ded Gros 
gen Rathes den wirklichen Tert des Echreibens zur Kenntniß 
zu bringen. Geſpannt wartete eine anfehnlihe Zahl von Mit- 
gliedern viefer oberften Behörte ') auf Vorlage des fürftlichen 
Briefes; ihre Abfiht und ihr Wille war, fofort eine Kommilfton 
zu ernennen und, nach nöthiger Vorberathung, zur dargebotenen 
Unterhantlung überzugehen. Allein der Große Rath; war eine 
Null, weil ihm alle Initiative fehlte, die Regierung aber ihr Vor— 
ſchlagstecht nad Gutfinden gebrauchte, oder auch nicht gebrauchte, 
oder mißbraudte. Im gegebenen Fall verhinverte fie jeve Beras 
thung; Müller-Srievberg ging am 29. Juni an die Tagfagung 
nach Freiburg ab; der gleihe Tag war zur Beendigung der Großs 
rathsſeſſion beſtimmt. Erft am Ente diefer Schlußfigung machte 
Zollifofer, der BVizepräfident ter Regierung, dem Großen Rath 
Anzeige von dem Schreiben des Fürften und ließ es verlejen. 
Gmür, von Schaͤnis, machte fofort den Antrag: ?) den Klöftern 
überhaupt, und fo auch dem Klofter St. Gallen die Güter vermöge 


) „Die ftärkere Partei des Großen Rathes,“ fagt P. Aemilian wörts 
ih in feinem Bericht an den Fürften, vom 1. Juli 1803. 

?) Die nähere Bezeichnung dieſes Antragftellers kommt im oben er: 
wähnten Brief nicht vor; ed waren drei Mitglieder diefed Namens im 
Großen Rath: der Regierungsrath Dominif Gmür, dann der gewefene 
Kantondrichter von Linth, Zaver Gmür, des erfteren Bruder, und ein „PBräs 
fident Gmür“, von Echänis, Iegterer ohme Zweifel identifch mit dem fpäter 
unter bem Namen „Advokat Gmür“ vorkommenden Mitgliebe. 
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der Mediationsakte zurüdzuftellen. Ihm fiel aber Reutti, ver 
Präfttent des Großen Rathes, alsbald in's Wort mit der Er 
klärung: es könne bierüber Feine Diskuſſion ftatt finden. „Und 
fo endigte die Sache, ohne daß etwas wäre dezidirt worden.“ 
So lautet die Meldung des P. Aemilian an ven Fürften; das 
Protofoll des Großen Rathes aber fagt: ed wurde Tagesord- 
nung erfannt, nachdem ver Kleine Rath die Anzeige gemacht, 
„daß er dießfalls feinen Antrag zu macen babe, fondern tradı- 
ten werbe, dieſes Gefchäft zur Zufriedenheit de8 Großen Rathes 
zu beendigen.” Meder einverftanden mit diefem Ausgang, noch 
erbaut über denſelben, verfammelten ſich die Mitglieder „ver 
Fatholiichen Partei”, als ter ftärfern, ernannten einen aus den 
fieben Landbezirken gezogenen Ausihuß und ließen durch perſön— 
liche Abordnung an den Vizepräſidenten der Regierung nach— 
drückliche Vorſtellungen zu dem Zwed machen, daß das Stift 
St. Gallen wieder hergeftellt werde; folches fei au der Wunſch 
des Volfes. Eben fo wurde auf Herftellung des früheren Or— 
dinariated gebrungen. Zollifofer8 Antwort in Bezug auf das 
Stift lautete: deſſen Wiederherftellung fei unmöglich; entweder 
müſſe die Regierung oder das Stift weichen. Theilnehmer an 
biefer mündlichen Verhandlung waren Dudli und Zweifel, weldye 
den Hergang dem P. Aemilian mittheilten. ) Das wohlge- 
meinte und friedliche Anerbieten des Fürften vom 17. Juni war 
auf ſolche Meile zurücdgewiefen; fchnöde wurde jede jchriftliche 
Erwiederung an ihn abgelehnt; weder der Große Rath, nod 
das Volf, noch die katholiſche Bevölkerung insbejontere, hatten 
ein Wort zur wichtigften Angelegenheit zu fagen. Ein halbes 
Dupend Regierungsräthe, zur Hälfte Proteftanten, mit den 
Franzoſen Ney, Demeunier und Talleyrand, entjchieden über die 
Geſchicke des Landes und feiner Inſtitute.?) 


1) Alles aus dem oben angeführten Schreiben des P. Aemilian Haffner 
an den Fürften, vom 1. Juli 1803. 

) Durch obige aftengetreue Erzählung if, was Weidmann (Gefchichte 
u. ſ. w. ©. 187) Beindfeliged gegen den Fürften Pancratiud gefchrieben, 
zur Genüge widerlegt. Auch berichtiget fich dadurch wefentlich die Darftels 
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Den Umſtänden gemäß konnte die Kloſterfrage in St. Gallen 
nicht eine vereinzelte bleiben. Die Herſtellung der ſchweizeriſchen 
Klöſter überhaupt war vorausſichtlich ein Verhandlungsgegenſtand 
für die Bundesbehörden. Der Fürſt wendete ſich deßhalb mit 
ausführlichem Schreiben an tie Tagſatzung, verlangte die Rück— 
gabe der Güter des Stiftes mit billiger Entſchädigung für die 
ſeit fünf Jahren in Folge ver Revolution erlittenen Verlürſte, bie 
ungehinderte Ausübung der geiſtlichen Gerichtsbarkeit und bie 
Beibehaltung der Höfterliben Obfervanz nah ten Regeln des 
Benediftiner-Drdend, mit dem Beifügen, daß er feinerfeitd ent— 
Ihlofjen fei, „der Ruhe, tem Wohl und der jegigen Verfaſſung 
Helvetiend das größte Dpfer zu bringen“, (immerhin unter Vor— 
ausjegung ehrenhafter Behandlung und daß dem Etift „wenigft 
alle jene Vorzüge und Rechte belafjen werben, die mit ber neu 
eingeführten Verfaſſung nicht in offenbarem Widerſpruche ftehen)” ; 
gleibzeitig zeigte er an, daß er den P. Aemilian Hafner und 
den P. 3. N. Hauntinger beauftragt habe, fih auf Verlangen 
nah Freiburg zu verfügen, um allta weitere Aufſchlüſſe über 
des Fürften Gefinnungen und Wünſche zu geben.) Mit bes 
jonterem Schreiben wendete ſich der Fürft gleichzeitig an die 
dreizehn alten Kantone um günftige Inftruftionen. ?) inzelne 
Kantone inftruirten einläßlich, jo Schwyz. Sein Gejandter, der 
Landammann Aloys v. Reding, erhielt jeitend feiner Megierung 
den Auftrag: ſich des Stiftes St. Gallen, joweit ed die Ver— 
bältnifje immer erlauben mögen, beftens anzunehmen und jelbem 


lung Müller-Friedberg's in feinen „Annalen“, von ©. 97 bis 99. Am 
lächerlichften ift der Vorwurf beider angeführten Schriften: der Fürſt habe 
feinen Kommiſſarien feine Vollmacht gegeben ; diefe lag ja genügend in feis 
nem Brief, der zugleich diefelben auf das Beſte affrebitirte; den Ratififa 
tionsvorbehalt aber hätte auch die Regierung gemacht, falls fie in Unter: 
handlung eingetreten wäre. 

t) Schreiben des Fürflabtes von St. Ballen aus Mehrerau an bie 
Tagfagung, vom 21. Juni. Im Bundesarchiv zu Bern. 

%) Schreiben an Schwyz, vom 19. Juni 1803, im bortigen Kantons: 
archiv, mit der nachfchriftlihen Bemerkung feitens des Bürften: er habe ein 
gleichlautendes Schreiben an bie übrigen zwölf alten Kantone erlaffen. 
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nach dem Tenor der Vermittlungsakte zu feinen Einfünften und 
Beſitzungen zu verhelfen (20. Auguſt). Auch die übrigen Fas 
tholiichen Kantone gaben tem Fürften freundliche Antwort auf 
feinen Erlaß, jo Freiburg, der günftigen Gefinnung des Schulte 
heißen und Landammanns d'Affry entſprechend. Sie alle traten 
bald für den Fortbeftand der fchweizerifchen Klöfter ein; einzelne 
auch für das Stift St. Gallen; an der Tagfagung zu Freiburg 
ftarb der Gefantte von Uri, Lantammann oft Anton Müller, 
an einem Schlagfluß, während er eifrig für die Wiederherſtel— 
lung diefes Stifte jprad. 1) Art. 1 der Schlußbeftimmungen 
der Vermittlungsafte jchrieb vor: „tie Güter, die vormals ben 
Klöftern gehörten, jollen ihnen wieder zugeftellt werben, fei es, 
daß dieſe Güter in dem memlichen oder in einem andern Kanton 
gelegen jeien.” Am 19. Auguft verlangte die Geſandtſchaft von 
Uri die unbebingte Vollziehung dieſer Vorfchrift, auch im Wei— 
tern, „daß die Tagfagung den Klöftern ihre obſervanzmäßige 
Eriftenz zufichere, das Verbot, Novizen aufzunehmen, überall 
aufhebe und die Verhältniffe der Klöfter gegen die betreffenden 
Regierungen näher beftimme. Eifrige und gründliche Behand- 
lung folgte, am 27. Auguft der Taglagungsbefhluß: 1. „Kein 
Kanton fei befugt, die Rüderftattung der Kloftergüter zu vers 
weigern, und der Landammann der Schweiz demnach anzumelfen, 
der erwähnten Schlußbeftimmung der Vermittluigsafte die ger 
hörige Vollziehung zu verfchaffen, wo eine folhe Vollziehung 
nob mangeln follte. 2. Mit den Gütern felbft ift den Klöftern 
ber Genuß und die Selbftverwaltung einzuräumen. Dabei bleibt 
jebod den Kantonen unbenommen, auf dieſelben genaue Aufficht 
zu halten, und die nöthigen Mafßregeln zu treffen, um fib von 
dem Vermögenszuftande der Klöfter Kenntniß zu verfchaffen, fich 
jährlih Rechnung geben zu lafjen, die Entfremdung des Eigen» 
thums zu verhindern, und die Klöfter zur Mittragung der öffent: 
lihen Laften anzuhalten.” Bis bieher war Verftändigung und 
eine Mehrheit erhältlich: der Mebiationsakte wurde Genüge ges 


*) Bericht des P. Nemilian an den Fürften, vom Auguſt. 


feiftet; fie erhielt darüberhin eine praftijche Erläuterung, indem 
den Klöftern, in Widerſpruch zu fonft waltenden Gelüften, bie 
Eelbftverwaltung ihres Vermögens eingeräumt wurde, immerhin 
mit dem beläftigenden Anhängfel der Rechnungsftellung an ven 
Staat. Aber Uri und die anderen fatholifchen Kantone, übers 
haupt die Freunde der Klöfter in und außer der Taglagung, 
hatten noch Mehreres gewünſcht: volle Sicherheit der Klöfter 
für ihre Forteriften. So fam aud die Wiedereröffnung des 
Roviziats in Frage; daherige Beihlußfaffung wurde beftritten; 
es blieb daher nur übrig, den Gegenftand zu fpäterer Verhand— 
lung ad referendum zu nehmen; inzwijchen aber wurben bie 
Kantone eingeladen, mit Säfularifationen oder mit der Anords 
nung von ſolchen Verfügungen, welde der Eriftenz der Klöfter 
Abbruch thun Fönnten, nicht fortzufchreiten, und der Wunſch aus— 
geſprochen, ed möchten die Stände fih zu allgemeiner Beruhis 
gung auf den Grundfag vereinigen: „welches immer das Schick— 
ſal der Klöfter jein möge, jo ſoll fein geiftliches, kirchliches ober 
Höfterlihes Gut zu einem fremdartigen- Zwede, ſondern bloß zu 
Anftalten ver Religion und ter Erziehung verwendet werben.“ 
Der Antrag Uri's und die Unterftügung, bie er gefunden, war 
den Gejanttichaften ver paritätiichen Kantone, jo auch jener des 
Kantons St. Gallen, nichts weniger ald gelegen. Bewußte 
Kantone hätten die Klöfter lieber aufgehoben, ald Sicherung 
ihred Fortbeſtandes gejehen; fie betrachteten bie dießfallſige Zus 
muthung als einen Angriff auf ihre junge Kantonaljouveränetät. 
Daher flagte die St. Galliihe Geſandtſchaft bereitd mit Bericht 
vom 20. Auguft an ihre Regierung über die Koalition, die eins 
müthig jei, „und den Krieg zu maden; wenn Sie nicht andere 
verordnnen, jo werben wir gegen jeden bießfälligen Einbruch des 
12ten Artifeld der Bundesakte ') nicht bloß proteftiren, fondern 
auch, in fo weit ed wird fein können, den franzöſiſchen Minifter 
handeln maden. Thurgau wird zu uns ftehen, und wir wer- 
den fuchen, taß aud Waadt, der BVerfafjungsverlegung halber, 


4) Diefer lautete: „Les cantons jouissent de tous les pouvoirs qui 
n’ont pas &tö expressöment dölöguss & l’autoritö föderale“, 
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in St. Gallen promulgirte Regierungsbeichluß enthebt die Abteien 
Pfäfers, Magvenau und Wurmsbach fammt ven Frauenklöſtern 
in Notkersed, St. Georgen, ') Rorſchach, Altftätten, Wyl, Watt: 
wyl, Wefen, Sion und Glattburg, auf den 1. Dftober 1803 
der bisherigen ftaatlihen Wermögensverwaltung, mit der Bes 
rechtigung ſolche felbft wieder zu übernehmen; er weilet vie 
Klofterverwalter am, auf gedachten Tag Rechnung zu ftellen, 
verordnet neue Inventariſirung des beweglichen und unbeweg- 
lichen Kloftervermögend; verpflichtet die Abteien und Klöfter, 
fih, ohne Genehmigung der Regierung, jeder Vermögensver—⸗ 
äußerung zu enthalten, ſowie zu jährliher Rednungsablage; 
über die Aufnahme von Rovizen zu beftimmen, wurde einem 
fünftigen Gefege vorbehalten. So wurden die Räthe des fran- 
zöfifhen Geſandten zu Ehren gezogen und beachtet. Der Mebias 
tiondafte erwähnt der Beihluß mit Feiner Sylbe. Amtliche 
Mittheilungen des Kleinen Rathes an vie Geſandtſchaft über 
den Beihluß find in den Protofollen nicht zu finden; das ftatts 
gefundene Verfahren fonnte wohl nur durd vertrauliche Privats 
briefe gemeldet werben. Den genannten Brauenklöjtern gegen- 
über wurde das Stift Schänid bevorzugt. Es erhielt vom 
Kleinen Rath die Erlaubniß zur Aufnahme einer neuen Stifte: 
dame, ta Gleiches „bereitd jchon unter der helvetiichen Regie 
rung erlaubt war” (12. November). Auch ten Kapuzinern 
wollte die Regierung ihren Fortbeftaud gewähren, doch unter 
gewiſſem Vorbehalt; fie fchrieb nemlih an ten P. Provinzial 
in Surfee: fie wolle ihre Klöfter in Wyl, Rapperſchwyl und 
Mels weiterfort unter ihrem Schug verbleiben lafjen, infofern 
fi die Bewohner verfelben „ohne Einmiſchung in das Politische, 
ihrem Berufe gemäß, nur mit Verfündung der Religion und 
Behelfung des Gottesdienſtes befchäftigen“ (22. Dftober). 


) Der Fortbeftand dieſes Frauenkloſters war ſchon damals in Frage. 
P. Aemilian meldete dem Fürſten am 28. April: die Aufhebung bes Klo: 
ſters St. Georgen fei ſchon entfchieden, dortige Frauen follen nach Mots 
kerseck verſetzt und das Klofter ein Arbeitehaus werden. Hierdurch erflären 
fi die fpäter zu meldenden Schidfale des Frauenkloflers St. Wiborada. 
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Bor, während und nah den oben erzählten Verhandlungen 
der oberften Bundesbehörbe über das Schidjal der ſchweizeriſchen 
Klöfter wurden jeitend der Staatsgewalt in St. Gallen alle 
Hebel in Bewegung gefegt, um die Miederherftellung des dors 
tigen Stiftes zu verhindern. General Rey, der frangöfiiche 
Gefandte, war für dieſes Vernichtungswerk eben jo bienftbereit, 
als ſoldatiſch-gewaltthätig. Daß er ftets in Folge Aufftachelung 
von St. Gallen handelte, dafür liegen zahlreihe Beweiſe ur— 
fundlib vor. Kaum hatte der Fürft das Anerbieten auf Unter- 
handlung an die Regierung erlaffen, fuchte Ney, von St. Gallen 
ber mit ver offiziellen Ueberjeßung feines Schreibens vom 17. Juni 
verfehen und auf Grund deſſelben, alle Wirfung dieſes Schrei— 
bend durch diplomatiſchen Machtſpruch nieberzufhlagen. Er 
forderte den Landammann der Schweiz auf, den „Prätendenten“ 
von St. Gallen durch die Drohung einzufhüchtern, daß man 
ihn, falls er feine jchledht begründeten Anfprüche nicht fallen 
ließe, als öffentlihen Ruheftörer verfolgen würde; das werde 
helfen, beſonders wenn ver Landammann ſolches der Regierung 
von St. Gallen anzeigen würde, damit diefe die Erflärung des 
Landammannd öffentlich verfünden Fönnte (Schreiben Ney's vom 
1. Zuli). Und am 14. Juli (27. Meffivor, Jahr XD) fchrieb 
Rey zum zweitenmal an den Landammann mit der ganz faljchen 
Borgabe: der Fürftabt reflamire nicht nur die Rüderftattung 
der Kloftergüter, jondern aud die Souveränetät ded „Kantons“. *) 
Als die Rechte der Klöfter überhaupt und jene des Stiftes St. 
Gallen ihre berebten Bertheidiger in und außer der Tagfagung 
wieder fanden und ihre Gegner vor dem Ausſpruch der Ber: 
mittlungsafte, wenn nicht verftummen, jo doch fich theilweife 
zurückziehen mußten, da buhlte die St. Galliſche Staatöbehörve 
wiederholt, und emſiger denn je, um einen ihr günftigen Macht- 
fpruch der franzöfiihen Regierung. Schon erworbene Verdienfte 
des Minifters General Ney zu lohnen und „zur Beibehaltung 


) Beide Schreiben im Bundesarchiv zu Bern. Sie enthüllen, wie 
die von der Regierumg von Et. Gallen ausgegangenen Entftellungen durch 
die franzoöſiſche Geſandtſchaft ald fürmliche Lügen verwerthet wurben. 
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der günftigen Gefinnungen“ deſſelben, machte die Regierung 
feiner Gemahlin ein galantes Geſchenk: „zwei Stüde geftidte 
Mouffeline, zwei der jchönften Shawls, ein Stüd feined Baum: 
wollentud und ein halb Stüd Leinwand“ (22. Auguft).) Die 
Geſandtſchaft wurde dur die Regierung beauftragt, über die 
Angelegenheit des Stiftes, namentlich über das ſeitens des 
Fürften an die Tagſatzung erlafjene Schreiben, vertraute Unters 
redung mit Ney zu pflegen; deſſen Behandlung an der Tag- 
fagung wurde hintertrieben. Dagegen verwendete fib Müller: 
Friedberg ernftlib um die Erlaffung einer höchften Schlußnahme 
ab Seite des allmädtigen Konfuld Bonaparte, die jeglichen 
anderweitigen Verhandlungen Stilihweigen auferlege. 2) Zu 
diefem Ende wurde eine neue Gingabe an die franzöfiihe Res 
gierung, außer allem Zweifel durch vereintes Zufammenwirfen 
des franzöfiihen Geſandtſchaftsſekretärs NRouyer und der St. 
Galliſchen Geſandtſchaft, verfaßt und dem General Ney durch 
erfteren übergeben. Rouyer hatte wegen anderer wichtiger Ver— 
handlungen zwiſchen Sranfreih und der Schweiz eben damals 
eine Eilreife nad Paris zu maden. Die Bermuthung, daß er 
die Klofterfrage dort ebenfalls zur Sprache gebracht habe, wird 
durh fpätere Akten zur Gewißheit. In jenem Schriftftüd, 
welches fih im Eingang auf die Note der Regierungskommiſſion 
vom Frühjahr beruft, wurde die Nothwendigfeit der Aufhebung 
des Stifted Et. Gallen durd Gründe höherer Politik zu be- 
weiſen gefucht: ter Kanton St. Gallen, auf einer Länge von 
zwanzig Stunden den erften und nächſten Angriffen der Feinde 
Frankreichs und der Schweiz ausgefegt, bedürfe der Sicherung 
und ter Erhaltung der Ruhe; dieſe aber fei abhängig davon, 
daß der erfte Konful felbft über das Schidjal des Stiftes ent- 
icheide, die Glieder deffelben dur das Mittel der Penſionirung 


1) Nah Wunſch des Bürgers Präfidenten Müller:Friebberg, fagt das 
Rathsprotokoll von jenem Tag; dad gefhah am dritten Tage, nachdem 
Uri feinen Vorſchlag zu Gunften der Klöfler in die Tagfabung gebracht hatte. 

?) Schreiben der Geſandtſchaft von St. Gallen an den Kleinen Rath, 
vom 11. September. 
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unterhalten lafle, ohne daß das Klofter feldft, durch das Geſetz 
und thatfächlich bereits aufgehoben, wiederhergeftellt werde. Zur 
Rechtfertigung eines ſolchen konſulariſchen Machtſpruches wurde 
auh angeführt: der Abt jelbit habe während ver Konfulta eine 
definitive Verfügung des Vermittlers verlangt, und das Gleiche 
fei feitens der Regierung von St. Gallen geſchehen; die Abtei, 
ald jouverän, ftehe außer der allgemeinen Kategorie der ſchwei— 
zeriſchen Klöfter und habe zudem durch häufige Rekurfe an 
das Reich die jchweizeriihe Unabhängigkeit beeinträchtiget; bei 
der legten Invaſion der Defterreicher habe ter Abt die Privi— 
Iegien feines Landes als verwirkt erflärt, mit England für ein 
Regiment fapitulirt, '*) gegen die ruhigften Bürger, die man ihm 
ald Freunde Frankreichs verzeigt habe, perjönliche Verfolgungen 
eintreten laflen;?) nadı dem Frieden von Luneville habe der 
Abt unaufhörlich bei den fremden Mächten die Wiedereinfegung 
in feine Herrfcherrechte verlangt, jei auch jeither Prätendent ge: 
blieben, habe in Briefen an die alten Kantone ſich noch immer 
ihren Alliirten genannt; der Regierung von St. Gallen habe 
er vor Kurzem geichrieben, daß er feine Nechtötitel fenne, ver: 
möge welcder er feine Rechte verwirft hätte; er habe das Land 
durh Glieder ver Geiitlichfeit aufzuregen gefucht, die auch zur 
Zeit der Infurreftion thätig geweſen; dabei feinerlei Anforde: 
rungen der helvetiichen Gejege Genüge geleiftet; halte die ge— 
flüchteten wiſſenſchaftlichen Schäge und ‚die Gelbwerthe zurüd, 


!) Trog allem Reichthum von Amts: und Privatpapieren, welche dem 
Verfaffer zur Abfafjung diefes Gefchichtbuches zu Gebote fanden, hat er 
unter denfelben eine folche Kapitulation nie entdeden fünnen. 

?) In einem vom Fürften im Jahr 1803 perfönlich verfaßten Memo: 
nal über feine und des Stiftes Gefchide erklärt er in Bezug auf feinen 
Biederantritt der Regierung im Jahr 1799: „Wegen dem PVorangegange: 
nen wurde fein Menjch zur Berantwortung gezogen, Niemand geftraft, kei— 
nem gefchah das geringfte Leid. Selbft die Abgeorbneten zerichiedener Aems 
ter, die von mir verlangten, daß ich bie neuerdings infolent werdenden 
Empörer nicht ungeahndet laffen follte, wies ich zur Geduld, mit fagen, daß 
wenn die Sache eine andere Wendung nehmen follte, nur die Gutgefinnten 
um fo mehr zu dulden hätten.” * 

5* 
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desgleichen die Staatsarchive und ſelbſt die Archive ſeiner Unter- 
thanen, die er während der feindlichen Beſetzung geöffnet und 
ſich angeeignet habe; die Schuld der Abtei habe ſolche Höhe 
erſtiegen, „daß dieſelbe allein ſchon hinreiche, den Fortbeſtand 
dieſes Kloſters unmöglich zu machen“. Und für den Fall, daß 
dieſe Anklagepunkte noch nicht als hinreichend zur Fällung eines 
Todesurtheils erfunden würden, führte die Denkſchrift noch das 
hochpolitiſche, in den Augen des großen Gegners des britiſchen 
Reiches beſonders genehme Argument auf: „Endlich iſt das 
Kloſtergebäude ſelbſt einer Spinnereigeſellſchaft abgetreten wor— 
den, welche dieſen induſtriellen Kanton von den engliſchen 
Baumwollſpinnereien unabhängig zu machen bemüht iſt; dieſes 
wichtige Etabliſſement aber würde ohne jenes ihm eingeräumte 
Lokal zu Grunde gehen, während ſeine aus den Händen der 
helvetiſchen Regierung erworbenen Rechte bereits durch die 
(ſchweizeriſche) Liquidationskommiſſion anerfannt worden find“. 
Zur Beruhigung des erſten Konſuls wurde noch ein Plan bei— 
gefügt, wie das Stiftsvermögen theils für den Staat, theils 
für kirchliche und analoge Zwecke zu verwenden wäre, 3. B. 
zur Dotation der Klofterfirdhe; der Reſt würde verwendet für 
die Verbefferung ver katholiſchen Pfründen und andere Zwede 
diefer Art, zur Beförderung der allgemeinen Wohlfahrt des 
Landes ohne Unterfheidung ter Religionsparteien, 3.3. für die 
Schulen und Aehnliches, Man Tiest in diefen Aftenftüden be— 
reitd die Grundlagen und den Plan einer Fünftigen Liquidation, 
mit dem Zujage: es wäte gut, wenn biefelbe einem von Seite 
ded Mediator (Bonaparte) im inverftändniß mit der St. 
Galliſchen Regierung beftellten Kommifjär übergeben würde; im 
Falle des Bedürfniſſes könnte ihm noch ein zweiter Kommiffär 
feitend des Lantammannd der Schweiz beigegeben werben. So 
bradıte der Kanton St. Gallen den Entjcheid über das Stift 
St. Gallen vor das Forum des Auslandes, während unftreitig 
derjelbe (allerdings mit voller Befeitigung der Souveränetäts- 
frage) der Tagſatzuug allein zugeftanden hätte. Zwei ganz 
verihiedene Fragen wurden zufammengefaßt oder doch zugleich 
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mit und neben einander zur Beantwortung geſtellt: die der 
Souveränetät des Stiftes und jene der bloßen Wiederherſtellung 
des Kloſters; die erſte war offenbar ſchon durch die Gründung 
des Kantons St. Gallen entſchieden und weiterer Berathung 
gar nicht bedürftig; die andere (Herſtellung der Kloſterkorporation, 
beziehungsweiſe Rückerſtattung des Vermögens an dieſelbe) war 
einfach ein Gegenſtand der Auslegung und Anwendung der 
Mediationsakte, für welche der ſchweizeriſche Rechtsſinn und 
der Schweizerverſtand ſchon allein genügt hätten. Die beſte 
Gönnerſchaft fand die im alten St. Gallusſtift eingehauſete 
Baumwollſpinnerei; ihre Inhaber, in Folge der Mediations— 
afte eine Aufforderung zur Räumung des Platzes beſorgend, 
hatten fih ſchon im Frühjahr um Fortdauer ihres Gratispachtes 
verwendet und eventuell angefündiget, daß fie eine Entſchädi— 
gungsforderung von ungefähr 70,000 Gl. zu machen hätten, 
falld ihrem Begehren nicht entiprochen werden könnte. Die 
Bittjchrift ging dur Vermittlung ver Regierung von St. Gallen 
an den Landammann der Schweiz, der jedoch für die Bittfteller 
nicht ganz befriedigend antwortete: „es fordere die Gerechtigkeit und 
die wörtliche Vorjchrift der Vermittlungsakte, daß den Eigen- 
thumsrechten ter Kloftergeiftlichfeit nicht zu nahe getreten werde“, 
dann den Gegenjtand an die Liquidationsfommiffton verwies, damit 
fie, bei allfälligem fernern BVerbleiben der Baumwollfpinnerei im 
Klofter, dem Stift wenigftens die ihm gebührende Entſchädigung 
zufprecben fönnte. ') Die Baummwollfpinnerei wendete fih auch 
unmittelbar nach Paris, gewann im Ferneren die frangöftichen 
Generale Lecourbe und Seras bei ihrem Aufenthalt in St. Gallen 
durh das gegenüber den Franzofen damals üblihe Mittel der 
Hingenden Gründe. Später erhielt die Direktion der Spinnerei 
von Müller- Friedberg Anzeige, wie Ney dieſelbe in ſolchen Flor 
gebradt zu jehen wünſche, daß man fein Garn aus England 
mehr bebürfe. Auch Reutti beftätigte in Unterredungen mit 
P. Yemilian die hohe Gunft, in welcher jenes induftrielle Unter: 


’) Akten und Protokolle im Bundesarchiv zu Bern; der Landammann 
ſchrieb am 29. April 1803. 
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nehmen bei der frangöfifchen Regierung ftehe. 1) Seinen Forts 
beftand im Klofter ficherte vollendd eine Verfügung der fehmeis 
zerifchen Liquidationdfommilfion und der gemeldete diplomatiſche 
Krieg gegen die Wiederherftellung des Stiftes. Für das Iegtere 
wechielten in St. Gallen Furt und Hoffnung; bald gab man 
Alles für verloren, bald lauteten die Nachrichten aus Paris 
günftiger; weniger @ingeweihte, die von den Korrefpondenzen 
zwiſchen Müller: Friedberg einer, dann Ney, Demeunier und 
Barthelemy anderfeitd, nichts Näheres wußten, nahmen fogar 
ald unzweifelhaft an, St. Gallen werde gleich den übrigen Klö- 
ftern (freilih ohne die weltliche Herrihaft) wiederhergeftellt wer: 
den; jo Landammann Zellweger, der Gejandte von Appenzell 
A. R. an der Tagfagung. ?) Hierin lag Täuſchung. Aber die 
entfchiedenen Freunde des Stiftes wollten ihre Herzensjahe doch 
nicht aufgeben; P. Thomas Brändli, von Kirchberg, damals 
Pfarrer in Lichtenfteig, war einer ber eifrigften unter ihnen; er 
machte jeine Bertrauten, P. Konrad Scherrer und P. Theodor 
Wick, mit verfchiedenen Entwürfen bekannt, jo mit dem Bor: 
haben, bei der oberjten Landesbehörbe darauf zu dringen, daß 
der Regierung eine Kommilfton aus dem Großen Rathe an bie 
Seite gejegt werbe, zur Sicherung gegen weitere Bebrüdung 
jeitend der erfteren; er empfahl gemeinfames Vorgehen mit ver 
Weitgeiftlichkeit; er entwarf eine Petition an den Großen Rath, 
in welder das umgebotene Gerücht widerlegt wurde, ald wäre 
ed ſelbſt nicht mehr Wille der Kapitularen, in eine Kommunität 
und Flöfterlihe Ordnung zurüdzufehren. In gleicher Petition 
ift das Verlangen an ven Großen Rath um Wiederherftellung 
der Elöfterlihen Korporation und Wiedereinfegung in ihre geift- 
lihen Rechte geftellt, wogegen die aufrichtige Verſicherung ab» 
gelegt wird, daß die Unterzeichner bereit feien, dem Baterland 
im wiſſenſchaftlichen und geiftlihen Fache nah Kräften zu dienen. 
Bald waren die Unterfchriften von einundbvierzig Kapitularen bei» 

*) Briefe des P. Aemilian an den Fürften Pancratius, vom 11. Juli 


und 1. Augufl. 
2) Brief des Gleichen an den Fürften, vom 26. Auguft. 
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ſammen, welche urkundlich den dringenden Wunſch bezeugten, daß 
ihr „Stift auf dauer- und ehrenhafte Art wiederhergeſtellt werde.“) 
Es ift nicht erhoben, daß eine ſolche Bittfchrift wirflih an den 
Großen Rath gelangt fei. Aber die erwähnten Beftrebungen 
nahmen gleihwohl eine beftimmte Form an. P. Nemilian, ver 
Superior und erfte Bevollmächtigte des Fürften, obwohl in Feiner 
diefer beiden Eigenfchaften von der Regierung anerkannt, wens 
dete fih, im Einverftändniß mit feinen Schidjalsgenoffen, mit 
ausführlibem Schreiben an den Kleinen Rath (21. Oftober), 
begründete Klage führend, taß der Fürftabt Feiner Antwort ges 
würbiget worben, während durch Berüdfichtigung feiner befannten 
Zujchrift der Weg zur Annäherung und Ausgleihung gebahnt 
worden wäre; in feinem Schreiben verlangte er Rüdgabe alles 
deffen an das Stift, was mit der Bermittlungsafte vereinbar; 
MWiebereinfegung in die Drdinariatsrechte, wie ed der laute 
Wunſch des Volkes im verfloffenen Jahr, das ftete Beftreben 
des aus den drei fatholiihen Landſchaften ernannten Ausſchuſſes 
und das Berlangen des größern Theiles der Geiftlichfeit immer 
geweſen; im MWeitern auch empfehlende Vorlage diefer Eingabe 
an den Großen Rath; würde tiefe Bitte feinen Eingang finden 
fönnen, jo wolle tie Regierung wenigftens das Schreiben des 
Fürften einer baldigen Antwort würdigen. Mittlerweile hatten 
die erzählten Beftrebungen bei Ney ?) ihre Wirfung geübt. Am 
28. September war die Tagſatzung geichloffen worden; bie 
St. Galliihe Gefandtihaft, nah Haufe zurüdgefehrt, erftattete 
(6. Dktober) eigenen und fohriftlihen Beriht an den Kleinen 
Rath über die Verhandlungen mit Ney wegen des Stiftes; 
diefem zufolge hatte der frangöfiihe Geſandte nicht nur dem 
Stift jeden weitern Fortbeftand abgeiprocdhen, ſondern ſelbſt das 
gefammte Vermögen deſſelben ald Staatögut erflärt, jo daß ein 
Unterfchied zwifchen fouveränem und Flöfterlihem Gut nicht zu 
machen wäre, und auf förderliche Liquidation durch eine gemifchte 


*) Tagebuch des Fürften vom Dftober 1803. Schreiben des P. Tho- 
mad an P. Konrad, vom 8. Oftober gl. J., im Kantonsarchiv. 
2) Denkſchrift vom 9. September. 
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Kommiſſion abgeſtellt. Nur um die Unabhängigkeit der Schweiz 
zu fchonen, habe der Erfte Konful nicht unmittelbar von fih aus 
verfügt; e8 fei aber gleihwohl fein ernfter Wille, daß der Bot: 
ichafter. der St. Gallifchen Regierung in erwähntem Sinne Fräftig 
an die Hand. gehe. Bald nachher jchrieb Ney felbft an die Re— 
gierung: durch die Mediationsafte fei die Souveränetät an bie 
Kantonalbehörde übergegangen, der Er-Fürft habe dießfalls kei— 
nerlei Anſprüche zu machen, eben jo wenig auf Güter und Ein- 
fünfte, die ihm in der Eigenſchaft ald Souverän zugeftanden ; 
im Uebrigen werde die frangöfiihe Regierung ed mit Wohlge— 
fallen jehen, wenn gegen ven Er-Abt und die Mönche des Klo— 
fterd mit Großmuth gehandelt werde; man möge Alles frieblic 
erledigen, jorgen, daß feine Keime von Ruheſtörung zurüdbleiben; 
dahin zielende Beftrebungen werde er, ver Geſandte, beſtens 
unterftügen (Schreiben vom 19. Dftober). Schlau wurde in 
diefem Aftenftüd, wie in anderen Papieren ver Zeit, die einzige 
Frage, um welche es ſich eigentlih handelte: mediationsmäßige 
Rüdgabe der Stiftdgüter an das Klofter behufs jeined Fortbe— 
ftandes, umgangen. Anders jchrieb d'Affry, der Landammann 
ber Schweiz; er verlangte von der Regierung Bericht über den 
Stand der Angelegenheit, äußerte das Vertrauen, ed werde bie 
abzujchliegende Verſtändigung dem Rechte beftens entiprechen; ') 
er, der Landammann, jei zur Mitwirkung bereit, daß einerjeite 
die Rechte des Kantons feftgeftellt, anderfeit3 das wirkliche Eigen: 
thum des Abtes gefichert werde (23. Dftober).?) Im gleichen 
Sinn jchrieb PARTY an ven frangöfiihen Gefaudten. Mit dem 
Schreiben Neys in der Hand antwortete die Regierung dem 
erften Bevollmächtigten des Fürften, P. Aemilian, jchroff abs 
lehnend und voller Ausflüchte zugleih, namentlich den angeb- 
lichen Abgang von Vollmachten jeitend der Kommiffarien des 
Fürften vorfhügend: „der Zuftand der Dinge erforderte im Zur 


') „Je suis totalement assur&, que cet arrangement sera bas& sur la 
justice la plus exacte.“ 

?) Diefe Stelle deutete auf billige Ausfcheidung eines Antheils aus 
dem Kloftergut, unter dem Titel von Staatsgut. 
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fammenhange Aufweilung binlänglier Vollmachten, Anerfen- 
nung der Kantonsjouveränetät und Annahme einer den Geſetzen 
entfprechenden Stellung; dagegen begnügte man fich auf einer 
Seite die Vermittlungsefte anzurufen, auf der andern bezweifelte 
man tie Kraft und das Recht derjelben und widerſprach ihr 
wenigftend durch Verwahrungen und Thatfachen, in weldhe aus— 
zufchweifen zu weitläufig fein würde.“ So ſchrieb die Regie 
rung, mit dem Beilag: unterbeffen habe die vom Abt jelbft ans 
gerufene franzöftihe Regierung demjelben bereits „Weiſung“ 
hinſichtlich des Gejchäftes gegeben; in dieſer Lage könne die Mer 
gierung feinen vorgreifenden Schritt thun, von welder Art er 
immer jein möchte (25. Oktober). In ähnlichem Sinn antwor- 
tete die Regierung dem Landammann der Schweiz, mit dem un: 
wahren Vorwurf gegen den Abt: er habe in feinem Schreiben 
vom 17. Juni die entichietenfte Haltung eined „Prätendenten“ 
eingenommen, und mit der derben Erklärung: eine Klofterkors 
poration wie die St. Galliihe fünne man nicht wiederherftellen, 
eine Korporation, welche aud die feierlihften Traktaten nicht 
von ihren irrigen Anſchauungen zu heilen vermocdten und bie 
erft im Augenblide gebieteriicher Nothwendigfeit fich zur Nach— 
giebigfeit entichloffen habe, „freilih um wieder, nur auf noch 
gefährlichere Weife, im Herzen des Staates jelbft gegen ben 
Staat zu wirken.” Bolgten noch höchft übertriebene Klagen über 
den herabgefommenen Vermögensftand des Klofters, jo daß aud 
aus diefem Grunde der Fortbeftaud deflelben eine baare Unmög— 
lichfeit wäre; dann das Erfuhen, ed wolle der Landammann 
vereint mit dem franzöftichen Geſandten beftimmte Entjcheide aus 
wirfen, damit die Regierung endlich zu der beabfichtigten Liqui- 
dation jchreiten Fönne (5. November). Dieſer Brief ift eine 
harte Anflageafte gegen das Stift und war beftimmt, dem greifen 
Landammann jede Anwandlung zu neuer Empfehlung des guten 
Rechtes (der „justice exacte“) zu benehmen. Gleichzeitig nahm 
die Regierung den franzöfiichen Gejandten, General Ney, gegen 
die Anfichten des Landammanns zu Hülfe. Sie fchrieb jenem 
(7. November): der Landammann halte die Mebiationsafte für 
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anwendbar auch auf das Klofter St. Gallen, welches doch ſchon 
vor Ericheinen derfelben zu beftehen aufgehört habe, und das 
ſchon durch feine beharrliche MWiderfeglichfeit gegen Gelege und 
Traftate das Recht, gleih ten übrigen Klöftern behandelt zu 
werben, verwirft habe, falls überhaupt ſolche Gleichftellung mit 
der frühern Souveränetät des Stiftes vereinbarlich gewelen wäre; 
die Regierung müſſe liquidiren, wolle aber das Geſchäft nicht 
auf eine Weije angreifen, welche der Vermittler ald mit dem 
Geift der Mediationsafte unverträglih erachten könnte; daher 
die Bitte um beftimmten Entfceid, ob wider Erwarten der Aus: 
ſpruch der Bermittlungsafte anwendbar fei auf das Kloſter 
St. Gallen, oter dann aber im umgefehrten Falle, den Land» 
ammann eined Beflern zu belehren, „wenn bie von und aufges 
ftellten Grundſätze gerecht und unwiderſprechbar find; bie jeßige 
und zufünftige Ruhe des Kantond fordert, daß wir gegen den 
Erjouverän des St. Galliſchen Landes nur folhe Maßnahmen 
in Anwendung bringen, die ihres Erfolges und der Anerkennung 
jeitend der franzöfifhen Regierung gewiß fein können. Wir 
werben jogleih handeln, jobald e8 Ihnen gefällt, und das ein- 
zubaltende Verfahren, das Sie bereit3 ver St. Galliihen Ges 
ſandtſchaft zu unferen Handen angedeutet hatten, ausführlih zur 
Kenntniß zu bringen.” Bald folgte Ney's Antwort an ben 
Kleinen Rath: „die Mediationsakte hat die Souveränetät Ihres 
Kantons ſanktionirt; fie enthält Feine Beftimmung, die ihr eine 
rüdwirfende Kraft verleihen fünnte; die Abtei St. Gallen aber 
war ſchon feit Langem durch die helvetiihe Regierung aufges 
hoben; und da die Mönche dieſes Kantons zerftreut geblieben, 
jo fünnen fie auch Feine Korporation mehr bilden; demnach bleibt 
es ganz Ihrem Ermefjen anheim geftellt, ſolche Berfügungen 
zu treffen, welde Ihnen für die Sicherung der Ruhe und ver 
Wohlfahrt Ihres Kantons die geeignetften erfcheinen. Die Abs 
ſichten ver franzöſiſchen Regierung bleiben in diefer Beziehung 
unverändert. Ich habe darüber wiederholt mit dem Landam— 
mann d'Affry geſprochen und ungeachtet feiner Boreingenommen« 
heit für ſchützendes Einſchreiten fieht er ohne Zweifel ein, daß 


ed um jo gefährlicher wäre, den alten Souverän dem neuen 
gegenüberzuftellen, ald das Berhalten und ver SKarafter des 
Er⸗Abtes keineswegs hoffen laffen, daß er fih den neu einge 
tretenen Zuftänden fügen würde. Frankreich könnte keineswegs 
beifällig wahrnehmen, daß ein Mann, der ununterbrochen an 
ben fremden Höfen intriguirt hat, auch nur den geringften Eins 
fluß in Ihrem Lande übe.“ Diejer Erörterung war Rath und 
Weifung beigefügt, ohne allen Verzug zur Liquidation des Klo- 
ftervermögend zu jchreiten (Schreiben Ney’s vom 12. Novem- 
ber). Bisherige Geſchichtwerke haben jede nähere Angabe über 
die Beranlafjung dieſes verhängnißvollen Briefe unterlaffen; 
wir haben nun nachgewieſen, daß er feitend der St. Galliſchen 
Regierung eigentlih erbettelt worden.) Abſicht des Briefes 
war: vollendete Thatjachen zu fchaffen, woburd jede Rüdfehr 
zur wirffamen Grörterung des Rechtspunktes ſowohl an ver 
Tagſatzung ald im Kabinete des Erften Konfuld unmöglich 
würde. 

Im Verlaufe viejes eifrigen Briefwechjeld war in Folge 
mehrerer wichtiger Schlußnahmen der Tagſatzung eine außeror: 
dentlihe Berfammlung des Großen Rathes nothwendig gewor- 
den; auf biefen richteten die katholiſchen Verehrer des Stiftes 
ihre Blide. Sie ſprachen davon, den Geſandten Müller-Fried- 
berg förmlich zur Verantwortung zu ziehen; es wurde die Eins 
bringung einer neuen Motion für Wiederherftellung des Stiftes 
beiproden; aber, fei ed aus Muthlofigkeit, fei e8 im Bewußts 
fein, daß wegen abgehenden Snitiativrechted jeder Antrag fofort 
ald unbefugt aus dem Felde gejchlagen würde: es unterblieb 
eine wirkliche Anregung der Sade in Großen Rathe; *) ver 
Kleine Rath ſchwieg ebenfalld und brachte das neue dringende 
Bittgefuh des ftiftiihen Bevollmächtigten nicht vor den Großen 
Rath; jo erhielten die Freunde des Stiftes auch feinen mittels 
baren Anlaß, für dafjelbe im Schooße der oberften Landesbe— 


1) „Erſchlichen“, fagt der Fürft im Tagebuch vom 1. Dezember. 
?) „Reiner wollte fich dazu hergeben“, meldet P. Aemilian dem Fürs 
ten, am 27. Oft. 
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hörte einzuftehen; wohl aber beftellten fie eine Aborbnung, um 
dem NRegierungspräfidenten (Müller⸗Friedberg war es wieder) 
ernfte Vorftellungen gegen beabfichtigte ſchleunige Auflöfung des 
Großen Rathes zu machen, obwohl „die Klofterfrage noch zu 
behandeln fei”. Der Präfivent fertigte die Aborbnung ver fa: 
tholifhen Kantonsräthe in gewohnter Weiſe ab, jo gut er fonnte; 
warf wieder mit dem Vorwurf beabfichtigter „Lundesherrlichkeit” 
um fi, und ſchob alle Schuld auf den Fürften; mit P. Aemis 
lian könne man nicht in Unterhandlung treten, denn ihm fehle 
ja eine legale Vollmacht; zudem werbe er ſelbſt von den Geis 
nigen nicht ald Superior anerkannt; die Orbinariatsrechte be— 
treffend, können ſolche nicht mehr beftehen; fie ſeien Mißbräuche, 
und entweder müſſe der Abt Bilchof werden, oder die geiftliche 
Jurisdiktion falle auf den urſprünglichen Biſchof zurüd; der 
Kollaturen halber (die Regierung übte faktiſch vaherige Rechte) 
möge die Abordnung einen Vorſchlag einreichen. Auch Aemilian 
hatte eine Unterredung mit Müller-$riedberg und ftellte, nach— 
dem er die übrigen Bitten als fruchtlos erfannt, das Erjuchen, 
ed möchte die Regierung doch wenigftend bis zur nächſten Tags 
ſatzung jegliche Säkulariſation einftelen. Aber der Regierungs- 
präfident wies auf feine, in das Tagfagungsprotofoll niederges 
legte, Verwahrung gegen Anwendung der Mediationsakte auf 
St. Gallen und erwähnte felbftzufrieven: es fjei jene Verwah— 
rung in den Abſchied aufgenommen worden. Er jchleuderte jo- 
gar den Vorwurf gegen den Fürften: dieſer habe den von kai— 
ferliher Seite auf die Stift St. Galliihen Güter in Deutich- 
land gelegten Sequefter hervorgerufen; „er jowohl als übrige 
Regierungsglieder würden eher den Poſten verlaffen, als fich 
mit dem Fürften in jener Stellung, die er einnimmt, in Etwas 
einlafjen.” Mittlerweile war der Große Rath gejchloffen wor— 
den; vor dem Auseinandergehen jeiner Mitglieder hatte der Kleine 
Rath fie dur ein Gaftmahl erfreut, bei welchem „unter Abs 
feuern der Kanonen auf die Gefundheit des Bonaparte wader 
getrunten wurde.” Müllers$rievberg wurde mit Danfadreffen 
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beehrt, ſtatt für ſeine Handlungsweiſe verantwortlich ge— 
macht.) 

Wenige Tage nachdem der Fürſt Pancratius fein wichtiges 
Schreiben vom 17. Juni an die Kantonsregierung erlaffen und 
nicht bloß feine für die Unterhandlung mit dieſer bezeichneten 
Kommiſſäre, fondern auch jene feiner Kapitularen, die, wie er 
erwartete, allenfalls zur Aufklärung in den Angelegenheiten des 
Stifted an den Sitz der Tagjagung, nad Freiburg, berufen 
würden, mit nöthigen Inftruftionen verjehen hatte, trat der Fürft 
eine neue Reife nah Wien an (22. Juni). Am 12. Juli traf 
er in der Kaijerftadt ein. Dorthin führten ihn, wie er fih in 
dem Schreiben an die Tagſatzung vom 21. Juni ausbrüdte, die 
noch nicht ausgeglichenen Angelegenheiten Neu-Ravensburg’8 und 
die kritiſche Lage einiger andern Befigungen des Stiftes St. 
Gallen. Seine Bethätigung für diefe lag ganz im Intereſſe 
der Schweiz. Durch den Regensburger-Rezeß vom 25. Februar 
1803 (Art. 29) hatte die helvetiſche Republif die Verſicherung 
erhalten, „daß bei Säfularifationen innerhalb ihrer Grenzen die— 
felben ohne Verlurſt und Nachtheil der im Deutſchen Reiche 
gelegenen Zugehörden ihrer geiftlihen Etiftungen vor ſich gehen 
jollen, ausjchließlich deffen, worüber anders verfügt worden war;“ 
daraus ergab fih für die deutfchen Regierungen die Verpflich— 
tung, „die im deutfchen Reiche gelegenen Befigungen ſchweize—⸗ 
riiher Stiftungen felbft auf den Fall der Schweiz nicht zu ent: 
ziehen, wenn auch dieje Stifte fäkularifirt werden jollten.” We- 
nige Tage nad) der Ankunft in Wien vernahm der Fürft, daß 
die öfterreichifche Regierung, ſich durch dieſen Artikel nicht ge: 
bunden eradhtend, mit dem Plan einer allgemeinen Sequeftration 
der den fchweizerifchen Stiften auf ihrem Gebiete zuftehenven 
Güter umgehe, die zu wirklicher Infameration führen jolle. Der 
Fürft that fogleih Schritte bei dem Staatdminifter von Kobenzl 
und dem Kaifer gegen diefe Maßnahme, namentlih im Intereſſe 
des Stiftes St. Gallen. Kobenzl wollte nichts von Nachgiebig— 


*) Aus des P. Aemilian’sd Berichten an den Fürften vom 27. und 
31. Oftober. 
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keit wiſſen: „er beharrte darauf, daß ſolange die Schweizer die 
St. Galler Güter in Beſchlag behielten, Oeſterreich das näm— 
liche thun müſſe, um nicht dupe zu ſein“ (25. Juli). In Folge 
einer ſpätern Audienz bei dem Kaiſer überreichte er dieſem ein 
Memorial gegen jene Sequeſtration. Weit entfernt alſo, daß 
der Fürſt, wie Müller-Friedberg ihn beargwohnt und ſelbſt ans 
geſchuldiget hatte, jene Maßnahme Oeſterreich's hervorgerufen, 
hat er fie ernſtlich bekämpft, und unerſchrocken ſelbſt die erften 
Autoritäten der faijerlihen Regierung gegen dieſelbe angerufen; 
mit Freuden fieht man zum erftenmal die beiden hochbegabten 
Männer, unglüdliber Weile Gegner, für einen und venjelben 
Gegenftand fi verwenten. Der Fürft dachte übrigens nicht 
bloß auf materiellen Befig; er wollte ihn nützlich verwerthen 
für die geiftige Bildung, indem er dem Kaijer einen Plan ein: 
reichte zu Gründung und Erhaltung eined Lyzeums für Oeſter⸗ 
reih, Schwaben und Vorarlberg. Da die gleihe Sequeftrations- 
maßnahme auch auf liechtenfteiniihem Gebiet vorgenommen wor» 
den, that der Fürft auch Schritte bei dem dortigen Oberbeamten 
in Wien, der jedoch die Schuld auf Defterreih warf, welches 
ohne Wiffen des Fürſten von Liechtenftein auf deſſen Gebiet vie 
St. Galliſchen Kloftergüter mit Beichlag belegt habe. Wie bei 
früheren Anläffen, jo waren auch hinfichtlih viefer Meile des 
Fürften nah Wien feine nächften Untergebenen und Mitbrüder 
nicht auf feiner Seite; P. Aemilian jchrieb ihm (1. Auguft): 
„alle Gutgefinnten hätten gewünſcht, der Fürft wäre nad reis 
burg, ') ftatt nach Wien gereifet“. Auch einzelne Staatsmänner 
ſprachen fib in dieſem Sinn aus, fo NRegierungsraty Gmür: 
der Fürft folfte ſich doch einmal nähern und perjönlih das Klofter 
(als erftes Eigenthum des Stiftes) zurüdfordern, damit doc 
einmal die Klofterfahen zu einem Ziel gelangen könnten. ?) m 
der europäljchen Politif war inzwiſchen eine weſentliche Aende⸗ 


) Zur Bertheidigung feines Stift und der übrigen Klöfter an ber 
Tagſatzung. 

?) Briefe des P. Aemilian an den Fürſten, vom 1. Auguſt und 2. Sep: 
tember 1803. 
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nung eingetreten; der Kampf zwiſchen England und Franfreich 
entbrannte von Neuem; England hatte feinem großen Gegner 
am 18. Mai den Krieg erklärt. Den möglichen Fall einer 
neuen Umgeftaltung der Schweiz, je nah dem Ausgange des 
Krieges, vorausjehend, war Fürft Pancratius abermald auf 
Negozirung eines großen Anleihens bei der englijchen Regierung 
bevadt, das ihm die Mittel zur gänzlichen Rüdzahlung ver 
Stiftsihulden bringen ſollte. Zu irgend einer wirflihen Vers 
handlung aber fam es wieder nicht; vielmehr jah der Fürft 
tbatfählih die neue Ordnung in der Schweiz erftarfen und er 
jegte deßhalb auch jeine Reklamationen bei dem Landammann 
der Schweiz um mebiationsmäßige Behandlung feines Stiftes 
in bisheriger Weiſe fort (20. Auguſt). Die freundſchaftlichen 
Beziehungen in Wien ſuchte er ununterbroden zu erhalten; jo 
batte er jein früheres guted Verhältniß zu Johann v. Müller 
dajelbjt wieder aufgenommen. Bald beurlaubte fi der Fürft 
vom Kaiſer (7. September); den, feit der Rüdfehr aus Paris 
in Wien weilenden Hofrath Müller ließ er daſelbſt zurüd. Auf 
der Reije, an einem Wallfahrtsort, erneuerte er ein ſchon im 
Jahr 1800 gemachtes Gelübde, für den Fall, wenn auch nur 
(ohne Zurisdiftionsrecht) „die fibere Eriftenz (des Stiftes) erreicht 
würde“. Am 29. September war er in Mehrerau zurüd, ſprach 
ten P. Nemilian und fam mit ihm überein, daß vor der Hand 
nur zuzuwarten jei, was der Landanımann d'Affry auf das eben 
erwähnte Schreiben eriwiedern werde. Bom 8. DOftober an nahm 
der Fürft feinen MWohnfig in Ebringen. Bon den deutichen Be- 
gungen war ihm nichts mehr übrig geblieben, als diefe Herr- 
haft, nahdem Neu-Ravensburg durch den Regensburger Rezeß 
an den Fürften von Dietrichftein übergegangen, die übrigen Bes 
figungen des Stiftes von Defterreih mit Sequefter belegt wor: 
den. Bon Ebringen aus gab der Fürſt feinem erften Bevoll- 
mädtigten P. Aemilian neue Verhaltungsbefehle für den Fall, 
daß es endlich doch zu den längft vorgefchlagenen Unterhand- 
lungen mit der St. Galliichen Kantonsregierung fommen jollte. 
In diefer Zeit wurde die päpftlihe Nuntiatur wieder hergeftellt. 
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Der Landammann der Schweiz hatte in ehrerbietigem Schreiben 
an den Heiligen Vater den Wunſch ausgeſprochen, daß ſolches 
geſchehen möge (2. Oktober), der Papſt dann huldvoll die Ge— 
währung der Bitte verheißen. Bald nachher traf der neue 
Nuntius, Fabritius Sceberas Teſtaferrata, Erzbiſchof von Bery— 
tus, auf Schweizergebiet ein und nahm ſeine Reſidenz in Luzern. 
Fürſt Pancratius ermangelte nicht, ihn alsbald mit ſeinen ſeit 
17. Juni erlaffenen Hauptreflamationsschreiben befannt zu machen 
und bie amtlihe Fürfprache der Nuntiatur für Herftelung tes 
Stiftes St. Gallen in Anſpruch zu nehmen (17. November). 
Den Landammann der Schweiz erfuchte er um gleiche Zeit, tem 
Tagſatzungsbeſchluß für Rüdgabe der Kloftergüter auch zu Gun- 
ften des GStifted St. Gallen Vollzug zu geben, mit energijcher 
Beichwerte, wie die Regierung von St. Gallen jede Verhand- 
lung des Gegenftandes im Schooße des Großen Rathes verhins 
dert habe, und mit fräftiger Zurüdweifung des Vorwandes, als 
hätte er, durch Rekurs an den erften Konful, deſſen Anrufung 
von der Gegenpartei veranlaßt; jeine Denkfchrift an jenen vom 
17. März beweile das gerade Gegentheil, In diefem Jahr 
verfaßte Pancratius jelbft noch den Katalog über fein Klofter- 
Perionale: es beftand, inbegriffen die Konversbrüder, noch aus 
78 Ordensmitgliedern. 

Treu der jchon früher kundgegebenen Gefinnung baten bie 
DOrtichaften Ridendah und Wylen, bei Wyl, neuerdingd um 
Vereinigung mit dem Kanton St. Gallen. Sie ftellten der Tag- 
jagung vor, daß fie feit den Älteften Zeiten immerwährend einen 
Theil ver Alt-St. Galliihen Landſchaft ausgemaht haben, für 
alle Zivilfälle der Judikatur des fürftlichen Pfalzrathes in Wyl, 
einzig in Malefizfällen der Gerichtsbarkeit des thurgauiſchen 
Landvogtei-Amtes unterjtellt geweien. Der legtere Umftand möge 
die helvetiiche Geſetzgebung veranlaßt haben, die beiden Ortichaf- 
ten dem thurgauifchen Diftrift Tobel einzuverleiben; ihrer ört- 
lihen Lage zufolge aber würden fie weit beffer dem Kanton 
St. Gallen und deſſen Diftrift Wyl angefchloffen (10. Juli). 
Dieſe Bittjchrift blieb ohne Erfolg. 
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Dritter Abfchnitt. 


Franzöfifche Allianz und Militärfapitulation, genehmiget von St. Gallen. 
Die fchweizerifchen Dezentraliiationen; in Folge derfelben fantonale Anord⸗ 
nungen in Münz-, Zolle, Salzs und Poftangelegenheiten. Aufhebung ber 
belvetifchen Stempelabgabe. Bürgereid. Niederlaffungswefen. Die Erft- 
(inge in der Kriminalftrafgefeggebung. Die Berfumpfung von Wallenftadt, 
Weſen und weiter; Ginleitung des Linthkorrektionswerkes. Der bewaffnete 
Aufftand im Kanton Züri; Verhalten St. Gallen’s und fein Mittlerwort. 
Außerordentliche Milizorganifation. Erſter Verſuch zur Errichtung eines 
St. Gallifchen Bisthums auf den Trümmern des Stiftes; MWiderftand des 
Fürften. (Vom Herbit 1803 bis Frühjahr 1804.) 


Im Dftober 1803 verfammelte fi) der Große Rath) außer- 
ordentlich; deſſen ift bereitd oben gedacht. Wichtige Stimm- 
gebung über auswärtige Verhältniſſe lag ihm ob. Der Bes 
herrſcher Frankreichs Hatte die Regierung der Schweiz nicht 
perfjönlich übernehmen, wohl aber Land und Volk für feine 
militärifchen und politiihen Zwede fih aneignen und bdienftbar 
machen wollen. Zu biefem Behuf trug der franzöfifche Geſandte 
Ney jhon in einer bei Eröffnung der Tagſatzung gehaltenen 
Rede auf den Abſchluß einer Militärfapitulation und eines 
Schugbündnifjes zwilchen beiden Staaten an. Er reichte die 
Entwürfe ein; Kommilfionen der Tagjagung (in derjenigen für 
die Unterhandlung des Schugbündnifies faß auch der St. Gal- 
liſche Geſandte) prüften fie und verfaßten nöthige Gegenentwürfe 
über die wichtigften und der Beftreitung zugänglichen Partien 
der beabfihtigten Verträge. Die Verhandlungen wurden mit 
Eifer und Fleiß, von Seite Frankreichs ſelbſt mit Dringlichkeit 
geführt; denn das Werk jollte nit nur den Meifter loben, 
jondern auch noch an dieſer erften Tagfagung, gleihfam zur 
Snauguration der neuen Eidgenofjenfhaft, zu Stande fommen. 
Daher jene außerordentlihe Sendung des franzöfifchen Gefandt- 
ſchaftsſekretärs nah Paris, die bereits erzählt worden, zur Erhal- 
tung der Vollmacht für die Unterzeihnung nad Maßgabe der von 
den Tagfagungsfommiffionen gewährten oder empfohlenen Abäns 
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derungen. Am 27. September erfolgte diefelbe, für Frankreich 
durch deſſen Gefandten Ney, für tie Schweiz durd die bevoll- 
mächtigten Mitglieder ver beiden Kommiffionen, welde durch 
den Landammann d'Affry präftdirt worden. Dur die Militärs 
fapitulation wurde die Schweiz ver große MWerbeplag für vier 
Regimenter, zufammen 16,000 Mann; die Aufbringung vdiefer 
Mannſchaft jollte nur durch freiwillige Werbung ftattfinden; aber 
der Art. 2 ftellte an ven freien Willen ver franzöſiſchen Regie— 
rung, die Bollzähligkeit ver Regimenter zu verlangen, zu welchem 
Behuf in den franzöſiſchen Grenzfeftungen ein Depot von je 
1000 Mann für jedes Regiment aufgeftellt wurde. Dauer bed 
Kapitulationsvertrages fünfundzwanzig Jahre, doc mit Berech— 
tigung Frankreichs, die vier Negimenter bei unvorgejehenen Ums 
fländen auch vor Abfluß jener Frift zu entlaffen (licencier). 
Im Kriegsfall oder bei dringender Gefahr war hinwieder die 
Schweiz beretigt, die Hälfte der Fapitulirten Truppen, in ber 
ſonderem Nothfall ihre Gelammtzahl, für den eigenen Kriegs— 
dienft zurüdzuberufen. Sn der einleitenden Botichaft an den 
Großen Rath bemerkte die Regierung ausdrüdlih, daß das 
politifche Intereſſe des Vaterlandes die engere Verbindung mit 
der alliirten Republik erheiſche. Diefer Allianz jelbft war ein 
eigener Vertrag gewibmet, der ald Hauptſache ver Kapitulation 
voranging, in der Unterhandlung mit und neben dem Kapitu- 
lationdvertrag beſprochen wurde. Des durch die Häupter der 
helvetiſchen Republif feiner Zeit der Schweiz aufgedrungenen 
Dffenfivbündniffes erinnerte man fih mit Schreden und Erbit— 
terung zugleih. Der neue Vertrag wurde daher auf die Grund— 
(age eines bloßen Defenfivs oder Schugbündniffes geftellt. Diefes 
wurde abgefchloffen auf die Dauer von fünfzig Jahren. Es 
berechtigte Frankreich, für die Vertheidigung feined Kontinental- 
gebietes auf dem Wege freier Werbung und auf eigene Koften 
noch weitere 8000 Mann (über die Fapitulirten 16,000 Mann 
hinaus) aus der Schweiz zu ziehen. Die Schweiz verpflichtete 
ih, jährlih aus den Salinen Frankreichs 200,000 Zentner 
Salz abzunehmen (die Genehmigung dieſes Artifeld zu ermög- 
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Iihen, Hatte ſich St. Gallen in Rebenverhantlungen zur Abnahme 
von jährliben 3000 Zentnern herbeigelafien, für die weftlichen 
St. Galliſchen Gebietötheile zu verwenden). Es wurbe aud 
gegenfeitig freie Niederlaffung bebungen. Dur den politifchen 
Theil dieſes Traftates fand fih die Schweiz felbft für den Fall, 
daß bei Kriegsausbruch die übrigen Mächte tem fchweizeriichen 
Gebiet Neutralität bewilliget hätten, in das franzöſiſche Kriegs— 
ſyſtem hineingezogen; fie half mit die Länter- und Volksmaſſen 
ju vermehren, über welde das damalige Frankreich gegenüber 
den andern Staaten verfügte. Der Selbftftändigfeit und Neu- 
tralität hätte fie fih nur freuen Fönnen ohne Bündnif. Die 
Zeitgenofjen aber nahmen bin, was fie nicht Ändern Fonnten, 
und freuten fich in fomweit des Errungenen, als e8 ſich vortheil- 
haft von dem früheren Verhältniß unterfchied. Der Große 
Rat) von St. Gallen genehmigte den Allianzvertrag und die 
Militärfapitulation am 24. Dftober, „einmüthig und freudig”, 
wie der Kleine Rath dem Volke am gleichen Tage verfündete. 
Die Regierung fchrieb alsbald die freie Anmeldung zu Offiziers- 
fielen im fapitulirten franzöſiſchen Dienfte aus. 

Die allgemeine Berichterftattuhig der Gelandtichaft über bie 
Berhantlungen der Tagſatzung wurde theilweife als Gegenftand 
der Geheimhaltung erklärt; welche Verhandlungen dieſe Vorſicht 
betraf, ift in den dießfälligen amtlihen Veröffentlichungen nicht 
gejagt. Die durd die Mediationsafte vorgejchriebene Dezen— 
tralifation mancher Verwaltungszweige erheiſchte das Einſchreiten 
der kantonalen Behörten. Die Regierung hob die während ber 
hefvetiichen Periode jehr mißfällig geweſene Stempeltare, vom 
1. September 1803 an zu rechnen, auf, nachdem der Große 
Rath im Finanzgefeg vom gleichem Jahr dieſe Abgabe mit 
Stiltfehweigen übergangen hatte. Laut Mediationdafte hatte bie 
Tagfagung den ſchweizeriſchen Münzfuß feftgeftellt, und zwar 
ale Münzeinheit ten Scweizerfranfen jo beftimmt, taß der 
Preis einer Mark fein Silber 36'/, Franken betrage, ver 
Schweizerfranfen 1%, frangöfiihen neuen Branfen an Werth 
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gleihfomme. *) Der Große Rath genehmigte den Beichluß nur 
bedingt, mit dem Vorbehalt nemlih, daß er bloß Geltung habe 
als verbindlihe Norm für die Ausprägung, in allem Uebrigen 
aber das freie Schalten des Kantons nicht beeinträchtigen fol. 
Uebereinftimmend mit diefem fouveränen Beichluß übte der Kan— 
ton von danı an dad Münzregal nah Ermefjen aus, prägte 
eigene Fantonale, tarifirte oder verbot fremde Münzen. Die kan— 
tonalen Münzen wurden nad tem erwähnten Scmeizerfuß 
geprägt; in Wirklichkeit blieb der deutſche Guldenfuß beftehen 
und jelbft die eigene Fantonale Münze hatte nur Kurs nad dem 
Gulvdenfuß, jo daß 10 Basen nur als 40 Reichöfreuzger zählten. 
In den Amtsrehnungen wurde der Guldenfuß wieder eingeführt. 
Laut weiterem Beihluß der Tagfagung hörte die Zentral-Salz- 
verwaltung mit dem 30. September auf; vom folgenten Tage 
an übernahm, mit Aufhebung ver helvetiſchen Salgverwalter- 
ftelle, die Kantondregierung den Salzverfauf, errichtete Salz 
niederlagen in Rheined, Rorſchach, St. Gallen, Lichtenfteig, 
Saleg, Sargans und Scmerifon; gab jeder Gemeinde des 
Kantons nad Bedarf einen oder mehrere Salzauswäger, vie 
hinwieder dad Salz bei einer jener Niederlagen zu beziehen hats 
ten, und beftimmte den Salzpreis mit Rückſicht auf Entfernungen 
und Frachten wie folgt: das Pfund Salz zu 40 Loth im Mi— 
nimum zu 3%/,, im Marimum zu At), Kreugern oder 18 Pfen— 
ningen. Dieſen höchſten Preis hatte das Volk in den Kreijen 
Schänis, Alt-St. Johann, Kaltbrunn, Utznach, Eſchenbach und 
Rapperſchwyl zu bezahlen. Die Saljauswäger wurden mit 
ter Provifion von 27 Kreuzern auf jedem Zentner netto Gewicht 
entichädiget. Aller Privathandel mit Salz wurbe verboten, die 
Widerhandlung mit Konfisfation und mit einer Buße gleich dem 
fünffahen Werthe des Einfuhr: oder Verkfaufsquantums bedroht 
(20. Januar 1804). Den Jahresertrag des Salzmonopols 


*) Beſchluß der Tagfagung vom 11. Auguft 1803, in Kraft erwachfen 
am 13. Juni 1804. 

*) In der Folge, 1806 und 1807, wurde der Salzpreis für alle Lan- 
beögegenden indgefammt um 3 Pf. vom Pfund erhöht. 
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erachtete man von dieſer Zeit an als eine der Perlen im Ab- 
gabenfrange des Kantons; der frühere demokratiſche Ruf nad 
„freier Beſalzung“ war verftummt. Unzufriedene behalfen fich 
auf antere Weife; es herrſchte viel Schmuggel in den Wer— 
denberger Gemeinten Grabs und Sevelen; die eingeleitete amtliche 
Unterfuhung ftieß auf Widerfeglichkeit, bis der Vollziehungs— 
beamte jelbft mit „Weibel und Stantesfarbe“ von Wallenftabt 
her einrüdte. Der erfte Salzlieferungsvertrag wurde mit Clais 
u. Comp. in Winterthur abgejchloffen. Hart ging ed mit dem 
Bezug der direkten Steuer; die Regierung Hagte im erften jähr- 
lihen Amtsbericht über den „Eigennug”, der ſich dem Einzug 
entgegenftellte; gleiche Erjcheinung rüdfichtlich des Zehnten; doch 
zeigte Das Volk ausnahmsweiſe Bereitwilligkeit zu Entrichtung 
des Zehnten, welcher ver Geiftlichfeit gebührte. Die Nachliefes 
rung der rüdjtändigen Güterfataftrirungen traf ebenfalls auf 
Schwierigkeit. Durch den Art. V der Bundesverfaflung war 
vorgeichrieben, daß im Innern der Schweiz Feine „örtlichen oder 
allgemeinen Eingangs-, Durchpaß⸗ oder Zollgebühren” eingeführt 
werden, vie äußern Grenzzölle aber den an das Ausland ans 
grenzenden Kantonen angehören jollen, deren Tarife jedoch der 
Tagſatzung zur Genehmigung vorzulegen feien, — und nad 
Art. VI jener Berfafjung behielten vie Kantone vie für Aus— 
beijerung der Wege, Heerftraßen und Flußufer beftimmten Zölle, 
unter Borbehalt der Tarifsgenehmigung durch die Tagſatzung. 
Diefe erließ nöthige Vollzugsvorichriften, die jedoch zu Feiner 
Regulirung des Zollweſens, jondern in der Hauptjahe nur zu 
Beftätigung des Statusquo führen konnten. Es wurden nems 
fih, vorläufig für ein Jahr, alle aus den Zeiten der alten Eid» 
genoſſenſchaft berübergefommenen Zoll und Weggeldsberechti— 
gungen beftätiget, mit Vorſchrift an die Kantone, fih im Bezug 
an die Vorfchriften der Bundesverfaffung zu Halten und alle 
Unterſcheidungen zwijchen Kantonsbürgern und Schweizerbürgern 
zu entfernen; fie felbft (vie Kantone) wurden angewiefen, im 
Geiſt der empfangenen Borfchriften auf das fommende Jahr 
1804 revidirte Tarife zur Prüfung und Genehmigung an bie 
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Tagſatzung zu bringen. Dem Kanton St. Gallen gegenüber 
beſtaͤtigte die Tagſatzung die ihr zur Kunde gebrachten alten 
Tarife, und bewilligte ſie für die Dauer von zehn Jahren den 
Bezug eines verdoppelten Brückengeldes für die Benutzung der 
Seebrücke bei Rapperſchwyl. Die Tagſatzung erklärte das Poft- 
weien ald Regal und Eigenthum der Kantone inner ihrem 
Orenzumfang und hob die Zentralpoftverwaltung auf 31. Auguft 
1803 auf. Doch wurden die neu aufzuftellenden Fantonalen 
Poftverwaltungen angewiefen, für Erzielung eines annähernd 
gleihförmigen Pofttarifs der Fünftigen Tagfagung Vorfchläge 
einzureichen. Amtlibe Briefe wurden tarfrei erflärt, die Poſten 
und Meflagerien der Entrihtung der Weggelver und Zölle ent» 
hoben; die Kantone hatten fich wechſelſeitig die Sicherheit des 
Poftgeheimniffes zu garantiren und dafür die Poftbeamteten in 
Eid und Pflicht zu nehmen. Für Beichwerden über die Poft 
fol Fremden wie Einheimischen ſummariſches Recht gehalten wer: 
den (2. Auguft 1803). Der Große Rath ratifizirte ven Haupt- 
grundfag der Kantonalifirung des Poſtregals und nahm wie 
übrigen Borfchriften für die Dauer eines Jahres an (25. Dftober). 
Der Kleine Ratly ließ die Poftverwaltung in den Händen des 
faufmännifchen Direftoriums, welches fie auch während der hef- 
vetiichen Zeit Namens der tamaligen Zentralregierung bejorgt 
hatte, gegen Ablieferung des fünften Theild des Neinertrages 
an die Staatdfaffe; ver Boftamtsverwalter wurde von der 
Finanzkommiſſion aus einem Dreiervorfchlag des faufmännifchen 
Direftoriums aus deſſen Mitte ernannt; Honorar für denjelben 
150 Gl. jährlih; das übrige höhere Beamtenperfonale wurde 
vom Direftorium auf Genehmigung der Finanzfommilfion er— 
nannt; jenes hatte vierteljährlihe Rechnung an den Staat zu 
ftellen; Tarveräinderungen unterlagen der Gutheißung der Finanz- 
fommijfion (Vertrag vom 27. März 1804, gültig für die Zeit 
vom 1. September 1803 bis 15. April 1809). Nah dieſen 
Anordnungen wurde die Poſt verwaltet jahrelang; das erwähnte 
Bertragsverhältniß wurde fpäter auf feh® Jahre ernenert (vom 
Dftober 1812 bis 1. Dftober 1818); dabei blieben tie Haupt— 
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bedingungen unveräntert; dad Honorar für den Poſtdireltor 
wurde auf 330 GI. erhöht. Die Poftverwaltung hatte ihren 
Sig in dem der faufmännifchen Korporation gehörigen Gebäude 
zunächſt der Stiftöfirhe. Die Tagfakung hob die Abzugsgebühr 
bei Vermögenswegzug namentlich zwiſchen den Kantonen auf, 
bewilligte deren Erhebung aber gegen dad Ausland nad dem 
Grundſatze der Gegenfeitigfeit, im Marimum zu zehn Prozent, 
Die Regierung verordnete die Erhebung der Abzugsgebühr nad 
Maßgabe obiger Grundfäge und feuerte die Gemeinveräthe zum 
Vollzug durch Zufage einer Provifton von zwei Prozent an, 
In der Bolitif ſchien es nicht leicht, Helvetiihe Geleiſe zu 
verlaffen. Behörden und Beamtete hatten den Berfaffungseid 
geleiftet; ver Große Rath verpflichtete nun gefammte Kantons» 
und im Land angefeflene Schweizerbürger vom achtzehnten Alters- 
jahr an zu Gleichem; fie jollten Treue geloben der Kantons— 
und der Bunvesverfaffung, Gehorfam gegen Gejege und Bers 
ordnungen, Förderung der Ehre und des Nutzens des Kantons 
und des gefammten VBaterlantes; die Formel war würdig nad 
Inhalt und Ausdruck, und der religiöfen Auffafjung des Eides 
entſprechend (Gejeg vom 26. Dftober 1803); Tag der Eides— 
leiftung: 11. Dezember. Die Regierung ließ ihr eine im Ganzen 
edel gehaltene Proflamation vorangehen. An ber, der Eides- 
leiftung gewidmeten Kreisverfammlung wurden die Pflichtigen 
namentlich aufgerufen, Abweſende verzeichnet; Geiftliche beider 
Religionen, welche durch ihre Amtsverrichtungen am Erjcheinen 
gehindert worden, mochten ten Eid einzeln vor dem Friedens⸗ 
rihter leiften. Borfchriftwidrig ausbleibende Bürger mußten der 
Regierung angegeben werden und waren gerichtliher Strafs 
einleitung unterworfen; die Regierung rühmte jpäter, daß deren 
Zahl nur eine Fleine geweſen fei und freute fih im Ganzen des 
Erfolges der Maßnahme. Ganz im Gegenfag zu den Anforbe- 
rungen, welde die Gegner der frühern fürftlichen Regierung im 
der alten Landihaft und im Toggenburg gegen freie Nieder 
faffung und Gewerbsübung Ausmwärtiger geftellt hatten, vermied 
die neue Regierung Engherzigfeit in diefen und ähnlichen Dingen, 
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ohne den Grundſätzen der guten Ordnung etwas zu vergeben; 
fie vollzog namentlich treu, was diesfalls höhere Autorität ver: 
fügt hatte. Ausländer hatten vor Allem fih um bie Nieder: 
laffungsbewilligung bei der Regierung zu bewerben; war biele 
gegeben, jo waren fie berechtiget, im jeder beliebigen Gemeinde 
zuzufprechen; dortige Niederlaffung mochte dann der Gemeinde: 
rath ertheilen. Die Grundjäge, die dabei zu befolgen, ſprach 
der Kleine Rath in den Erwägungsgründen feines Bejchluffes 
aus: Duldung oder Aufnahme von Fremden jei dem Handel 
und ber Land»Defonomie zuträglich; ſchädlich aber wäre fie, 
wenn Fremde, ohne ökonomiſche Selbftftändigfeit, fih in zu 
großer Anzahl anftedeln ſollten. Bon früher her niedergelaffene 
Ausländer wurden bei der bereit erworbenen Niederlaſſungs— 
bewilligung geſchützt. Für die Niederlaffung von Schweizer: 
bürgern, welche laut Bundesverfaffung, und der Branzofen, denen 
durch Traftat die freie Niederlaffung gewährt war, wurbe bie 
mäßige Taxe von 4 Fr. feftgejegt; ihre Wegweifung fonnte nur 
im Falle von Unvermögenheit gefchehen und war von ver Ber: 
fügung der Regierung abhängig. „In Erwägung, daß (nad 
der Berfaffung des Kantons) die Einwohner der verichiedenen 
Bezirke defjelben nunmehr nur eine große Familie ausmachen, 
und es daher jedem freiftehen muß, feinen Wohnfig ſich aus— 
zumählen, wo er es feinem Nugen angemefjener glaubt“, fo 
fange er nicht der Gemeinde zur Laft fällt, wurde feftgelegt, 
daß der Kantonsbürger zum Zwede der Anfiedelung außer feiner 
Gemeinde nur den Heimathichein zu hinterlegen habe; Nieder: 
laffungstare nur I Fr.; MWegweilung war wieder nur aus ben 
Gründen der Beläftigung der Niederlaffungsgemeinve geftattet. 
Toggenburg war ehedem ein Kleiner zentralifirter Staat geweſen, 
in welchem ein allgemeines Staatsbürgerreht und freier Zug 
durd das ganze Land für jeden Toggenburger galt. Die Stadt 
Lichtenfteig allein war ausnahmsweiſe berechtiget, den übrigen 
Toggenburgern die Niederlaſſung zu bewilligen oder auch nicht. 
Dur jenen freien Zug war die Abftammung des einzelnen 
Staatöbürgers aus diefer oder jener Gemeinde in den Hinter 
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grund getreten und wäre die Ausmittlung urſprünglicher Ge— 
meindebürgerrechte thatſächlich eine Unmöglichkeit geweſen. Die 
Regierung nahm daher den Statusquo vom 29. Juni 1803 
(Datum des Geſetzes über die Armenunterſtützung) als Grund— 
lage an, verordnete die namentliche Aufnahme aller Toggens 
burger, die damals in jeder Gemeinde haushäblich waren, oder 
auch, befannterweije, fih außer Landes aufhielten. Jedem ſolch 
einregiftrirten Bürger verleiht dann ihr Beſchluß das Bürgers 
recht in der Gemeinde, in deren WVerzeichniß er eingetragen wors 
den; die Armenunterftügung an Berechtigte hatten die in er- 
wähnter Weile ausgemittelten Heimathgemeinden zu leiften. So 
mußte, um der Gleichförmigfeit der politischen Ordnung willen, 
ein früher einheitlider Staat, deſſen Bewohnern es bei ihrem 
allgemeinen Staatsbürgerrecht und dem herfömmlichen freien Zug 
wohl geweien, ſich auflöjen Taffen in ftreng ausgeſchiedene Kör— 
perfhaften, die man Ortögemeinden nannte und die hinwieder 
die Grundlage und der Kern der politifchen Gemeinden wurden, 
welche ihrerjeit die Fleinen Staaten im größeren Staate ge« 
worden find. 

Ein Kriminalftrafgefep für den Kanton aufzuftellen, konnte 
niht Sade ver erften organifatorifchen Periode fein; gleichwohl 
widmeten Regierung und Großer Rath dem Gegenftand ihre 
Aufmerkſamkeit; durch Gefeh vom 26. Dftober 1803 wurde das 
von der helvetifhen Regierung im Jahr 1799 promulgirte peins 
lihe Geſetzbuch bis auf Weiteres beibehalten, doch mit einigen 
weientlihen Abänderungen, wie fie die Handhabung „ver öffent- 
lihen Sicherheit und Wohlfahrt” zu erheifchen ſchien; zurück— 
genommen und aufgehoben wurde namentlich ber jehste Titel. 
jenes Geſetzbuches von der Verjährung in Kriminalfaben. Der 
St. Galliſche Geſetzgeber ſagte nemlih: „Da nur die Gewiß- 
beit der Strafe am beften vie Fünftigen Verbrechen verhüten 
fann, jo ſoll gegen peinliche Vergehungen und ihre Strafbarfeir 
von nun an feine Verjährung ftattfinden”. Beibehalten wurden 
dagegen jene Artikel, „welche von Verbrechen gegen das gemeine 
Wefen, die ehevorige helvetiihe Rupublif und ihre öffentlichen 
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Gewalten“ handeln; ſte wurden übergetragen auf den neuen 
Staat und ſeine Behörden. Eine andere Vorſchrift wollte 
nöthiger Sparſamkeit Rechnung tragen; daher wurde feſtgeſetzt, 
daß gegen Ausländer, oder Schweizerbürger ohne bleibende 
Wohnſtätte (Vagabunden), im alle peinlicher Beurtheilung 
anftatt Zuchthaus⸗ oder Schellenwerkſtrafe, Pranger und Staup- 
befen jammt Brandmarfung und Landeöverweifung verhängt 
werben follen. Rüdfall in qualifizirte Verbrechen: wie Angriffe 
auf Bleihen und Diebftahl von Großvieh ab öffentlichen Weiden, 
wurde ſchon im erften Mal, ftatt erft nad ver zweiten Beftra- 
fung, mit der Todesftrafe bedroht. Solche ftrenge Geſetze waren 
ein Bebürfniß der Zeitz in ihnen fpiegelt diefe fich ſelbſt ab. 
Kaum hatte ver Kanton St. Gallen feine Entftehung er 
halten, wurde bereit8 das Werk der Linthforreftion an die Hand 
genommen. Hier deſſen Beranlaffung Der Transport der 
Kaufmannswaaren über den Wallenſee verfchaffte in früheren 
Zeiten den Bewohnern von MWallenftadt und Welen reichlichen 
Verdienftz der Wohlftand hob fich um fo mehr, als die Gegend 
rings umher fih durch matürlide Fruchtbarkeit auszeichnete. 
Allein fo blieb es nicht immer. Seit der Mitte des achtzehnten 
Jahrhunderts wurden Verfumpfungen wahrgenommen Damals 
floß die Glarner Linth, die ihre Quellen in den vergleticherten 
Hochgebirgen des Hausftodes und des Döpdiberges bat, von 
welchen ſich ſtarkes Steingerölfe herabftürzt, nicht in den Wallen- 
jee wie jegt, fondern von Mollis hinweg, feitwärtd von Dber- 
urnen und Niederurnen, nach der Ziegelbrüde, und dort, eine 
Feine halbe Stunde unterhalb Welen, in das Ausflußgewäſſer 
des Wallenſee's, weldes die Maag hieß und dem Berg entlang 
nad der Ziegelbrüde ſchlich. In Folge der je mehr und mehr 
ſich anhäufenden Geröllsmaſſen erhöhte fih allmählig das Strom- 
bett der Linth, bis unter ihrer Vereinigung mit der Maag hinab; 
dadurch wurde nah und nad der Wallenfee in feinem Abfluß 
gehemmt; die natürliche Rüdwirfung bievon war das Steigen 
feiner MWafjerflähe, dann deren Austreten über die niedrigen 
Wiefen an beiden Endgeftaden, wodurch einige taufend Jucharten 
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des fchönften Landes entweder verfäuert ober vollends in Sumpf 
verwandelt worben find. Das Uebel griff je mehr und mehr 
um fich, bis hinab in den Zürichfee, weldhen die Linth erft durch 
viele Krümmungen hinüber und herüber erreichte; der weitefte 
Bogen, den ihr Lauf beichrieb, führte fie nad) Tuggen und erft 
von dort herab, längs dem untern Buchberg, nah Grinau. 
Große Landftreden zwilchen beiden Seen waren in Sumpf ver 
wandelt; man- nennt von jener Zeit ber noch ven großen 
Schänifer Sumpf vom Umfang einer halben Duabdratftunde. 
Für den Verkehr in den Gaffen von Wallenftadt und Weſen 
mußte man fih zur Sommerzeit der Schiffe bedienen; die Ueber: 
ſchwemmung drang in die Erdgefhoffe ver Häufer, erftieg da 
und dort die erften Stodwerfe; nad Ablauf der Hochwaſſer 
entwicelte die Sonnenhige verpeftete Dünfte und erzeugte edel- 
hafte Injeften. Die Bevölkerung nahm ab an Zahl und Ge 
ſundheit; fie wandelte in blaffen und ſchwächlichen Geftalten 
einher; endlich entftanden in Folge der Moräfte und faulenden 
Waſſer Wechſel- und Faulfieber nicht bloß in Wallenftadt und 
Weſen, fondern aud in den großen Dörfern zwijchen dem Wallen- 
fee und dem Zürichjee, ja felbft unten in der Hauptftant Zürich. 
Jahre hindurch war das Uebel befproden worden. Die Tag- 
fagung ter das Sarganferland regierenden VII Stände bes 
ſchäftigte ſich mit der Angelegenheit ſchon im Jahr 1783. 
Ingenieurhauptmann Andreas Lanz von Bern wurde mit ber 
Unterfuhung beauftragte. Aus den technifchen Ergebniffen der— 
jelben folgerte Lanz: daß, wenn dem Uebel nicht geftenert werde, 
fh in dreißig bis fünfzig Jahren die Ausdehnung des Wallen- 
feed „über Wallenftabt hinauf und nid ſich bis faft zu ver 
Glarner Linth erftredden werde‘. Zur Abhülfe entwarf er vier 
verſchiedene Pläne: an vie Spige derſelben ftellte er die Ab- 
leitung der Glarner Linth von der Näfeljer Brüde hinweg in 
ben Wallenfee; zweites Projekt: Beibehaltung der Glarner 
Linth bis zum Niederurnerbach, von dort Ableitung derjelben in 
gerader Richtung in das alte Bett, weldes fie 3000 Fuß unter: 
bald ver St. Sebaftiandfapelle erreicht hätte; dritter Plan: 
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kürzere Ableitung der Glarner Linth, in gerader Richtung, vom 
Niederurnerbah hinweg, fo daß fie 3000 Fuß unterhalb ver 
Ziegelbrüde in das alte Bett gefommen wäre; als letztes Pros 
jeft bezeichnete der Erperte bie Beibehaltung des ganzen alten 
Betted der Glarner Linth, doch joe fie durchweg mit „Wuhren 
und Flechtwerken“ eingefaßt werben.) Bom Jahr 1784 an 
Ihwanften die wiederholten Berathungen der Konferenzftände 
über den zu wählenven Plan; fie gaben anfünglich dem zweiten 
den Vorzug, wichen aber jpäter bis zum vierten, dem fchwächften, 
zurüf, und fonnten eben jo wenig für Beiſchaffung der Geld— 
mittel zu wirkffamer und allgemeiner Berftändigung gelangen. 
Nah dem Jahr 1796 verftummten diefe Altern Verhandlungen. 
Die helvetiihe Zeit hatte mit ihren Theorien zu thun. Dem 
Hauptmann Lanz aber gebührt nichts deſto weniger vie hohe 
Ehre, zuerft, mit Einfiht und Muth, das wirkſamſte Abhülfg- 
mittel vorgefchlagen zu haben: die Kanalifirung und Ableitung 
der Glarner Linth und die Verſenkung ihres fteinigen Gefolges 
in den Wallenfee, wie wir folche feither ausgeführt jehen. Nach 
Lanz wendeten auch andere Sachkundige dem Gegenftand ihre 
Aufmerkjamfeit zu; die hiftoriihen Schriftftüde nennen Meyer 
aus Aarau, Guiſan, Zugenbühler, Schindler, Berghauptmann 
Gruber aus Bern, Hand Conrad Eicher von Zürich. Im Jahr 
1803 griff man das Unternehmen wieder auf. Schon im Früh— 
ling diejed Jahres famen die Regierungen von Glarus und St. 
Gallen zu gemeinfamem Auftreten an der Tagfagung zum Zwede 
der Linthforreftion überein. Ihre Abfiht war, die Tagjagung 
entweder zur Leiftung unmittelbarer Geldbeiträge oder aber zur 
Ausmittlung indirefter Hülfsmittel anzugehen, deren Ertrag 
unter Aufficht der Zentralgewalt für die Korreftionsarbeiten vers 
wendet würde. Der Kleine Rath von Et. Gallen erließ ein 
Kreisfchreiben zu diefem Zwede an gefammte Stände, bat fie 
um günftige Inftruftionen und erfuchte aud den Landammann 
der Schweiz um fein Zuthun. Am 4. NAuguft trugen die Ge— 
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jandtfchaften beider Kantone deren Anliegen der Tagſatzung vor, 
unter Schilderung der bedauernswürbigen Lage aller betroffenen 
Gegenden von Wallenftabt bis nach Reichenburg und in die March 
hinab. Die Tagfagung war geneigt. Im ihrem Auftrag erftattete 
eine Kommijfion Befund und Anträge. Hiteri, Legationsrath von 
Zürih, war ihr Wortführer und diefer hatte feinen Freund Hans 
Conrad Eicher zur Mitberathung nah Freiburg fommen laffen. 
Die Kommilfton beantragte die Ausführung des Lanz'ſchen Cerften) 
Korrektiondentwurfs; 100,000 Gl., jo berichtete fie, möchten 
zur Beftreitung des Aufwandes genügen, zumal der zu erzielende 
Mehrwert der Ländereien mehr ald jene Summe betragen 
würde, fo daß es im Grunde nur um einen Geldvorfhuß zu 
thun wäre; diefer Vorſchuß follte durd Ausgabe von Aftien ers 
hoben werben. Abficht des Tagſatzungsausſchuſſes war aud, 
daß jofort zur Ausführung gejchritten, und behufs verjelben eine 
Erpertenfommilfton beftellt werde, von welder der Landammann 
der Schweiz zwei, jeder der Kantone Glarus und St. Gallen 
eben fo viele Mitglieder ernennen würde. Bon vieler Koms 
miffton wäre der definitive Bau- und Finanzplan zu entwerfen, 
der hinwieder den Kantonen zur Inſtruktionsertheilung („ad 
instruendum“) mitgetheilt würde. Größtmögliche Beichleunigung 
wurde empfohlen. Die Dazwiſchenkunft des Landammanns 
rechtfertigte man durch Hinweifung auf Art. 23 der Bundesafte, 
Höhlih zufrieden waren Glarus und St. Gallen mit dem 
Antrag; Schwyz empfahl die Beiziehung eines Mitglieds in 
die Erpertenfommiffton auch aus feinem Kanton. inige andere 
Geſandtſchaften ſtutzten ob dem angetragenen energiichen Ein, 
Ihreiten: Aufftellung einer Erpertenftommiffion gleiche thatjächlich 
einer VBerpflihtung für Uebernahme ver Koften feitend des 
Bundes; fo Zug und Uri; aud der Gefandte von Zürich, 
Bürgermeifter Reinhard, fprah dem Zaubern das Wort und 
wollte zunächft die Kommilfionsanträge ad referendum nehmen. 
Einen Augenblid trat Stoden in der Berhandlung ein. Da 
fiel Ufteri als Kommiſſionsmitglied dazwifchen und machte aufs 
merkſam auf das Berberbliche jeden Zögernd; und ber Geſandte 
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von St. Gallen beruhigte, daß es ſich vor der Hand nur um 
Expertenkoſten handeln könne; wollten ſie ſeiner Zeit nicht vom 
Bund übernommen oder könnten ſie nicht durch den Aktienplan 
gedeckt werden, ſo wäre immer noch Zeit, die betheiligten Kan— 
tone mit deren Betrag zu belegen. Die Kommiſſionsanträge 
wurden dann mit 21 Stimmen (von 25) zum Beſchluß erhoben 
(12. September 1803). Glarus bezeichnete als Experte feinen 
Landsftatthalter Haufer, von Näfels, und den Rathsherrn 
Schindler, von Mollis; St. Gallen den Architekten Dfterriet 
von Bern und den Diftriftögerichtöpräftdenten Xaver Gmür von 
Schänis. Der Landammann der Schweiz, Rudolf v. Watten- 
wyl, ſetzte zum SPräfiventen dieſer Erpertenfommijfion Hans 
Conrad Eſcher'n von Zürich ein (28. April 1804). Die Koms 
miffion hielt auftragsgemäß ihre erfte Zufammenfunft in Wejen 
am 9. Mai. 

Nah jechsjähriger Okkupation der Schweiz zogen endlich 
die legten Reſte des franzöftichen Bejegungsheeres aus der Schweiz 
ab (Februar 1804); die noh im Kanton St. Gallen ftationirt 
gewejenen drei Kompagnien hatten deſſen Gebiet am 9. Dezember 
1803 verlaffen. Bisher hatte man die Unterwerfung bed Bol» 
kes unter die jeweilen als legal gepriefenen Zuftände in der Regel 
durch Einlegung franzöfiiher Erefutionsmannjchaft erzielt, ober 
wenn es jo weit nicht fam, hatte wenigftend die Bejorgniß vor 
ſolchen Beſuchen die Auflehnung verhindert. Es ift daher nichts 
weniger als auffallend, daß nad Abzug der Franzoſen in ein- 
zelnen Theilen der Schweiz Widerftand gegen die durch die Me- 
biationsafte aufgeftellten Behörden zum Ausbruche kam. Ein 
ſolches Ereigniß, weldes die ganze Schweiz in politiihen Brand 
zu fteden drohte, trat im Kanton Zürich ein. Dort wie überall 
war es leicht Unzufrievene zu machen, wenn fie nicht vorhanden 
waren. Die Abneigung gegen die Stadt fonnte noch nicht ges 
hoben fein; das ſtädtiſche Element erhielt, gemeinfam mit Freuns 
den verfafjungsmäßiger Ordnung auf dem Lande, das Ueberge- 
wicht. Der Große Rath erließ ein Zehntloskaufsgeſetz, das den 
fünfundzwanzigfachen Sahresertrag, nad einem Mittelpreife be- 
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rechnet, als Loskaufsbetrag feſtſetzte; dieſe und manche andere, 
wenn auch weniger bedeutſame Vorſchrift des nemlichen Geſetzes 
erregte faſt durch das ganze Land hohe Unzufriedenheit. Ber: 
ordnungen, welde die Wahl der Pfarrer ganz ber Regierung 
zueigneten, eben fo die Ernennung der Schullehrer der Erziehungs» 
behörde vorbehielten, die Gewerbefreiheit durch das Konzeffionens 
ſyſtem jchmälerten, vermehrten die Zahl der Ungufriedenen und 
Tadler. Es famen in einzelnen Bezirken Adreſſen gegen das 
Zehntlosfaufsgeieg zu Stande; in Gemeindeverfammlungen 
wurbe die Frage ded Widerſtandes gegen mißfällige Geſetze 
felbft unter Zuthun von Großrathömitgliedern in ernftliche Bes 
rathung gebradt; es folgten Berhaftungen und gerichtliche Vers 
urtheilungen, die wegen ihrer Milde vom Bolfe bejubelt wurden, 
die Stellung der Regierung gefährdeten. Der Landammann der 
Schweiz, von diefen Vorgängen in Kenntniß gejegt, ſchwieg 
nicht, bot vielmehr jeine Mitwirkung und jene der ganzen Eid» 
genoffenihaft zu Handhabung von Ruhe und Orbnung an. 
Mitten in vie Gährung fam die Frage der „Huldigung“, der 
Eidesleiftung. Dieſe war jeitend des Großen Rathes befchloffene 
Sache und die Regierung follte und wollte vollziehen. Kom- 
mifjarien wurden abgejhidt an die Kreisverfammlungen zur Ab— 
nahme des Eides. ine ſolche Verfammlung, in Wädenſchwyl 
angeordnet, für diefe Gemeinde nebft Richterihwyl, Schönenberg 
und Hütten, nahm ftürmifchen Verlauf und die Kommifjarien, 
obwohl Ufteri, ver bewährte Freund der Rechtögleichheit zwifchen 
Stadt und Land, einer derjelben war und belehrend zur Bürger: 
haft geiproden hatte, mußten unverrichteter Dinge abziehen 
(16. März 1804). Nach folder Erfahrung gaben die Kom- 
mifjarien die Abnahme des Huldigungseides von vornherein auf. 
In Stäfa ſchwuren nur wenige; in Meilen antwortete das Volk 
mit wilder Ungebundenheit, höhnte und bejchimpfte die Abge— 
ordneten (unter ihnen Rebmann aus Stäfa) perjönlih. Sofort 
fegte die Regierung eine bewaffnete Macht von 500 Mann in 
Bereitichaft. Das Weitere ftellte die Regierung dem Laudams 
mann der Schweiz anheim. Dem milden Schultheißen d'Affry 
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war am 1. Januar 1804 in der oberften Würde der Eidge- 
noffenfhaft der durchgreifende Rudolf Nikolaus von Wattenwyl, 
Schultheiß von Bern, gefolgt. Er bot alsbald Truppen ver: 
fchiedener Stände auf, mahnte die Nachbarn Zürich's, unter 
ihnen St. Gallen, zum eidgenöffifhen Aufſehen. Der Eivver- 
weigerung eines Theile der Züricherbürger ſchleuderte er eine 
Scharfe Proflamation entgegen, durch welche er verfündete, daß 
vor Allem volle Unterwerfung erfolgen müfje, Auflehnung gegen 
beftehende Kantonsregierungen Hocverrath wäre. Diejer an die 
Einwohner von Wädenſchwyl und die drei genannten Nachbar- 
gemeinden gerichtete Aufruf vom 18. März wurde in das amt» 
lihe Kantonsblatt von St. Gallen eingerüdt. Inzwiſchen dauerte 
der MWiderftand gegen die Eidesleiftung in mehreren andern 
Theilen des Kantons Zürich fort; jelbft Gewaltthätigfeiten gegen 
Regierungdfommifjarien blieben nicht aus. Die willfährige Ge- 
finnung in andern Theilen des Landes bot feine Gewähr für 
nöthige Herftellung der Ordnung in den aufftändiichen Bezirken. 
Dephalb verlangte die Regierung nun militäriishe Bundeshülfe 
(21. März) und verordnete volle Durdhführung der Huldigungs- 
maßnahmen. Aber über ihr und der bevollmächtigten Vollzugs— 
fommijfion handelte felbftherrlih der Landammann der Schweiz. 
Er verordnete von fih aus, daß alle durch den Aufruhr verur- 
ſachten Koften von den fchuldigen Gemeinden erlegt werben 
müfjen; Abgeordnete von Wädenſchwyl, die ihm perfönlich eine 
Denfichrift mit den Beſchwerden dortiger Gemeinden und ihren 
Abhülfgeſuchen überreichten, ließ er in Haft fegen und der Zü— 
richer Regierung zur Verfügung zuführen. Inzwiſchen hatten, 
wie die Regierung, fo die Aufftändifchen am linfen Seeufer, 
vornemlih Waͤdenſchwyl und Horgen, gewaffnet; wühlend und 
drohend zogen fie auch in andere Gemeinden und forderten zu 
Gleichem auf. Bundestruppen und Züricher Miligen, im Ganzen 
8 bis 900 Mann, marfbirten am linken Seeufer aufwärts in 
der Richtung gegen Horgen und Wädenſchwyl, wurden hands 
gemein mit den Aufrührern, an deren Spige der Schufter Willi 
ftand, zwiſchen Oberrieden und Horgen, fließen auf größere 


Schwierigfeiten als fie erwartet hatten und zogen dann, mit 
Berlurft einer Kanone, nad Zürich zurüd (28. Mär). Nun 
erhöhter Trog jeitend der Landſchaft, erflärte Unnachgiebigfeit 
feitend der Standesfommiffion, und verftärfte Exrefutionsvorfehren 
turb ten Landammann der Schweiz, weldhem Spuren unrubiger 
Bewegungen in andern Kantonen, namentlich im Kanton Bern 
jelbft, gemeldet worden; er ließ daher neue Schaaren von Buns 
tesmilizen in den Kanton Zürih einrüden, im Ganzen bis auf 
mehr denn 2000 Mann. Des erften Erfolges ungeachtet famen 
die Häupter des Aufftandes nicht wieder zu Kraft; viele Ans 
hänger fielen ab; neue wurden nicht gewonnen. Am 4. April 
bejegten die Erefutiondtruppen Wädenſchwyl, von dort aus meh- 
rere andere Theile des Landes, auch auf dem rechten Seeufer. 
Einzelne Häupter des Aufftandes wurden gefangen genommen. 
Groß war mittlerweile die Aufregung in den übrigen Kantonen; 
auh St. Gallen fand fih von den GEreigniffen jehr nahe be- 
rührt. Die öffentlihen Zuftände waren neu und ungewohnt; 
jeit Jahren war der Unbeftann der Dinge ein beftändiger ges 
wejen. Dumpfe- Gerüchte von Sympathien für die Züricher 
Aufftändiichen liefen um. Jedenfalls war Rüftung nothwendig; 
von deren Bebürfniß wurde die St. Galliihe Regierung gleich. 
jam überfallen. Durch den Landammann und durch die Regie 
rung von Zürih zum „eidgenöffiihen Aufſehen“ gemahnt, mußte 
die Regierung ihre Ohnmacht befennen: es fehle in Folge des 
ehemaligen Zuftandes der meiften Landichaften und der allge— 
meinen Entwafinung vom Jahre 1802 an nöthiger militärijcher 
Bereitichaft, eben jo an den erforderlichen Gelpmitteln (Schreiben 
som 22. März). So blieb nichts übrig als eine auferordents 
lihe Maßnahme: die Regierung bot Freiwillige auf, zehn aus 
jedem ter Landfreije, fünfzig aus St. Gallen, in Geſammtheit 
aljo 480 Mann; jedem bewaffneten Freiwilligen wurde eine 
Gratififation von 6, dem unbewaffneten eine ſolche von 3 Fr. 
zugefagt; für Beſoldung, Fleiſch und Brod 36 Kr. täglich nebft 
freiem Quartier; für Kreife, wo die zehn Freiwilligen ſich nicht 
fänden, wurde bie Ziehung des Loojes unter der pflichtigen 
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Mannſchaft verordnet. Den „iungen Bürgern“ rief die Regie- 
rung in ihrem Erlaß befhwichtigend und ermunternd zu: „wenn 
die legte freie Berfaffung Euere jugendliche Wünſche auch nicht 
alle erfüllt hätte, jo vergleicht Euer jetziges Schickſal mit den 


Schidjalen größerer Erdenvölfer; mit den Scidfalen, die Euch 


jelbft bevorftehen fönnten; denkt, daß es leichter und ehrenvoller 
it, Tage oder auch Wochen dem Vaterland aufopfern, als 
fremte Truppen ernähren, oder unter fremden Fahnen und für 
fremde Vortheile über die Meere ziehen“ (Beichluß vom 24. März 
1804). Dem Landammann verſprach ver Kleine Rath, daß er, 
auch bei mehrerem Bedarf, nad Kräften bemüht fein würde, 
„unfern Bundesgenoffien an Patriotismus nicht nachzuftehen”. 
Seinerſeits erfuchte Zürih die Regierung von St. Gallen um 
wohlwollende Aufnahme jener Angehörigen, welde ver Terro— 
rismus der Aufrührer zur Flucht zwingen würde, dagegen um 
Verhaftung und Auslieferung flüchtiger „Rebellen“. In Rap: 
perſchwyl herrichten große Beforgnifje: „Das Volk“ (jo berichtete 
der Friedensrichter X. Fuchs, unzweifelhaft über die Züricher,) 
„it rafend und ed könnte diefen Empörern leicht einfallen, einen 
Einfall in diefen Kreis zu machen, um die Spinnmaldinen, 
deren Untergang fie ſchon lange gejhworen haben, zu zerftören.“ 
In Folge diefes Schredensberichted ordnete der Kleine Rath 
den Regierungsrat Meßmer an die bebrohte Grenze ab, mit 
allen möglichen militärijchen und polizeilihen Vollmachten aus— 
geſtaltet (28. März). Der Kommiſſär berichtete: es führen die 
unzufriedenen Züricher nicht bloß Klage über allzu hohen Zehnt— 
loskaufspreis und ftrengen Bezug der Abgaben, ſondern auch 
darüber, daß fie Alles, die reichen Partifularen dagegen nichts 
an die Staatöfaffe abzutragen hätten. Er traf auf der Reife 
nach Rapperſchwyl da und dort felbft „viele Theilnahme an den 
unglüdlihen Ereigniffen in der Nachbarſchaft“, auf die öffent: 
fihe Ruhe aber hatte fie nicht den mindeften Einfluß. Da das 
Korps der Freiwilligen nur für den Fall eines eidgenöffifchen 
Aufgebotes aufgerufen worden, jo war er genöthiget, zur Sicher 
rung der Grenze und für Handhabung ftrenger ‘Polizei eine 
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zahlreiche außerordentliche Sicherheitswache aufzuſtellen. Wie vie 
St. Galliſche „Theilnahme“ zu verſtehen ſei, beurkundete bald 
eine Abordnung vom Stäfener Gemeinderath, die am 30. Abends 
bei Meßmer um Gehör bat. Meßmer machte zuerft die feine 
Unterſcheidung: als Abgeordnete könnte er fie nicht vor ſich 
(affen, wohl aber wolle er fie ald Private anhören. Mit thrä- 
nendem Auge jdilderten fie die eingetretene Verwirrung, insbe: 
fondere die Femme Lage Derer, welche fib dem Aufruhr nicht 
beigejellt („ver rechtlichen friedliebenden Männer”) und riefen 
die Regierung von St. Gallen ald Vermittlerin im waltenden 
Streit bei dem Landammann der Schweiz oder bei der Regie— 
rung von Zürih an. Meßmer, etwas foldatiih in feinem Auf— 
treten, dabei aber guten Gemüthes, war fichtlih ergriffen, gab 
freundliche Antwort, die aber doch mit dem ernften Befcheid 
ſchloß: daß bei dermaliger Lage der Dinge nichts Anderes übrig 
bleibe, als unbedingte Unterwerfung unter Gefeg und Regierung. 
In mitternächtliher Stunde jchrieb er über das Gefchehene Be- 
richt an den Kleinen Rath; mit rührenden Zügen fchilderte er 
aud die traurige Lage des Züricher Volkes, wie einerfeitö der 
Landbauer der Verzweiflung preiögegeben fei, da jede Amneftie 
abgelehnt werde, hinwieder die Stillen im Lande, einflußlos, 
vom Pöbel ſelbſt durch Drohung zur Ergreifung ver Waffen 
gezwungen werden wollen, mit einer Anfprade an die St. Gal- 
lifhe Regierung, irgend ein Mittel der Abhülfe ausfindig zu 
machen, fchloß er. Der Kleine Rath) ging in die Halbheit ein, 
erließ ein Borftellungsfchreiben an die Regierung von Zürid, 
damit wo möglich fernerem Blutvergießen Einhalt gethan werde, 
und bot die Perjon jeines Kommifjärd zu beliebiger Verfügung 
ald Organ der Vermittlung an, mit dem Auftrag an biefen, 
auf erften Wink der Züricher Regierung, zu erwähntem Zwede 
von Rapperſchwyl nad Zürih zu eilen „und alle feine Kräfte 
mit vollfter Wärme aufzubieten, daß eine glüdlihe Ausgleichung 
zwiſchen der Obrigfeit und dem Land Fönne erzielt und fernerem 
Blutvergießen Einhalt gethan werden”. Die Regierung von 
Zürih wollte von einer VermittInng nichts wiflen, jchrieb an 
70 
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St. Gallen zurüd: Meßmer habe fih zu der irrigen Borftellung 
verleiten laflen, als ob fie nicht bereits ſelbſt alle Ichonenden 
Mittel angewendet habe; die Lage der Dinge jei überhin fo, 
daß von den getroffenen Maßnahmen nicht zurüdgegangen wer: 
ven könne; am Schluß erjuchte Zürih einfab, vie bisherige 
Grenzauffiht durch den Kommiſſär fortjegen zu laffen. Das 
Antwortjchreiben war demnach eine ganz höfliche Ablehnung des 
Bermittlungsantraged. Meßmer wurde nicht nad Züri berufen. 
Dagegen jchrieb dortige Regierung (2. April) an den Landanıs 
mann der Schweiz, gab ihm Kenntniß von dem St. Galliichen 
Vermittlungsantrag mit dem Bedeuten, es ergebe fib aus dem— 
felben, im Zufammenhang mit den übrigen Wahrnehmungen des 
Tages, nichtd Anderes, ald das beharrlice Streben, entſcheidendes 
Einfchreiten gegen den Aufftand zu verhindern. Nun erhob fich 
ein Sturm feitend des Landammannd der Schweiz gegen bie 
Regierung von St. Gallen; mit ſcharfen Worten verwies er ihr, 
dag ih Meßmer mit den Stäfener Abgeordneten in eine Unter: 
redung eingelafjen; er hätte fie gegentheild an ihre eigene Re— 
gierung, „als die einzige Behörde, welde ihre Vorträge anzus 
hören befugt war“, verweilen follen; Meßmer's Dazwiſchenkunft 
laffe fih durd Feine menfchenfreundlichen Betrachtungen rechtfer- 
tigen; „fe war den verfafjungsmäßigen Berhältniffen der ver- 
ſchiedenen Kantone, welde unfern Schweizerbund ausmachen, 
ganz zuwider, und der wahren Lage der Sachen nicht weniger.“ 
Das Schreiben ſchloß mit Hinweifung auf bie verberblichen 
Folgen folder „Mediationsanträge” gegenüber dem „heiligen 
Grundfage der Kantonalfouveränetät” (4. April. Die Re: 
gierung von St. Gallen antwortete in aufgeregtem Tone und 
wie Einer, der auf richtigem Weg gewandelt zu haben glaubte; 
erinnerte an ihre Anftrengungen im gegebenen alle, bundes- 
mäßiger Waffenpfliht Genüge zu thun, erzählte die Vorgänge 
und wie fte bei ihrem Anerbieten die jouveräne Befugniß Züriche 
forgiam felbft vorbehalten habe; auch drohte fie ſchließlich zu 
eigener öffentlicher Rechtfertigung zu fchreiten, falld der Landam— 
mann nicht von fih aus der Ehre St. Gallen’d gerecht würde. 
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Darüber erhob fib noch ein kurzer erläuternder Briefwechſel 
zwifchen Zürich und tem Landammann; Ießterer aber fand nicht 
für gut, die Erörterung über das Gefchehene mit der Regierung 
von St. Gallen fortzufegen. Hinwieder veröffentlichte dann 
dieſe einen amtlichen Bericht über die Vorgänge und ihre Hand» 
lungsweiſe, in welcdem fie namentlih ver Behauptung wider: 
ſprach, als ob fie jelbft Beforgniffe wegen Verbreitung des Auf: 
ftandes auf St. Galliichem Gebiete gehegt habe; fie vermeinte 
ſolches mit Beftimmtheit. 

In Zürich eilten die Ereigniffe ihrem Ausgang entgegen. 
Der Lantammann der Schweiz berief ein eidgenöſſiſches Kriegs: 
gericht, übergab diefem vie Urtheilsfällung über die Häupter des 
Aufftandes; im Folge ergangener Urtheile ftarben Milli und 
Schnebeli unter dem Henfersichwert auf dem Blutgerüft, Häberlin 
von ten Kugeln eines Milizpiketes durchbohrt (25. April); fünf 
Tage vorher hatte die Regierung von St. Gallen, einem Be: 
ihluß des Kriegegerichted Folge gebend, dreiundzwanzig zürche— 
riſche Flüchtlinge zur Verhaftung ausgejchrieben; einer von ihnen, 
Kleinert, endete, nah Auflöfung des eidgenöfitichen Kriegsge— 
richtes, in Folge Urtheild des Züricher Gerichtähofes, ebenfalls 
auf dem Blutgerüft. Riffel, von Stäfa, wurde von demfelben 
Dbergericht, wegen Betheiliguug bei der Sentung an den St. 
Galliſchen Regierungsrat) Meßmer, zu 1000 Fr. Kaution, vier 
Jahren Polizeiauffiht und Bezahlung der Prozepfoften verfällt. 
Das Einſchreiten des Landammannd gegen den Züricher Auf- 
ftand überhaupt, dann vornehmlich die von ihm verordnete Auf 
ftellung eines eidgenöffiihen Kriegsgerichtes für Beurtheilung der 
Angeklagten, war Gegenftand vielfachen Widerſpruches. inzelne 
Kantone hatten deßhalb ſogar die Einberufung einer außerordent- 
lihen Tagfagung verlangt; St. Gallen war nicht unter biefen. 

Der Regierung von St. Gallen fam e8 wohl zu ftatten, 
dag Milizen aus diefem Kanton zur Niederhaltung ded Auf: 
ftandes nicht aufgeboten wurden, denn ihr Aufruf an Freiwillige, 
vom 24. März, blieb ohne gewünfchten Erfolg; ber größere 
Theil der ausgeſchriebenen Mannjchaft wurde nicht aufgebracht. 
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Da nun doch die Bildung eined Auszügerforps für alle Fälle 
etwas ganz Unerläßliches und Unverjciebliche8 geworden, eine 
geſetzliche Milizorganifation aber noch immer vom Großen Rathe 
nicht erlaffen war, fchritt der Kleine Rath zu einer zweiten Ver: 
fügung von fih aus. Gr beihloß die Errichtung eined Aus— 
zügerforps von 600 Mann mit Verpflichtung deſſelben zur Dienft: 
bereitihaft auf jegliches Aufgebot der Regierung („doch nicht 
außer bie Grenzen der Schweiz“), vertheilte deren Lieferung auf 
bie Kreife, jo daß es den volfreichiten Kreis St. Gallen 27, 
den Fleinften (Straubenzel) 5 Mann traf; verpflichtete die Kreife 
zur Aushebung ihrer Eleinen Kontingente durch das Loos aus 
der Mannſchaft vom angetretenen 18. bis zum vollendeten 25. 
Alterejahr, mit einziger Ausnahme der Geiftlihen, Lehrer, Be- 
amteten, Landjäger und Gebrechlichen; die nach tem früheren 
Beichluß erfchienenen Freiwilligen mochten von der neuen Lieferung 
in Abzug gebracht werden. Die Waffen hatte jeweilige Ge- 
meinde für bie ihr zufallende Mannfcaft zu liefern. (Beichluß 
vom 22. April 1804.) 

Kaum war das Schreiben Ney's vom 12. November 1803 
in den Händen des Regierungsraths Müller-Friedberg, machte 
er davon feinem Bruder P. Heinrih Mitteilung; dieſer bins 
wieder jegte feine Mitbrüder P. Aemilian und P. Theodor von 
der wichtigen Erklärung in Kenntniß. Daß MüllersSriedberg 
auf feinen Bruder und auf Aemilian großen Einfluß übte, be: 
zeugt eine Reihe von Akten; daher fann es nicht auffallen, daß 
P. Heinrib in der Erflärung des frangöfiihen Gefandten das 
Todesurtheil des Stiftes zu erkennen glaubte und Alles für ver: 
loren erachtete. In diefer Bedrängniß entichloß er fib, in vie 
bevorftehenden Maßnahmen der Liquidation und SPBenftonirung 
wenigſtens Verſchub zu bringen und einen legten Verſuch zur 
Rettung des Etifts in veränderter Form zu machen. Aemilian 
und andere der Konventualen erflärten fib damit einverftanben. !) 


') Aus einem Manuffript des P. Heinrich vom 22. Dezember 1804, 
bad er zur Rechtfertigung feines Verhaltens in diefer Angelegenheit nie= 
berfchrieb. 
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So wurde zwilchen beiten Brüdern, zurüdfommend auf die münd— 
lihen Beiprebungen vom Frühjahr 1803, eine Unterhandblung 
für Umwandlung ter Abtei in ein Bisthum mit einem Regular: 
fapitel eröffnet; aus biejer Verhandlung ging der Entwurf einer 
Uebereinfunft hervor, wmejentlih folgenden Inhalte: Die Ka— 
pitularen des Stiftes St. Gallen verpflichten fih zur Rüdgabe 
aller und jeder Titel und Effekten (Archive, Bibliothef, Manus 
jfripte, Koftbarfeiten und Kuftorey, Kapitaltitel und aller übrigen 
auf das Oekonomiſche Bezug habenden Schriften) zu Handen 
der Regierung; die Regierung ihrerfeitd übernimmt die Liquidas 
tion des Schuldweſens des Stiftes; alle zum Gebrauch der Re— 
gierung dienenden Gebäude, dann die Gefälle, Güter und Ka— 
pitalien, welde zur Bejoldtung der Beamteten und Ausübung 
der Zurisbiftion erforberlih waren, auch bie Regalien im All— 
gemeinen, werden ausjchließlih für die Bebürfniffe tes Staates 
verwendet; alles übrige Gut wird vorerft für Tilgung der Paſ— 
jiven, das Ueberſchießende ftufenweife zu folgenden Zweden ver: 
wendet: 1. für die Aufftellung eines biichöflichen, dem ganzen 
Kanton gemeinfamen Kapiteld; Dotation der Kirchenfabrif und 
Verforgung der Kapitularen; 2. für Errichtung eines biſchöflichen 
Seminars; 3. zur Errichtung eines allgemeinen Kantonalinftitutes 
unter unmittelbarer Direktion der Regierung; 4. was nod er: 
übrigen würde, wäre „zu gemeinnügigen, moraliihen und reli— 
giöfen Zweden” zu verwenden. Dermalige Mitglieder des Stif- 
tes St. Gallen werden von der Regierung im neuen bijchöflichen 
Kapitel, in dem Kantonalinftitut, oder aber auf Pfründen „an 
ftändig verforgt“, oder aber penfionirt; alle Mitglieder des Stif— 
ted verbleiben lebenslänglib Kapitularen. Die Stärfe des Ka- 
piteld, den Ertrag der Präbenden und das Einfommen des Bi: 
ſchofs zu beftimmen, bleibt der Regierung anheimgeftellt; Gleiches 
in Bezug auf das bifchöflihe Seminar; Marimum der Semina- 
riften zwölf, Minimum act; die Direftion muß einem der Re— 
gierung gefälligen Gliede des Kapiteld übertragen werden. Der 
Biihof ernennt den Generalvifar, der zugleih Weihbiichof ift, 
wenn ein folder erforderlich fein follte, die Offizianten der Eurie 
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und tie Eurie felbft aus dem Gremium des Kapiteld; das Ka— 
pitel frei den Propft, ven Dekan und die Dignitarien; gemifchtes 
Gonfiftorium für den Entſcheid der Streitfachen geiſtlicher Kom— 
petenz, halb vom Bifchof, halb von der Regierung gewählt, 
unter Vorfiß des Generalvifars. Vier Artifel handeln von den 
Eheeinfegnungen, bemäctigen die Regierung zur Ausgleihung 
der Pfrunbeinfünfte, räumen ihr geſammte Kollaturrechte ein, ') 
welche die ehevorigen Landesherren innegehabt, unterwerfen die 
bifchöflichen Verordnungen dem Plazet der Regierung. Die Wahl 
des erften Bilchofs wird vom Ginverftändniß mit der Regierung 
abhängig gemacht; die Wahl der folgenden Biſchöfe fteht ihr zu 
aus einem vierfachen Vorſchlage des Kapitel, mit Vorbehalt 
der Betätigung feitens des Großen Nathes. Der Bilchof darf 
fih ohne Einwilligung der Regierung nie über eine Woche aus 
feinem Kirchiprengel entfernen. Die Erweiterung des Bisthume 
über die Kantonsgrenzen hinaus darf ohne Einwilligung tes 
Kapitel nicht gefchehen. Die Mitglieder des biſchöflichen Ka- 
piteld werden, jolange fie ein reguläred Inſtitut vorziehen, Ca- 
nonici regulares jein; fie müfjen den Kantonseid gejchworen 
haben, den ver Bilchof unmittelbar nach feiner Wahl neuerdings 
zu leiften hat. Neben refidirenten Kapitularen mögen noch zwölf 
Canoniei forenses fein mit Aftivs und Paſſtvſtimme bei der 
Biihofswahl; die Wahl ver einen Hälfte wird dem Biſchof, 
jene der ſechs andern der Regierung überlaffen. Der Bilchof 
und das Kapitel bangen in Allem, wo die Regierung nicht ſelbſt 
den Gang der gefegliben Tribunalien befolgen muß, unmittelbar 
von der Jurisviftion der Regierung ab. Die Tas Wejentliche 
der Uebereinkunft; einige weniger wichtige Beftimmungen über 
Wohnung, Einfommen und Unterhalt der Kanonifer haben wir 
übergangen. Im den erften Artifeln des Entwurfes verpflichteten 
fih die Kapitularen, jeder jpäteren Einrede oder Proteftation 
gegen dieſe Uebereinfunft zu entfagen und beftätigten gleichfalls 
früher geleiftete WVerzichtungen. Es war dieß eine Grundbeftim- 


) Es waren deren mehr al® adhtzig. 
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mung, ohne deren Eingehen der weltliche Unterhändler fib in 
gar nichts einlaffen wollte. Nicht ohne Schwierigkeit war von 
ihm die Einwilligung zur Errihtung eined Regularfapitels er- 
bältlih. Diefen „Satzungen“, aud „Statuta conventa‘ genannt, 
wurden ald maßgebende Erwägungen alle jene vielfachen Be- 
weggründe vorangeftellt, durch welche die Regierung und übrige 
Gegner des Stiftes in früher angeführten Aftenftücden den Fort: 
beitand des Stiftes als verwirft erklärt hatten; neu fam nur bie 
Betrachtung hinzu, daß die Beruhigung des Landes am ficherften 
und ehrenvollften dur die beabfihhtigte Umwandlung tes Stiftes 
erreicht werte, und daß die Größe und Bevölferung, die Zur 
ammenjegung und die Verfaffung des Kantons es erforderlich 
machen, daß derſelbe unter einen einzigen und einheimifchen Ober: 
hirten in geiftlihen Sachen geftellt werde, dem Beiipiele anderer 
Staaten folgend. Der Entwurf räumte der Regierung ein ſolches 
Boll- und Uebermaß von Befugniffen in den fatholiichen Firch- 
lihen Angelegenheiten des Landes ein, daß er von vorn herein 
ald ein todtgeborenes Kind angefehen werden mußte; daß bie 
Ausübung al jener Befuguiffe zudem in den Händen einer kon— 
fejfionell gemifchten Regierung den Stoff zu endloſem Hader und 
zu unheilbarem Mißtrauen liefern würde, wurde mit höchſter Un— 
bevachtfamfeit ganz überfehen. Des Abtes, feiner Einwilligung, 
feiner Zufunft, ift darin mit feiner Sylbe gedacht. Gleichwohl 
bat P. Heinrih Müller-Friedberg den erften Entwurf gemeinfam 
mit dem Regierungsrath, feinem Bruder, unterzeichnet (8. Des 
jember). Die hohe Unſchicklichkeit ſolchen Vorgehens zweier 
Brüder in der wichtigiten Landesangelegenheit ſchien weder der 
eine noch der andere zu ahnen. Drei Nadtragsartifel betrafen 
das Verfahren bei Einholung höherer Sanftion, wobei P. Hein- 
rich jelbft die Verabredung unterfchrieb, daß, falls die päpftliche 
Genehmigung nicht für alle Bunfte erhäftlih wäre, „die Macen- 
haft” gleibwohl in allem Uebrigen in Kraft verbleibe. Gin 
weiterer Anhang, der jagt, Daß der Abt, wegen der politijchen 
Umftände und ter von ihm eingenommenen Stellung, in das 
Verkommniß nicht habe aufgenommen werden fünnen, daß bie 
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Regierung aber bereit fein. werde, auf feinen Wunih das Nö— 
thige für feinen Unterhalt auszufegen, ift ganz ohne Unterfchrift. 
Regierungsrat Müller-Friedberg wollte ſchlechterdings nicht zus 
geben, daß das GStiftsfapitel die päpftliche Genehmigung von 
ih aus einhole; eben jo wenig, daß es fich durch Abgeordnete an 
den Nuntius mit diefem zu gleihem Zwed in Berbindung jege. 

Nah diefem erften Schritt war für die „Machenſchaft“ 
die Zuftimmung der Geſammtheit ter Kapitularen einzuholen. 
P. Aemilian war zur Genehmigung geneigt. Er ſchrieb in bie: 
fem Sinn an den Fürften: beffer eine elende Eriftenz als gänz- 
lihe Auflöfung; „einmal auseinander, immer auseinander“ ; 
nehme man das vorgefchlagene Inftitut nicht an, jo fommen 
Andere, Chorberren aus dem Weltpriefterftande, jäfularifirte 
Mönde u, f. w., wobei feine Hoffnung für die Wiederherftel- 
lung des Klofterd in Zufunft übrig bleibe. ‘) Die Kapitularen 
wurden gruppenweile in St. Gallen, in NewSt. Johann und 
in Wafjerburg verfammelt, voran am 12. Dezember fiebenzehn 
‚derjelben zu St. Gallen, unter welchen die Angeleheneren des 
Stiftes, mit einigen jüngeren Kapitularen; an Ginwenbungen 
gebrach es nicht; unzufrieden überhaupt äußerte ſich P. Ildefons 
von Arr, welcher die Aufhebung des Stiftes ald ausgemadhte 
Sade anfah und mit der Ehre der Mitglieder nicht verträglich 
fand, fib gleichſam zur NRefrutirung einer neuen Korporation 
herzugeben. P. Martin mit ven jungen P. P. Dominif Schmid 
und Franz MWeidmann war entjchieden für die Genehmigung, 
wobei ver erfte der Drei fein Hehl machte, daß ver verheißene 
„reguläre Stand” nicht lange halten werte. Förmliche Beſchlüſſe 
wurden nicht gefaßt, eben jo wenig in dem Protokoll formulirt ; 
doch waren die Beiprechungen dem Eingehen in den Entwurf 
nicht ungünftig und die Mehrheit ver Anweſenden ſprach fich für 
Unterhandlungen mit der Regierung durch drei Kapitularen aus. 2) 


) Schreiben ded P. Nemilian an den Bürften, vom 1. Dez. 1803. 

?) Protofoll der Konferenz vom 12. Dezember 1803, durch P. Conrad 
Scherer geführt. P. Aemilian nennt fie „die äußerſt unordentliche und vers 
worrene Konferenz, deren Gefchichte allein die ganze Handlung ald null und 
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Die Unterzeihnung erfolgte nur durch P. Heinrih und den P. 
Martin Greifer; P. Yemilian, wohl aus Nengftlichkeit, lehnte 
ten Auftrag ab.“) Die zwei Unterzeichner bezeugten vie An— 
nabme ter Urfunte turd „ven größeren Theil des Kapitels, 
jedoch mit Vorbehalt des päpftlihen Conſenſes und Santtion“, 
und ftellten, dem empfangenen Gebote gemäß, das fchriftliche 
Erſuchen an die Regierung, fie wolle von fih aus dieſe Sank— 
tion erwirfen. Die Kapitularen ernannten aud eine Abordnung 
an den Fürften nah Ebringen, um ihm die Zuftimmung, gleichs 
bedeutend mit völliger Abdifation und einer Abfindung mit der 
Regierung für feinen fünftigen perfönlichen Unterhalt, genehm 
u maden. Es waren Memilian und Martin, die am 27. Des 
zember fih auf den Weg madten. P. Conrad Scherer war 
ihnen in der Eigenſchaft als Kapiteldaftuar beigegeben. Hatte 
der Fürft ſchon die erften Nachrichten von der Unterhandlung, 
dann vollends jene von geichehener Unterzeihnung mit Kummer 
und Mißfallen vernommen, jo verbüfterte fich feine Stimmung 
noch mehr, als ihm die Abgeordneten den Zwed ihrer Sendung 
eröffneten. Er bebattirte alsdann den Inhalt der Konvention 
mit ihnen, wobei Aemilian bisweilen wanfte, Martin viejelbe 
beharrlib, auch unter Unehrerbietigfeit gegen den Fürſten, ver: 
theidigte. Der Fürft aber erflärte feinen Entſchluß, daß er das 
Geſchehene nicht anerfenne. Anläßlich ſah er mit Bedauern, 
„wie das Stift von den eigenen Söhnen verrathen und vernich— 
tet wird“. Die Konvention war ihm ein verabicheuenöwerther 
At, von den Religiofen unbefugt, wider das Kirchenrecht und 
wider die den gefammten Stiftsgliedern obliegenden Berpflich- 
tungen abgefchloffen. Am 2. Januar 1804 entließ er die Ab- 
georbneten mit dem Beſcheid: die Konvention fei verworfen, 
allen Religiofen die Mitwirfung verboten, bis die vom heil. 
Bater erwartete Entſcheidung in authentijcher Form werde vor- 


ungiltig zu beweifen im Stande wäre, wenn fie jemald an das Tageslicht 
treten follte.“ Schreiben beffelben an den Fürften, vom 13. Nov. 1804, 

1) Laut fpäterer fchriftlicher Grflärung, vom 24. Dezember. Im Kan: 
tonsarchiv. 
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gelegt fein. Beim Scheiden zeigte ſich P. Martin „ungehalten 
und grob“ und wollte auch den P. Aemilian, den der Fürft bei 
diefem Anlaß neuerdings als Superior beftätigte, als ſolchen 
nicht anerkennen. ') Nach Unterzeihnung durch die beiten Kapitels- 
beauftragten wurde die Webereinfunft dem Kleinen Rath vors 
gelegt, der fie genehmigte und die Abfendung eines Driginals 
in lateinifcher Sprade an ten Bapft befchloß; eine andere Aus— 
fertigung jollte ven Kommiffarien des Kapiteld übergeben werben, 
damit legtered die Urfunde dem künftigen bifchöflihen Kapitel, 
„als den Stiftungebrief deſſelben“, zu Handen ftelle (23. Dezem— 
ber 1803); fo gewiß glaubten die weltlichen Machthaber ihrer 
Sade zu fein. Schon Tags zuvor hatte Müller-Friedberg, der 
Regierungspräfident, dem eidgenöffiichen Kanzler Mouffon bie 
Konvention mitgetheilt und ihn um Unterftügung tes Vorhabens 
erfucht, beifegend: thue der Abt tie ſchicklichen Schritte, fo könnte 
auhb für feine Perfon geforgt werden, „nie aber Fönnte er 
hieher (nad St. Gallen) zurüdfehren”; eine Erklärung, die hin: 
reihend die Behauptung widerlegt, als habe Abficht gewaltet, 
den Fürftabten jelbft mit der Biſchofswürde zu beffeiden. Der 
Große Rath wurde mit Stillfchweigen übergangen; Fein Vor: 
behalt des Genehmigungsrechtes für ihn. Indem die Regierung 
den Gegenftand zur Sanftion an den heil. Stuhl bradte, ohne 
zuvor den Großen Rath begrüßt zu haben, maßte fie fi that— 
jächlich jouveräne Gewalt an; denn der Große Rath hätte nach 
der allfälligen Gutheißung feitens des Papftes ein freies Votum 
nicht mehr gehabt. Mit größter Haft fchritt die Regierung vor; 
denn noch follte der Beiftand des franzöſiſchen Geſandten, ber 
allernächft von feinem Geſandtſchaftspoſten abzureifen hatte, und 
jener des Landammannd d'Affry, deffen Amtsbauer dem Schluffe 
nahe war, für die Abfichten der Regierung gewonnen werben. 
Sie entjendete deßhalb durch Beihlug vom 24. Dezember ihr 
Mitglied Müller-Friedberg zunächft nad Freiburg an den Land» 
ammann der Schweiz, ftattete den Abgeordneten mit Briefen an 


) Tagebuch des Fürften vom 2. Januar 1804. 
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diefen, an ten Nuntius, und an ben heiligen Vater aus; Alles 
um unverweilt die Sanftion der Uebereinfunft zu erhalten. 
Diejed Ziel um fo gewifler zu erreichen und fi der Mitwirs 
fung des frangöfiihen Gejandten Ney zu verfihern, ward am 
gleihen Tag für Ney das. anfehnlihe Geſchenk von 3600 Fr. 
(225 Louisd'or) und von 50 Louisd'or für. den Geſandtſchafts— 
jefretär Rouyer erfannt, mit einem Brief an erftern, welcher 
vertraulibe Danfjagung an den General für geleiftete Dienfte 
und zugleih die Empfehlung zu guter Aufnahme des Abgeord⸗ 
neten enthielt, mit dem Erſuchen um jeine einflußreiche Unter- 
ftügung für etwelche wichtige Interefjen, von denen die liberale 
Sade im Kanton St. Gallen abzuhangen jcheine.!) Im 
Schreiben an den Nuntius wurde dad glüdlihe Ereigniß der 
Rückkehr eined apoftoliichen Legaten gepriejen und von bem 
Abgeordneten gejagt: er werde nicht ermangeln, dem Nuntius 
„die Stärfe unjerer Beweggründe, die Reinheit unferer Abfichten 
und das Gewicht der Titel nachzuweiſen, die und berechtigen, 
bewußte Bitte an den heiligen Stuhl zu bringen.” In Freis 
burg hatte Müller» Friedberg nicht geringe Mühe, den Lands 
ammann nach jeinem Sinn zu ftimmen; es handelte fih um 
Schreiben, die das Bundeshaupt an den Papft und an ben 
Nuntius zu erlaffen erfuht wurde. Der Abgeordnete jchrieb 
darüber an den Kleinen Rath: es habe vieles Feilen erfordert, 
bis die Briefe dem Sinne des Landammannsd entipradhen „und 
doch unfhädlih für die Sache ausfielen, und ich hätte ihnen 
beinahe entjagt, wenn die Negoziation dur feine Empfehlung 
niht fowohl in Rom gewänne, ald gegen die Verſuche des 
Abten und die Einmiſchung und den Tadel U. 2. u. ©. Mit: 
eidgenofjen unantaftbarer würde. Bald war Herr d'Affry mit 
dem blinden Gehorfam gegen den Papft, bald mit den Hoff- 
nungen eined allgemeinen firchlihen Konkordates fromm be— 
ichäftiget; bald drüdte ihn ein neuer zween Bogen voller Brief 
von Abt PBancratius, der beinahe in die Kantone communizirt 


1) Es handelte fih auch um Unterflügung in einem Anftande mit 
Züri wegen der Sarer Domänen, wovon fpäter die Rede fein wird. 
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worden wäre und ohne das Dazwiſchen-Kommende -die nächite 
Tagjagung wieder piquant gemacht hätte”.*) Gefälliger und 
lenfjamer als d'Affry war der franzöſiſche Gejandte Ney; er 
gab dem St. Galliihen Abgeordneten den gewünſchten Brief 
an den Nuntius, empfahl tiefem die in Frage ftehente Ans 
gelegenheit auf das Kräftigfte, was er auch jchon in früherer 
Unterredung mit dem Nuntius mündlich gethan, und verfprad 
dem Kleinen Rath im Ferneren perjönlihe Verwendung in 
Paris, damit das Begehren durch den franzöfiihen Botjchafter 
in Rom unterftügt werde. Alles mit Mehrerem, faft im Tone 
der Vertraulichkeit.) Am 2. Januar in Luzern angefommen, 
traf der St. Galliihe Abgeordnete dort auf bereitwilligite Stim— 
mung bei dem Nuntius, der jchon früher von dem Plan unter: 
richtet und vermöge jeiner Inftruftionen angewieſen war, „nad 
den Gefinnungen Frankreichs zu agiren“,?) behändigte ihm, zu— 
gleich mit eigenem Schreiben, die zahlreiben Papiere und Ems 
pfehlungen, unter ihnen die „Statuta conventa“ jelbft und eine 
„lettre tres-respectueuse“ an ©. Heiligkeit. In Verlegenheit 
war der Abgeordnete wegen des im Briefe ded Landammanne 
vorherrſchenden Tons; daber jchrieb er am Schluffe feiner eigenen 
Eingabe an den Nuntius (vom 2. Januar): er habe angemefjen 
gefunden, fib auch mit einem Empfehlungsjchreiben des Land» 
ammannd zu verſehen, obwohl viejer nicht tiefer in den Gegen— 
ftand habe eintreten können, da es eine rein Fantonale Ange: 
legenheit jei, S. Heiligkeit aber in kirchlichen Angelegenheiten 


) Schreiben Müller-Friedberg’8 an die Negierung, aus Surfee und 
Luzern von 2. und 4. Januar 1804. Irrig trägt der Brief die Jahrzahl 
1803; M. 8. war befanntlih im Winter von 1802 auf 1803 ununterbro- 
chen in Paris. 

?) Schreiben Ney's an den Kleinen Rath von St. Gallen vom 9. Ni- 
vöse an XII (31. Dezember 1803). Das Schreiben beginnt wie folgt: 
„Le Citoyen M. Fr. m’a remis la lettre que vous lui aviez donnee pour 
moi, et qui renfermait les t&moignages de votre reconnaissance pour l’in- 
tör&t particulier, qui je prends à votre canton.*“ Das war Quittung und 
biplomatifcher Brief-Ingreß zugleich 

) Schreiben des P. Nemilian an den Fürften, vom 16. Dez. 1803. 
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für die verfchiedenen Souveräne ver Schweiz feine auswärtige 
Macht jei, fondern die Kantone vielmehr berechtiget feien, fich 
jelbftftändig an das Oberhaupt der Kirche zu wenden. ') Um 
jo Fräftiger war das Empfehlungsfchreiben des Generals Ney 
an den Nuntius; ed wurde dieſer erfucht, alles Mögliche zu 
thun, um in Rom die Genehmigung zu erzielen. Die Gründe 
wurden aus den früheren Anflageaften gegen Fürft und Stift, 
befonderd gegen erfteren, hergeholt. Angefügt war dringende 
Empfehlung, dafür zu forgen, daß der erfte Bilchof ein Mann 
gemäßigten und zuverläßigen Karakters ſei, der die allgemeine 
Liebe und Achtung fib zu erwerben wiffe; das fei befonders 
nöthig in einem Lande, deſſen halber Volkstheil nicht katholiſch 
feiz dem Abt und den wenigen Mönchen feiner Partei folle man 
aus den Befigungen des Stiftes jenfeitd des Rheins ein aus 
tändiges Ausfommen verjhaffen, im Uebrigen zu der dringend 
gewordenen Liquidation ſchreiten. Im Schreiben an den Heil. 
Vater jtellte die Regierung die Nothwendigfeit dar, den ganzen 
Kanton unter einen einzigen Dberhirten zu vereinigen und nad 
dem gleichen Firchlichen Syftem zu leiten: „der Wunſch des 
Volkes jowie jener der Regierung ſpricht laut für diefe Ver— 
einigung. Das Bisthum wird durch die eigenen Kräfte des 
Kantons geftiftet; eine vortrefflihe Kathedralkirche ift bereits da, 
und ſie ift ohnehin die zahlreichite Pfarre des Kantons; Männer 
und Gebäute für das biihöflihe Kapitel und alles damit Ver: 
bundene werden nicht ermangeln; die Aebte von St. Gallen 
waren ohnehin fchon quasi episcopi u. ſ. w.“ Ferner ift darin 
zu lefen: „In der Ausdehnung der geiftlihen Gewalt findet 
tag Stift einen Erfag der weltlichen, und dieſe Umwandlung 
ift Das einzige Mittel, den Mitgliedern dieſer alten und berrs 
lihen Abtei (antiquae hujus splendidaeque Abbatiae) eine 
ehrenhafte Eriftenz beizubehalten” ; folgte noch die alte und immer 


) Sehr pofitive Widerlegung des in neuerer Zeit oft ausgefprochenen 
Saped: nur der fchweizerifchen Bundesgewalt ftehe die Verhandlung, auch 
über die Kirchlichen Gegenftände, mit dem Papſte zu, da er eine auswärtige 
Macht fei. 
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wiederholte Vorgabe von VBermögenszerrüttung des Stiftes (24. 
Dezember). Der deutſche Entwurf ift von Negierungsrath 
Müller-Frievberg verfaßt, vie lateinifche Weberfegung von ihm 
durchgeſehen und theilweiſe auch von ihm berichtiget. ) Die 
Verhandlung zwilhen dem Nuntius und tem St. Galliihen 
Abgeordneten lief kurz und gefällig ab; über einige Punkte 
wurden Erläuterungen zu Papier genommen; drei Tage lang 
weilte jener in Luzern. Der Nuntius verbieß nit nur, das 
Sanftionsgefuh empfehlend an den heil. Stuhl zu bringen, jon- 
dern gab ſelbſt zu erfennen, daß in Kalle die Regierung die 
förmliche Säfularifation der Konventualen begehren follte, jols 
ches leicht erhältlih wäre und von der Nuntiatur unterftügt 
würde”. 2) Auch fprad er ven Wunfch aus, daß bei der erften 
Biihofswahl dem Papft drei Subjefte von Seite der Regie: 
rung vorgeihlagen werben möchten und auch nachwärts auf 
gleiche Weile vorgegangen werde. Der Auditor der Nuntiatur, 
Eherubini, überbot, wenn möglich, die Bereitwilligfeit ded Nun: 
tius. Bei folder Stimmung famen die guten und nadgiebigen 
Kapitularen, P. Heinrich und P. Aemilian, am Schlimmften 
weg; vertrauensvoll waren fie in die Wünjche des Regierungs— 
haupted eingegangen, aber in der Hoffnung und mit der beharr- 
lichen Abficht, dadurch den Fortbeftand ihrer religiöfen Korporas 
tion ald einer regularen zu fihern; wie ed dann aber anders 
jeitd gemeint war, enthüllten jchon die erften Verhandlungen 
mit der Nunziatur in Luzern; und wie der Fürft auch ihr beft- 
gemeinted Beginnen beurtheilte, ift jchon erzählt worden. Die 


) Aber von einem NAfatholifen beforgt, fagt der Fürft Pancratius in 
einem fpäteren wichtigen Schreiben an den Kardinal Gonfalvi, „cum M. 
F, nulli catholico sacerdoti fideret, aut nullum, qui tale argumentum ela- 
borare vellet, inveniret.* Schreiben vom 6. Dezember 1804. 

2) Brotofoll des Kleinen Rathes, vom 9. Januar 1804. Wird beitä: 
tiget durch das Tagebuch des Fürften, vom 2. Februar, nach welchem der 
Nuntius fogar geäußert hatte: es fei eigentlich überflüffig geweſen, daß ſich 
die Regierung mit den Neligiofen nur in Traftate eingelafjen habe; ja er 
(der Nuntius) fei fo weit gegangen, daß er vollends die gänzliche Säfula- 
rifation angetragen habe. 
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Regierung, höchft zufrieden, feste ihre diplomatische Korrefpondenz 
fort, danfte nad empfangenem Bericht dem Nuntius und dem 
Auditor, erklärte ſich gegen Tegtern namentlid mit dem Bor- 
ſchlage wegen der Bilhofswahl einverftanden und ſchloß mit 
einem derben Ausfall auf den Fürſten, die Erwartung aus— 
iprechend, ed werde dem Nuntius gelingen, deſſen allfällige 
Gegenbeftrebungen erfolglos zu machen. Und da Ney inzwiſchen 
jeinen Geſandtſchaftspoſten verlaffen und Wohnfig in Paris ges 
nommen hatte, verwendete fich der Kleine Rath nun bei Rouyer, 
dem nunmehrigen frangofiihen Gejchäftsträger, mit der Bitte, 
daß er die Angelegenheit unmittelbar dem Kardinal Feſch, fran- 
zöſiſchen Botjchafter in Rom, zur Unterftügung empfehlen möchte; 
durch den gleihen Kanal erhielt Ney die wichtigften Papiere 
zur Vorlage an ten Erften Konful, auf deſſen Befehl Talley: 
rand die Verwendung des genannten Karbinals für die päpfts 
lihe Genehmigung der Konvention in Anfpruh nahm. Ale 
dann in der Perſon des Generals Vial ein neuer Geſandter 
Franfreichs bei der Schweiz in’d Amt trat, wurde er in gleicher 
Weiſe für den befannten Zwed angegangen, wie fein Vorgänger. 

Kaum hatte der Abgeordnete der Regierung bei dem Nuns 
tius feine Verrichtungen beendiget, traf eine Deputation des 
Fürften bei demjelben ein; ed waren P. Balentin Hagge, aus 
Maflerburg, und P. Kolumban erh, aus Wyl. Sie legten 
verfchiedene Eingaben des Fürften, der gegen die Konvention 
Proteftation erhob, ') in des Nuntius Hand; irgend eine fchrift- 
lihe Antwort Fonnten fie nicht erhalten; dagegen brachten ſie 
die Meldung zurüd: die Nuntiatur habe die Kapitularen wegen 
der Konvention mißbilliget und geäußert: er” (der Fürſt) ſolle 
fie zum Widerruf ſelbſt durch Zenſuren zwingen.“) Dieſe Aeuße— 
rungen waren im grellſten Widerſpruch zu den vom Nuntius 
und ſeinem Auditor dem Abgeordneten der Regierung theils 
mündlich theils ſchriftlich gegebenen Erklärungen. Vom noch 


) Aus Falt's: Beitrag zur Geſchichte der Auflöſung des Stiftes 
Et. Gallen. 

?) Tagebuch des Fürften, vom 10. Januar 1804. 

Baumgartner. Kanton Et, Ballen. I. 8 
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jungen und unerfahrenen, aber genialen Auditor Cherubini vers 
nahmen fie die Aeußerung: die Schreiben Ney's feien ohne 
offizielle Bedeutung.) Zur Wahrung der Rechte ded Stiftes 
auch gegenüber dem neuen Bundeshaupt fchrieb ver Fürft Pan— 
cratius an den Landammann v. Wattenwyl, verlangte Boll- 
ziehung des Tagfagungsbefchluffes für die Klöfter auch zu 
Gunften St. Gallen’s, erhob Einwendung gegen die Konvention 
und gab tem Landanımann zu verftehen, daß „aller Wahrfchein- 
lichkeit” nach die Erklärung der franzöſiſchen Geſandtſchaft vom 
12. November feineswegs aus einem wirklichen Beſchluſſe ver 
franzöfifchen Regierung felbft hervorgegangen ſei (28. Januar 
1804). ?) Bei den öfterreihifchen Beamteten verwendete fich 
der Fürft zu dem Zwed, daß fie jedes von der St. Galliſchen 
Regierung ausgehende Begehren um Berabfolgung der Koftbar- 
feiten, Effekten und Baarfchaften des Stiftes zurückweiſen möch— 
ten (Dezember 1803). Das Gewünfchte wurde zugelagt und 
der Fürſt glaubte feiner Sade ganz ficher zu fein. Die St. 
Galliſche Regierung , aber antwortete mit energifhen Maßnah— 
men, verficherte fib der Unterftügung des Landammanns v. 
Wattenwyl, welder, ganz abweichend von den Anfichten feines 
fatholifchen Borgängers in Freiburg, in Angelegenheiten des 
Stiftes St. Gallen den Wünſchen der Regierung entiprechend 
handelte, erwirfte die Aufhebung der bezüglich jener Effekten von 
Amtswegen verhängten Beihlagnahme, in Folge deſſen öſterrei— 
chiſcherſeits Weiſung gegeben- wurbe, fraglide Effekten „dem 
Stifte Et. Gallen” ausfolgen zu laffen, mit Erſuchen an bie 
Regierung, dem Stift von jener Verfügung Anzeige zu machen; 


. 

) Schreiben ded Fürftlen an Hofrath Müller, vom Januar 1804. Ga 
war überhaupt ein Unglüd, daß die Nuntiatur weder von den Angelegen= 
heiten der Schweiz überhaupt, noch von jenen des Stiftes St. Gallen 
gründliche Kenntniß beſaß. Solches bezeugte noch viel fpäler P. Aemilian 
in einem Brief an den Fürſten Pancratius, vom Dezember 1804. 

?) Schreiben des Fürften an den Landammann v. Mattenwyl, von die— 
ſem Tage. Des erftieren Bermuthung war wirklich begründet, denn Ney 
hatte auf eigene Bauft gehandelt, lief aber freilich feine große Gefahr, von 
Talleyrand und von Bonaparte bedavouirt zu werben. 
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ed möge dieſes dann Sahmalter zur Erhebung der Gegenftände 
beftellen und fie mit nötbiger Vollmacht verjehen.*) In Et, 
Gallen aber war in Wirklichkeit die Regierung Stift, und ein 
jelbftftändiges Stift gab ed nicht mehr. Die Regierung be— 
ftellte num den P. Heinrih und den Regierungsiefretär Müller, 
nannte fie tie ftiftifchen Bevollmächtigten, madıte Wind mit dem 
genannten Müller, den fie ale „geheimen“ Regierungsiefretär 
affreditirte und als beſonders beauftragt bezeichnete, das Geſchäft 
in ihrem (der Regierung) Namen zu unterftügen. 2) Die Kom: 
miffarien machten fofort die Rundreije ?) von Ort zu Ort, über 
Bregenz, Waſſerburg, Neu-Ravensburg, Wangen, Füßen und 
Bild bis Imſt, um ihre Reklamation an Mann zu bringen; an 
beiden legtgenannten Drten ftießen fie auf Widerftand, in Vils 
trog „angebotener reeller Erfenntlichkeit” ; tie Beamteten wollten 
nur auf ausdrüdlihe Vollmacht des Abtes die Effekten frei 
geben; ohne daß nicht fürmliche Entjegung des Abtes vorange- 
gangen jei, jo jagte der Kreidhauptmann von Imſt, Fönne in 
das Verlangen der Kommiffarien nicht eingegangen werden; 
darauf beredte Vorftellungen ſeitens der legteren: die Kapitu— 
laren hätten fib vom Abte getrennt, eine neue Exiſtenz ange: 
treten; der Er Abt habe jeder Rüdfehr in anderer Eigenjchaft 
ald in derjenigen eined Landesherrn entjagt, die Rückkehr in 
diefer Eigenſchaft aber fei ihm durch die Mediationsafte uns 
möglib gemacht worden. Dem Kreidhauptmann waren dies 
werthloſe Vorgaben; deßhalb wollte er fie nicht berüdfichtigen. 
Die Kommiflarien ergriffen nun Rekurs an das Gubernium in 
Junsbrud und verlangten namentlid tie Herausgabe bed Ar: 
chivs, das jedenfalls Staatseigenthum ſei. Der Kreishaupt- 


') Schreiben des Kreisamtes Bregenz, an die Regierung, vom 11. Feb: 
tmar 1804. 

2) Beichluß des Kleinen Rathef vom 16. Februar; Empfehlungs: und 
Bollmachtfchreiben vom 17. Kebruar. 

) P. Heinrich war nicht bei der Grpebition, fondern P. Martin 
Greffer für ihn; die Rathöprotofolle geben feinen Aufſchluß über den Per: 
ſonalwechſel. 

8* 
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mann prüfte dann die ihm zugegangenen Weilungen nochmals 
und fand heraus, „daß die Effekten auf Verlangen ver Herren 
Kapitularen herauszugeben ſeien“. So erhielt die Regierung, 
durch Lift und unlautere Behauptungen, durch eine Miſſion, die 
von ihr ausgegangen war, während fie ald eine ſolche des 
Stiftes geltend gemacht wurbe, die Hauptmafje der geflüchteten 
Effekten zurücd, welche nach dem Willen ver öfterreichiichen Ober: 
behörde nur dem Stift und feinen redytmäßigen Beglaubigten 
hätten verabfolgt werben follen. Die Kommiffarien erzählten 
den ganzen Hergang, ihre Pfiffe und Kniffe, in einem triums 
phirenden, faft höhnifchen Bericht an die Regierung und freuten 
fih höchlich, ein mit Stiftseffeften vollgeladenes Schiff auf ihrer 
Rüdreife in Rorſchach zu treffen, das ſchon vor ihnen dort eins 
gelaufen war. ') Gern hätte die Regierung den reichen Kirchen- 
ſchmuck ſchon am Dfterfeft ausgeftellt geiehen, um dem Volk vie 
Belorgniß zu benehmen, als ob ed auf eine neue Berfteigerung 
abgejehen ſei, wie einft hinfichtlich der Mobilien. ?) Anders als 
die beiden Unterzeichner der Konvention, die zu deren theilwei- 
jem Vollzug bebülflih waren, bevor fie Rechtskraft haben Fonnte, 
handelte P. Theodor Wild; er brachte manche zum Kirchenſchatze 
gehörige Koftbarfeiten nah dem Willen des Fürften in Sicher: 
heit.) Später fertigte P. Heinrich das Verzeichniß der zurück⸗ 
gebrachten Gegenftände, beftehend aus dem Kirchenſchatz (inbe- 
griffen die große Foftbare Monſtranz, nebft allen möglichen 
firhliben Geräthſchaften), Archiv, Bibliothek, Hausgeräthe nebft 
Weißzeug (16. November 1804). Gelehrte und Freunde der 
älteren Riteratur vernahmen mit Jubel die Nüdfehr der wiſſen— 
Ihaftliben und geſchichtlichen Schäge in ihre alte Heimath. Die 
„Regierung forgte pflidtgetreu und umfichtig zugleich für neue 


4) Bericht der Kommiffarien P. Martin Greffer und? Ignaz Müller, 
vom 9. März. Müller war der Berfraute und Verwandte, auch Amtsfe: 
fretär Müller: Friedberg’8; der nemliche, deſſen ſchon in Bd. I. erwähnt 
worden. 

2) Schreiben des P. Nemilian an den Fürften, vom 6. April. 

) Brief des P. Theodor Wick an den Fürften, vom 6. April 1804. 


— 117 — 


Einordnung ver Bibliothek und tes Stiftsarchivs, Arbeiten, bei 
denen fib, in ihrem Auftrage, ter Appellationsrichter Büeler, 
von Rapperſchwyl, P. Joh. Nep. Hauntinger und P. Conrad 
Scherer mit Erfolg betheiligten. Der Fürft aber ſprach das 
Berauern aus, von den öfterreihifchen Behörden in fraglicher 
Angelegenheit verlaffen worden zu jein. 

So beflifjen die Regierung war, das Stiftseigenthum ihrer: 
feitö in eigene Verfügung zu erhalten, jo farg war fie in Allem, 
was auf den Unterhalt der Kapitularen Bezug hatte. Als P. 
Aemilian im Frühjahr 1803 die Rüdgabe tes Kloftervermögend 
verlangte, war er zunächft darauf bedacht, daß wenigftens, bis 
das Geforderte ausgeführt werten könne, geſammten Kapitularen 
der nöthige Unterhalt gewährt werde; er fchilterte in wieder: 
holten Schreiben dad Elend ter theild Deportirten, theild aus— 
gewanderten Kapitularen, vie in Folge der deutſchen Säfulari- 
jationen obdachlos wurden ; er fchilderte namentlich die Noth ver 
Greile und Kranfen unter ihnen. Der Kleine Ratly willigte ein, 
doch ohne Konfequenz, daß vierzehn Religiofen in Neu-St. Jo— 
hann untergebracht werden mögen. Die übrigen Patred und 
Brüder (33 an Zahl, fagt ter anläßlich erftattete Bericht) ſeien 
auf Pfründen oder fonft an Drten untergebracht, wo fie nicht 
Gefahr laufen, entfernt zu werden. Die außeramtlih zu ma— 
hbenden Wahrnehmungen waren weniger günftig. inzelne Kas 
pitularen, nachdem fie mehrere Jahre gar nichts empfangen, 
wurden hart behanvelt, und, Famen fie um Unterftügung ein, 
troden zurüdgewiejen, bis die Angelegenheit des Stiftes berei- 
niget jein werde, jo P. Auguftin Bachmann, welder darum der 
Regierung ungejcheut jagte: er jei eben eine ungenehme Perjon 
wegen jeined Botumd gegen die Konvention; Fonnten die Ka— 
pitularen gleihwohl etwas erhalten, jo wurden fie mit Fleinen 
Summen abgefertiget; die beit angejchriebenen erhielten vom 
1. Januar 1804 an 2 Schw. Fr. täglich. Auch die Zulagen 
an Solche, welde auf ſchwach dotirten Pfründen treu ſich der 
Seelſorge widmeten, fielen höchſt ſpärlich aus. 
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Bierter Abfchnitt. 


Die Amtöberichte über die Staatäverwaltung. Definitive Militärorgani- 
fation. Ultraföderaliftifche Militärpolitif des Kantone. Ausmwärtiger Kriegs- 
dienft. Umfaſſende Thätigfeit in der Geſetzgebung. Preßpolizei und Zen- 
fur. Helvetiſche Liquidation; Domänen: und Dotationsfragen. Wallenfee: 
und Linty- Schifffahrt. Die Linthforreftion befchloffen. Das Klofter Pfä— 
ferd und dortige Schulprojekte. Neue Tagfapungsverbandlungen über die 
Klöfter. Beftrebungen für und wider das Stift St. Gallen; die Konven: 
tion für deffen Umwandlung in ein Bistum vom Papft verworfen. Des 
Fürften Pancratius Abbatialweihe. (Frühjahr 1804 bis dahin 1805.) 


Die Thätigkeit der höhern Staatsbehörden in der Geſetz— 
gebung und Verwaltung war eine unermüdliche. Vieles war 
ſchon geleiftet; weit Mehreres hatten die leitenden Staatsmänner 
von St. Gallen noch vor fih ald Aufgabe des Tages oder doch 
der nächſten Zufunft. Ueber bereits Gejchehenes legten fie dem 
Großen Rath Bericht und Ausweid vor. Das Amtsblatt be- 
zeichnete ſolchen als „UWeberficht des öffentlichen Zuſtandes im 
Kanton St. Gallen”; ein befonderer Bericht, höchſt ſummariſch, 
weil nur ſechs Seiten lang, war den Finanzen gewidmet. Beide 
Berichte zufammen nennt man feither den „Amtöbericht” ver 
Regierung über die Staatdverwaltung. Die Staatsrebnung 
wurde zur Prüfung einem Ausſchuß überwielen, in dem wir 
fünf von den Häuptern des Großen Rathes erbliden: Dubli, 
Steinlin, Schaffhaufer, Xaver Gmür und Brägger. Epäter 
wurde die Gejammtftaatöverwaltung, nicht bloß die Rechnung, 
der Prüfung des Ausſchuſſes unterftellt; derjelbe erhielt nachmals 
die technifche Bezeihnung: ftaatswirthichaftliche Kommilfton. Die 
Rechnungen mußten bis nad ihrer Erledigung geheim gehalten 
werten. Die Berichte der Kommilfion und daherige Abſchlüſſe 
wurden dem Kleinen Rath in Form eines Rezeſſes zugeftellt, 
welde Form dem Kleinen Rath nicht zu munden fchien. Starr 
an der ausfchließlichften Snitiative haltend, behielt der Prä— 
fivent des letztern bezüglich der Abſchlüſſe „feierlichft” die ver— 
fafjungsmäßigen Befugniffe des Kleinen Rate vor (26. Mai 
1804): Anfang eines langjährigen Zwiefpaltes zwiſchen beiden 
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Behörden über die Kontrolbefugniffe des Großen Rathes gegen- 
über tem Kleinen Rathe. Die Mitglieder der ftaatswirthichaft- 
lichen Kommiſſion wuchjen an Anjehen und Einfluß. Der Staats: 
haushalt war Anfangs äußerft fnapp ') und mit geringen Hülfs— 
mitteln ausgeftattet; ihre Vermehrung fonnte nur das Werf 
längerer Zeit jein. Was noch an revolutionären Formeln übrig, 
wurde, nad dem Beilpiele des „Vermittlers“ in Paris, befei- 
tiger; dieſer hatte gegenüber ver Schweiz die altüblihe Titulatur 
wieder angenommen; jeinerjeitd hob der Große Rath jenes hel- 
vetiſche Gejeg von 1798 auf, das den „Bürger”-Titel geichaffen, 
und führte neue Amtstitel für die Behörden ein; Großer Rath 
und Kleiner Rath mußten fürder im Amtöverfehr ald „Hoc 
löbliche“ bezeichnet, die Negierungsräthe „Hochgeachte“, die Kan— 
tongräthe: „Hochgeachte, Hocgeehrtefte” genannt werben; bie 
erfte diefer Bezeihnungen bezog fi auf die dem Großen Rath 
inforporirten Mitglieder des Kleinen, bie andere, geringere, auf 
die übrigen Mitglieter Ted Großen Rathes. Die übrigen Be- 
börden wurden -mit bejcheideneren, doch ähnlichen Bezeichnungen 
ausgeftattet; den geiftlihen Kollegien, Synoden und Kapiteln 
wurde der Titel „Hochwürdige“ (Herren) zurüdgegeben; jo vers 
ſchwanden auch die „Bürger Pfarrer“ beider Konfeffionen. Für 
die Anfpraben der Regierung an das Volk wurbe dieſem bie 
Begrüßung: „Liebe getreue Mitbürger” zugedacht; der Große 
Rath jelbft fonnte verfafjungsgemäß, oder nad der Auslegung, 
die man der Verfafjung gab, nidt zum Wolfe ſprechen; ber 
Gebraub von Adelsbezeihnungen blieb für ten amtlihen Ber: 
keht unterfagt (Großrathöbeihluß vom 13. September 1804). 

Es war hohe Zeit, das Milizwefen jeinem bisherigen Pro— 
vilorium zu entheben; es geſchah durch eine allgemeine Militär- 
organifation (18. Mai 1804). Sie theilt die Miliz in bie 
„Cotps der Eliten und der Reſerve“ ein, bildet jenes aus den 
Bürgern vom zurücgelegten 18. bis zum vollendeten 30. Lebens- 
jahr, die Referve aus der Ältern Mannſchaft bis zum zurüdgeleg- 


*) Die Ausgaben betrugen im NRechnungsjahr vom 1. April 1804 bis 
Ende März 1805 nur 124,000 Gl. 
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ten 45. Jahr, beite Corps für den Dienft inner und außer dem 
Kanton, und verpflichtet auch die übrigen Bürger, beichränft, 
bei allgemeinem Aufgebot zur BVertheidigung der Kantondgrenzen 
und zur Handhabung ver innern Sicherheit. Waffen und Mi: 
Htärfleid hatte fich ter Bürger auf eigene Koften anzuſchaffen. 
Dem gefammten Miliztorpd wurte ein Kantonsinjpeftor mit 
Dberftenrang und 800 Fr. Gehalt, jedem Bezirk ein Kommandant 
vorgefegt; die Bezirfe wurden in Quartiere eingetheilt; jedes 
Duartier hatte die nöthigen Fubrleute, Pferde und Wagen zu 
liefern. Mit Bewilligung des Kleinen Rathes durften auch 
Freiforps errichtet werben; foldes geſchah aljobald in ter Stadt 
St. Gallen, wo drei Freisfompagnien errichtet wurden. Mit 
Zuzug einer Kompagnie freiwilliger Scharfihügen wurden die— 
jelben zur „Legion“ erhoben, mit eigenem Stab; dad war ger 
wiffermaßen die Garde der Regierung, beftimmt, eine wahrhafte 
Kernmiliz zu werden, das allgemeine Militärweien durch ihr 
Beijpiel zu beleben und im Nothfall für tie öffentliche Ruhe 
und Ordnung getreue Dienfte zu leiften. Meßmer, der Regies 
rungsrath, wurde an ihre Spige geftellt. Bald war ihre Auf— 
ftellung vollendet: Grenabiere und Zäger zu Fuß und Scharf— 
Ihügen (drei Kompagnien), mit Jägern zu Pferd und Artillerie 
nebft vier Feldſtücken; am 24. Mai 1805 erhielt das Corps 
aus der Hand einer Aborbnung der Regierung Fahne und Stand: 
arte, Für die ordentlichen Milizen wurde der Kanton in neun 
Militärbezirfe ausgefchieden. Durch Verordnung der Tagfagung 
wurde das gejammte jchweizeriiche Bundesfontingent in fieben 
Legionen eingetheilt, die dritte verfelben aus ten Milizen ber 
Kantone Appenzell, St. Gallen und Thurgau zufammengefegt; 
St. Gallen hatte zu derfelben 1315 Mann zu liefern; unter dieſer 
Mannfchaft 20 Kanoniere und 30 Dragoner. Das Zeughaus 
war in Folge der allgemeinen Entwaffnung vom Jahr 1802 
ausgeleert; Mafjen von Gewehren waren in Lauſanne aufge> 
häuft; von denſelben follten dem Kanton St. Gallen 5223 zu— 
fommen ; ftatt diefer Zahl erhielt er jedoch nur 2600 Stüd, oder 
vielmehr nur Läufe aus allen Eden der Schweiz zufammengelefener 
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Gewehre, aus welchen vorausſichtlich nur eine Heine Anzahl wirk- 
ih brauchbarer Gewehre bergeftellt werden fonnte. Vom groben 
Geſchütz, das früher vorhanden gewefen, fam auch nur ein fleiner 
Theil in den Kanton zurüd. ') igenthümlich, eng geibnürt und 
fireng fantonal war die Militärpolitif Des Kantond. Er jah in 
den durch die Tagſatzungsbeſchlüſſe feſtgeſetzten Kontingenten nur 
„Kantonstruppen”, über die die Kantonalgewalten im Innern 
verfügen mögen; zufammengezogen jeien fie allerdings „Bundes— 
fontingent” und der Taglagung überlaffen. „Aber auch dann 
bören fie nicht auf, infoweit es nicht den Dienft im ftrengeren 
Sinne betrifft, der Zudifatur ihrer Kantone unterworfen zu fein, 
die auch den Eher ihres Kontingents ernamſen“; hierin habe 
die neue Ordnung der Dinge die ehemalige eidgenöſſiſche beftä- 
tet. „Selbft das (Geſammt-) BundessGontingent iſt nie als 
die Armee einer Einheitsmacht zu betrachten. Es ift erflärt, 
daß Einheit nicht das Syſtem ver Schweiz fein kann und mili- 
täriiche Einheit gewiß am wenigften” — — „das Bunded-Eon- 
tingent ift alſo eine bloße Vereinigung von Truppen, welde 
jouveräne Bundesgenoffen für einen Bundeszweck zufammen- 
ftoßen”.) In diefem Sinn ließ der Große Rath durch die 
Regierung in Bezug auf das von der Tagſatzung erlafffe eid- 
genöffikbe Militärreglement an den Landammann der Schweiz 
amtlich erklären: der Große Rath ftimme zwar jenen Verfüguns 
gen deſſelben bei, „welche Gleichförmigkeit des Dienfted und der 
Disziplin, der Eintheilung und der Formation, der Bewaffnung, 
des Kaliberd und des Soldes und andere bei dem wirklichen 
Kontingentauerüden nöthige Einrichtungen bezielen“; hingegen 
werben (nad Maßgabe der Art. 20 und 34 der Mebdiationd- 


*) Kantoneblatt, Br. IV. ©. 158. Nach dem bort eingerüdten Bes 
richt hätte dad nun den Kanton St. Gallen bildende Gebiet bei Anlaß je 
ner Entwaffnung 25,000 Gewehre und mehr denn 70 Kanonen verloren; 
diefe Angaben gehen hoch. 

2) Kantoneblatt, Bd. IV. S. 156 und 157. G8 ift dieß ein veröf- 
fentlichter Auszug aus dem Bericht der St. Gallifchen Tagfagungsgefandt: 
ſchaſt von 1804. 


— 122 — 


afte) „feine vor Zufammenziehung des Bundesfontingents bes 
ftehende, befoldete und unbefoldete, centrale Militärbehörden, 
feine Kompetenz und feine Einwirkung derfelben in Friedenszei— 
ten, feine unbeftimmte Befugniß, Aufträge an die fouveränen 
Kantone zu erlaflen, feine von der Verfafjung abweichente Wahl: 
normen, feine nicht für den bloßen Fall der Kontingents-Zujam:> 
menziehung berechnete Artilleries und andere Concentrirungen und 
eben fo wenig die Ernamfung gemeineidgenöſſiſcher Oberften und 
ihre willfürliche Anftellung bei fremden!) Legionen genehmiget, 
noch ihre Eriftenz anerfannt, indem dem deutlichen Recht ver 
Kantone die Kommandanten ihrer Kontingente zu ernennen nicht 
vorgegriffen werden darf, obſchon man für mehrere Regelmäßig. 
feit in der Kontingentd-Armee zu Verabretung einer verhältniß- 
mäßigen Kehrordnung handbieten würde, nah welcher Legions— 
Dberften, im Fall ded Auszuges und für den ausübenden Theil 
des Dienſtes allein, mit dem Kommando der Legionen, zu wels 
hen fie gehören, beauftragt würden!) Ganz nad dem alljo 
formulirten Auftrag fohrieb die Regierung an den Landammann 
ver Schweiz, namentlih Einfprade gegen vie Aufftellung des 
bleibenden eidgenöſſiſchen ©eneraljtabes erhebend (17. Sept.). 
MüllerBriedbera, im Verein mit den Waadtländern, welche bie 
währent der helvetiihen Republif über die deutſche Schweiz ge- 
übte Herrichaft nicht verſchmerzen fonnten, hielt nemlich den Plan 
feit, jeßt im Gegenfag zur Einheit, deren Proteftor er gewe— 
fen, die überwiegend gewordene Föbderaliftenpartei durch einen 
beinahe ad absurdum getriebenen Kantonalismus in der eidge- 
nöſſiſchen Militärfrage zu lähmen, was fi jevoch miehr ald ge= 
ſchraubt ausnahm, weil er jelbft die in eidgenöffiichen Dienft 
getretene Kontingentsmannfcaft unter Fantonaler Herrſcherhand 
behalten wollte. Die Tagſatzung ließ fi durch die üble Laune 
St. Gallen's und ber übrigen neuen Kantone nicht irre maden, 
und der eidgenöſſiſche Generalftab entftand allmälig und trat in 


) Das will fagen: bei Schweizer-Legionen anderer Kantone. 
?) Kantondblatt, Bd. IV. ©. 125 bis 127. Berichterftattung über die 
Großrathsſitzung vom 11. September 1804. 
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Wirkſamkeit trog jener Oppofition; an deſſen Spitze hatte die 
Tagſatzung mit dem beften Recht ven Sieger von Rothenthurm, 
Aloys v. Reding, geftellt. Der auswärtige Kriegspienft erhielt 
noch größere Ausdehnung; war ver franzöftfce gewifjermaßen 
ein gezwungener, jo trat num der völlig freiwillige Kriegsdienſt 
in Spanien hinzu. Es war ein großes Stüd Arbeit für da— 
malige Staatsmänner der Schweiz: der Abſchluß einer neuen 
Militärkapitulation mit Spanien. Es handelte ſich um die Fort: 
dauer der fünf damaligen Schweizer: Regimenter auf weitere 
dreißig Jahre. Dem Regimente Rüttimanı wurden die Kan— 
tone Luzern, St. Gallen und Thurgan ald Werbungsgebiet an- 
gewiefen (Vertrag vom 2. Auguft 1804). Die Werbungen für 
Sranfreib und Spanien erheiſchten beflifjene Vorſorge jeitens 
der St. Galliiben Regierung; fie ftellte zur Leitung des Wer; 
bungsweſeus eine befontere Behörte auf, die Refrutenfammer; 
diefelbe war namentlich auch beftimmt, die Polizei in Werbungs— 
ſachen zu handhaben und die Mannſchaft gegen Willkür zu 
ſichern; Jünglinge unter dem 20. Altersjahr und felbft Ehe: 
männer, dieje ohne Rückſicht auf ihr Alter, konnten von ihren 
Aeltern, beziehungsweife von ihren Ehefrauen oder Kinvern, 
gegen Erftattung der Koften und des Handgeldes, zurückgefor— 
dert werden (Beihluß vom 26. Dftober 1804). Von der fran- 
zöſiſchen Bejegung her waren noch die feit 10. März 1803 er: 
laufenen Militärfoften für Einquartierung und Anderes zu tilgen, 
zujammen mehr denn 49,000 Gl.; fie wurden, zur Entlaftung 
der Gemeinden, in welchen fie erlaufen waren, auf alle Gemein- 
ten ded Kantons in billigem Verhältniß verlegt. 

Der Kantonsverfaffung Genüge zu leiften ordnete der Große 
Rath, was nöthig, für den Losfauf des Zehnten an: für den 
„großen trodenen Zehnten“ beftimmte er als Loskaufsſumme 
den achtzehnfachen Werth des alljährlihen Zehnt-Ertrages nach 
einer aus den Ergebniffen der Jahre 1774 bis und mit 1797 
berechneten Durchſchnittsſumme, zu deren Ermittlung jedoch vie 
zwei ftärfften und die zwei geringften Jahreserträgniſſe außer 
Beredinung geftellt werden mußten; tabei wurde der Marft: 
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preis von Rorſchach ald maßgebend angenommen. Für den 
„naffen Zehnten* (den Zehnten vom rothen und weißen Wein) 
wurde bloß der fiebenzehnfahe Werth der Durdfchnittsfumme 
gefordert. Die Minderheit ver Pflichtigen eines Zehnt-Bezirfes 
mußte ſich hinfichtlih der Kosfaufsfrage der Mehrheit unterziehen. 
Kapitaljchulden, aus der Ablöjung der Zehntpflicht entftanden, 
erhielten „erftes und beſtes Recht” auf die zehntpflichtigen Güter 
und find zu fünf Prozent zu verzinfen. Für den „Heinen Zehns 
ten“ wurbe als Losfauf der fünfzehnfache Betrag der Durch— 
Ihnittsfumme feftgefegt (15. Mai 1804). Die Geridts- 
organifation, das Prozeßverfahren und das Hypothekarweſen 
erhielt nüglihen Nachtrag durch Geſetz ebenfalld aus der Mai: 
Ceifion. Ein anderes Geſetz beftimmte die Eporteln für bie 
Gemeindes und gefammte ©erichtöbehörten. Die Gemeinden 
waren gejeglich mit dem Unterhalt ihrer Armen belaftet; man 
fuchte nun Hülfsquellen zur Erleichterung dieſer Laft und ges 
währte ihnen daher den Bezug einer Gebühr von AO bis 100 Fr. 
für jede in den Kanton St. Gallen einheirathende Weibsperfon, 
„Schweizer oder Fränfifhe Bürgerinnen ausgenommen“; ver 
Betrag der Tare mußte zum Armenfond der Gemeinde geichlagen 
werden. Gin anderes Geſetz ordnete die Erwerbung des Bürs 
gerrechtes; Kantonsbürger, deren Kantonsbürgerrecht unangreifbar 
war, bie jedoch ein beftimmtes Gemeinderecht für fih nicht mehr 
erweifen fonnten, jo wie die Naturalifirten, die ehemaligen fürfts 
ih St. Galliihen Gottshausleute, und Andere mehr, welde 
durch ihre Naturalifirung Fein Gemeindebürgerrecht erworben, 
wurden verpflichtet, fi in einer ihnen beliebigen Gemeinde um 
bie für die Kantonsbürger aufgeftellte Einzugstare einzukaufen. 
Sene diejer Klaffe von Kantondbürgern, welche Grunbbefig im 
Kanton hatten, wurden angehalten, fich in derjenigen Orts— 
gemeinde anzufaufen, in welder ihr Haus oder Gut gelegen. 
Jene andern Kantonsbürger, welde durch Religionsänderung, 
oder in Folge unterlafjener Erneuerung ihres Land- oder Ges 
meinderechts, deſſelben verlurftig worden und inzwifchen fein 
andered Bürgers oder Landredht angenommen hatten, traten 


— 15 — 


gegen Bezahlung der Hälfte der Einzugstare, in ihr ehevoriges 
Land» und Gemeindeguts-Antheilhaber-Recht. Die Einfaufs- 
taren mochten bie Gemeinden, doch unter Genehmhaltung ver 
Regierung, feftiegen. Für Unvermöglide traten erleichternde 
Tarbeftimmungen ein (Gejeg vom 19. Mai 1804). So wurde 
in diefen wichtigen Zweig der bürgerliden Ordnung die nöthige 
Rechtsſicherheit gebracht. Den Schweizerbürger berechtigte das 
gleihe Gejeg zur Ausübung des Aftivbürgerrechts in feiner 
Nieverlaffungsgemeinde; gegen Erlegung des zwanzigfadhen Ber 
trages jeiner perfönlihen Armentare wurde er Drtöbürger. 
Diefe Einbürgerung war aljo nicht von dem Willen der Orts- 
bürgerfhaft abhängig. Auch dem Handwerföwejen wurde die 
nöthige Aufmerkjamfeit gejchenft; es wurde zwar ber alte Zunfts 
zwang micht wieder hergeftellt; dagegen jorgte das Gefeg für 
Erribtung von Handwerfers Gejellichaften in allen Bezirken 
Behufs Regelung der Verhältniffe der Lehrlinge, Unterftügung 
der wandernden Gejellen, Ertheilung von Kunbichaften. Jeder 
Handwerfer war zum Eintritt in vie Gejellichaft verpflichtet. 
Daneben war tie Gewerbsausübung frei und jeder Kantond- 
bürger durfte nach Belieben ein oder mehrere Handwerfe aus— 
üben, „ohne ſolche handwerfsmäßig erlernt zu haben“ (22. Mai 
1805). Das Sanitätswejen erhielt neuen Vorſchub durch Vor— 
Ichriften über die Prüfung der angehenden Aerzte und Heb— 
ammen (21. März 1804), und über Anftellung und Unterricht 
ver legtern; jede Gemeinde wurde verpflichtet, eine Hebamme 
den vorgejchriebenen Unterrichtäfurd durchmachen zu lafien. Im 
Gebiete der Preſſe gebot der Kleine Rath; mit oberpolizeilicher 
Selbſtherrlichkeit. In St. Gallen beftanden im Jahr 1804 zwei 
Zeitungen: das „neue St. Galliſche Wochenblatt“, herausgegeben 
von den Buchdrudern Zollifofer und Züblin, ferner die „neue 
St. Galliihe Zeitung”, ohne Angabe eines Druders, Verlegers 
oder Redaktors; jened war mehr Anzeigeblatt, enthielt aber hie 
und da auch Aufjäge zur Unterhaltung und zur Werbreitung 
vermeinter Bildung; das zweite Blatt war wirkliche politische 
Zeitung. Einft brachte dad „Wochenblatt“ rohe, aller Achtung 
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gegen die fatholifche Kirche und ihre Inftitutionen Hohn Iprechende 
Aphorismen über die katholiſche Geiftlichfeit, den Zölibat und 
die religiöfen Drden; dann und warn begegnete ihm aud, daß 
ed jchlüpfrige Dinge mit geiler Behaglichkeit behandelte. Gegen 
ſolchen doppelten Unfug fchritt der Kleine Rath ein, da das 
Geſchehene ihm als Berlegung „des brüberlichen Friedens und 
der wechfelfeitigen Achtung” erfchien, die zwiſchen beeden Reli: 
gionstheilen berricht, und da das Blatt überhin „durch die ſchlechte 
Auswahl feiner Auffäge einer beffern Geiftesbildnng und den 
guten Sitten mehr nachtheilig als förderlich“ jei; er verbot 
deſſen weiteres Erſcheinen (das bloße „Intelligenzblatt” deſſelben 
ausgenommen) und unterfagte den Verlegern die Herausgabe 
irgend einer andern periodiſchen Schrift, folange fie nicht einen 
Verfaſſer zu verzeigen im Falle feien, „ver dem Blatt einen 
wirfliben moralifhen Werth zu geben“ die Anlage befige (5. 
April 1805). Die Verleger gehorchten. Wenige Wochen nachher 
bewilligte die Regierung das Wiedererfcheinen des Blattes, doch 
mit Vorbehalt vorheriger Zenſur der Artifel durch die Juſtiz— 
und Bolizeifommiffion (27. April). Der „neuen St. Galliichen 
Zeitung“ widerfuhr das Gleiche; ter verantwortliche Redaktor 
war zurüdgetreten; gleihwohl jegten die Herausgeber das Blatt 
im Wideripruc zu „den wiederholten Weifungen“ ver Regie: 
rung fort; erwägend, „daß es nidt Endzweck der Preßfreiheit 
ei, Gompilationen zu begünjtigen, welche bloße Verlagsipefula- 
tion find und ohne Rüdficht auf die Bebürfniffe des Publifums 
und auf religiöfe, moraliſche und / politiſche Scidlichfeit des 
Inhalts, wie meulih widerfahren, zufammengetragen werben“, 
befahl der Kleine Rath, es folle die Preſſe der „neuen St. 
Galliſchen Zeitung“ mit Ente Mai’s geichloffen werben, falls 
nit bis dahin ein verantwortlicher Redaktor geftellt werde; 
bis auf weitere Verfügung wurde inzwilchen die oberpolizeiliche 
Zenjur verordnet (22. Aprin. 

Was im Jahr 1798 gewaltfam vereiniget worden, fonnte 
im Jahr 1803 und in den folgenden Sahren nicht ohne viele 
Anftände und lange Grörterungen wieder in feine Theile zerlegt 
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werden. Zu den einfchlägigen Arbeiten gehörte die Feftfegung, 
Liquidation und Tilgung der helvetifchen Nationalfchuld und vie 
Erledigung aller bezügliden Anfprühe. Die Regierung von 
St. Gallen war für den Fiskus und für die übrigen Anfprecher 
mit einer Gefammtforderung von 921,297 Fr. 6 Bz. 8 Rp. 
bei der Liquidationdfommilfion eingefommen, von der jedoch nur 
234,557 Fr. 6 Bz. 8 Rp. anerfannt, die übrigen 686,740 Kr. abge- 
wiefen wurden. An der Spige der St. Galliihen Guthaben 
ftanden eine Menge rüdftändiger Gehalte aller Beamteten ver 
Kantone Sentid und Linth; fie fanden Anerkennung; verworfen 
und zurüßfgewiefen wurden dagegen 162,118 Br. für Liegen: 
haften, Mobilten und Wein, die aus dem Vermögen des 
Klofters St. Gallen von den befannten helvetiihen Kommiſſären 
und von den fantonalen Berwaltungsbehörden verfauft worden, 
eine Summe, die in den weiten Schlund der Einheitsrepublif 
gefallen war, dann 150,000 Fr. für die auf die Güter des 
gleihen Stiftes verlegten und von denſelben erhobenen Steuern. 
Die Regierung hatte beide Summen reflamirt; die Liquidationd« 
fommiffion aber wollte in die Forderung nicht eingehen. Unter 
den zurüdgewiefenen Forderungen waren ferner der Betrag von 
zwei Zwangsanleihen aus dem Boftfond in St. Gallen und 
von der dortigen Gemeinde (zufammen 40,389 Fr.) und für 
17,361 Fr. rüdftändige Gefälle zu Guniten von Geiftlichen 
im Kanton Linth. Neben der oben erwähnten anerfannten 
Forderung wurden von der Liquidation*fommilfion dem Kanton 
St. Gallen zugewiefen: die noch unveräußerten landvögtlichen 
Gebäude und Güter im Rheinthal, nebſt den dem Landvogtei— 
Amt zuftändig gewelenen Zehnten und Grundzinsgefällen; das 
Zeughaus, das Zollhaus, das Scharfrichterhaug und der Salz 
ftadel, fämmtlich in der Stadtgemeinde St. Gallen gelegen; bie 
freiberrliben Güter, Kapitalien, Zebnten und Grundzinsgefälle 
von Hohenfar und Forſteck Eraft der mit Zürich dießfalls ges 
troffenen Uebereinkunft; alle von der Grafſchaft Wervenberg und 
von Wartau herrührenden hobeitlichen Rechte und Gefälle, Taut 
Beſchluß der Liquidationsfommiffion vom 14. Dezember 1804; 
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die Güter, Kapitalien und Grundzinsgefälle der Herrichaft Sar- 
gand; der Toggenburger „Landſeckel“. Bis dieſe Ausſcheidung 
zu Stande gekommen, hatte es harte Kämpfe, mit Zürih und 
mit Glarus, abgefegt. Der Streit wegen der Herrihaft Sar 
hatte jhon in Paris feinen Anfang genommen; fogleih nad 
Einführung der Mediationsafte wurde er fortgejegt. Zürich 
forderte buchftäbliche Anwendung von Art. II der Nachtragsver— 
fügungen, aljo die proviſoriſche Verwaltung der Sarer Güter 
für ſich ſelbſt. St. Gallen, unter Anführung der von den fran- 
zöſiſchen Kommiffarien zu feinen Gunften gegebenen Erläuterungen 
jener Vorfchrift, forderte fie ebenfalls; der Landammann ents 
fchied laut dem wörtlihen Inhalt der Mediationsafte und wollte 
nicht zugeben, daß den von St. Gallen angerufenen Erklärungen 
der franzöfiihen Kommifjarien gegenüber dem ausbrüdlichen 
Tert des Artifeld irgend ein Gericht beigelegt werde. Der 
Landammann fand felbft die Eigenthumsanjprade ver ältern 
Oberherren begründet, mit Ausnahme deſſen, was von vielen 
in oberherrlicher Stellung auf die Landesverwaltung verwendet 
worden (14. Mai 1803). Die Taglagung beftätigte den Be— 
Iheid ded Landammanns in Bezug auf dad Verwaltungsprovi- 
forium, den rechtlichen Entjcbeid über das Eigenthumsrecht dem 
Syndifat vorbehaltend (29. Juli 1803). St. Gallen verweigerte 
die Anerkennung dieſes Beſchluſſes. Dem Hader machte eine 
gütliche Uebereinfunft zwifchen beiden Kantonen ein Ende, des 
wejentlihen Inhaltes: Zürich überläßt der Regierung von St. 
Gallen alle und jede Anfprabe an die Domanialbefigungen, 
Kapitalien u. ſ. w., ſowie alle Nugungen, welche zu ver ehe— 
maligen Freiherrihaft Sar und Forſteck gehören, mit bezüglicher 
Verzichtleiftung für jegt und alle Zukunft; St. Gallen dagegen 
übernimmt alle und jede Beichwerden und eutlaftet Zürich gänz— 
lih; desgleihen bezahlt e8 an Zürich 24,000 Gl. 3. W. 
(38,400 Schweizer Franken) in fünf jährlichen Raten, bis 1808 
(Vertrag vom 24. April 1804, St. Galliſcherſeits durch den 
Regierungsrath Reutti abgefchloffen). Aehnliche Anftände hatten 
gemwaltet mit Glarus als ehemaligem Eigenthümer und Herrn 
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von Werdenberg, wo St. Gallen ven frühern helvetiihen Vers 
walter als den jeinigen eingejegt hatte; gleiche Beſchlüſſe ſeitens 
des Landammannd und der Taglagung; derſelbe Widerftand 
von St. Gallen, welches fih zu eigener Verwaltung berechtiget 
erflärte. Nach längern Korreipondenzen trat ein Verſuch freund- 
liher Verftändigung ein, bei welchem Glarus für feine privat- 
rechtlichen Aniprüde eine Auslöfungss oder Entihädigungsfumme 
von 50,000 Gl. forderte, der Landammann der Schweiz die 
St. Galliihe Gejandtichaft zum Eingehen auf 44,000 Gl. mahnte, 
während St. Gallen nur bis auf 42,000 ging und dieſes An- 
erbieten als jein legted Wort erklärte. Solche Abfindung zer- 
ſchlug fib. Später fam es zum Sprud durch die Liquidations— 
fommiffion, welde hoheitliches und privatrechtlidhes Beſitzthum 
unter die ftreitenden Kantone ausſchied wie folgt: von den (im 
Spruch jorgfältig aufgezählten) Rechten, Gefällen, Einnahmen 
ſoll alles, was aus hoheitlichen Rechten gefloffen ift und ferners 
fließen mag, an den Stand St. Gallen fallen, jo daß Glarus 
durchaus feine fernere Aufprahe zu machen habe auf Steuern, 
Bußen, Bahl, Jagd: und Fiſcherrechte, nob auf Zölle, Stand» 
gelver, Rheinfahre, Holzlieferungen, Frohndienſte und Gefälle, 
welhe laut PfrundsUrbarien den Kirchen oder Schulen der 
Landfchaft zugehört haben und ewig zubienen jollen; Hingegen 
jollen der Zehnten und das Schloß (Werbenberg) nebft ven 
fogeheißenen Schloßgütern ald Eigenthum dem Stande Glarus 
zufallen, mit dem Vorbehalt jedoch, daß er fih mit St. Gallen 
über den Beitrag abfinde, den diefer laut Recht an die Regie- 
rungsunfoften zu fordern habe, indem dieſe Unfoften zu Feinen 
Zeiten aus den hoheitlichen Gefällen allein beftritten werben 
fonnten; deßgleihen die Mühlezinfe und die jährlichen Gülten 
der Mulchen (der Mil), die nicht ehrihägigen Erblehen, bie 
geltzindtragenden Gülten der Herrihaft Werdenberg, der Weibel- 
bühl und andere Liegenſchaften der Grafſchaft Wartau, die ehrs 
Ihägigen Erblehen; Anderes mehr (Sprud vom 14. Dezember 
1804). Glarus, die Kompetenz der Liquidationsfommilfion be- 
ftreitend, verlangte bei der Tagjagung Ueberweifung des Handels 
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an das Syndifat und griff ven Spruch auch in feinen materiellen 
Beitimmungen an; St. Gallen hinwider beftritt dieſes Begehren 
und erflärte fich bereit zur Vollſtreckung. Die Dotation der 
Stadt St. Gallen regelte die Liquidationsfommilfton durch Be— 
Ihluß vom 14. September 1803, ver die Sönderungsafte zwi— 
ihen Staatd- und Gemeinvegut vom 2. Juni 1800 nebft Nach— 
trag beftätigte und der Stadt St. Gallen zur beſſern Beftreitung 
ihrer Munizipalbedürfniffe noch weiteres Eigenthum an Gefällen 
und Liegenschaften (Waaghaus, Kornhaus, Ankenhaus, nebft 
daherigen Erträgnifjen) zuſchied. Der in Handen des Standes 
Zürich geweſene fogenannte „landfrievlihe Schulmeiſterfond“ 
wurde durd gütliches Abfinden getheilt, indem Zürich zu Hanben 
der Kantone St. Gallen, Thurgau und Aargau die Summe 
von 13,500 Züriher Pfunden oder 6750 Gl. 3. W. ausbe— 
zahlte.) Diefe Summe theilten dann genannte drei Kantone 
nad Maßgabe des Genuſſes, der den betheiligten evangeliichen 
Schulen bisher am Geſammtfond zugefallen war; jo übergingen 
11,350 Pfund an Thurgau, 1330 Pfund an Et. Gallen, 
820 Pfr. an Aargau. Mit Glarus wurde das Schifffahrt: 
weſen auf dem Wallenfee, wo fi) während ver Revolution viele 
Mißbräuche eingeichlihen hatten, auf Grundlage der alten 
Fahrt und Rhodordnung vom Jahr 1782 neuerdings geregelt 
(19. September 1804); Gleiches bezüglich der Linthſchifffahrt 
mit den Kantonen Zürich, Glarus und Schwyz, inbegriffen den 
Zoll zu Wefen und die Verbefferung ver Nederwege. Der Ge- 
meinde Altftätten wurde, durch Beſchluß der Tagjapung und 
nach jchuldiger Verbefjerung der Stoßftrafe, zur Unterhaltung 
der legtern ein ergiebiges Weggeld bewilliget. 

Die Vorbereitungen zur Linthforreftion famen an ter Tags 
jagung von 1804 zum Abihluß. Das Gutachten der Erperten 
wie die Stimmung ter Kantone waren dem Unternehmen glei 
günftig. Die Tagfagung beſchloß die Ausführung nab dem 
Hauptpları des Ingenieurd Lanz (Ableitung der Linth von der 


1) Frauenfelder Vertrag vom 3. März 1804. Bei der im Mai 1798 
abgelegten Rechnung hatte der Fond 23,258 Pf. 13 Sch. 3 Hl. betragen. 
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Näfeljer Brüde an bis in den Wallenfee); fie bezeichnete und 
verordnete ferner, was vorgängig an Korreftionsarbeiten vom 
Ausflug des Wallenſee's an bis hinab nach Grinau behufs 
Fällung des MWallenjee’d und Entiumpfung der Gelände bis an 
den Zürichjee auszuführen fei GBeſchluß vom 28. Zuli 1804, in 
Kraft getreten am 17. Juni 1805). Diefem Beichluß verbdan- 
fen die zwei großen neuen Kanäle ihre Entftehung. Weiter 
Nöthiged wurde gleichzeitig verfügt für Beftellung der erforbers 
lihen Ausführungsfommilfionen,; ed wurde der Unternehmung 
das Erpropriationsrecht zuerfannt, ihr deßgleichen alle® von den 
Gewäſſern des Wallenſee's und der Linth beftändig eingenom- 
mene umd ganz unbraudbar. gemachte Land, nad gefcehener 
Austrofnung, ald Eigenthum zugejhieden; für anderes Land 
wurde der Eigenthümer verpflichtet, den erzielten Mehrwerth an 
die Unternehmung zu entrichten oder ihr ſolches um den frühe: 
ren Schagungswerth zu überlaffen, und ta die Tagfagung bie 
zunächft betheiligten Kantone nicht allein mit den Koften der 
Ausführung beladen wollte, eben jo wenig nah den Grundjägen 
der Föderal-Verfaſſung diefelben der Bundesfaffe zu Laften fchrei- 
ben konnte, jo wurde beichloffen, die erforderlihen Gelder durch 
Ausgabe von 1600 Aktien von je 200 Schw. Fr. beizufchaffen, 
die Ausführung übrigens unter die Oberauffiht des Landam— 
mannd und der Tagjagung geftelt. Mit Freuden genehmigte 
der Große Rath von St. Gallen diefen Beihluß und ordnete 
feinerfeits die Vollziehung an (12. September 1804). Als 
Geſandte hatten für St. Gallen an der Tagſatzung zu Bern 
Theil genommen Müller» Friedberg und der Altbürgermeifter 
Steinlin. 

Viel beichäftigten fih die Staatöbehörden mit den Ange: 
legenheiten des Klofters Pfäfers; die Frage des rechtlichen Fort: 
beftandes war durch die Mediationsakte gelöfet. Aber kaum 
war dieß maßgebend in den Augen der St. Galliſchen Regie: 
rung, deren Beftreben vielmehr dahin ging, jenen Fortbeftand 
von der Beringung abhängig zu machen, daß fih das Klofter 
mit feinen geiftigen und ökonomiſchen Kräften in einer ihren 
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Begriffen und Wünſchen gefälligen Weiſe nugbar made, nas 
mentlih die zu Tage getretenen Bedürfniſſe nah allgemeinen 
oder höhern Schulanftalten befriedigen helfe. Man näherte fich 
gegenfeitig. Abgeorbnete der Regierung (Müller- Friedberg und 
Dominif Gmür), dann des Stiftes, für dieſes der Abt Bene— 
bift, ver Defan und noch zwei andere Kapitularen, einigten ſich 
durch Vertrag zu jenem Zwed. Als anregenden Theil bezeich- 
net die Konvention die Abordnung des Kloſters ſelbſt. Hier 
das MWefentliche derſelben: „Das Gotteshaus macht ſich verbind- 
(ib, nah den Vorfchriften der Regierung und unter der Leitung 
des Erziehungsrathes auf eine mit dem allgemeinen Erziehungs— 
ſyſtem des Kantons zujammenhangende Weile ein Inſtitut in 
deutjcher und lateinifcher Sprache einzurichten, weldes geeignet 
jei, theils verftändige Gewerbsmänner zu bilden, theild zu den 
höheren Wiſſenſchaften vorzubereiten.” Andere Beftimmungen 
regelten die Unterbringung der Zöglinge, gaben ver Regierung 
das Recht, zwölf junge Kantonsbürger zu ermäßigtem jährlichen 
Koftgeld von 112 Fr. zur Aufnahme zu empfehlen und ver- 
pflichteten binwider das Klofler, in Pfäfers oder in Ragatz ein 
„Schulmeifterfeminarium® zu erridten, und dafür das nöthige 
Lokale anzuweiſen und „einen Brofeffor zu ſtellen“; ferner wurde 
von den Ffontrahirenden Theilen vereinbart: das Regular-Inſtitut 
werde beibehalten, aber jo eingerichtet, daß es fich vortheilhaft 
mit dem Inftruftionsinftitut vertrage (4. April 1804). Das 
war der Preis, um welden tem Klofter die Eröffnung des 
während voller ſechs Jahre eingeftellt gemwefenen Noviziats ges 
jtattet wurde, unter der Bedingung, daß die Anzahl ter Kapi- 
tularen und Novizen niemals über zwanzig fteige, infofern vie 
Lehranftalten Feine größere Anzahl erfordern, und daß jeder 
Novize, der ald Kapitular aufgenommen zu werden wünsche, fich 
in einem wiſſenſchaftlichen Fach auszeichne und fähig fei, ver 
Stelle bei einer öffentlichen Lehranftalt over der Seelſorge vor; 
ftehen zu können; zur Aufnahme in das Noviziat wurde ber 
Antritt des 20. Altersjahres, für die Ablegung der Profeß 
jener des 23. Jahres gefordert (Gefeg von 26. Mai 1804). 
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Zur Ermunterung der Kapitularen wurde ihre Enthebung vom 
Chor nahgefuht und erhalten; ver päpftlihe Nuntius meldete 
der St. Galliſchen Gejandtihaft, es jei die Diſpenſe vom beis 
ligen Stuhl ertheilt worden. Im Sommer gl. 3. wurde bereite 
durch die Kapitularen Joh. Bapt. Steiner und Bonifaz Fluri im 
Hof Ragag ein Schullehrerfurd gehalten, wobei Unterriht und 
Unterhalt der Zöglinge ganz auf Koften des Kloſters beftritten 
wurden, da es für anderweitige Leiftungen thatfächlich noch nicht in 
Anſpruch genommen war. Alsbald wurde auch die Einführung 
der höheren ehranftalt vorbereitet. Zwei Mitglieder des Er- 
ziehungsrathes, P. Dominif Schmid, Pfarrer an der Stifts— 
firhe in Et. Gallen, und Joh. Anton Blattmann, Pfarrer in 
Bernhartzell, wurden mit Abfafjung eines „Regulativs“ für 
tiefelbe beauftragt. Eie erftatteten ausführliben Bericht (12. 
Erptember), in welhem bejonderd die Fünftige Geftaltung des 
Regularinftituts (die Grundlage der Klofterforporation jelbit) in 
einläßlihe Erörterung gezogen wurde. Die Referenten jahen 
durh den Bertrag und das Novizengejeg die Fortdauer des 
Klofterd gefichert; fie wollten aber hieraus keineswegs die Fol 
gerung ziehen, als ob vie Staatöbehörde daturd „den Rechten 
der Menschheit” habe zu nahe treten wollen; in ihrem Sinne 
fönne es nicht liegen, die Fortdauer des Kloſters „durch ewige 
Gelübde“ und durch einen „völlig unbedingten blinden Gehor: 
ſam“ zu fihern; gegentheild würde jene Fortdauer viel „feiter, 
au dem humanen Zeitgeift weit angemefjener“ durd bloß „zeits 
lihe, d. h. auf eine gewifje feftzufegende Zeit bejchränfte Ges 
lübde” und dur die Forderung eined „bloß betingten Gehor- 
ſams“ begründet. So untergruben zwei katholiſche Geiſtliche, 
was ter Große Rath wenige Monate zuvor gefichert zu haben 
glaubte, nemlih ven Fortbeftand der Höfterlihen Korporation, 
dur die zur Sprade gebrachte Umbildung terjelben, welde 
unfehlbar ihre baldige Auflöfung herbeigeführt hätte. Der Re- 
formen trugen jene Referenten noch mehrere an; fie jchmeichelten 
ſich, die richtige Mitte zwiſchen Zerftören und ftarrer Erhaltung 
getroffen zu haben. Mit ihnen einig in Anfihten und Beftre- 
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bungen ging P. Bonifaz Fluri, dem es vorzüglich angelegen 
war, bei dieſem Anlaß dem Abt nicht nur das Regiment in 
geijtlihen Dingen, ſondern aud allen beftimmenven Einfluß auf 
die Defonomie des Klofterd zu entwinden.‘) Der Kleine Rath 
wagte ſich nicht auf die jchlüpfrige Bahn ver Umgeftaltung der 
Klofterforporation, vertagte alle darauf bezüglichen Vorſchläge 
und bejchränfte fih auf Erlafjung des NRegulativs, weldes den 
Lehrplan und übrige Einrihtungen umfaßte (Beihluß vom 9. Jas 
nuar 1805). Die Anftalt war auf drei Jahreskurſe berechnet 
und als „Vorbereitungsſchule für die höheren afademilchen Wils 
jenfchaften” bezeichnet; aus der Mitte des Profeſſoren-Kolle— 
giums ernannte die Regierung den Direktor und einen (Regie— 
rungs-) Kommiſſär; ver Direftor war ald folder Mitglied des 
Erziehungsrathed und hatte mit demſelben zu Eorrefpondiren ; 
der Kommiſſär hinwider jollte das Drgan des Kleinen Rathes 
jein, diefem über den Fortgang der Anftalt von Zeit zu Zeit 
berichten, von ernften Anjtänden und Mängeln Kenntniß geben, 
überhaupt für die Handhabung der Konvention forgen; Koſt— 
und Lehrgeld für die Zöglinge (die bevorzugten zwölf nicht ges 
rechnet) 1 Neuthaler wöcentlih. Die Anftalt wäre demnach 
ein ſeltſam Gemiſch von einer Kloſter- und Staatsjchule ger 
worden und hätte namentlich der Regenten im Klojter zu Pfäfers 
und in der Pfalz zu St. Gallen gar manden gehabt. P. Gregor 
Wachter wurde von der Regierung zum Direftor, P. Plazidus 
Pfiſter, damals Pfarrer in Galgenen, zum Kommifjär erwählt. 
Diejer lehnte ab, zumal er an dem wirklichen Erftehen der An— 
ftalt zu zweifeln jchien. Die Regierung aber, befremvet, wies 
ihn an, auf 1. März an jeinen Poſten nah Pfäfers zu ziehen. 
Neue Ablehnung und Geſuch um Bertagung jeitend des ernann- 
ten Kommiſſärs: er werde noch mit dem Abt jprechen. Hierauf 
folgte Warnung an den Abt, fi aller Schritte zu enthalten, 


') Sein zügellofer und aller Autorität feines geiftlichen Borftandes 
Hohn fprechender Brief an P. Dominit Schmid, Stiftepfarrer in St. Gal— 
len, vom 3. Juni 1804. (In der Stiftebibliothef; Akten aus dem Nachlaß 
des Pfarrers J. N. Zürcher.) 
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welche der Vollziehung der Konvention nachtheilig jein Könnten; 
P. Plazidus wurde der ihm zuerfannten Lehrerftelle, nicht aber 
des Kommifjariatd enthoben. ) Die Anftalt trug den Keim 
ver Unausführbarfeit in fich jelbft; den ftrengeren Ordensmän— 
nern fonnte fie wegen der Unterordnung unter den Staat nicht 
genehm fein; und darf man den Yeußerungen der jüngeren Kas 
pitularen glauben, jo jahen jene in der projeftirten Anftalt wenig 
anderes, ald die gejuchte Gelegenheit für einige Mitglieter des 
Hauſes, ſich der ordentlichen Klofterdifziplin zu entwinden und 
eine Freiheit zu erhalten, vie ihrer Gigenliebe jchmeichle. 2) 
Kapitelöverhandlungen gaben den Hader fund. Der Erziehungs» 
rath jelbft war im Grunde der Anftalt nicht hold, denn „bei 
dem übeln Willen des Kloſters und bei der ziemlichen Unfähig- 
feit der Lehrer zweifelte er am guten Erfolg“.“) Einzelne Mit- 
glieder ter Regierung jahen in den aus dem Scooße der Kor- 
poration erhobenen Schwierigkeiten nichts Beſſeres ald das Er- 
gebniß einer bösartigen allgemeinen mönchiſchen Neaftion. *) 
Bald machten fi der Kleine Rath und der Erziehungsrath in 
bejondern Konferenzen mit dem Gedanken vertraut, die Schule 
aufzugeben und fich feitend des Klofterd mit einer Abfindung 
an Geld zu begnügen. Zu dießfälliger Beiprehung wurden Res 
gierungsrath Zollifofer und Zaver Gmür nah Pfäferd entjendet. 
Diejelbe hatte die Erflärung des Abted zur Folge, daß er fi 


‘) P. Plazidus Pfiſter trug ſich damals mit dem Gedanken, fich fäfu: 
lariſiten zu lafjen; eventuell verlangte er eine Ausſteuer von 50 Louisd'or. 
(Seine Schreiben vom 28. Februar und 22. März 1805 an den Kleinen 
Rath.) 

2) Denkichrift des Defans P. Joh. Baptift Steiner, an den Kleinen 
Rath. In diefem NAftenftüde macht Steiner den ſcharfen Ankfläger gegen 
die mit feinen Beftrebungen nicht einig gehenden Kapitularen. 

2) So fchrieb Reutti aus Bern, an den Kleinen Rath, 9. Febr. 1805. 

*) Reutti im gleichen Briefe, wo zu lefen: „Erſuche Sie aber nicht 
zu vergefjen, daß alles was Pfäfers erflärt, eine Folge allgemeiner ſchwei— 
zerifcher Mönche: Plane ſeie.“ Nicht Tange vorher Hatte R. an M. 8. ge: 
fchrieben: „Es ift erfchredlih, daß wir fo viele geiftliche Feinde haben!“ 
(22. Januar.) 
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bei der vertragsmäßig übernommenen Verpflichtung behaften 
laffe; jollte aber die Regierung felbft auf dem Lehrinftitute zu 
Pfäfers nicht beharren, fo fei er zu Leiftung eines Aequivalents 
an Geld (2000 Gl. jährlich) bereit; würde der Regierung aud 
diefer Antrag nicht Genüge leiften, jo werfe er fih, für viefen 
Fall, mit dem ganzen Kapitel in die Arme der Regierung und 
empfehle vorzüglih fi und die Älteren Mitglieder zu lebens— 
längliber Eicherung ihres Unterhaltes.‘) So hatte fib, in 
Folge inneren Zwifte® und von Außen ber gefommener Ber: 
legenheiten, bereitd der Gedanfe an Selbftauflöfung im Kloſter 
Pfäfers der Gemüther bemächtiget. So weit fam es indeſſen 
doch nicht. Die Regierung hielt den Plan einer Auslöfung an 
Geld feft und es fam eine zweite Konvention zu Stante, durch 
welche das Klofter „einftweilen” der übernommenen Berpflich- 
tungen enthoben wird, dagegen fi verbindlid macht, vom 
1. März 1805 an jährlih den Beitrag von 2000 GI. R. W. 
an den Staat behufs anderweitiger Verwendung für eine Er: 
ziehungsanftalt zu bezahlen (Konvention vom 22. März 1805). 
Jener Termin wurde beftimmt, weil am genannten Tag die 
Pfäferfer höhere Schulanftalt hätte eröffnet werden jollen. Für 
die Fatholifche Bevölkerung, beſonders jene des Sarganferlandeg, 
war das Scheitern des Planes unerfreulich; fie hatte vertrauens— 
vol auf baldige Eröffnung der Anftalt gezählt. 

Die Klofterfrage war von der Tagfagung am 27. Auguft 
1803 nur fehr unvolftändig gelöfet worden. Die Angelegenheit 
fam dann zunäcft wieder in einer VBerfammlung ver Fatholifchen 
und paritätifchen Kantone zu Bern zur Sprade (13. Juni 1804). 
Uri verlangte inftruftionsgemäß in allen Richtungen (d. h. für 
alle Fonfejfionellen Rechte ver Katholifen) Garantien. St. Gallen 
berief fih ermeuert auf feine Souveränetät, will nur dem fi 
unterwerfen, was buchftäblih durch die Mediationsakte vorge— 
fchrieben if. Der Gejandte von Aargau lehnte das Cintreten 
ab, „nimmt feinen Hut und geht”; Thurgau (Anderwerth) feufzt, 


) Schreiben von P. Bonifaz Fluri, an den Kleinen Rath, vom 23. 
Februar 1805. 
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denn jein Kanton ift auch „ver gleihen Meinung, wie St. Gallen 
und Aargau*. Uri und Schwy wurden „heftig”; „St. Gallen 
erfüfirt fih, und geht aud andern Geſchäften nah“. ') Bald 
nahm fich der päpftlihe Nuntius der Angelegenheit an. Er 
empfahl der Tagſatzung in eindringliber Sprade die Wegräu— 
mung aller und jeder Hinderniffe, die der freieften eigenen Ver— 
waltung des Klofter-Eigenthbums, jowie ter freien Aufnahme von 
Rovizen dieſen geiftlihen Anftalten annoh in ven Weg gelegt 
würden (Schreiben vom 27. Juni 1804). Dreierlei Anfichten 
gaben fihb in ver Verfammlung fund; die proteftantifchen Kan— 
tone trugen auf Verichiebung un, die katholiſchen Kantone auf 
Niederfegung eines Ausſchuſſes, wobei fie fih mit Nachdruck und 
Eifer für die Beibehaltung der Klöfter ald einer Grundfeſte ver 
fatholiihen Religion und für die freie Noviziats-Bewilligung 
als eine ihnen umentbehrliche Garantie erflärten. Glarus, Zug, 
Freiburg, Solothurn und Appenzell jchloffen fich ihmen bezüglich 
der Behandlungsform an, aud mehr oder weniger in Hinficht 
der Grundfäge. Die neuen Kantone hingegen, St. Gallen, 
Aargau, Thurgau, Teſſin und Waadt, verwahrten fih gegen jede 
Ginmilchung feitens des Bundes. Luzern nahm eine ſchwankende 
Mittelftelung ein und erachtete, daß die Tagfagung fich mit 
diefer Sache nur dann zu befaffen habe, „wenn ein Kanton zu 
weit gehen und etwa alle Klöfter zerftören wollte”. inhellig, 
ohne jene neuen Kantone, wurde mit 17 Stimmen die Ueber; 
weilung an die Kommilfton beſchloſſen; die Oppofition blieb mit 
ihren 8 Stimmen in Minderheit. Die Anträge biefer Kommiſ— 
fion Tauteten: 1) die Rüderftattung des Eigenthums und der 
Berwaltung der Klöfter müfje ohne Hinderniſſe, alfo ohne den— 
jelben beizuordnende Verwalter, Buchhalter u. j. w. geichehen, 
mit dem einzigen Vorbehalt für die Kantone, ſich Rechnung ab» 


) Gefandtichaftsberiht an den Kleinen Rath, vom 13. Juni 1804. 
Er enthüllt, daß der Thurgauer Gefandte die Handlungsweife und Inſtruk— 
tion feines Kantons ald ungerecht anfah, und eine Nachfchrift des Berichts 
gibt Kunde, daß Graubünden befonderd auf Garantirung des Fortbeftandes 
der Klöfter gedrungen habe. 
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legen zu laſſen; 2) die Klöfter jollen weder unmittelbar noch 
mittelbar, durch Befchränfung des Noviziated, ohne die Zuftim- 
mung des Papftes aufgehoben werben fünnen; 3) die Güter der 
mit Zuftimmung des Papftes aufgehobenen Klöfter jollen allein zu 
firdlichen oder Schulzweden ver Fatholiihen Religionsgenoffen ver- 
wendet werden bürfen; 4) die Verhältnifje der Klöfter gegenüber 
den Kantonen, in welchen fie gelegen, jollen allein auf den Grund— 
jägen diejes Bejchluffes beruhen türfen; 5) dem Nuntius fei bei 
Beantwortung feines Schreibens derſelbe mitzutheilen. So bie 
Mehrheit der Kommilfion; Jehle, der katholiſche Geſandtſchafts— 
rath von Aargau, machte Minderheit; er feste auseinander, wie 
nah obigen Gundfägen das Oberaufſichtsrecht ter Kantone über 
die Klöfter zum leeren Trugbilde herabjänfe, die Souveränetät 
ter Kantone verlegt, ja das Wohl der Klöfter jelbft gefährbet 
würde, „indem fie durch Verweigerung jeder nüglichen Beftimmung 
und jedes edlern Zwedes ftetd allgemeiner verhaßt werden müß- 
ten“; daher der beichränftere Antrag: einfache Mittheilung des 
Nuntiaturfchreibens an die Kantone, wobei die Vollziehung der 
Vermittlungsafte dem Landammann überlaffen bliebe. In der 
Hauptberathung Fam die frühere Meinungsverſchiedenheit wieder 
zum Vorſchein; Fleine und große katholiſche Kantone vertheidigten 
die nöthigen Garantien für den Yortbeftand der Klöfter; ‘) Appen- 
zell J. R. wollte jedenfalls nichts von denfelben feinem Nadı- 
bar Appenzell A. R. zu gute fommen lafjen; Luzern aber machte 
wieder Ausnahme, und erflärte: da noch feine Verlegung der 
Bundesafte vorhanden, fo fönne auch noch feine Garantie ans 
gerufen werben; tas Gintreten der Tagfagung ſei daher über: 
flüfftg; ihm ſchloß fib Zug an; St. Gallen mit den übrigen 
paritätiichen Kantonen und Teſſin verſchanzten fich wieder hinter 
die Mediationsafte, nah ihrer Auslegung; fie entwidelten das 
Unzweckmäßige der mönchiihen Grziehungsanftalten; fie gaben 


1) „Bei der Kloftergefchichte haben fih Echwy; und Unterwalden am 
Grellſten betragen; inbefjen ift wenigftens ein Schritt gethan, um nicht 
ganz in die Zeiten der Kreuzzüge zurüdzufehren.“ Schreiben der Gefandt- 
[haft von St. Gallen an den Kleinen Rath, vom 11. Juli 1804. 
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zwar den Grundfag zu, daß die Güter aufgehobener Klöfter nur 
zu moraliihen und religiöfen Zweden verwendet werden follen, 
„aber dieſes ohne Ausichließung einer Religionspartei*. St. 
Gallen verlangte, daß aud die Spur jeder Deliberation über 
einen Gegenftand, der nicht vor die Tagſatzung gehört, ver- 
ſchwinden möchte; daß durchaus fein Beſchluß der Tagſatzung 
genommen werde, weil ein ſolcher ganz infompetent wäre und 
überdieß jedes Jahr eine, für die Kantonaljouveränetät beichim- 
pfende, unerträgliche, Mönchsjudikatur vor die Tagſatzung oder 
das Eyndifat bringen würde. ') In gleibem Sinne Tejlin, des 
Umftandes ungeachtet, daß im Großen Rathe tiefes Kantons 
ih 22 Priefter befanden. Die proteftantiihen Kantone: Zürich, 
Bern, Bafel und andere, empfahlen in vermittelnder Sprade, 
Verftändigung, wobei Zürich doch die Anträge der Kommilftonss 
mebrheit ald zu weit gehend tadelte, „da eine offenbar zerftö- 
rende Tentenz nirgends zu erbliden jei.” Auf tes Lantam- 
mannd v. Wattenwyl Antrag wurden, mit Unterbrecdung ber 
Verhandlung, der Kommilftion noch zwei neue Mitglieder (die 
Gefantten von Zürihb und Glarus, Reinhard und Nikolaus 
Heer) beigegeben. Aus ter Verftändigung wurte aber doch 
nichts, da in der Hauptſache die beidfeitigen Rechtsforderungen 
fib gleich blieben und höchſtens in der Form Abänderungen an: 
geboten wurden. ?) Unter diefen Umftänden beantragte der Land— 
ammann vie legtjährige Vorſchrift über Rüdgabe ver Klofter- 
güter von dem übrigen Stoffe zu trennen, dieſen ſodann zu ges 
jönderter Behandlung der fatholifhen und paritätiſchen Kantone 
zu überweilen. St. Gallen und Gienofien, ohne fih gegen 
den Antrag des Landammanns zu erheben, erneuerten doch wieder 
ihre Oppoſition und behaupteten: „die Kantone feien dur die 
Buntesverfaffung zu feiner andern Garantie aufgefordert, als 


1) Der Berfaffer fchreibt mit Benugung von Falk's: „Beitrag zu der 
Geſchichte der Auflöfung des Klofters St Gallen“, dann der „Neuen St. 
Gallifchen Zeitung“ und des Kommiffionsberichtes, endlich verſchiedener 
Aften im Kantonsarchiv. 

2) Verhandlungen der Tagfagung vom 23. und 24. Juli 1804. 
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zu jener der Verfaſſung jeldft und zu derjenigen der Kantonals 
Unabhängigkeit; fein Wort fei in der Bundesakte davon zu leſen, 
daß man fich gegenfeitig die Mönde garantiren müſſe.“ Im 
Laufe der Disfuffion fam Thurgau auf die Anflagebanf, da 
Beſchwerden gegen dasſelbe eingelaufen waren, daß ed, ftatt 
dortigen Klöftern die freie Verwaltung zurüdzugeben, venfelben 
vielmehr durch bejonderes Defret Rechnungsführer oder Buchhalter 
gelegt habe. Die Entihuldigung des Geſandten wurte von ter 
Mehrheit der Stände nicht ftihhaltig erfunden; die Urfantone 
mit Graubünden verlangten ſogar, daß die thurgauifche Ver— 
fügung ald ungültig erflärt werte. So weit fam es nun frei- 
ih nit; tod wurde der Lantammann mit der Hanthabung 
des einjchlägigen Beichluffes von 1803 beauftragt. Als dann 
die Eröffnung des Noviziatd wieder beiprochen wurde, neben 
ihr die allfälige Aufhebung von Klöftern im Einverſtändniß mit 
dem PRapfte, und die Verwendung ihrer Güter, vernahm man 
als befonderd bedeutſame Boten: dasjenige von Colothurn, 
welches das Gut allfällig (unter päpftlicher Zuftimmung) aufs 
gehobener Klöfter allein zum Beften der Katholifen verwendet 
wiflen wollte, und jenes von Appenzell AU. R., welches mit 
jenem der Ffatholifhen Kantone zu Gunften ver Klöfter einig 
ging. Hierauf erfolgte die Annahme des Grundſatzes jeitend 
der Taglagung: „weldes immer das Schickſaal der Klöfter fein 
möge, jo haben ſich die Stänte zu allgemeiner Beruhigung zu 
dem Grundjag verbunden, daß fein geiftliches, kirchliches und 
Höfterliches Gut zu einem fremdartigen Zwede, fondern bloß zu 
Anftalten der Religion und Erziehung verwendet werden folle.“ 
Noch folgte dann die Konferenz der Fatholifhen und paritätifchen 
Stände, an welcher zwijchen ver Mehrheit ver theilnehmenden 
Kantone die Berftändigung erzielt wurde, daß „Klöſter nur in 
Folge eines mir dem päpftliben Stuhle abzuſchließenden Kon— 
kordates aufgehoben werden können, die Annahme der Novizen 
durd Feine Einjchränfung, welde die Kortdauer des Klofterd ger 
fährden könnte, befchränft werben folle, und die auf ſolche Weife 
aufgeftellten Grundfäge auf alle Klöfter ohne Ausnahme anges 
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wendet werben jollen, welche fich tem Staat und ver Geſellſchaft 
auf eine dem Geifte ihrer Stiftung angemeffene Weile gemein- 
nügig zu machen geneigt zeigen werben.“ Jene Mehrheit ſprach 
fürmlibe Annahme aus und erfuchte den Landammann, ſolches 
dem. Nuntius in ihrem Namen zur Kenntniß zu bringen. St. 
Gallen und die übrigen Minderheitskantone bejchränften ſich auf 
die Erflärung: fie werden ihren Regierungen empfehlen in jene 
Gefinnungen einzutreten und dem Nuntius von fih aus davon 
Mittheilung zu machen. Mit dieſem war die bundesrechtliche 
Ordnung binfihtlih der Klöfter für die Zeiten der Mediations— 
afte feitgeftellt; der Wortlaut der Beichlüfe und Bereinba- 
rungen zeigt aber, daß fie dem üblen Willen der Kantone und 
den ſyſtematiſchen Gegnern der Klöfter noch weiten Spielraum 
übrig ließ. So urtheilte Müller-Friedberg jelbft. *) 

Wie rührig die St. Galliihe Geſandiſchaft bei dieſen Ver— 
handlungen gewejen, geht ſchon aus Dbigem hervor. Als fie 
der Regierung in weitläufigem Schreiben die Gefahr des zen- 
tralifirenden Vorgehens der Tagſatzung in Militärfachen vorftellte, 
übertrug fie gleiche tadelnde Anſicht auf vie „Tendenz, das 
Religiofe und Mönchsweſen zu zentralifiren und zu diefem Ende 
wieder eine katholiſche Seffion ?) emporzubringen, mit dem 
Unterfchied, daß man jegt befretiren werde, während ehedem 
jeder Kanton nicht minder nad feiner MWillfür handelte”; fie 
erzählte: „SKlofterbeputirte von Muri, Wettingen, Karthaufe 
(Ittingen) betrieben die Machination mit den gewohnten Mitteln“ ; 
fie meldete ferner: der fränfifche Botichafter ſprach ſich deutlich 
für das (Souveränetäts-) Recht der Kantone aus, aber handle 
Öffentlich gar nicht; der päpftliche Nuntius, „gegen den wir aus 
befannten Gründen jchonender zu Werk gehen müflen“, habe in 


) Schreiben der Gefandtfchaft an den Kleinen Rath, vom 26. Zuli: 
weder werde bie Tagſatzung dekretiren, noch ein Bertrag zwifchen ben Kan 
tonen zu Stande fommen, „auf deffen Bollziehung man in Zukunft provo: 
ziren könnte“. 

?) Gefönderte Berfammlung der fatholifchen Stände, wie es vor 1798 
zu den Zeiten der Tagfagungen geſchah. 


Mi 


einer befondern Konferenz auf den Gejantten (Müller: Friedberg) 
zu wirfen gefucht; es fei aber auch umgekehrt auf den Nuntius 
gewirft worden.) Dem St. Galliihen Geſandten war übrigens 
die Denfichrift des Nuntius, nicht fo faft wegen der Klofter: 
frage im Allgemeinen, als vielmehr wegen des Stiftes St. Gallen, 
ungelegen gefommen; denn diefelbe lautete ganz allgemein, und 
machte feine Ausnahme zum Nachtheil jenes Stifte. Kaum 
hatte die Geſandtſchaft Wind befommen von jener Note, jchrieb 
fie eiligft und noch gleihen Tages (27. Juni) an den Nuntiug, 
um von ihm die Erklärung herauszuloden, daß Alles, was den 
Inhalt der „Statuta conventa“ betreffe, durch vie Denkſchrift 
des Nuntius nicht betroffen fei, fondern vielmehr als davon 
getrennter Gegenftand angefehen werde. Der Nuntius aber 
weit entfernt, dem Anſinnen zu entiprehen, antwortete ganz 
ausweihend: er dürfe fih in das, was dem heiligen Stuhl im 
abgewicenen Januar vorgelegt worden, in feiner Weile ein- 
mifhen, ſondern babe lediglich dortigen allerhöchſten Enticheid 
abzuwarten. 2) Diefem Schreiben gab Müllers Friedberg jofort 
eine ganz willfürlibe und falſche Deutung, indem er in einer 
Rede an die Tagfagung behauptete; die Gefandtichaft habe die 
Erklärung bei Handen, „durd welche der Nuntius in vie bes 
jonteren Materien, welche der päpftlibe Stuhl gegenwärtig für 
diefen Kanton (St. Gallen) behandelt, nicht eintreten lajfen 
will.” 3) So wurde, abgefehen von der Tagiagung, die Regie: 
rung und der ganze Kanton St. Gallen irregeführt und zu ver 
Meinung gebracht, ald ob die allfällige Anwentung der von 


) Schreiben der Et. Gallifchen Gefandtfhaft an den Kleinen Rath, 
vom 27. Juni 1804. 

2) MWörtlich lautete die Antwort des Nuntius, ebenfalld vom gleichen 
Tage: In üs quae ad sanctissimum Pontificem usque de mense januario 
eurrentis anni à Nobis de Pago Sangallensi delata fuerunt, nullo pacto 
Nos immiscere possumus nec debemus; sed Ejusdem oraculum, quod an- 
xie expectamus, maxima animi devotione venerabimur.“ 

) Echreiben der Gefandtfhaft von St. Gallen an den Kleinen Rath, 
vom 3. Juli 1804; mit beigelegtem Gefandtfchaftsbericht über die 27fte 
Sitzung der Tagfagung. 
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Nuntius in der Klofterfahe aufgeftellten Grundfäge auf das 
Klofter St. Gallen den Abfichten des heiligen Stuhl felbft zu— 
wider wäre. Mit Bezug auf die übrigen Klöfter jchrieb der 
Kleine Rath, der an der Tagjagung gemachten Zuſage gemäß, 
und vorbehaltlih der in Frage liegenden Angelegenheit der Abtei 
Et. Gallen, an den Nuntius: er habe ſeit jeiner Einfegung 
dem Grundjag gehuldiget, fein Klofter anders ald im Einver- 
ſtändniß mit dem heiligen Stuhl aufzuheben, eben jo wenig vie 
Aufnahme der Novizen auf eine Weife zu erfchweren, daß das 
durb der Beftand ver Klöſter jelbft gefährdet wäre; dieſe 
Grundfäge werde er auf alle Klöfter anwenden, deren öfonomijche 
Exiſtenz gefichert fei und vie fi, feinen Anfichten gemäß, auf 
eine mit dem Geift ihrer Inftitution verträgliche Weiſe für den 
Staat und vie Gejellfchaft nüslich machen würden (25. Auguft). 
Der Nuntius erklärte ſich mit diefem Schreiben zufrieden. Dem 
Landammann der Schweiz wurde vom Geſchehenen amtliche 
Mittheilung gemacht. 

MWährend dieſen Greigniffen war der Konventionsentwurf 
zur Umwandlung des Stiftes St. Gallen in ein Bisthum ver 
Gegenftand vieljeitiger Aufmerfjamfeit jowohl in St. Gallen 
ald in Nom. Hatte auch eine Anzahl der Kapitularen jelbft 
fih zu deſſen Billigung herbeigelaffen, jo mißfiel er gleichwohl 
der überwiegenden Mehrheit der St. Galliſchen Geiftlichfeit ver 
alten Landſchaft, des Toggenburgs und des Rheinthals; auch 
ſogenannte freiſinnige Geiſtliche fragten ſich: ob wohl ſelbſt 
Könige ihren Biſchöfen fo enge Schtanken geſetzt hätten, wie 
die Volföregierung von St. Gallen fib in jenem Bertrage- 
entwurf gegenüber tem fünftigen Landesbiichof herausgenommen 
habe; beſonders fanden fie in jenem Aktenſtück argen Verſtoß 
gegen die in der fatholifchen Kirche üblichen kanoniſchen Formen 
rüdfihtlih der Wahl des Biihofs, dann feiner und der Doms 
herren Abhängigkeit vom Kleinen Rathe. Wieder andere Geiſt— 
lihe gab es, und ſelbſt Kapitularen, welche da glaubten, daß 
ed mit der Errichtung eines Bisthums nie recht Ernft geweſen 
und vielmehr nur Abficht ver Regierung geweſen fei, Abt und 
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Kapitel von einander zu trennen und durch Mitwirkung des 
legtern die kirchlichen und wiſſenſchaftlichen Schäge des Stiftes 
wieder in das Land zu bringen. Nicht weniger als vie Geift- 
fichfeit waren jene Fatholiichen Laien des Kantons, welche ſchon 
jo oft fih für die Rechte des Stiftes verwendet hatten und 
deſſen Wiederherftellung gewiffermaßen als ihre Lebensdaufgabe 
anfahen, betroffen über den Abſchluß ver Konvention, unter 
ihnen vorzüglid jene, die als Mitglieder des Großen Rathes 
feinen Verſammlungen beigewohnt, vom Präſidenten des Kleinen 
Rathes auf ihre Verwendungen für das Stift nur ausweichende 
Beicheide erhalten und nun wahrzunehmen hatten, in welder 
eingreifenden Weile inzwiſchen von Seite des Kleinen Rathes 
die gänzlihe Umwandlung des Stifted zur Hand genommen 
worden ſei. Mit Unwillen vernahmen fie, wie der Wirkungs- 
freiß und jelbft die Lebensdauer der neuen Anftalt ganz ver 
Willfür des Kleinen Rathed ypreidgegeben wäre, in bisherige 
Kollaturorbnung, ja jelbft in vie kirchlichen Geſetze über das 
Ehewejen willfürlich eingegriffen werde, dem Biſchof der vor: 
behaltlofe Eid unbedingter Unterwerfung auferlegt werden wolle, 
ohne alle Rückſicht darauf, daß die weltliche Behörde frei bliebe, 
firchenfeindlihe Gelege und Berordnungen zu erlafen. Sie 
jahen im Geifte die Fatholiihe Kirche, ihr Anfehen und ihre 
Gelege einer Allianz ver proteftantiihen Mitglieder der Negie- 
rung und ded Großen Rathes mit wenigen fogenannten „freis 
finnigen Katholifen” preisgegeben.) Die Beforgniffe wuchſen, 
ald Gerüchte von erfolgter wenigftens theilweiſer Genehmigung 
der Konvention, feitend ded Papftes, während des Frühiahres 
1804 in Umlauf famen. 

In Rom hatte Kardinal Feich, franzöſiſcher Botjchafter bei 
dem heil. Stuhle, das Bittjchreiben („la supplique*) ver St. 
Galliihen Regierung durd Note vom 2. März 1804 an ben 
Kardinal-Staatsjefretär Confalvi der Genehmigung des Papſtes 
empfohlen; Ce. Heiligfeit hatte, jo meldete dann Feſch an 


i) Falk: Beitrag zur Gefchichte der Auflöfung des Stifts St. Ballen. 
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Talleyrand, „mit Rüdfiht auf das vom Erſten Konful bezeugte 
Intereſſe“ an der Angelegenheit, deren ernfte Würdigung ver- 
heißen. ) Aus St. Gallen her in Kenntniß gejegt von biejer 
Antwort fprah der Nuntius befte Hoffnung für die Erfüllung 
der Wünfche der Regierung aus und verfpradh mitzuwirken, daß 
das Ganze an ein gutes Ende geführt werte. Mittelft Note 
des Karbinal-Staatsfefretärd an den franzöſiſchen Botichafter 
vom 19. Mai erfolgte der päpftlihe Beſcheid: die ganze Kon- 
vention ſei unhaltbar in Form und Weſen; zwei Mönche, bie 
ihre Mitbrüder vorzuftellen fih anmaßten, hätten nicht Namens 
ded Stifts unterhandeln fönnen; ihnen habe jede Vollmacht des 
Abtes gefehlt; vieler aber mit der Mehrheit des Kapitels ftehe 
dem Projekt entgegen; für den andern Theil habe der Bruder 
des einen der beiden Mönche unterhandelt, ohne irgend welche 
Bevollmächtigung dur den Großen Rath; es fehle daher dem 
Akte alle Autorität jeitend der beiden Kontrahenten; der Sache 
nach ergebe ſich gleihe Nullität; wie jollen zwei Mönche, jo 
hieß ed, mit der weltlihen Macht einen Vertrag über die 
Säfularijation, über die Aufhebung einer Abtei und Umänderung 
verjelben in ein Bisthum unterhandeln können u. f. w.? Es 
war, mit einem Wort, die ganze Macenfchaft in fchärfiter 
Weiſe durchgenommen und deren Unftatthaftigfeit kundgegeben. 
Einlenfend ſchloß dann aber doch die Note mit der Erklärung: 
ed wolle der Heilige Vater, trog jener Unregelmäßigfeiten, aus 
Rüdfiht für die religiöjen Interefien der St. Galliſchen Katho- 
Iifen, die Einwilligung geben, daß die Abtei St. Gallen, nad 
dem Borgange der Erhebung der Abtei Fulda zu einem Bis- 
thum unter Papſt Benedift XTV., in ein Episfopat mit Regu— 
larsKapitel umgewandelt werde, doch vorbehältlic der Zuſtim— 
mung des Biſchofs von Konſtanz. Kardinal eich möge zur 
Unterhandlung mit den nöthigen Vollmachten verfehen werben. 
Dem im uni zu Bern weilenden St. Galliihen Gejandten 
Müller-Friedberg eröffnete Vial, daß gute Hoffnung für Ge: 

') Schreiben des Kardinal Feſch an Talleyrand, vom 5. Germinal, 


Jahr XII (26. März 1804). 
Baumgartner. Kanton St. Ballen. 11. 10 - 
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nehmigung des Konfordatd wegen des Bisthums vorhanden, 
Alles in die Hände des Kardinald Feſch gelegt ſei. Erfreut 
und gleihjam als wäre Alles bereitd im Neinen, erließ bie 
Regierung Dankſchreiben an den Kardinal Feb und an Vial, 
in welchen fie übrigens nicht ermangelte, auf die eigenthümlichen 
Berhältuiffe des Kantons St. Gallen, wo verfchiedene Reli- 
gionsparteien wohnen, aufmerffam zu machen; in ſolchem Lande 
nemlich fei es beſonders wichtig, daß die religiöjen Grundſätze 
liberal, vie liberalen Grundfäße religiös feien. ) Dem Schreiben 
mit dieſem Wortipiel an Vial feste die Regierung bei: „vie 
Kraft, die wir aus jener Harmonie jchöpfen werden, wird aber: 
mals unjerm erlauchten SProteftor und WVermittler gewidmet jein“. 
Diefer fervilen Schmeichelei folgte Enttäufhung. Anfangs ZYuli 
erhielt Müller⸗Friedberg aus der Hand des Landammanns 
v. Wattenwyl Kenntniß von dem Wortlaut der römifchen Note 
an Karbinal Feſch; laut ihrem Inhalt waren noch die größten 
Schwierigfeiten zu überwinden. Eilig machte fid der St. Galliſche 
Geſandte an die Arbeit zu deren. Ueberwindung und jammelte 
in St. Gallen das nöthige Material zur Widerlegung. So 
entftand eine Gegennote oder Denkſchrift der St. Galliichen 
Gelandtihaft an den Kardinal Feſch vom 15. Juli, die an 
diefen durch übliche diplomatische Vermittlung abgejendet wurde; 
was fih nicht unmittelbar nad Rom jchreiben ließ, darüber 
ſprach fih die Geſandtſchaft in nachträglicher Beleuchtung an die 
Regierung vom 16. Juli aus. Die Denkichrift an Feſch juchte 
vor Allem die kompetente Stellung der Regierung zu rechtfertigen: 
der Vorgang bei Abjchliegung der Konvention jei ein ganz 
regelmäßiger gewejen; habe der Präſident des Kleinen Rathes 
anfänglich aus ſich gehandelt, jo feien dur die nachfolgenden 
Solemnitäten alle Spuren einer bloßen Privatunterhandlung 
getilgt, indem die Regierung nachgehend den Entwurf genehmiget 
und mit Siegel und Unterfchriften habe ausftatten laffen, auch 


ı) Schreiben der Regierung an den Karbinal Feſch und an Dial, vom 
22. Juni, beide von Müller-Friebberg in Bern verfaßt, dann in St. Gal: 
len genehmiget und ausgefertiget, 
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von fih aus die nachherige Korrefpondenz zur Empfehlung der 
Konvention bei der franzöflihen Regierung ſowohl als bei 
Seiner Heiligkeit geführt habe; daß ter Bruder des Präfiventen 
für den einen Theil mitgewirft, fei einzig dem Umftand zuzu— 
ſchreiben, daß er als das geeignetfte Organ zur Verhandlung 
angejehen worben fe. Der Große Nath fei feineswegs um— 
gangen worden, denn ihm komme verfafjungsgemäß eine Das 
zwijchenfunft erft dann zu, wenn es fih um Genehmigung eines 
unterhandelten Vertrags handle. „Es wäre dem Reſpekt gegen 
den Heil. Stuhl und der Konftitution zuwider gewejen, wenn 
man vdenjelben (den Großen Rath) vor der päpftlihen Sanftion 
in Sade hätte eintreten laffen“. Seitens ver Kapitularen habe 
die große Mehrheit das Verkommniß genehmiget. Habe ver 
Abt jeine Zuftimmung verlagt, fo entjcheide dieß nicht; denn ber 
Abt habe gegen die gejegmäßigen Regierungen des Landes ftets 
ein aufrühreriiches Betragen gezeigt und könne ver öffentlichen 
Drdnung wegen nicht anerfannt werden (folgte das lange ſchon 
oft vorgetragene Sündenregifter des Abted); MWiederherftellung 
der Abtei ohne die vorgejchlagene Abänderung wäre Friedens: 
ftörung zwiichen beiden Religionsparteien und würde die Erhals 
tung der beftehenven politischen Ordnung gefährden. Solde 
MWiederherftellung jei aber auch wegen der Sculvenlaft des 
Stifts unmöglid; „nur die Erjparnifje ver Regierung fönnen 
die Trümmer jeines Vermögens noch retten”. Nach dieſen zum 
Theil jehr gewagten Behauptungen überging die Denkſchrift auf 
den Plan Conſalvi's, einfach die Abtei zum Bisthum zu er: 
heben, wie es in Fulda geſchehen. Die bloße Umwandlung ver 
geweſenen Abtei St. Gallen in ein Bisthum, wobei alles Uebrige 
im alten Stande bliebe, würde den Verhältniffen nicht entfprechen, 
und der Fall fei jehr verfchieden von demjenigen der Abtei Fulda; 
namentlich vürfe der alte Souverän (im Kanton St. Gallen) 
nicht dem neuen gegenüber geftellt werden. Und im Begleit- 
ichreiben zur Denkſchrift wurde gejagt: der Vorbehalt einer Ein- 
willigung des Biſchofs von Konftanz gehe nicht an, denn felbft 
ver „liberalfte Biſchof“ werbe jederzeit Einwendungen gegen die 
10* 


—— 


Zergliederung ſeines Kirchſprengels zu machen im Falle ſein. 
Der Fall ſei ein ganz außerordentlicher: alle (auswärtigen) Lan— 
desherren trachten die Bisthümer nach den Landesgrenzen zu be— 
ſchränken; unerachtet der großen perſönlichen Verdienſte des gegen— 
wärtigen Biſchofs (von Konſtanz) könne die Schweiz um ſo 
weniger Anſtand nehmen, ſolchem Beiſpiel zu folgen, „als der 
Biſchof aus einem unabhängigen Fürſten zum Penſionär eines 
ſo mächtigen Nachbarn geworden iſt, daß man jeden Einfluß 
deſſelben auf die helvetiſche Kirche ablehnen muß“. Dieſe Akten 
enthüllen ſehr wichtige Plane: Trennung von Konſtanz ſchon 
damals ſchweizeriſcherſeits beabſichtiget; feierliche Recuſation des 
Abtes Pancratius als Biſchof, weil die Regierung in ſeiner 
Perſon die gewünſchte Servilität nicht zu finden glaubte; Separat: 
abfindung mit dem Kapitel und dadurch Niederfchlagung der Frage 
der Wiederherftellung des Klofterd Et. Gallen als ſolches, end: 
lih Bereinigung aller Landestheile des Kantons in ein Bis— 
thum, ein Ergebniß ver Unterhanblung, weldes zugleich vie 
Negierung ded Verkehrs mit ver keineswegs im ihrem Gifte 
lenfjamen Gurie von Chur enthoben hätte. 

Kardinal Feld, von Talleyrand dringend aufgeforbert, das 
Anſuchen der St. Galliihen Regierung zu unterftügen, übermit- 
telte die Geſandtſchaftsnote vom 15. Juli dem Kardinal Con— 
falvi (18. Fructivor, 5. September). Aber Müller-Friedberg, 
Dial, Talleyrand, Bonaparte und Feſch zufammen waren ohn— 
mächtig gegenüber dem feften Willen des heil. Stuhles, ſich der 
Genehmigung einer Abfindung zu enthalten, deren nächfte 
Zwede wenigitend unlautere und den Forderungen ver Gerech— 
tigkeit nicht entſprechend waren. Der SKardinal-Staatsjefretär 
Gonfalvi antwortete im Namen des Papſtes und in fiegreicher 
Widerlegung auf die St. Galliihe Gejandtihaftsnote vom 
15. Juli: Wäre auch die Ermächtigung des weltlihen Unter: 
händlers für Abſchluß der Konvention dargethan (was aber auch 
jegt noch bejtritten werbe), jo ermangle eine folche gänzlich ſeitens 
der beiden Mönche; die vom Abt getrennten Mönche (und wären 
fie auch die größere Zahl geweſen), felbft nicht befugt zu ſolchem 
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Vorgehen, haben auch den zweien eine Vollmacht rechtlich nit 
geben können, ohne Gegenwart und Autorität ihres regelmäßigen 
Dbern; fie haben vielmehr durch ihr Vorgehen die heiligften 
Pflihten ihres Standes und das Gelübde des Gehorjams vers 
legt. Aus den Aften erhelle übrigens, daß jelbft die beiden 
unterhandelnden Mönche ihr Berfahren als Firchengejegwibrig 
eingeftehen und erfennen; Alles mit Mehrerem und ausführlich, 
zum Beweis, daß die Konvention ſchon durch ihren Urjprung 
als nichtig ſich darftelle und daher als nicht abgeſchloſſen ange- 
jehen werben müſſe. Behauptete Trennung vom Abt, Zerftreuung 
der Mönche indgefammt, das Verhalten des Abtes, die Gefin- 
nung der Regierung gegenüber demjelben, felbft die vorbehaltene 
Sanftion durch Se. Heiligfeit, all diejes falle bei jener rechtlichen 
Würdigung des Geſchehenen außer Betracht. Wie das formelle 
Verfahren, fo jei aber aud tie Sache, der Inhalt des Ber: 
fommnifjes, nicht geeignet, die päpftliche Genehmigung erhalten 
zu können. Auch die geſchehene Berufung auf die mit dem 
Nuntius und feinem Auditor ftattgefundene Verhandlung mache 
die Sadıe nicht beffer; — denn ver Papſt habe weder dem einen 
noch dem andern einige Gewalt gegeben, über die Zernichtung 
des Klofters St. Gallen ſich in eine Unterhandlung einzulaffen; 
was namentlich der Auditor dabei gethan, jei geſetzwidrig und 
ungültig. Weiter: mit den Grundſätzen der Gerechtigkeit und 
den kanoniſchen WVorfchriften unvereinbar wäre es, den Abt von 
St. Gallen ohne gerichtliche Form und ohne Urtheilsipruc feiner 
wohlerworbenen Rechte zu berauben. Auch dürfe der Papſt 
nit ohne dringendfte Gründe das Stift aufheben; die Berufung 
auf den Schuldenſtand aber fei nicht ftihhaltig; erlaube derſelbe 
doch noch die Errichtung eined Bisthums mit weltlihem Kas 
pitel, jo werde das vorhandene Vermögen noch weit cher für 
den Unterhalt des Abtes und eines Negularfapiteld genügen. 
Eben jo wenig würde ſich die Bewilligung des Geforberten mit 
dem befannten Einfcreiten des heil. Stuhles für die Erhaltung 
gefammter Klöfter der Schweiz vereinbaren laſſen; habe ver 
Papft ſolche Verwendung im Allgemeinen und für alle Klöſter 
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eintreten laſſen und fei er alfo Bürge und Garant für fie alle: 
wie fönnte nun der heil. Vater „zu der Aufhebung des aller: 
anfehnlichften Klofters in der Schweiz, zu ter Abtretung feiner 
Güter und zur gänzlichen Umftürzung der Flöfterlihen Ordnung 
dajelbft Hand bieten!” Zum Schluß übergehend, erklärte ver 
Kardinal-Staatsfefretär: daß bei allem guten Willen Sr. Hei: 
ligfeit, fih dem franzöfiihen Kaifer gefällig zu zeigen, Sie das 
Verfommniß, wie es vorliege, nicht gutheißen, aud nicht weiter 
gehen könne, als zu dem bereit Zugeftandenen: Erhebung des 
(wirflihen) Abtes zur biſchöflichen Würde bei unabänderlicher 
Beibehaltung der Regularität im Klofter St. Gallen, wie es 
ehemals mit dem Klofter Fulda geichehen, mit vorläufiger Ein» 
willigung des Biſchofs von Konftanz „und anderer Bijchöfe, die 
in den St. Galliihen Landen einiges Recht haben mögen“. In 
diefem Sinne verhieß Gonfalvi in nähere Unterhandlung mit 
Geh, dem Vertrauensmann aller Betheiligten, einzutreten. *) 
So war die Machenfchaft der „Statuta conventa* in Weſen 
und Form, und namentlich in ihren nächſten politiihen Zielen, 
vom heiligen Stuhl gänzlihb verworfen. Das wollte man in 
St. Gallen, gegenüber allen Verfiherungen der Vormünder und 
Patrone in Bern und Paris, nicht glauben; man fcheute fi 
daher nicht, längere Zeit jene Note, als fie, zuerft auf Umwegen, 
zur Kenntniß der Regierung gelangte, felbft in amtlichem Brief 
wecjel als unächt oder unterſchoben zu tariren. Um eben viele 
Zeit erhielt Müller-Friedberg eine andere ihm höchſt unwillkom— 
mene Kunde. Fürft Pancratius, der unverdroffen die ihm durch 
feine Gewifjenhaftigfeit vorgeftedten Ziele verfolgte, hatte am 
18. November durch den Fürftbifchof von Bafel, Franz Xaver 
Freiherrn v. Neveu, in der befcheidenen biſchöflichen Kapelle zu 
Dffenburg, wohin fib Pancratius von Ebringen aus begeben, 
die Abbatialbenediktion erhalten, gleichtwie ihm ein Jahr früher 
die päpftliche Betätigung feiner Abtswahl zugefommen.?) Diefe 

1) Mote des KarbinalsStaatdfefretärd Conſalvi an den franzöftichen 


Botichafter in Nom, Kardinal Feſch, vom 29. Dftober 1804. 
?) Aus dem Tagebuch des Fürften, vom 18. November, worin gefchrie- 
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Nahriht, mit der tem St. Galliihen Staatslenfer zugefoms 
menen Kunde, daß die mehrerwähnte Konvention verworfen jei, 
wedte in ihm die bitterften Bejorgniffe; „wäre tas Alles wahr, 
jo würde ih bald allein ftehen in der St. Gallifhen Regie: 
rung“ und wäre der Kanton den größten Gefahren preisgegeben; 
jo jchrieb jammernd Müller- Friedberg an Vial nad) Bern (8. Des 
zember). Und nochmals nahm er die Hülfe des Franzofen in 
Anſpruch, als Gerüchte von Unterhandlungen d'Affry's für ein 
ſchweizeriſches Bisthumskonkordat in den Zeitungen umliefen, 
welche nah der Meinung Müller-Friedberg's ungünftig für St. 
Gallen gewefen wären; er jchrieb deßhalb an Vial: zwei Dinge 
werden in St. Gallen nicht gehen, einerjeitd eine Einverleibung 
in das Bisthum Chur, amderjeits die Erhebung des Er-Abtes 
zum Biſchof mit damit verbundener. Wiederheritellung des Klo- 
fterd in feinem biöherigen Beitand. Im Verlaufe diefer Zeiten 
hatte fich der lebenslängliche Erfte Konjul Franfreihs in Folge 
Senatusfonfults am 18. Mai 1804 auf den durch ihn felbft 
errichteten Thron geſchwungen; der Republif war eine neue 
Monarbie gefolgt; Kaiſer Napoleon war in erhöhter Würde 
Selbftherricher Frankreichs, und nahm für jene annoch die firch- 
liche Weihe in Anſpruch. Papſt Pius VII. fügte fih und unter: 
nahm zur Krönung des Kaiſers die weite und bejchwerliche 
Wanderung aus Rom nah Paris, wo er am 28. November 
anfım. Bis hieher jogar gedachte nun die St. Galliihe Res 
gierung dem kirchlichen Oberhirten zu folgen, um von ihm bie 
Genehmigung der no immer nicht aufgegebenen Konvention zu 
erwirfen; fie wollte den Faden der Unterhandlung neuerdings 
aufnehmen und zu diefem Behuf eine perjönliche Aborbnung an 
den Heil. Vater nad Paris entjenden, falls eine foldhe dort ge: 
nehme Aufnahme finden fünnte. Dafür neuer Briefwechjel mit 
Vial, der die Erfüllung des Wunfches durch Talleyrand zu vers 
mitteln fuchte, aber nichts melden Fonnte, als die Thatſache der 
ben: „Die apoftolifchen Bullen wurden vorgelefen; ich leiftete den Eid, und 


fo gefchahen in allmeg die gewöhnlichen Geremonien, in Anwefenheit der 
vorgeſchriebenen Affiftenten.“ 
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eigenen Verwendung (Schreiben Bias vom 21. Dezember nad) 
St. Gallen). Dem Papſt folgte in vie franzöfiihe Hauptftadt, 
nebft andern hohen Würdeträgern der Kirche, der Fürſtbiſchof 
Karl Theodor von Konftanz An Diefen nun wendete fich bie 
St. Galliihe Regierung ebenfalls, um feine einflußreiche Unter: 
ftügung für ihr Projekt zu gewinnen; ste jchrieb am Schluß: 
ed wäre Allen erwünjct im Kanton St. Gallen, daß die obers 
birtlihe Gewalt nicht zwilchen mehreren Bijchöfen zerftüdelt 
bleibe; Chur könnte von ver italienischen Schweiz ber mit ber 
größten Schidlichkeit beftend entihädiget werden (14. Dezember). 
Und damit nichts verjäumt werbe, erließ die Regierung eine 
neue ausführliche Denfichrift an ven franzöſiſchen Geſandten zu 
Handen feiner Regierung und des Kardinals Feſch zumal. Diefe 
Schrift hob mit jchweren Klagen darüber an, daß dem Fürft- 
abten die Note Conſalvi's eingehändiget worden, noch bevor fie 
in St. Gallen befannt war, berichtete ven „Mißbrauch“, der 
damit in St. Gallifchen Landen getrieben worden fei, und bie 
daraus entitandenen Verlegenheiten, ) überging vanı zu einer 
bittern Karakteriftif jenes Fürftabtes und zur weitläufigen Wie: 
derholung aller der befannten Hergänge in Angelegenheiten des 
Klofters, in fehr ſcharfer, faft heftiger Darftelung, in ter dann 
namentlih noch die Hoffnung ausgelprocden ift, es werte ©e. 
Heiligkeit bewilligen, daß das ganze St. Galliiche Gebiet für: 
derhin nur einem und vemjelben Bisthum angehöre (18. Dez. 
1804). Die Note ift, was ihre körnige Abfafjung betrifft, ein 
diplomatiſches Meifterftüf, war aber doch unvermögend gegen: 
über der nicht minder gewandten als grundjäglicen Darſtellung 
ter ganzen Angelegenheit, wie fte in der Conſalvi'ſchen Note 
gegeben war. 

Die Verträge zwiſchen der Schweiz und Churbaden über 
die im Gebiete der erfteren gelegenen Befigungen des Hochftiftes 
und ded Domfapiteld von Konftanz führten zu einer Dotation 
der Kantone, deren Gebietötheile zu diefem Bisthum gehörten, 


) Wovon unten die Erzählung folgen wirb. 
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im Betrage von 300,000 Gl., beitimmt zur Dedung ihrer Diös 
zefanbebürfniffe (6. Februar 1804). Eine allfällige Trennung 
vom Bisthum Konftanz war fchon damald in Ausſicht genom- 
men. St. Gallen erhielt von den ehemaligen Befigungen des 
Bisthums im MWerthanfchlage von 11,300 Gl., für welde 
Summe es zu Gunften jenes jchweizeriihen Bisthumsfonds haft- 
bar wurde. 


Fünfter Mbfchnitt. 


Des Fürflen neues Schreiben an die Regierung für die Erhaltung bes 
Stiftes und Rüderftattung des Vermögens. Außerordentliche Großrathe: 
ſeſſion; aucd jenes Schreiben dem Großen Rath vorenthalten. Der Kapi— 
tularen Widerruf bezüglih des Konventiondentwurfes. Die Bittfchriften 
der Geiftlichfeit und der Laien an den Heiligen Vater um Wiederherftellung 
des Stiftes. Inquiſitoriſches Einfchreiten gegen die Unterzeichner. Preflas 
mation der Regierung; ded Fürften mittelbare Antwort auf diefelbe. Depor: 
tation zweier Kapitularen. Der Strafprozeß gegen bie Kantonsräthe; moras 
lifche Niederlage der Regierung. Der Papft in Paris; feine Verwendungen 
dafelbft für das Stift. Gegenpolitit des franzöſiſchen Geſandten in Bern. 
Die Regierung befchließt die Aufhebung des Stiftes; ein Großratheviertheil 
genehmiget fie und verfügt über das Stiftsvermögen. 
(Bom Sommer 1804 bis Frühjahr 1805.) 


Der Fürft und die Freunde der Wiederherftellung des Klo— 
fterd in St. Gallen hatten dem Gang der Ereigniffe nicht gleich- 
gültig zugeſehen. Jener war im Briefwechjel mit dem Kardinal 
Staatöfefretär, Außerte fi zwar günftig für die Umwandlung 
des Stiftes in ein Bisthum mit regularem Kapitel, Alles aber 
unter Beding und Borausfegung, daß Flöfterlibe Zucht und 
Ordnung gefichert bleiben, und erhielt dafür Billigung und Bei- 
fall feitens des Papftesd. Aus diefer Handlungsweije des Fürften 
ergibt fich ein neuer Beweis, taß Pancratius, wenn er nur im 
Stande gewejen wäre, ten Fortbeftand des Stiftes nad fird- 
lien Vorfchriften zu fihern, ver weltliben Herrſchaft bereits 
willig entjagt hätte. Ausgezeichnete Stimmung herrſchte gleich» 
falls in der Geiftlichfeit; die überwiegente Mehrbeit derſelben 
war einverftanden mit Gründung des Bisthums und Erhebung 
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des Fürften auf den bifchöflihen Stuhl; „feiner feined Gleichen 
wäre zu finden“, fo fchrieb der Defan Joh. Nep. Brägger, 
Pfarrer in Kirchberg, einer der eifrigften Freunde des Stiftes.) 
Mit der Kundgebung der Anfihten des Heil. Vaters und feines 
Staatsfefretärd änderte fich auch wejentlih das Berhalten des 
Nuntius; war er Anfangs des Jahres, in Folge Ueberraihung, 
der Konvention günftig gewelen, fo hatte er fih hinwieder jeit- 
her von derſelben abgewentet; darum die falte und ausmeichende 
Erklärung betreffend die Tragweite jeiner Note vom 27. Juni; 
darum jeine Ermunterung an die Geiftlichfeit von St. Gallen 
zum Kampfe für die Erhaltung kirchlicher Rechte. 2) Dieſe Geift- 
lichfeit war gut unterrichtet, wie e8 in Rom ftehe, und Brägger 
fonnte mit vollem Grund an P. Thomas jchreiben: „Kardinal 
Gonfalvi fteht für das Klofter”.?) Genannter Dekan wußte im 
Meitern, daß der Fürft die Würde oder Bürde eined Biſchofes 
nicht ablehnen würde, falls nur zuvor die Konvention al& nichtig 
erflärt werde. Im dieſem Geift arbeitete Brägger für die Wie: 
derherftellung ver Flöfterlihen Korporation und für wiederholte 
Zurüdforderung ihres Vermögens nad Maßgabe und auf Grund 
der Mebdiationsafte. Er zählte dabei auf die hochgeftellten Laien, 
in erfter Linie auf den Regierungsrat Dominif Gmür; dieſer 
„Mann ift unerfhroden und beredt; er hat gewiß große Unter: 
ftügung zu erwarten; Dudli und Andere werben fih an ihn ans 
ſchließen;“) ver Finanzen des Klofters halber möge man ruhig 
fein; dem Ergebniß feiner Erfundigungen zufolge werde das 
Vermögen im ungünftigften Fall für den Unterhalt einer anfehn- 
lihen Zahl Religiofen genügen. In feinem lobenswerthen Eifer 
ging Brägger noch weiter; er jendete im Cinverftändniß mit 
mehreren Kantonsräthen jeinen Kaplan nach Ebringen ab, ließ 
durch denjelben den Fürften dringend bitten, entweder jelbit in 


*) Brief Brägger’d an P. Thomas Brändle, vom 18, Juli 1804. 

2) So in einem Brief an Brägger vom 10. Juli 1804. Akten im 
Kantondardiv. 

) Brief Brägger’s an P. Thomas, vom 9. Auguft. 

*) Schreiben des Defand Brägger an P. Thomas vom 16. Auguft. 
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das Land zurüdzufommen oder tod ſchriftlich und neuerdings 
die Rüderftattung des Kloftervermögens zu verlangen. Pancra— 
tius entichloß fich zu letzterem. Nicht abgeichredt durch den Um: 
ftand, daß der Kleine Ratb feine erfte Eingabe vom 19. Juni 
1803 ganz und gar unbeantwortet gelaffen und ver Berathung 
des Großen Rathes entrüdt hatte, ſchrieb er der Regierung 
neuerdings. Sein Begehren zielte auf Rüderftattung der Güter 
und Gewährung ehrenvollen Fortbeitandes des Stiftes St. Gallen. 
Zur Begründung dieſes Begehrens erinnerte er umftändlih an 
die Verdienſte des Stifted um Seelforge und Unterricht, und 
wie es überhin die meiften Regierungsfoften aus tem eigenen 
(Stifts-) Vermögen beftritten, darum auch feinenfall® die ihm 
„von einigen undanfbaren Menſchen“ zugedachten Schickſale ver: 
dient habe. Oder fol ed um der Schulten willen untertrüdt 
werben, die ed zum Beften des Landes und feiner Hungernden 
in Zeiten der Noth gemacht hat? So fragte er in beredter 
Meile. Eben jo wenig, fährt das Schreiben fort, fünne in der 
bewußten Unterhandlung ein Hinderniß der Wiederberftellung 
liegen; ein an den Heil. Vater erlaffenes und mit einer illegalen 
Konvention begleiteted Schreiben, auf welches feit fünf Monaten 
noch Feine Antwort erfolgt fei, verdiene nach feinem (des Fürften) 
Erachten den Namen einer Unterhandlung nicht; ohnehin wiſſe 
er, daß das ganze Unternehmen dem Heil. Vater ſehr mißfällig 
war, und gute Gründe berechtigen ihn zur Hoffnung, daß es die 
Genehmigung Sr. Heiligkeit nie erhalten werde (5. September). 

Unterbefjen waren die weltliben Freunde des Stifts, die 
fatholiihen Kantonsräthe zumal, mit Aufmerffamfeit den Ver: 
handlungen ver Taglagung gefolgt, ſoweit ſolche zu ihrer Kunte 
fommen fonnten. Einen Zwed hatte die Regierung erreicht, 
eine bejondere Berathung ver Stift St. Galliichen Angelegenheit 
in der Tagſatzung fern zu halten. Aber zu Haufe jah ed anders 
aus; die Stimmgebung des Geſandten, wie fie durch die „Neue 
St. Galliihe Zeitung” befannt geworden, erregte das allge: 
meine Mißfallen der Katholifen; fie waren fi bewußt, taß fie 
die große Mehrbeit im Kanton ausmachen; daß die Katholifen, 
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namentlich jene der alten Landſchaft, tes Rheinthals und des 
Toggenburgs, ſeit 1798 ganz angelegentlih die beharrlichite 
Verwendung für die Klöfter, insbefondere für das Stift St. 
Gallen, ausgeſprochen hatten, und konnten nicht gleichgültig hin— 
nehmen, daß, ohne befondere Ermächtigung jeitend des Großen 
Rathes, die oben erzählte gegnerische Stellung feitend des Ge- 
jandten eingenommen worden jei, am wenigften das Votum 
billigen, daß die Güter aufgehobener Klöfter gleihmäßig für 
beide Religionstheile verwendet werden follen.*) Gejpannt ers 
warteten fie die Berichterftattung der Gefandtichaft im Großen 
Rath, ver auf den 10. September einberufen war und von deſſen 
Beichlüffen bereits Einiges gemeldet worden. Sie hofften Ges 
legenheit, ihre eigenen Anfichten und Wünfche für das Stift zur 
Geltung bringen zu können, und gedachten ſolche mit Ernft zu 
ergreifen und zu benugen. Vom Schreiben ded Fürften an die 
Regierung hatten fie ſchleunigſt volle Abjchrift erhalten, um 
ſolches nad Kräften unterftügen zu fönnen. Sie, und bie 
Geiſtlichkeit, traten gleichzeitig auf. Die Geiftlichfeit verlangte 
Borlage ihrer früheren Eingabe für Wiedereinfegung des Stiftes, 
namentlich in feine geiftlihen Rechte, mit bejonderem Bezug auf 
nöthige Separation in Angelegenheiten der Kirche (Kollaturen) 
und Erziehungsfachen. Die Kantonsräthe beriethen ſich an einer 
Vorverfammlung für den anzuhebenvden Kampf, mußten aber bei 
diefem Anlaß die unwillfommene Wahrnehmung maden, daß 
ber Regierungsrath Dominif Gmür ſich von ihnen abgewenbet. 
Der Kleine Rath jprab über das Schreiben des Fürften Vers 
tagung aus (11. September) und theilte dafjelbe dem Großen 
Rathe fo wenig mit, ald die jchriftlihen Anträge des Fürften 
vom vorigen Jahr; in gleicher Weiſe verfuhr er mit der Eins 
gabe der Geiftlichfei. Dagegen erftattete die Geſandtſchaft am 
eben genannten Tag, „in geheimer Sitzung“ dem Großen Rath 
ihren Bericht über die Tagfagungsverhandlungen; dabei wurde 
über Klofterweien und Bisthumsſachen „joviel als nichts” vor: 


) „Rene St. Gallifche Zeitung“, von 28. Juli 1804. 
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getragen. t) Bitter getäufcht in allen ihren Erwartungen, wollten 
fich vie Fatholiihen Kantonsräthe nun mittelſt Motionen behelfen. 
Schaffhauſer namentlih wollte eine folhe am Schluß der Sejfton 
anbringen. Reutti aber, der Präftvent, jelbft die reglementarijche 
Schlußanfrage willfürlih unterlaffend, verweigerte das Wort, 
brach ab und hob die Sigung auf. Schaffhaufer ſprach aber 
doch noch ernft und bündig, insbejondere für die Begehren des 
Fürften und der Geiftlichfeit, dad Verfahren der Geſandtſchaft 
tadelnd. Die Gegner fielen rafch über ihn her. Kontonsrath 
Müller von St. Georgen rief: „man verwendet fib um die 
Herftellung des Klofterd nur deßwegen, um dem Fürften und 
dem Stift einen Weg zu bahnen, nad und nach ihre herricaft- 
lihen Rechte wieder an ſich ziehen zu können“. Müller-F$riet- 
berg jeinerjeitd rügte den Vortrag Schaffhauſer's als ordnungs⸗ 
widrig, vertheidigte fi mit den Befugfamen der Regierung und 
verließ tann den Saal; die Proteftanten, theilnahmlos, thaten 
ein Gleiches. Der tumultuariiche Auftritt endete mit Vorwürfen 
der opponirenden Katholifen gegen den Großrathöpräfidenten 
Reutti (13. September). 2) Nachdem joldhermaßen der Vorftand 
des Stiftes, die Geiftlichkeit und die Laien-Oppofition aus dem 
Felde geichlagen waren, gab die Regierung dem Wolfe gejchraubte 
Nachricht von den Tagjapungsverhandlungen über erwähnte 
Gegenftände, in weldhem Bericht die mißfällige Stimmgebung 
des Gejandten durch die Erklärung zu rechtfertigen gefucht wird: 
derjelbe habe weder für eine beiden SKonfeffionen gemeinfame, 
no für eine ausfchließliche Verwendung der Güter zu Gunften 
der Katholiken, geftimmt, jondern überhaupt gegen alles Ein- 
treten in biefe und andere Fragen fich erklärt.) Durch dieſe 


') Falk: „Beitrag zu der Gefchichte der Auflöfung u. j. w.“ 

?) Falf, a. a. O. — Brief des Defans Brägger an den Fürften, vom 
24. September. 

’) Kantondblatt, Bd. IV. ©. 159 bis 162. Das was bier zu leſen, 
ift offenbar ein Auszug, vielleicht wörtliche Abfchrift der gefandtfchaftlichen 
Relation. Mie unbefriedigend diefe Berichterftattung erfchienen fein mußte, 
erhellt aus einem fpäteren Borfalle vom Mai 1805. Als dannzumal der 
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Veröffentlihung follte die Meinung nun allgemein verbreitet 
werden, daß das Stift St. Gallen von den zu Gunften der 
Klöfter geihehenen Schritten des heil. Stuhles ausgeſchloſſen 
fei, jede Verwendung zu deſſen Wiederherftellung nicht nur frucht- 
108, ſondern ſelbſt ald eine verwegene Handlung gegen die 
Landesregierung anzujehen wäre. ') Der Zujammenhang vieler 
Ereigniffe, namentlich die wegwerfende Behandlung des Großen 
Rathes ſeitens der Regierung und ihrer Häupter, enthüllte, daß 
diefe eine offene und volftändige Darlegung des Standes der 
Sadıen, unter Mittheilung der Akten, und eine baherige eins 
läßlihe Verhandlung gegenüber den den katholiſchen Rechten und 
Intereſſen treu gebliebenen katholiſchen Mitgliedern des Großen 
Rathes, nicht wagten. R 
Der Großrathsſeſſion folgte allgemeine Erbitterung auf dem 
Fuße; erbittert waren die Vertheidiger der katholiſchen Rechte im 
Großen Rathe, weil mit Phraſen abgefertiget, und weil ihnen 
in Mißachtung ihrer amtlihen Stellung felbft das republifaniiche 
Wort über die ganze Angelegenheit abgejchnitten worden war; 
mißftimmt war die Geiftlichfeit, der man das Gehör ebenfalls 
verweigert hatte; mißtrauijcher denn je die große Mehrheit des 
katholiſchen Volkes, welches nicht zu fallen und nicht zu glauben 
vermochte, daß der Heil. Vater, wie im Kantonsblatt verfündet 
worden war, das Klofter St. Gallen in den durch den Nuntius 
an die Tagfagung geftellten Begehren nicht habe einbegreifen 
wollen. Bei ſolchen mehrjeitig dem Stifte günftigen Geſinnungen 
und da feitend des Kleinen Rathes nicht das geringfte Entgegens 
fommen mehr erwartet wurde, zumal auch die auf den Regie— 
rungsrath Gmür gefegten Hoffnungen zu Wafler geworden, er 


Entwurf zu einer Inftruftion für die Gefandtichaft zur Tagfagung von ber - 
großräthlichen Kommiſſion berathen wurde, warb der regierungsräthliche Res 
ferent, Müller: Friedberg, um nachträgliche Auskunft über die Verhandlungen 
vom Jahr 1804 angegangen. Um fo berechtigter find Scaffhaufer und 
feine Gefinnungsgenofjen geweſen, folche genaue Berichterftattung ſchon im 
Herbft 1804 zu fordern (Akten im Kantonsarchiv). 

) Falk: Beitrag u. |. w. 
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ftatteten Defan Brägger und P. Beda Gallus Beriht an den 
Fürften mit Anfrage, was in feinen Wünſchen liege; dieſer gab 
den Beſcheid: es ſei ſeitens der Kapitularen der Beitritt zur 
Konvention zu widerrufen und joldes jowohl dem Heil. Vater, 
als ihm, dem Kloftervorftand, fchriftlich zu eröffnen. ‘) Bald 
nachher gingen dem Fürften auch Berichte feitend des Kardinals 
Conſalvi ein mit Abfchriften von deſſen Note an Feſch und des 
veranlaſſenden „Memorials“ von MüllersFriedberg. 2) Pancra- 
tius ermangelte nicht, dieſes Memorial (die St. Galliihe Ge- 
ſandtſchaftsnote vom 15. Juli) einer einläßlihen Widerlegung 
zu unterftelen und jolche fofort nad Rom zu befördern. Sn 
dieſem Aftenftüd gab er dem Karbinal Conſalvi nähere Kennt: 
niß von der Zufammenjegung des Großen Rathes und wie folder 
aus Schuld der Regierung unvolftändig geblieben; über die Ver: 
hältniffe zwiſchen Katholifen und Neformirten in demfelben; über 
deren Stimmung. ?) Um eben diejfe Zeit jendete er die Note 
Conſalvi's vom 29. Dftober und andere Papiere an Dekan 
Brägger (24. November). Bereitd war allgemeine Bewegung 
unter Geiftlihen und Weltliben; an einer Zufammenfunft meh— 
rerer Rapitularen zu NeusRavendburg, Mitte Novembers, ver: 
ftändigten fich dieſe zur Einleitung des bewußten Widerrufes. 
Die Weltgeiftlichfeit und die Laien aus dem Großen Rath ver- 
einigten ſich zum Erlaffe von Bittichriften an den Heil. Vater 
um MWiederherftellung des Stiftes. Jene Laien jchrieben dem 
Papſt (5. Dezember): mit beflemmtem Herzen ſehe das fatho- 
liſche Wolf der alten Landihaft St. Gallen, von Toggenburg 
und Nheinthal, daß das Stift St. Gallen allein der mebia- 


) Tagebud des Fürften, vom 7. Dftober. Solchen Widerruf hatte 
P. Thomas Brändle ſchon im Frühjahr 1804 betrieben, „damit der für bie 
Katholizität äußerſt verderbliche Plan der philofophifchen Regierung zernich— 
tet werde”. (Sein Brief vom 26. März.) 

?) „Welches Leptere voller Lügen ift“. Ausſpruch des Fürſten im 
Tagebuch vom 20. November. 

2) Mote des Fürften an den Karbinal Gonfalvi, vom 6. Dezember 
1804. Darin heißt ed: „Isti (die Reformirten) non fovent monasterio, ut 
etiam nonnulli catholici, pejores acatholieis.“ 
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tionsmäßigen Wohlthat der Wiederherftellung folle beraubt werben, 
da die aus Katholifen und Proteftanten beftellte Regierung auf 
alle Weiſe diefelbe zu bintertreiben fuche; daher richten fie im 
Namen diejes Fatholifchen Volkes, deſſen Stellvertreter fie jeien, 
die inftändige Bitte an den Heil. Vater, den fränkiſchen Kaiſer 
dahin zu vermögen, daß auch dieſes Klofter mit deſſen Fanonifch 
erwähltem Abt, glei andern in der Schweiz, in jein Eigenthum 
eingejegt und dann auch in feiner ehemaligen geiftliben Juris— 
biftion für das genannte Volf beftätiget werde; fern ſei es von 
ihnen, hiedurch auf eine ehemalige politifche Gewalt abzielen zu 
wollen. Folgte das Lob des Klofterd und feiner Verdienfte um 
das Land; dann wörtlih: „Verlieren wir aber dieſes Stlofter, 
jo müfjen wir mit Furcht an die Zufunft und Gefahr ver hei- 
ligen Religion venfen; PBroteftanten und Katholifen vermifcht 
beforgen die Erziehung der Jugend, den Unterricht der Geift- 
lien, die Beftelung ver Seelforger, und die Güter des Klofters 
werben in die Hände der Proteftanten übergehen; wo bie Zahl 
der Katholifen Fein war, werben fie hinausgebrängt; wo bie 
Gemeinden pur fatholifh waren, werden vie Proteftanten mit 
Anfauf der Kloftergüter Plag gewinnen. So verwirrt ed in 
diefen Revolutionszeiten herging, und wenn auch jowohl das 
fatholiihe ald das proteftantifhe Volk eine demofratiiche Regier 
rung einzuführen fuchte, jo wurde dennod das Klofter mit feinem 
Eigenthum und geiftlicher Gerichtsbarkeit von dem katholiſchen 
Volk in öffentlihen allgemeinen Verſammlungen unverlegt vor: 
behalten, 1) weil das Religion liebende Volk immer einſah, daß 
mit der Aufhebung der Klöfter der Verfall der Katholifen und 
der Vortheil des Proteftantismus unvermeidlih wären; dieſes 
it auch (jegt) noch die unveränderte Gefinnung des Volkes“. 
Hierauf ein rührendes Schlußwort um Gewährung der geftellten 
Bitte, die Feine andere Abjicht habe, ald die „Förderung ihres 
und ihrer Kinder ewiges Heil“. ?) Verfaſſer der lateinijchen 


) Anfpielung auf die Landsgemeinden von 1798 und 1802. 
2) Wir benußten die Kopien bed deutſchen Urtertes im Kantone: 
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Ausfertigung war Fiskal Germann. Unterzeichner waren: neun 
Toggenburger Kantonsräthe: Bürgi, Grob aus Gonzenbach, 
Brägger in Hemberg, Grob von Mosnang, Wallifer daſelbſt, 
Schlumpf in Neu-St. Johann, Altamtmann Falk in St. Peter: 
zell, Appellationsgerichtöpräftdent Dudli von Schwarzenbach, 
Stäuble von Kirchberg; vier Kantondräthe von Wyl: Apella- 
tionsrichter Müller, Grübler, Altichultheiß Joſeph Nikolaus Sais 
fer und Georg Panfraz Sailer; neben ihnen aus der alten 
Landihaft: Apellationsrichter Schaffbaufer und 3. J. Lanter in 
Karrersholz; aus dem Rheinthal: Joh. Joſ. Sonderegger von 
Altſtätten. Diejen ſechszehn Kantonsräthen gejellten fich zwei 
andere Bürger bei: Altlandfchreiber Germann von Lichtenfteig 
und der ehemalige Kronenwirth Hongler in Berned. Am meiften 
Eifer hatten vie Toggenburger bewiejen. ) Bürgi verjah bie 
Bittfchrift mit einem von ihm allein, für fib und Namens feis 
ner Genoffen unterzeichneten Begleitjchreiben an ten Kardinal 
Borgia, Präfeften der Kongregation de propaganda fide, ver 
ven Papſt nah Paris zu begleiten hatte, aber auf dem Wege 
dahin in Lyon starb. Auch alles Uebrige ging nad Wunſch 
und Abrede. Von den Kapitularen unterzeichneten einunddreißig 
das Widerrufsichreiben an den Papſt; ſechsundzwanzig derjelben 
das zu gleihem Zwed an den Fürften ſelbſt erlaſſene Schreiben. 
Namens der Weltgeiftlichfeit und ihrer beiden Kapitel erließen 
die Defane Brägger und Scertler das verabredete Bittjchreiben 
an den Heiligen Vater um Wieberherftellung des Stiftes, nebſt 
nöthigem Gmpfehlungsichreiben an Borgia. Die Thurgauer 
Seiftlichkeit unterftügte das Geſuch auch mit eigener Bittjchrift. 


archiv, und in Falk's: Beitrag zur Gefchichte der Nuflöfung des Stiftes 
St. Gallen. 

1) Brief des P. Thomas, wahrfcheinlih an P. Konrad (im Kantone: 
archiv): „Im Toggenburg wird die Sache (die Unterzeichnung) weit weniger 
Schwierigfeiten finden, weil bier Geiftliche und MWeltliche weit beffer eleftri: 
firt find, als in Ihrer pfeudosphilofopbifchen Atmofphärt.“ Es wird St. 
Gallen und Umgebung gemeint fein. Der gleiche P. Thomas nannte Dubli, 
Brägger und Bürgi die drei Tellen des Toggenburgs (Brief an den Fürften 
vom 25. Dftober). 


Baumgartner. Kanton St, Ballen. I, 11 
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Am 17. Dezember empfing der Fürft, ftetd in Ebringen weis 
lend, dieſe verfchievenen Papiere, inbegriffen die Bittichrift ver 
achtzehn Laien und Bürgi's Begleitichreiben an Borgia; drei 
Tage nachher übermittelte er biejelben, zur Abgabe an die hohen 
Adrefjaten, feinem Agenten, Rittmeifter v. Müller in Paris, 
wo ſich gleichzeitig, zur Unterftügung ber Zwede des Fürften, 
deſſen Bruder Karl Borfter befand. Beigefügt war auch vie 
Urfunde, durch welche jehsundvierzig Konventualen, der Konven— 
tion vorangehend, im Dftober 1803 fid für Beharren im Klo: 
fterleben ausgeiproden hatten. ') Don Allem jendete der Fürft 
Abichriften an den Kardinal Eonfalvi. 2) Seine Thätigfeit war 
wieder einmal, wie gewohnt im entjcheidenden Tagen, eine ganz 
außerorventlide. Doc unterließ er die von feinem Agenten in 
Paris empfohlene Reife nach diefer Hauptftadt, theild aus Be: 
venfen, eine ſolche ohne vorherige Zuftimmung dortiger Regie: 
rung zu unternehmen, theild aus Mangel an Geldmitteln. 

So Vieles zu Stande zu bringen, hatte es thätiger Män— 
ner auf St. Galliihem Boden bedurft. Es waren dieß P. Maus 
rus Ehriften aus Urfern, Kapitular von St. Gallen und Pfarrer 
in Wyl, P. Konrad und der Dekan Brägger in Kirchberg. 
P. Maurus bejaß, wie dieſe beiden andern, das volle Zutrauen 
des Fürften. In Anſpruch genommen von diefen hatte P. Maus 
rus bei Brägger in Kirchberg eine Zufammenfunft mit P. Tho- 
mas Brändle, dem Pfarrer in Lichtenfteig, gehalten (4. Dezem— 
ber). Hier wurde der Stand der Angelegenheit beiprochen, ges 
meinfam Kenntniß genommen vom päpftlihen Entjcheid vom 
29. Dftober und von jener ihm vorangegangenen St. Gallijchen 
Gefandtihaftsnote vom 15. Juli. Es handelte fi darum, die: 
fen Aktenſtücken weitere Verbreitung zu geben, daher deren Ueber: 
jegung in's Deutfche bejorgt wurde, dann um raſche Unterzeich- 
nung der bewußten Bittfchriften, namentlich jener der Kapitu— 


+) Falk (Beitrag zur Gefchichte der Auflöfung des Stiftes) nennt die 
46 Unterzeichner. Unter Denjenigen, die nicht unterzeichnet Hatten, find bie 
befannten jüngeren Opponenten zu finden, auch P. Ildefons von Xrr. 

2) Tagebuch des Fürften vom 17. und 20. Dezember 1804. 
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laren, die übrigens bereits im November begonnen hatte. P. Kon» 
rad, fonft in Neu-⸗St. Johann weilend, hatte dieſe Verrichtung 
übernommen und ſich zu dieſem Ende nah St. Gallen, ale 
beffer gelegenem Drt feiner Wirffamfeit, begeben. Zur Förde 
rung ded Ganzen berief ihn P. Thomas, nad jener Zufammen- 
funft in Kirchberg, zu fich nach Lichtenfteig; die Unterzeichnung 
wurde raſch und in aller Stille zu Ende geführt, wonach bie 
Papiere, wie erzählt worden, unbehinvert in die Hänte des 
Fürften gelangten. So umfichtig auch P. Konrad ſich benom: 
men, jo erhielt Müller-Srievberg, damals Präſident des Kleinen 
Rathes, gleibwohl Kunde von den. Vorgängen ; einer der Ver: 
trauten jenes Kapitularen war nemlich unvertrant und hatte ges 
ſchwatzt. ) Auf höheren Befehl wurde P. Konrad am 11. De- 
jember durch einen Landjäger verhaftet.) Alsbald befchied der 
Regierungspräftdent den Gefangenen vor fi, ftellte ihn, in An- 
wefenheit des WBizepräfidenten Zollifofer und des Kanzleidireftors 
zur Rebe; jo wurde, „mit vieler Mühe, durch Entdedung eines 
Billets aus dem Tafchenbuch des bemerften Pater in Erfah: 
rung gebracht”, daß diefer ein Paket Schriften nah Rorſchach 
und weiter befördert, vdeßgleichen auch jene Kopie des Conſal— 
vi'ſchen Schreibens bei fih gehabt habe. Hierauf ließ ihn der 
Präfident „im Klofter” in Berwahr jegen, bewachen, auch feine 
Schriften unter Siegel legen. Der Kanzleidireftor wurde num 
augenblidiih nah Rorſchach geihidt, um die Schriften noch zu 
erhaſchen; allein das Paket war ſchon über den See nad Waj- 
jerburg befördert. Sofort wurden zu weitern Einvernahmen 
die Regierungsräthe Zollifofer und Neutti ald Kommiſſäre be- 
ftellt, Appellationsrichter Büeler nad Ravensburg abgeordnet, 


1) P. Thomas erzählt in feinen Erlebniffen vom Dezember 1804 bis 
Anfangs Februar 1805, betitelt: „Narratio historica rerum mecum gesta- 
rum etec.“, von P. Konrad: „impedire tamen haud potuit, quin a quo- 
dam consodalium ea de re apud Regimen denuntiatus fuerit.“ Diefe 
„Narratio“ liegt in Falk's hinterlaffenen Papieren und wurde von P. Tho: 
mag zu feiner Rechtfertigung an den Nuntius geſendet. 

?) Schreiben des P. Nemilian an den Fürften; vom Dezember. 

11° 
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um wo möglich durch Vermittlung der dortigen Behörden das 
Schriftenpafet zu erhalten ober doch deſſen Beichlagnahme zu 
erwirfen (12. Dezember). Büeler fam unverrichteter Dinge 
wurüd. Oben genannte Kommiflarien nahmen mit P. Konrad 
am 14. Dezember das erfte Verhör auf. Einvernommen über 
ven Inhalt der bewußten Papiere, antwortete er: das Schreiben 
der Kapitularen an den Papſt enthalte nichts anderes, als die 
Erzählung der geſchichtlichen Vorgänge mit Zurüdnahme der 
früheren Zuftimmung zur Konvention; der Erlaß an den Fürften 
eine Entihuldigung für jene nun widerrufene Handlung, mit 
der Erklärung, daß fie, die Kapitularen, den Abt freiwillig 
nicht verlafjen wollen, fondern ihn immer noch als ihr Ober: 
haupt anerfennen, nebſt Danfjagung für feine Verwendung zum 
Zwede ver Miederherftellung des Klofters. Don P. Ildefons 
von Arr gab er an, es habe diefer fih erflärt, daß er (ven 
MWiderruf nah Rom) nicht unterfchreiben werte. Bon den 
übrigen Bittichriften und Briefen eröffnete er, was jchon oben 
Thatlüchlihes davon erzählt worden. Mit größter Haft meldete 
inzwiſchen im Auftrage der Regierung der Präſident dem franz 
zöftichen Geſandten Vial die Verhaftung P. Konrad’ und da— 
herige Beranlaffung, und klagte anläßlich bitter, daß die Con— 
ſalvi'ſche Note jhon in der Hand des Fürften gewefen, bevor 
fie nur in Paris angelangt fein mochte; jchärfere Beichwerten 
über den Abt denn je wurden beigefügt. Gleichen Tages machte 
Müller» Friedberg dieſelbe Anzeige an Dalberg nab Paris 
(14. Dezember). In den folgenden Tagen wurden Beſchlüſſe 
der Regierung gefaßt zum Einfchreiten gegen Defan Brägger, ven 
P. Maurus in Wyl und den Pfarrer P. Thomas in Lichtenfteig. 
Büeler, als Unterſuchungskommiſſär nah Wyl und Kirchberg 
beitellt, lehnte ab wegen Bedenkens, daß er feiner Zeit als 
Richter möchte au&geftellt werden. Für ihn wurden nun Haus— 
knecht in Et. Gallen und Müller von St. Georgen berufen. 
Zur Einvernahme des P. Thomas wurde der WVollziehungs- 
beamte Steger in Lichtenfteig beauftragt; mit der Einvernahme 
des Appellationsgerichtöpräftvdenten Dudli der Regierungspräfis 
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dent betraut.) Der Rath befahl „das äußerſte Stillſchweigen 
über die Meinungen eines jeden Mitgliet8 der Regierung”. 
Am 16. Dezember nah 10 Uhr Nachts verfügte fib Steger 
mit zwei andern proteftantiichen Beamteten zu dem Pfarrer 
P. Thomas, übte fein Amt, aber ftieß bier auf einen Mann, 
der fich feiner Rechte bewußt war und fie mit jeltener Entjdie: 
benheit vertheitigte; er proteftirte gegen das ganz außerorbents 
lihe Verfahren, außerordentlich in Bezug auf die Zeit und die 
handelnden Perſonen; ?) es zieme ſich nicht, jagte er, daß Afatho- 
lifen den Fatholiihen Pfarrer über Gegenftände feines freien 
Verkehrs mit dem Oberhaupte der katholiſchen Kirche zur Ber: 
antwortung ziehen; er erklärte, daß er fofort von dieſem Er- 
eigniß den fatholiichen Kantonsräthen und dem Dekan Kenntniß 
geben werte, gab dann zwar einige jüchliche Beſcheide, verwei- 
gerte aber beharrlich irgenvwelcde Angaben über die Perjonen, 
welche ſich irgendwie bei ter Angelegenheit mitbetheiligt hätten. 
Ohne Widerrede aber ließ er fi die Befteglung feiner Papiere 
gefallen. Das zweiftündige Verhör war erft nah Mitternacht 
geihloffen. 3) Am folgenden Tage großes Aufjehen und Gerede 
in Lichtenfteig. Kaum war der Kleine Rath) im Beſitz dee 
Berhörs, beichloß er die Haftnahme und Einlieferung des Pfar- 
rers P. Thomas nad St. Gallen, in Begleitung eined (pro- 
teftantiichen) Kanzliften, der zu diefem Behuf nach Lichtenfleig 
entjendet wurde. Es gejchah ſolches aus dem in das Protofoll 
eingetragenen Grund: „taß man die unzweidentigften Beweife 
in Handen habe, daß er (P. Thomas) ſchon über Jahr und 
Tag an aufrühreriihen Fonftitutionswidrigen Planen befonvers 
thätig gearbeitet.” In bitterm Unmuth blidten die katholiſchen 


) Das war zu diefer Stunde noh Müllers Friedberg. 

2) „Erant enim tres illi Inquisitores Acatholiei omnes.“ MWoörtlich in 
der „Narratio*. Was hätte ein proteftantifcher Pfarrer gefagt, wenn ihn, 
in irgend einer Fonfeffionellen Angelegenheit, in ähnlicher Weife drei eifrige 
Katholiken in Berhör genommen hätten ?! 

°) Der amtliche Bericht im Kantonsarchiv und die handfchriftliche Er: 
zaͤhlung des P. Thomas flimmen in Hauptfachen überein. 
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BVorfteher von Lichtenfteig auf joldhe Behandlung ihres Pfarrers 
und beflagten ſich aud darüber, daß berjelbe, ohne irgendwelche 
Anzeige an die fatholiihe Verwaltung, nah St. Gallen ab: 
geführt worden jei. Einige Tage nachher wurden auch deſſen 
Schriften amtlib nah St. Gallen befördert. Die Ausbeute der 
nah Wyl und Kirchberg abgeorpneten Kommifjarien war über; 
aus gering; Defan Brägger deponirte, daß das Bittichreiben 
der Weltgeiftlichfeit, von dem er Mitunterzeichner geweſen, ab- 
gefaßt war, noch bevor die Note Conſalvi's befannt geworden; 
der Bericht der Kommiffarien bezeichnete jenen Defan als den 
Hauptvermittler aller Verhandlungen. Eben jo unergiebig war 
die Einvernahme des Appellationsgerichtöpräfidenten Dudli durch 
das Haupt der vollzichenden Gewalt. Als Ergebniß ver Er- 
Öffnungen des hohen Inquifiten meldet das Ratheprotofoll: „daß 
das quäftionirlihe Memorial nichts Anderes enthalte, als das 
Anfuchen, dem Stifte St. Gallen den Beftand gleihb andern 
Klöftern zu verfchaffen, und felbem das Ordinariat zu beftätigen ; 
daß, weit entfernt von politiichen Rechten, auch Feine Rebe von 
der Perſon des Fürften darin ſei“; daß foldyes dur ten Kan— 
tonsrath Schaffhaufer aud in's Rheinthal fommunizirt worden.) 
Verhört wurden der Meihe nach theild durch Mitglieder ver 
Regierung, theild durch Bezirfsbeamtete, auch noch Scaffhaufer, 
Müller von Wyl, Sailer zum Löwen chen dafelbft, Grob (Boll: 
ziehungsbeamter) in Gonzenbach, Kantonsrath und Alt-Amtmann 
Falf in St. Peterzel, Germaun von Lichtenfteig, Bürgi eben 
dafeldft, Brägger von Hemberg; legterer, ein Mann von ent: 
ſchloſſenem Wefen, gab fein Befremden über das amtliche Ein- 
fchreiten fund: fchon oft jei er Abgeorbneter und Reflamant im 
Namen des Fatholiichen Toggenburgs gewefen, ohne daß bie 
Regierung daran etwas auszufegen gehabt hätte, eine Petition, 
und zwar an Ge. Heiligfeit, zu bloßer Herftellung des Klofterd 
und des Drbinariates, habe er und haben andere Katholifen 
nicht als etwas Unerlaubtes anſehen können; alles Politiſche 


) NRathöprotofoll vom 9. Dezember und Berhöraften. 
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habe das Memorial an ven Bapft ausgefchloffen. Kaum in 
St. Gallen angefommen und ebenfalld in der Pfalz gefangen 
gehalten, wurte P. Thomas Brändle wiederholt einvernommen; 
er gab zuerft feinen ganzen Unwillen fund über die „von der 
gegenfeitigen Religionspartei” gegen ihn unternommene nächtliche 
Inquifition; betheuerte, er habe nie die Meinung gehabt, daß 
das Stift wieder oberherrlihe Rechte haben ſolle; er habe nur 
ten Fortbeftand ver Flöfterlihen Korporation erzweden wollen ; 
„ja, wollte man ihnen (den Kapitularen oder dem Stift) die 
Oberherrlichfeit wieder einräumen, jo würde bieß von ihrer 
Seite durdaus nicht mehr angenommen.“ t) P. Thomas eröffs 
nete zulegt auch noch: „ja, er habe ein Memorial an ven 
Großen Rath erlaffen, worin das Erfuhen um Herftellung bes 
Klofters geſtellt geweſen; bei gleihem Anlaß habe er ein zweites 
verfaßt, welches die Confratres aufforderte, eine Deflaration 
von ſich zu geben, daß fie in einer Korporation wollen beifam- 
menleben und ihren Elöfterlihen Gelübden nachkommen“. Mit 
den befannten Schreiben vom 8. Dftober 1803 an P. Konrad 
habe er nichts Anderes beabfichtigt, „ald die Fonftitutionsmäßige 
Wiederherſtellung des Klofterd, Sicherheit ded Eigenthums und 
deſſen Eriftenz”. ?) Später erſuchte P. Thomas um perfönfichen 
Borftand vor dem Kleinen Rath; derſelbe wurde nicht bewil— 
(iget, dagegen erhielten die Regierungsräthe Zollifofer und Gmür 
Auftrag, des Gefangenen weitere Auffchlüffe zu vernehmen. Vor 
jenen Abgeordneten erflärte der überzeugungstreue Mann: Alles 
was er gethban, babe er nur im Gefühle der Pflicht für vie 


) Aus der Einvernahme des P. Thomas Brändle, vom 20. Dez. 1804. 

2) Vergl. hiemit oben Abfchnitt II. Es klärt fih in Zufammenhaltung 
diefer Depofltionen mit den bei P. Konrad gefundenen Briefen und Ent: 
würfen des P. Thomas der Hergang ber Sache fo anf: baß neben bem 
früher erwähnten Betitiondentwurf eine eigene Deklaration abgefaßt war, 
wefentlih obigen Inhaltes. Diefe ift in Fall's „Beitrag u. f. w.“ zu leſen 
und im Ganzen mit den Unterfchriften von 46 Kapitularen befräftiget. 
Falf aber verfegt die Erklärung irrig in das Jahr 1804, während fie zu: 
verläßig dem Herbft 1803 angehört und mit dem Widerruf an den Papfk 
vom Herbft 1804 nicht zu verwechſeln if. 
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mediationsmäßige Herftellung des Stiftes gethan, und ſchloß 
dann mit Kolgendem: „Auf die vormalige Souveränetät (des 
Stiftes) made ib nicht nur allein feinen Anſpruch, fondern ich 
habe mich ſchon öfters und beftimmt erklärt, und erkläre mid 
wieterum feterlihft, daß ich dieſelbe nicht einmal annehmen 
würde, wenn man fie und zurüdgeben wollte, jondern daß ich 
dagegen proteftiren würve. ') Aber bei dem innigften Selbſt— 
gefühl meiner gerechten Sache bin ich für die Wiederherjtellung 
des Stiftes, feines Eigenthums und feiner Fünftigen Eriftenz 
mit Leib und Seele portirt, werde auch auf meinem rechtlichen 
Anfpruch feft und unabänderlich verharren und mic durch Feine 
auch noch fo harte perjönliche Behandlung hievon abjchreden 
laffen, weil mir die Wiederherftellung des Stifte® mehr am 
Herzen liegt, als alles Uebrige in ver Welt, und ich als ein 
ehrenhafter Toggenburger das eifenfefte Verharren auf feinem 
Recht und biedern Grundſätzen ad exemplum Catonis für meine 
firengfte Pflicht halte.” Folgte noch die dringende, mit thräs 
nendem Auge vorgetragene, Bitte des würdigen Prieſters an 
die beiden anweſenden Regierungsräthe um Freilaſſung behufs 
Erfüllung feiner ſeelſorgerlichen Pflibten (er bat am Vorabend 
des Meihnachtöfeftes), da er fich Feinerlei Vergehens gegen bie 
Geſetze in feinem Gewiſſen jchuldig finde. Die Regierung legte 
obiged Ergebniß der Einvernahme zu den Alten, verweigerte 
aber dem Toggenburger Gato die Entlaffung aus der Haft; 
eben jo gab fie auf die von P. Konrad geftellte Bitte, daß 
wenigftend während ven hohen Feiertagen die Zimmerwache 
entfernt werde, ablehnenden Beſcheid (24. Dezember). Mittler 
weile war die Regierung aud in voller biplomatiiher Thätig— 
keit. Ihrer neuen Denkſchrift gegen die Conſalvi'ſche Note ift 
Ihon oben gedacht. Am gleichen Tag (18.. Dezember) meldete 
die Regierung die Vorgänge zu St. Gallen dem Landammann 
der Schweiz, mit bejonderm Nachdruck der Petition der Kantons? 


) Woͤrtlich aus dem Berhör. Ganz übereinftimmend (doch noch präs 
eifer in lateinifcher Sprache abgefaßt) lautet die Erzählung des P. Thomas 
in feiner erwähnten Hanbfchrift. 
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räthe gedenfend, „welche den Abfichten und der Initiative der 
Regierung in einer Weiſe vorgriffen, welche nicht einmal dem 
geſammten Körper des Großen Rathes verfaſſungsmäßig ers 
laubt wäre”; beigefügt war, daß ſich aus der Unterſuchung 
„weitere dem Anſehen der Regierung und der öffentlihen Ord— 
nung böchft widrige Pläne ergeben, unter welchen fih der An— 
ſchlag auszeichnet, eine Großrathskommiſſion zu erbringen, welche 
die Handlungen des Kleinen Rathes zu beauffichtigen hätte.“ 
Aehnliche Anzeige erging an die bifchöfliche Kurie, mit Erſuchen 
um Grinnerung an die Geiftlichfeit, daß fie ſich nicht weiter 
verfänglih mache (19. Dezember). Generalvifar v. Weflenberg 
veriprach in umgehenver Antwort das Befte und meldete, daß 
er die bezeichneten Defanate zur Vernehmlafjung aufgefordert 
habe. An Thurgau erließ die Regierung von Et. Gallen die 
Einladung zu ähnlicher Unterfuhung, wie ſolche in St. Gallen 
vorgenommen worden, und erhielt danı die Meldung zurüd, 
daß, laut Erklärung des Defand Hofer von Tobel, dieſer bei 
der Sache gar nicht betheiliget fei. Unter den Plänen over 
Anichlägen, von denen im Schreiben an ven Landammann ber 
Schweiz die Rede geweſen, konnte nichts Anderes gemeint fein, 
als jene Anregung des P. Thomas Brändle in feinem Privat: 
ſchreiben an P. Konrad vom 8. Dftober 1803: dem Kleinen 
Rathe zur Kontrolirung in der Klofterangelegenheit eine Groß: 
rathöfommilfion gegenüber zu ftellen, eine Meinung, welche mit 
tem dieſelbe enthaltenden Briefe in einem Schreibpulte liegen 
geblieben, daher aud ganz wirfungslos gewejen, auch bereits 
verschollen war, und mit den Vorgängen vom Herbſt 1804 
nicht in der geringften Verbindung geftanden hatte. Auch ein 
Schreiben an den Nuntius erließ der Kleine Rath, Flagend über 
den Inhalt der Conſalvi'ſchen Note und über deren Veröffent— 
lichung (durch Mittheilung an den Fürften); der Nuntius wurde 
dabei in Kenntniß gefegt, daß die Regierung zur gebührenden 
Aufklärung des Hell. Vaters ihre Gegenichrift an den Kardinal 
Feſch habe ergehen laſſen; fie betonte in ihrem Schreiben, daß 
der Fortbeftand des Stiftes mit der Sicherheit des Staates 
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unvereinbarlic geworden ſei. Nochmals wurte um jchnelle Er- 
fedigung ter Angelegenheit gebeten, woraus zu erjehen, daß 
Müller» Friedberg auch jegt noch ſich mit der irrigen Hoffnung 
trug, ed werde der Papft die befannte Konvention endlich doch 
noch genehmigen (20. Dezember). Die Regierung war in 
großer Aufregung, darum auch in fieberhafter Thätigkeit. Ihrem 
Willen, Abt und Stift fern zu halten und beide den Konve— 
nienzen der neuen Staatdmänner zu opfern, ftand ver Wille 
Anderer gegenüber: jener des Papſtes, ter die Machenſchaft 
verurtheilt, — jener des vielgewandten päpftliden Staatsfefre- 
tärd, der fich ſelbſt vor dem einflußreichen franzöfiichen Kabinet 
nicht gebeugt hatte; es ftanten dem Willen der Regierung ges 
genüber die mit ihren wärmften Anliegen unter allerlei Aus— 
flüchten ſtets abgewiejenen weltlichen und geiftliden Bittfteller, 
unter jenen die Miträthe des Landes, welche fruchtlos um freie 
Geltendmahung ihrer Anfiht im Großen Rathe und freie Be- 
rathung derſelben im deſſen Kreife gerungen hatten; dem Willen 
der Regierung gegenüber ftanden nun auch noch die Kapitularen 
jelbft, die das Netz, mit dem fie ein Jahr vorher umftridt 
worten, rüdfehrend zum Gehorlam gegen ihren Flöfterlichen 
Borftand, zerrifien hatten. Allſo im Gedränge wollte die Res 
gierung einen Aufftand finden, wo feiner war. infeheud, daß 
ihre eigenen Mitglieder fib nicht fortwährenn mit der begon— 
nenen Unterfuchung befafjen konnten, bejtellte fie eine Kommilfion 
außer ihrer Mitte nach vielen Ablehnungen aus folgenden Mit— 
gliedern: Bernold, Vettiger, Müller von St. Georgen und 
Hausfnecht; ihre Aufgabe war die Spezlalunterfuchung. Gleich— 
zeitig erließ ver Kleine Rath tur Runtfchreiben an die Voll: 
ziebungsbeamten die Einladung zu befonderer Thätigfeit für 
Erhaltung der öffentlihen Ruhe und zu Berichterftattung, falls 
fie Bewegungen unter dem Volke verfpüren jollten. Ausgenoms 
men von diefen Maßnahmen waren nur bie obern Diftrifte 
Sargansd und Utznach. Darüberhin erhielt die Zuftiz- und Pos 
lizeifommilftion den Auftrag zu vertrauteftem Briefwechjel mit 
den Friedensrichtern (20. Dezember). Die Wirfung blieb nicht 
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aus: ein bienfteifriger Landjäger brachte tem Frievensrichter von 
Wyl, Bruder des Regierungsrathed und SPBolizeivorftandes Reutti, 
die Nachricht von umlaufendem Gerücht, daß die Regierung vie 
Verhaftung des Dekans Brägger durch vier Landjäger ange: 
ordnet, 500 Männer aber ſich zufammengethan haben, die Ber: 
baftung zu verhindern, dieſe nun von der Regierung wur aus 
Beforgniß eined Aufruhres unterlaffen worden ſei; andere Ges 
rüchte mehr, und Meldung von verächtlichem Gerede über die 
Regierung betreffS der Klofteriahe. Das war genug zu einem 
neuen außerordentlihen Schritt der Regierung. Sie erließ eine 
geharnifchte Proflamation an das Wolf, verfündete darin dem 
Gerüchte gegenüber, „der ehemalige Abt werde als Biſchof von 
St. Gallen zurüdkehren und in diefer Würde die erfte Stufe 
finden, feine Abfichten zur Wiedererlangung feiner hoheitlichen 
Rechte durchzutreiben“, daß fie feft entichloffen fei, zu einem 
ſolchen für die Freiheit und den Frieden des Volkes jo gefähr— 
lien Greigniß feineswegs Hand zu bieten; weitläufig zählte 
fie dann alle in ihren Augen unbefugten Reftaurationsbeitrebun: 
gen des Abtes auf, beichuldigte jelbft feine nah Einführung 
der Mediationsafte gemachten Unterhandlungsvorfcläge ald vers 
werflibe Tüde; erklärte im Fernern, daß fie, die Regierung, 
ihre heiligſten Pflichten verlegt hätte, falls fie, bei jo eröfterten 
Angriffen auf die Souveränetät des Kantons, „dieſen unver: 
jöhnlichften und erflärteften Feind des Baterlandes und feine 
Werkzeuge zur Beförderung feiner Anfchläge felbft in dem Ins 
nern defjelben aufgenommen hätte”. Das Wolf möge daher 
auf den entichloffenen Willen der Regierung züblen, jede feiner 
Breiheit und der öffentlihen Drönung drohende Gefahr zu uns 
terbrüden; fie werde alle Jene, „welhe fih Verwendungen zu 
einem jolchen Zwede erlauben und mit dem Abt oder jeinen 
Unterhändlern fich zu dieſem Ende in Verhältniß jegen, ale 
Störer der Ruhe des Baterlandes anfehen und behandeln.“ 
Der neueften Vorfälle gedachte die Regierung nur mit den weni: 
gen Worten, daß „Beweife von ordnungs- und verfaſſungs— 
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widrigen Anſchlägen in ihrer Hand liegen“ (27. Dezember).‘) Was 
wirflich geſchehen, davon erfuhr das Volk rein nichts, jo wenig, 
ald es je Kenntniß erhielt von den mehrmaligen Schreiben des 
Fürften an die Regierung während ber Jahre 1803 und 1804. 
Auch das Vereins order Verſammlungsrecht follte noch bejchnit- 
ten werden: ald die Regierung von beabfichtigter Verfammlung 
der ſechszehn Kantonsräthe Kunde erhalten hatte, beftellte fie 
fogleih einen ihrer Getreuen, Häfeli von Oberbüren, zum Auf 
jehen und zur Berichterftattung; er hatte nur zu berichten, daß 
jene Meldung ungegründet gewefen. Die Proflamation jammt 
neuen Anflagen gegen den Abt übermittelte die Regierung dem 
in dieſer Sache ihr gewogenen Landammann der Schweiz, 
v. Wattenwyl (29. Dezember). Im Bolfe fand fie ſehr ver: 
ſchiedene Aufnahme, eine beifällige bei Reformirten, während 
die Katholiken fie mit Mißmuth anfahen, 2) wohl auch jcharfer 
Kritif unterftellten; ein fatholiicher Vorfteher von Alt-St. Jos 
hann äußerte fi heftig vor mehreren Kollegen: „das fei feine 
Proflamation, jondern ein Pasquill; es jeien Unwaährheiten; 
der Fürft verlange nicht mehr zu regieren, nur fein Eigenthum 
fordere er zurück.“ In Folge der Proflamation verhieß bie 
Kurie von Konftanz dienfteifrig, durch Kreisfchreiben die Geifte 
lichfeit vor Einmiſchung in diefe Angelegenheiten zu warnen. 
Die Spezialfommilfton, welder der PVertrautefte Müllers 
Friepberg’s, fein Sefretär und Vetter Ignaz Müller, ald Aftuar 
beigegeben war, ſetzte fih in Thätigfeit, vernahm wieberholt 
Geiftlihe und Weltliche, von denen erftere noch immer in Haft 
waren. P. Thomas Brändle benugte foldhe Stunden zu rüds- 
fichtlofer Aufvekung feiner Wahrnehmungen über das ganze 
Verhalten der Regierung; er ſagte, daß ſeitens derſelben vie 
Behauptung, ed habe die franzöſiſche Regierung das Klofter 


') Nathe:Protofoll auch vom folgenden Tag, an welchem amtlich zu 
Protofoll genommen wurde, daß die Ausſtreuung wegen ber vier Landjäger 
u. ſ. mw. bloße Erbichtung gewefen. 

?) P. Beda meldete dem Fürſten, „daß man im St. Galliſchen die 
Proflamation der Regierung verachte“. Tagebuch vom 21. Januar 1805. 
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als aufgehoben erklärt, eine falſche WBorfpiegelung geweſen; bie 
päpftlihe Genehmigung der Machenſchaft habe fie auf eine kon— 
ftitutionswidrige, die Souveränitätsrechte verlegende und das 
Anfehen des Kantons entehrende Weile betrieben, indem bie 
Geſandtſchaft eigenmäctig gehandelt habe, ohne daß der fom- 
mittirende fouveräne Rath von dem Gegenftand irgend eine 
Anzeige erhalten, irgend eine Inftruftion oder Vollmacht geger 
ben babe; das jei ein Staatsverbrechen; deßhalb trete er, hiezu 
berechtiget wie jeder andere Bürger, gegen die betheiligten Per— 
fonen ald Kläger auf, mit der Forderung, daß die Schuldigen 
zur Verantwortung gezogen werben; unter Anerbieten genügen: 
der Bürgfchaft für die Sicherheit feiner Perfon, verlangte er 
abermals Freilafjung; im Falle ihrer Verweigerung behalte er 
fib Anrufung des Richters vor (5. Januar 1805). Won ber 
Regierung hierüber zur Werantwortung gezogen, auch von Ab- 
geordneten derfelben im jchmeichelndem Tone gewarnt und ges 
beten, von feiner Klage abzuftehen, war er weit entfernt, die— 
jelbe irgendwie zurüdzuziehen oder auch nur zu ſchwächen; was 
er gethan, das habe bei den freien Römern jeder Bürger gegen 
die Senatoren, bei den freien Griechen jeder Bürger gegen bie 
Ephoren thun dürfen; er habe das Gejchehene ein Staatöver- 
brechen genannt, weil dadurch Verfaſſung und Souveränetäts- 
recht verlegt, die Ehre und Wohlfahrt des Vaterlandes und der 
fatholiichen Religion gefährdet, der franzöftiche und der römifche 
Hof durch Unbefugte in hochwichtiger Sache hintergangen wor: 
den. Er verharre daher auf feiner Anklage; über die ihm an— 
gethane Behandlung werde die Gefchichte richten. Der Lichten- 
fteiger Pfarrer ſchloß mit folgenden Worten: „Dieß fei nun 
meine Finalveflaration, und mit den vorigen Erklärungen zus 
gleich ein ewiged8 Denfmal meiner gerechten Sache, meiner cato- 
niſchen Standhaftigkeit und meines vaterländifchen Biederfinnes“ 
(19. Januar). 1) Später. wieder einvernommen, hielt er ver 
Kommilfton vor: es habe die Regierung ſchon im Sommer 


*) Alten im Kantondardıv. 
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1804 der Konvention halber abjchlägige Antwort von Rom ber 
gehabt, ſolche aber pflihtwidrig „untertrüdt” und den Kapitus 
Iaren jede daherige Mittheilung vorenthalten. Und endlich bes 
rief er fib noch auf Grotius, Puffendorf, Heineccius, Martini 
und andere Rechtslehrer, zum Beweile, daß die Gefandticaft 
dur Erlaß mehrerwähnter Note ihre Befugniffe überfchritten 
habe (22. und 27. Januar). Auch P. Konrad gab umſtändliche 
Ichriftliche Rechtfertigung an die Regierung ein, fib auf Pflicht 
und Gewiſſen berufend, mit Beiſatz, daß auch er „himmelweit 
entfernt geweſen, eine weltliche Hoheit zurüdzuverlangen“ (5. Ja» 
nuar). Der Kurie in Konftanz erklärte Defan Schertler: daß 
Ihon früher, zur Zeit ver zwei Testen Sejfionen des Großen 
Rathes, Abgeorbnete beider St. Galliiher Landfapitel dem 
Kleinen Rath eine „Note“ übergeben hatten, in welcher nöthige 
konfeſſionelle Ausfcheidung, namentlich im Erziehungswejen, ver: 
langt worden, damit die Ruhe und das Vertrauen zwiſchen 
beiden Religionsparteien wieder bergeftellt werden; das Memo: 
rial an Se. Heiligkeit habe fich auf diefe der Regierung über: 
gebene Note hauptjächlich bezogen. Vom Politiſchen habe fich 
die Petition an den Papft gang fern gehalten; man habe aus— 
Ihließlih nur das Klofter als ſolches wieder gewollt, beſonders 
mit Rüdjiht auf das Kollaturrecht und das Erziehungswefen. *) 
Dekan Brägger deponirte der Kurie: es fei das Memorial ver 
Geiftlichfeit von Pfarrer Joh. Georg Dudli verfaßt, von ihm 
(Brägger) und Schertier wirklich unterfchrieben, dann nach Ebrin: 
gen abgejendet worden. ?) Dem Numtius, der von der Verhaf: 
tung der beiden Kapitularen Kenntniß erhalten, lag diele nicht 
ganz recht; fie gehören unter die Gerichtsbarkeit der päpftlichen 
Legation, fchrieb er der Regierung, weßhalb er deren Befreiung 


) Schreiben des Generalvifars von Konſtanz an den Kleinen Rath 
vom 5. Januar. 

2) Schreiben der Kurie, vom 12. Januar 1805. Dubli war Pfarrrr 
von Heiligfreuz im Thurgau; von diefem Umftand datirt vielleicht die Klage 
der Regierung, daß fih die Thurgauer Geiftlichfeit bei den Beftrebungen 
derer von St. Gallen auch betheiliget habe. 
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verlangen müfle; Zuſicherung verdienter Beftrafung fügte er bei 
(28. Dezember 1804). Die Regierung antwortete mittelft zweier 
Anklageichreiben, das eine über die Weltgeiftlichkeit, das andere 
über die zwei Kapitularen, mit dem Antrag, letztere in das 
Seminar von Meersburg zu verfegen, bis Sicherheit vorhanden 
fei, daß fie nicht weiter die Ruhe ftören (8. Januar 1805). 
Mit umgebender Poſt erklärte der Nuntius feine Einwilligung, 
einen bejonderen urfundlichen Befehl an beide Gefangene bei— 
fügend, fih in das gedachte Seminar zu verfügen und dort fo 
lange zu verweilen, als es ver Nuntius für gut erachte; auf 
den Ball des Ungehorſams wurden fie ohne weiteren Prozeß 
mit der Erfommunifation bedroht. ) So wurden zwei pflicht- 
treue Ordensmänner, auf einfeitigen Bericht der weltlichen 
Regierung, durch den Repräfentanten des heil. Stuhles, unans 
gehört, nicht nur zur Deportation verurtheilt, jondern darüberhin 
mit dem Ausschluß aus der Firchlihen Gemeinfchaft und zwar 
in einer Weile bedroht, daß ihnen felbft gegen die Erfommuni- 
fation jedes Firchengefeglihe Rechtsmittel zum Voraus abges 
Ichnitten wurde! Den Amtsbrief des Nuntius begleitete ein 
vertrauliches Schreiben des „päpftlihen Auditors“ J. Eherubini 
an Müller-Friebberg, worin jener über den von ter Regierung 
gefaßten Deportationsbeichluß gegen die beiden Mönche Danf und 
Freude -bezeugt, alle guten Dienfte auch ferner verheißt, jodann 
(ebhaft bezeugt, wie jehr ihm angelegen, daß ihre (der Nuntiatur) 
wiederholt ausgefprochene Wünfche in Bezug auf das Haupt- 
geſchäft (Genehmigung der Konvention) in Erfüllung gehen 
möchten, endlich leugnet, daß die Nuntiatur irgendwie mit De— 
fan Brägger und anderen ®eiftlihen in Verbindung geftanden, 
daher auch deren Angaben von gewiffen Aeußerungen der Runs 
tiatur über tie Stiftsangelegenheit grundfalſch ſeien. Wie ges 
wöhnlic fam ver Regierung von St. Gallen der Generalvifar 
von Konftang auch in diejem Fall entgegen, indem er fich ſofort 
zur Aufnahme jener Religiofen in Meeröburg um fo bereit- 


1) „— — — — Excommunicationem latae sententiae in vos feri- 
mus.* Schreiben und Befehl der Nuntiatur vom 10, Januar. 
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wilfiger erklärte „al8 die Entfernung derſelben von der öffent- 
tihen Ruhe gefordert zu fein fcheint!“ Den beiden Delinquenten 
wurde der Befehl des Nuntius erft am 29. Januar eröffnet; 
hocherfreut meldete Regierungsrath Zollifofer feinem Kollegen 
Müller Friedberg nach Bern: nächſten Donnerstag werden fie, 
„in einen Schlitten gepadt, über Biſchofszell ſpedirt“ werben. 
Am 2. Februar wurden fie unter Amtöbegleit von Konftanz 
nach Meersburg gebracht. Die Regierung hatte den P. Thomas 
befonder8 ftrenger Auffiht im Seminar empfohlen. Gegen 
Defan Brägger verfuhr man weniger hart; doch hatte er fid 
vor der Curia in Konftanz zu ftellen und dort zu verantworten; 
mit Abmahnung vor weiterer Einmiſchung in die Klofteranges 
legeuhbeit wurde er jedoch alsbald wieter entlaffen. Die Eins 
vernahmen der übrigen geiftlichen Betheiligten, inbegriffen P. 
Aemilian Haffner, brachten trog der vielen durch Beſchlagnahme 
ihrer Papiere aufgefundenen Briefe, zumal jener des P. Tho- 
mas, nichts Anderes gegen diefelben zu Tage, als ihre ſchon 
befannten jchriftlichen Verwendungen für Herftellung des Stiftes, 
ohne alle Bezugnahme auf weltlihe Rechte. Gleiches Ergebniß 
als Folge der Einvernahmen der achtzehn Laien; fie erzählten 
refapitulirend alle ihre vergeblihen Verwendungen bei ven hel— 
vetiihen Behörden, dann bei dem Großen Rath von St. Gallen 
um Wiederherftellung des Stiftes, bezeichneten die ſtete Abwei- 
hung als Veranlaſſung ihres Scrittes, den Dekan Brägger als 
Berfaffer des deutfchen Entwurfes der Petition; erklärten, daß 
fie zur Genehmigung und Unterzeichnung veflelben ſich erſt 
entichloffen, nachdem fie ſich überzeugt, daß von Wiederherftellung 
der weltliben Rechte des Abtes feine Rede in der Bittichrift 
fei, und daß ihnen Fein Ausweg geblieben, als die Verwendung 
bei dem Oberhaupt der Fatholiihen Kirche; die Behauptung, 
daß fie in die Initiative des Kleinen Rathes eingegriffen, ſei 
nicht richtig; dwiefem ftehe die Auitiative nur zu in Bezug auf 
Geſetze und Auflagen; bier aber habe es ſich um einen Gegen: 
ftand gehandelt, welcder dem ©ebiet der freien Religionsübung 
angehöre; die Regierung babe dur ihre Umgehung des Großen 
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Rathed und durd) vorgängige direfte Verwendung bei dem Papft 
den katholiſchen Kantonsräthen jedes freie Votum über ven 
Gegenftand abgefchnitten, weil einer allfälligen Sanftion der 
Konvention feitend des Papftes Fatholifcherfeits nicht mehr hätte 
wiberfprochen werden fünnen; unwahr jei, daß man in der 
Perſon des Fürften, „der doch die Regierung prätenbire,” *) 
einen Gegner in das Land habe rufen wollen; man habe nebſt 
der Wiedereinfegung des Klofterd nur die Wiederausübung der 
Drbinariatörechte verlangt und nicht den Fürften; nur den kano—⸗ 
niih gewählten Abt habe man verlangt, da ohne rechtmäßiges 
Dberhaupt das Klofter keineswegs als wiebereingefegt hätte 
angejehen werden können; hätte dann der Abt fi des Amtes 
unmwürdig gemacht, jo würde ihn niemand unterftügt und ber 
Papft in diefem Falle Vorfehung getroffen haben. Dur Art. 13 
der Bermittlungsakte jei allgemeine Amneſtie ausgefprodhen ; 2) 
von dieſer Amneftie aber jei Niemand ausgenommen worden; 
Nichts fei befannt, daß feither feitend des Fürften Widerhand— 
lungen geſchehen (Anſprüche auf die Regierung gemacht worden) 
feien; es verlaute vielmehr das Gegentheil. Sie, die Bittfteller, 
haben fih im Weiteren ganz nad Art. III der VBermittlungs- 
akte verhalten, °) nichts verlangt, ald wozu fie nach deſſen Vor⸗ 
ichrift befugt geweſen; fie haben nemlich nichts verlangt, als 
die Wiederherftellung des Klofterd und Abtes als foldhen; habe 
dann die Regierung Klagen wider den Abt, jo ftehe ed an ihr, 
folde an den Papſt zu bringen, der dann nad Umſtänden ven 
Abt zur Refignation anhalten oder andere Vorkehrungen treffen 
werde. In die Fantonale Souveränetät habe man nicht einge- 
griffen; denn hätte e8 fih um einen Aft der Souveränetät ge- 


1) Behauptung in einem ber vielen feitend der Unterſuchungskommiſſa⸗ 
rien geftellten Bragepunfte. 

2) Es ift der Art. XIII der Vollziehungsvorfchriften verfianden: „I ne 
peut dtre dirig& de poursuites pour.dölits relatifs à la rövolution, commis 
ou prötendus commis, soit par des partiouliers, soit dans l’exercice de 
quelque fonction publique.“ 

) Der die Miederherftellung von Unterthanenlanden verbietet. 

Baumgartner. Kanton St. Ballen. 11, 12 
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handelt, fo müßte ein folder vom Großen Rath ausgegangen 
fein, der doch gar nicht geiprochen habe; gegentheils fei es bie 
Regierung, welche im Kantonsblatt das Klofter ald ein mur 
ehemaliges bezeichnet habe; überhaupt fei fragliche Angelegen= 
heit Sache ver Kirche, nicht des Staates, und diefer habe fidh, 
falls er je fih in Kloſterſachen einmifchen wollte, inner bezeich- 
neten Artikeln der Kantons- und der Bundesverfaffung zu hals 
ten; fpeziell auf die Kollaturrechte verweifend, die auch zur 
Spradje famen, wurde in den Verhören entgegnet: der Abt habe 
fie in dieſer Eigenfhaft, nicht als Souverän, geübt, alfo fei 
auch in dieſer Beziehung nicht die Souveränetät in Frage; den 
Schluß der Verhandlungen der Regierung mit dem Papſt habe 
man ſchon deßhalb nicht abwarten können, weil die Regierung, 
ungeachtet der wiederholt verlangten Wiedereinfegung des Klo— 
fters, nicht das geringfte darauf Bezügliche eröffnet, dadurch alfo 
fi) gewiffermaßen zur Gegenpartei gemacht habe, jo daß nichts 
übrig geblieben fei, als fi unmittelbar an das Oberhaupt ver 
fatholifchen Kirche zu wenden; ſolches aber durfte ohne vorherige 
Anfrage bei der Regierung geichehen, denn der Papft fei in Ans 
gelegenheiten der Fatholifchen Kirche Feine fremde Macht; ber 
unmittelbare Verkehr mit demjelben könne daher den Katholiken 
nicht verboten fein, und es beftehe auch fein Gefeg, das ben- 
felben unterjage. *) Die Vorausfegung, daß gefährliche Umtriebe 
gewaltet, Sei irrig; man wollte nur, was man jchon vorher 
rechtmäßig beſeſſen hatte; bei den Verhandlungen betheiligten 
fih nur Solde, welde fi ſchon vorher in der gleihen Sache 
vergeblih an den Kleinen Rath, gewendet hatten; man habe ab» 
fichtlich gefucht, weitere Verbreitung des Vorhabens zu meiden, 
und daher jeldft nach der Proflamation vom 27. Dezember und 
nach den im Folge derſelben gejchehenen ehrverlegenven perfön- 


1) Daß der Papft als Firchliches Oberhaupt Feine fremde Macht fei, 
darauf berief ſich namentlich Scaffhaufer in feinem Verhoͤr (Aften im 
Kantonsardiv). Das aber wußte er nicht, daß ſelbſt Müller: Friedberg die 
gleiche Behauptung in einem Amtöfchreiben an den Landammann der Schweiz 
aufgeftellt hatte. 
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lihen Angriffen in vollfter Ruhe geſchwiegen; die ftattgefundene 
Beiprehung und Handlungsweile als ungefeglih behandeln 
wollen, hieße volle Vernichtung der durch Art. 24 der Kantons 
verfaffung gewährten Kultusfreiheit der Katholiken. Auch eine 
Verlegung des Gejeges über Kolleftivbittichriften könne nicht 
vorliegen, denn dafjelbe habe jedenfalls nur Bittfchriften an die 
politiſchen Behörven Cder helvetiichen Republif) verftanden. Was 
in der Bittjchrift der Kantonsräthe wegen zu beforgender Ueber: 
macht der Proteftanten gefagt worden, hielten die Angefchuldig- 
ten für gerechtfertiget durch manche Vorgänge zur Zeit der hel— 
vetiichen Regierung und von früher, wie beijpielsweife gerade 
die Toggenburger Proteftanten e8 geweſen, welche noch im Jahr 
1797 das freie Zugrecht gegen Güterfäufe von Katholifen ver: 
langten, um dieſe nicht auffommen zu laffen. *) Aus vielen 
Eröffnungen der Betheiligten entnimmt ſich das Wejentliche ber 
an fie geftellten Fragen. Bürgi lehnte wiederholt die Unter: 
zeichnung der Protofolle ab und verlangte gegentheild, daß die 
Regierung über die Klofterangelegenheit jchuldigen Beriht an 
den Großen Rath erftatte. Der Schlußbericht der Unterfuchungs- 
fommijfton, ganz ruhig gehalten, fußt mehr auf Furcht, als auf 
Rehtögründen: aus den Aften und Verhören ergebe fib, daß 
im Ernft eine Berzichtung auf weltlihe Rechte nicht vorliege ; 
das gehe (jo erachtete fie) eben aus den Briefen der Kapitu- 
laren jelbft hervor, melde den Fürften um eine jolche wirklich 
erjucht haben, „ein Beweis mehr, welche geheime Abfichten im 
Hinterhalt liegen und wie gefährbend die Koeriftenz des Klofters 
für die fonftitutionelle Ruhe des Kantons wäre.” Die Schluß- 
anträge der Kommiſſion lauteten, daß Verlegung des Geſetzes 
gegen bie Kolleftivbittfchriften mittelft einer am Rüden der Re: 
gierung geichehenen Eingabe an „eine auswärtige, wenn auch 
oberfte geiftliche Behörde”, mit Mißbrauch ihres (der Unter: 
zeichner) amtlichen „Karakters“ und auf Grundlage längft er- 
lojhener Vollmachten, erhoben vorliege (5. Febrar). Nun große 


') Falk: Beitrag zur Geſchichte der Auflöfung des Stiftes. Auch Ber: 


hörprotofolle im Kantondardhiv. 
12* 
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BVerlegenheit der Regierung über das winzige Ergebniß ver 
Unterfuhung; Reutti jchried an Müller-Sriedberg nad Bern: 
Kriminalflage ſcheint nach Bericht nicht thunlich; der Civilrichter 
erfter Inſtanz iſt Schwer aufzufinden; „wenn man nicht aus den 
Schuldigen eine Maffe formiren fann, fo fehlt die Sade aud 
bei der zweiten Inftanz und bie ungleihartige Behandlung aller 
betreffenven niederen Gerichte müßte das Chaos noch vergrößern“ 
(9. Februar). Endlich wurde der Fall zur erftinftanzlichen Ber 
handlung einem Diftriftögericht überwiefen und der Ausweg zu 
deſſen Ausmittlung in einem helvetiihen Gefeg von 1799 ges 
funden, nah weldem drei Diftriftögerichte zu bezeichnen waren, 
der aufzuftellende Amtskläger und die Beklagten je eines ber- 
jelben ausftellen mochten, das übrig bleibende dritte den Ball 
zu beurtheilen hatte (Beihluß vom 20. März). Die Angeflag- 
ten verfammelten fich und verabredeten in Folge „gelehrter Be— 
merfungen“ des Appellationsgerichtspräftiventen Dubli, „id 
allewegs nach Geſetz und Ordnung zu halten, der Obrigfeit den 
ſchuldigen Gehorfam zu erzeigen und nichts vorzunehmen, das 
der Bermittlungsafte entgegen wäre.“ Dem Kleinen Rath 
ließen fie erklären: daß fie den Richter nicht jcheuen, vor Allem 
aber eine Eröffnung fich erbitten müfjen, weflen fie denn eigent- 
lid angeflagt feien; über ragen religiöfen Belangs würden fie 
nicht einantworten; gegen Anwendung eines Gejeges von 1799 
machen fie Einreve, indem ed ſich auf das aufgehobene Einheitd- 
ſyſtem gründe; nach dem Geſagten könne demnach nicht zu der 
beſchloſſenen Ausmittlung eines Gerichtes gefchritten werden; fie 
behalten fi vielmehr vor, die Angelegenheit jelbft vor ven 
Großen Rath zu bringen. Der Kleine Rath nahm auf dieſe 
Einwendungen Feine Rüdfiht und feste das angehobene Vers 
fahren fort. Bon den drei bezeichneten Diftriftögerichten wurde 
Sargand durch den Amtskläger, Obertoggenburg in Folge ver 
weigerter Einlafjung der Beklagten mittelft amtlicher Auslojung 
ausgeftellt, und es blieb zur Beurtheilung des Falles das 
Diftriftögericht Rheinthal übrig. Die Beklagten, endlich einer 
dritten Borladung nad Rheine Folge gebend, und verbeiftändet 
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durch Dr. Schneider, von Dombirn, ) wurden wegen bemwußter 
„Eingriffe in bie Initiative der Regierung” durch Unterzeichnung 
eined Memoriald an eine „fremde Macht”, das alle Eigenfchaf- 
ten einer Kolleftiv-Bittfchrift beſeſſen, Theilnahme an unerlaubs 
ten Berfammlungen und Berathichlagungen, worin abfichtlich „auf 
eine höchſt fträflihe Weiſe gegen und hinter der Regierung 
gearbeitet” worden, und da durch das Beifpiel von jo hoch 
geftelten Männern und unter Ausdrüden, als wären fie vom 
Volk zu derlei Schritten aufgemuntert worden, „gar leicht die 
öffentlihe Ruhe und Sicherheit des Kantons hätte gefährbet 
werben können“, indgefammt „als ftrafbar” erklärt und (nad) 
Graben dieſer Strafbarfeit und klaſſenweiſe) in Geldbußen von 
65 Fr. bis abwärts zu 25 Fr. verfällt. An ver Spike der 
Schuldigen mit dem Marimum ftand Bürgi allein; Dudli fam 
in die Mittelflafje zu 45 F$r.; von den Wylern und einigen 
Anderen hatte fich jeder nur für 25 $r. verfehlt. 2) Dem Has 
genden Staat wurde die Bezahlung der Gerichtsfoften von 93 Fr. 
3 Btz., mit Rüdgriff auf die Beklagten für jene ſowohl als 
für 825 ©. 53 Kr. Koften der Unterfuhungsfommilfton aufs 
erlegt. ) Zahlreiche Zuhörer von dieß- und jenjeitd des Rheins 
hatten fih zur Berhandlung eingefunden. Zwiſchen Amtsklage 
und Urtheil erblidte man eine weite Kluft. Der Kleine Rath, 
höchſt unzufrieden mit legterem, ließ am 11. Mai Caljo fnapp 
„vor Thorſchluß“) die Appellation einfchreiben, diefe dann aber 
auf fi beruhen; das Urtheil ließ er unvollgogen und hob ben 
im Ganzen fih auf 670 Fr. belaufenden Bußenbetrag eben jo 
wenig ein ald die Gerichtd- und jene viel höhere Summe ber 
Unterfuhungsfoften. So verlief der anfänglihe Hochverraths⸗ 
prozeß, für ben die Regierung felbft ven Geſandten einer wirfs 
lihen „fremden Macht“ in Anſpruch genommen und aud den 


1) Nachherigen Kührer der Landesvertheidigung Vorarlberg's gegen bie 
Franzoſen und Baiern, im Jahr 1809. 

2) Der Klaffen waren fünf: zu 65, 55, 45, 35 und 25 Franfen. 

) Urtheil vom 26. April 1805, welches jedoch erft am 27. Abends 
eröffnet werben konnte. 
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einheimifchen Landammann beläftiget hatte, in ein bloßes poli- 
tiiches Kampfiptel,- das jedoch von zwei fehr ungleich geitellten 
Parteien gekämpft worden. Die Regierung hatte fih dabei 
nur Unehre geholt. Die verurtheilten Kantonsräthe ließ fie 
gleich anderen, doch etwas fpäter, alfo nad etwas Berenkzeit, 
zur Sefftion des Großen Rathes einladen und dieſer wählte, 
während der für beite Theile offenen Appellationsfrift, vier ber 
Berfolgten, Schaffhaufer, Grob aus Gonzenbadh, Brägger aus 
Hemberg und Dudli, durd geheime Wahl in die ftaatswirth- 
ſchaftliche Kommiſſion, Dudli und Schaffhaufer darüberhin in 
die Kommiffton zur Begutachtung der Inftruftion für die Tag— 
fagungsgefandtfchaft (6. und 7. Mai). Die Genugthuung für 
die hohen Opfer der Staatsraifon war eine glänzende. Auf 
eine Profefution der auch von ihnen vorbehaltenen MWeiterziehung 
hatten fie des Friedens willen verzichtet. Noch ift zu melden, 
daß im Laufe des Prozeſſes die angeflagten Kantensräthe bei 
ſich ſelbſt zu Rathe gingen, ob nicht fowohl im Intereſſe des 
Stiftes als im jenem ihrer Perfonen die Dazwiſchenkunft des 
Landammanns der Schweiz anzurufen fei, dann aber von ſolchem 
Borhaben überhaupt abftanden; als dann dieſes durch Gerüchte 
verbreitet wurde, fchrieb der Kleine Rath raſch an das Dber- 
haupt der Schweiz (Landammann Glug), erfuchte dasſelbe um 
ungefhwächte Beachtung der Fantonalen Souveränetät und um 
Abweifung der Betreffenden, wie es der Vorgänger (v. Watten- 
wyl) gegenüber den petitionirenden Zürchern gethan (10. April). 
Den beiden Religiofen warb im Seminar zu Meersburg höchft 
wohlwollende Behandlung zu Theil; auf Befehl des Papftes 
betrieb der Nuntius im Frühjahr deren Freilaffung, aus Ger 
jundheitsrüdfichten (22. März); den P. Konrad wollte dann bie 
Regierung gegen mehrere läftige Beringungen (freiwilliges Eril 
und Aufenthalt außer der Schweiz, bis ed der Regierung gefalle, 
anders zu verfügen) entlaffen. Aber P. Konrad, fo mild auch 
fein Karafter, lehnte doch ſolche Begnadigung ab; „ib bin 
fein Verbrecher” (ſchrieb er an den Generalvifar von Konftanz), 
„bierzu fehlt ver Beweis und der Richterſpruch; ich bin fein 


— 183 — 


dem Staate gefährliher Menich; ter Anblick meiner Perſon 
fönnte allein jchon diefe Vermuthung widerlegen“; was er für 
die geiftlihe Korporation des Stiftes St. Gallen gethan, das 
babe er in Folge von Verpflichtungen gethan, von denen ihn 
feine weltlide Macht losjagen könne; in der Mediationsafte 
jelbft liege der Schug für die hergebrachten „Religionen ver 
Schweiz“, jomit aud für die katholiſche; in jener Bundesafte 
liege feine eigene Rechtfertigung, nur noch befräftiget durch bie 
päpftlihe Verwerfung der Konvention und Aufrechthaltung ver 
geiftlihen Verbindung des Stiftes. Sei er aber Feines Ver⸗ 
brechens überwiefen, wie jollte auf ihn vie Strafe eines Ber: 
brechers fallen — — „ver ſelbſt außer feinem Vaterlande dieſem 
noch gefährlich werden könnte?!“ P. Konrad blieb, nah Ab» 
gabe diefer Erklärung, noch einige Zeit im Seminar zu Meers- 
burg, das er, unter den ihm angebotenen Bedingungen, weder 
verlafjen fonnte noch wollte. Die Entlafjung des P. Thomas 
lehnte die Regierung gegen den Nuntius anfänglih ganz ab; 
fie müßte ihn fonft friminalifiren, antwortete fi. P. Thomas 
jeinerjeitö den Kleinen Rath als verantwortlich für deſſen Amts— 
handlungen anfehend, wollte im Frühjahr 1805 gegen benfelben 
mit einer Klage über verfaſſungs- und gefegwidrige Verhaftung, 
Deportation, Gefangenhaltung und Entjegung von der Pfründe *) 
auftreten, verfaßte zu diefem Behuf Inftruftion und Vollmacht 
für einen Anwalt, nad Gutfinden vor dem Großen Rath wie 
vor den Gerichten Recht zu fuchen (Mai 1805), mußte aber, 
gegenüber dem damaligen Abſolutismus und bei erklärlichem 
Abgang jeglicher Unterftügung jeitens feiner Freunde, von dem 
Borhaben abftehen. Er und P. Konrad fehrten im Dftober gi. 
Jahres in ihr Vaterland zurüd; diefer fand bald einen priefter- 
lichen Wirfungsfreis in einem St. Galliſchen Frauenklofter; P. 
Thomas dagegen erhielt Jahre lang feine Anftelung in ver 


1) Diefe Entfegung Hatte die Regierung von fi) aus verfügt; die da— 
herige Befchwerde der Pfarrgemeindeverwaltung von Lichtenfteig fertigte fie 
mit der Grflärung ab: „die Regierung habe aus binlänglien Urfachen ges 
handelt“. Natheprotofoll vom 23. Februar. 
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Heimath und mußte ſich inzwiſchen mit der Pfarrei Haslen in 
Appenzell 3. R. zufrieden ftellen. 

Fürft PBancratius kam auch in den Befig der Proflamation 
der Regierung, ja er vernahm noch mehr, die Nachricht nemlich: 
Müller- Friedberg habe in Wien die Beichlagnahme aller feiner 
Schriften verlangt, wo ſolche auch liegen möchten. Der Fürft 
jegte fich gegen jene Kundmachung zur Wehre. P. Columban 
Ferch erließ einen Fräftigen Brief an den Kleinen Rath, in 
welchem die Regierung verftändlich bejchuldiget wird, daß fie zu 
„Erdihtungen, Verdrehungen und gehäffigen Auslegungen“ ihre 
Zufludt genommen; ein ſolches Benehmen fei nit Sadje gut 
gefitteter Menfchen, noch weniger einer Regierung, deren meifte 
Mitglieder von dem Stifte St. Gallen „jo viele Wohlthaten 
genofjen hatten.” Die chriftlide Moral erfordere die Wieders 
herftellung der geraubten Ehre, deßhalb könne die Regierung 
nichts Befferes thun, als ihre Proflamation neu aufzulegen, 
dann aber die in derſelben angeführten fürftlihen Proflamationen 
nad ihrem ganzen Inhalt von Wort zu Wort beibruden und 
jo fämmtlih dem Publifum vorlegen zu laffen. Weiter ift in 
dem Briefe gefagt, daß die 31 Kapitularen, welche das Abbitt- 
ſchreiben an den Heil. Vater erlaffen haben, nichts anderes be» 
zweden, als die fernere Beibehaltung des Stiftes „qua Klofter”; 
„und nun wollen Sie diefe an fich felbft untadelhaften Hand- 
lungen als Staatöverbredhen anfehen und behandeln!” — „Sie 
verfolgen die an den Heil. Vater erlaffenen Briefe bis über die 
Schweizergrenze, ziehen zwei Kapitularen gefänglih ein, ftellen 
ſcharfe Unterfuhungen an, bemächtigen ſich der Schriften und 
Papiere, geben gehäffige Proflamationen heraus und verbreiten 
einen Lärm, gleih als wäre das verrathene Vaterland in ver 
augenfcheinlihften Gefahr und flünde weiß nicht welch eingebil- 
deter Feind mit 100,000 Kriegern vor den Thoren.“ Gleich— 
wohl werde nichts anderes herausfommen, als daß die Kapitus 
laren u. ſ. w. dem Heil. Vater die Wiederherftellung des Stiftes 
empfohlen haben, was „zufolge der Mebiationsafte ſchon längft 
hätte geſchehen follen und — bloß durch die Umtriebe des Kleinen 
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Rathes, bejonderd des Herrn Müller-Friebberg gehindert worden 
iſt.“) Mit dem Neujahrstage von 1805 war der Solothurner 
Schultheiß Peter Glutz⸗-Ruchti, Landammann der Schweiz ges 
worden. An biefen wendete fich die Regierung mit dem Bes 
gehren, daß P. Eolumban zu perfönlicher Abbitte verpflichtet 
werde; wäre feine Stellung nicht erhältlich, fo würde contuma- 
eialiter gegen ihn bei dem zuftändigen Richter geklagt werben. 
Dem perfönlid angegriffenen MüllersFriedberg wurbe Kenntniß 
vom Inhalt des Briefes gegeben. Die Regierung fcheint den 
wirflihen Thäter faum geahnt zu haben. Berfafjer des erften 
Entwurfs tes Schreibens war PBancratius felbft; P. Columban 
hatte nur das Berdienft der Ausfertigung. Der Fürft ließ das 
Schreiben auch in die „Augsburger Drdinaris Poftzeitung” eins 
rüden. Landammann Gluß, wejentlih anderer Meinung in ber 
St. Galler Klofterfahe, als fein Bernifcher Vorgänger, ?) und 
ſich mehr jener des Landammanns d'Affty nähernd, gab wenig 
geneigten Bejcheid und die Sache blieb auf fich beruhen. An— 
geregt durch die gleiche Proflamation und um ſich die günftige 
Stimmung des neuen Landammannd zu Nugen zu machen, erließ 
der Fürft die dringende Bitte an diefen, den Beichlüffen der 
Tagſatzung auch gegenüber dem Kanton St. Gallen Vollziehung 
zu verfchaffen und biefen zur Midererftattung der Kloftergebäube 
und des Flöfterlichen Vermögens anzuhalten, Alles mit folchen 
Rüdfihten und Vorkehren, welde ver Billigfeit angemefjen und 
geeignet jeien, gleichzeitig die Ruhe und den Wohlftand des 
Kantond und des Etiftes zu fihern (28. Januar). Kaum 
hatte Müller- Friedberg hievon Nachricht, eilte er von Bern 
nad Solothurn, verlangte fruchtlos Mittheilung des Schreibens 
(in dem fih der Reklamant bloß als „Abt“ unterzeichnet hatte) 


1) Brief vom 25. Januar 1805, aus Oberried, einer Statthalterei des 
Klofterd St. Blaften, gefchrieben. 

2) Defhalb fagte der Landammann Jakob Zellweger von. Appenzell 
A. R.: „Die Klofterfachen werden nicht beenbiget, bis ein Fatholifcher 
Sandammann (der Schweiz) in’d Amt komme.“ Brief des Dekans Bräg- 
ger an den Fürflen, vom 24. September 1804. 
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und Unterlafjung jeder verfänglichen Erwiderung. Glug aber 
war nicht gefügig, wünfchte vielmehr mit Berufung auf die 
Mediationsafte die Wiederherftellung des Kloſters, doch mit 
dem Zugeben, „daß die Perſon des Abtes in dem Kanton nicht 
mehr zuläffig wäre”; er biete feine guten Dienfte zu allfälligen 
Unterhandlungen au. Das wollte aber der St. Galliihe Ab— 
geordnete nicht: „Er (Randammann) folle fühlen,. daß Mönche 
und Mönchthums-Verehrer die Schweiz jo wenig trüben bürfen 
als zehenpbare Bauern“. t) Unterdefien waren die Bittjchreiben 
und Aorefjen an ven Papft in Paris gelangt und. wurden ihm 
Anfangs Januar übergeben. Die Berichte aus Paris Tauteten 
für die Regierung nichtd weniger ald günſtig. Es ging ihr 
Meldung zu, daß eine Sendung in dortige Hauptftabt zu per- 
ſönlicher Verwendung daſelbſt jedenfalls fruchtlos wäre; fünde 
jeitend der Regierung eine Sendung ftatt, müßten bie Herren 
nad Rom fommen, denn in Paris ftänden dem Heil. Vater 
weder Zeit noch die nöthigen Papiere zu Gebote. Das war 
aber nicht die Hauptſache. Der Papſt übte auch in dieſer Zeit, 
jo wenig günftig für kirchliche Zwede fie war, fein Oberhirten- 
amt in der Angelegenheit ver Schweizerflöfter. Er übergab tem 
Kaijer Napoleon, nahdem er ihm die Firchliche Weihe geipenbet, 
eine Denkichrift für die Erhaltung jener Klöfter, des Stiftes 
St. Gallen insbeſondere. Deſſen ungefhwächte Erhaltung lag 
ihm am Herzen und er empfahl fie mit frommer Dringlichkeit; 
war ja doch Pius VII. jelbft Benediftiner geweſen, wie bie 
St. Galler Religiofen e8 noch waren; nicht zwar daß ver PBapft 
die durch die Revolution untergegangenen Herricherzuftänte 
irgendwie befürwortet hätte; davon nahm er völlig Umgang; 
aber die ungeſchwächte Erhaltung des Stiftes ald Regular- 
Korporation wünſchte er, zu diefem Zwede aud völlige Rüd- 
gabe feines Vermögend. „Man will in der Schweiz die Klöfter 
zerftören und bie katholiſche Kirche wird dort in Sklaverei ger 
halten“, jo jchrieb aus ten Tuilerien Kardinal Antonelli an 


) Schreiben Müller⸗-Friedberg's an den Kleinen Rath, 3. Febr. 1805. 


— 187 — 


Feſch mit gleichzeitigem Erfuhen an das Minifterium, durch ven 
franzöſiſchen Gefandten in der Schweiz, Bial, die nöthigen Ver; 
wendungen zur Abhülfe eintreten zu laſſen (Februar 1805). Bei 
diefen Beftrebungen ließ übrigens ter Papft für feine früher 
geäußerte Zujage, unter erwähnter Borausfegung die Abtswürde 
in jene eined Biſchofs umzuwandeln, die Ausficht auf Erfüllung 
fortbeftehen, ohne jedoch definitive Entjcheide zu faffen. Unter- 
laſſend, ſich über Iegteren Punkt befonders zu Außern, hatte 
fhon vorangehend Karl Theodor, Biſchof von Konftanz, eben: 
falls aus Paris, der Regierung gemeldet, daß der Papft Ichlechter- 
dings die Herftellung des Gotteshaufes St. Gallen ald Bene- 
diftiner-Abtei wünjche, was um fo billiger und leichter auszu- 
führen, ald das memliche in Betreff der Abteien Muri und 
Einfieveln geſchehen ſei, wobei übrigens von der weltlichen Herrs 
ihaft (des Stiftes) gar feine Rede mehr ſei. Er, Biſchof, 
erwarte mit Bertrauen, was der Papſt mit der helvetifchen 
Nation konkordatsweiſe abjchliegen werde; inzwiſchen werde er 
die bifchöflihe Verwaltung unter Mitwirkung des Weihbifchofes 
Grafen v. Bilfingen und tes Generalvifard v. Weflenberg 
fortfegen. Wirklich trug man ſich damald mit Projekten allge: 
meiner neuer Gircumffription der Bisthümer nach dem Grundſatze 
der Territorialität, wobei die jchmweizerifchen Theile des Bisthums 
Konftanz andere bijchöfliche Leitung erhalten follten; felbfiverftänd, 
(ih wäre tann tie Frage, ob St. Gallen wierer Abtei, oder 
ein Bisthum werben jolle, mit entjchieden worden. Wir jehen 
demnach, und zwar durch die vorliegenden Korrejpondenzen voll» 
fommen ausgewiejen, Folgendes als den Willen des heiligen 
Stuhles: bei der ſchon ausgeiprochenen Verwerfung der Konvens 
tion vom Dezember 1803 hat es fein Verbleiben und es wird 
die ungefchwächte Herftellung des St. Galliſchen Stiftes als 
einer regularen Benediktiner-Korporation mit dem ihm zuftehen- 
den Vermögen verlangt, je nad Umftänden mit Umwandlung 
der Abtei in einen Bilchofsftuhl nach dem Borgange von Fulda. 
Auch bei der übelften Stimmung mußte Vial fein Amt üben 
und die ihm in Folge der Verwendungen bed Papſtes zuger 
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fommene Note Antonelli’8 an Feich dem Landammann der Schweiz 
übergeben, der hinmwieder die Regierung von St. Gallen damit 
begrüßte, und ihr zu verftehen gab, daß eine Auflöfung bes 
Stiftes neben der Mebiationsafte kaum zu rechtfertigen wäre, 
in dem oft angeführten helvetiichen Gejeg aber die Begründung 
einer folhen auch kaum zu finden ſei, enblich daß deſſen fernerer 
Gültigkeit der Art. I des Nachtrags der Bundesakte entgegen» 
gehalten werde. Ernfter fchreibt der Landammann ein zweites 
Mal an die Regierung von St. Gallen, ald ihm ein päpftliches 
Breve vom 9. März zufam; der Heil. Vater Hagt in demfelben 
über die traurige Rage des Klofterd St. Gallen, deſſen Miß— 
handlung, die Zerftreuung ver Mönche u. ſ. w., und verbindet 
damit die Empfehlung an den Landammann: „alle Mühe anzus 
wenden, damit der Plan, den Einige angelegt zu haben jcheinen, 
nicht zum Verderben und Untergang des Kloſters St. Gallen 
durchgefegt werde; auch bie ganze Kraft feines Anſehens zur 
Erhaltung ver Fatholiichen Religion zu verwenden.” Dieſer 
Mahnung folgte die Angabe ver Bedingungen, unter welchen 
der Bapft (wie in Fulda gefchehen) die Errihtung eines Biss 
thums in St. Gallen geftatten wolle; entiprechen könne er nem— 
ih in dieſem Punkte, „wenn nur die Regularität der Abtei 
immer unverjehrt beibehalten, ein Biſchof aus der Zahl ver 
Mönde gewählt und das Kapitel ebenfalls aus benfelben bes 
ftehen werde”; aber auf Feine Weiſe habe er „bie Verkommniſſe 
gutheißen wollen, welche unter einigen Mönchen und dem daſi— 
gen Rathöpräfidenten eingegangen worden, weil wir einjehen 
mußten, daß dieſelben der Kirche fchimpflih und ihren Rechten 
zuwider find.” Dieſes päpftlihe Breve ift als Ergebniß ver 
dem Heil. Vater zugegangenen Bittfchreiben aus dem Kanton 
St. Gallen anzufehen. Am Schlufje des Schreibens, mit welchem 
der Randammann der Schweiz die Erklärung Pius VII ver 
St. Galliihen Regierung mittheilte, forderte er dieſe auf, ber 
Gerechtigkeit Genüge zu thun, erinnernd, daß die wahre Kraft 
(für Handhabung der öffentlichen Ordnung) von der Mäßigung, 
von der Achtung für religiöfen Glauben, mit Vermeidung jeg- 
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lihen Zwanges, abhängig fei (17. April. Aber ſolche Worte 
des ſchweizeriſchen Bundeshauptes famen längft zu fpät, und für 
bie Mahnungen des Papftes war die Regierung ohnehin unzus 
gänglihd. Schon nad Empfang des ihr ungünftigen Schreibens 
des Biihofs von Konftanz glaubte ihre Mehrheit auf allen 
Erfolg verzichten zu müſſen; es fei beſſer, erachtete fie, „wenn 
alle Unterhandlungen abgebroden und dasjenige gethan würde, 
wad in der Macht der Regierung felbft liegen dürfte.“ In 
diefem Sinne wurde Müller-Friedberg 1) um feine Anficht des 
fragt, ob man nicht endlich von der Konvention zurüdtreten und 
nad eigenem Ermefjen über das Klofter verfügen könnte, zumal 
gegenüber der doch bald wieder fich verfammelnden Tagſatzung 
und der von daher zu beforgenden Schwierigkeiten. ) Miüller- 
Friedberg ftand in intimfter Verbindung mit Bial und benugte 
fie in eifriger Beharrlichkeit. Vial aber war wie Ney und rief: 
„Handeln, handeln, das fei von Seite St. Gallen’d das einzig 
richtige; die franzöftiche Gefandtichaft werde unterftügen.” „Dem 
Fanatifiren überhaupt müfe man nie lange Wurzel lafjen und 
jobald man fünne ven Gegenftand deſſelben verfchwinden machen.“ 
So jprad der franzöfiihe Säbeldiplomat, und Müller-Friebberg 
verfiherte ihn des unbedingten Vertrauens ber St. Galliichen 
Regierung. ) Reutti, eines Sinned mit ihm, fchrieb zurüd 
vom guten Eindrud, den fein (Müller⸗Friedberg's) Brief ger 
macht; vom Großen Rath erwarte man das Befte, wenn ber 
Kleine Rath einig bleibe; der Mitwirkung einflußreiher Männer 
habe er fich verfichert; es ftellen dieſelben „die einzige Kondition, 
daß das Stift Schänis nicht befier behandelt werde als andere 
-unferer Klöfter“; er follte mitwirfen zu einer guten Stimmung 
im Stifte Schänis, „damit nicht etwa biejer Knoten unfere ent— 
Ihiedene Mehrheit im Großen Rath aufs Neue ſchwankend 


1) Er war ald Abgeordneter des Kleinen Rathed wegen des JInfame: 
rationdgefchäftes in Bern. 

2) Schreiben des Regierungspräftdenien Zollilofer an feinen Kollegen 
in Bern, vom 1. Februar. 

3) Brief Müller: Friedberg’d an die Regierung, vom 3, Februar. 
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mache.” ') Das flingt wie Schader um das Stift Schänig, 
welches bisher mehrjeitige PBroteftion gefunden hatte. In dieſe 
Zeit fielen die meift ſchon gemeldeten Nachrichten aus Paris, 
und Briefe des Landammanns, von diefem aud einer an Vial 
für Herftelung des Klofterd unter fichernden Abfindungen, jo 
dag Müller⸗Friedberg die Möglichkeit einer Situation vorausjah, 
welde die Herftellung des Klofterd brächte; für diefen Fall aber 
hätte man, fo ſchrieb er nah St. Gallen, ſehr pofitive Bedin— 
gungen zu machen: Cntfernung des Abtes, Elimination der 
verbächtigen und verrätheriichen Neligiofen, vielleicht aller Deiters 
reiher, Separation bes fouveränen Gutes, Kollaturwelen zu 
Handen der Regierung, allenfalld® unter Bewilligung von Mits 
einfluß der Gemeinden. 2) So enthüllt fih, daß ber Abt keines— 
wegs das (jo oft vorgejhügte) alleinige Hinderniß der Wieders 
herftellung des Klofterd war, und was das Schidjal Jener 
geweſen wäre, weldhe, der Konvention fich hingebend, dadurch 
wenigitend den Fortbeftand der RegularsKorporation zu fihern 
vermeint hatten, — von dem Loos der Weltpriefter und den 
Ausfichten Fünftiger Paftoration noch zu ſchweigen. Bewußte 
Abfindungspunfte waren übrigens nur auf den Außerften Fall 
beiprochen und es blieb die Regierung von St. Gallen bei dem 
von Vial fommandirten „Handeln“. Nachdem fie durch den 
Landammann der Schweiz in Befig einer amtlich beglaubigten 
Kopie der Conſalvi'ſchen Note vom 29. Oftober 1804 und ber 
Eröffnungen Antonelli’8 gefommen war, faßte ver Kleine Rath 
folgenden Beihluß: in Betrachtung, daß ein längeres Hangen 
diefes Gegenftandes die bereits woaltende Spannung in einem 
jehr beträchtlichen Theile der Kantonsbürger von Tag zu Tag 
vermehren würde; daß eine allfällig neu anzubahnende Unters 
handlung ungezweifelt eine mehr oder weniger beichränfte Her: 
ftellung des Klofters herbeiführen würde; daß bie Regierung 
aber bie Eriftenz des Klofters mit der Verfafjung und der gegen- 
4) Brief Reutti's an M. F., vom 6. Februar (im Kantonsarchiv). 


*) Brief M. F.'s an den Regierungspräfidenten, vom 20. Februar; 
Ergebniß einer 29, ſtündigen Konferenz mit Dial. 
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wärtigen Ordnung der Dinge ald unvereinbarlih anfehe, „weis 
len der Herr Abt (angenommen, daß die übrigen Konventualen 
fih in die Umftände der Zeit ruhig begeben follten, welches 
aber aus dem bisherigen Betragen des größeren Theils derſel— 
ben eben jo unwahricheinlich vorfommt), wenn er auch im Aus— 
ande zurüdbleibte, niemald von jeinen feindjeligen Gefinnungen 
abftehben und auf feine Gapitularen influenziren würde,” foll 
ohne ferneren Verfhub, „aber mit unverlegliher Verſchwiegen— 
heit, mit der in Handen habenden obrigfeitlihen Gewalt im 
Sachen vorgefdritten” und auf nächſt abzuhaltenden Großen 
Ruth ein Gefegesvorichlag über die Separation des Staates 
vermögens, über die Liquidation der Klofterfchulden und über 
die Feftiegung der Penftonen für die ehemaligen Klofter St. 
Galliihen Gonventualen in Bereitichaft gefegt werben, mit der 
Erklärung, „daß der allfällig fich ergebende Vorſchuß an die 
fatholifchen Kantonsbürger zu wohlthätigen und geiftlichen Ent» 
zweden gewidmet werden ſolle“; vor dem Zulammentritt des 
Großen Rathes ſoll aber doch einigen von den angejeheneren 
Mitgliedern deſſelben vorläufige Kennmiß gegeben werben; auch 
wurde unmittelbare Anzeige an den franzöſiſchen Botſchafter Bial 
mittelft eines ſchon in Bereitſchaft gelegenen Schreibens beicloj- 
fen (12. März); ') im Geheimniß ftanden aljo dieſer Fremdling 
und jene „einigen“ Kantonsräthe, deren zuverläffiger Mitwirkung 
fih die Regierung verfibern wollte, um Mehrheit im Großen 
Rathe zu machen. Dem ganzen St. Galliihen Volfe, Hohen und 
Niederen, Geiftliben und Weltlichen, wurde wie bisanhin Alles, 
was biefe feine höchfte Angelegenheit beichlug, vorenthalten, 
Die Regierung vollzog, was der jubalterne franzöfiihe Schutz— 
geift ihr gerathen, denn jo hatte Vial in jener Unterredung vom 
20. Februar gefproden: „wäre er Canton souverain, jo würde 
er einfach nad eigenem Ermeſſen handeln, zugreifen — und fid 


) Nach dem Styl zu urtbeilen, ift Reutti, Präfident einer ſchon im 
Januar ernannten Rathskommiſſion für die Klofterfachen, der Verfaffer die: 
fes Beichluffee. Die Urheberfchaft trägt er mit Müller:Friedberg gemein 
fam, der den erften Borfchlag dazu aus Bern mitgetheilt hatte. 
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um alle diefe Interventionen nicht Fümmern.” Die Mahnungen 
und Mittheilungen des Papftes, der Karbinäle Conjalvi, Anto- 
nelli und eich, des fonft jo hoch in Ehren gehaltenen Biſchofs 
von Konftanz, des Landammanns der Schweiz und des jchwei- 
zerifchen Gefandten in Paris (Maillarboz, der aus eigener Ueber: 
zeugung im Sinne Antonelli's gefchrieben), — fie alle waren 
nun aus dem Felde gefchlagen. Deffen ungeachtet Iebte die Re— 
gierung in beftändiger Furcht; als der biſchöfliche Generalvifar 
von Konftanz übliche geiftlihe Konferenzen wieder abhalten 
wollte, ließ die Regierung ihm das „Bedenkliche“ folder Kon: 
ferenzen „im gegenwärtigen Momente” vorftellen und um Ders 
ſchiebung erfuchen; bienftbereitwillig verjbob dann wirklich Weis 
fenberg jene Baftoralfonferenzen. Seit dem 15. März war 
Müller-Friedberg wieder Präſident. Vial lud ihn zu fih nad 
Bern ein, da er eine wichtige Eröffnung über die Kloſterſache 
mitzutheilen habe. Der Präfivent wurde mit Bolt nah Bern 
abgeordnet; am 8. April empfingen fie von Vial folgende münd— 
liche Eröffnung: Es habe der frangöftihe Monarch endlich feine 
volle Aufmerkfamfeit auf die Lage des Kantons St. Gallen ges 
wendet und feinen Botjchafter bevollmächtiget, dem Präftventen 
ber Regierung feine Anfihten und MWillensmeinung dahin mit: 
zutheilen: 1. das Klofter St. Gallen jei mit den anderen Klö— 
ftern der Schweiz nit in Parallele zu fegen, weil ed aud eine 
politiſche Inftitution geweſen; 2. feine Wiederherftellung ſei auch 
deßhalb unzuläffig, weil es nur zum Herde der Unzufrieven- 
heit und der Rivalität gegen die Regierung würde; 3. ver Kai- 
jer erachte, daß die Güter der Abtei nicht zurüdgeftellt werden 
follen und daß der betreffende Artifel der Mediationsakte auf 
diefelbe nicht anwendbar fei; A. dagegen äußert der Kaifer den 
Wunſch, daß auf beffere Dotation der Pfarrpfründen und Welt- 
geiftliben Rüdficht genommen werde; 5. würde ein Bisthum 
errichtet, jo würde der Kailer den Abt eben jo wenig ald Bir 
Ihof, denn als Abt dulden. Vial ſprach weiter: Ihre Fall. 
Majeftät erwarten, daß die St. Galler Regierung auf diefe Er- 
flärung feiner Gefinnungen minder unentjchloffen zu Werke gehen 
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und in berjelben einen neuen Beweis der Sorgfalt finden werde, 
„mit welcher Allerhöchftderfelben die Ruhe ver Schweiz und die 
Früchte der Mediationdafte am Herzen liegen“. Neuerdings 
empfahl tann ter Botichafter die balvigfte „Beleitigung dieſes 
Geſchäfts Durch jchnellfte Liquidation des Schuldenwefens, Söns- 
derung der dem Kanton vorzubehaltenden Güter, und Berwens 
dung der übrigen zu milden und nüßlichen Zwecken und zur Ber: 
befjerung des Schidjals der Weltgeiftlichkeit”. So berichteten bie 
beiden Abgeorbneten der Regierung, „unter Zufage eiblicher Be- 
fräftigung”“ beifügend: es habe ihnen ver Botjchafter das turd 
einen Kourier erhaltene Driginalichreiben jelbft vorgezeigt und 
fo langfam vorgelefen, daß fie feinen Ausdruck mißverftehen 
fonnten. Es ift nicht gejagt, von wem dieſes „Driginalfchreis 
ben” an Vial erlaffen worden, aud fein Datum angegeben. 
Dad Ganze fieht aljo mindeftens räthjelhaft aus. Dagegen ift 
der Auszug von einem Schreiben Talleyrand’s an Vial im St. 
Galliihen Kantonsarhiv aufbewahrt, ver im Wefentlichen mit 
Dbigem zujammengeht und die Wellung an Vial enthält: ver 
Inhalt möge fchlechterdingd nur mündlidh dem Landammann 
der Schweiz und dem NRegierungspräfidenten: von St. Gallen 
mitgetheilt werben; tiefer Auszug ift ohne Datum; auch ift dem» 
jelden nicht zu entnehmen, wann und durch wen diefes Papier 
nah St. Gallen gefommen. Am Tage der Zufammenkunft 
ſcheint Vial, nad dem Rapport der Abgeorbneten zu jchließen, 
das von ihm Vorgelefene wieder in die Taſche geſteckt zu haben. 
Als Hohe Wahrjcheinlichfeit gebt jedenfall hervor, daß Vial 
feine WBerantwortlichfeit durd Bericht an Talleyrand und durch 
irgend eine Rüdäußerung von demſelben gevedt hat. Talley- 
rand und Vial, in Verbindung mit Stapfer, zerftörten, was 
Antonelli und Feſch zu gutem Ausgang eingeleitet zu Haben 
glaubten. Wenige Tage nachher reiste Napoleon über Cham: 
bery nah Mailand, um in dieſer lombardiſchen Stadt fich zum 
König von Stalien krönen zu laffen. Vial ftellte fih in Cham: 
bery ein, eben fo, zur Beglückwünſchung des Mächtigen, eine 
Abordnung des Landammannd der Schweiz; dieſe erhielt Aubienz 
Baumgartner. Kanton St, Ballen. IL 13 
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bei dem Kaifer am 14. April Abends; Talleyrand, weil fchon 
voraus gereijet, war nicht dabei. Auf die Anfrage der Negie- 
rung von St. Gallen, wie fich der Kaiſer bei der Audienz über 
die Angelegenheit des Stifted habe vernehmen laſſen, melbete 
der Landammann: es habe derjelbe Cauf dießfallſige Anregung 
der Schweizer Abordnung) fih bloß dahin geäußert: die Regie— 
rung von St. Gallen dürfte in Folge der Mediationsafte noth- 
wendig erachten, fih ben Abt fern zu Halten.) Am 1. Mai 
berieth der Kleine Rath von St, Gallen in geheimer Sigung 
den früher beichloffenen Geſetzesvorſchlag nebſt Botfchaft. 2) 
Allſogleich machte der Regierungspräfident dem franzöfiihen Ges 
Ihäftsträger (Vial ſelbſt war in Mailand) amtliche Anzeige 
von dem Inhalt, noch bevor der Große Rath und das Volk 
von St. Gallen ein Wort davon hatten vernehmen können. 
Das Satrapieverhältnig der Regierung des Kantons St. Gal- 
len zu Franfreih war ſonach in’d Maßloſe übergegangen; das 
ift die böje Frucht der Furcht vor dem Volke. 

Fürft Pancratius in bringen gratulirte ſich felbft zum 
neuen Jahr: „die Ausfichten für die Wiederherftellung des Stif- 
ted find günftiger; die ärgerliche Konvention ift verworfen; der 
Heil. Vater und feine Karbinäle wollen das Stift beibehalten 
wiflen; der Kardinal Feſch jcheint mich zu begünftigen; das 
katholiſche Volk und ver Klerus verlangen die Herftellung des 
Stiftes; die Kapitularen haben die Annahme der Konvention 
widerrufen; dieje, der Klerus und 17 Großräthe haben fib für 
die Erhaltung des Stift an den Heil. Vater gewendet; bie 
fatholiihen Kantone wünjchen die Auflebung des Stiftes; Mül- 
ler⸗-Friedberg und feine Kollegen des Kleinen Rathes find die 
Feinde des GStifted und wenten Alles an, jelbes zu zernichten; 
der frangöfifche Minifter Talleyrand ift ihre mächtige Stüge; 


t) „Que le gourernement de St. Gall à la suite de l’acte de me- 
diation pourrait prendre ombrage de Abbé“ (Schreiben des Landammanns 
vom 24. Mai). 

2) Auch die einschlägigen Protofolle wurden (mit jenem vom 12. März 
angefangen) beſonders gefertiget und forgfältig geheim gehalten. 
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nun aber fol die Sache nicht in Paris, fondern, nad der Rüd: 
fehr des Papftes, in Rom ausgemacht werten; da dürfte es 
befier ausfallen.” 1) Gleichwohl führte er fleißigfte Korreipon- 
denz nah Paris, jo mit Antonelli, von dem er bie eifrige Ber: 
wendung des Papftes für St. Gallen erfuhr, Verwendung in 
dem Sinne nemlih, daß der Kaifer die Vorjorge für das Klos 
fter St. Gallen ihm, dem Papſt, überlafje, die abzuſchließenden 
Konforbate vorbehalten. Dieſe Berichte erhielten jedoch bald 
eine trübere Färbung durch Briefe feines Agenten, des Ritt 
meifterd Müller, welche im Hinterarunde die Umwandlung des 
Stiftes St. Gallen in ein Bisthum durchblicken ließen. Ueber: 
bin vernahm. er, wie St. Gallifcherjeits die Umtriebe gegen 
ihn fortgejegt wurben; dieſe Berichte beftärften ihn in der An— 
fiht, daß er nichts Beſſeres zu wünſchen habe, ald das Unters 
bleiben jedes finalen Entjcheides feitens der franzöſiſchen Regie— 
rung; zugleich brachten fie feinen Entſchluß zur Reife, fi behufs 
eines ſolchen perfönlich nah Rom zu begeben, was in den Wünzs 
chen des Papftes und Conſalvi's lag. Eine Reiſe nad Paris 
hätte ohnehin unterlaffen werden müſſen, va er ungeachtet aller 
Berwendungen des Spanischen Geſandten Gravina Päffe in die 
franzöſiſche Hauptftabt nicht hatte erhalten Fönnen. Er gab 
Kunde von feinem Vorhaben dem Konftanzifchen Generalvifar, 
der die Mittheilung in würbiger Sprache erwiederte, dann dem 
Landammann der Schweiz, welder vie beabfichtigte Romfahrt 
höchlich billigte; an diefen richtete er eine neue fchriftliche Ver— 
wendung für mediationsmäßige Vermögensrüdgabe an das Stift; 
jpäter wendete er fich zu gleihem Zweck mit Kreisichreiben an 
gefammte Kantone (19. April) und erhielt unter andern von 
der Regierung von Appenzell A. R. die erfreuliche Anzeige, daß 
fie feinem Anfuchen beftens zu entiprechen bemüht jein werde; 
in diefer Antwort war die Rechtsanſchauung des Landammanns 
Safob Zellweger ausgeprägt. Sehr betrübt war er über vie 
Haltung der Nuntiatur in der Angelegenheit des Stiftes und 

) Beinahe woörtlih aus dem Tagebuch des Fürften vom 1. Januar 
1805, mit einziger Weglaffung von ein paar herben Ausdrücken. 

13* 
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über ihre Verfügung gegen vie zwei ihm fo treuen Religiofen 
P. Konrad und P. Thomas. Seinerfeit8 Fagte der Nuntius 
über eigenwilliges Vorgehen des Fürften und der Religiofen 
von St. Gallen, bezeichnete das Einfchreiten gegen die zwei Ges 
nannten als ganz gerechtfertiget. *) Bei Pancratius perfönlich 
flagte der Nuntius darüber, daß jener, für Empfang der Abba> 
tialweihe, die Nuntiatur umgangen habe, welde zu deren Er- 
theiflung ein beſonderes Recht habe; der Fürft rechtfertigte ſich 
aber gegen diefe Beſchwerde durch ausdrückliche Vollmachten, bie 
er für jein abweichendes Vorgehen erhalten hatte. Die Be 
richte, die der Fürft aus St. Gallen erhielt, waren fehr reich» 
haltig, jo über den Prozeß gegen die Fatholichen Kantonsräthe, 
über ven zuerft zum Amtskläger beftellten Advokaten Gmür von 
Schänis, ter fih im vorigen Jahr dem P. Thomas ald Rebner 
im Großen Rath für fein Anliegen angetragen, ihn dadurch eins 
geführt und ſich Einficht in die Papiere erfchlihen habe, „von 
woher das leidige Geſchäft feinen Anfang genommen“.?) Ab: 
fiht der Regierung fei geweien, daß das Kontumazurtheil noch 
vor der Eröffnung des Großen Rathes geiprochen werde, Tann 
mit Ausſchluß diefer Kantonsräthe aus dem Großen Rathe eine 
Mehrheit für Aufhebung des Klofters zu erzielen; folgten noch 
Klagen über die traurige Lage der Angeflagten; „das Elend der 
Katholiken ift unbefchreiblih”.) Won der Reife nah Solothurn 
zum Rekurs an den Randammann feien jene Kantongräthe mit- 
telft Ausftreuungen einer von Frankreich her gefloffenen Entſchei— 
dung über die Klofterfache abgejchredt worden; überhaupt werde 
verlegender Terrorismus gegen Alle und Jede geübt, welde vie 
Herftelung des Stiftes beabfichtigen oder auch nur davon fpre- 
chen oder fchreiben. *) 


) Schreiben des Nuntius an den Fürftabt von Ginfledeln, vom 
15. Januar 1805. 

?) Brief an den Fürften, vom 28. März, ohne Namensunterſchrift; 
wohl von Defan Brägger. 

) Anderer Brief Brägger’d an den Fürften, vom 10. April. 

*) Dekan Brägger an den Bürften, am 28, April. 


Der zu ordentlicher Sefftion einberufene Große Rath; wählte 
fihb, mit 35 von 66 Stimmen, ten fräftigen Reutti zum Prä- 
fiventen (6. Mai). Nah einigen Vorlagen über Verwaltungss 
und Rechnungsgeſchäfte rüdte ver Kleine Rath) aus mit feinem 
Geſetzesvorſchlag über das Stift Et. Gallen und der ihn begrüns 
denden ausführlichen Botſchaft. Nicht die Aufhebung des Stiftes 
trug er an, denn dieſe ſetzte er als bereit vollendete legale 
Thatſache voraus, jondern die Liquidation des Kloftergutes, die 
Ausſcheidung desjelben in Staats- und wirflihes Kloftergut, mit 
Anträgen über die Verwendung des leßteren (8. Mai). So 
wollte der Kleine Rath abermals der Berathung des Großen 
Rathes jene Hauptfrage entrüden, ob derſelbe das Klofter St. 
Gallen ald von der allgemeinen Vorſchrift der Mediationsakte, 
betreffend Rüdgabe der Güter, beziehungsweije Wiederherftellung, 
ausgenommen und bereitd als gejeglic aufgehoben betrachte ober 
nicht, und nur die von dem Kleinen Rath bereitd voraudgejegte 
und vielfah ausgeſprochene Aufhebung des Klofterd in ihren 
Folgen regeln laffen. Das Protofoll verzeigte 70 Anweſende. 
Der Berlefung der Botihaft folgte langes Stillſchweigen, und 
Ihon ftand der Präſident im Begriff, zur reglementarifchen Abs 
fimmung zu jchreiten, ob man über den Vorſchlag eintreten 
wolle over nicht. In diefem Augenblid rettete Fr. J. K. Falk 
von St. Peterzell, einer ver verurtheilten Sechszehn, die Ehre 
der Freunte des Stiftes; vor Allem aus, fo ſprach er, müfle 
die Borausjegung, daß das Klofter St. Gallen als ein auf 
gehobenes Klofter zu betrachten fei, „ald richtig erzeigt fein“; 
andere katholiſche Mitglieder aus der alten Landſchaft, aus 
Toggenburg und Rheinthal, namentlib Dubli, Brägger und 
Schaffhaufer, unterftügten. Meßmer aber führte auf das Re 
glement zurüd, laut welchem zunächft zu entjcheiven fei, ob Fer 
Geſetzesvorſchlag jogleih in Berathung gezogen, oder auf den 
Kanzleitiich gelegt, oder ob er an eine Kommilfion gewiejen 
werten wolle oder nicht. Xaver Gmür und Atvofat Gmür 
trugen auf fofortige Berathung an; Gegenanträge nach Regle— 
ment, um wenigftend Zeit zu gewinnen, macte Niemant. Nah 
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einer furzen Weile erfolgte die Abftimmung über den Gmür'ſchen 
Antrag; für ihn erhoben fih 36, gegen denſelben 33; ver 
ſchwachen Mehrheit gehörten vier Fatholifche Regierungsräthe an 
(Müllers Friedberg, Dominif Gmür, Germann und 
Gſchwend), dann fünf Fatholiihe Großräthe aus den oberen 
Bezirfen (Xaver Gmür, Advofat Dominif Gmür, Büe 
(er, Bernold und einer aus Kaltbrunn, ') endlich drei aus 
der alten Landſchaft: der oft genannte Müller von St. Geor- 
gen, Egger aus Tablat, der „reihe Schweizer“ genannt, und 
Häfeli von Oberbüren, zulammen 12 Katholifen mit 24 Pros 
teftanten. Die Namen ver vielen abwejend gebliebenen Katho— 
lifen laſſen vermuthen, daß im gegentheiligen Kal ter Vorſchlag 
der Regierung unterlegen wäre. Die Abſtimmung war ents 
jcheidend und mit ihrem Ergebniß war für die Freunde bes 
Stiftes aller weitere Erfolg abgejchnitten. Die Minderheit 
wollte über ten Geſetzesvorſchlag gar nicht eintreten, jelben 
auch nicht. an eine Kommiffion weifen, weil dieſes, nach ihrer 
Meinung, ſchon als Annäherung zur Annahme des Fleinräth- 
lihen Grundfages, daß das Klofter als ein bereits aufgehobenes 
zu betrachten fei, hätte angejehen werben können. Ihre Legali- 
taͤts- und Gewiſſensſtrupel verhinderten die Anwendung einer 
rührigen Taktik des Hinhaltend und es erfolgte fofort die ſäch— 
lihe Verhandlung. Die Mitglieder des Kleinen Rathes, dann 
aus der Mitte des Großen Rathes Zaver Omür, Advokat Gmür 
und Büeler, nebft Ungenannten, empfahlen bie unveränderte Ge: 
nehmigung, wobei die beiden Gmür, Zaver vorzüglih, das ges 
jammte Kloftergut ald Staatögut erklärten. Ihnen traten die 
fatholiihen Kantonsräthe aus den jogenannten drei Drdinariatd- 
landſchaften mit ter Behauptung entgegen: der Vorſchlag ſei 
übereilt und vorgreiflid zugleih; unmöglich könne über die frag- 
lie Sönderung von Staatd- und Stiftögut und über die Ver: 
wendung des legteren eine nach den Worten des Vorſchlags „auf 
alle Zufunft gültige” Verfügung getroffen werden, jo lange nicht 
der Ausschluß des Klofterd von den Haren Beftimmungen ber 
) &8 bleibt ungewiß, ob ed Zweifel oder Zahner gewefen. 
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Bermittlungsafte, beziehungsweije vefjen bereits gejchehene Auf: 
hebung, rechtsgenüglich erwiejen ſei“; es könne jenes eben fo 
wenig geichehen, als man auf einen nur vwermeinten Todesfall 
eines Menſchen zur unwiderruflichen Vermögensvertheilung jchrei- 
ten dürfe. Nun berief fih Müller-Frievberg auf den Inhalt ver 
neuejten franzöſiſchen Erklärung, wie fie laut Berichterfiattung 
der beiden Abgeordneten an Vial gelautet, wobei dad Neue 
gejagt wurde: es fei das fraglihe Schreiben dem Botjchafter 
„auf Befehl des fränfiichen Kaiſers“ zugeichict worden; Redner 
berief fih im Weiteren auf die helvetiichen Geſetze und Defrete 
von 1798 und 1800. „Alle Hochachtung vor dem fränfifchen 
Kaifer“, entgegnete Dudli; aber er beftritt die Zuverläffigfeit 
der behaupteten Erklärung; e8 zieme der Würde Seiner Majeftät 
und der Ehre des Kantons, daß biefelbe in authentifcher diplo— 
matiſcher Form vorgelegt werde. Liege eine ſolche urfundliche 
Erflärung, daß der Kaifer das Klofter St. Gallen wirflih von 
der Wohlthat der Mediationsafte ausgeſchloſſen willen wolle, 
nicht vor, jo müfle das Klofter als fortbeftehend betrachtet wer- 
den. Eben jo wenig fei das Klofter unter der helvetiichen Re- 
publif aufgehoben worden: das Gefeg von 1798 habe nur ges 
wife Drohungen gegen Widerhandlungen und daherige Folge: 
rungen ausgeſprochen; die wirkliche Aufhebung eines Klofters 
aber müßte durch einen befonderen gefeglihen Ausſpruch erklärt 
werden. Dudli machte auch darauf aufmerffam, daß die An- 
gelegenheit bereitd wieder vor der Tagſatzung anhängig gemacht 
worden. Sole und andere VBorftellungen blieben fruchtlos und 
es wollte zur Abftimmung gefchritten werben; da erklärte Schaff- 
hauſer, daß er an derſelben fich nicht betheiligen werde, ſondern 
vielmehr Verwahrung einlege; ihm folgten Dubli, Brägger, Grob, 
Falk und mehrere Andere, mit Begehren, daß diefe ihre Erflä- 
rung zu Protofoll genommen werde. Der Präftvent aber, ohne 
Rüdfiht darauf, fehritt zur Abftimmung; nun verließen Dubli, 
Brägger und Falk den Sigungsfaal, die übrigen Fatholifchen 
Mitglieder der Minderheit blieben, aber enthielten fi der Ab- 
ſtimmung, zwei oder drei ausgenommen, welde für Verwerfung 
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ftimmten. Die befannte jhwahe Mehrheit ftimmte für An— 
nahme; ) jeitens ver Katholifen waren wieder nur die zwölf fchon 
bei der Enticheidung der Vorfrage Genannten bei der Mehrheit. 
So verfügten von einem Großen Rath, ver verfaffungsgemäß 
aus 150 Mitgliedern hätte befteben ſollen, in Wirflichfeit das 
mals aus 89 beftand, 36 (oder höchftend 38) Stimmen gegen- 
über 33, alfo ein bloßer Biertheil der vorgefchriebenen Gefammt- 
zahl, über die wictigfte Frage des Landes und fpracen über 
das Stift St. Gallen das Urtheil ter Vernichtung aus. Tages 
darauf jchrieb die Regierung triumphirend an Vial zu Hanten 
des Kaijerd Napoleon in Mailand: ihr Vorſchlag fei mit fehr 
großer Mehrheit angenommen worden. ?) Die Broteftation ber 
Minderheit erhielt feine Aufnahme in das Protofol. Ihr Weg— 
laufen oder Nichtftimmen war eine übel gewählte Form bes 
Widerftanded. Die Katholifen in Toggenburg ungetheilt, in 
der alten Landſchaft und im Rheinthal die überwiegend größere 
Mehrheit verielben, waren über ven Großrathsbeſchluß entrüftet; 
fie fühlten, was fie damals und für die Zufunft verloren hatten. 
Ihren Unwillen und ihre Niedergefchlagenheit rechtfertigte der 
Jubel der Neformirten. Für Gefchenfe an Behörten, welce 
fib um die „Beendigung des Kloſtergeſchäftes“ befonders ver- 
dient gemacht, warf der Kleine Rath eine Summe von 1000 
Louisd'or aus. ?) 


) Aus einer handfchriftlichen Relation ded Kantonsraths Fr. Joſ. R. 
Ball. Er gibt diefe Mehrheit zu 38 an, ohne Meldung der Gründe und 
wahrfcheinlich nur aus Verſehen. Es bleibt daher noch ungewiß, ob bie 
Mehrheit wirklich aus 36 oder 38 beftanden hat, zumal nirgends nachges 
wiefen tft, daß die Zahl der Anwefenden fich vermehrt habe. Das Protos 
foll gibt feine Stimmenzahl an, weder über Bor: noch Hauptfrage. 

2) Mörtlih: „à trös-grande majorit6“. Schreiben vom 9. Mai. 

) Protokoll der geheimen Sigung vom 16. Mai Kalt erzählt in feis 
nem „Beitrag u. ſ. w.“: ein bamaliger Regierungsrath habe ihm beftimmt 
verfichert, General Vial habe vom Kleinen Rath 10,000 Fr. ale Gratififas 
tion erhalten; Stapfer in Paris, fo fagt Falk weiter, werde auch nicht uns 
berüdfichtiget geblieben fein. 

Einem eigenhändigen Briefe Müller: Friedberg’3 entnimmt der Verfaſ⸗ 
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Eben um dieſe Zeit hatte ver Fürft feine Romfahrt aus— 
führen wollen, als feinen Begleiter den P. Konrad beftimmt. ') 
Bald aber wurde er wanfend, da er vom Landammann vers 
nommen, daß eine Schweizers-Abordnung in die ewige Stadt (für 
die Unterhandlung eines allgemeinen Bisthumsfonkordates) noch 
in weiten Felde jei, er der Fürft, allein in Rom, nichts aus— 
richten fönnte. Mit Schreiben vom 5. Mai empfahl er neuer: 
dings jein Stift dem Kaiſer Napoleon. 

Bis dahin hatte die Regierung wejentlib durch Mittel 
des Geheimnifjes gewirkt, und nur hinter Schloß und Riegel 
fonnte fie Erfolge, wie die erzählten, erringen. Nad geführten 
Hauptidhlag betrat fie den Weg der Deffentlichfeit. Der Bots 
haft vom 6. Mai gab der Kleine Rath dur Ten Drud größt- 
mögliche Verbreitung. Ihr Inhalt ift ein wiederholted Gewebe 
aller und jeder Vorwürfe und Anklagen, die bald gegen den 
Fürſtabten, bald gegen die Konventualen, im Laufe der mehr- 
jährigen Amtsforrefpondenzen erhoben worden; die Regierung 
behauptete in der Botichaft: der Abt habe vie Auflöjung des 
Stiftes St. Gallen ſelbſt herbeigeführt; er und der Wanfelmuth 
der fih an ihn anfchließenden Kapitularen haben vie Wieders 
berftellung beharrlic verhindert und endlich ganz unmöglich ges 
macht; joldhen! Verhalten gegenüber hätte die Regierung feinen 
für diefelbe günftigen Schritt unternehmen dürfen, ohne fih der 
förmlichften Untreue gegen ven Kanton ſchuldig au maden und 
ih, zum Untergange vefjelben, an der Vermittlungsafte jelbft 
zu vergreifen. Als Beweije für diefe Säge wurden angeführt: 
die Renitenz gegen die helvetiſchen Gefege und Verordnungen; 
die öfteren Schritte des Fürften zur MWiedergewinnung feiner 


fer: Bial fei mit tem Gefchente nicht zufrieden gewefen; ihm (M. Fr.) 
habe die Regierung 3000 Gl. angeboten. Da Vial „wieder fchaden konnte“, 
opferte M. Fr. diefen Betrag lieber auf, zumal ihm die Regierung „bie 
Alternative” gefegt hatte. Demnach hätte M. Fr. für das ihm felbft Ans 
gebotene zu Gunften Vial's verzichtet, und wäre letzterer zweimal bebadht 
worben. 

) Tagebuch vom 21. Mai, laut welchem er dem Kardinal Gonfalvi 
gemeldet hatte, daß er feine Reife bis Mitte Mai’d anzutreten beabfichtige. 
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weltlihen Herrihaft über die St. Galliihen Lande; vie ftets 
unterlaffene Ausftellung einer förmlichen Berzichtleiftung auf 
biefelbe; die (nach Angabe ver Regierung) unannehmbaren Ber 
dingungen und Borausfegungen, unter weldhen ber Yürft in 
feinem Schreiben vom 17. Juni 1803 die Unterhandlung für 
Miedereinfegung des Stifte angeboten habe (welchen Schreiben 
die Botfhaft nur mit Verftümmelungen und Entftellungen er: 
wähnte); die Vorenthaltung des Stiftseigenthbumd durch den 
Abt und die Kapitularen; die „Wortbrüchigkeit“ der legteren in 
Bezug der oft angeführten Konvention. Am Schluß der Bots 
ſchaft liest man die wiederholte Erklärung, daß das Stift St. 
Gallen in der Mediationsakte nicht einbegriffen fei, die aber- 
malige Berufung auf die Mittheilungen des franzöſiſchen Bots 
fchafters und endlich die Folgerung, daß es fih nur noch um 
„Bollziehung des Geſetzes“ und um die Liquidation handeln 
fönne. Einige Hauptjäge der Botſchaft haben ihre Widerlegung 
im Kreiſe des Großen Rathes gefunden; der Fürft ſelbſt fchrieb 
eine ſolche Punkt für Punkt nieder; aber es liegt nicht vor, daß 
er öffentlichen Gebraub davon gemadt habe. ine gründliche 
und umfaffende Gegenfchrift, wie fie die Wichtigkeit der Sache 
und die Stellung der Angeflagten erheijcht hätten, ift weber 
verfaßt noch veröffentlichet worden, eine Unterlaffungsfünde, welche 
den Mitgliedern wie den Freunden des Stift zur Laft fällt. 
Statt ſolcher Widerlegung erjchien vielmehr eine Art Apologie 
der Aufhebung des Stifted aus der Feder des P. Ildefons von 
Arx, ver fih hiefür mit Müllers-Frievberg in vertraute Berbins 
dung gefegt, ihm jein Manuffript zur Kenntniß und Beurtheis 
[ung mitgetheilt, dann deſſen fchriftlihe Räthe für die endliche 
Herausgabe empfangen hatte. 1) 

Der Berfaffer dieſes Buches fieht fih, nachdem er das 
reiche geſchichtliche Material mit Fleiß und Ausdauer geprüft 
hat, zu dem Ausſpruche berechtiget: die ganze ftantörechtliche 
Argumentation der Botſchaft des Kleinen Rathes Fällt als 


1) S. „Die Urfachen der a des Stiftes St. Gallen. In 
zwei Briefen. 1805.“ 
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grundlos dahin; denn als oberſtes Gejeg galt die Vermittlungss 
afte; ihr mußte alled weichen, was Widerfprechenves in frühe: 
ren Gejegen gelegen; von einer durch die helvetiſchen Gejege 
ausgeiprochenen Auflöfung konnte daher im Ernfte die Rede 
nicht mehr fein; . gegentheild® gebot die Vermittlungsakte vie 
Wiedereinſetzung der Klöfter in ihr Eigenthum, ohne Ausnahme; 
in dieſem Sinne war die Bermittlungsafte rüdwirfend und 
war beftimmt es zu fein; Behauptungen, daß Frankreichs 
Kommifjarien oder Regierung bei Abfaffung oder Erlaß ber 
Bermittlungsafte jeme Ausnahme gewollt haben, find durch 
nichts belegt, tarüberhin vor dem damaligen Bundesrecht ganz 
unftatthaft, weil von der Bundesbehörde in analogem Fall (in 
der Domänenfrage) ſolche frangöfifche Interpretationen als über: 
haupt unzuläffig mit ver Erklärung zurüdgewielen worden: ver 
Text der Bermittlungsafte fei allein maßgebend; die Klagen 
gegen gejammte Stiftöglieder (den Abt inbegriffen) über angeb- 
liche Widerhandlungen gegen vie öffentlihe Ordnung find durch 
die mebiationsmäßige Amneftie gehoben. Daß aber alle dieſe 
Gründe rechtliche Kraft gegen die Regierung hatten, beweijet 
entfcheidend der Umftand, daß fie zwei Jahre lang fih abmühen 
zu müfjen geglaubt hat, um gegenüber dem Wortlaut der Mes 
biationsurfunde die franzöſiſche Ermächtigung zur Liquidation 
zu erhalten. So muß fich jedem Unbefangenen bie Leberzeu- 
gung aufdringen, daß vom Frühjahr 1803 an auf dem Kanton 
St. Gallen die Wiedereinfegung des Klofters in feine media- 
tionsmäßigen Rechte als rechtliche Pflicht gehaftet habe. Aber 
die Regierung und ihre Anhänger wollten dieſe Wiedereinjegung 
nicht. Möglih war fie durchaus; die Unterhandlung hätte zu 
Gunften des Staated Billiges ausgejchieden, das Uebrige dem 
Klofter gelaſſen; Anftände über die Perjon des NAbtes wären 
wie in anderen ähnlichen Fällen mit dem Heil. Stuhl beigulegen 
geweien; das Stift hätte zum Nutzen und Frommen der Fathos 
liſchen Bevölkerung jeine Schulen hergeftellt und fih dadurch 
den Danf des Landes erworben; Regelung der Bisthumsver- 
hältnifje wäre Gegenftand bejonderer fchweizeriiher oder Fantos 


— 10 — 


naler Konforbate geweien. Die Ruhe des Landes wäre durch 
die Mieterherftellung des Klofterd nicht nur nicht gefährdet, 
ſondern vielmehr befeftiget worten; die Regierung hätte um jo 
ficherer auf dad Zutrauen des Volkes zählen können, während 
fie ein ſolches, wie ter Verlauf dieſer Geſchichte zeigen wird, 
nie zu erwerben im Falle war, und fie vielmehr genöthigt ges 
weien ift, ihre politiihe Sicherung in fremdem Proteftorat zu 
fuchen. 

Die hoheitliben Verfügungen aus den Maitagen von 1805 
lauteten: Es ſolle eine auf alle Zufunft gültige Trennung des 
jouveränen Gutes vom Flöfterlihen vorgenommen, das crfte dem 
Staatövermögen einverleibt, aus dem klöſterlichen Antheil zus 
nächſt die Schulden des Stiftes bezahlt werden. Die Stiftäfirche 
bleibe katholiſche Hauptfirde des Kantons; ihr Kirchenſchatz dürfe 
den gottesdienftlichen Zweden nie entzogen werden; die Kirche jolle 
binlänglih fundirt und mit einem Priefterfeminar verbunten, alle 
fatholiihen SPfarrpfründen auf eine angemefjene Eongrua erhoben, 
aud antere vom Staat abhängente Benefizien unterftügt werben ; 
die Konventualen des Stiftes, „welche fih den Gejegen unter- 
werfen“, werben angeftellt over penftonirt; das dießfalls erfors 
berlide Kapital ſoll befonders verwaltet, nah Eingehen ver 
Penſionen „nicht anders als zu religiöfen und moraliſchen Ber 
bürfniffen aller Katholiten des Kantons“ verwendet werben. 
Alles übrige Gut fei zum Theil zu Unterrichtsanftalten für bie 
Katholiken, oder als Antheil berjelben an ſolchen allgemeinen 
Anftalten, zum Theil aber für das Schuls und Armenwefen in 
allen fatholijchen Gemeinden des Kantons zu verwenden Geſetz 
vom 8. Mai). In Bezug auf legteren Punkt hatte tie Bots 
haft auf tie Nothwendigfeit einer höheren Erziehungsanftalt 
jowie der niederen Schulen und der Linderung der Armuth bins 
gewielen, dann wörtlich beigefügt: „Dieſe Bedürfniſſe alle find 
unter ten Katholifen dringender; auch ftammt die Duelle von 
diefem Religionstheil. Wir (Kleiner Rath) ftehen deßhalben in 
unferen Wünſchen feinen Augenblid an, biefe Duelle wieber 
auf diefen Religionstheil hinzuleiten.” Auf der Grundlage obigen 
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Geſetzes folgten verſchiedene Ausführungsbeichlüffe. Als Staats- 
gut, aus dem ftiftiichen Nachlaß, wurden erklärt: die dem Stuat 
durch die Mediationsafte zugefallenen Rechte und Gefälle, und 
jene Gebäude, welde für die Regierung jelbft nothwendig oder 
mit den von ihr auszuübenden regaliichen Rechten verbunden 
find, zunähft dad Negierungsgebäute bis an die öftlihe Seite 
des Gonventgebäudes, die Sige ter öffentlichen Beamten, die 
Gerihtöhäufer, ſammt einem billig zu berechnenven Aequivalent 
der beftallungsmäßigen Beamtenbejoldungen; ein Theil der Wal: 
dungen, mit Rückſicht auf Beichwerden und Bebürfniffe auszus 
fcheiden; die Güter und Kapitalien der (fürftlihen) Kammer, 
und was erweislih durch Konfisfation an das Stift gefallen 
(Dekret vom 11. Mai). Anregungen im Schooße der Kommif- 
fion zu Verfügungen, welche dem Stiftsgute weniger entzogen 
hätten, jo der Antrag, den Gebäubeflügel von ter Kirche bis 
zur neuen Pfalz dem Kloftergut zu laffen, blieben in Minder: 
heit. Bernold und Xaver Omür, Mitglieder diefer Kommilfton, 
gegenüber dreien im großen Klofterprogeß Betheiligten, welche 
unter fich jelbft nicht einig waren, festen die Vorſchläge des 
Kleinen Rathes unverändert durd. Die Abftimmung brachte 
ungefähr gleihe Stimmenzahl wie jene bei der Hauptfrage am 
8. Mai; dagegen hüteten fih nun die Freunde des Stiftes vor 
dem Weglaufen oder fonftigem Nichtftimmen, um nicht, möglicher 
Weiſe, gefährliche Spaltungen zu veranlafen. Gin Anwurf, 
die Schulten, welche zum guten Theil für Staatszwecke erlaufen 
waren, vom Staatd- und vom KatholifensAntheil gemeinfam 
in Abzug zu bringen, ftatt bloß letzterem aufzuerlegen, blieb 
unbeachtet. 

Ein zweiter Beichluß regelte die PVenftonen für die Kon- 
ventualen, denen nun ald Bedingung der Penftonsfähigfeit auf: 
erlegt wurde, ihre Unterwerfung unter die Geſetze durch eine 
Ichriftlihe Erklärung zu verfihern und barüberhin den Bürgereid 
zu leiften; für die Abgabe jener Erklärung wurde, je nach tem 
Aufenthaltsort, ein» bis dreimonatliche Frift feſtgeſetzt. Die 
Sahrespenfion wurde für den Konventualen zu 500, für ven 
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Laienbruder zu 300 Gl. beftimmt; im Kanton angeftellten Kon- 
ventualen wurde, nebſt etwelcher Ausftener, eine Zulage bis 
auf jene 500 Gl. zugefichert, falls ihre Einfünfte geringer. 
Sene, welche fih in Klöfter zurüdziehen wollen, erhielten als 
gänzlihe Auslöfung den Betrag von zwei SJahrespenfionen. 
MWiderfpännige (jolche, die ſich „ruhmidrige” Schritte erlaubten, 
oder Stiftdeigenthum zurüdhalten würden), wurden mit Verlurft 
ihrer Penfionen und anberweitiger Ahndung bebroht (Defret 
vom 18. Mai). Noch folgte ein Vollziehungsdekret über Ver— 
wendung deſſen, was nad Ausſcheidung des Staatsgutes, Til- 
gung der Paffiven, Dotation der Hauptlirche, des Priefter- 
jeminars, der Penfionen und Pfründen erübrigen werde. Diefer 
Reſt ſoll, fo verordnete der Große Rath, in zwei Theile ge 
theilt, der eine Theil zu öffentlichen Unterrichtsanftalten für bie 
Katholiken oder ald Antheil verfelben zu allgemeinen verwendet 
werben; der andere wurde den fatholifchen Gemeinden, zu gleichen 
Theilen für ihre Primarfchulen und für ihre Armenbebürfniffe, 
zugeſchieden. Endlich wurde feitgefegt, daß der ganze den Ka- 
tholifen zugejchiedene Fond auch durch eine eigene Fatholijche 
Pflegihaft verwaltet werden fol. Lestere Garantie war nicht 
im Entwurf, fondern nur der Antrag, daß der Kleine Rath 
für jenen Bond eine „beſondere“ Pflegſchaft aufzuftellen habe 
(Dekret vom 18. Mai). Die Veränderung geſchah auf Be 
gehren der Kommiffionsmehrheit, der ſich ihre Minderheit, dann 
auch der Kleine Rath, anſchloß. So entftand für die Fatholis 
ſchen Sonde die eigene Fatholiiche Zentralverwaltung (Pflegſchaft), 
Adminiftrationsrath. Dagegen ließ jene Mehrheit ihren Antrag 
für Dotation audy des Ordinariates, das dur einen bifchöflichen 
Generalvifar oder Dffizialen verwaltet werten fönne, auf bie 
Einwendungen von Bernold und Xaver Gmür, welde wieder 
den Sag aufftellten, daß im Grund aller Nachlaß des Stiftes 
Staatögut fei, auf fi beruhen, um nicht etwa eine neue frans 
zöſiſche Dazwilchenfunft hervorzurufen und die angebotene Dos 
tation der katholiſchen Anftalten überhaupt zu verlieren. Für 
die Schuldenliquidation endlih, inbegriffen die Auslöfungen 
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von Kompetenzen an Kirchen, Pfarrpfründen und andere öffent: 
lihe Stiftungen, beftimmte ver Große Rath eine Zeitfrift von 
acht Jahren (Dekret vom 22. Mai). 


Sechster Abfchnitt. 


Des Fürften Pancratius erfolglofer Nefurd an die Tagfagung gegen bie 
Aufhebung des Stiftes; feine Flucht nah Slavonien und Anfledelung in 
Wien; auch vergebliche Bemühungen defjelben um Cuftentation. Penſio— 
nirung oder Anftellung der Kapitularen. Liquidation des Stiftsvermögens; 
Süterverfänfe. Der Krieg von 1805; eidgenöfftfche Grenzbefegung; Pref- 
burger Frieden. Thätiges Vorfchreiten der Kantonsbehörden in Geſetzgebung 
und Verwaltung. Franzöfifcher Drud in Militärdienft: und Handelsfachen. 
Kirchliches; Klöfter. Schluß der erften Legislatur. 
(Frühjahr 1805 bis Frühjahr 1808.) 


Bei dem Landammann lag, zu Handen ver Tagſatzung, 
das Schreiben des Fürften Pancratius vom 19. April. Es 
lautete jehr dringlich, wiederholte erfchöpfend die befannten 
Gründe für Herftelung des Stiftes St. Gallen und verlangte 
anderes nicht, ald was die Mediation ausdrüdlich ſelbſt gewährt 
und vorgeichrieben hatte, namentlich Vollziehung der bereit ge— 
faßten Tagjagungsbeichlüffe auch zu Gunften von St. Gallen. 
Nachdem der Fürft alle dem Stift angethanen Unbilden aufge: 
zählt, jegte er bei: „mit gleich willfürlibem Verfahren wurden 
mehrere Geifilibe und Weltlihe, im Kanton angejehene SBer: 
jonen, bloß, weil fie dem Heil. Vater die Erhaltung des Stif— 
tes Schriftlih empfohlen hatten, als Staatsverbrecher angeflagt“ 
und unverbienten PBladereien unterworfen. An die Fatholijchen 
Kantone richtete der Fürft noch beſonders die Bitte, bei der 
beabſichtigten Konkordatsunterhandlung in Rom fib für Her— 
ftellung des Stiftes inner den Scranfen ter Mediationsakte 
verwenden zu wollen. Die Tagfagung war Anfangs Juni 1805 
in der Direftorialftadt Solothurn zufammengetreten. Geſandter 
für den Kanton St. Gallen war der Regierungsrath Zollifofer; 
fein Legationsrath: Xaver Gmür; legtere Wahl ift ein Zeichen 
beifälliger Anerkennung Gmür's für die Aufhebung des Stiftes; 
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denn in Solothurn war ein gefchidter WVertheidiger diefer Maß⸗ 
nahme erforberlih, und X. Gmür befaß für ſolches Geihäft alle 
nöthigen Eigenfchaften: er war rührig in Ausführung übers 
nommener Aufgaben, infinuant, guter Geſellſchafter zugleid. 
Der Regierung war das Schreiben des Fürften längſt befannt, 
denn der Regierungspräfident von Aargau hatte ihr gleih nad 
Empfang eine Abjchrift deſſelben zugefhidt. Der Fürft Hatte 
inzwifchen Kenntniß von der Gewalthandlung in St. Gallen 
erhalten, und beklagte folhe, wenn auch wie immer mit Refig- 
nation; er ſah den römifchen Hof eingefchüchtert, „ohne Zweifel 
mit Grund“, bedauerte, daß der Heil. Vater ten eifrigen Groß⸗ 
räthen und der Geiftlichfeit auf ihre Bittfchriften nicht die mindeſte 
Antwort habe geben laffen. 4) Doch wollte der Fürft, als pflich— 
tiger Vorftand des Stiftes, feiner Obliegenheit ferner Genüge 
thun. Er ließ der erften Vorftellung an die Taglagung ein 
zweited Schreiben folgen; es enthielt den Rekurs an die Tag- 
fagung gegen den St. Galliichen Aufhebungs- und Liquitationds 
beihluß; der Fürft ftellte darin das Nechtöbegehren, daß durd 
die Tagfagung jene Verfügung aufgehoben, dem Stift fein 
Eigenthum zurüderftattet werde. P. Aemilian wurde mit dem 
Auftrage beladen, dieſen Rekurs in Solothurn perſönlich geltend 
zu machen und zur Anerkennung zu bringen. Der Fürft gab 
ihm zu diefer Sendung umftändliche Snftruftion mit, wonad 
fein Abgeordneter die Rüderftattung des Eigenthums, inbegriffen 
bie geiftliche Jurisdiftion, nebſt den ftiftiichen Kollaturrechten, zu 
verlangen hatte; Anderes nicht. Vorbeugend inftruirte der Fürft 
weiter: ſollte von Verzichtleiftung auf die weltlichen Rechte und 
Gerichtöbarfeiten die Rede fein, fo Fönne „ohne anderes bie 
Aeußerung gejchehen, daß fein Prinzipal der Fürft) ganz geneigt 
jete, mit Begnehmigung des Papftes die Renuntiation zu machen, 
wenn er verfichert werde, daß feinem Stift eine folide und ehren- 
hafte Eriftenz garantirt werde”. Im ungünftigften Falle folle 
der Abgeordnete Einftellung des Beichluffes vom 8. Mai 


*) Schreiben des Fürften an feinen Hofratb Müller in Wien, vom 
19. Mai, 
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verlangen. P. Aemilian, in Solothum angefommen, wurde 
vom Nuntiud und vom Landammann empfangen. Jener ers 
öffnete ihm: „es liege eine beftimmte Willenserflärung Talley- 
rand’8 vor, ded Inhalts: St. Gallen jei ſchon 1798 aufges 
hoben worden, der Abt dürfe weder ald folder nod als Biſchof 
zurüdfehren; die Aufhebung von St. Gallen jolle jedod ver 
Herftellung der übrigen Klöfter unnachtheilig fein; etwas Schrift 
liches aber dürfe die franzöſiſche Gefandtichaft nicht abgeben. *) 
Unter dieſen Umftänden finde er, der Nuntius, nicht räthlich, 
irgend eine Anregung für das Stift St. Gallen zu machen, 
weil er dadurch die Herftellung der übrigen Klöfter gefährben 
würde. Glug, der Landammann der Schweiz, empfing das 
Rekursichreiben des Fürften in fichtlicher Verftimmung, behauptete, 
daß Angefiht der Stellung Frankreichs nichts mehr zu maden 
jei, er jelbft, der Lantammann, auch nicht mehr helfen Fönne; 
mit weiterem Drängen würde man nur die Stellung in Bezug 
auf alle übrigen Klofter-Angelegenheiten erfchweren. Der Nuns 
tius ‚hatte guten Eindruck auf P. Aemilian gemacht; daher be— 
richtete diefer feinem Auftraggeber, es jei derſelbe keineswegs 
jo Ihlimm gegen den Fürften geftimmt, als dieſer gemeint habe; 
auch habe der Nuntius ihm eröffnet, daß die Ausjage Müller: 
Friedberg's, als hätte der Nuntius (mittelft des Schreibens vom 
27. Zuni 1804) das Stift St. Gallen ald von der Wohlthat 
der Mevdiationsafte ausgenommen erklärt, falfch je. Im weis 
teren Berlauf der mündlichen Verhandlungen erhielt P. Yemilian 
vom Nuntius den Rath, auf Erfüllung feiner Miffton gänzlich 
zu verzichten und wieder abzureijen. Sn dieſem Sinne jchrieb 
der Nuntius jelbft an den Fürften. Um der polizeilichen Weg: 
weilung, mit der der Abgeorbnete fich bedroht ſah, zu entgehen, 


) &8 it ald gewiß anzunehmen, daß die angeführte Erklärung (troß 
der Varianten in den Neußerungen des Nuntius) durchaus feine andere ift, 
als jene, welde Vial den St. Gallifchen Abgeordneten im April mitges 
theilt hatte. 

2) Berichte des P. Nemilian an den Fürften, vom 8. und 10. Juni, 
und Schreiben des Nuntius aus Solothurn an den Fürften, vom 10, Juni. 

Baumgartner, Kanton St. Gallen. ıı. 14 
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reiste er jchleunigft ab und traf ven 12. Juni wieder bei dem 
Fürften in Ebringen ein. Begreiflih waren in biefen Tagen 
die Gefandtihaft und die Regierung von St. Gallen nicht uns 
thätig geblieben; faum hatte jene bie Ankunft des ftiftiichen Ab» 
georbneten in der Bundesftadt erfahren, fegte fie ſich gegen 
denfelben in Bewegung und gewann die fräftige Unterftügung 
des franzöftichen Gejandten. Die Regierung, nad empfangenen 
Bericht, ermwiederte: die Geſandtſchaft jolle auf Fortweiſung, 
oder, „was noch fchidlicher wäre, auf Fortführung deſſelben 
dringen”, Gleiches gegenüber jedem anderen Klofter-St. Galliichen 
Agenten verlangen, der ſich betreten laſſen ſollte; vom Land» 
ammann folle fie Mittheilung des neuen Schreibens des Fürften 
begehren. ) Bon der Gejandtihaft vernahm fie ferner: Vial 
habe in Anmwejenheit der Abgeordneten von Uri, Schwyz, Unter: 
walden, Zug, Glarus und Solothurn „in den ftärfften Aus- 
drücken“ erflärt, daß weder Abt noch Gonvent von St. Gallen 
mehr eriftiren dürfen. Trotz all dieſes Terrorismus waren bie 
Sympathien für das Stift St. Gallen noch Feineswegs nieber- 
getreten. Nah dem Rathe des Landammanns Glutz, der Ges 
fandten Würſch, Reding und Anderer, wurde zwar bei der 
neuen Berhandlung der allgemeinen Klofterangelegenheit die St. 
Galliſche Frage unberührt gelaffen, aber ohne daß deßhalb vie 
Hoffnungen oder doch die Wünſche für St. Gallen aufgegeben 
worden. Der Landammann, nachdem er die Mittheilung des 
fürftlihen Schreibens an die St. Galliihe Gelandtichaft ver: 
weigert, erließ über die Hergänge in Solothurn an Pancratius 
ein entſchuldigendes Antwortichreiben: daß zwar die Schweizer: 
fantone für das Stift günftige Gefinnungen gehabt, aber felbe 
wegen Franfreihd Aeußerungen nicht hätten an den Tag legen 
fönnen; nur Verwendung des Papftes bei dem franzöſiſchen 
Kaifer könnte noch helfen (Anfangs Auguft). Der Regierung 
von St. Gallen ſchrieb Vial in Erwiederung auf das empfangene 
Liquidationsgefeg: der erlauchte Vermittler habe das Gejchehene 
„nicht mißbilliget”. So geht die legte offizielle Erklärung des 
1) Protofoll des Kleinen Raths vom 14. Juni 1805. 
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franzöfiihen Staatsoberhauptes, wenn eine folhe je gegeben 
worden, auf eine Negative hinaus, ganz in Uebereinftimmung 
mit dem bisherigen Verhalten: während Talleyrand und Vial 
die Aufhebung des Stiftes durch ihren diplomatiſchen Mantel 
gededt, zum Theil jelbft hervorgerufen hatten, blieb der Kaifer 
im Hintergrund und feine Diener legten ihm eine Erflärung in 
den Mund, die nichts anderes jagt, als: er fei nicht im Falle 
gegen das Geſchehene Einwendung zu erheben (Schreiben Vial’s 
vom 21. Juni). 

Das deutſche Reich ging in Folge franzöfifcher Tücke und 
Gewalttbat, auch inneren Verrathes, mit raſchen Schritten 
feiner Auflöſung entgegen. Am 11. Auguſt 1804 Hatte der 
deutſche Kaiſer Franz II. fib unter ter Benennung Franz I. 
zum Grbfaifer von Defterreich erflärt. England und Franfreic 
waren noch immer im Krieg, die Spannung zwijchen dem großen 
Eroberer und den übrigen Mächten eine ununterbrochene. Im 
Herbfte 1805 ftanden fi die öfterreichifhen und franzöſiſchen 
Heere, abermals in Deutichland, Ichlagfertig gegenüber. Oeſter— 
reih kämpfte unglüdlih. Conſalvi beobachtete jeit Frühjahr 
Stilfihweigen gegen den Fürften Pancratius, fo daß dieſer die 
Reife nah Rom aufgegeben hatte. Bei Ausbruh des Krieges 
mußte der Fürft auch fein leßtes Aſyl auf eigenem Gebiet vers 
lafjen; er flüchtete von Ebringen über Innsbruck nah Agram, 
von dort nad VBraviga, wo er, am 28. November angekommen, 
bei ten Franzisfanern in Fleiner Zelle ein Obvadh fand. Am 
legten Tage des Jahres vertraute ter Fürft dem Tagebuch fein 
Herzeleid an: „jo ging abermal ein Jahr zu Ende, weldes 
noch unglüdliher war als das vorige. Ich befinde mich in 
Slavonien, bei armen Franzisfanern, ohne fehen zu Fönnen, 
wohin ib von hier fommen werde. bringen wirb aud ver: 
foren jein, und fo habe ih fein Obdach mehr“. Bald ergriff 
er den Wanderftab wieder, reiste nad gejchloffenem Frieden 
durh Ungarn nordwärts nah Wien, wo er am 6. Februar 
1806 eintraf und bei den Schotten (Benediftinern) Unterkunft 


erhielt; unverweilt fchidte er feinen in Wien ftudirenden Neffen 
14 * 
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Fr. A. Ledergerw zur engliſchen Geſandtſchaft, ohne Zweifel 
um Hilfe in der Noth; er brachte Feine tröftliche Antwort zurüd. 
Alsbald, noch im gleihen Monat, wendete fi der Fürft durch 
perfönlihe Aborbnung feines Hofraths Müller an den Lands 
ammann der Schweiz in Bajel behufs einer Vereinbarung über 
die dem Fürften zuftehenden Tebenslänglichen Subfiftenzmittel; 
deffelben Wünſche waren, bis zur enblihen Berfügung des 
Papftes über die St. Galliihen Stiftd- und allgemeinen Bis— 
thumssAngelegenheiten der Schweiz, für fih und einige feiner 
Religioſen die Herrihaft Ebringen zu behalten und dazu eine 
Zulage von etwa 4000 Gl. jährlich zu beziehen, immerhin ohne 
Verpflichtung für ihn, den Abt, irgend eine förmliche Ver— 
zichtleiftung auf feine Rechte oder Aehnliches zu Handen des 
Kantons auszuftellen, jolang erwähnter Finalentfcheid des Papites 
nicht erfolgt fein werde. Der Landammann empfahl der Re 
gierung in ven ernftlichften Ausprüden die gewünſchte Rüdficht- 
nahme auf den Fürften: „Billigfeit, Mitleiden“, fo fchrieb er 
an ben Kleinen Rath (1. März), „der Wunfch vielfältiges Un- 
glück vergeſſen zu machen, der große Lohn, welder bejonders in 
religiöfen Sachen auf milde und fchonende Sorgfalt zu folgen 
pflegt, die Möglichkeit, alle Gemüther einmal zu vereinigen; 
alle dieſe Rückſichten einer liberalen und menjcenfreundlichen 
Politique werden Ihnen, Tit., nicht entgehen“. Noch erinnerte 
er daran, daß in EChambery ver Kaifer fich in gleicher Bezie- 
hung günftig für den gewejenen Fürftabten ausgeſprochen habe. 
Der Landammann Merian felbft hoffte übrigens wenig auf Er- 
folg, „da St. Gallen aus allen Kantonen ver am mindeſten 
traitable jei”. Die Antwort des Kleinen Rathes lautete: ob— 
wohl er noch immer der Vermuthung feindfeliger Unternehmungen 
von Seite des Abted Plag geben müfle, wäre er doch geneigt, 
auf die Unterhaltungsfrage einzutreten, ſobald fih ver Herr 
Abt auf Weifung des Landammannd und einzig zu jenem Zwed 
„in einfacher rejervationslofer Sprache“ an den Kleinen Rath 
wenden, auch die Urkunden, Schuldtitel, Necenbüder u. f. w. 
reitituiren werde. Don biefer Antwort gab der Landammann 
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Merian vem Hofrat) Müller zu Handen des Fürften fchriftliche 
Mittheilung. Dieſer erwieberte, klagend „über das unedle Be- 
nehmen des Kleines Rathes”, dem Landammann, „daß er dem 
an ihn geftellten Anfinnen ohne Verlegung feiner Pflichten nicht 
willfahren könne“ (12. Dezember). Müllers Berhätigung für 
das Stift und feinen Vorftand hatte nun ein Ende, 

Die Regierung beeilte fih mit Vollziehung des Liquidations— 
geſetzes; vor Allem verficherte fie fih der Unterwerfung der Ka— 
pitularen. Sie forderte von jedem Einzelnen die Leiftung des 
Kantonseides und darüberhin die befondere fchriftlihe Erklärung, 
daß er fi den Gefegen des Kantons unterziehe und nie etwas 
denjelben, namentlih den bezüglich des Stiftsvermögens erlaf- 
jenen Gejegen und Defreten Entgegengefegted weder heimlich 
noch öffentlich unternehmen oder veranlaflen, auch weder Schrif- 
ten noch Schuldtitel, noch Wermögenstheile des Stiftes verheim- 
liben oder zurüdhalten werte. Weigernde wurden zum Voraus 
als auf die Penfton verzichtend angefehen. Das Eingehen jener 
Erklärungen wurde mit militärifher Genauigfeit überwacht. P. 
Kolumban Ferch verweigerte ihre Unterzeichnung, als mit Pflicht 
und Gewiffen unvereinbar, im Webrigen mit Mannesernft auf 
einen ganz zutreffenden Sprub Seneca’8 hinweifend und ben 
Kleinen Rath von St. Gallen erinnernd, daß die Regierungen 
anderer Staaten in ähnlihem Verhältniß ſolche Erklärungen nicht 
gefordert (31. Auguft 1805). Auch von P. Theodor Wick war 
die Erflärung nicht zu erhalten. Der geführten Kontrole zus 
folge lief diejelbe biß 27. Auguft von 47 Konventualen und 
12 Laienbrübern ein; von fieben Konventualen, die oben ges 
nannten inbegriffen, war fie damals noch nicht eingegangen. Die 
für Benftonirung und Anftellungszulagen nothwendig gewordene 
keiftung an Geld belief fih für die Kapitularen auf 10,197, 
für die Laienbrüder auf 3050, zufammen auf 13,247 Gl., eine 
Eumme, in der jedoch die ganze damalige Beſorgung des Got: 
tesdienftes in der Stiftöfirhe (mit einziger Ausnahme der Zus 
lagen für zwei Pfarrherren und zwei Kircbendiener) mit inbe- 
griffen war. Die Regierung wußte ihre Pflicht auf ein Minis 
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mum berabzudrüden. Solches war aber nur dur tadelnswerthe 
Kargheit möglich. Beiſpiele bezeugen es; P. Ildefons von Arr, 
deſſen jchriftlibe Unterwerfungsurfunde zuerft einlief, wünjchte 
in die Solothurn'ſche Heimath zurüdzufehren, mo er entſprechende 
Anftellung zu erhalten hoffe; würde jedoch die St. Galliiche 
Regierung, fo ſchrieb er, dieſem Wunſch nicht willfahren fönnen, 
jo wolle er ih badurd „gemeinnügig” maden, daß er eine aus— 
führlibe Geſchicht ded Kantons St. Gallen und ebenjo ein 
biftoriich-geographifches Lericon über gefammte Drtichaften des 
Kantons abfaffen und herausgeben würde. Die Regierung be: 
haftete ihn bei der Zufage, ftellte ihn als Hilfspriefter an ber 
Stiftsfirde und als Seelforger der Kettenfträflinge im Schellens 
haus au, mit der weiteren Verpflichtung, daß er vie hiſtoriſchen 
Arbeiten „nab Anweiſung“ fortzufegen, und die Materialien 
jeiner Zeit an die Verfügung der Regierung zu ftellen habe, welche 
wegen Unterftügung für Reifen und Abjchreiberei das Nähere 
beftimmen werde; dabei wurde er noch bejonders zur NRüditel- 
lung ver „Kloftereffeften“ verpflichtet. Für erwähnte Dbliegens 
heiten erhielt Id. von Arr nichts als die fnappe Penſion von 
500 Gl., Ausſteuer feine; der ausgezeichnete Gelehrte blieb in 
Folge vieler filgigen Behandlung jo dürftig, daß er fpäter, zum 
Gebraub einer Badekur in Pfäfers, bei der Regierung einen 
Beitrag zu folder erbetteln mußte. Knauſerei und geiftige Bes 
fnehtung gingen ta Hand in Hand. ‘) Dem Luzerner P. Leo— 
degar Krauer, der den Aufenthalt im Heimathfanton demjenigen 
in St. Gallen vorzog, wurte ein Abzug an der Penſion gemacht 
und ihm nur 400 Gl. zugefichert; abgefehen von ſolchen Vers 
fügungen wurde das 2008 der wirflih Angeftellten abfihtlih in 
ver Schwebe gehalten. ) Die Geſchichte darf nicht verfchweigen, 

+) Daß Ild. von Arr bei Ueberreichung des erften und dritten Bandes 
feines St. Gallifchen Geſchichtwerkes, welches er der Regierung gewidmet, 
von diefer mit zufammen 50 Louisd'or honorirt wurde, fchwächt die Wahrs 
heit obiger Darftellung nicht. 

2) Mericht der für die Klofterfachen beftellten Dreier: Kommifflon, 


Müller: Friedberg, Reutti und Gmür, über dad Penſtonsgeſchäft, vom 27. 
Auguft 1805. 
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daß die damalige Regierung von St. Gallen weder dem bered- 
tigten Ehrgefühl, noch der hohen wiſſenſchaftlichen Begabung und 
dem verdienten Rufe der Religiofen des Stifts, noch dem Un— 
glück diefer Gelehrten und Priefter fchuldige Rechnung getragen 
habe. Darüberhin griff fie mit verlegenden Befehlen ein; felbft 
das Benediftiner fleid fürdtend, befahl fie den Kapitularen, 
ſolches abzulegen und fich gleidy Weltgeiftlichen zu Fleiden. Gegen 
diefe Zumuthung machte P. Heinrih Müller-Frietberg, damals 
als Pfarrer nah Goßau befördert, Einfprade für jolange, bie 
er nicht vom heil. Stuhl die nöthige Einwilligung erhalten hätte. 
Eben zu guter Zeit war, in Folge Wunjces der Regierung, 
jeitend des bilchöflihen Ordinariats in Konftanz bereits vie 
Difpenje vom Tragen ver Ordenskleidung eingegangen (4. Sept.). 
Die harte Behandlung der Konventualen hörte auch in ven näch— 
ften Jahren nicht auf. Es galt ald Grundſatz: der ehemalige 
Kapitular müjfe fi, feinen Kräften gemäß, verwenden lafjen, 
widrigenfalls fei ihm nur die Hälfte der Penfion (250 Gl.) 
zu bezahlen. 4) 

Wie in perfönlicen, jo ging die Regierung aud in ma- 
teriellen Beziehungen vor. Ihr war ed um vollftändiges Ein- 
bringen des gefammten Kloftervermögend zu thun. Daher er: 
folgte mit der öffentlichen Aufforderung zur Angabe aller Schuf« 
den und zur Einlieferung aller und jeder Vermögenstitel und 
anderer Effekten des Etiftes die Erklärung, daß Verheimlichung 
gleih Diebftahl beftraft würde. Für dad ganze Liquidationdges 
jchäft beftellte fie zwei entjchievene Gegner des Stiftes, den oft 
genannten Müller von St. Georgen und Gottfried Steinmann 
aus St. Gallen. Bon den Gebäuden wurden, die Pfalz un: 
gerechnet, weitaus bie meiften ald Staatsgut erklärt, jo ver 
Sig des Hoffanzlerd zu St. Fiden, das Obervogteigebäude zu 
Rorſchach, das Amthaus zu Gofau, das „Vierorten⸗Haupt⸗ 
manns-Haus“ zu Wyl, die Landvogtei in Lichtenſteig, der 
Frauenhof zu Altſtätten, nebſt Zubehörden. Genannte und üb— 
rige Gebäude des Stifts, nebſt anderen Liegenſchaften aus deſſen 

*) Antrag der Kommiſſion des Innern, vom 30. Juni. 
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Grundbefig, inbegriffen jene von Neu⸗St. Johann, zahlreich in 
den verjchiedenen Landestheilen und im Thurgau gelegen, theil- 
weife mit gefchichtlih berühmten Namen, wie die Sclöffer 
Wartenfee und Echwarzenbab, wurden dann öffentlich ausge: 
fchrieben, verkauft und zu Geld gemacht, wenige Gebäute aus— 
genommen, welche für den Staat und zu Zweden der Katho- 
liken zurüdbehalten wurden. Befonderd bemüht war die Re 
gierung, die freie Verfügung über jene im Auslante gelegenen 
Beſitzungen des Stiftes zu erhalten, welche mit Sequefter ent- 
weder bebroht oder wirklich belegt waren. Die Herrſchaften 
Ebringen und Norfingen im Breisgau für die Liquidationskaſſe 
zu retten (der badiſche Kurhof hatte ein Auge auf fie geworfen, 
um fie reprefjalienweife gegen die Schweiz an ſich zu bringen) 
wurde Büeler ald Kommiffär entjendet; er brachte ed durch ge: 
ſchickte Verwendungen zunäcft zur SImventarifirung, dann zur 
vollen Befignahme jener Herrichaften Namens des Kantons 
St. Gallen. Ein zweiter Abgeorbneter, Regierungsrat) Meßmer, 
unterhanbelte und erzielte in Karlsruhe den günftigen Verkauf 
berjelben an die Markgrafen Friedrih und Ludwig von Baden 
um ben Betrag von 126,000 Gl., zu weldher Summe nod 
14,000 Gl. für verkaufte Borräthe, dann aus rüdftändigen 
Gefällen u. ſ. mw. eingingen (1806). Durch Verwendungen des 
Landammanns der Schweiz und des franzöfifhen Geſandten in 
Wien brachte es der Kanton St. Gallen dahin, daß die fürft: 
lich Tiechtenfteinifche Regierung, welche zunächft längere Zeit, den 
Fürften von St. Gallen nicht für einen eidgenöſſiſchen, ſondern 
für einen deutſchen Stand anfehend, die Befigungen des Stiftes 
zu Babuz (zu Neu⸗St. Johann gerechnet) zurüdgehalten hatte, 
biefelben nebft verfallenen Einfünften an die Regierung von St. 
Gallen überließ. Meßmer vermittelte und beendigte auch biefes 
Geſchaͤft, durch Veräußerung jener Befigungen um 17,300 Gl., 
ein dort haftendes Kapital ungerechnet. Aber auch mit Eidge— 
nofjen hatte St. Gallen um ähnliche Intereffen zu kämpfen. 
So laut auch, befonders von St. Gallen angeregt, die Unzu- 
friedenheit in der Schweiz über den öfterreichifchen Infamera- 
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tionsbeſchluß ſich hatte vernehmen laſſen, fo wurde doch das 
Gleiche auch vom fchweizerifchen Kanton Thurgau verfucht, der 
fih, nicht zufrieden mit beabfichtigter gelegentlicher Anhanpnahme 
der Befigungen der thurgauiichen Klöfter, auch die auf feinem 
Gebiet gelegenen Befigungen tes Stifted St. Gallen aneignen 
wollte. St. Gallen Flagte; darauf wurde an der Tagſatzung 
die Frage ad instruendum genommen: „ob, wenn ein jchmeis 
zeriiches Klofter aufgehoben und fäfularifirt wird, die Güter, 
welche in einem andern Kanton gelegen find, bei Abgang des 
Eigenthümerd nicht ter Regierung dieſes Kontond Fraft des 
Iandeshoheitlichen droit d’epave anheimfallen follen, oder ob 
die Regierung, welde das Klofter aufhebt, ſich durch die Sä— 
fularifation überall eigenmädtig an die Stelle desſelben fegen 
und auf die Güter in andern Kantonen greifen könne“ (16. Juli 
1806). Da die Kantone nicht lüftern waren, fi in den St. 
Galliſch⸗Thurgauiſchen Streit zu mengen, wurde die Tagſatzung 
im folgenden Jahre nur einig für einen Beichluß, dem Entjcheid 
für einmal auszuweichen; für den Fall des Eintretend war be— 
reitd durch einen Ausſchuß beantragt, das behauptete Heimfalls- 
recht als unzuläffig zu erflären (30. Juni 1807). Thurgau wid, 
ließ die anfänglich unterfagte Fertigung gefchehener Käufe vor 
fih gehen; fo brachte St. Gallen für gefammte dortige Stifte: 
liegenfchaften tie hohe Summe von 81,000 Gl. in die Liquis 
dationdfaffe. Die Liegenfchaften mit Amthaus und Gefälle zu 
Stammheim im Konton Zürih wurden an dortige Regierung 
um 220,000 Gl. verfauft, ein Ertrag, mittelft welchem eine 
ältere ftiftiiche Schuld an Zürich nahezu getilgt werden Eonnte. 
Im Innern des Kantons St. Gallen allein waren im Frühjahr 
1808 bereit für 1,142,000 Gl. Bermögenstheile des Stiftes 
zu Geld gemacht. Anderweitige Thätigkeit der Regierung wurde 
der Sicherung oder Verwerthung der Domänen in den Landvog- 
teien zugewendet. Die von Glarus verfündete Weigerung, fi 
dem Spruch ver Liquidationsftommilfion vom Jahr 1804 zu 
unterziehen, gelangte zum Enticheid an das Synbifat, welches 
zunächft die Stände an gütlihe oder jchiedsrichterlihe Austra- 
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gung des Streites verwies. Hierauf erfolgte unter Vermittlung 
des Sedelmeifterd Stodar v. Neuforn aus Schaffhauſen und 
bes Rathsherrn Hans Konrad Finsler von Zürich ein Vergleich, 
der mehrere gegenfeitige Anjprüce, zum Theil mit Abweichung 
vom Sprucde der Liquidationsfommilften, zu billiger Erledigung 
brachte, die Ausführung des übrigen Inhaltes defielben ficherte, 
dem Kanton St. Gallen die Kollatur über die Pfarrpfründen 
Grabe, Sevelen und Buchs, „mit dem gefammten Pfrundforpus 
und mit allen Bejchwerden, mamentlih der Unterhaltung ver 
Pfrundgebäude” überließ, wogegen dem Stande Glarus die 
Kollatur über die Wartauer Pfründen blieb (10. November 1806). 
Bald nachher erfolgte durch Bevollmächtigte beiter Stände bie 
Auswechslung der Ratififationen. 

Als Grenzkanton wurde St. Gallen während des neuen 
Krieges zwiſchen Franfreih und den öftlihen Mächten beſonders 
in Anſpruch genommen. Die Schweiz rang nad Neutralität ; 
der Kaiſer von Defterreich verhieß, deren Anerkennung in vers 
bindliher Weiſe auszusprechen, jobald Frankreich ſeinerſeits die- 
jelbe zugefichert haben werde. Davon war Napoleon aber weit 
entfernt, und die Schweiz mußte gegentheils fich mit ver Wahr: 
nehmung begnügen, daß umlaufende Gerüchte von Einverleibung 
der Schweiz in das franzöfifhe Reich nicht in Thatſache über; 
gingen. Die Tagfakung verfammelte fih, abermals in Solo- 
thurn, außerordentlih (20. September 1805), beichloß einftim> 
mig bewaffnete Neutralität, erklärte foldhe zu Handen der euro: 
päiihen Mächte, bot das gefammte Bundesfontingent von 
15,203 Mann auf, mit Einladung an die Kantone, ein zweites 
Kontingent von gleiher Stärke in Bereitfchaft zu fegen. So— 
fort machte Franfreid einen Strih durch die Neutralität ber 
Schweiz, indem ed ſchon die freie Wahl eines eidgenöfftichen 
Oberbefehlshabers beanftandete und mit verlegender Zubringlich- 
feit die Berufung des gewejenen Landammanns d'Affry an dieſe 
Stelle befürwortet. Die Taglagung wählte in Mehrheit den 
geweienen Landammann v. Wattenwyl. Der alsdann als 
außerordentliher Botichafter an Napoleon nad) Straßburg abge» 


— 219 — 


jendete greife d'Affry erhielt nicht nur die erbetene Neutralitäts- 
zufage nicht, fondern wurde mit einer Fluth von Vorwürfen 
überjchüttet, die ihm zum Ueberfluß auch noch fchriftlich zu Hans 
den der Tagjagung mitgegeben wurden. Der frangöftfche Kaiſer vers 
langte in beleidigenden Worten von ver Eidgenoſſenſchaft Schuß 
der Frande-Comte gegen einen allfälligen Einfall Defterreihs 
und vor Allem ſchleunige Vollwerbung des erften Fapitulirten 
Regiments (29. September). Borangegangene ſchwere münd- 
lihe Drohungen hatten über den wirflihen Sinn des Gebieters 
feinen Zweifel lafen fünnen. Am 28. September löste fich vie 
Zagjagung wieder auf. Die Mehrzahl der aufgebotenen Truppen 
dedten die Grenze gegen Defterreich und Süddeutſchland in den 
Kantonen Graubünden, St. Gallen, Thurgau und weiter hinab 
bis in den Kanton Schaffhaufen. Dieſes Fleine Heer war in 
vier Divifionen aufgeftellt, von denen die zweite, unter dem eids 
genöfftihen Oberften Karl Fidel v. Sartori aus dem Kanton 
St. Gallen, die Rheingrenze vom Sarganferland bis hinab nad 
Rorſchach bejegt hielt. Durch wetterfchnelle Erfolge der Fran— 
zojen wurde die Kriegsgefahr in Fürzefter Brit von der Schweis 
zergrenze entfernt. Doch hatten zwei Gelvfontingente von zus 
fammen 981,014 $r. bei den Ständen eingehoben werden müjjen. 
Nach der Schlaht bei Aufterlig wurden die eidgenöfftichen 
Truppen entlaffen. Im Gefolge des Preßburger Friedene er- 
ftanden der NRheinbund, an der Grenze der Schweiz die Königs 
reihe Baiern und Württemberg und das Großherzogthum Baden. 
Vorarlberg und Tirol wurden Baiern einverleibt. Das deutſche 
Reih lag in Trümmern; Franz II. legte deſſen Krone nieder 
(6. Auguft 1806). Von nun an war die Schweiz auf allen 
Seiten von Franfreihb (mit Jtalien) und den Gebieten jeiner 
gekrönten Bafallen umgeben; fie felbft wurde, noch empfindlicher 
denn zuvor, ebenfall® Vaſall, wenn aud mit Beibehaltung der 
republifanifchen Formen, da der Preßburger Friede ihre „Unabs 
hängigkeit“ nach Maßgabe der Mediationsakte yarantirt hatte. 
Das Fürftenthum Neuenburg wurde durd Preußen an Frank— 
reih abgetreten, deſſen Kaiſer e8 einem feiner Günftlinge, dem 
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Marſchall Alerander Berthier, übergab (30. März 1806). Die 
franzöfiihen Schildpwahen und Mauthbeamten rüdten zum 
Schreden der Echweizerfantone, Bern’ zumal, nun aud bis 
an die obere Zihl zwifchen dem Neuenburger- und dem Bieler- 
See vor. Am erften Tage des gleichen Jahres war dad Amt 
des Schweizer Landammanns an den Bürgermeifter Andreas 
Merian von Bafel übergegangen. Der außerorbentlihen Tag- 
fagung unmittelbar vorangehend war der Große Rath von St. 
Gallen verfammelt; er ertheilte die Inftruftionen und beftellte 
die Abordnung, Müller-Frievberg ald Gefandten. Theild von 
ber Regierung theil® vom Großen Rath wurden eine Reihe 
friegeriicher Anordnungen getroffen: ed wurden durch das Loos 
die einzelnen Corps des erften und des zweiten Augszügerfontins 
gentes beftimmt; da die Dragoner noch nicht organifirt waren, 
wurde die Stellung der nöthigen Anzahl verfelben auf die Mi- 
litärbezirfe vertheilt; man nahm Freiwillige oder auch Ange 
worbene an; daherige Koften hatten die Gemeinden ver beiref- 
fenden Militärbezirfe zu beftreiten. in Geſetz befahl ven Ge— 
meinden, der wahrgenommenen großen Zahl von unvermögenden 
Eliten die Bewaffnung anzufcaffen, darleihensweife, oder gegen 
allmälige Vergütung des Koftenbetrags durch die Empfänger 
(17. September 1805). Es wurbe ein Kriegsrath aufgeftellt, 
dem unter dem Borfig eines Mitgliedes des Kleinen Rathes 
die Leitung und Beforgung fowohl der innern Militärfahen als 
alles veffen, was auf den auswärtigen Kriegsdienft Bezug 
haben mochte, übergeben wurde; ferner ein Kriegögericht zur 
Beurtheilung der ſchweren Militärvergehen, und für jeden Bezirk 
zur Beurtheilung der bloßen Difziplinarvergehen ein Kriegszucht: 
rath (Gejeg vom 20. September). Tumultuarifche Widerfeglich- 
feit von Militärpflichtigen bei einer Inſpektion in Goßau wurbe 
friegsrechtlih beftraft. Zu Beftreitung der außerorbentlichen 
Militärausgaben mit Inbegriff der an die Bundesfaffe zu bes 
zahlenden Geldfontingente wurde, neben der ordentlichen Ber: 
mögensfteuer von 2 vom Tauſend, eine außerordentliche von 4 
vom Taufend, legtere in zwei Malen zu erheben, ausgefchrieben, 
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bald auch wirklich bezogen. Der Kleine Rath beftellte in allen 
Gemeinden, wo Durchmarſch oder Kantonnirung eidgenöffticher 
Truppen ftattfand, zu georbneter Bejorgung ded Berpflegungs- 
und Lieferungsdienftes, QDuartierimter. In St. Gallen war 
ein Lazareth errichtet. Das Kantondfontingent wurde auf einen 
bis dahin nicht da geweienen Stand gehoben. Inſtruktions— 
Ihulen und Vorkurſe der verichiedenen Waffengattungen wurden 
gehalten. Neben ver freiwilligen „Standeslegion“ war zu dieſer 
Zeit oder doch in Folge der Neutralitätsanorbnungen die ganze 
waftenfähige Mannſchaft organifirt. Dem Volke war bei ven 
hohen Militärs und andern mittelbaren und unmittelbaren Laften 
nicht wohl. Auf die Zeitereigniffe, nicht auf die Regierung, fällt 
daherige Schuld; dieſe öfonomifirte jo gut möglich, und ihren 
Eifer jpornten in gleichem Geiſt die ſich jährlich wiederholenden 
Klagen der ftaatswirthichaftlihen Kommilfton zur Ausdauer. 
Die Gefeggebung über die rein kantonalen Angelegenheiten 
machte auch in diefem Zeitabjchnitt rühmliche und nügliche Fort: 
fchritte auf den meiften Gebieten des öffentlihen Lebeus. Land» 
wirthichaft und Gewerbe fanden dabei reichliche Aufmerkfamteit. 
Ein Geſetz über die Biehhauptmängel verfchaffte dem Handel 
mit Vieh wichtige Garantien. Ein anderes Geſetz orbnete, in 
Ausführung der Mediationsverfaflung, den Loskauf aller Grund» 
und Bodenzinje, d. h. der vormald ewig ober unablöslich ges 
nannten auf Grund und Boden, Gütern oder Gebäuden haf- 
tenden Zinje und Gefälle, nad weſentlich gleihen Grundjägen 
wie den Losfauf der Zehnten, zum zwanzigfadhen Betrag, für 
deflen Berechnung Behufs Ablöfung der NaturalsFZinsgefälle der 
zwanzigjährige Durhichnitt der Produftenpreife angenommen 
wurde; wer nicht losfaufte, blieb gegenüber dem Grundzins— 
berechtigten zahlungspflictig wie bi8 dahin (24. Mai 1805). 
Der Kapitalbetrag der aus dem ſchon früher verorbnneten Zehn: 
tenlosfauf fi ergebenden Summen wurde durch ein neues Gefeg 
zu Gunften der Berechtigten, Kirchen, Schul- und Armenan- 
ftalten, als unantaftbar gejeglich fichergeftellt. Zur Hebung ber 
Landwirthihaft wurde das jogenannte Tritt: und Trattrecht (der 
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gemeinfame Weidgang auf Aderfeld, Wied und Waldboden) 
gegen Loskauf geſetzlich aufgehoben; beiſpielsweiſe führen wir 
an, daß der Eigenthümer von Aderfeld 3 Gl. 30 Kr. für die 
Juchart Losfauf zu entrichten hatte. Die an ganze Gemeinden 
oder Korporationen fallenden Losfaufsfummen durften jedoch nicht 
an die Antheilhaber vertheilt, fondern mußten ald Kapital den 
Armen- oder Schulfonden einverleibt oder zu andern allgemeinen 
Zweden verwendet werben (13. Mai 1807). Der wichtige 
Kornhandel in Rorſchach wurde dur eine volftändige Markt— 
orbnung geregelt, die Handhabung derjelben einer eigenen Marft- 
polizeifommiffton unterftellt; von ihr ging die amtliche Ermitt: 
[ung der Kornpreife aus, welche hinwieder maßgebend für vie 
Feftfegung der Brodtare wurden. Wieder ein Geſetz orbnete 
ausführlich die Errichtung der Handwerksgeſellſchaften, fünfzehn 
für den ganzen Kanton, ſowie deren im Ganzen bejchränfte 
Verrichtungen, da die Beruföbetreibung völlig frei blieb und jeder 
Bürger, ohne zunftmäßige Erlernung eines Handwerfes, eines 
oder mehrere derſelben auszuüben berechtigt war. Eine der wich- 
tigften Gründungen biefer Zeit war jene der allgemeinen, ver- 
bindliben Berfiherungsanftalt für gefammte Gebäude des Kan 
tond gegen Brandichaden. Bisher in Brandfällen geleiftete 
Unterftügung aus der Kantonshülfsfaffe war unzureichend. Eine 
große Fenersbrunft in Thal (7. Mai 1806) mahnte zu beflerer 
Vorforge. Das neue Gefep half gründlich, verpflichtete, mit 
einziger Ausnahme der befonvers feuergefährlichen, zu Werfiches 
rung ſämmtlicher Gebäude; ordnete teren amtliche Schätung an 
und ficherte für Brandfälle den vollen Betrag des gewertheten 
Schadens als Erfag zu; dagegen hatten vie Eigenthümer jähr- 
lich vier Kreuzer von hundert Gulden des Schatzungswerthes zu 
leiften; zu Dedung außerordentlicher Brandfchaden Fonnten fie 
darüberhin bis auf 20 Kreuzer von Hundert Gulden im Jahr 
angehalten werden (9. Mai 1807). So ging St. Gallen den 
übrigen Kantonen mit gutem Beifpiel voran; das Verdienſt der 
Gründung fällt wejentlih dem Regierungsrath Meßmer zu, Der 
jofort auch der Reiter ter Anftalt wurde. Im Wolfe, welches 
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den Neuerungen in der Regel abhold, waltete Mißtranen, weil 
jede neue bleibende Leiftung Schwer fiel; viele Gebäudeeigen- 
thümer juchten ihren Vortheil in möglichft niedriger Schagung ; 
wiederholte Brandunglüde und die in Folge derſelben in bie 
Gemeinden abgegebenen Schadenserfapfummen gewannen all: 
mälig die Widerftrebenden. Laut erfter Rechnung auf Ende 
Mär; 1808 waren 42,332 Gebäude verficert für den Gefammt- 
betrag von 19,129,505 Gulten. Den Andrang ter vielen 
ſchlechten deutſchen Scheidemüngen zu hindern, ſchloß St. Gallen 
mit Schaffhaufen, Appenzell und Thurgau eine Konvention in 
Münzſachen. Es ift dieß der Urfprung des vieljährigen Münz- 
vereind der genannten vier öftlihen Kantone. In dieſer Zeit 
begannen die kantonalen Prägungen, mit beträchtliden Ausgaben 
für die Errichtung der Münzſtätte. 

Die Thätigfeit der Regierung wendete ſich auch den öffent: 
lihen Kommunifationen zu. Behufs geordneten Straßenunter: 
halts wurde, zu Gewinnung des erforderlichen Straßenmaterials, 
das erfte Erpropriationsgejeg erlaffen. Für die Hauptverfehre- 
ftraße von Rorſchach nad Zürich und weiter durch die Schweiz 
einen leichtern Uebergang der Eitter zu gewinnen (die alte 
Straße führte außerhalb Bruggen bis in vie Tiefe des Fluffes 
zur dortigen gededten Holzbrüde hinab, die einzuftürzen drohte), 
wurde der Riejenbau einer gemwölbten fteinernen Brüde im ent: 
iprechender Höhe beichloffen (15. Mai 1807), zur Beftreitung 
der auf 100,000 Fr. angejchlagenen Baufoften ver Erlös ver 
gejeglih bewilligten Staatsgüterverfäufe angemwiefen. Der Bau 
begann im Herbft 1807. Zur Förderung der Unternehmung 
bewilligte die Tagſatzung ein hochgehaltenes Brüdengeld. Der 
ihon in dieſer Zeit projektirte Bau einer großen Kommerzial- 
ftraße zwiſchen Rorſchach und Ragatz veranlaßte Grabs zu ener- 
giſcher Eingabe für Beibehaltung ver alten Richtung von Senn— 
wald über Car, Gams, Grabs nad Buche, im Gegenjag einer 
neuen Richtung über Sale und Haag (20. März 1807). Im 
Folge der Taglagungsbeiclüffe über tie Linthforreftion über- 
nahm ter Große Rath von der erforderlihen Gefammtzahl von 
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1600 Aktien zu 200 Fr. 200 Stüd für Rechnung der Staatd- 
fafje; im Marimum mit 50 Stüd verjelben belaftete er die 
Stiftsliquidationdfaffe, mit 50 anderen die Klöfter insgefammt, 
das Stift Schänis inbegriffen; die Vertheilung verfelben unter 
die verfchiedenen Klöfter war dem Kleinen Rath anheimgeftellt. 
Es geſchah die nad Erlaß des vom Landammann der Schweiz, 
Hans v. Reinhard, ausgegangenen Kreisichreibend an geſammte 
Stände (vom 16. März 1807). Es folgten Aftienzeichnungen 
dur die ganze Schweiz. An der Spige der Auffihtsfommiifton 
für das Unternehmen ftand jegt der jchon mehr genannte Hand 
Konrad Eicher von Zürich; in die Schatzungskommiſſion für 
St. Gallen waren Chriftoph Fuchs von Rapperſchwyl und der 
Gemeindammann Joh. Anton Peter, von Sargand, berufen. 
Eine mit Zürih, Schwyz und Glarus im Jahr 1807 verab- 
redete Ordnung der Schifffahrt auf der Linth und dem Wallen- 
jee für den großen Schifffahrtsverfehr zwilchen den Hauptitapel- 
plägen Wallenftadt und Zürich regelte allfeitige Rechte nach dem 
Spyftem der befannten Rhodorbnung zwiſchen den vier Klaffen 
von Sciffleuten, von denen jeder Kanton eine bildete. 

Aus dem Gebiet der Rechtspflege find zu melden: der Er- 
laß einer gleihförmigen Schuldentrieb» und Konfursordnung für 
das ganze Kantondgebiet, nebit einem Vertrag mit Glarus über 
gegenfeitige Behandlung der Konfursfälle; das Geſetz zur Siche- 
rung bed Landmannd vor verjchiedenerlei Wucher bei Geldan— 
leihen auf liegenſchaftliche Unterpfande; ein Geſetz über Vater: 
Ichaftsflagen zur Sicherung der Nechte unehelicher Kinder, nebft 
Verträgen mit mehreren Kantonen über ven gleichen Gegenftand; 
das mit Befeitigung des helvetiihen Criminalcoder erlafene 
Strafgeſetzbuch über Verbrechen, nebit „dem rechtlichen Verfahren 
bei Verbrechen“, beide vom 14. Mai 1807. Jenes erſte Gefeg 
zählte als Strafarten gegen VBerbreben auf: die Todesitrafe, 
Freiheitsftrafen (als ſolche Kettenftrafe, einfache öffentliche Ars 
beitsftrafe, Zuchthausftrafe, Landesverweifung, legtere jedoch bloß 
gegen Ausländer anwendbar), Leibesftrafen (Staupbejen, Brand» 
marfung), Strafen an der Ehre (Pranger), Geldſtrafen; in 
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100 Paragraphen waren die Grundlinien des Strafrechtes vors 
angefchidt. Verfaſſer des Strafgefegbudhes war Konrad Meyer 
aus Dlten, damald Kantonsarchivar; Berfaffer des rechtlichen 
Verfahrens, Karl Müllers Friedberg, älterer Sohn des Regie 
rungsrathes, ſeit einiger Zeit in St. Galliihem Staatsbienft. 
Nah dem Beiipiele der übrigen öftlihen Kantone der Schweiz 
hatte auh St. Gallen mit dem Reichsgrafen Schenk v. Eaftell 
zu Oberdiſchingen für die Jahre 1806 bis 1812 einen Vertrag 
abgejchloffen, vermöge welchem Verbrecher, ſei es zur Unterfu- 
hung, oder zum Aburtheilen oder Erequiren oder auch nur zur 
Verwahrung, in die dortige Zuchtanftalt gegen Koftenvergütung 
abgeliefert werden konnten. Abgejehen war es vabei jedoch nur 
auf fremde Gauner und Bagabunden; und die Regierung ver: 
fiherte den Großen Rath: daß ſchon der bloße Ruf von Ober: 
diſchingen viel beitragen werbe, fremdes Gefindel vom Kanton 
St. Gallen abzuhalten; dabei erflärte fie, daß Kantonsbürger 
jeweilen ihrem einheimifchen Richter überwiefen werben; bie 
ftaatswirthichaftliche Kommiſſion verlangte darüberhin, daß ſol— 
ches auch gegenüber von Schweizern aus andern Kantonen bes 
achtet werde. Die Kettenfträflinge wurden damals im Schellen? 
haus („im grünen Thurm“ in St. Gallen), die übrigen Sträf- 
linge in den Zuchthäuſern zu St. Leonhard in St. Gallen und 
in Rapperſchwyl untergebradt; in allen drei Anftalten waren 
49 Köpfe; brei fremde Gauner waren nad Oberdiſchingen ab- 
geliefert. 

Als Kalamitäten der Zeit find befonderd die Folgen des 
franzöſiſchen Drudes zu nennen: der Zwangskriegsdienſt und 
die Handhabung der Napoleoniihen Kontinentalhandelsiperre 
gegen England. Die wejentlih im Intereſſe Frankreichs ausge— 
führte Orenzbefegung von 1805 hatte die fchweizeriiche Bundes- 
verwaltung 891,226 Fr. gefoftet, die Auslagen der Kantone 
für ihre Truppenftellung noch ungerechnet. Aber die Vafallen- 
ihaft gegenüber von Frankreich erheifchte noch andere Opfer. 
Der franzöftfche Kriegsdienſt hatte feine alte Volksthümlichkeit 


verloren; die junge Mannſchaft war ihm abgeneigt, ja fürchtete 
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ihn ſogar wegen ſtrenger kriegsrechtlicher Ordnung; unterlaſſene 
Auszahlung von Ruhegehalten an die alten treuen Krieger aus 
früherem Dienſt trug das ihrige zur Mißſtimmung bei. Die 
Werbung machte ſich daher langſam; im Juli 1806 fehlten dem 
erſten Regiment noch 2000 Mann, die andern drei Regimenter, 
mit deren Organiſation anfänglich bie franzöſiſche Regierung 
ſelbſt gezaudert hatte, ſollten nun raſch auch noch aufgeſtellt wer: 
den. Zu dieſem Zwecke ließ der franzöſiſche Kaiſer drohende 
Noten an die Schweiz ſchreiben; vertraulich wurde ſchon auf Die Noth⸗ 
wenbigfeit einer Art Konjkription hingewieſen. Soldhermaßen ges 
trieben, mahnte der mit Neujahr 1807 in dad Amt eingetretene 
Landammann der Schweiz, Bürgermeifter Hans v. Reinhard von 
Züri, die Kantone zur Lieferung der nöthigen Mannſchaft. 
St. Gallen, für die vier Regimenter (zufammen 144 Kompagnien) 
mit 12 Kompagnien bedacht, mußte zu außerordentlichen Maß- 
nahmen fchreiten, um namentlih die Mannfchaft für die neum 
Kompagnien der noch erft zu refrutirenden Regimenter zu liefern. 
Der Kleine Rath beftellte zu diefem Ende mehrere Werbungs- 
injpeftoren in den Bezirken, feste dieje in Verbindung mit ben 
Werboffizieren der Regimenter, damit gemeinfame Einwirkung 
um fo fchneller die erforderlide Mannſchaft auftreibe. Das 
Uebrige mußten Geld und Geige thun. Jedem Refruten wurden, 
ohne Abzug von feinem Hantgeld, zwei Kronenthaler Prämie 
aus der Staatsfaffe verabfolgt; für die ganze Faſtnachtzeit hin⸗ 
durch (1807) wurde Bewilligung zu täglichem Tanz in einem 
Wirthshaus jeder Gemeinde ertheilt. Werber und angetrunfene 
Rekruten, diefe mit der franzöſiſchen Tricolor-Kokarde und Bän— 
dern reichlich geſchmückt, zogen unter Begleit zahlreicher Gaſſen— 
jungen und mit hoch erhobenen Flaſchen, tanzend und fingend, 
die Reize des Solvdatenlebens entfaltend, durch die Städte und 
Dörfer. Und da die anfängliche Prämie nicht erfledlich war, 
mußte der Kleine Rath bis auf 2 Louisd'or auf den Mann aus 
der Staatsfaffe bezahlen und war darüberhin genöthigt, die Ges 
fammtzahl der aufzutreibenden Nefruten nad dem Mannjchafts- 
fuß auf die Gemeinden zu verlegen und jo jede Gemeinde für 
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die Lieferung der erforderlichen Zahl Refruten zu verpflichten. 
Die Ausgabe der Staatdfaffe an Prämien betrug einzig im 
Rechnungsjahr 1806 auf 1807 15,488 Gl. Alle tiefe außer: 
orbentlihen Vorfehren für den mißbeliebten Kriegsdienft erregten 
allgemeine Unzufriedenheit im Wolfe. In Folge der angewen— 
deten Mittel brachte man endlich doch jene Schaaren junger Leute 
zufammen, welche zunächſt auf die Depots in Franfreihb, von 
dort auf die europäiſchen Schlachtfelder geliefert wurden. Die 
Klagen Franfreih8 aber wollten doch fein Ende nehmen; in 
Folge deſſen erließ die Tagfagung ein allgemeines Verbot gegen 
Werbung für andere fapitulirte Kriegsdienfte, als ſolche, welche 
bereit8 durch ven Allianz» Vertrag mit Franfreib als zuläffig 
erffärt worden. Widerhandlungen, fo gebot die Tagfagung, 
mußten wenigftend mit dem Berlurft des Kantond- und Ges 
meinbebürgerrecht& beftraft werben. Zur Vollziehung erließ der 
Große Rath) das überaus ftrenge Geſetz gegen fogenannte Falſch- 
werbung; auch genehmigte er Namens des Standes St. Gallen 
den Uebertritt des erften franzöſiſchen Schweizerregiments in den 
Dienft ded neuen Königs von Neapel, Joſeph, aus dem Haufe 
Bonaparte. Für den Zwed ver Bekämpfung Englands in feiner 
Grundfefte, dem Welthandel, mußte auch die Schweiz fih das 
franzöfiiche Joch gefallen laffen. Als die Einverleibung Neuen- 
burgs herannahte, warf der Spefulationsgeift der Schweizer 
Kaufleute noch eine Maſſe englifher Waaren nad Neuenburg 
zu gewinnreichem heimlichen Verkauf im weiten frangöfifchen 
Reid. Darob ergrimmte der frangöfifche Herrfcher und verlangte 
Abhülfe unter Drohungen, die, wie ſchon öfter, jelbft den Fort: 
beftand der nur noch formellen Unabhängigkeit der Schweiz als 
gefährdet erjcheinen ließen. Diefem Ungeftüm folgten ſtrenge 
fantonale Maßnahmen. Die Regierung von St. Gallen verbot 
die Einfuhr aller engliihen Manufafturen, mit einziger Aus— 
nahme des für die eigene Fabrikation erforberlihen Baumwollen- 
garnd, auch allen Handel mit jenen Waaren nad den unter 
franzöfticher Botmäßigfeit ftehenden Ländern; zur Handhabung 
des Verbot wurde eine äußerſt läſtige Kontrolpolizgei an ber 
A 15* 
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Grenze nothwendig; Widerhandlung wurde mit Beſchlagnahme 
der Waare, darüberhin mit Geldbußen, auf wiederholte Rüd- 
fälle felbft mit SKriminalftrafen bedroht. Rorſchach, Rheineck 
und Trübbab wurden als alleinige Einfuhrpläge, von Außen 
ber, bezeichnet, wo geübte Grenzaufſeher das Verbot zu hand⸗ 
haben fih abmühten. Den fantonalen Verfügungen folgte vie 
allgemeine ſchweizeriſche, durch Taglagungsbeihluß, der vie 
ftrengften Vorfchriften ebenfalls enthielt und Schuldige ſelbſt mit 
Zuchthausftrafe und Landesverweifung bedrohte, dann, zur Bes 
ftreitung der Koften, die Erhebung einer läftigen Bilagebühr 
von allen zugelaffenen Waaren bewilligte (5. Juli 1806). 
Dem Schulwejen wurde, von Seite des Erziehungsrathed 
wie der Regierung ſelbſt, pflitige Fürforge gewidmet. Da bie 
jeitend ded Staates aufgeftellten Inſpektoren nicht ausreichen 
fonnten, wurde für jede Gemeinde die Aufftelung eined Orts⸗ 
ſchulrathes verordnet, beftehend aus dem Pfarrer und einigen 
weltlichen Mitgliedern nebft Schulpfleger; in paritätiichen Ge— 
meinden war für jede Religionspartei ein eigener Schulrath zu 
beftellen, jo wie jede auch ihren eigenen Schulfond hatte oder 
zu errichten eingeladen wurde. In legtern Gemeinden war bie 
DBezeihnung der weltlihen Mitglieder dem Berwaltungsrathe 
des Fatholiichen und jenem des reformirten Gemeindegutes, in 
ungemifchten Gemeinden dem Gemeinderat übergeben. “Der 
Schulrath hatte den Prüfungen beizuwohnen, die Schulhäufer 
und Schulftuben zu beauffichtigen, faumige Aeltern zur Beſchickung 
der Schule feitend ihrer Kinder anzuhalten, Gefege und Bers- 
ordnungen über das Unterrichtsweſen zu vollziehen, auch ven 
Schulfond zu verwalten. Sn den Städten und Drticaften, 
welde höhere Schulanftalten hatten und wo der Schulräthe 
wegen nicht ſchon befondere Uebereinfommnifje beftanden, hatte 
der Erziehungsrath deren Errichtung noch einzuleiten. Der Er- 
ziehungsrath empfing jährlib von feinem Aftuar einen eingehen- 
den Bericht über den Stand des Erziehungsweſens im Kanton. 
Aermere Gemeinden erhielten Unterftügung; es wurde Bedacht 
genommen, weniger fühige Schullehrer durch beſſere zu erjegen; 
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neue Schulbüdlein wurden eingeführt; mandye Gemeinden beiber 
Konfeffionen erwarben ſich durch Hebung ihrer Schulen den Beis 
fall des Erziehungsrathes; im Ganzen aber hielt er dafür, daß 
das Schulmwelen im Fatholiichen Theile des Kantond im Ver— 
gleihe zu dem reformirten zurüdftehe. Gerühmt wurde (im 
Beriht vom Jahr 1805) die Theilnahme des Konftanzifchen 
Generalvifars für die Verbefferung des Schul- und Erziehungs» 
weſens. Den Pfäferfer Gelvbeitrag gedachte ter Erziehungs- 
rath für Real» oder Mittelichulen zu verwenden. Im Jahr 1807 
wurde die ganze DOrganifation des Erziehungsrathes einer Res 
vifton unterftellt, wejentlich mit der Abficht, aus dem Erziehungs 
rath eine ftehende Kommilfion zu bilden, deren Mitglieder ſich 
leiht und wenigftend jede Woche einmal zu jchneller Geſchäfts— 
bejorgung verfammeln fönnten. Der Kommiſſion lag die Bor: 
berathung aller wichtigeren Geſchäfte ob, deren Entiheid vom 
Erziehungsrath abhängig war. Neben diefer Kommiſſion hatten 
zwei beſondere konfeſſionelle Ausſchüſſe für Behandlung veffen, 
was in das Religiöſe einſchlug, fortzubeſtehen, und wurden noch 
um einige Mitglieder verftärft. Sie hatten Vollmacht, mit ten 
firhlihen Behörden das Weitere zu bejorgen. 

Durch die Aufhebung des Stiftes St. Gallen und bie 
Fernhaltung feines Abtes hatte fih die Regierung einen weit 
überwiegenden Einfluß in katholischen Kirchenfachen erobert. Sie 
verfügte über dad Geld und die geijtigen Kräfte zugleich. Der 
MWiderftand feitend der DOrdensgeiftlichfeit verftummte; für bie 
MWeltgeiftlichkeit ftand ökonomiſche Verbeſſerung ihrer Lage in 
Ausfiht; da die Regierung über alle ehemaligen Stiftöfollaturen, 
eben jo über die ehemaligen landesherrlichen Kollaturen in ben 
reformirten Kantonstheilen verfügte, jo war der größere Theil 
der Geiftlichfeit beider Konfelftonen in faum vermeidlicher Ab- 
hängigfeit von der gemifchten Regierung, die ihrerjeits, wie da— 
für viele Beweiſe ſchon gegeben worden, auch den Großen Rath 
in ihrer Hand hatte. Die Thätigfeit der Regierung ift nad 
biefer neuen Lage der Dinge zu beurtheilen. Sie war wefentlich 
auf die Durbführung der Liquidationsbeſchlüſſe auch in Firchlicher 
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Beziehung gerichtet. Die Regierung dotirte aus dem Stiftövers 
mögen bie ehemalige Stiftskirche, uun fatholiihe Hauptkirche ges 
nannt, mit 200,000 Gl., erklärte diejes Kapital als für „ewige 
Zeiten unveräußerlie Fundation“ vderfelben, verordnete, taß der 
ehemalige Kirhenfhag ihr ausſchließlich gewidmet fein folle, 
regelte im inverftändniß mit der bifchöflihen Behörde die Or— 
ganijation des Pfarramted mit Zugabe ver nöthigen Hülfs— 
priefter, und wies die erforderlichen SPfarrwohnungen in den 
Stiftögebäuden an (Regierungs- und biihöflihe Erlaffe aus den 
Jahren 1806 und 1807). Der Kleine Rath jegte für die Ber- 
waltung ded Vermögens der Hauptfirde, in Betracht, daß das— 
jelbe „nie das Eigenthum einer befondern Gemeinde gemwejen“, 
ein eigened aus fieben Mitgliedern beftelltes Kollegium ein, 
deſſen Präfident aus dem Kleinen Rath zu nehmen war; er 
verordnete die Auswahl eines engern Ausſchuſſes aus dieſer 
Verwaltung, auch die Aufitellung eines Kaſſiers (NRegierungsbes 
ihluß vom 6. Mai 1808). Laut obigen Anordnungen waren 
der fatholiihen Pfarrei St. Gallen zugetheilt: Tablat, nebft den 
Katholiken in der Stadt St. Gallen, dann St. Georgen, Rot— 
monten und ein Theil von Straubenzell, zu jener Zeit im Ganzen 
zu 3000 Seelen angefchlagen. Wittenbah, Bruggen, St. Jo— 
fephen und Engelburg wurden von ber ehemaligen Pfarrei 
St. Gallen getrennt und zu beſondern unabhängigen Kuratien 
erhoben; St. Fiden und St. Georgen blieben Filialen; bie 
Heilig- Kreuz: Kirbe (in der Gemeinde Tablat) war von der 
Haupifirde aus zu verſehen. Die Pfarrei Alt-St. Johann 
wurde dur Ueberlafjung des dortigen Propſteigebäudes nebit 
Zugehör und eines Kapitals von 30,000 Gl. votirt; die Pfarrei 
Stein mittelft Uebergabe eines Kapitald von 8000 Gl., dem 
bald nachher eine Nadhtragspotation von 8272 Gl. folgte; die 
Katholiken von Neßlau und Krummenau vereinigte die Regierung 
zu einer Pfarrei Neu-St. Johann; für die Pfarrgeiftlichkeit ders 
jelben behielt fie die nöthigen Wohnungen in dem Kloftergebäude 
vor; dem alten Kirchenvermögen fügte fie ein Dotationdfapital 
von 9000 Gl. bei. Das Kloftergebäude von Neu-St. Johann 
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jammt dabei liegenden Gütern überging um den Preis von 
33,000 Gl. an Private. Eine Abfurung zwiſchen der Kirch- 
gemeinde und dieſen Privatkäufern des Klofterd überließ der 
erftern einen durch Vertrag näher bezeichneten Theil ver Klofter- 
gebäude zu Pfarrwohnungen (1810). Eben fo wurde feitens 
der Regierung die fatholiihe Pfarrei St. Peterzell mittelft 
Ueberlafjung bortiger kirchlichen, Meßmer: und Propfteigebäude 
botirt; in legterem behielt fich jevoch die Regierung etliche Woh- 
nungen für borthin zu verfegende Geiftlibe vor, was auf ihre 
Abſicht jchließen läßt, jenes Gebäude ald VBerforgungsanftalt 
für einige ältere Geiftlihe zu benügen. Katholiſch Hemberg, 
das bis damals durd einen Konventualen von Neu-St. Johann 
aus der Propftei zu St. Peterzell paftorirt wurde, trennte bie 
Regierung, nah Wunſch der Hemberger, von der Pfarrei 
St. Peterzell und ftattete die neue Pfarrei mit dem erforber- 
lihen Einfommen aus; veßgleichen leiftete fie einen Geldbeitrag 
von 1500 Gl. aus dem St. Galliihen Stiftsfond zum Bau 
eined PBiarrhaufes in Hemberg. Wehnlihe Verfügungen folgten 
im Rheinthal. Bon der alten Pfarrei Montlingen wurden 
wichtige Theile ausgejchieden: die Rhode Oberriet mit Rehag 
und Moos zu eigener Pfarrei Dberriet erhoben, die dann als— 
bald zum Bau einer Kirche ſchritt, — Hard, Kobelwied und 
Freienbad der bereitd im Jahr 1801 unter ber helvetiichen 
Regierung neu gefchaffenen Pfarrei Kobelwald zugetheilt (1807 
und 1808). Eine ähnliche Veränderung war im Jahr 1802 
mit der alten Fatholiihen Pfarrei Berned vorgegangen, von 
welcher damald Au, Monftein und Haslad abgelöst und zu 
der neuen Pfarrei Au erhoben worden. Für die evangeliiche 
Geiftlichfeit erließ die Synode im Jahr 1805 eine allgemeine 
Predigerordnung, alle Theile der Paftoration umfaffend; am 
4. Dezember gl. 3. erhielt viefelbe die Genehmigung des 
Kleinen Rathes. 

In Folge Anfuchens der Kantondregierung verordnete ber 
Biihof von Konftanz durch feine Kurie daſelbſt die Vermin— 
derung der gebotenen Feiertage auf fiebenzehn, uneinbegriffen 
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für jeden Pfarrbezirt das Feſt des Schugheiligen der Pfarr: 
firhe (4. Nov. 1806); jorglicd verbot der bifhöflihe Erlaß für 
die Zufunft die Abhaltung jedes anderen Gottesbienftes, als an 
Werktagen, öffentlibe Andachten an den Vorabenvden der „ab- 
gewürbigten Feſttage“ und Aehnliches. Die Regierung ver: 
fündete in lobenden Ausdrücken eine ausführlihe Plazet: und 
Bollziehungsurfunde unter Strafandrohung gegen Widerhandelnve 
(13. November). Der Biſchof von Ehur folgte für den St. Gal- 
liihen Theil feined Sprengeld mit der gleichen Verminderung 
der Feiertage, empfahl aber im Gegenfage zu Weflenberg 
wenigftens der wohlhabenderen Klaffe, an bilpenfirten Feiertagen 
dem heil. Meßopfer beisumohnen (12. Januar 1808); obrig- 
feitlihe Plazetirung wie für die Konftanzer Verordnung. 

Das Klofter Pfäferd war noch immer nit im Zuftande ber 
friedigender Diſziplin. Bei nahendem Hinicheide des Abtes Bene- 
dift Borler meldete der Dekan Joſeph Arnold dem Fürftabten 
von Einfieveln als Viſitator feine Noth. Einige Kapitularen, 
namentlih P. Plazidus Pfifter und P. J. B. Steiner, hatten 
fih thatjächlih vom Klofter getrennt, ohne fäfularifirt zu fein. 
Dekan Arnold erklärte daher dem Viſitator: er werbe denfelben 
weder Stimmredt noch Wahlbefähigung zugeftehen, falls fie nicht 
feierlich geloben, auf den erften Ruf in das Klofter zurüdzus 
fehren, dem Entſcheide des Viſitators jedoch unvorgreiflidh. Abt 
Benedikt ftarb hochbetagt am 21. November 1805. Dem Wunſche 
des Pfäferfer Defans entiprechend übertrug ter Nuntius feine Prä- 
fivialrechte bei der Abtswahl auf den Fürftabten von Einfiedeln; 
denn biefer fei, jchrieb er dem Abt, am Beften mit dem unglüd» 
lihen Zuftand des dortigen Klofterd vertraut; namentlich fenne 
er dad Verhalten der jüngeren Kapitularen, welde die Ordens⸗ 
regeln veracdhteten und mit weltlihen Gelüſten („ne ulterius 
loquar“) umgingen (25. November). Gleichzeitig empfahl er 
ihm befte Berwendung für eine entfprehende Abtswahl, mit dem 
Wunſch, daß der neue Abt dem Beifpiele desjenigen von Ein- 
fiedeln folgen möge; nur dadurch Fönne im Kloſter Pfäfers bie 
Difziplin wieder hergeftellt werben, welche allein daſſelbe von 
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dem Untergange zu retten vermöge.. Am 10. Dezember wurde 
aus der Gefammtzahl von zwanzig Kapitularen der Dekan Jo; 
feph Arnold zum Abte gewählt; P. Plazidus war anmefend, 
nicht aber P. 3. Bapt. Steiner, der der Einladung feine Folge 
gab, jondern widerjpännig auf feiner Pfarrei zurüdblieb. Augen- 
blidlih nad) der Verkündung der Wahl in der Kirche, gab eine 
Kompagnie Wandtländer, die damals als Grenztruppen in Pfäs 
fers fantonnirten, ein „schönes Feuerfalve” zu Ehren des Ge- 
wählten. Diejer leiftete den Kantonseid in bie Hände des ans 
wejenden Regierungsabgeorbneten Bernold. Ein Jahr nad Ein» 
jegung des neuen Abtes, und nachdem der frühere Plan zur 
Errihtung einer höhern Lehranftalt, unter Staatsleitung, geſchei— 
tert, unternahm das Klofter die Gründung einer ſolchen im jelbft- 
ftändiger Stellung (einer vierfurfigen Lateinfchule mit verjchies 
denen Realfähern). Am 1. Dezember 1806 wurde dieſe Schule 
eröffnet und fie war zeitweife ein wenn auch ſchwacher Erjag 
für die früheren Klofterfchulen in St. Gallen und in New-St. 
Sohann. Der Zahresbeitrag des Klofterse an das Fantonale 
Schulweſen wurde durch den Kleinen Rath von 2000 auf 1000 Gl. 
herabgejegt (1808). 

Langſam nur ſchritt die Staatsbehörde zur weitern Ber 
freiung der Frauenklöfter vom helvetiihen Joche; Wurmöbad, 
Magdenau, Notkerseck, St. Maria bei Wattwyl und Mariahilf 
in Altfätten erhielten die Befugniß zur Aufnahme von Novizinnen, 
wobei jedoch das zuläffige Marimum der Profeffinnen (je 24 
für Magdenau und Wurmsbach, für die andern eine geringere 
Zahl) verbindlich feftgefegt wurde; eben jo wurden Marimum 
und Minimum der Ausfteuer beftimmt, für ausländifche Frauens- 
perfjonen 2400 Fr.; Liegenfchaften durften feinem Klofter zuges 
bracht werden, aus Furcht vor ber „tobten Hand“; dad Gelübde 
durfte erft nach vollendetem zwanzigſten Altersjahr abgelegt wers 
den. Ms Erjag für die „Wohlthat“ der Rechtsanerfennung 
wurden bie Klöfter zur Leiftung von jährlichen Geldbeiträgen 
(200 bi8 800 Fr. jedes) an eine zur Erziehung und Bildung 
der fatholifhen Jugend zu errichtende Zentralfaffe verpflichtet. 
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Weder von beweglichen noch unbeweglibem Vermögen durften 
fie, ohne Genehmigung des Kleinen Rathes, etwas veräußern; 
aljährlihd hatten fie demfelben Rechnung über ihr Vermögen 
abzulegen. Bezüglich der andern Frauenklöfter jollte die Regie- 
rung noch unterfuchen, in wie weit fie als weibliche Erziehungs- 
oder vorzüglih als Waiſen- oder Kranfenanftalten ſich nüglic 
machen könnten (Großrathsbefret vom 21. Mai 1805). Ein 
ſpaͤteres Großrathsdekret bewilligte auch den Frauenforporationen 
zu Weſen und Berg Sion bedingte Novizen-Aufnahme (16. Mai 
1806). Der Tagfagung gab die Geſandtſchaft von dem erften 
der obigen Defrete Kenntniß (1805), wiederholt das Eingehen 
von bundesrechtlichen Werbindlichkeiten über dieſen Gegenftand 
im Namen des Kantons ablehnend. 

Die Zeitungsprefje war bis zu dieſer Zeit nur von unter: 
geordneten Geiftern bedient worben. Mit Anfang des Jahres 
1806 erſchien unter Leitung des in allen Richtungen thätigen 
Müller- Friedberg ein Wochenblatt: „ver Erzähler“. Das Blatt 
erhielt bald Anfehen und politiihen Einfluß. Johann v. Müller 
war vom Gründer deſſelben um Mitwirfung erfucht worben. 
So lang Napoleon herrſchte, war diefe Zeitung voll Devotion 
für die franzöſiſche Herrichaft. 

Der Zeitpunft zur Leiftung des Kantonseides ſeitens der nach- 
gerüdten jungen Bürger war wieder eingetroffen. Die Regierung 
aber wollte, daß die Handlung feierlicher vor ſich gehe, als es früher 
geſchehen, daher die Verfügung, daß die Beeidigung nicht mehr nad 
Kreijen, jondern bezirföweile und zwar in jedem ber Landbezirfe 
an zwei Drten vorgenommen werbe. Die Ortspfarrer wurden an— 
gewiefen, in einer Predigt zuvor den jungen jchwörpflichtigen 
Bürgern die Wichtigkeit der vorzunehmenden Handlung an's Herz 
zu legen. Eidweigernde wurden mit Beftrafung bedroht. Im No— 
vernber 1807 ging die Eidesleiftung gefeglih von ftatten. Die 
erfte fünfjährige Amtsdauer des Großen Rathed (in der: dama- 
ligen Amtsſprache „Legislatur” genannt) nahte ihrem Ende. Der 
Kleine Rath erließ daher an den im November 1807 außerorbent: 
li verfammelten Großen Rath eine Abjchiebsbotichaft, in welcher 
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gefammte Leiftungen deſſelben während jener erſten Amtsperiode 
mit lobender Anerkennung überfichtlih dargeftellt find (25. Nov. 
1807). - 


Siebenter Abichnitt. 


Zweite Legislatur. Die Gründung der höheren fatholifchen Lehranftalten; 
ein gemeinfames Lyzeum verworfen, ein (Fantonales) evangelifches Gymna- 
fium erfolglo® angeftrebt. Die Berwaltung der Fatholifchen Fonde und An- 
ftalten. Die Srauenklöfter. Aufhebung des Stiftes Schänid. Liquidationds 
ergebniffe der Stifte St. Gallen und Schänie. Das Kollaturwefen beider 
Konfeffionen. Andere Kirchenangelegenheiten. Das untere Schulwefen. 
Gefepgebung und Berwaltung in bürgerlichen Sachen. Deffentliche Bauten 
Der Krieg von 1809. Pranzöftfche Drängereien; Soldatenprefje und fchwei: 
zerifche Mauth; vergebliche Borftellungen bei Frankreich. Fürſt Pancratius 
im Eril. Dritte Integralerneuerung ded Großen Rathes. Schlacht bei 
Leipzig. Auch das Volk von St. Gallen vom Franzoſenjoche befreit. 
(Bom Frühjahr 1808 bis Herbft 1813.) 


Aus den Wahlen des Frühjahrs 1808 ging ein verfaſſungs— 
mäßig vollftändiger Großer Rath hervor. Die Regierung ver: 
urtheilte aus eigenem Antriebe die Willfür und Verfaſſungs— 
widrigfeit, welde bei Bildung des erften Großen Rathes im 
Jahr 1803 gewaltet, indem fie fih in der Wahlverordnung 
ausdrücklich vorbehielt, Ergänzungswahlen anzuorbnen, falls bie 
Kanditatenlifte die verfafjungsmäßige Zahl der Großrathsmit— 
glieder nicht nad Erforderniß überfteigen würte. Die Frage, 
was mit Regierungsräthen zu geichehen habe, welche weder uns . 
mittelbar noch mittelbar in den Großen Rath gewählt würden, 
gleihwohl aber die Amtsdauer, für welde fie ald Mitglieder 
des Kleinen Rathes ernannt worden, noch nicht abgejponnen 
hätten, beantwortete fie mit dem naiven Entjcheid, daß joldhe 
ald „überzählige” Mitglieder des Großen Rathes in diefem zu 
bleiben hätten (Beihluß vom 24. Februar 1808); die gleiche 
Vorſchrift überging in ein jpäteres Geſetz für fommende Integrals 
erneuerungen (9. Mai 1812). Die Protokolle über die Wahl 
der Kandidaten brachten deren nur foviele, daß eine Auslofung 
nicht vorzunehmen war und barüberhin noch 39 Stellen im 
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Großen Rath unbefegt blieben; für dieſe nun wurden Ergäns 
zungswahlen angeorbnet, „da der Große Rath) nad dem 6. Art. 
der Kantonsverfafjung aus 150 Mitgliedern beftehen und über- 
dieß laut dem 16. Art. annoh Kandidaten zu Wiederbejegung 
der Stellen, die in der Zwifchenzeit von fünf Jahren im Großen 
Rath erledigt werden, vorfindlich fein jollen”; fo verfündete bie 
Auslofungsfommijfion felbft in ihrem Protokoll. In Folge dieſer 
Nahwahlen blieben dann noch 22 Kandidaten zu Ergänzungen 
in der Folgezeit übrig. Aus diefen „Kandidaten” wurden von 
Zeit zu Zeit, bis zum Frühjahr 1813, diejenigen Stellen des 
Großen Rathes durch das Loos wieder bejegt, welche durch 
Hinfchied oder Refignation erledigt worden. Unter ven beveutfamen 
Männern, welche durch die Wahlen von 1808 neu in den Großen 
Rath gelangten, ift der Appellationsrichter Peter Aloys Falk 
zu nennen, der frühere helvetiihe Senator; audb Ignaz Gmür 
von Schänie, Dr. Johannes Neff von Altftätten, Joh. Nep. v. 
Bayer aus Rorſchach, J. 3. Schirmer von St. Gallen, 3. N. 
Wirz a Rudenz von Wyl; von den Regierungsräthen war nur 
einer, Gfchwend, nicht in den Großen Rath gewählt; eine Stelle 
bed Kleinen Rathes war vafant, da der während ver erften 
Amtsperiode für den freiwillig ausgetretenen Hermann Feld er— 
nannte Johann Kaſpar Oirtanner, einer der ehemaligen Bürger: 
meifter der Stadt Et. Gallen, feither geftorben war. Auf die 
Kandidatenlifte waren auch ein paar Geiftlihe gewählt worden, 
der Pfarrer Steinmüller in Rheined und der Pfarrer Blattmann 
in Bernhardzell; fie lehnten die Beehrung ab. MüllersFriedberg, 
eben Regierungspräftdent, eröffnete den neuen Großen Rath mit 
ausführlicher klaſſiſcher Rde. Es war am erften Maimontag z 
diefen nannte er das „Feſt der Verfaſſung“, auch ein „Feſt für 
die Bürger“ ; daſſelbe war ihm „die erfte Zubelfeier der Stiftung 
des Kantons St. Gallen“. Glodengeläute und 36 Kanonen 
jhüffe verfünbeten dem Volfe ven Aft ver feierlichen Eidesleiftung 
des Großen Rathes. Neutti wurde abermals zur Präfidenten« 
würde erhoben. Durch Revifion des Gefchäftsreglements wurde 
verordnet: daß grundfäglic die abfolute Mehrheit der Anmefens- 
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den gelte; falls aber deren Zahl unter Hundert herabfinfe, fei 
die abjolute Mehrheit von zwei Drittheilen der wirklichen Kan 
tonsräthe zu gültigen Beichlüffen in Sachen der Gejehgebung 
nöthig. Gſchwend nahm mit Berufung auf fein hohes Alter 
den Rüdtritt, den ein vom Großen Rath bewilligter jährlicher 
Auhegehalt von 660 Gulden für den Reſt feiner Amtsdauer 
erleichtert. An feine und Girtanner’d Stelle wurten P. 4. 
Falk und der ebenfalls oft genannte Joſeph Anton Dudli, bie, 
heriger Präftvent des Appellationsgerichtes, ernannt; über dieſe 
Wahlen drüdte Fürft Pancratius im Tagebud fein Wohlgefallen 
aus. Andere hinwieder waren unzufrieden; denn im Kleinen Rath 
faßen nur noch drei Proteftanten gegenüber ſechs Katholiken; legs 
tere hatten von dann an das Uebergewicht in der Leitung des 
Kantons; in Folge deſſen waren die Proteftanten auf Sicherung 
ihrer Eonfeffionellen Stellung bedacht; den Umftand, daß fie ein 
Mitglied mehr aus ihrer Konfelfton in das Appellationdgericht 
erhielten, fahen fie nicht al8 genügenvden Erfa an. Das Pr 
fivium des Appellationsgerichted überging auf Büeler. Der 
Gehalt der Mitglieder des Kleinen Rathes blieb unverändert 
1500 Gl., auf welde Summe er im Jahr 1806 erhöht wor- 
"den war. 

Längere Vorbereitungen zu Gründung höherer Lehranftalten 
für die Jugend des Kantons gediehen in diefer Zeit zur Reife. 
Die Grundlagen hiezu waren ‚bereitö in den Großrathsdekreten 
vom Mai 1805 gegeben. Die Regierungsräthe Müller-Fried- 
berg, Reutti und Gmür waren mit ben Worbereitungen für 
deren Bollgiehung betraut; mehrfach wurde auch der Erziehungs: 
rath dafür in Anfpruch genommen. Das Syftem, weldes bei 
den Vorberathungen vorſchwebte, war: gleihwie bie SBrimar- 
Thule ganz Eonfeiftonell geblieben, jo ſolle es auch ver Gymnaſial⸗ 
unterricht fein; für höhere wifjenfchaftliche Ausbildung fei dagegen 
eine gemeinjame fantonale Anftalt zu gründen; für die theolo- 
giſchen Fächer insbefondere hätten hinwieder die Konfeſſionen zu 
jorgen. Dieſes Syſtem lag in der Geſchichte des Landes wie 
in den Bebürfniffen deſſelben, nah moderner Auffafjung, bes 
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gründet. Wichtige gefchichtlibe Momente waren, daß die Stadt 
St. Gallen von jeher ein eigenes proteftantifches Gymnaſium, 
erweitert durch eine Gelehrtenjchule für philoſophiſche und theo- 
logifche Fächer, unterhielt, die Katholiken hinwieder ihre Bildungs- 
anftalten in den St. Galliihen und anderen Klofterfchulen ger 
funden hatten, welche fie feit der Revolution ſchwer vermißten. 
Die fonft umerbittlich nivellirende helvetifche Republif, emfig mit 
der Vernichtung der Klöfter und der durch diefelben unterhaltenen 
Bildungsanftalten beſchäftigt, ehrte um fo bereitwilliger bie 
Sonder-Eriftenz ded Gymnafiumd und der Gelehrtenfchule der 
Stadt St. Gallen. Dafür gibt Zeugniß die zwifchen der hel- 
vetiihen Behörde und ver Stadt abgefchloffene Webereinfunft 
über Organifation und Wirffamfeit eines in erzeptioneller Weiſe 
und abweichend vom Geſetze zu beftellenden Schulrathes für dies 
jelbe, wobei alle gefhichtlihen Verhältniffe ihre Berüdfichtigung 
fanden (26. April 1801). Die Regierung des neu geichaffenen 
Kantons St. Gallen beftätigte, alsbald nach ihrer Einfegung, dieſe 
- Drdnung (7. Dftober 1803), ebenfalls in Abweichung von ben 
allgemeinen gejeglihen Vorfchriften. Um den oben angeführten 
Grundplan zur Volljiehung zu bringen, war nun das erfte Ger 
ſchäft, fh mit der Stabtbehörde für die Drganijation eines 
allgemeinen Gymnaſiums evangelifcher Konfeſſion zu verftändigen, 
d. h. das ältere gejchichtlihe Stadtgymnaſium follte zwar als 
ſtädtiſche Anftalt erhalten, aber für den allgemeinen Gebrauch 
der evangelifchen Kantonsbürger auch der Lanbbezirfe geöffnet, 
zugleih dann fo eingerichtet werden, daß es in entiprechenden 
Zuſammenhang mit dem beabfichteten fantonalen Lyceum gebracht 
werben fünne (Konvention vom 19. Mai 1806). Gleichzeitig 
waren bereit8 Entwürfe für die übrigen projeftirten Anftalten 
gefertiget. Die Regierung war einverftanden mit dem Inhalt 
obiger Konvention; zu förmlichen Abſchlüſſen fam ed damals 
nur aus dem Grunde nicht, weil erwähnte andere Entwürfe 
ihre volle Reife noch nicht erhalten hatten. ) Solches war erft 


') Schreiben der fommittirten Regierungeräthe an den Erziehungsrath, 
vom 27. Mai 1806, 
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der Fal im Jahr 1808. Eine ausführliche Botſchaft des 
Kleinen Rathes an den Großen Rath, vom 3. Dezember dieſes 
Jahres, gibt der oberften Landesbehörde Kenntniß vom ganzen 
Plan. Die politiihe Organifation, fo lautete die Botſchaft, fei 
vollendet; nun müflen aber noch die Männer zur Verwaltung 
der öffentlichen Geſchäfte herangebildet werben; die nöthige Bils 
dung an ausländiſchen Schulen zu holen, fei nicht Jedermanns 
Sade. Jene (höhere) Klafle von Bewohnern, die ſich bisher 
dem Staate gewidmet, jei in ihrem Vermögen geſchwächt, er- 
giebige Anftellungen ſeien jelten wie ungewiß; dadurch fei ber 
Reiz, Aufwand für Bildung zu maden, vermindert. Für bie 
Kirche ſei eben jo wenig gejorgt: faum habe man bie erfledliche 
Anzahl katholiſcher SPriefter; die proteftantifche Geiftlichfeit müſſe 
ſich durch ausländische Kandidaten ergänzen. Für die Ausbil 
dung der unteren Beamten fehle e8 ebenfalls an ver nöthigen 
Anftalt; jo auch für die Heranbildung zu nüglihen Gewerben. 
Mit dem glüdlihen Erfolge der Primarſchulen ſei es daher 
nit gethan; das jei der bloße „Anfchritt”; für die Heranbils 
dung ded Knaben zum SZüngling und zum Mann zu forgen, fei 
nun Aufgabe der zweiten Legislatur. Sie zu löfen, brachte die 
Regierung folgende Anträge an den Großen Rath: erſtens 
einen Beichluffesvorfchlag zur Errichtung eines Gymnafiumsd für 
die katholiſche Jugend, das zugleich den Erforderniſſen einer 
guten Bürgerfchule zu genügen habe, eine Anftalt, die aus dem 
übrig gebliebenen Vermögen des Stiftes St. Gallen dotirt werden 
jolle, Alles in Folge Defretd vom 18. Mai 1805. Die Wichtig- 
feit des Unternehmens erfordere Zentralijation, obgleich die Res 
gierung geneigt fei, Beftrebungen zu gleihem Zwede „an mehr 
al8 einem Orte“ zu begünftigen. Rüdfiht auf das mäßige 
Vermögen ver betheiligten Bevölferung, und das mwaltende Be— 
dürfniß, daß neben dem Unterricht auch die Erziehung gefördert 
werde, erheifche zudem, daß mit dem projeftirten fatholifchen 
Gymnaſium ein Penfionat zu Aufnahme der Zöglinge verbunden 
werde, denen dann erleichterte Zahlungsbetingungen zu Gunften 
fümen. Für die Unterbringung der Anftalt habe ber Kleine 
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Rath fih das Stiftsgebäude auserſehen, nach feinen Aufichten 
nicht nur die angemeflenfte, fondern aud die einzige Lofalität, 
in welcher alle feine Abfichten erreicht werben fünnen, ohne zu 
übermäßigen Gelvopfern fchreiten zu müſſen; darüberhin Fönnte 
das Stiftögebäude zu jedem anderen Gebraud nur mit großem 
Aufwand eingerichtet „und nie mit gleichem Anftand und Scid- 
lichkeit, auch nie mit feiner moralifchen Beftimmung jo ſchön 
und milde übereintreffend benugt werben“. Zweitens empfahl 
die Regierung dem Großen Rath; zur Genehmigung den Entwurf 
eines Defrets zu Errichtung eines Kantons-Lyceums; es ſei dieß, 
ſagte fie, der erfte Schritt in das eigentliche wifjenfchaftliche 
Gebiet und zugleih eine weitere unnachläßliche Worbereitungs- 
fhule für Jene, welche fi zu einem höheren Beruf im geifts 
lichen oder weltlichen Stande ausbilden, wie überhaupt für alle, 
welche für Amtss oder Privatkreiſe fih eine erweiterte Bildung 
aneignen wollen. Zweck aber könne nicht fein, hiermit eine Ans 
ftalt nur für eine Religionspartei zu gründen; fie ſoll viel 
mehr die Gefammtheit der bildungsfähigen Bürger ohne alle 
Unterſchiede in fih aufnehmen fünnen. Das theologiihe Studium 
endlich, welches eigentlich die Schranken eines Lyceums jchon über- 
Ichreite, habe ver Kleine Rath jevem Religionstheil, für fich jelbft, 
früher oder fpäter einzurichten überlafjen. Ein dritter Defretövor: 
ſchlag bezweckte, zur Leitung aller werdenden Anftalten, die Errid- 
tung einer Studienfommiffion, welche im Wejentlichen bezüglich der⸗ 
jelben in die Verrichtungen des Erziehungsrathed einzutreten bes 
ſtimmt war. Für die mit diefen Plänen in Zufammenhang ftehende 
evangelifche Oymnafialanftalt waren die Geldmittel in den ftädtis 
ſchen Fonds und in befondern dortigen Dotationen bereit8 angemie- 
fen; für das beantragte katholiſche Gymnafium war ſchon burd 
Geſetz eine Dotation aus dem Stiftsfond gefichert. Viel Vers 
legenheit machte ver Regierung dagegen die Herbeilhaffung der 
Mittel für das Lyzeum. Sie ftand der Abficht durchaus fern, 
die für die Katholifen auszumittelnde Dotation als eine jolde 
feftzufegen, welde nad Belieben ver Staatsbehörde für eine 
fonfejfionellsfatholifche, oder, im Gegenſatz zu einer 
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folden, für eine allgemeine Anftalt rechtlich angefproden und 
dann aud verwendet werden möge. Die Regierung wollte bie 
für dad gemeinfame Lyzeum erforderlihen Geldmittel vielmehr 
auf folgende Weile zufammenbringen: 1. durch Ginfammlung 
patriotifcher Beiträge; 2. durch Ermittelung eines freiwilligen 
Beitrags aus dem Fatholifchen Fond (d. h. aus dem Gejammt- 
ftiftövermögen, weldes, nad Ausſcheidung des ftaatlidhen An- 
theild am ehemaligen Stiftövermögen, und nad Anweiſung der 
gejeglihen Dotationen für Fatholifche Anftalten und Fatholifche 
Zwede aller Art erübrigte), und zwar insbeſondere in Berüd- 
fihtigung des beträchtlichen Vorſchubs, welchen das Lyzeum zur 
Bildung der Fatholiihen Priefterfchaft leiften werde „und in 
weitern Rüdfihten”; 3. durch einen ähnlichen freiwilligen Beis 
trag feitens der Stabt St. Gallen, mit Rüdfiht auf die Vor— 
theile, welche ihre eigenen Bürger in dem günftig gelegenen 
Sig des Inſtitutes finden. Zur Beibringung dieſer verfchiedenen 
Geldmittel und Beiträge verlangte der Kleine Rath durd er— 
wähnte Botſchaft Auftrag und Vollmacht ſeitens des Großen 
Rathes, im MWeitern endlih auch dafür, daß der Schulrath von 
St. Gallen eingeladen werde, das daſige Gymnaſium beſtens 
zu verebeln und den evangelifchen Kantonsbürgern (aus ben 
andern Bezirken) den freien Eintritt in daſſelbe zu geftatten, 
wie es bereit in der früheren Konvention zugefichert worden 
war. Zur Beftreitung der Koften des Lyzeums war aud ein 
unmittelbarer, jpäter erft zu beftimmender Staatsbeitrag beab- 
fihtigt, zur allfälligen Ergänzung deffen, was auf den anderen 
oben bezeichneten Wegen nicht beigebracht werben könnte. Kaum 
waren Entwürfe und Botſchaft vollftändig verfaßt und bereiniget, 
verfammelte fih, in außerordentliher Seffton, der Große Rath 
(5. Dezember). Zwei Tage nachher empfing er Mittheilung 
von den oben angeführten drei Vorfchlägen. Sie wanderten an 
eine Fünfer-Kommiſſion; die Vorgänge in vderfelben find, aus 
Mangel an Mittheilungen feitens der Zeitgenoffen, geſchichtlich 
nicht zu berichten. Sicher aber ift, daß das Pyzealprojeft auf 


Widerſtand geftoßen; auch leuchtet ein, daß in der durch deſſen 
Baumgartner. Kanton St. Ballen, LI. 16 
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: Einführung bedingten wichtigen Veränderung im Rechtsbeftand 
des ftäbtifhen Gymnafiums, dann in der mehrfachen Verquickung 
des katholiſchen Gymnafiums nebft Penfionat mit dem Lyzeum 
(in Bezug auf Lofalität, Einrichtung und Leitung), endlich in 
den allfeitig geforverten Beiträgen der Gründe genug für Kas 
tholifen und Proteftanten vorlagen, um das vorgefchlagene 2y- 
zeum zu bejeitigen. ) Immerhin war nun das Lieblingsprojeft 
Müller-Friedberg’s und feiner in dieſen Dingen nicht zahlreichen 
Anhänger gebrohen. Der Kleine Rath zog gefammte drei 
Vorjchläge zurüd und übergab dagegen dem Großen Rath einen 
(bereitd am 9. Dezember vorbereiteten) neuen und einzigen Bes 
Ihluffesantrag „zur Errichtung der Gymnaftalanftalt für vie ka— 
tholifhe Jugend“ mit dringender Empfehlung zur Santtion. 
Es folgte ſofort Verlefung, mündliche Beleuchtung feitens der 
Kommiffion und Annahme des PVorfchlages (10. Dezember). 
Der Beihluß enthält in feinem Eingang die ausdrüdlihe Er- 
färung, daß er zur Vollziehung des Gejeped vom 8. Mai 1805 
und des Defrers vom 18. Mai gl. 3. bezüglich der für bie 
Katholifen zu errichtenden öffentlichen Unterrichtsanftalten be— 
ftimmt fei, verordnet die Errichtung des Fatholifchen Gymnaſiums 
nebft Penftonat, beftimmt das Lehrerperfonale und die Lehrgegen- 
ftände, die Aufftellung einer Kuratel von drei aus der Mitte 
des Kleinen Rathes gewählten Mitgliedern, ſpricht dem Kleinen 
Rath deren Wahl wie die Ernennung des Lehrerperfonals zu, 
firirt das Marimum des von den Penftonatszöglingen zu leis 
ftenden Koſtgeldes auf 2 Gulden für die Woche mit Belaftung 
des Dotationdfondes zur Leiftung des allfälligen Mehrbevarfs 
für die Verföftigung, weiſet für bie erforderlichen Bauten Cim 
Stiftögebäube) den Betrag von 10,000 Gl. an und verorbnet 
endlich, daß die Hauptdotation ded Gymnaſiums und ded Pens 
fionats Jängftens binnen einem Jahr „auf bleibendem Fuß“ feft- 
gefet werde. Der Unterricht, einige Ertrafächer abgerechnet, war 

) Müller: Friedberg fchiebt die Schuld einzig auf einige Proteftanten, 
denen ſelbſt ein „mäßiger“ Staatöbeitrag zu viel gewefen fei. Schweiz, 
Annalen; Bd. III. ©. 152, 
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unentgeltlich zugeſichert. Ton und Haltung dieſes Gründungs— 
beſchluſſes bekunden, daß durch denſelben eine feſte und endgüls 
tige Stiftung beabſichtiget wurde. Er lautet vorbehaltlos in 
Bezug auf das Weſen der Anſtalt wie auf die Berechtigung der 
katholiſchen Kantonsbürger auf dieſelbe und auf den daherigen 
Stiftungsfond. Einzig iſt (in Art. 3) vorgeſehen, daß für den 
Fall eines ſpäter zu errichtenden Lyzeums auch die katholiſchen 
Zöglinge deſſelben Aufnahme in dem Penſionat finden mögen. 
Roh am gleihen Tag entließ der Kleine Rath den Großen 
Rath mittelft einer Abſchiedsbotſchaft, in ber nicht eine Spur 
von Mißbehagen über das Scheitern des Hauptprojefts in der 
Schulangelegenheit wahrgenommen werben kann, ſondern vielmehr 
dem Großen Rath das Lob gefpenvet wurde, daß er durch kluge 
Scheidung aller Intereſſen die Bande der Eintradt und des 
Zutrauend auf immer befeftiget habe. Jetzt enblih war ein 
ſchweres Unrecht, dad eine revolutionäre Zeit gegen die Katho— 
lifen des Landes verübt hatte, jo weit noch möglich, gefühnt. 
Die mechaniſche Baummollipinnerei, *) welche in den ehrwürbigen 
Räumen des St. Gallusftiftes aufgeftellt worden, mußte weichen; 
die Gebäude wurden wenigftens theilweife ihrer Beftimmung 
zurüdgegeben. „Religioni scientiis et artibus pie redditum in 
ipso festo St. Galli die XVI. oct. MDCCCIX;“ dieſe Worte 
ließ die Kuratel oberhalb der Pforte zum neuen Fatholifchen 
Gymnafium anbringen. Auf den gleichen Tag war bereits eine 
zahlreihe Schaar munterer Zöglinge aus allen Fatholifchen Landes 
gegenden eingerüdt. In die SKuratel hatte der Kleine Rath 
die Regierungsräthe Müller Friedberg, Reutti und Falk ernannt. 
Ihr Präfident, Müller-Friepberg, beſonders begabt, öffentliche 
Fefte dur finnige Anordnung und geiftige Würze zu beleben, 
verlegte die Feier der Eröffnung in den kunſtvoll eingerichteten 
Saal der berühmten Stiftsbibliothef. ) Hier ftand die frohe 


) Auch eine Branntweinbrennerei. So erzählt Falk in feinen hinter 
laffenen Papieren. 
?) Der Eröffnungsfeier vorangehend war ein ausführliches Programm 
ber neuen Schulanftalt feitens der Kuratel herausgegeben worben, in beffen 
16* 
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Landjugend, *) mitten unter Herren und Büchern, deren fie faum 
je fo viele zufammen gefehen, laufchend auf die feierlichen Worte 
des Präfiventen der Kuratel, und auf die Amtsreden des Reprä— 
jentanten des Erziehungsrathes und des Stellvertreter des noch 
abwejenden Präfeften der Anftalt.e Die Galerien waren durch 
theilnehmende Zufhauer angefült. Müller⸗Friedberg's Feſtrede 
beſprach die neue Anftalt in Worten, die fie als bleibendes In— 
ftitut der Katholifen bezeichnen, wenn er auch den Wunſch feft- 
hielt und ausſprach, daß fie „eines der Fußgeftelle” fein möge, 
„auf welchen bald eine höhere gemeinfchaftliche Anftalt fich erhebe“, 
d. h. ganz verftändlih, daß über den beiden Gymnaften, dem 
ftädtifchen proteftantifchen, und dem fatholiihen Gymnafium im 
Stiftögebäude, annod das gemeinſame Lyzeum errichtet werde 
(16. Dftober 1809). Die fatholiiche Anftalt gedieh fichtlich; 
Ihon in ihrem erften Jahre zählte fie 54 SBenfioniften und 
17 Erterne. Aloys Vol, jpäter Domdekan des Bisthums 
Bafel, wirkte drei Jahre lang mit großem Anfehen als ihr 
Vorftand; die Kuratel entwidelte lobenswerthe Thätigkeit in 
jeglicher Förderung des Gymnaſtums. Durch Fundationsdinftrus 
ment vom 6. April 1810 ftattete der Kleine Rath die Anftalt 
mit einem Dotationdfapital von:300,000 Gulden aus, die Er- 
höhung diefer Summe im Fall des Bedürfniſſes noch vorbe— 
halten, und verordnete gleichzeitig die Errichtung „eines vollftän- 
digen philofophiichen Kurjes mit Inbegriff der Phyſik und höhe— 
ren Mathematif”.?) Dadurch ift thatjächlih die oft erwähnte 


Eingang zu Iefen: „Durch dieſes (Gymnafium und Penſionat) folle dem 
langen Mangel an Bildungs: Fürforgen für katholiſche Kantondbürger ge: 
feuert und die Erziehung und Verpflegung ihrer Zöglinge mittelft beträcht- 
licher Beiträge aus den fatholifchen Fonds erleichtert werben.“ Weiter: ber 
16. Oftober war zur Beier gewählt worden, als der „Erinnerungstag des 
heiligen Gall's, des Urhebers des Anbaues, der Bevölkerung und des fitt- 
lihen Zuftandes in diefen Landesgegenden“. 

‘) In ihrem Kreis auch der Verfaffer dieſes Buches. 

?) In Folge Berichtes der Kuratel an den Kleinen Rath vom 2. April 
1810, „indem ſich die Hoffnung zu einem gemeinfchaftlichen Eyzeum weit 
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Lyzeumsfrage, feitend des Kleinen Rathes und des Staates 
überhaupt, abgethan. *) Für den phyſikaliſchen Unterricht wurde 
eine foftbare Inftrumentenfammung in Paris angefhafft (1811). 
Dem philofophiichen Kurs folgte in den nädften Jahren die 
Errichtung dreier theologifcher Lehrftühle. Dem Erziehungsrath 
wurbe jede Betheiligung bei der Leitung dieſer Forporativen Anftalt 
entrüdt. Betroffen darüber, verlangte er Aufihluß über feine 
Stellung zu derfelben und erhielt jeitens der Kuratel die Antwort: 
fie, die Kuratel, repräfentire die gefammte Fatholifche Korporation 
ald Eigenthümerin der Anftalt, und fei nicht als bloße Kom- 
miffton der Regierung zu betrachten. Deßhalb fei es unmöglich, 
dem Erziehungsrath eine Stellung über over neben der Kuratel 
oder zwifchen biefer und dem Profefforenfollegium, anzumeifen. 2) 

Das Gedeihen der Ffatholiihen Anftalt wedte den Eifer 
für ähnliche Stiftungen auf proteftantifher Seite, zumal bie 
früher befprochene Konvention wegen des ſtädtiſchen Gymna— 
ſiums auf ſich ruhen geblieben. Kaum war erwähnte Dotation 
der Fatholiihen Gymnaftalanftalt und deren Erweiterung zu 
einem Lyzeum verfügt, begrüßte die „evangeliſche Kommiſſion“ 


mehr entfernt als annähert“. ©. and das Protokoll deö Kleinen Rathes 
vom 6. April 1810. 

1) Es find nämlich in der Dotationsfumme der 300,000 Gl. für Grün 
dung bes philofophifchen Kurfes 43,260 Gl. inbegriffen und ift fomit die 
(katholifche) Lyzealanſtalt bereitd in der erften Dotation des Gymnaſiums 
und Penſionats vollftändig bedacht. ©. den Beichluß im Protofoll des 
Kleinen Rathed vom 6. April 1810. Durch folhe Dotation auch der 
Lyzealfurfe ift auch genüglich die rechtliche Tragweite ded oben angeführten 
Artikels 3 des Stiftungsbefchluffes vom 9. und 10. Dezember 1808 von 
der Stantöbehörbe felbft, nicht bloß von einem einzelnen Mitgliede berfelben, 
aufgeklärt. 

*) Schreiben der Kuratel an den Erziehungsrath vom 20. November 
1809. Die wiederholt und überall vorfommende Bezeichnung der höheren 
fatholifchen Lehranftalt ald „Eigenthum ver fatholifchen Korporation” ift 
der fchärffte finatdrechtliche Beweis, daß der Staat felbft fie ald unantaft- 
bare Anftalt anfah, und nicht etwa bloß als ein der Fatholifchen Korporas 
tion übergebenes DBerwaltungsobjelt, das man nad Belieben umwandeln 
ober aufheben, oder durch eine Zentralanftalt abforbiren laſſen dürfe. 
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des Erziehungsrathes den Kleinen Rath mit dem Projekt für 
Gründung einer ähnlichen Anftalt „für die evangelifche Jugend“. 
Bei Abgang von Fonden, jo jchrieb fie an die Regierung, fei 
das Privatvermögen der evangeliihen Mitbürger die einzige an— 
zufprechende Hülfsquelle. Jene Kommiffton erfuchte daher um 
die Erlaubniß zu Aufnahme von Subffriptionen, und, für ven 
Fal, daß ſolche Sammlung freiwilliger Beiträge nicht ergiebig 
genug fein würde, um bie feitens des Großen Rathes zu er- 
theilende Bewilligung zur Erhebung einer Steuer bei den evan- 
geliihen Kantonsbürgern (12. April 1810). Unverweilt ſprach 
der Kleine Rath feine vollftändigfte Billigung des Vorhabens 
aus, und ſofort erfolgte ein ſchwunghafter Aufruf genannter 
Kommilfion an ihre „geliebten Mitbürger“ zu reichlicher Unter: 
ftügung des Borhabens; das Programm hatte eine ausgedehnte 
Anftalt im Auge, welche „von den höheren Stufen einer Mittel- 
ſchule“ bis zu den „niedereren Stufen des afabdemifchen Unter: 
richtes“ hinaufreichen jollte, mit vollftändigen philologifhen, dann 
philoſophiſchen und theologiihen Kurfen. Als Bedarf der Fun- 
dation wurde die Summe von 80,000 Gl. (die Koften des Lokals 
und der Einrichtung der Lehrzimmer ungeredhnet) bezeichnet; eine 
beigegebene Mahnung des Kleinen Rathes unterftügte die Kols 
lefte, ebenjo eine jpätere Weifung vefjelben an die Vollziehungs- 
beamten ver theilweife reformirten Bezirke. Im Aufruf ift aus— 
drüdlib gelagt, daß der Gemeinde: und Schulrath ter Stabt 
St. Gallen dem Unternehmen ihre hülfreihe Hand zugefagt 
haben (2. und 5. Mai 1810). Auch die ftaatswirthichaftliche 
Kommilfion rief, unter Berühmung des Fatholiihen Gymna— 
fiums, dem beabfichtigten „ſchweſterlichen“ Inſtitut. Durch diejen 
Akt ift die Stellung zwiſchen beiden Konfefftonen, und beider 
gegenüber dem Staat, in Bezug auf die Frage der höheren 
Schulanftalten, gründlich aufgeklärt: mit der Errihtung der ka— 
tholiſchen Anftalt und ihrer Erweiterung zum Lyzeum gleicher 
Konfeffion war den Abfichten der Geſetze und Defrete von 1805 
ein Genüge geleiftet; das gemeinfame Lyzeum, zu welchem übris 
gend, laut Botjchaft des Kleinen Rathes felbft, die Katholiken 
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höchſtens einen freiwilligen Beitrag zu leiften gehabt hätten, zeigt 
fi als aufgegeben; die evangeliihen Behörden und Bürger, 
weit entfernt, an das ehemalige Kloftervermögen oder an das 
nunmehrige fatholiiche Stiftungsgut für höhere Anftalten irgend 
welche Anſprache zu madhen, oder auch nur eine Berechtigung 
zu folder für. die Folge vorzubehalten, jchritten zur Gründung 
einer gejöndberten höheren Unterrihtsanftalt für ihren eigenen 
Dedarf und aus eigenen Mitteln, dieß Alles unter Genehms 
haltung und Unterftügung jeitend der Staatsregierung und im 
volften Einverftändniffe mit derjelben. Der Ertrag der Unter- 
zeihnungen entiprad dem Plane und den Bebürfniffen nicht; 
ftatt 80,000 warfen fie nur 11,852 Gl. 8 Kr. ab. Die evan- 
geliihe Kommilfion des Erziehungsrathed wollte gleihwohl das 
Borhaben nicht aufgeben. Ein neued Projekt zur Ausführung 
wurde verfaßt, nach welchem auf jämmtliche reformirte Gemein- 
den eine verhältnigmäßige Steuer hätte ausgeſchrieben, das 
Kapital den Händen der Gemeinden jelbft anvertraut, die Ber: 
waltung einem „evangeliihen Ausſchuß“ hätte übergeben werben 
follen. Das Vorhaben fam nicht wieder in Fluß. 

Durb urfundlihen Aft der Sönderung des Staatsgutes 
von dem Stift St. Galliihen Vermögen im engeren Sinne 
(vom 9. Dezember 1808) und durch die erwähnten mehreren 
Dotationen war der fatholifchen Bevölferung des Kantons nun 
bereits ein bedeutendes Vermögen zugeichieden; ed waren wich— 
tige Anftalten als ihr Gigenthum gegründet worden; auf nod 
Mehreres hatte fie Anwartſchaft aus ben weiteren Ergebnifjen 
der ftiftifchen Liquidation; für al Das war eine eigene Fatho- 
liſche Verwaltung erforderlih und der Kleine Rath ſelbſt ftellte 
fie auf, nah Borfchrift des Defrets vom 18. Mai 1805. Sie 
erhielt den Namen „katholiſche Pflegſchaft“. Sie wurde aus 
neun Mitgliedern beftellt, die Wahl derſelben einem Wahlfolle- 
gium von neunzehn Mitgliedern übertragen, weldes für bas 
erfte Mal ver Kleine Rath felbft erwählte, das aber für bie 
Folge, bei eintretenden Bafaturen, ſich felbft ergänzte. Die 
Mitglieder des Wahlkollegiums der bereitd früher beftellten Ad⸗ 
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miniſtration der Hauptkirche übergingen in das neue Wahlfols 
fegium. Aufgabe der fatholifchen Pfleaihaft war die Berwals 
tung aller der „Eatholifchen Korporation“ bereits zugeſchiedenen 
oder ihr Fünftig noch zugufcheidenden Kapitalfonde. So erhielt 
der Eigenthümer diefer Fonde von nun an, durch Verfügung 
der Staatsregierung felbft, forporatived Recht. Die Mitglieder 
des Kleinen Rathes waren von der Wählbarfeit in tiefe Ver— 
waltung ausgefchloffen. Neben ver Pflegihaft wurde ein Gym- 
nafial- und Kirchenrath aufgeftellt, in welchen die Mitgliever 
des Kleinen Rathes wählbar waren. Aus diefem Gymnafial- 
und Kirchenrath wurde als nächfte Aufficht für das Gymnafium 
die Kuratel, ald eine foldhe für die Angelegenheiten der Haupt- 
firhe und das Kirchenwefen überhaupt, eine Kirchenfommifften 
beſtellt. Kuratel und Kirchenkommiſſion mußten von Fatholifchen 
Mitgliedern des Kleinen Rathes präfibirt werben; jener wurde 
die (früher dem Kleinen Rath zugejhiedene) Ernennung des 
gefammten Lehrerperfonald am Fatholiihen Gymnafium und Ly—⸗ 
zeum übertragen (10. Mai 1810). Die Grundlagen zu dieſer 
Verordnung hatte an eben diefem Tage der Große Rath ges 
nehmiget. Frühere Verwaltungsorgane (namentlich aljo die im 
Jahr 1808 beftellte Adminiftration der Hauptkirche) hörten mit 
Einjegung diefer Zentralverwaltung der katholiſchen Korporation 
auf. Die Entftehung und der Beſtand dieſer zentralen Fathos 
lichen Verwaltung unterlag von dann an, bejonders in jpäteren 
Sahren, vielem Tadel und jchweren Angriffen. Gleichwohl war 
fie ein ganz natürliches Ergebniß der St. Galliihen Berhält- 
niffe. Was ift natürlicher, ald daß der Eigenthümer Das vers 
walte, was die Staatöbehörden jelbft ihm fürmlih als Eigen> 
thum zufceiden! Daß dieſes aber gefchehen, beurfundet insbe 
jondere die dießfallfige Botichaft der Regierung an den Großen 
Kath, in welcher diefelbe erklärte, daß fie dem oben beſprochenen 
Wahlfollegium gerade deßhalb das Recht der Selbftergänzung 
zugeichieden habe, damit den Eigenthumsrechten der Fatholiichen 
Korporation das gleiche Recht getragen werde, weldes die Res 
gierung allem Eigenthum ſchuldig fei, und in welcder fie weiter 
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eröffnet, daß die Anftalt (Ryzeal- und Gymnaflalanftalt) nun 
in tie Hände der Korporation gelegt werde, „welcher fie eigen- 
thümlich gehört,“ bloß die Aufſicht vorbehalten, welche der Lan- 
besregierung über ſolche Anftalten und Stiftungen „im Allge- 
meinen” zufommen müfle. *) 

Mittlerweile handelte die Regierung auch in anderen fon- 
fejfionellen fatholifchen Angelegenheiten. An die Stelle älterer Verfüs 
gungen erließ auf ihren Antrag der Große Rath einen allgemeinen 
Beichluß, betreffend die St. Gallischen Frauenklöfter. Durch den- 
jelben wurde der Fortbeftand gewährt den Frauenflöftern Magden- 
au, Wurmsbach, Notkerded, St. Maria zu Wattwyl, Weſen, 
Berg Sion, Glattburg, Wyl, Altftätten und Rorſchach. Rech— 
nungöftellung über ihr Vermögen zu Handen der Regierung 
blieb vorbehalten; Grundſtücke oder Kapitalien zu veräußern, 
wurde ihnen unterfagt; die Zahl ihrer SProfeffinnen abermals 
auf ein Marimum befchränft, veßgleihen Ausfteuer und Nach— 
fall beftimmt, in feinem Fall die Zubringung von Liegenſchaften 
geftattet. Die Frauenklöfter indgefammt wurden zur Leiftung 
eines jährlichen Gelbbeitraged an die Fatholiichen Erziehungs 
inftitute des Kantons verpflichtet; das Marimum veffelben für 
eines war zu 800 Fr. feſtgeſetzt. Es wurde eine Bevormun⸗ 
dung aller Art nicht verſäumt, jelbft ver Fall nöthig werdender 
Auflöfung vorgefehen, falls das Vermögen eined Klofterd zur 
Erhaltung der Korporation nicht mehr hinreichen würde (Großs 
rathöbefhluß vom 3. Mai 1809). Der legtangeführte Grund: 
jag wurde bald gegenüber dem Klofter St. Wiborada in St. 
Georgen zur Anwentung gebradt. Mit Berufung darauf, daß 
dieſe Flöfterlihe Frauenforporation ſich außer Stande befinde, 
fi aus eigenen Mitteln und Verdienſt den benöthigten Unter: 
halt zu verjhaffen, wurde fie unter ftaatlihe Berwaltung ges 
ftellt; Novizen durfte fie nicht mehr aufnehmen; für den Unter: 
halt der Frauen wurde ein jährlicher Unterftügungsbeitrag aus 

) Botfchaft vom 10. Mai 1810, in welcher auch gefagt ift, daß bie 


Regierung durch Aufſtellung der Eatholifchen Pflegſchaft beabfichtiget habe, 
„den fundirten Anftalten eine bleibende — — Einrichtung zu geben“. 
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dem katholiſchen „allgemeinen Fond“ zugefichert; diefem, fo fagte 
das Großrathödefret weiter, fol bei Auflöjung der Korporation 
ihr Vermögen einverleibt werden und ald „eigen erkannt fein“ 
(11. Mai 1812). 

Noch blieb eine religiöje Frauenforporation übrig, über 
welche bisher nicht verfügt worden, das Stift der abeligen 
Ehorfrauen in Schänis. Der Schutz, deſſen ſich diefe Frauen- 
forporation unter der helvetijhen Regierung erfreut hat, ift noch 
in Grinnerung. Damalige Behörden jahen ihren Fortbeftand 
nicht im Widerſpruch mit der Verfaſſung der einen und untheil- 
baren Republif. Die Regierung des neuen Kantons St. Gallen 
ftellte fich bald auf anderen Fuß gegenüber tem Stift. Sie 
ließ die Statuten über den Eintritt in die Korporation abfordern, 
um zu ſehen, „wie weit berfelbe mit der gegenwärtigen Ord— 
nung der Dinge zu vereinbaren ſei.“ Gleichzeitig wahrte fie 
die fantonale Souveränetät; das Stift Schänis ſei von feinem 
fremden Staat abhängig, jontern vielmehr als jelbftftändig mit 
der Landſchaft Gafter an die Schweiz übergegangen; ed werde 
auch gleich jedem anderen „inneren“ Klofter behandelt; fo jchrieb 
ber Kleine Rathan den Landammann der Schweiz (12. Auguft 1806). 
Aber im Widerſpruch hiermit wurde ed ausnahmsweiſe behan- 
belt, in Verfügungen, welche mehreren Yrauenflöftern den be: 
bingten Fortbeſtand ficherten, nicht aufgenommen. Daß die Auf- 
löſung des Stiftes Schänis derjenigen des Stifts St. Gallen 
folgen werde, ſchien ja ſchon zur Zeit der Aufhebung des letzteren 
eine unter den Häuptern des Staates einverftandene Sade. 
Das Stift Schänis hatte zahlreiche Mitglieder aus den erften 
Adelsgeſchlechtern Süddeutſchlands und der Schweiz gezählt; 
jo aus den Familien Blarer v. Wartenfee, v. Ramſchwag, 
Reihlin v. Melvdegg, v. Roggenbach, v. Weflenberg, v. Epp- 
tingen. Letzte Abtiffin (gewöhnlich „vie Fürftin“ genannt) war 
Walpurga Freifrau von Liebenfeld zu Worblingen. Sie ftarb 
am 4. Februar 1810. Der Kleine Rath unterfagte nun fofort 
die Wahl einer neuen Abtiffin und erflärte auf gefchehene An- 
frage: „bei der beftehenden Staatöverfaffung und den ange 
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nommenen Marimen“ könne feine Dame mehr in tas Stift 
aufgenommen werden. Vergebens baten die Stiftöfrauen um 
FHortbeftand ihrer Korporation. ) Um eben dieſe Zeit war 
einer der Brüder Gmür (Xaver) jchon ſehr thätig für den An— 
fauf von Grundbefig des Klofterd; er erwarb ſich deſſen Hof 
in Herrliberg. Der Kleine Rath; jelbft förderte die Veräußerung 
von Grundbefig des Stifts in andern Kantonen, mit Weifungen 
und Rathſchlägen, aus denen Far erfichtlih, daß er das Ber- 
mögen gegen allfälliged Zugreifen anderer Staatshoheiten vor: 
beugend fihern und zu diefem Ende alles in den eigenen Kanton 
bringen wollte. Rad ſolchen Vorbereitungen gelangte ber Kleine 
Rath mit dem Vorjchlag der Auflöfung an den Großen Rath; 
mehrere Jahre lang habe er unterfucht, ob wohl das Damen» 
ftift „bei der waltenden Unverträglichfeit deſſelben mit der Kan 
tonalverfafjung für den Kanton nutzbar könnte umgeſchaffen wers 
den; bis dahin hätten fih immer noch politiihe Schwierigkeiten 
entgegengeftellt; der jegige Augenblid ſcheine nun aber geeignet 
zu enblicher Befeitigung des Gegenftandes (Botſchaft vom 
6. Mai 1811). Folgte dad Auflöfungsvelret; „da es in ven 
Abfihten der Regierung liegen muß, alle flöfterlihen Korpo- 
rationen den Orundfägen der Mediationsakte angemefjen aus— 
zubilden und viefelben, ihrem Stiftungszwede gemäß, gemeins 
nügig zu machen”, ſolches aber mit Beibehaltung der gegen» 
wärtigen Einrichtungen des Stiftes ſich nicht erzielen laſſe, be- 
Ihloß ver Große Rath auf den Vorſchlag der Regierung: 
Aufhebung des Stiftes, Liquidation des Vermögens, Penftoni- 
rung ver noch übrigen Stiftsvamen mit 600 Gl. jährlich für 
jede; Uebergabe von 33,000 Gl. aus dem Stiftövermögen an 
den Staat zu Unterrichts, und Armenunterftügungen „für ben 
Kanton”; das übrige Vermögen des Stifts „ſoll als Eigen- 
thum der katholiſchen Religionspartei verbleiben“ und theild für 
die Errichtung eines theologiſchen Studiums, theild zur Unter- 

%) Aus mündlicher Ueberlieferung eines Zeitgenofjen , des Regierungs: 


raths Falk, der ſich bei den Angelegenheiten des Stiftes amtlich zu bethä— 
tigen hatte. 


— 252 — 


ftügung der unvermögenden und verbienten Kuratgeiftlichen vers 
wendet werben (8. Mai 1811). Der Beihluß wurde damals 
nicht veröffentlichet; überhaupt ift von der vießfallfigen Verhand⸗ 
lung fein Wort im „Santonsblatt”“ zu leſen; eben jo wenig 
im „Erzähler”. Der Kleine Rath gab dem Biſchof von Ehur 
Kenntniß von der Aufhebung des Stiftes und deren Gründen. 
Die Geſchichte hat aber doch noch zu erinnern, daß Regierung 
und Großer Rath bei diefem Anlaß ohne alle Begrüßung bes 
Nuntius und des heil. Stuhles vorfhritten, obwohl es doch im 
Sinne der am 25. Auguft 1804 gegebenen Erflärung geweſen 
wäre, fi mit den oberften kirchlichen Behörden über eine all 
fällige Umwandlung des Stiftes in eine andere analoge religiöfe 
Anftalt ind Einverftändniß zu jegen. Am 6. Auguft wurde vom 
Kleinen Rath eine Liquidationsfommilfion ernannt; Mitglieder, 
neben Zaver Gmür, deſſen Befreundete Friedensrichter Glaus 
von Schänis (bisheriger Amtmann des Stiftes) und Vettiger 
von Utznach; Glaus war Präfident. Der Bruder Kaver Gmür’s, 
Regierungsrath Dominif Gmür, war in Angelegenheiten des 
Stiftes, ald Mitglied der Kommilfion des Innern, Mithan- 
deinder, wohl auch ſelbſt Referent. Die Auflöfung des Stiftes 
jegte der Kleine Rath auf den 16. Dftober 1811 an. Er 
nahm Bedacht, daß die Pfarrgemeinde Schänis durch die Auf: 
hebung des Stiftes in ihrem Gottesdienft feinen Abbruch er: 
leide ; fie wurde deßhalb aus dem Stiftsvermögen mit 37,500 Gl. 
audgeitattet; die Dotation der Pfarr: und Kaplaneipfründe ift in 
diefem Kapital inbegriffen (Beſchluß vom 9. November 1811). 
Laut gleiher Urkunde überläßt die Regierung der Gemeinde 
Schänis die dortigen Stiftögebäude in ihrem ganzen Umfang 
für 4100 Gl. R. B., mit unentgeltlihem Iebenslänglihem Woh- 
nungsrecht der Stiftsdamen in benfelben, deren damals nod 
jeh8 waren. Der Stiftsfaplan wurde, unter Beftätigung ber 
biihöflichen Behörde in Chur, zum fünftigen Kaplan der Pfarrei 
ernannt. Auch diefe Befchlüffe erhielten Feine Veröffentlichung. 
Die noch übrigen Liegenjchaften des Stiftes Schänis wurden, 
nach ftattgehabter öffentlicher Verfteigerung und in Folge eines 
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Rachgebotes, um den Betrag von 105,278 Gl. Glarner W. 
(Louisd'or a 10), Gl.) an Zaver Gmür und Statthalter Heuffi 
verfauft. Die Aufhebung des Stiftes wie die Umftänve, unter 
denen der Güterverfauf ftattfand, erregten Aufſehen bei Dritt- 
männern. Dberft und Rathöherr Stehlin aus Bafel, Linth- 
Ihagungsfommiffär, fchrieb an feinen Freund, Hans Konrad 
Eicher: das Stift fei der „einzige neutrale Standpunkt“ im 
dortigen Lande geweſen; „der Zwed feiner Stiftung war gewiß 
edel und müglih, blieb auch wohlthätig bis an's Ende“ 
(8. Zuni 1811). Eſcher feinerjeits tadelte, daß auch die Wal- 
dungen, und zwar an Private, verfauft worden, den Käufern, 
durh Abnahme von Schuldbriefen aus dem „Land“ ald Zah 
lungswerth feitens ter Regierung, die Erwerbung auch gar zu 
leiht gemacht worden ſei; eben fo der beabfichtigte Erwerb der 
Stiftögebäube jeitend der gleichen Käufer, den er als „jpott- 
wohlfeil“ bezeichnete. ') Diefer Erwerb fand wirklich ftatt, ins 
dem die Kirchgemeinde das Stiftögebäude nebft Zugehör ver 
Familie Gmür um 4000 GL. R. V. ald „Mannslehen“ mit 
der Klaufel überließ, daß erwähnter Grundbefig nah dem all» 
fälligen Ausfterben des Gmür’jchen Mannsftammes an die Pfarr- 
gemeinde zurüdfallen ſolle.) Die Schlußrehnung der Liqui— 
dationsfommiffion ergab ein Neinergebniß von 198,634 ©I. 
34 Sch. 2 Angfter Glamer V. (ungefähr 208,000 GI. R. V.). 
Die Liquidatoren empfingen für ihre Bemühungen Honoranzen: 
Glaus 1100 GL, Zaver Gmür und Bettiger jeder 550 Gl. 
Mittlerweile war auch die Vermögensliquidation des Stiftes 
St. Gallen ihrem Abſchluß entgegen gereift. In Vollziehung 
des Sönderungsaftes zwiſchen Staats» und Stiftögut vom 9. De- 
zember 1808 ?) fand Anfangs des Jahres 1813 die bejondere 


) Vier Briefe Eſcher's an Stehlin, von 1811 und 1812. 

?) Bertrag vom 12. Januar und 15. März 1812. Durch fpäteren 
Vertrag vom 22. März 1849 verzichtete die Kirchgemeinde auf dad Heim: 
falldrecht um die Summe von 6000 Gl., welche, drittheilsweiſe, an den 
Kirchen, den Schul: und den Armenfond vertheilt wurbe. 

) Durch diefen waren dem Staat aus dem Stiftövermögen abermal 
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Ausiheidung der Waldungen ftatt; 1909, Juchart waren vom 
Jahre 1805 bis 1812 zu Gunſten der Liquidationsfaffe verkauft 
worden; von ben übrigen Gtiftungswaldungen wurden 1344 
Jucharten dem Staat, 821°), Jucharte der „Katholizität“ zuers 
fannt (jene zu 70,790 Gl., diefe zu 45,000 Gl. geſchätzt); bie 
den Katholifen zugeſchiedenen Waldungen wurden ein Theil ihres 
„allgemeinen Fondes“. Endlich berichtete die Regierung dem 
Großen Rath, es jei der Zeitpımft gefommen, „wo der Staat 
ber fatholifhen Religionsparthei die ihr zugehörigen Fonde als 
ihr Eigenthum zur Selbftverwaltung und Verfügung überant 
worten folle“ (27. Januar 1813), und es erfolgte die Fertigung 
einer umfafenden Urkunde über das „katholifche Eigenthum” und 
über die Beforgung der „Fatholifchen Angelegenheiten”, durch 
Großrathsdekret vom 30. Januar gl. 3. Daſſelbe erklärt ala 
katholiſches Eigenthum und Angelegenheit: die St. Galliſche 
Stifts- und Hauptlirde, das damit verbundene Alumnat, das 
Seminarium und das theologifhe Studium, die Gymnaſial⸗ und 
Lyzeal⸗Anſtalten, die ftiftiih St. Galliſche Bibliothek, die Fonds 
obiger Anftalten, den Stiftsfond von Schänis, den katholiſchen 
geiftlichen Penfiondfond, die der Fatholiichen Korporation zuges 
theilten Waldungen und die freie Benugung der Steinbrüde 
nah Maßgabe des oben erwähnten Sönderungsaftes vom Jahr 
1808, endlich jeden andern Fond, welder in Zukunft der „Kas 
tholigität“ des weiteren anheimfallen mag (hier war offenbar 
und zunäcft das Vermögen allfällig fpäter eingehender Klöfter 
verftanden). Was nad GErlöfchen ver Penfionen für die St. 
Galler Kapitularen und für die Scänifer Chorfrauen übrig 
blieb, dad wurde zur Verwendung für die Pfarrpfründen und 
die Geiftlicyfeit des Kantons, für die Armen und für die Schu: 
len (ver Katholiken) beftimmt. Für die Verwaltung der Fonde 


eine Anzahl von Gebäuden, fo Kornhaus und „Gredhaus“ (Kaufhaus) in 
Rorſchach, nebft anderen, dann 10,508 Gl. unter dem Titel fürftliche Kam— 
mer: und Tafelgüter, und 160,000 Gl. ald äquivalentes Kapital für ben 
Gehaldbetrag der ehemaligen weltlichen Beamteten des Stifted zugeſchieden 
morben. 
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blieb zwar die früher aufgeſtellte Pflegſchaft; für die Leitung 
geſammter katholiſcher Anſtalten und Beſorgung der katholiſchen 
Angelegenheiten überhaupt wurde aber, in höherer Stellung, ein 
Adminiſtrationsrath eingeſetzt, deſſen dreizehn Mitglieder von 
dem ſchon früher aufgeſtellten Wahlkollegium ernannt wurden 
und ihren Präſidenten (dieſen obligatoriſch aus der Mitte des 
Kleinen Rathes) ſelbſt wählten. Alle frühern abweichenden Vers 
fügungen wurden zurüdgenommen. Der neue „katholiſche Ad⸗ 
miniftrationsrath” hatte ein hohes Maß von Selbftftändigfeit. 
Dem Kleinen Rath blieb nur, im allgemeinften Ausbrud, „jene 
unmittelbare Auffiht über vorbemelvete Anftalten vorbehalten, 
welde ihm von Landed-Regierungs wegen zufommt”. Der neue 
Adminiftrationgrath wählte fib den NRegierungsraty Dominik 
Gmür zu feinem Präftdenten fowie zum Vorſtand der Kuratel 
über Hauptfirde, Gymnaftale und Ryzealanftalten. Im der 
erften Zufammenfegung des Aominiftrationsrathes fanden fich 
auch die fünf übrigen katholiſchen NRegierungsräthe; unter ben 
andern katholiſchen Notabeln war Joſeph Schaffhaufer oben an. 
Genannte Behörde trat mit dem 18. Februar 1813 in's Amt. 
Am 13. Dftober gl. 3. übergab ihr eine Aborbnung "ver Res 
gierung, Namens diefer und im Beifein des Liquidationsbüreau’s, 
Schlußredinung und Saldo der Stiftsliquidation. Durch dieſe 
General- und Schlußrehnung waren bie verwertheten Aftiven _ 
an Liegenfchaften, Schuldpoften und an Grundzind- und Zehnt- 
fapitalien im Ganzen angegeben zu 3,243,865 Gl. 19 Kr. 5 Hl. 
Das ift alfo jedenfalls das Minimum des Aktivvermögeng, 
weldes das Stift bei feiner Aufhebung inne hatte, und zwar 
ohne irgend eine Anrechnung der ftiftiichen Gebäute in Et. 
Gallen, und bei notorijcher Mißverwaltung, ja Plünderung, 
welche während der Zeit der Revolution ftattgefunden hatte. 
Was die Liquidationsfommilfton während ihrer Amtsdauer von 
1805 bis 1813 an Zinfen und Gefällen aller Art einnahm, 
gibt erwähnte Schlußrehnung zu 296,488 Gl. 5 Kr. an; fie 
hatte daher im Ganzen eine Ginnahme von 3,540,353 Gl. 
24 Kr. 5 Hl. gemadt. Aus diefem Aftivftand wurden zunächſt 
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die Schulden des Stifts bezahlt mit 1,250,418 Gl. (für Haupts 
gut und Zinfen), der Staat für feine Anfprüche befriebiget, dann 
die Dotationen für die Hauptkirche und die Fatholiihe Gymnas- 
fial- und 2ygealanftalt angewiefen, die mancherlei Dotationen 
der Pfründen auf dem Lande und die fogenannten Kompetenz 
laften, die Penſionen der Stiftöfapitularen und die gottesbienft- 
lichen Koften an der Hauptlirhe, der Unterhalt der Gebäude 
und übrigen Domänen, endlich die Liquidations- und Adminiftras 
tionsauslagen (dieſe mit 47,350 GL.) beftritten; wornach ſich 
ein Aktivfaldo an Kapitalien und Liegenfchaften von 837,590 Gl. 
42 Kr. 7 Hl. zu Handen des katholiſchen Adminiftrationsrathes 
ergab. Die angeführten Ziffern liefern den genügenvden Beweis, 
daß das Reinvermögen des Stifte in der Hand eined wach— 
famen Verwalter, wie Fürft Pancratius ein folder geweſen, 
zur ehrenhaften Erhaltung der Korporation vollkommen binrei- 
hend geweſen wäre, ba ed nad der ungünftigften Annahme in 
runder Summe auf 2 Millionen und 200,000 Gulden ange— 
fhlagen werben fann.‘) Die Berwaltung hatte auch zur Zeit 
der Liquidation der nöthigen Kontrole ermangelt; Müller von 
St. Georgen, das Haupt der Liquidation, hatte im Jahr 1809 
perfönlih den „großen Ader“ in St. Fiden um 27,000 Gl. 
erfauft. Im Jahr 1814 wurde dem Fatholifchen Adminiftras 
‚tiondrath das Befenntniß abgelegt, daß Müller in der Zwiſchen⸗ 
zeit weber an Kapital noch an Zinfen irgend etwas bezahlt habe, 

1) Zu bemerken ift noch, daß in dem von der Liquivationdfommifften 
berechneten Gefammtbetrag der Aktiven, zwar der Erlös von den Liegen: 
Ihaften in den Kantonen Zürich und Thurgau, nicht aber auch derjenige 
von Ebringen und Norfingen inbegriffen if. Was der Staat in Wirklich: 
feit zu Handen genommen, ift nicht mit Genauigfeit zu ermitteln; jedenfalls 
ift ed von Belang; aus den Rechnungen fand der Verfaffer rund 216,600 Gl. 
heraus, die Waldungen und die vielen Gebäude ungerechnet; an Baarfchaft 
alfo anfehnfih mehr, ald das Sönderungsdefret vom 9. Dezember 1808 
auswarf. Auch gegen die Gemeinden war die Regierung überaus generös; 
von ben Liegenfchaften des Stiftes bezahlte die Liquidationsfommiffton den: 
jelben „an Kriegsanlagen“ 76,272 Gl.; mit Grund fagte daher die Liqui- 
dationskommiſſion in ihrem Referat: „Die Gemeinden anerkennen mit Danf 
die Wohlthätigkeit der Regierung“. 
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und, wollte man ihn bei dem Kaufe behaften, foldhes zu feinem 
Ruin führen würde. Der Adminiftrationsrath entließ ihn ver 
Haftung, nahm jene ſchöne Liegenſchaft in eigene Verwaltung 
zurüd und legte dem Liquidator-Schuloner bloß eine entjprechende 
Zingzahlung auf, für welde dieſer mit fnapper Noth die erfor 
derliche Dedung leiften konnte. Das Gejchäft endete nicht ohne 
Berlurft für den fatholifchen Fond. Bon früher durch Defterreich 
auf feitherigem württembergifchen Gebiet infamerirten Gefällen 
des Stifted fam dur Vertrag mit der Regierung von Würt- 
temberg von 1813 ein anjehnlicher Theil zurüf an den Kanton. 
Die Berwaltung des Stiftövermögend von Schänis blieb 
längere Zeit, man weiß nicht warum, in den Händen von Glaus 
zurück. Endlich, im Frühjahr 1815, verlangte der Fatholifche 
Adminiftrationsrath von der Regierung die Ablieferung des 
Stiftövermögend, Sculdtitel und übrige Papiere, an feine Be- 
hörde. Nun ergab fih, daß Raver Gmür, der frühere Käufer 
der Liegenfchaften des Stiftes Schänis, 94,200 GI. an Schuld- 
titeln bezahlt hatte, welche die Kommittirten des Adminiftrationg- 
rathes als unannehmbar zurüdwielen. Schaffhaufer beſonders 
führte das Wort des ftrengen Verwalterd in diefer unerbaus 
lichen Angelegenheit. Es Fam zwiſchen beiden Parteien zu langen 
Verhandlungen, denen ein Bergleib vom 15. Februar 1817 
ein Ende machte, durch welchen fih Xaver Gmür, unter Garantie 
feiner Brüder Dominik und Ignaz, zur Einlieferung von meift 
neuen und vollwerthigen Schuldtiteln mit ficheren Unterpfanden 
binnen einer Frift von ſechs Jahren verpflichtete. Im Jahr 
1823 war den Anforderungen der Behörde Genüge gethan. 
Noh war der Kleine Rath) in der angemaßten Alleinherr- 
ſchaft in Sachen der Kollaturen beidfeitiger Konfejftonen. Das 
309 ihm jährlich Scharfe Vorwürfe der ftaatswirthichaftlihen Kom- 
miffton zu, welde in Erinnerung bradte, daß man jchon feit 
1805 die enblihe Bereinigung diefer Angelegenheit vergebens 
erwarte. Der Kleine Rath behalf ſich mit allerlei Ausflüchten: 
bald fand er, daß die Ueberlaffung der Kollaturen an die Ge- 


meinden, nach einzelnen gemachten Erfahrungen, als bevenflich er- 
Baumgartner, Kanton St. @allen, I, 17 
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ſcheine; bald vermißte er noch eine feſte Regelung der biſchöf— 
lichen und der kirchlichen Verhältniſſe überhaupt; endlich glaubte 
er vor „Novationen“ warnen zu ſollen, als ob die von ihm an 
Handen gezogene Ausübung des Kollaturrechtes nicht eine der 
größten aller Neuerungen dieſer Zeit geweſen wäre. Endlich 
riß der ſtaatswirthſchaftlichen Kommiſſion die Geduld: ſie er— 
mahnte den Großen Rath, ſein Souveränetätsrecht in dieſer Sache 
durch förmliche Protokollerklärung zu wahren. Der Kleine Rath 
wich nun „dem Ungeſtüm des Großen Rathes“ und brachte 
einen Geſetzesvorſchlag ein; diefem zufolge hätten zwei konfeſ— 
fionelle Kommiſſionen, in welche der Kleine Rath jelbft je zwei 
jeiner Mitglieder zu ernennen gehabt hätte, nur das Recht eines 
doppelten Perſonalvorſchlages zu Handen der Regierung gehabt; 
dieſer jelbft aber wäre dann die Ernennung zur Pfründe zuge: 
ftanden. So hätte der Kleine Rath die Kollaturrechte, deren 
Ausübung er bid dahin nur ad interim befaß, für immer ges 
jeglih erworben. Gegen dieſes fünftlihe Machwerk trat eine 
Großrathskommiſſion, für fie deren Vorſtand und Berichterftatter, 
Regierungsrath Gmür, ernft tadelnd auf (Mai 1812); es wurde 
verworfen. Es erjcheint als unzweifelhaft, vaß die Häupter des 
Großen Rathes beider Konfeifionen einig waren im Unmuth über 
das Verhalten der Regierung in diefer Sache. Das Ende ded 
beinahe achtjährigen bigigen Kampfes erblidt man in dem Ge- 
jeg vom 30. Januar 18135 es überläßt vafjelbe den Ge- 
meinheiten und Privaten die biöher von ihnen geübten Kollatur- 
rechte; von den Kollaturrechten, welche bis dahin der Kleine 
Rath geübt, wurden die katholiſchen dem neu geichaffenen Ad» 
miniftrationsrath gleicher Konfeſſion, die evangelijchen 1) den be= 
treffenden Gemeinden übergeben; die Kollatoren insgefammt ver- 
pflichtete das Geſetz zur Anzeige der von ihnen getroffenen Pfrün- 
denbefegungen an den Kleinen Rath und zur Einholung feiner 
„landesherrlichen Genehmigung” für diefelben; Ausländer durften, 
ohne vorläufige Bewilligung des Kleinen Rathes, nicht auf eine 


9) Unter diefen waren auch jene Kollaturrechte, welche ehedem dem 
Klofter St. Gallen auf reformirte Pfründen angehört hatten, inbegriffen. 
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Pfründe ernannt werben. Durch, dieſes Gefeg wurde die Ober: 
herrlichfeit des Kleinen Rathes in einer der wichtigften geifti- 
gen Beziehungen aufgehoben und traten die beiten chriftlichen 
Konfeffionen, jede für ſich geſöndert und ohne Einmiſchung von 
Mitgliedern der andern Konfeffion, in das ihnen gebührende 
Recht ein, ihre Seelforger jelbft zu wählen; der Privatfollaturen 
waren nemlih nur wenige. Gin Kollaturreht wäre beinahe 
herrenlos geworden, das über die Pfarrpfründe Sargand. Früher 
dem aufgehobenen Klofter Mehrerau gehörend, dann von Nies 
manden angejprochen, übertrug ed die Regierung der Pfarrges 
meinde Sargand, nachdem der Fatholiihe Adminiftrationsrath 
defien Uebernahme abgelehnt hatte (2. Auguft 1813); ein Jahr 
Ipäter überließ es die Gemeinde Sargans durch Vertrag an 
das Klofter Pfäferd. Da in der Folge Mißhelligfeiten zwiſchen 
dem Klofter und der Gemeinde eintraten, ftellte jenes das Kollatur: 
reht an die Gemeinde zurüd; endlich überging daſſelbe ſammt 
daherigen Verpflichtungen durd Vertrag an den katholiſchen Ad— 
miniftrationsrath (27. Dezember 1826). 

Die eriten Tage des Zahres 1813 zeigen und das Ein- 
lenfen der St. Galliihen Behörden in eine Auffafjung ver reli- 
giöfen Angelegenheiten Firhliben und ökonomiſchen Belanges, 
welche zu ver jeit ver helvetiichen Revolution eingeführten Geſetz— 
gebung und Praris fib in günftigen Gegenjag ftellte. Aftiv 
tritt jedoch dabei der Einfluß der Laien ftärfer hervor als jener 
der Kirche ſelbſt. Die Verbältniffe zu diefer waren zur Zeit 
im Wefentlihen noch unverändert. Mit Grundfägen und Praris 
der bilchöflihen Behörde von Chur konnte fih die Regierung 
noch immer nicht befreunden. Sie ſprach ihren Unwillen darüber 
aus, daß fie wegen Eheverlöbniffen und vießfallfiger Judikatur 
nody zu feinem Ginverftändniß mit dem dortigen Biſchof ge— 
fommen jei, und drohte deßhalb mit ftrenger Vollziehung der 
helvetiſchen Gejege, „damit die Wünſchbarkeit eines  befjeren 
Zuftandes auch bifchöflicherfeits gefühlt werde”. Glüdlicher war 
fie mit der Kurie von Konftanz, mit welcher eine Verftändigung 
über den gleichen Gegenftand erzielt wurde (31. März 1808), 

17° 
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die alsbald die Gutheißung dp Großen Rathes erhielt. Der 
Regierung lagen eine Anzahl bifchöflih Fonftanziicher Verord⸗ 
nungen vor, durd welche wejentlihe Veränderungen im Kultus 
eingeführt werden jollten, jo die Anwendung der deutihen Sprache 
ftatt des alten lateiniſchen Ritus bei „Feldfegnungen” und Frons 
feihnamsprozeffionen. Die Regierung bolte über dad Ganze 
diefer Verordnungen dad Gutachten einer geiftlihen Kommiſſion 
ein, deren Mehrheit fih den erwähnten und Ähnlichen Neuerun- 
gen abgeneigt zeigte, wogegen die Minderheit den Anorbnungen 
der biichöflihen Kurie von Konftanz entbuftaftiiches Rob fpendete. 
(1809). Es ift befannt, daß die alte kirchliche Ordnung aufs 
recht erhalten wurde.) Durch Verabredung der Konftanier 
Bisthumsfantone wurde feftgelegt, daß von tem Ertrage ver 
ihnen vertragsweije zuerfannten bifchöfliben Dotationsfumme 
von 300,000 Gl. ter Betrag von 10,000 Gl. jährlid dem 
Biſchof, 3000 GL. zu Handen des Kapiteld abgeführt werben 
foll; der fih ergebende Zinsüberfhuß wurde im Verhältnig ver 
Kommunifantenzahl unter die betreffenden Kantone vertheilt. 
Die allmälig erfolgende Fonfelfionelle Miſchung ver Bevölferung 
erforderte Dbforge für die Einpfarrung der Nievergelafjenen. 
Der Kleine Rath verordnete, daß Proteftanten in katholiſchen 
Gemeinden, Katholiiche in evangeliſchen Gemeinden fih vor 
dem Eintritt in das Recht der Nieverlafjung bei dem Gemeinde: 
rath auszuweiſen haben, daß fie in einer ber nächſtgelegenen 
Pfarreien ihres neuen Wohnortes eingepfarrt feien, dann ſich 
rüdfjichtlih des religiöfen und bürgerlichen Unterrichted an die— 
jenige Gemeinde halten, in welcher fie ald Pfarrgenofjen aufs 
genommen wurden (17. Mai 1809). Die evangeliihe Synode 
verorbnete den Beginn des Religionsunterrichtes für die Jugend 


+) Kommittirte waren die Defane P. Beda Gallus und Joh. Jaf. 
Germann, dann die Pfarrer P. Dominif Schmid und Meinrad Ochöner. 
Die Gutachten der Mehrheit und der Minderheit zu Handen der Kommiſſion 
bes Innern liegen vor; Schmid drückt fih in feinem Minderheitdgutachten 
mit beißender Ironie über die firchliche Haltung der Gegner aus. (Aften 
in der Stiftsbibliothef; aus dem Nachlaß des Pfarrers 3. N. Zürcher.) 
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zwiſchen dem 9. und 12. Jahre,” und deffen Beendigung ſpäte— 
ftend mit tem 18. Jahre (5. Juli 1808); vom Kleinen Rath 
plazetirt. Unwürdigem Marften bei Pfründebeſetzungen vorzu— 
beugen, verordnete die Synode auch, daß Aufbeſſerungen von 
Pfrundeinkommen nicht bloß auf beftimmte Friſt bewilliget wer: 
den fönnen, fondern daß fie vielmehr ald etwas Bleibendes follen 
beſchloſſen werden (4. Juli 1809). Für gefammte evangelifche 
Gemeinden des Kantons ſetzte fie die gleichen Feft- und Kom- 
muniontage an. Das Primarſchulweſen machte aud in diefem 
Zeitabjchnitt erhebliche Fortichritte und zwar bei beiden Konfef- 
fionen zugleih; die Fatholijchen Schulgemeinden thaten fib in 
Berbefferungen nicht weniger hervor als jene der andern Kons 
feſſion; ungünftige Vergleihungen feitens des Erziehungsrathes 
in diefer Beziehung hörten auf. Dagegen konnte ſich dieſe Ber 
hörde längere Zeit hindurch nicht mit dem Halten von Märchen 
ſchulen durch Frauenflöfter befreunden. Als das Frauenkloſter 
in Wyl im Jahr 1808 ſich zu Errichtung einer Töchterſchule 
erbot, fand die Kommilfion des Erziehungsrathes, daß es jener 
Korporation jowohl an Kenntniß der heutigen Lehrmethode als 
am nöthigen Vermögen für Errichtung und dauerhafte Er: 
haltung ver Schule gebrede; etwas anderes wäre es, ſagte fie, 
wenn man das Klofter aufheben und ſolches in ein Erziehungs» 
inſtitut umwandeln wollte; dann allerdings würde ſolches Unter- 
ftügung verdienen. Weniger ungnädig war bie Regierung; fie 
empfahl das Vorhaben des Klofter8 der Gemeinde Wyl, weldye 
den nädften Nugen davon hätte; würde aber vom Klofter eine 
fantonale Töchterjhule bezwedt, fo könnte fie, die Regierung, 
aus Mangel eines Fondes nichts dafür thun; und doh ſchwamm 
fie in (Klofter) Geld. Im Laufe der Jahre gedieh bie im 
Sahr 1809 errichtete Töchterfchule der Klofterfrauen in Wyl zu 
beitem Flor und der Erziehungsrath ſelbſt ſpendete ihr die vers 
diente Anerkennung. Für Sabriffinder vermittelte der Erziehungs⸗ 
rath nöthigſten Unterricht an Sonn⸗ und Feiertagen. Für Schuls 
lehrerbiltung hielt er befondere Vorbildungsfurfe ab. Gegen 
die Sache an ſich wurde nichts eingewendet; aber die ſtaats— 
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wirthichaftlihe Kommiſſion verlangte, daß für die Kurfe der 
Scäullehrer jeder Religionspartei „Inftruftoren von ihrer Reli- 
gion“ beftellt werden, was bie vielfach bewiefene Thatſache be> 
ftätiget, daß man damals, troß der Unitarifirung der Leitung 
bes Erziehungswejens in der Hand einer und derſelben Behörde, Die 
Schulen jchlehterdings als Eonfeffionelle hatte erhalten wollen. 
Dem Strafgefegbuh über Verbrechen folgte jenes über 
Vergehen nebft rechtlihem Verfahren, vom Großen Rath am 
10. Dezember 1808 erlaffen und mit dem 5. Februar 1809 in 
Vollziehung gelegt. So war die Strafgejeggebung bereit in 
fih abgeſchloſſen; doch fprah man ſchon in diefem Zeitabfchnitt 
von nothwendiger Revifion des Strafgefegbuches über Verbrechen, 
nicht aber auch jener des rechtlichen Verfahrens, das ſich jeit 
1807 ſchon durch mehrere Jahre hindurch als befriedigend er- 
probt habe. Einen wejentlihen Vorſchub erhielt die Strafrechts— 
pflege burh den Umbau des Unterfuhungsgebäudes am St. 
Karlsthor (1812). Mit der Aufhebung der Zuchtanftalt Ober: 
diſchingen durd die Föniglich württembergijche Regierung fielen 
dahin aud die ſeitens der Schweizerfantone (St. Gallen inbe: 
griffen) abgejchloffenen Verträge für dortige Unterbringung von 
Verbrechern. Nah guten Leiftungen in der Strafgejeggebung 
war ernftlih von der Abfafjung eines bürgerlichen Gefegbuches 
die Rede. Müller-Friedberg, Sohn, war aud mit diefer Auf: 
gabe betraut; er verfaßte den Entwurf der Abtheilung über das 
Perſonen- und Familienreht. Zu einem Abſchluß fam es nicht, 
ohne Zweifel, weil der Entwurf den Eonfeffionellen Ehejagungen 
feine Rechnung trug; denn der Kleine Rath jelbft entjchuldigte 
bei dem Großen Rathe die eingetretene Verzögerung durd vor: 
angehend nöthige Verftändigungen mit ven kirchlichen Behörven, 
Beſprechungen, zu denen die Zeit nicht günftig geweſen ſei (1810). 
Auch jpäter ſtets mit Hoffnungen abgefpeifet, verbat ſich vie 
ftaatswirthichaftlibe Kommiffion das längere Zaubern und vers 
langte Vorlage nicht bloß einzelner Fragmente oder Abtheilungen 
eines bürgerlichen Geſetzbuches, wie es der Kleine Rath beabs 
fichtiget hatte, fondern eines volftändigen und in ſich zufammen- 
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hängenden Entwurfes (1813). Im Gegenſatz zu dieſer An- 
ſchauung war übrigens bereitd im Jahr 1808 an die Stelle ber 
zahlreiben und unter ſich abweichenden Statutarrechte über bie 
Erbfolge ein für alle Theile des Kantons verbindlihes Geſetz 
über biefe wichtige Rechtömaterie erlaffen worden, das mit dem 
12. Februar 1809 in Anwendung fam. Anläßlich wurbe vie 
Mehrjährigkeit für Perfonen beiverlei Geſchlechts auf den Ans 
tritt des 24. Jahres feftgefegt. Verfaſſer dieſes ausführlichen 
Erbfolgegejeges ift ebenfalld der jüngere Müller-Friedberg. Der 
vom Kleinen Rath in Bereitihaft geſetzte Entwurf zu einem 
Handelsgeſetzbuch blieb unberüdfichtiget. In Ertheilung der poli- 
tiihen Rechte, beziehungsweile des Kantonsbürgerrechts, an nies 
dergelaſſene Schweizer, hatte fi der Große Rath, jo fand er 
nun felbft im Jahr 1808, in dem erften Gejeg von 1804 zu 
freigebig erzeigt; eben fo günftige Behandlung wurde den St. 
Gallern in den übrigen Kantonen nicht zu Theil; deßhalb 
machte er vom bundesmäßigen Rechte Gebrauh, die Schranfen 
etwas enger zu ziehen: Schweizerbürger, welde das St. Gal- 
liche Kantonsbürgerrecht zu erhalten wünjchten, fonnten ſolches 
von nun an nur vom Großen Rath erhalten, mußten Liegen- 
ſchaften von 6000 Fr. an Werth im Kanton St. Gallen oder 
den gleichen Betrag von Schulbtiteln befigen, oder Bürgichaft 
leiften, daß fie folhe in der übrigen Schweiz befigen und in 
Zahresfrift in den Kanton St. Gallen einziehen werden; Mari: 
mum der Tare für dad Kantondbürgerreht 800 Fr. 

Die Berhätigung der Regierung und des Großen Rathes 
in den meiften Zweigen der Verwaltung war eine eifrige wie 
ununterbrochene, in den Erfolgen aber bejchränft, weil im Geifte 
der damaligen Zeit und in Folge der bitteren Erfahrungen von 
der Revolution her der Große Rath auf ftrenger, ja knapper 
Dekonomie hielt. Die ftaatswirthfchaftlihe Kommilfton erhob 
in diefer Richtung Jahr um Jahr ihre Stimme; ja fie wollte 
die Jahresausgabe auf eine Summe befchränft wiljen, die kaum 
ven fünften Theil deſſen betrug, was fünfzig Jahre jpäter faft 
als mäßiged Büdget angefehen wurde. So hatte der Jahred« 
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haushalt von 1811 auf 1812, nad Abzug der außerordent— 
lihen Ausgaben, nur ungefähr 158,000 Gl. erfordert. Außer: 
ordentlibe Zufälle ausgenommen, jo meinte nun die Kontrols 
fommijfton, follte die Jahresausgabe jene Summe, alio rund 
160,000 Gl., nie überfteigen. Das folgende Jahresbüdget war, 
mit Inbegriff der vorgejehenen außerordentliben Ausgaben, auf 
nur 175,940 Gl. büdgetirt; gededt war es theilmeife durch 
ordentliche Einnahmen von 91,050 &. Die Kommiffton be- 
antragte aber gleihwohl nur die Erhebung einer ordentlichen 
Steuer .von 60,000 Gl. Ein allgemeines Finanziyftem fam 
auch in diefer Periode nicht zu Stande; man verblieb bei Eins 
führung einzelner mittelbarer Steuern: Getränfsabgabe, Stempel 
(mit Inbegriff jenes auf die Zeitungen) und Sagdpatentgebühren, 
Abgaben, welche das Defizit follten ausfüllen helfen. Bei oben 
erwähnter Grundanfhauung über die für das Land nöthige 
Finanzordnung ift ed nicht befremdlich, daß vie fteigenden Aus- 
gaben für den Bau der Gitterbrüde dad Grauen der. ſtaats— 
wirtbichaftlihen Kommilfion erwedtn. Mittlerweile ftiegen 
Pfeiler und Widerlager der Brüde „in ftolzger Pracht”, wie 
die Regierung freudetrunfen an den Großen Rath meldete, empor 
zur angewiejenen Höhe der Fahrbahn, und vollendet ftand ber 
Bau im Spätjommer 1811 vor den Augen ver Neugierigen 
von Nah und Fern.) Die Regierung benußte den fehr will: 
fommenen Anlaß zur feierlihen Eröffnung der Brüde am St. 
Gallusfefte des gleichen Jahres. Sie felbft befuhr diefelbe zuerft 
unter Zuzug der übrigen Behörden und unter Theilnahme einer 
großen Volfsmenge; ein feftlihes Mahl in einem Pavillon obers 
halb der Brüde, Illumination und Feuerwerk, machten den Schluß 
der Amtöfreuden. Am folgenden Tag trat die Kehrfeite hervor: 
die Eröffnung des Weggeldsbezuges, deſſen reichlicher Ertrag 
einen anjehnlihen Theil der Baufoften verzinfete, da er bald 
8000 Gl. und fpäter noch höhere Summen erreichte; Appenzell 
A. R., weldes, mit Berufung auf alte Befreiung, unentgelt- 


*) Baumeifter waren Sohn und Enfel des in Bd. I genannten Hal- 
tiner, von Altftätten. 
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liche Benutzung der Brücke angeſprochen hatte, wurde abgewieſen. 
Eine Generalrechnung über den Betrag der Baufoften erſchien 
nie. Die Annahme einer Gefammtkoftenfumme von 310,000 ©I. 
ift eher zu niedrig al8 zu hoch. Der Bau war eine der bebeut- 
famften Unternehmungen diefes Faches in ver Schweiz und brachte 
der Regierung hohen Ruhm nah und fern; in der größeren Volks— 
mafje aber hatte er die vorberrfchende Unbeliebtheit der Re- 
gierung nur noch gefteigert. Ein anderer Bau vermochte neben 
diefem bei den befchränften Finanzen und der wenigen Geneigt- 
heit der DOberbehörde nicht aufzufommen. Meßmer war uner: 
mübdlich in Förderung feines Straßenprojeftes für die Rorſchach— 
Churer Linie, um eine lebhafte und leichte Verbindung mit Chur 
und den graubündnerifchen Bergpäffen einzuleiten. Er hatte eine 
neue Richtung der Strafe von Altftätten bis Ragatz ausfteden 
laffen. Hauptaufgabe war die Sprengung der Hochwand am 
Scholberg. Mit ängftlicher Beſorgniß fah die ftaatswirthichafts 
liche Kommiſſion auf das Projekt, verlangte vor Allem aus 
Einbringung eines Voranſchlages. Die Regierung trat nun 
ernftliher auf; es wurden nöthige Vorftudien gemadt, dann 
mit Botſchaft vom 10. Mai 1810 der Bau einer neuen boris 
zontalen Straße durch die Feldwand längs dem Rhein mit einem 
Geſammtvoranſchlag von 100,000 GI. und die vorläufige Dedung 
diefer Koften mittelft Anleihen dem Großen Rath in Antrag ge 
bracht. Obwohl die Regierung diefen ihren Vorſchlag auf den 
richtigen Umftand begründet hatte, daß es gelte, den Maaren- 
und Reifenden-Transport vom jenfeitigen auf das St. Galliſche 
Gebiet herüber zu bringen, drang fie doc nicht durd. Sie legte 
ſich endlich auf das Bitten, flehte namentlich auch um Berüdfidti- 
gung des „Dberlandes“, damit dortiger Bevölferung der Wahn 
benommen fei, „als hätte ſich bloß der zunächſt unter den Augen 
der Regierung liegende Theil des Kantons feiner Sorgfalt zu 
getröften“. Vergeblich. Die Kommiſſion ftemmte ſich neuerdings 
entgegen: beſſere Gründe feien für vie bloße Herftellung ber 
alten Straße vorhanden; der Koftenbetrag einer ganz neuen wäre 
kaum zu berechnen. „Unſere Kaffe ift erſchöpft; unſer Volk mit 
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fortdauernden Auflagen und Abgaben geplagt, die Zeitverhältnifie 
in Erwerb und Conſumtion laften bereitd aufihm“, und größere 
unausweichlihe Beichwerden ftänden nd bevor. Man folle es 
daher bei jchon bemwilligtem Kredit für die Herftellung der alten 
Straße bewenvet fein laffen. So fiel das große Unternehmen. 
Weniger beveutfame Berbefjerungen der öffentlichen Kommunis 
fationen in mehreren anderen Theilen des Kantons fonnten durch— 
geführt werden, fo die Herftellung der Hauptitraße von St. 
Gallen nad der Thurgauer Grenze in der Richtung von Kon 
ftanz, für welche Linie die betheiligten Gemeinden eine Weggelds- 
bewilligung erhielten; die Herftellung der Straße von Schmerifon 
längs des Züricherſee's nah Rapperſchwyl. Die Einführung 
eined zwedmäßigen Rheinwuhriyftems war mit dem benadbar- 
ten Baiern und mit Liechtenftein in Unterhandlung; die baie- 
riſche Regierung hatte eine vollftändige Rheinforreftion in ver 
Abfiht und zu diefem Zwede das ganze Stromgebiet aufnehmen 
laffen; von baterifcher Seite war aud der Bau einer Bogen» 
brüde über den Rhein, die unterhalb der Fähre zwiſchen St. 
Margarethen und Höcft erbaut werden jollte und zu 68,000 fl. 
veranſchlagt war, in gemeinſchaftlichen Koften angetragen; Pro- 
jefte, deren Ausführung ſchon die Ungunft der Zeiten nicht aufs 
fommen lafjen fonnte, abgejehen von den Einwendungen der 
ftaatswirtbichaftlihen Kommiſſion aus militäriihen Gründen 
(1813). 

Die Linthforreftion nahm guten Fortgang; aber ver Geld» 
verbraub war ein größerer, ald anfänglich berechnet worden ; 
die Zahl der Aktien mußte auf 4000 vermehrt werden. Auch 
der Große Rath von St. Gallen entjchloß ſich daher zu ftärfes 
rer Betheiligung und nahm dafür auch die reicheren Klöfter in 
Anſpruch. Dabei Fonnte es aber fein Bewenden nicht haben; 
mehrere St. Galliihe Linth- und MWallenfeegemeinden waren 
entweder mit fahlen Entjchuldigungen oder nadten Ablehnungen 
zurüdgeblieben. Ald Antwort auf dieſes Benehmen erließ die 
Regierung einen warm gehaltenen Aufruf an diefelben zu wirf- 
ſamer Unterftügung des Unternehmens (2. April 1811). Zwei 
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Jahre jpäter war abermalige Betheiligung des Großen Rathes 
nothiwendig geworden. Er übernahm neuerdings 160 Aktien, 
indem er 100 der Salzfafje auferlegte, bezüglich der übrigen 60 
fih empfehlend an die St. Galliiben Linthgemeinden wendete. 
Mittlermeile war, unter dem Jubel von Tauſenden von Zus 
ihauern, am 8. Mai 1811 der Mollijer Kanal eröffnet worden 
und ftrömte nun die Linth in den Wallenjee und lagerte fie ihr 
mächtig Geſchiebe in deſſen Tiefen ab; Bernold von Wallenftadt 
befang das glüdlihe Ereigniß in jhwunghaftem Lied. Ueber 
den neuen Maag- oder Linthfanal, ımterhalb Weſen, entftand 
eine neue Brüde (1813); weiter abwärts wurde, jchon früher, 
der Neubau der im Kriege von 1799 abgebrannten Ziegelbrüde 
ausgeführt. Die Tagſatzung regelte durch Polizeiverordnung die 
Auffiht über die Kanäle, Dämme und Hintergräben, übertrug 
diejelbe einer bejonderen Kommilfion, in welde aus jedem ver 
drei betheiligten Kantone ein Mitglied gezogen werden mußte, 
und übertrug die Pflicht der Unterhaltung aller Neubauten den 
Befigern der entjumpften Güter, welche zu diefem Ende in 
mehrere „Genoſſamen“ eingetheilt wurden (6. Juli 1812). Als 
Folge der Linthkorrektion entftand auch eine neue Linthſchifffahrts— 
ordnung, vertragsweile zwilchen den Kantonen Zürih, Schwyz, 
Glarus und St. Gallen, und neue Regelung der Kantond- 
grenzen zwiſchen St. Gallen einerſeits, dann den Kantonen 
Glarus und Schwyz anderjeitd; in Folge tiefer Verträge bilvet 
ver Thalweg des Linthfanald, jo weit Glarnergebiet reicht, die 
Grenze gegen St. Gallen; von dem Punfte, wo Schwyz an 
Glarus am Linthfanal grenzt, ift theilweiſe auch der Kanal die 
Grenze, theilweie ragt die Hoheit des Kantons St. Gallen 
über den Kanal hinüber, jo daß auf dem linfen Ufer vefjelben 
ein St. Galiihes Gebiet von 1591 ZJucarten lieg. Mit 
Glarus allein wurde auch das fhwierige Verhältniß der Schiff 
fahrt auf dem Wallenfee durch Vertrag geregelt (1309). Glas 
rus erhielt vurch denfelben das Recht, alle aus dem Glarner: 
land fommende Waaren in die Suft niederzulegen, welde es 
jelbft auf eigenem Territorium erbauen werde, und fie von dies 
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ſer Suſt aus, ohne ſie in die Weſener Suſt abliefern zu müſſen, 
durch Glarner Schiffleute nach Wallenſtadt führen zu laſſen; 
desgleichen das Recht, Salz und Getreide für eigenen Gebrauch 
von Wallenftadt durch Glarner Sciffleute nah dem Lande 
Glarus abführen zu laffen, jedoch gegen Entridtung der Abs 
fuhrgebühr; im Uebrigen blieb e& bei den alten Monopolrecten 
der MWallenftadter und Weſener Sciffleute; audy der Weſener 
Zoll wurde beftätigt und mußte von dann an von den Waaren, 
welche MWejen nicht berührten, in Wallenftabt entrichtet werden. 
Diejer Vertrag wurde jpäter zu heftiger Fehde ausgebeutet. 
Auch für den Verkehr über den Rhein wurde durch eine zweck⸗ 
mäßige Scifffahrtsorbnung geſorgt. Auf daß die Branbver- 
fiberungsfaffe nicht in übertriebenem Maße heimgejucht werde, 
erließ der Präfivent ihrer Verwaltung, Meßmer, mit Genehmi— 
gung des Regierungsrathes, eine mit dem rühmlichften Fleiß 
abgefaßte Feuer» und Löſchordnung. Am 8. Dezember 1811 
vernichtete ein Brand beinahe das ganze Städtchen Sargane. 
Abgeſehen von der Branbverfiherungsfumme floßen beinahe 
18,000 Gl. milde Beiträge aus St. Gallen und andern Kan 
tonen zu Gunſten der Beichädigten. In Armen und Waijen- 
jahen wirkten Staat, Gemeinden und Privaten. Findelfindern 
und erwiejenen Heimathlofen wurden Duldungs⸗- oder Nieder 
lafjungsjheine gegeben (Geſetz von 1810); aus dieſer Ber: 
fügung entitand die während längerer Zeit jehr beträchtliche 
Anzahl der „Geduldeten“, die auf Rechnung der Staatöfafle 
erzugen und unterftügt wurden. Dem St. Antonsipital in Utz— 
nach, einer firchlichen unt Armenftiftung zugleich, gab der Kleine 
Rath eine neue Verwaltungsordnung. X. Gmür ftand im Jahr 
1809 an der Spige der Verwaltung. Die Stadt St. Gallen 
baute mit einem Aufwand von 106,000 Gl., zu deſſen Beſtrei⸗ 
tung in Folge Aufrufes des Stadtgemeinderathed die Bürger 
68,000 Gl. an freiwilligen Beiträgen geliefert hatten, das neue 
Waiſenhaus, in weldes am 22. Zuli 1811 eine Schaar Waijen 
beider Geſchlechter einrüdten, in feftlibem Zuge das alte büftere 
Spitalgebäude verlaffend. 3. 2. Eufter, gewiffermaßen Bater 
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des evangelifchen Rheinthales, vergabte, nachdem er früher ſchon 
eine anfehnlibe Summe zu einem Schulfond für die dortigen 
evangelifchen Schulen geftiftet, im Jahr 1811 den rheinthaliichen 
Gemeinden feiner Konfeifion 16,000 Gl. zu einem gemeinjchaft- 
lihen Armenfond. Kantonsrat Krömler in St. Fiden fchenfte 
1000 Gl. an dortige Schule, 8000 Gl. zur Bertheilung an 20 
andere Schulen der alten Landihaft, der Abt von ‘Pfäfers 
1000 Gl. an die Schulen der Umgegend des Kloftere. In 
Folge der neuen Souveränetätsverhältniffe mußte der ehemalige 
gemeinfame Bruggen'ſche Armenfond zwiſchen St. Gallen und 
Thurgau getheilt werden, und endlich gab die Regierung, wenn 
aud ungern, jeder berechtigten St. Gallifchen Gemeinde ihren 
Antheil am Kapital heraus. Mit Thurgau waltete auch ein 
wichtiger Streit über Verritorial- und Kollaturverhältniffe, der 
jelbft an die Tagfagung gelangt war; er wurde beigelegt durd) 
Vertrag, in welchem St. Gallen das Souveränetätsreht Thurs 
gau's über das die Kirche, Pfarr- und Meßmerhaus zu Hagen- 
wyl im fich fallende Gebiet, Thurgau dagegen das unbebingte 
Kollaturreht St. Gallen's auf dortige Pfründe fo wie deſſen 
Rechte über die Verwaltung des Pfrund- und Kirchengutes nebft 
Schulfond anerkannte; der gleiche Vertrag ſpricht St. Gallen 
die katholiſchen Kollaturrechte in Sittervorf und Rickenbach zu, 
wogegen derſelbe Kanton auf das Kollaturreht der katholiſchen 
Pfründen zu Heiligkreug, Romanshorn, Sommeri und Welfenss 
berg, und auf die reformirten zu Salmsad- und Sitterdorf ver: 
zichtete (1809). Won erwähnter Mutterkirhe zu Hagenmyl 
trennte ein bifchöfliches Dekret (1814) die Filiale Muhlen vors 
[äufig provilorifch ab und bewilligte ihr eine felbftftändige Kus 
ratie. Die Borftverwaltung war leidend, weil unter unfundiger 
Leitung. Dagegen fallen in dieſe Periode wichtige Verbeſſe— 
rungen im Poftwefen, da für die Hauptftraßen in allen Rich— 
tungen regelmäßige Poftwagenkurfe (auch für den Perfonenver- 
kehr berechnet) eingerichtet wurden, zuerft wöchentlich einmal, 
jpäter zweimal und öfter die Woche. In fanitätspolizeilicher 
Beziehung war neu die Einführung einer Steuer von 2 Fr. auf 
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jeden Hund, von 4 Fr. für die Haltung eines zweiten, u. ſ. f. 
Das Vorhandenfein von A000 dieſer Thiere im Lande war 
hinreihenvder Berweggrund für die Erlaffung ſolchen Geſetzes 
(1812). Eine Bevölferungsaufnahme vom Jahre 1809 ermittelte 
135,209 Einwohner (84,309 Katholiken, 50,900 SPBroteftanten). 

Nach einem friedlichen Jahr, während welchem Schultheiß 
Vinzenz Rüttimann, von Luzern, das Amt eines Landammanns 
der Schweiz beffeidet hatte, folgte ihm Anfangs 1809 d'Affry 
von Freiburg zum zweitenmal in biefer Würde. Die großen 
Weltbegebenheiten wirkten auf die Schweiz wie auf die anderen 
Staaten Europa’d nachtheilig zurüd. Von einem europfifchen 
Gleihgewiht war längft feine Rede mehr. Ja eine Zeit lang 
ſchien es, als ob Franfreib und Rußland, nah dem Tilſiter 
Frieden zu Freunden geworden und in Erfurt jelbft die Intimi- 
tät ihrer Herrſcher zur Schau tragend, fih in die Herrichaft 
Guropa’8 theilen würden. Defterreich fonnte der neuen Gefahr, 
ja der beforgten gänzlihen Vernichtung, nicht gleichgültig zus 
jehen. Es woaffnete darum abermald gegen den franzöftichen 
Dränger, für eigene Selbftftändigfeit und für jene anderer euro- 
päiſchen Staaten zugleih, welche in ſchmählicher Knedtung dar 
niederlagen. Erzherzog Karl war Oberanführer des öfterreichi- 
ſchen Heeres. Daſſelbe überichritt im Frühjahr 1809 gegen Alte 
Baiern, Tirol und Stalien die Grenze, in allen Richtungen mit 
Erfolg vorrüdend; in patriotiſchem Aufftand erhob fih Tirol 
gegen die franzöſiſchen und baterifhen Unterbrüder; das Volk 
in Waffen nahm Innsbruck ein. Dem öſterreichiſchen Heere in 
Deutſchland warfen fih die franzöſiſchen Schaaren entgegen, an 
deren Spite wie immer Napoleon in Perſon heraneilte. Weber 
Schmeizergebiet verfügte Franfreih nad Ermeſſen; vom 11. 
März bis 9. April zogen franzöſiſche Kolonnen über Baſel vors 
wärts in die Rheinbundslande zur Vereinigung mit den übrigen 
franzöftihen Korps und jenen ihrer deutſchen Alliirten. Ber 
ſchwerden des Landammanns gegen dieſe Gebietöverlegung wur: 
den mündlich mit der Ausflucht abgefertiget: die Neutralität 
gelte erft vom wirflichen Kriegsausbruch an; ſchriftliche Antwort 
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fonnte er nicht erhalten. Hans v. Reinhard, durch den Lands 
ammann d'Affry als außerordentliher Gejandter ver Schweiz 
an Napoleon nah Deutſchland abgeihidt, wo er in deſſen 
Hauptquartier Regensburg empfangen wurde, erhielt zwar einen 
ſchriftlichen Beſcheid, der eine verflaufulirte Beachtung der neu— 
tralen Stellung der Schweiz enthielt, mußte aber doch mandye 
hochfahrende Worte einfteden, die nichts anderes bejagten, als 
daß im Grunde die Schweiz von feiner Willkür abhänge. Mittler: 
weile war die Tagjagung außerordentlich nad) Freiburg einberufen 
worden und zu dieſem Ende hatte ſich auch der Große Rath 
von St. Gallen verjammelt. Als Gejandter wurde Müller: 
Friedberg abgeorbnet. Am 30. März eröffnet, erwog die Tag- 
ſatzung die Lage der Schweiz, gab dem Landammann nöthige 
Vollmacht für Truppenaufgebote und Wiedereinberufung des be- 
reits im Jahr 1805 in Dienft geweſenen eidgenöſſiſchen Generals 
ſtabs, unter Billigung deffen, was der Landammann für Geltend- 
machung der jchweizerifchen Neutralität gegenüber der franzöftichen 
Regierung bereits gethan. Ein Drittheil des Kontingented wurde 
aufgeboten, nöthige Verftärfung in Dienftbereitichaft gefegt, ſpäter 
auch noch in Aftivität gerufen.) Der öfterreichifche Gefandte aber 
legte Beſchwerde und Verwahrung gegen den franzöſiſchen Truppen» 
durchmarſch über Schweizergebiet bei dem Landammann ein und 
gab auch in anderer Weife feine Mißſtimmung über parteiifches 
Verhalten der Schweiz zu erkennen. General v. Wattenwyl 
nahm jein Hauptquartier zuerjt in Zürich, fpäter aber, als im 
Mai aud Vorarlberg, dem Beifpiele ver muthigen Tiroler fols 
gend, die Fahne für fein Kaiferhaus und nationale Selbftftän- 
bigfeit erhob, in St. Gallen. Die eidgenöfftifhen Truppen 
hatten vornemlid das Rheinthal, dann die Graubündner Grenze 
gegen Tirol bejegt. St. Gallen hatte zunächft zwei Kompagnien 
in das Engadin zu liefern, die mit fpäter aufgebotenen drei 
Kompagnien zu einem Bataillon vereiniget wurden, eine halbe 


) Es waren im Ganzen 19 Bataillone Fußvolk nebft Spezialwaffen. 
Gefammtfoften des Feldzuges von 1809 1,529,700 Fr. 
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Kompagnie Scharfibügen und fünf Dragoner, die bei dem eid— 
genöſſiſchen Oberften Guiguer in Ragatz Staffettendienft bejorg- 
ten. Im Herbit (alſo nicht früher) wurde ſämmtliche Manns 
ihaft mit Mänteln verjehen. Im Rheinthal ftanden Züricher, 
Luzerner und Andere, im Werdenbergiſchen Teſſiner. rüber 
ſchon hatte der Kleine Rath die St. Galliiche Bevölkerung ins— 
geſammt zu klugem politiihem Verhalten Angefichts der großen 
Ereigniffe gemahnt (24. April 1809). Dur nachfolgende Ber: 
ordnung verbot er, zu Handhabung „der Neutralität“, alle Aus— 
fuhr von Pulver, Blei und Waffen aller Art, bedrohte Wider: 
handelnde ald „Feinde des Waterlandes“ und mit Einleitung 
an das Kriminalgeriht (1. Juni). Wie gewohnt jhoben die 
Franzoſen den Defterreichern feindfelige Abfichten gegen das 
Scweizergebiet zu, während fie felbft daſſelbe nah Gutfinden 
zu ihren Friegeriichen Zweden benugten. In dieſem Sinne hatte 
aud der erwähnte Brief Napoleon’ an den Landammann der 
Schweiz gelaute. In Zufammenhang hiermit hielt der General 
v. Wattenwyl für wichtig genug, dem Landammann der Schweiz 
feine Beforgniß Fund zu geben, daß durch die Anhänger des 
vertriebenen Fürften Pancratius von St. Gallen die öffentliche 
Ruhe dieſes Kantons geftört werden möchte, eine Bejorgniß, bie 
nach der wirfliben Sachlage daſelbſt eine ganz grundloſe war, 
wohl aber die Befangenheit beftätiget, welche diefer ſchweizeriſche 
Magiftrat und Feldherr früher fchon als Landammann der 
Schweiz gegen den Fürften und fein Stift fundgegeben hatte. 
Nah glänzenden Siegen ftanden die Franzofen bald wieder in 
den Umgebungen der öfterreichifhen Hauptftabt; doch wurde 
nob länger mit wechjelndem Glüde gefchlagen. Der Tiroler 
Aufftand, einmal erbrüdt, brach zum zweitenmal aus, und im 
Vorarlberg hatte Dr. Schneider die ganze fampffähige Manns 
haft unter die Waffen gefammelt. Der Waffenftilftand von 
Znaim machte dem Kriege, nach deſſen Abſchluß eine Kapitulas 
tion des Volfsführers in Vorarlberg dem dortigen Aufftand ein 
Ende. Der Wiener Frieden regelte die neuen Verhältniſſe 


zwiſchen ten beiden friegführenden Theilen (14. DOftober 1809); 
Defterreich hatte fich fruchtlo8 geopfert und wurde nun vollends 
zu einer Macht zweiten Ranges herabgebrüdt. Umgefehrt wuchs 
die Abhängigkeit der franzöſiſchen Vaſallenſtaaten, jo auch jene 
der Schweiz, von ihrem ©ebieter, der bei diefem Anlaß (im 
Friedensinftrument) vor ganz Europa zu feinen übrigen Titeln 
jenen des „Vermittlers der Schweiz” beifügte. Ende Dftober 
wurde das Hauptquartier des ſchweizeriſchen Oberbefehlshabers 
von St. Gallen nah Zürich zurüdverlegt und bald nachher 
nahmen die militärischen Anftrengungen der Schweiz ein Ende. 
Dem General v. Wattenwyl war in St. Gallen jeitend ber 
Regierung und der Stabtbehörde verdiente Beehrung erwieſen 
worden und der Kleine Rath ſprach dießfalls ausdrücklich der 
fegteren feine Anerfennung aus; die Regierung hatte dem Ge— 
neral während einiger Zeit zwei Kompagnien der St. Galliichen 
Legion zum Garnifonsdienft in eidgenöſſiſchem Sold überlaffen. 
Ein Theil des franzöfiihen Heeres nahm feinen Rückmarſch 
durd die Schweiz über Schaffhauſen, mit Wiederholung alter 
Entihuldigung. Der Schweiz, und dem Kanton St. Gallen 
indbejondere, hutten die außerordentlihen Ereigniffe große Laſten 
auferlegt, zu deren Beftreitung der Große Rath abermals außer: 
orbentlihe Steuern zu 4 Gl. vom Tauſend einheben laſſen 
mußte. Wejentlih in Bolge der während des Grenzfeldzuges 
vom Jahr 1809 gemachten unbefriedigenden Wahrnehmungen 
wurde die Gefammtheit der beitehenvden gejeglichen Anorbnungen 
St. Gallen's über das Militärweien einer Reform unterftellt 
und eine neue wejentlich verbefjerte Militärorganijation gejchaffen; 
fie verpflichtete die vom Dienfte Befreiten zu einer jährlichen, 
übrigens fehr mäßigen, Gelbleiftung (1811). Der abgehenve 
franzöftiche Geſandte Vial wurde durch den Grafen Auguft v. 
Talleyrand erjegt; eine Rundreiſe des legteren in die Kantone 
führte ihn auch nach St. Gallen, was die Regierung „aus 
leicht begreiflihen Rückſichten“ zu feitlihem und Foftipieligem 


Empfang des Diplomaten veranlaßte, wie fie felbft an ven 
Baumgartner. Kanton St. allen. II, 18 
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Großen Rath zu vorbauender Beibwichtigung über dießfalljige 
Ausgaben berichtete.) 

Bors und nachgehend wiederholte fih das franzöſiſche 
Drängen nad Ergänzung der fapitulirten Regimenter. In Folge 
deſſelben ſah fih die Regierung geswungen, Ausreißer mit dem 
Verlurft des Kantons- und Gemeindebürgerrecdhtes zu bevrohen. 
Sie war auch genöthiget, die Werbungsprämie für den einzelnen 
Mann bis auf 4, fpäter fogar auf 6 Louisd’or zu erhöhen, ja 
jelbft die Refrutenfammer zu beauftragen, eigene Werber auf 
diefe Menfchenjagd zu fchiden. Im Laufe der öfteren Klagen 
über Unvollftändigfeit der Negimenter und Unzulänglichfeit der 
MWerbungen in den verfchiedenen Kantonen ſprach Frankreich 
wiederholt von Einführung der Konffription, ohne fie übrigens 
der Schweiz von fih aus aufdrängen zu wollen. Unzufrieden— 
heit und Beſchwerden von beiden Seiten führten endlich zur 
Unterhandlung und zum Abjchluß einer neuen Militär-Kapitulas 


tion (1812), bei welchem Anlaß ſich vie jchweizerifche Abordnung 


(Reutti von St. Gallen war einer der fünf Beauftragten) vom 
franzöfiihen Botichafter jagen laffen mußte, daß der Vertrag 
im Intereſſe und nad den Machtbedürfniſſen Frankreichs abzu— 
ſchließen ſei, die Schweiz ſich dießfalls Feiner Täuſchung hin: 
geben, ſondern vielmehr froh ſein ſolle, daß ſie nicht in dem 
Mage in Anſpruch genommen werde, wie die übrigen Alliirten 
Frankreichs, „denn die Dienftpflicht ſei eine allgemeine Schuld 
geworden“. In der gegenfeitigen Stellung der beiden Staaten 
änderte der neue Vertrag nichts Weſentliches; die von ver 
Schweiz gewünſchte Herabjegung der Truppenzahl von ven 
früheren 16,000 auf 10,000 Mann wurde von Franfreih ab» 
geichlagen, dagegen die Verminderung bis auf 12,000 Mann 
in vier NRegimentern gewährt; aber am Ende fam es nicht auf 
diefe Grundzahl an, ſondern auf die Zahl der jährlich geforver- 
ten Refruten, und folder jollten jährlich 2000, bei Kriegszeiten 

) Für Bezahlung der Koften eines zu Ehren des Geſandten veranftals 


teten Balles hatte der Präfident der Finanzkommiſſion 100 Louisd'or an— 
gewiefen. 
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in Deutſchland oder Italien 3000 geliefert werden, 3660 Mann 
ungerechnet, welde von früher her rüdftindig waren. In Bolge 
deſſen dauerte die Noth ver Kantone für Aufbringung der erfor- 
verlihen Mannjchaft fort; auch in St. Gallen, wo die Regie— 
rung deren Lieferung auf die Kreife vertheilte. Diefes Mittel 
und Geld zufammengenommen reichten noch nicht aus. Hatte 
St. Gallen in den zwei Amtsjahren von 1811 bis 1813 vie 
hohe Summe von 35,740 Gl. an Prämien für die Werbung 
ausgeben müflen, fo war es jpäter vollends genöthiget, zu 
einem Mittel zu greifen, das nur die Noth der Zeit entjchuldi- 
gen mochte. Der Eintritt in fapitulirten franzöfiihen Kriegs— 
dienft wurde ald Strafe gegen eine Reihe Bergehen und Ber: 
brechen aufgeftellt, mit Vollmacht für den Richter, je nach Er- 
meſſen die ordentliche gefegliche oder die erwähnte Ausnahme; 
ftrafe gegen den Schuldigen auszufprehen. Wurde dann ein 
allſo zum Kriegsdienft Verurtheilter „als untauglich ausgeftoßen“, 
jo mußte derjelbe annoch der durch die Strafgefeße beftimmten 
ordentlichen Strafe unterworfen werben; binwieder war jeber 
zum Kriegsdienſt Verurtheilte befugt, aus feinem Wermögen 
und auf feine Koften für fich einen anderen tauglihen Refruten 
zu ftellen (Defrete vom 19. Januar und 15. Februar 1813). 
Aber dad Alles wirkte noch nicht nah Bedarf und Erwarten. 
Deshalb wurde fchließlih der Kleine Rath noch ermächtiget, 
dienftfähige Leute, die fich loderem Lebendwandel oder, obwohl 
gefund und arbeitsfähig, dem Bettel ergeben, oder Weib und 
Kinder muthwillig verlafen und den Gemeinden aufbürden, 
oder endlich fi aus dem Spielen ein Gewerbe machen, in bie 
Megimenter abzuliefern. Zur Ausführung trat ein ganz außer- 
gerichtlihes Verfahren ein:. die Verfügung über ſolch liederliche 
Geſellen wurde einer vom Kleinen Rath zu beitellenden Fünfer- 
Kommilfion übertragen (8. Mai 1813). Dieje Solvatenpreffe 
erreichte ihr Ende erft mit der großen Kataftrophe, die bald 
nachher folgte. Und damit die eigene ſchweizeriſche Defpotie 
zu Gunften der fremden erjchöpft werde, mußten mittlerweile 
auch alle im engliſchen Kriegsdienft befindlichen Angehörigen des 
18* 
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Kantons, unter Androhung des Verlurſtes ded Bürgerrechteg, 
zurüdberufen und jedem Bürger verboten werten, in folchen je 
einzutreten (Dbebienzdefret des Großen NRathes vom 16. Aus 
guft 1811). 

Auch die alte Noth wegen des franzöſiſchen Kontinentals 
ſyſtems gegen England war nod vorhanden und mußte wachen 
mit der Schärfe feiner Anwendung. Der gewaltige Kaijer an 
der Seine verbot allen Handel mit England und deſſen Kolos 
nien, verordnete auc, daß alle jeewärts einlangenvden Kolonials 
waaren (ohne Rückſicht ihres Urfprungs) einem Zoll von 50 Pro— 
zent des Werthes zu unterwerfen feien (5. Auguft 1810); jpätere 
Defrete erweiterten die Lifte der in gleicher Weiſe zollpflichtigen 
MWaaren. Frankreich verlangte die Anordnung gleiher Maß— 
nahmen zum Ruin des engliichen Handeld aud in der Schweiz. 
Wunſch oder Begehren war Gebot. Sofort mußte zur allge 
meinen Beichlagnahme aller engliiben Waaren überhaupt, dann 
ter Kolonialwaaren gefchritten, erftere konfiszirt, die andern 
jenem Tarif unterworfen werden. Eine vom Landammann ber 
Schweiz berufene Erpertenfommilfton, unter deren Mitgliedern 
oh. Jak. Scherer aus St. Gallen, hatte die Vollzugsmaß— 
nahmen zu entwerfen. Nun folgten fantonale und eidgenöfftiche 
Defrete auf dem Fuße. Auh St. Gallen hatte zu handeln, 
ordnete das Verlangte an, verbot darüberhin felbft allen Handel 
mit Kolonialwaaren auf feinem Gebiet, mit einziger Ausnahme 
des nöthigften Detailhandels, um fih aller Verantwortung einer 
Zögerung zu entjchlagen, „welche das Mipfallen des mächtigen 
Verbündeten“ hervorrufen könnte (Negierungsbeihluß vom 16. 
Dft. 1810). Eine allgemeine eidgenöffiihe Mauth rings um 
die Schweiz mit einem Tarif, der auf Fabrikation und andern 
Verbrauch den empfindlichften Drud üben mußte, wat die Folge 
der von Franfreib ber gebotenen Maßnahmen. Die Handeld- 
leute in den gewerblichen Kantonen (St. Gallen befonders) waren 
mit dem Verfall ihres Vermögens, fünfzehn bis zwanzig taus 
tend Arbeiter in denfelben Gebieten mit Arbeitlofigfeit und Hunger 
bedrobt. In St. Gallen und andern Kantonen mußte man fi 








fogar die Amtsinjpektion eines franzöſiſchen Douaneninſpektors 
gefallen Taffen. Auch aus andern Gründen zitterte die Schweiz 
mit der übrigen Welt unter den Gewaltichritten des Herrſchers 
in Barid. Mehrere Nachbarländer Frankreichs, dann auch der 
Kirchenftaat, wurden dem neuen Kaiferreich einverleibt, Papſt 
Pius VII. ald Gefangener nach Frankreich abgeführt; die Schweiz 
ftand faft immer in Furcht vor gleicher Einverleibung. Am leß- 
ten Tage Dftoberö 1810 bejegten 2 bis 3000 Mann italienische 
Truppen den Kanton Teſſin, angeblib zu Verhinderung des 
Scleihhandeld nah Stalien. Zwölf Tage nad der Belegung 
Teſſins erwürgte die franzöſiſche Herrſchſucht noch vollends die 
Sceinrepublif Wallis und vereinigte fie, ald Departement des 
Simplon, mit dem großen Kaijerreih (12. November 1810). 
Schmeiheln, Betteln, Kriehen, aud tie ſchmachvollſte Selbft- 
erniedrigung, veränderte nichts am tharfächlichen Unterthanen— 
verhältniß der Eidgenoſſenſchaft. Gleichwohl ermübdeten die 
Schweizer nicht, dem Dränger wiederholte Zeichen von Devo— 
tion zu geben. Als diefer fih anſchickte, Schwiegerfohn des 
öfterreichifchen Kaijers Franz des I. zu werden und die Verlo— 
bung mit der Erzherzogin Marie Louife amtlich befannt ge: 
worden, ging d'Affry zur Beglückwünſchung nah. Parid ab, 
freifib aud mit Aufträgen ded Bundeshauptes für materielle 
Intereſſen der Schweiz beladen. Als die Nachricht von der 
Geburt des Failerlich-frangöfiichen Kronprinzen, des „Königs von 
Rom“, die Welt durchflog, ließ der Landammann der Schweiz, 
Grimm v. Wartenfels, in der Bundesftadt Solothurn das Er: 
eigniß dem Volke durch 50 Kanonenſchüſſe verfünden (23. März 
1811); allüberall in der Schweiz geichah Aehnliches, jo in St. 
Gallen, wo vom Rojenberg her die „Artilleriefalven“, 100 Ka— 
nonenſchüſſe, alfo doppelt fo viel als in Solothurn, ertönten. *) 


) Der „Erzähler“ bezeichnete den Vorgang ala „Nationalfeſt“. Die 
Regierung war nicht minder überfchwänglih; fie fchrieb an den Großen 
Rath: fie habe für die begüglichen Anordnungen die außerordentliche Ber: 
fammlung des Großen Rathes gewählt, „damit wir unfere Gefühle mit den 
Ihrigen theilen mögen, und damit alle unfere Kantonsangehörigen möglichft 


— 278 — 


Gerade in diefer Zeit jahen viele Schweizer den Fortbeftand der 
Eidgenoſſenſchaft als höchſt gefährdet an; einzelne Kantone vers 
fangten deßhalb die Einberufung einer außerordentlihen Tag— 
fagung, die dann jofort auf den 16. April ausgefchrieben wurde. 
Aber der Landammann wollte nicht zaudern mit Abjendung einer 
außerorbentlichen Gefandtichaft nach Paris, dem Kaijer Napoleon 
Glück zu wünfhen zu den dynaftiichen Waterfreuden und ihm 
zugleich die fchwerften Anliegen ver ſchweizeriſchen Kantone zur 
Abhülfe vorzutragen. Der geweſene Landammann Hang v. Rein: 
hard erhielt den fchwierigen Auftrag, mit zwei Mitabgeoroneten, 
dem Landammann Michael von Flüe aud Obwalden und dem 
St. Galliihen Regierungsrathe MüllersFriedberg. Der Kaiſer 
empfing dieſe Gefandten mit allen Höflichfeiten am Ofterfeft- 
tag (14. April); alle Hofgenüffe wurten ihnen eröffnet. An 
Erfüllung ſchweizeriſcher Wünfche war aber nicht zu denfen ; gegen» 
theild mußten die Geſandten wegen Telfin’d manches harte Wort 
des Gebieterd fih gefallen laſſen und erbetene Rückſichten für 
die traurige Lage der Schweiz in Handelsſachen wurden mit 
Hofbeicheiden abgefertiget. Müller-Frievberg, dem vorzüglich 
diefer Theil der gefandtichaftlichen Aufträge zur Vertretung über: 
tragen war, erichöpfte fih in fchriftlihen und mündlichen Bes 
ftrebungen, wurde mit „Jeltener“ Geduld vom Kaiſer angehört, 
länger jeitend des Wizefönigd von Stalien, Eugen Napoleon 
(Beauharnais); er pflog auch die einläßlichften Verhandlungen 
mit den Hauptgejhäftsführern im Minifterium ded Innern, an 
welches tie jchweizerifche Abordnung der Handelsſachen wegen 
verwiefen war; vergeblidh: Franfreich wollte feinen mit eigenen 
franzöſiſchen Fabrikaten überfüllten Magazinen allein die ganze 
Melt offen behalten. ) Diefer Grund war für die franzöftiche 
Regierung maßgebend; Montalivet felbft, ver Minifter des In— 
nern, machte Fein Hehl daraus, und Iehnte daher „mit Ber 


ſchnell wiffen: der König von Rom, der geliebte Sohn unſeres erhabenen 
Bermittlers, lebe!“ (Botfchaft vom 9. April). 

!) Aus einem eigenhändigen Privatbriefe Müller: Friedberg’ d an ben 
St. Sallifchen Kanzleidireftor 3. 3. Zollikofer, aus Parie, 10. Mai 1811. 
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ftimmtheit“ ab. Das waren Hiobspoften für St. Gallen. Wie 
Teſſin militäriſch von fremdem Kriegsvolf bejegt blieb, jo mußte 
die Schweiz durch Vollziehung franzöfiiher Handelövefrete ven 
Reichthum der Franzofen Aufnen helfen; fie hatte Das boppelte 
Dpfer für Sranfreih zu bringen: das Blut ihrer Söhne auf 
den auswärtigen Schlachtfeldern und ven Wohlftand im Innern. 
Zu jenem gab der Feldzug Napoleon’d gegen Rußland abermals 
Beranlafjung (1812). Mit gefpannter Aufmerkfamfeit folgte die 
Melt dem Riefenunternehmen. Die Schweizer im Dienfte Franf- 
reichs thaten auch auf ruffiihem Boden ihrer Kriegerehre und 
ihrem Fahneneide Genüge; mit Ruhm gekrönt fehrten fie Ende 
tes Jahres mit den Meberreften des zum größern Theil vernich- 
teten frangöfifhen Heeres über den Niemen zurüd. Neue Refru- 
tenforderungen von Seite Franfreihd waren die nächte Folge 
der Kataftrophe. 

Der Et. Galliihe Flüchtling in Defterreih, Fürſt Pan— 
cratius, hatte die neuen Folgen der napoleonifchen Kriegsluſt zu 
tragen, wie bie früheren. Nach dem raſchen Vorbringen ver 
Franzoſen im Jahr 1809, und als fie bereit3 die öfterreichijche 
Hauptftadt bedrohten, flüchtete der Vertriebene aus Wien zu 
feinen Ordensgenoſſen, ven Benediftinern in Tyrnau, wo er am 
15. Mai anfam, von dort nah Neutra, einer ebenfalld unga- 
riiben Stadt, wo er dem Bilhof aus Geldnoth für 9000 Gl. 
zwei Pektoralien überlaffen mußte; dann zog er aus Ungarn 
rüdwärtd nah Mähren (Olmütz), von dort nah Schlefien 
(Troppau und Breslau), weiter nah Prag, und traf endlich, nad 
einer Abwejenheit von 14 Monaten und 4 Tagen, am 13. Zuli 
1810 wieder in Wien ein. Die binterlaffenen Schriften des 
Fürften geben feine Spur von Verbindungen vefjelben während 
diefer mühevollen Wanderung mit ver Schweiz; um jo läcer- 
licher erfcheint die oben bejprochene Worgabe, als hätten zu 
jener Zeit feine Anhänger die öffentliche Ordnung zu ftören be- 
abfichtiget und für Herftellung alter Zuftände Umtriebe gemacht, 
zu denen ohnehin angefichtd der franzöſiſchen Siege auch die 
geringfte natürlibe Beranlaffung fehlte. 
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Bald nab der Ankunft in Wien beiprab fih ver Fürft 
mit dem dortigen päpftlien Nuntius über die Krage, wie von 
St. Gallen ber Suftentationsmittel für ihn erhalten werben 
fönnten; fein Entſchluß war auch dießmal wieder: lieber gehe 
er betteln, ald daß er jeiner Pfliht untreu würde, d. b. daß 
er auf eine amtliche Stellung renunzire, die nah kirchlichem 
Geſetz rechtlih noch immer fortbeftand; ohnehin war ihm am 
Gelde nicht viel gelegen, nur wünfchte er, wenn möglich, feine 
Mitbrüder und ven ehemaligen treuen Diener Hofraty Müller 
verforgt zu willen. An P. Gerold, den Senior der erfteren, er 
ließ er fchriftlihe Mahnung zu Handen „feiner Geiftlichen”, „fi 
auferbaulicher zu benehmen, wie e8 Prieſtern gebühre”, jo aud 
in der Kleidung. Er erhielt ven Beſuch des P. Carolus Cy— 
prian, eined Goßauerd, der ihm pietätvoll von Seite des P. 
Innocenz zwölf SKreuzthaler brachte (1811); auch Briefe von 
P. Ildefons, der ihm jeine Gefhichte von St. Gallen über: 
mittelte und ihm gleichzeitig empfahl, auf eigene Verforgung Bes 
dacht zu nehmen; pflog freundichaftlihen Umgang mit Landam— 
mann Aloys Reding, der eben damals für Interefjen des Kloſters 
Einſiedeln fib in Wien befand; wurde von P. Theodor Wid 
angefragt, ob er die ihm angebotene Pfarrei St. Gallen an- 
nehmen dürfe, was zu feinen Handen an P. Aemilian abrathend 
beantwortet wurde. 1) Den eigenen Lebensunterhalt ficberte Pan— 
cratius endlich durch Vertrag mit dem Fürften Eszterhazy, ver: 
möge welchem er tiefem theild an einem Pektoral, theild an 
einem Kapital einen Gejammtwerth von 8000 GI. ald Eigen- 
thum überließ, wogegen der ungariſche Fürft ihm (zu 18°, ge: 
rechnet) eine lebenslängliche Leibrente von 1440 GI. W. V. zur 
fiherte. Ebenfalls forgte er durch „ein Teftament” für die öfo- 
nomiſche Sicherftellung des P. Columban. Diefe Sorge für Andere 


) Tagebuh vom 2. Juni und 28. Juli 1812. In Folge Vernach— 
läßigung der großen Pfarrei St. Gallen waren fchwere Klagen gegen P. 
Martin Greffer erhoben worden, worüber er amtlich in fo ernfter Weife zur 
Rede geftellt wurde, daß er fih zum Rücktritt entfchließen mußte. Protokolle 
im Archiv des Fatholifchen Adminiſtrationsrathes. 
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machte, daß PBancratius felbft in Dürftigfeit lebte. Wie man 
aus obigem Briefwechſel erfieht, betrachtete er ven P. Aemilian 
immer noch als feinen ftellvertretenden Borftand der St. Galler 
Konventualen. 

In St. Gallen war mit dem Frühjahr 1813 die zweite " 
„Legislatur” abgelaufen. Eine dritte Neuwahl des Großen Rathes 
für abermalige fünf Jahre wurde vorgenommen. Diejelbe bradıte 
neben anderen Männern von Anjehen neu in die Behörbe ven 
mehrgenannten Karl Müller-Friedberg jünger, welder von dann 
an eine hervorragende Stellung im Großen Rath einnahm, in 
allen feinen Amts- und Berufsverhältniffen durch ten Einfluß 
feines Vaters, eigenes großes Talent und förperliche Geſundheit 
begünftiget. Neu im Großen Rath war aub Meldior Kubli 
aus Glarus, der frühere Schiedsrichter im großen Streit zwi: 
fhen dem Fürften von St. Gallen und feinen aufftändifchen 
Gegnern, jegt Bürger von Quinten. Für nachfolgende Ergäns- 
zungen blieb vorgejchriebener Maßen eine anjehnliche Lifte von 
Kandidaten zurüd. Es war abermald Aufgabe des Regierungs- 
rathes Müller» Friedberg, die neu gewählte Behörde durch eine 
feiner gebanfen- und Funftvollen Reden zu eröffnen; dieſe lautete, 
im Bergleich zu früheren Vorträgen, etwas gebämpfter in Bes 
zug auf die Stellung zum „Vermittler“, doch immer noch Treue 
am Bündniß mit Franfreich empfehlend (3. Mai). Mit dem 
gleihen Eifer wie früher widmete fich der Große Rath feiner 
Aufgabe und traf Ergänzungen an der Gejeßgebung, deren Er: 
gebnifje meift jchon erwähnt worden. Unterdeſſen dauerten alle 
Bedrängnifje der Schweiz und ihre Mißhandlungen feitend des 
allzu viel gelobten Alliirten und Vermittlers noch fort bis zur 
großen Wölferfchlacht bei Leipzig (18. Dftober 1813). Die 
italieniihen Truppen verließen Teffin (5. November). Die 
Sranzofen wichen fammt ihrem gejchlagenen Heerführer über den 
Rhein zurüd. Die Stunde der Befreiung der Schweiz vom 
franzöftichen Joch, das fie num mehr denn fünfzehn Jahre lang 
getragen, war gefommen. Mit ihr trat auch für den Kanton 
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St. Gallen eine ganz neue Lage ein. Die Reihe zum Sprechen 
kam wieder an das Volk. 


Fünftes Bud). 


Von der Aufhebung der Mediationsakte bis zur Einführung des 
Bundesvertrages von 1815. (1813 bis 1815.) 


Erfter Abfchnitt. 


Neutralitätserflärung der Echweiz und Truppenaufgebot. Gin: und Durch— 
marfch der Heere der Alliirten. Aufhebung der Mebiationsafte. Die 
Schweiz in proviforifhem Bunbesverein. Beitritt ded Kantons St. Gal: 
len. Der Stadt St. Gallen Souveränetätdregungen und Vorrechtsau— 
ſprüche; ähnliche Anfprüche feitens anderer Städte im Kanton. Die Ber: 
faffungsrevifion in ihren verfchiedenen Stadien. Demofratifche Bewegung 
in den Landbezirfen; Trennungsbegehren von Sargand und Utznach; Anar: 
hifche Auflöfung des Kantone. Des Fürften Pancratius neue Reſtaura— 
tionsbemühungen in der Schweiz uͤnd im Hauptquartier der Alliirten. Wie 
derherftellung einer Tagfagung der XIX Kantone. Intervention der alliirten 
Mächte in die Refonftituirung des Kantons Et. Gallen. Abſchluß der neuen 
Verfaffung. (Vom November 1813 bis Ende Auguft 1814.) 


Die Mächte, welche fich früher, meift vereinzelt, von ben 
Franzoſen hatten ſchlagen und ausplündern laflen, waren jeßt 
Verbündete. In Frankfurt am Main bielten die Sieger Raft. 
Es waren der Kaifer Franz I. von Defterreich, Kaifer Aleran- 
der I. von Rußland, König Friedrich Wilhelm III. von Preu— 
Ben; ihnen hatten fich der Reihe na die bisherigen Rheinbunds» 
fürften mit ihren Heeren augefchloffen. Tirol war bereits von 
den Oeſterreichern bejegt. Noch größere Ereigniffe, als bie 
bereit& erlebten, jchienen bevorzuftehen. Der Landammann der 
Schweiz hielt außerordentlibe Sicherheitsmaßnahmen für uner- 
läßlich und verfügte was möglich von fih aus. Er ließ mit 
1800 Mann Milizen die Grenze in Teffin und Graubünden 
bejegen; drei Kompagnien St. Galler unter Kommandant Das 
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nielis von Rorſchach waren ſchon im September nad Graubün— 
den befehliget. Er ordnete ähnliche Befegung ter weftlichen 
und nordweftliben Grenze von St. Moriz in Wallis bis Bajel 
und Laufenburg an. Ein nah allen Richtungen unverfängliches 
und ftreng neutrales Verhalten war der Hauptinhalt der Amts- 
inftruftionen, welde den Kommandirenden ertheilt wurden. Bei 
diefen vorläufigen Anordnungen aber fonnte es fein Bewenten 
nicht haben. Landammann v. Reinhard berief auf den 15. No- 
vember eine außerorbentlihe Taglagung nah Zürich. Der eben- 
falls außerorbentlih verfammelte Große Rath von Et. Gallen 
ordnete an biefelbe den Regierungsrath Müller-Friedberg als 
Geſandten ab, ald Legationsrath den Kantonsrath Joh. Fried: 
rich Eufter von Rheined. Noch hatten die Sorgen für Komple— 
tirung der Schweizerregimenter in frangöftihem Dienſt nicht 
ganz aufgehört, da Franfreih Verftärkung nöthiger hatte denn 
je. Der Große Rath bewilligte daher durch Beſchluß vom 9. 
November allen „Geduldeten“, die fih für jenen Dienft anwers 
ben liegen, bie unentgeltlihe Ertheilung des Gemeindebürger— 
rechtes durch jene Gemeinde, für deren Rednung fie angewor— 
ben würden, mit Zuficherung nachheriger Ertheilung des Kantons— 
bürgerrechted. inhellig wurde jeitens der Tagſatzung ſchon in 
ihrer erften Sigung der Grundjag der Handhabung der Neutra- 
lität gegenüber den Friegführenten Mädten erfannt; eine Kom- 
milfton mit der Vorbereitung der fchriftlihen Aftenftüde betraut. 
Et. Gallen’d Stern aber erbleichte; bei der Wahl der Kommij- 
fionsmitglieder wurde der St. Galliſche Gejandte übergangen. 
Warm befürwortete die Kommilfion „bewaffnete“ Neutralität. 
Einig hiermit ftellte die Tagſatzung das ganze Truppenfontingent 
dem Landammann zur Verfügung, ließ ein zweites für die Neu— 
tralitätögwede in Bereitſchaft ſetzen. Verhältnißmäßige Geld» 
mittel wurden, in einzuhebenden Geldfontingenten, ebenfalls ans 
gewieſen. Schultheiß v. Wattenwyl von Bern erhielt und über: 
nahm zum drittenmal den Oberbefehl über das Heine Neutralis 
tätsheer der Schweiz, dazu den Auftrag, zu unverlegter Erhals 
tung der Neutralität Gewalt mit Gewalt abzutreiben. Nöthige 
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Ernennungen für ten Generalftab wurten ebenfall® vorgenoms 
men; neben anderen Friedrich Heinrih Högger von St. Gallen 
zum eidgenöffifhen Oberſten beförvert. Außerorbentlice Ge: 
fandte in beide Hauptquartiere erhielten ven Auftrag, bei den 
friegführenden Mächten ſich um die Zufage der Anerfennung 
der Neutralität zu bewerben. Eine Proflamation der Tags 
fagung vom 20. November 1813 gab den fchweizeriichen Völ— 
ferichaften Kenntniß von den getroffenen Anordnungen. Die vers 
bündeten Monarchen zu Franffurt a. M. ficherten bereitwillig 
fünftige Selbftftändigfeit und Neutralität der Schweis zu, ja 
mit Erweiterung ihres Gebiet auf die alten Grenzen, jchwiegen 
aber über das Neutralitätsbegehren für den Fall. Kailer 
Napoleon hingegen hatte nichts Beſſeres zu wünſchen, als bie 
ihm angebotene Neutralität, mit welcher übrigens die Schweizer: 
Regierungen den Fortbeſtand ver Fapitulirten Negimenter und 
jeldft deren fortgefegte vertragsmäßige Ergänzung als vereinbars 
ib anfehen wollten. Weſentlich abweichend dachten fie und die 
Taglagung in Bezug auf die verderblihe Mitwirkung der Schweiz 
zu der bisherigen franzöfiihen Kontinentaliperre gegen Englant. 
Eobald ald Gewißheit vorlag, daß Franfreich über den Rhein 
und bie Alpen zurüdgedrängt werde, jprengte die Tagſatzung 
jelbft die Feffeln, die der genialfte fremte Uebermuth ver Schweiz 
angelegt hatte, hob die Einfuhrverbote und verbotähnlichen Zoll- 
füge auf umd verordnete dagegen die Erhebung einer einfachen 
für erleichterte Beftreitung der Militärausgaben der Eidgenoſſen— 
haft zu verwendenven Einfuhrgebühr nach mäßigen Tariffägen 
(26. November). Mit diefem Tage fchloß die mebiationsmäßige 
Taglakung der XIX Kantone ihre außerordentliche Seſſion; es 
war ihre legte. 

Mit Bedauern blickt der Gejchichtfchreiber auf die Tage der 
nun eintretenden Rathloſigkeit und Zerfplitterung. Geſammte 
Heere Europa’d, aus den Völkern vom Ural bis an den Rhein 
gebildet, wälzten fichb heran gegen ten Krieger, ber die Weltherr- 
haft angeftrebt hatte. Hier aufftrebende, dort finfende Rieſen— 
fräfte ſtanden fi gegenüber. Unter vdiefen Umftänten mußte 
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die Schweiz entweder fih auf das Wohlwollen der Kriegfüh- 
renden, oder dann aber auf den eigenen ftarfen Arm verlaffen. 
Das erftere war ihr bereits durch eine Note des öfterreichijchen 
Geſandten Baron v. Schraut, welde der Schweiz die Rückkehr in 
ihre volle Selbftftändigfeit anfündigte, zugefagt worden (8. Des 
zember). Die Schweiz that Schritte, ſolches Wohlwollen ſich zu 
fihern, drohte aber gleichzeitig auch mit den Waffen. Allein das 
vor aller Welt gegebene Wort der Handhabung bewaffneter 
Neutralität wurde nicht gelöjet. Die Heere der Alllirten zogen 
rheinaufwärts, festen am 21. Dezember und an ben folgenden 
Tagen über Schaffhaufen, Laufenburg und Bafel (dad Haupt: 
korps hier) über den Rhein auf Schweizergebiet und von dieſem 
aus nad Frankreich zur Bekämpfung des franzöſiſchen Heeres 
auf deſſen eigenem Boden. Der Befehlshaber der allürten 
Truppen verkündete den Schweizern Grund und Ziel des Kampfes, 
in feinem Gefolge die Wiederherftelung des alten eidgenöſſiſchen 
Föderativverbandes und einer glüdlichen Zeit, „wo Fein fremdes 
Gebot, fein fremder Drud die freie Bolföftimmung mehr fefjeln“ 
werde (Proklamation vom 20. Dezember). General v. Watten— 
wyl 309 vor dem Einmarſch der Alllirten feine Kleine Schaar 
zurück und entließ diejelbe mittelft Aufrufes von St. Urban aus 
am 24. Dezember. Am 30. gl. M. legte er den Oberbefehl 
in die Hände des Landammannd der Schweiz nieder und gleich 
zeitig waren gefammte Truppen entweder fchon in ihrer Heimath 
wieder angefommen oder auf dem Marjche nad) verjelben be- 
griffen, viele erfüllt von vaterländifhem Unwillen über die traus 
rige Rolle, die ihnen auf dieſem Neutralitätszuge angewieſen 
worden war. Die vollen Aufflärungen zu dieſem Ausgang 
finden fih in einer halbamtlihen, von Freiburg im Breidgau, 
dem Hauptquartier ver Alliirten, am 21. Dezember ausgegangenen 
Schrift, worin zu lefen: der Wunſch, dur die ſchnellſten und 
fräftigften Maßregeln einen gründlichen und dauerhaften Frieden 
zu erringen, habe die Heere der verbündeten Souveräne an die 
Grenzen der Schweiz geführt und biefelben genöthiget, zur Fort: 
jegung ihrer Operationen einen Theil ihres Gebiets zu betreten; ſei 
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auch dieſer Schritt in den Augen der Welt durch den Zweck 
des Krieges an ſich gerechtfertiget, ſo hätten die Verbündeten 
ſelbſt dieſe Rückſicht keineswegs für entſcheidend gehalten, wenn 
die Schweiz ſich in einer Lage befunden hätte, wo ſie dem Fort— 
gang der Waffen (der Alliirten) eine rechtmäßige und ächte 
Neutralität hätte entgegenſtellen können. In dieſer Lage aber 
befinde ſich die Schweiz nicht; wahre Neutralität könne nemlich 
ohne den Beſitz wahrer Unabhängigkeit nicht beſtehen. Eine 
ſolche habe die Schweiz ſeit fünfzehn Jahren nicht mehr beſeſſen; 
im Grund ſei ſie, mit einem geringen Ueberreſt eigenthümlicher 
Gerechtſame und Formen, doch nichts Anderes als eine Provinz 
des franzöfiichen Reiches geweſen. ine Neutralitätserklärung 
aus ſolchem Boden entiproffen, verliere allen ernftlihen Anſpruch 
auf den Namen, mit dem fie fich fchmüde Schließlich wurde 
in der Schrift erflärt, daß bie vollflommenfte Unabhängigkeit 
der Schweiz nicht nur die erfte Bedingung ihrer eigenen glüd- 
lichen Eriftenz, ſondern zugleih eines der erften politiichen Bes 
dürfniſſe des ganzen europäifchen Staaten-Vereins, mit folcher 
Unabhängigkeit aber die Fortdauer des bisherigen Zuftandes ver 
Dinge in der Schweiz unvereinbarlich ſei. Die diplomatischen 
Schritte der alliirten Mächte gingen mit dieſer Denffchrift Hand 
in Hand; Bevollmädtigte von Defterreih und Rußland, Ritter 
v. Lebzeltern und Graf Capo v’Iftria, gaben gleichzeitig dem 
Landammann der Schweiz eine Note ein, in welcher der weſent— 
liche Inhalt obiger Denkichrift nur in kürzere diplomatifche Form 
gebracht ift (20. Dezember). Der Kortbeftand der Mediations— 
afte war daburd zur Unmöglichkeit geworden. Zum Ueberfluß 
hatte noch ein anderer Agent Defterreichs, Graf Senft v. Pilſach, 
in Uebereinftimmung mit vielen Altgefinnten, die Wiederherftellung 
der durch die Franzoſen zerftörten alten Republik Bern und 
ihrer Berfafjung betrieben. Durch mande Bücher und Flug— 
ſchriften ift einzelnen Bernern ber Vorwurf gemacht worden, 
daß fie die Heere der Alliirten in die Schweiz gerufen hätten; 
zu zweifeln ift nicht, daß Einzelne fie gern fahen; allein ein 
Blick auf die allgemeine Weltlage, auf die Aufgabe ter Alfiirten 
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und auf ihre dießfallfigen amtlichen und außeramtlichen Erflä- 
rungen zeigt bis zur Evidenz, daß der Durchmarſch eines Theile 
ihrer Heere dur die Schweiz einen unvermeiblichen Theil ihres 
Dperationspland ausgemacht hat. In Folge dieſes Durch— 
marſches hörte in Wallis und in Genf, dann in Neuenburg und 
in den übrigen Jura-Gebieten die franzöfiihe Herrſchaft auf; 
Wallis wurde von verjelben durch ein öfterreichifches Korps 
am 28., Genf durch ein anderes am 30. Dezember befreit, beide 
der Selbftftändigfeit wieder gegeben. 

Zu dem dießmaligen Neutralitätözuge ter Schweizer hatte 
der Kanton St. Gallen im Ganzen gegen 2000 Mann ins 
Feld zu ftellen gehabt, wovon ein Theil (das Bataillon Danies 
lis) zulegt im Kanton Teſſin geftanden. Noch mehrere, bis auf 
die Zahl von 2670 Mann, mußten in Marfchbereitichaft geſetzt 
werten. Die St. Galliiben Truppen kamen aus dem Teſſin 
und von Scaffhaufen mit ehrenvollen Zeugniffen ihrer Feldobern 
zurüf. Der Kleine Rath verfündete die amtliche Meldung von 
dem Ein» und Durchmarſch ter Verbündeten dem Volke von 
St. Gallen am 22. Dezember, Bertrauen und Folgſamkeit em— 
pfehlend, damit dem Vaterlande nicht unnöthige Uebel zugezogen, 
der Unmwille der Mächte nicht gereizt werde. Bald nachher 
mußte die Regierung von St. Gallen für öfterreichifche und ruſ— 
fiiche Armeetransporte durch Die Schweiz 60 vieripännige Wagen 
liefern (Bebruar 1814). Zögerung wurde dur die ruſſiſche 
Intendantur mit Einlegung von Kofaken bedroht. Die Koften 
für ſolche Fuhrleiftungen verlegte die Regierung jpäter auf ſämmt— 
liche Kreiſe des Kantond. Die ganze außerordentliche Bewaff— 
nung jener Zeit koftete den Kanton, das eidgenöffifche Geldlon⸗ 
tingent inbegriffen, 86,850 Gl. 

Der Landammann von Reinhard ſetzte die Stände von den 
neueften Greigniffen in Kenntniß und lud fie ein, je einen oder 
zwei Abgeordnete nach Zürich zu jenden, damit fie den Land» 
ammann der Schweiz als eidgenöffiicher Rath umgeben, nad) 
Eintreffen von Abgeortneten der Mehrzahl ver Kantone fi zur 
Tagſatzung fonftituiren mögen; ein Programm zur Inftruftions- 
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ertheilung übermachte er ihnen nicht, und von einer jolden durch 
die Großen Räthe konnte überhaupt wegen der Kürze der Zeit 
nit die Rede fein. Die Form der Einladung deutete jchon 
auf das Eintreten eined eidgenöfftihen Proviforiums. Der 
Kleine Rath) entjendete die Regierungsräthe Zullifofer und Reutti 
in die Bundesftadt, erließ dann vie ſchon erwähnte Proklama— 
tion an das Volk und berief zu außerordentlider Verſammlung 
den Großen Rath ein. Im gedrängter Botſchaft erftattete ihm 
der Kleine Rath Bericht über die Vorgänge feit der außerordent- 
lihen Tagſatzung, ſprach lebhaftes Bedauern darüber aus, daß 
„das Kleinod des Waterlandes, feine Neutralität”, nicht habe 
behauptet werden fönnen, und über vie Ungewißheit der nun 
der Schweiz bevorftehenden Schidjale, warnte aber gleichzeitig 
vor rathlofem Weſen. Am Schluß trug der Kleine Rath auf 
Beftätigung der den beiden Abgeortneten bereit8 gegebenen all- 
gemeinen Aufträge an und lub ven Großen Rath zu eigener 
Beftelung ter Gefandtichaft ein (27. Dezember). Trauer und 
bange Beſorgniß war auf den Gefichtern der Mitglieder des 
Großen Rathes ausgeprägt.) Aus feinen Beichlüffen ging für 
die Geſandtſchaft als erfte Pflicht hervor, zu waden, daß bie 
Berfaflung des Kantons St. Gallen und die Gruntfäge ver 
eidgenöffiichen Bundesverfaffung unbetaftet bleiben; daß das 
ſchweizeriſche Neutralitätsfyftem wenigftend in fo weit gerettet 
werde, daß die Schweiz in feinem Falle und gegen feine Macht 
zur friegführenden Partei werde; daß die Taglagung bie erfor: 
derlihen und gedeihlihen Maßregeln zur Erhaltung der verfaj- 
jungsmäßigen und gefegliben Ordnung im Vaterlande ergreife; 
bis hieher ſeien die Geſandtſchaft und der Kleine Rath, bemächtis 
get, alles Dagegenftehente müßte wieder an den Großen Rath 
gebracht werden. Alsdann wurden „die vom Kleinen Rath vor— 
läufig getroffenen Geſandtſchaftswahlen beftätiget“. Durch die: 
jen Gang der Dinge fand ſich der erfte Staatsmann St. Gal- 
len's für beinahe zwei lange Jahre hindurch aus einer wichtigen 

) So erzählt Regierungsrath Falk in einer handfchriftlichen „Darftels 
lung der Greignifje von Dezember 1813 bis Februar 1815“. 
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Stellung verdrängt; er juchte und fand theilmeifen Erjag darin, 
daß er von dann an durch ununterbrochen fich folgende Wei— 
jungen des Kleinen Rathes an die Gefandtichaft deren Thätig- 
feit zu beftimmen und zu regeln bemüht war. In Zürich aber 
war es von den beiden Gefandten der Regierungsrath Reutti, 
welcher, feinem Kollegen Zollikofer an Geift, Berebtfamfeit, That: 
fraft und Beweglichkeit weit überlegen, das gewichtigere Wort 
für St. Gallen führte. 

Die St. Galliſchen Inftruftionen waren gut gemeint, beruh— 
ten aber auf felbftgefälliger Täuſchung und auf einer Anfchauung 
der Dinge, welche wejentlih nur die eigene Stellung, nicht 
aber vie vielfeitigen Wünfche und Bebürfniffe anderer Kantone 
und Gebietötheile der Schweiz im Auge hatte. Bern hatte die 
foftbarften Edelfteine (Waadt und den reformirten Theil des neu— 
geichaffenen Kantons Aargau) aus feiner republifanifchen Krone 
verloren und forderte fie bereitd zurüd; die Urfantone und bie 
übrigen Demofratien, fie, die Gründer oder doch Älteren Glieder 
der Eidgenoffenfchaft, ſahen ſich durch die Mediationsakte in den 
zweiten Rang zurüdgebrängt und mußten zufehen, wie bie grö- 
ßeren Kantone, mit verboppeltem Stimmrecht, bei jeder Gelegen- 
heit aud das große Wort führten; in den Städtefantonen hats 
ten, abgejehen von Bern, nur der Drud von Außen und der 
gebieterijche Ausspruch des Diktators in Paris eine gewiſſe Aus— 
gleihung zwijchen den Sntereffen von Stadt und Land hervor- 
gebracht, die feinen von beiden Theilen befriedigen fonnte; in 
den meiften Berfaffungen hatte ein franzöfifch-büreaufratifches 
Wahliyftem das Erftehen einer ächten und rechten Volksreprä— 
jentation verhindert; für bie wiederbefreiten ältern Gebietstheile 
der Schweiz, Wallis, Genf, Neuenburg, Biel, die ehemals 
biichöflich bafel’fchen Lande, mußten neue bundesrechtlie Ver— 
hältniſſe zu der Schweiz gefchaffen werden. Es lag daher ein 
reicher Stoff zu Differenzen vor, welder bewältiget, und zu 
neuen Geftaltungen, welche entworfen und verwirflichet werben 
jollten: in der That Aufgaben, welche durch den einfachen Sta- 
tusquo, wie ihn St. Gallen und die a Megenten in 
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einigen anderen neuen Kantonen zu behaupten wünſchten, jchlechter- 
dings nicht gelöfet werden konnten. Solches bewiefen die 
nächften Ereignifje. 

Dem Rufe des Landammanng zur Verſammlung in der Bundes; 
ftadt hatten nur zwölf Kantone entiprodhen: Zürich jelbft, dann Uri, 
Luzern, Glarus, Zug, Baſel, Schaffhaufen, Appenzell, St. Gallen, 
Aargau, Thurgau und Waadt. Es fehlten von den neuen Kantonen 
Graubünden und Teffin; von den alten: Schwyz und Unterwalben, 
Bern, welches bereits feine alte Regierung wieder eingejegt hatte, 
Freiburg und Solothurn. An eine wirkliche Tagſatzung wagte der 
Landammann, nod immer Bundeshaupt, nicht zu denfen, und 
fie wäre auch wirflih nicht möglich gewejen, da die Vollmachten 
der Standesgefandtichaften über die bundesrechtlihe Bedeutung 
der angeordneten Zuſammenkunft verjchieden lauteten. So er- 
griff man den Ausweg eines vertraulicen Wiederfehens in ber 
Mohnung des Landammannd (27. Dezember). Es wurden hier 
die innere und äußere Lage der Schweiz erwogen; in erfter Be- 
ziehung die Frage der Erhaltung einer Eidgenofjenfchaft der 
XIX Kantone im Gegenfag zu der von Bern beabfichtigten 
Miedergewinnung der erwähnten alten Gebiete; dann die nöthigen 
Schritte, um den Eintritt der noch fehlenden Kantone zu erzielen. 
Die Theilnehmer an diefer Verhandlung _ verzichteten auf die 
Konftituirung der Tagſatzung; ihr Verband hieß von nun an 
„die eidgenöſſiſche Verſammlung“; dadurch war die Mediationd- 
afte num thatfächlih aufgegeben, das fhweizerifhe Provijorium 
auch offiziell erklärt. Ein Ausihuß folte das Weitere vorbe- 
rathen; ein St. Galler Abgeordneter wurde nicht in venfelben 
berufen. Dagegen eilte Reutti nah St. Gallen zurüd zu münd- 
licher Berichterftattung im Kleinen Rathe; er ſchilderte die be— 
reits eingetretene Auflöfung und ohnmächtige Stellung des Vaters 
landes; wie der öfterreichiiche Bevollmächtigte v. Lebzeltern immer 
auf Mitwirfung der Schweiz an dem großen Kampfe gegen 
Sranfreih hinziele; wie die Abſicht der Alliirten, daß allent- 
halben ver alte Rechtsſtand wieder eingeführt werde, überall 
durdblide; wie die Geſandten von Waadt und Aargau glei 
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fam mit Verzweiflung von der durch Bern beabfichtigten Wie- 
bervereinigung ihrer Gebiete geiproden, dann um die Hülfe der 
Mitftände gegen dieſes Vorhaben dringendft erfucht hätten. 
Der Wirkſamkeit der bisherigen Bundesverfaffung machte 
vollends der Umftand ein Ende, daß der nach Inhalt derjelben 
auf den legten Tag Dezember fallente Uebergang ver Diref- 
torialgewalt vom Stande Zürih auf den Kanton Luzern unters 
bleiben mußte. Die alliirten Mächte und ihre Bevollmächtigten 
widerfegten fih und es erging die nähere Anweifung an Reins 
hard, unter der Form alt-Zürcheriicher Vorortichaft eine Dit: 
tatur aufzuftellen, die, den Umftänden nach, Niemanden als dem 
eben genannten legten Lantammann der Schweiz zufallen fonnte. 
Reinhard entſprach und unterließ tie Amtsübergabe an Luzern, 
Das erwähnte Anfinnen der Berbündeten fchloß ftillfchweigend 
das Begehren in fi, daß die fehweizerifche Bundesordnung auf 
neue Bafis geftellt werde. Zu diefem Ende jchaarten fich, unter 
Reinhard’s Mitwirkung, nad jener erften gemifchten Zuſammen— 
funft von Ständen, zehn der alten XIII Kantone allein zu— 
ſammen, entwarfen und beichloffen die Grundlagen einer neuen 
Bundesafte (29. Dezember); ed waren Uri, Schwyz, Luzern, 
Zürih, Glarus, Zug, Freiburg, Bafel, Schaffhaufen und Appen- 
zell beider Rhoden. Nachdem fie im Eingang der Vertragsur— 
funde die einmüthige Weberzeugung ausgeſprochen, daß bie mer 
diationsmäßige Bundeeverfaffung nicht ferneren Beftand haben 
fönne, vereinigten fie fih auf folgende Punkte: Fortvauer des 
Ichweizeriihen Bundesverbandes im Geiſte der alten Bünde; 
Einladung zum Beitritt an die noch übrigen altzeidgenöfftichen 
Stände, ſowie auch an „diejenigen, welde bereits feit einer 
langen Reihe von Jahren Bundesglieder gemweien find”; Auf: 
jtellung tes Grundfages, daß Feine mit den Rechten eines freien 
Volkes unverträglichen Unterthanenverhältniffe hergeftellt werben 
jollen, Zürich fei bi8 auf Weiteres um Leitung der Bundesan- 
gelegenheiten erſucht. Zürich entſprach diefem Gefuh und gab 
dem gewefenen Landammann ſechs Beifiger. So war die pro- 
viſoriſche Bundesbehörde (der vorörtliche Staatdrath) gejchaffen, 
19* 
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Reinhard ihr permanenter und einflußreicher Präſident. So uns 
fiher hiedurch die Stellung der neuen Kantone geworben, blieb 
diefen doch nichts anderes übrig, ald Rettung auf dem Brete 
zu fuchen, weldes ihnen die zehn alten Stände geboten hatten. 
Zu einer neuen Verſammlung beigezogen, ſprachen daher vie 
Kantone St. Gallen, Aargau, Thurgau und Waadt, unter VBors 
behalt der Ratififation, ihren Beitritt aus (29. Dezember Nach— 
mittags). Teſſin folgte am 15. Januar 1814. Graubünden 
hielt mit feiner Entfchließung zurüd; dort walteten nämlich Ges 
füfte nach völliger Trennung von der Schweiz und Herftellung 
des alten Freiftaates der drei Bünde. 

Der alsbald wieder einberufene Große Rath von St. 
Gallen empfing fortgejegten Beriht vom Stand der Dinge. 
Der Fortbeftand ter neuen Kantone jchien dem Kleinen Rath, 
laut feiner Botichaft, al8 gefihert —, zumal der Waabtländer 
Gefandte, welder Zutritt bei dem ruffifchen Kaifer gefunden, 
hiefür befte Ausficht erhalten hatte. Der Große Rath ſprach 
den befinitiven Beitritt zur eidgenöfftfchen Webereinkunft vom 
29. Dezember aus und erflärte den Kanton St. Gallen „durch 
feine Anfchließung an diejelbe, zum Mitglied des wieder erftans- 
denen und auf obige (die befannten) Grundlagen zu bildenden 
eidgenöffifchen Bundes“. Diefer Ausipruh war zwar ein ein- 
helliger; aber Syndif Steinlin, der ehemalige Bürgermeifter, uns 
terließ nicht, unterftügt durch feine Mitrepräfentanten aus ber 
Stadt St. Gallen, eine Verwahrung der der legteren „gebüh- 
renden rechtmäßigen Rechte” zu Protokoll zu geben, deren Aufs 
nahme jedoch ber Große Rath ablehnte (7. Januar 1814). t) 

In der übrigen Schweiz erhielt die bereitd eingetretene 
Spaltung neue Nahrung. Wie Bern die alten Zuftände zurück— 
gerufen, fo thaten es aud Solothurn und Freiburg; ehevorige 
Staatsorbnungen traten dort wieder in Wirkſamkeit. Diefe 
Trennung erfüllte tie Gefandtichaften an der „eidgenöfftichen 
Berfammlung” mit Wehmuth und Bejorgniffen. Selbft die Bes 
vollmächtigten der Alliirten, Ritter v. Lebzeltern und Graf Capo 

1) Ball: Darftellung der Ereigniffe u. ſ. w. 
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v’Sftria, Äußerten darüber ihren Unwillen; überhaupt hatten 
fich diefe fhon vorher jedes Mißverftändniß über ihre Aufträge 
und Anfinnen verbeten; fo entſchieden fie fich nemlich für die Befeiti- 
gung der Mediationsakte ausgeiprocen gehabt hatten, jo wollten 
fie doch nicht, daß unter diefer Aenderung zugleich der Sturz der 
beftehenden Ordnung in den Kantonen mit ihren Behörden vers 
ftanden werde. Der Stand der Saden übrigens ließ nicht zu, 
fi) länger nur auf theoretifhem Belde zu bewegen; baher be= 
tonten auch jene Geſandten die Nothwendigfeit der Entwerfung 
einer neuen Bundeöverfaflung, jo wie entjprechender Grundlagen 
für Abänderung der Fantonalen Berfaffungen, Aufgaben, mit 
denen fih bald eine Kommilfton ver eidgenöffiichen Verſamm— 
lung befaßte, in welche wieder fein Abgeordneter von Gt. 
Gallen, wohl aber ein folder von Thurgau (Morell) zugezogen 
wurde. In Bajel hielten am 13. Januar 1814 die alliirten 
Monarchen ihren feierlichen Einzug; fie begrüßte Namens ver 
Schweiz eine Aborbnung, an deren Spige fih Reinhard befand; 
die Monarchen ſprachen fih höchſt wohlmwollend aus, mehr im 
Sinne der Erhaltung ald gewagter Umänderungen, ganz bes 
ftimmt gegen anarchiſche Auflöjung und Zerftörung; namentlich 
hatte fih der Kailer von Rußland für die Erhaltung aller XIX 
Kantone erklärt. -Alsbald jprachen die mehrgenannten zwei Bes 
vollmächtigten der verbündeten Höfe Namens verfelben den. 
lebhaften Wunſch aus, die Gefandten fämmtlicher neunzehn Kan 
tone in Zürich verfammelt zu jehen (19. Januar). Aber Bern, 
Solothurn und Freiburg verharrten in ihrer Abfonderung, woll- 
ten nur die alten XII Stände anertennen, und fahen in ber 
„eidgenöſſiſchen Verſammlung“ nur den wirfungslofen Zufammen- 
tritt unbefugter Geſandtſchaften. 

Reinhard, über die Zuftimmung der verbündeten Mächte 
außer Zweifel gejegt, wirkte im Sinne des Zujammenhaltens 
aller Theile der Schweiz. Gleichzeitig war er aber auch thätig 
für die innere Umgeftaltung der Kantone. Er berief die in 
Zürih anweſenden Kantonsgefandtichaften der Reihe nad zu 
fi, am 23. Januar jene von St. Gallen. Hier feine Eröff- 
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nung: Die Fantonalen VBerfafjungsreviftonen jeien bringlich ger 
worden, da dießfallſige Anleitungen jeitens der eidgenöfftfchen 
Versammlung noch keineswegs zu erwarten ſeien; vorläufig 
müſſen alſo doch die Kantone Hand anlegen, um jeder jpäteren 
unwillflommenen Ueberraſchung vorzubeugen. Aber die Revilton 
jolle nicht zu einer Verfchlimmerung führen, vielmehr von einem 
Syitem ausgehen, welches die Garantien der Solibität und Ted 
Beſtandes in ſich felbft trage, dann auch die Garantie der Eit- 
genofjenihaft und jene der hohen Mächte erwarten fünne. Zu 
dieſem Ende müſſe man fich nicht nur vor jedem noch ftärferen 
Demofratifiren hüten, fondern vielmehr aud das Scwanfende 
der jegigen Ordnung entfernen, daher eine ſolche Wahlart be: 
ftimmen, „durch welde wenigftens in den mittelbaren Wahlen 
(falls man die unmittelbaren in jegiger Weife beibehalten wollte) 
vorgejorgt werde, daß diejenigen Bürger, in denen fich bie 
Stärfe alles phyſiſchen und moraliihen Vermögens vereiniget 
und die mit Recht als Repräfentanten des Grund- und andern 
Vermögens, fo wie der Talente und des Anjehend betrachtet 
werden fünnen, in den Dienft des Waterlandes berufen werben 
fünnen, ohne dem blinden Looſe bloßgeftellt oder mehrere Jahre 
einer Kandidatenlifte einverleibt zu fein“. Eben fo jei die Wan— 
velbarfeit der Stellen, ald jeder guten Ordnung im Innern und 
der Erhaltung guter Berhältnifje zu den andern Kantonen nad» 
theilig, dur) längere Amtsdauern zu bejeitigen, ferner eine (aus— 
ſchließliche) Initiative der Regierungen feftzuhalten, damit nicht 
die Großen Räthe zu Landsgemeinden ausarten. Dieſen Räthen 
fügte Reinhard die Mahnung an die Gefandtfhaft bei, fic 
förderlichſt nach Haufe zu begeben und einzumirfen, daß feitens 
der Regierung eine Reviftonsfommiffion beftellt werbe, -welde 
in obigem Sinn verfahre. Aehnliche, ja noch ftärfere Auffor: 
derung erhielt die St. Galliihe Abordnung bei einer Audienz 
feitend der Bevollmächtigten der Alliirten, Lebzeltern und Capo 
d'Iſtria, ſowohl in Bezug auf die einzuhaltenden Reviſtons⸗ 
grundſätze als in Hinſicht der Dringlichkeit der Reviſionsarbeit. 
Sofort erſchien Reutti wieder in dem St. Galliſchen Rath zur 
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Berichterftattung, trug das Bernommene mit möglichit ftarfen 
Farben vor. Auf Grundlage der erwähnten fjchriftlichen und 
mündlichen Berichte, wohl auch bereit8 in Kenntniß von der 
vielfeitig übeln Stimmung im Kanton, entichloß ſich der Kleine 
Rath, freilihb mit großem Wiverftreben, zur Vornahme einer 
Berfaffungsrevifton und ernannte hiefür eine zu je zwei Kans 
tongräthen aus jedem Bezirke mebft zwei Regierungsräthen 
(Müller⸗Friedberg und Dudli) beftellte Kommilfion (28. Januar). 
Genau an diefem Tage gab die Stadt St. Gallen dem im 
Großen Rathe von ihrem Syndik (Gemeindammann) Steinlin 
bereits Fundgegebenen Willen Folge, verfegte ſich in ihre ehe- 
malige unabhängige Stellung zurüd und warb in Zürich für befte 
Geltendmahung ihrer Anſprüche. Es geihah durch zwei Abge- 
ordnete: Züblin, Präfivdent des Faufmännifchen Direftoriums, 
und Kantonsrath Kaſpar Bernet, die fih, mit ftabträthlichem 
Kreditiv verfehen, in die proviforiiche Bundesftabt begaben. Be- 
ftürzt über diefen Vorgang mahnte Müller-Friedberg, als zeitiger 
Präfident des Kleinen Rathes, fofort in amtlicher Form bie 
- Kantonsgefandtihaft in Zürich zur Wachſamkeit gegen die Stadt- 
abgeorbneten, von denen zu beforgen fei, daß fie die Föderali— 
firung des Kantons betreiben wollen; „beitimmte Zurechtweilung“ 
(der Stadtabgeorbneten), jo fchrieb er weiter, würde für bie 
Ruhe des Kantons und das vernünftige Beſte der Stadt jelbft 
jehr wirffam fein (29. Januar). Aber Züblin und Berner 
fanden in Zürich willfommene Ermunterung, bei Rathsherr 
Hirzel und bei Reinhard, welde beide riethen, einen Drittheil 
der Stellvertretung zu fordern, Reinhard mit dem Zufage: gebe 
es nicht, jo folle die Stadt mit der Drohung ausrüden, daß 
fie gänzlih zur alten Unabhängigkeit zurüdfehren werde; dann 
bei Aloys Reding, Bürgermeifter Eicher und Capo v’Iftria, 
weniger bei 2ebzeltern, ver den Wunſch ausſprach, daß fich bie 
Stadt St. Gallen namentlich nicht vom Kanton ablöjen möchte. 
Dom St. Galliihen Standesgefandten Zollifofer empfingen die 
Stadt-Abgeordneten den Rath, fib dem reformirten Theil des 
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Kantons anzuſchließen und mit diefem gemeine Sache zu machen. 
So berichteten die Abgeordneten dem Gemeinderath. ') 

Die Revifionsfommilfion beftellte Müller-Friebberg zu ihrem 
Präfidenten und begann alsbald ihre Arbeit. Von Zürich ber 
aber wurde fie gemeiftert: Reinhard empfahl die Stadt, nament- 
lich zu Gewährung ftärferer Repräfentation, mit Rüdficht auf 
ihre frühere Souveränetät, ihren ftarfen Beitrag zu den Staates 
ausgaben, ihren geiftigen Kultur und materiellen Vermögens— 
ftand; zunächſt verlangte er auch, daß aus der Stadt mehrere 
Mitglieder in die NRevifionsfommilfton zugezogen werden. 2) Er: 
bittert über das Verhalten der Stadt und die hohe Proteftion, 
die ihr in Zürich geworben, aud die Gründe für eine priviles 
girte Stellung derſelben keineswegs als ftihhaltig anerfennend, ®) 
entjendete der Kleine Rath ven Regierungsrath Gmür nad 
Zürich (8. Februar), das Bundeshaupt, die übrigen eidgenöſ— 
ſiſchen Geſandten und die auswärtigen Diplomaten eines Beflern 
zu belehren und gegen die verlangte Bevorzugung der Stadt 
Einwendung zu erheben; der Kleine Rath fand aber doch gleich: 
zeitig rathfam, die Mitgliever der Revifionsfommiffton durch 
zwei Zuzüger aus der Stadt zu vermehren. Solde Berbop- 
pelung der Stabdtrepräfentanten in der Kommiffion machte in 
diefer den bitterften Eintrud, jo daß jofort die Mitglieder breier 
Landbezirfe ihre Abreife anfündeten, falls dem Beichluß Folge 
gegeben werben wollte. Die Stadt ließ entihuldigend eröffnen: 
fie habe dur ihre Sendung nah Zürich nur Erfundigung eins 
ziehen wollen, wie weit fie in ihren Begehren, ohne Trennung 
vom Kanton zu verlangen, etwa gehen fünnte, da das Erlöfchen 
der Mediationsafte die Stadt, welche allein im Kanton fouverän 
geweien, in eine ganz andere Stellung verſetze; ihr Hauptbe- 
gehren fei gerechtere Repräfentation, und zwar fchon in der Res 


) Aus den bandfchriftlihen Notizen eines Mitgliedes des Gemeinde: 
rathed von St. Ballen. 

*») Falk: Darftellung der Greigniffe u. f. m. — Schreiben Reinharb'd 
an den Kleinen Rath, vom 4. Februar. 

) Falk: Darftellung ber Ereigniffe u. f. w. 
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vifionsfommilfion; bis diefem Begehren entiprocdhen fein werde, 
würden die fläbtifhen Mitglieder den Sigungen nicht mehr beis 
wohnen. Der Kleine Rath, hiedurch noch mehr aufgeregt, zog 
den Beichluß für Vermehrung der Kommilfton durch zwei weitere 
ftädtifche Mitglieder zurüd, lud die Revifionsfommilfton ein, ihre 
Arbeiten mit allem Nachdruck fortzufegen, und mahnte die zwei 
urjprünglichen Mitglieder der Stadt zu fernerer pflichtmäßiger 
Theilnahme an den Berathungen; den Gemeinderath von Gt. 
Gallen wies er an, jeine Wünſche fchriftlich einzugeben (9. Bes 
bruar). Gmür's Vorftellungen in Zürich fanden meift Eingang, 
fonnten aber die bereits jchwierige Lage in St. Gallen nicht 
heben. Die Stabtabgeorbneten in die Reviftonsfommilfton (es 
waren Steinlin und C. A. Wetter) erhielten vom ®emeinderath 
ven Auftrag, in derjelben nicht wieder zu erfcheinen, bis nicht 
mehrere Mitglieder aus der Stadt zugezogen fein würben. Die 
Revifionsfommilfton aber jegte ihre Arbeiten unentwegt fort, 
trug dabei den Berhältniffen der Stadt, als wäre dieſe ſelbſt 
repräfentirt, billige Rechnung und vollendete den Verfaſſungs— 
entwurf. 

Durch diefe Unverdroffenheit war jedoch nicht geholfen. Die 
Stadt beihränfte fich nicht auf die bereitd eingenommene Sepa- 
ratftellung, jondern gab der Regierung, für den Kal der Forts 
jegung ter Revifiondarbeiten ohne ihre aftive Mitbetheiligung, 
feierliche fchriftlihe Verwahrung ihrer Rechte ein; ber Kleine 
Rath erwiererte, daß eine folde Verwahrung feine Berüdfic- 
tigung finden werde, lud aber wiederholt zu fchriftlicher Eingabe 
der ſtädtiſchen Wünfche ein. Angefichts der unverfennbaren Un- 
terftügung,, welche die Bewerbungen der Stadt in Zürich ge: 
funden, war nemlih aus deren Sonderftellung eine bleibende 
Trennung vom Lande, in Folge derfelben Auflöfung des ganzen 
Kantond zu bejorgen; 1) das war mit ein Beweggrund, der 


) Den verderblihen Einfluß der Beftrebungen der Stadt fchildert be— 
fonders fcharf die im Spätherbft 1814 erfchienene Flugſchrift: „Noch etwas 
über den ganzen Canton St. Gallen an die Gefammtheit des Volkes bed: 
felben.“ Sie betont, daß das Verhalten der Stadt felbft Beforgniffe der 
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Stadt dur jene Einladung eine Brüde zur Berftändigung zu 
bieten. Inzwiſchen empfahl Reinhard fie wiederholt zur Berüd- 
fihtigung und nahm fie vollends entichuldigend unter feine Fit» 
tige; alfo ermuthiget jpannte die Stadt in einer Antwort ihre 
Anfprühe möglichſt hob. Der Stadtgemeinverath jchrieb an 
die Regierung: nah Aufhebung der Mediationsafte und ber 
auf jelbe ſich gründenden Kantonsverfaffung wäre die Stadt, 
ehedem ein felbftftändiger Theil der Eidgenofienihaft, nad dem 
Beifpiel der übrigen fouveränen Städte und Drte derſelben bes 
rechtiget, die Wiedereinfegung in ihren vorigen Stand zu be 
gehren; Teifte fie nun, um mit dem Kanton im bisherigen Ders 
band zu bleiben, Verzicht auf jenes begründete Recht, jo müßten, 
dieſes großen Dpferd halber, nachftehende Anſprachen Berüd- 
fihtigung finden: 1. wegen bisheriger „allgugroßer Diiparität 
der beiden Religionen“ im ven oberften gefeggebenden Boll 
ziehungs- und Gerichtsbehörden folle eine gänzliche Parität in 
genannten Behörden hergeftellt werden; 2. folle der Stadt eine 
mit ihrer ehevorigen ſouveränen Stellung, dem Vermögens⸗ und 
Bildungsftand ihrer Bürger proportionirte ftärfere Repräjentation 
eingeräumt werden; 3. daß den Gemeinderäthen in ven Städten 
überhaupt und demjenigen in der Hauptftadt in Rückſicht auf 
deren bejondere Verhältniſſe jowohl in polizeiliher Beziehung 
als in Betreff der niedergerichtlihen Jurisdiktion ein erweiterter 
Wirkungskreis eingeräumt werte (16. Februar); jo viel vorläufig; 
weiter müfle die Stadt auf die Einführung eines auf „ſoliden 
fammeraliijhen Grundfägen beruhenden Finanzſyſtems“ und ver: 
befierte Juſtizpflege abftellen. Die Allgemeinheit und Wichtig: 
feit der Forderungen bewogen den Kleinen Rath, die Abwehr 
alles Webertriebenen durch das Mittel mündlicher Unterredung 
zu verjuchen; fie fand zwiſchen beibfeitigen Aborbnungen in ges 
heimnißvoller Stille in der Wohnung des Regierungsraths Zollis 
fofer ftatt. Unter den Abgeordneten für den Kleinen Rath war 
Landbewohner erwedt habe, es fei auf „Unterjochung der Landfchaften“ abs 


gejehen. Berfaffer hat einigen Grund zur Vermuthung, es fei jene Schrift 
eine Arbeit Reutti’s. 
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Müller-Friedberg dabei; für die Stadt an der Spige einer zahl 
reichen Aborbnung Steinlin. Die Verhandlungen fcheuten nament— 
ih das Licht vor den Mitgliedern der Fatholifhen Partei in 
der Regierung; die katholiſchen Kantonsbürger beforgten eine 
Stabtherrihaft überhaupt, dann die Vernichtung berechtigten 
Fatholiichen Einfluffes im Beſondern. Schon in der Revifions- 
fommiffion hatte Müllers Friedberg den Vorwurf vernehmen 
müflen, daß er für das Intereſſe der Katholiken ganz erfaltet, 
nur für dasjenige der Stabt und ber Reformirten thätig ſei; 
und ironisch bemerkte der Kantonsratb J. 9. Stadler von 
Flawyl: es Lohne fich für die Katholifen nicht der Mühe, ſich 
gegen die Parität oder jelbft gegen eine Mehrheit ver Refor- 
mirten im Großen Rathe jo jehr zu ereifern; denn diefen gebreche 
es niht an Mitteln, von den Katholiken jo viele auf ihre Seite 
zu bringen als nöthig, um jeweilen ihren (ver Reformirten) 
Willen durchſetzen zu können; alle ‚zeitweiligen Bemühungen ver 
Katholifen gegen diefen Stand der Dinge werben daher fruct- 
[08 fein. ) Am 25. Februar war, eidgenöſſiſcher Angelegenheiten 
wegen, der Große Rath verfammelt. Der Kleine Rath legte 
über die Fantonale Verfafjungsfrage nichts vor, obgleich ver 
Berfaflungsentwurf vollendet war. Darüber im Großen Rath 
Unruhe und Unzufriedenheit und verſchiedene Anträge zur Anhands 
nahme der Verfaſſungsreviſion durch eine vom Großen Rath, jelbft 
zu beftellende Kommiſſion. Sie drangen nicht durch; der Große 
Rath überließ die Handhabung der Ruhe und das. Berfaffungs- 
geihäft noch weiter dem Kleinen Rath. In der erwähnten ge: 
heimen Verhandlung zwiſchen den Abgeorpneten der Regierung 
und der Stadt waren der legtern Begehren weit jchroffer her— 
vorgetreten, ald in der vorgängigen briefliben Eröffnung: fie 
hatte abjolute Parität und das Recht verlangt, den vierten 
Theil der Mitglieder ded Großen Rathed zu wählen, vd. h. alfo: 
ver Große Rath ſolle aus jeder Konfeifion zur Hälfte beftellt 
werben, an die reformirte Hälfte der Mitglieder hätte die Stadt 
hinwieder die Hälfte zu liefern (verfteht fib, nur aus ihrer 
9) Falk: Darftellung der Ereigniſſe u. f. w. 
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eigenen Bürgerfchaft); im Kleinen Rathe und im Appellationd- 
gerichte jollen ebenfalls von jeder Konfeffton gleichviele Mitglieder 
fein, das ungerade Mitglied abwechjelnd der einen, dann wieder 
der andern gehören; in beiden genannten Behörden jolle ver 
vierte Theil der Mitglieder aus Bürgern der Stadt bejegt fein; 
dann wurden auch die befondern Polizeis und Niedergerichts-Ans 
fprüche wiederholt. Ueber Parität und Repräfentation empfingen 
die Stadtdeputirten Belehrungen, die fie zu erbauen ſchienen; fie 
verjprachen diefelben dem Gemeinderath zu berichten; den dritten 
Punkt betreffend, hieß ed, werden Rüdfichten walten, aber es 
fönne nur durch Gefege, nicht in der Verfaffung felbit ftattfinden. 
So berichtete Müller-Friedberg im Kleinen Rath. Nachhin berieth 
die Regierung den von der Revifionsfommiffion um die Mitte 
des Monats März empfangenen Verfafjungsentwurf, welcher 
namentlih dem auf 140 Mitglieder zu rebuzirenden Großen 
Rath eine felbftftändigere, alfo auch wirkſamere Stellung gegen- 
über der Regierung einräumte, als die Berfaffung von 1803. 
Der auf Grundlage dieſes Kommilfionalvorfhlags entftandene 
Berfaffungsentwurf des Kleinen Rathes behält zwar die 44 
Wahlfreife, wollte aber den Kanton in 23 erftinftanzliche Ges 
richtöfreije eintheilen, verhieß der Stadt als Hauptort eine bes 
jondere Gemeindeorganifation, behielt den Großen Rath in ber 
frühern Zahl von 150 Mitgliedern, ſchwächte nicht unweſentlich 
feine Stellung gegenüber dem Kleinen Rath wieder ab, räumte 
in Oerichtsfahen dem Kleinen Rath und tem Großen Rath 
zufammen gewifjermaßen Kafationsbefugniffe ein; ſchuf für 
„Hreitige Staatöverwaltungsrechtsfälle” ein Adminiftratiogericht 
neben den ordentlihen Zivilgerichten. Der Große Rath follte 
aus 48 von den Kreifen, 70 durch Bezirkfswahlforps, und aus 
32 von den erften 118 gewählten Mitgliedern beftehen, legtere 
32 frei (doch mit Rüdficht auf die Parität) aus jenen Kantons- 
bürgern gewählt werden, „welde durch Bildung, Erfahrung und 
Anjehen vorzüglicd geeignet find, in bie oberfte Kantonsbehörbe 
einzutreten.“ Im Ganzen follte ver Große Rath aus 85 Ka- 
tholifen und 65 Reformirten beftehen; der Stadt waren aus 
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allen drei Klaffen im Ganzen 20 Repräfentanten zugetheilt. 
Amtsdauer für die höhern Behörden zwölf Jahre. Unter den 
„allgemeinen Gemwährleiftungen” findet fih die nachhin foge- 
nannte fonfefftonelle Trennung; fie war am 24. März im Kleinen 
Rathe beantragt worden. Die Stadt wurde eingeladen, ihre 
Wünfhe wegen der eigenen inneren Drganffation einzugeben. 
Aber auch mit den Abjchlüfen des Kleinen Rathes, inſoweit 
es fie betraf, nicht zufrieden, entfendvete fie neuerdings ihre Ab- 
georbneten, Züblin und Bernet, zur Geltendmachung ihrer ver- 
meintlichen WVorrechte, nah Zürih. Die Stadt St. Gallen 
gewann Verftärfung durch das gleichzeitige Auftreten der Schwer 
fterftadt Biel, die fih mit jener brieflih in Verbindung feste. *) 

Die Regierung hatte noch mit anderen Gegnern, als bloß 
mit der halb wiedererftandenen Stabtrepublif St. Gallen zu 
fümpfen. Schon unmittelbar nad der in Folge ded Durch— 
marſches der Alltirten erlaffenen Proflamation hatte fie Mißs 
trauen in die öffentliche Stimmung ver Landbbezirfe und zog 
darüber Bericht durch die Vollziehungsbeamten ein. Sie ahnte 
richtig. Die völlig unrepublifanifche, vollends ganz undemofras 
tiihe Bevormundung, unter welcher das Volf aller Bezirke wäh- 
rend der ganzen Mebiationdzeit gehalten worden war, und bie 
Erinnerung an ältere fruchtlofe Verfuche zur Erwerbung und 
Erhaltung fichernder Selbftftändigfeit, in Verbindung mit dem 
Bewußtſein des Volkes, daß die Franzoſenherrſchaft fammt ihren 
Folgen nun befeitiget fei, rief vielfeitige Bewegung hervor. Das 
Volk fchritt zu eigener Berhätigung. Im Nheinthal trat die 
Partei der alten Demofraten wieder auf. Sie verfanmelten 
fih auf Schloß Weinftein in anfehnlicher Zahl (vie gegnerifchen 
Amtsberichte fprechen von 40 Männern), unter ihnen der Alt» 
Ammann Zohann Graf, von Rebftein, ſchlauer und energifcher 
Demofrat zugleich; was fie wollten, war eine einfache, unfoft- 


) Zum großen Unwillen Müller: Friedberg’&, der vergebens erwartete, 
daß die Stadtbehörde den an „Bürgermeifter und Rath der Stadt St. Gal: 
len“ gerichteten Brief „gebührend“ der Regierung einfenden werde. (Sein 
Schreiben an die Gefanbtfchaft in Zürich, vom 29. März.) 
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Ipielige Regierung, zu dieſem Behuf Einführung einer ganz 
neuen Ordnung der Dinge; fie beipraden dieſe, nahmen ſich 
vor, die Kantonsräthe von Dber- und Unterrheinthal entweder 
für ihre Zwede zu gewinnen, oder dann aber ihnen zu ver: 
deuten, daß ihr Reich zu Ende; entjendeten eine Abordnung an 
Steinlin in St. Gallen, Rath) und Mitwirkung zu erbitten und 
erhielten gute, tröftlihe Werficherungen von ihm. Kaum von 
diefen Vorgängen im Allgemeinen in Kenntniß gelegt, verorbnete 
der Kleine Rath die Einvernahme ver Betheiligten, forderte 
jämmtliche acht Friedensrichter auf, „jeden ftörriichen oder ver: 
fafjungs- und gejegwidrigen Schritt augenblidlich zu unterdrüden“, 
und verlegte, da in der Hauptftabt eben noch das von adıt- 
zehmmöchentlicher Grenzbefegung in den Kantonen Graubünden 
und Teifin zurüdgefehrte Bataillon Danielis anweſend war, 
drei Kompagnien deffelben in die Gemeinden Marbach, Nebftein 
und Balgach, damit nöthigenfalls für den Fortgang der Unters 
fuhung die bewaffnete Matt in Anſpruch genommen werben 
fönne (12. und 13. Januar), am welch’ legterem Tage bie 
Truppen dort einrüdten. Das Ergebniß war geringfügig und 
brachte nichts ald das ſchon Gemeldere an den Tag. Den 
Wünſchen Grafs und feiner Genoffen wäre ohne Zweifel bie 
Wiedereinführung der Demofratie von 1798 unt 1802 das 
Genehmfte geweien. Die Gemeinveräthe, eingefchüchtert durch 
die Bejorgniß, Erefutionsfoften auf fih und die übrigen Bürger 
ihrer Gemeinden zu laden, ftanden für Handhabung der Ruhe 
und Ordnung ein; ed warb für einmal wieder ftille, die Trup- 
pen wurden am 20. Januar zurüdgezogen und der Kleine Rath 
gab, auf ein beſonderes Loyalitätsjchreiben des Gemeinderathed 
von Balgach, die erfreuliche Verfiherung, daß für die geichehene 
Ginquartierung die reglementarifche Vergütung werde geleiftet 
werben. Auch aus anderen Bezirfen waren die Berichte nicht 
günſtig. Von Wyl meldete Friedensrichter Reutti: man jehe 
mit Auflöfung der Mebdiationdafte au die Regierung ale vers 
abjchiedet an, made Schwierigkeit gegen die Bezahlung ver 
Steuern, wolle zuerft wiffen, wer Regierung ſei; ja es liefen 
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jelbft Gerüchte um, man werde den Käufern der Liegenſchaften 
des Stiftes St. Gallen zu Leib gehen. Vollends eine ernfte 
Geſtalt nahm die Volfdbewegung im alten Sarganferland an. 
Dort war Johann Baptift Gallati von Sargand noch immer 
ein gewichtiger und rühriger Mann; aber ehemals rüftiger Freund 
der helvetiichen Einheit und ihr thätiger Beamter, war er jeht 
Demofrat und Föderalift zugleich. Manche wollten die Veran— 
laſſung jolder Gefinnungsänderung ausschließlich in egoiſtiſchen 
Deweggründen wahrnehmen. Die nächfte Urfache aber lag in 
den öffentlichen Zuftänden jelbft und namentlich in der Unzufrie— 
denheit ded Sarganjervolfed mit der Regierung, welcher ed uns 
geheure Koftipieligkeit vorwarf; dann, wie im Rheinthal, in 
der Erinnerung an die demofratiihen Bewegungen von 1798 
und 1802; endlich in der augenfälligen Unnatur der politiichen 
Verbindung dieſes Gebirgslandes mit dem entfernten, ihm ganz 
unbefannten alten St. Gallerlande an der Grenze von Thurgau, 
eine Unnatur, deren ftarfes Hervortreten damals noch nicht, wie 
jeit mehr ald einem halben Jahrhundert gefchehen, durd Vers 
kehrs- und andere Bande in Vergefjenheit gebracht worden war. 
Gallati ergriff die demokratische Kahne mit dem ihm eigenen 
Geſchick, hielt fie hoc, empor und erreichte augenblidliche Erfolge. 
Der Anftoß ging jedoch nicht unmittelbar von ihm, fondern von 
der Gemeinde Mels aus. Auf Begehren verfelben berief Gal- 
lati, damald Gemeindammann von Sargans, auf 25. Januar 
eine Verſammlung von Worgefegten oder jonft angelehenen 
Männern. ES erichienen von Meld: der Gemeindammann 
Joſ. Fridolin Good, Kantonsrath Rudolf Good (der nemliche, 
der alsbald als Mitglied der Fantonalen Reviſionskommiſſion 
nah St. Gallen berufen wurde), Bezirksrichter Franz Perret; 
von Wallenftadbt: der Gemeindammann und Kantonsrath Zuftus 
Franz Huber; neben ihnen mehrere Andere, zuſammen neun. 
Gallati führte das Wort, durchlief in einem einleitenden Vor— 
trag die ganze ihm fehr geläufige Geichichte des Sarganferlandeg, 
jchilverte dann, wie dafjelbe dur die Mediationdafte „unter 
die Vormundihaft eines Kantons gefallen, deſſen Regierungs- 
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form und Marimen unfer Land in einem Zeitraum von zehn 
Sahren am den Rand des Verderbens gebracht haben;“ viele 
beſondere Beſchwerden beifügend, namentlich jene über die große 
Entfernung von der Hauptftabt. Andere Anweſende ſprachen 
ebenfalls „mit vieler Entrüftung“. Trennung vom Kanton 
fam zur Sprade, doch wurde der einmüthige Beſchluß gefaßt, 
über bieje Frage noch nicht abzufchließen, fondern „vorher noch“ 
den Berfuh zu machen, im Kanton St. Gallen eine befiere, 
weniger foftjpielige, überhaupt angemefjenere Berfafiung zu er 
zielen; zu biefem Ende jollten größere Berfammlungen veran- 
ftaltet und namentlich die Werdenberger Gemeinden auch beige 
zogen werben, Gallati und die beiden genannten Good von 
Meld wurden mit den weiteren Anordnungen und mit der Ent: 
werfung einer verbeflerten Kantonsverfaffung betraut. ) Die 
Regierung jchrieb beichwichtigenn, wies auf die eben von ihr 
jelbft eingeleitete WBerfafjungsrevifion und befahl dem Wolfe: 
führer, die verabredete zweite Berfammlung zurüczuftellen over 
fie doh von dem Inhalt ihrer Mittheilungen in Kenntniß zu 
fegen; aber Gallati, in Berbindung mit drei anderen Gemeinde 
ammännern, erwiberte: zu allem, was fie thun, feien fie wohls 
berechtiget; im Kanton St. Gallen dürfe man jo gewiß von 
Grund aus neu bauen, wie e& bereits in anderen Kantonen 
geichehen ſei; und höhnifch erklärte er tie von der Regierung 
eingeleitete Reviſion ald ganz unbefriedigend, den Zuzug zweier 
Mitglieder des Großen Rathes aus jedem Bezirfe ald ungenü- 
gend; die gefeglihe Drdnung werde man übrigens nicht ftören. 
Die zweite Berfammlung wurde gehalten, und war zahlreicher 
ald die erfte; ſchon erfchienen jechszehn Abgeorvnete aus den 
Gemeinden Mels, Flums, Wallenftatt, Sargans, Weißtannen, 
aus dem Werdenbergiſchen aber Niemand ald aus Gamd. Der 
Dreier-Ausfhuß wurde erweitert, dann angewiefen, fi mit der 
Statt St. Gallen und den übrigen Diftriften in Verbindung zu 


') „Protofoll der Landeszuſammenkünfte für die Erzwedung einer bef: 
feren Berfaffung im Sarganferland u. f. w.“ Bon Gallati felbft gefchries 
ben. Im Kantonsarchiv. 
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fegen, auch in Zürich gute Freunde zu juhen, dann allenfalls, 
wenn Berichte und Ausfichten über die Bebingungen fernerer 
Verbindung mit St. Gallen ungünftig lauten würden, nachzus 
forſchen, ob Sargans nicht vom Kanton St. Gallen getrennt 
und an einen andern Kanton angefchloffen werden Fönnte; hiefür 
wurde als der „allergelegenfte” Graubünden bezeichnet; Gallati 
erhielt zu allem dem die ausgedehnteften Vollmachten. ALS 
Rudolf Good feine Abreife nah St. Gallen zu den Verhand- 
ungen der Revifionsfommiffton im Ausſchuß anzeigte, erflärten 
ihm deſſen übrige Mitglieder, daß man ihn keineswegs ald be 
fugten Landesrepräfentanten in diefer Sache anjehe; weiter erließ 
der Ausſchuß eine Verwahrung gegen jene Berfafjungsrevifton, 
als der „von den Alliirten anerfannten Volksſouveränetät“ zu: 
wider. Einen eigenen Verfaſſungsentwurf für den Kanton St. 
Gallen gedachte der Ausſchuß auf Grundlage der Selbftftändig- 
keit der einzelnen Landesbezirfe, nad Analogie von Graubünden, 
auszuarbeiten, die Bezirke jodann durdy ein Föderalband zu ver: 
einigen und mit der erforderlichen Zentralbehörde auszuftatten. 
In diefem Sinne wurde weiter gearbeitet, bei wachſender Theil, 
nahme aud; aus den Gemeinden, welde ſich bisher ferne ges 
halten. Dringend mahnte Reutti aus Zürich her, durch Schrei— 
ben an Bernold, von der Reife Gallati's in die Bundesftadt 
ab; fie werbe fruchtlos fein; die Mufterfarte der projeftirten 
feinen Staaten fei bei den Alliirten übel angejehen, wie vie 
neue Demofratie verhaßt. Aber Gallati ließ fih nicht abhalten, 
war vielmehr bereit8 nach Zürich verreist, wo er jeboch bei 
Reinhard Feine befriedigende Antwort vernahm. Gleichwohl 
erließ er bald nachher Namens aller Sarganfer Gemeindeabge- 
orbnieten an den Großrathöpräfidenten eine SBroteftation, in 
welcher ter Regierung und dem Großen Rat) alle und jebe 
Befugniß in Sahen der Verfaſſungsreviſion, namentlih dem 
Großen Rath das Recht ver endgültigen Sanftion des von ber 
Reviſionskommiſſion ausgearbeiteten Entwurfes abgefprochen 
wurde; gleiche Proteftation erging auch an die Sarganfer Kan— 
tongräthe gegen eine Betheiligung an einer ſolchen Berathung 
20 
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des Großen Rathes (23. Februar). Jetzt ließ ihn die Regie— 
rung mit Feftnahme bevrohen, wenn er der neuen Abmahnung 
niht Folge gebe. Auch dieß war in den Wind gejprocden. 
Dem Befehl der Regierung hatte Müller-Friedberg perfönlich 
beigefügt: Bernold folle die Vorgefegten belehren, daß gewifie 
Wünſche gar nicht zuläfftg ſeien; „höhere Macht ſetzt uns 
Schranken, und wir dürfen feinen Schritt zur Demofratie oder 
Schwächung maden“. 

Alsbald nah den erften Schritten des Sarganjerlandes 
regte fih auf Betreibung des Melſer Kantonsraths Rudolf 
Good aud die ehemalige Landihaft Utznach; unter Vorftg des 
Gemeindammannd Borler von Utznach verfammelten fich zuerft 
in Usnad, jpäter in St. Gallenfappel, die Vorſteher der fieben 
Usnader Gemeinden und rathichlagten ebenfalls über eine Ver: 
faffung; ihr Ausspruch war, daß aud fie eine minder koſtſpie— 
lige und namentlih eine demokratiſche Verfaſſung wünſchen; aus 
fänglic war auch von Anſchluß an Glarus die Rede. Rapperid: 
wyl blieb nicht zurüd; wahrnehmend, daß „gegenwärtig jeber 
Staat in der Schweiz fih zu organifiren und befonders jebe 
Stadt fih ihre Vorrechte zu erhalten ſuche“, wollte auch ber 
Gemeinderath von Rapperfchwyl fih, joweit es dortige Stadt 
betraf, ebenfalls bethätigen und beftellte eine zahlreihe Koms 
miſſion (deren erftes Mitglied war Syndikus und Appellationd; 
richter Ridenmann), mit allen möglichen Vollmachten ausge: 
ftattet, Rapperſchwyl „in eine beffere Lage“ zu verfegen. Aller 
nächft wanderte eine Aborbnung nah Zürich zu den eidgenöffi- 
ihen Magiftraten und zu den fremden Gejandten; hier gab fie 
eine feierlibe Denffchrift ab, in welder folgende Begehren ges 
ftellt find: Erhebung Rapperſchwyls zum Bezirfshauptort; höhere 
Polizeibefugniß, ftärfere NRepräfentation und bie Garantie der 
alten Zölle, Umgeld u. j. w. (17. Februar). Der Erfolg ver 
Sendung ſchien fie zu Hoffnungen zu berechtigen. Denn der 
Gemeinverath fchrieb aldbald Fagend an den Kleinen Rath: 
die leidige Revolution habe die alte Selbftitändigfeit der Stadt 
zerftört, die Mediationsafte dieſelbe „noch vollends“ gebengt, 
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indem fie den ohnehin ſchon jo jehr gefränften Ort durch Ans 
Ihluß an den Kanton St. Gallen „in die Kategorie des fim- 
pelften Dorfes“ herabgedrüdt habe; er wolle Berüdfichtigung 
der Stadt nad den in Zürih empfangenen „Winfen“ hoffen, 
„und zwar Alles dieſes in annäherndem Verhältniß mit den 
Anjprüchen der Stadt St. Gallen”; ſchließlich verwahrte er 
noch alle „habenden Rechte“ (23. Februar). 

Aufmerkffam folgte von Wien aus Fürft Pancratius dem 
Gang der Weltereigniffe. Nah Räumung des ruffifhen Ge— 
biet8 durch den Reſt des franzöflihen Heeres beglüdwiünfchte 
er den Kaiſer Alerander I. zu den großen Erfolgen (6. März 
1813) und erhielt von ihm aus Kaliſch die „jchmeichelhafteften 
Lobjprühe und Zufiherungen“. Bald nachher wendete er fi 
perjönlib an den Kaijer von Defterreih, der ihn ermunterte, 
bei Fünftiger Unterhandlung eines allgemeinen Friedens jein 
Anliegen geltend zu machen, ſprach zu auch bei dem ruſſiſchen 
Gefandten in Wien, Grafen v. Stadelberg, feste fih in un- 
mittelbare Verbindung mit der f. f. Stantsfanzlei (dem Mini: 
fterium des Aeußern) in Wien, und erhielt vom Haupt der- 
jelben, dem Fürften v. Metternich, beften Beſcheid. Allgemein 
war in ver öfterreichiichen Hauptftabt die Stimmung für die 
Miederherftellung des Stiftes vorherrſchend. Der Fürſt felbft 
nährte Hoffnungen, wollte wenigftend für den günftigen Fall 
nichts verfäumen, weßhalb er ven treuen P. Nemilian erjuchte, 
fih für Uebernahme des St. Galliihen Dffizialates in Bereits 
Schaft zu fegen (15. Nov. 1813). Bei Antritt des entſcheiden- 
ven Sahres 1814 zweifelte er nicht an der Erfüllung jeiner 
heißeften Wünſche. Eben damals erhielt er vom Grafen Johann 
v. Salis-Soglio, ver fih in Bafel befand, den Rath, perfönlich 
in das Hauptquartier der Alltirten abzugeben. Solche Ermuns 
terung führte den Fürften weiter, ald vor der Hand nöthig: 
er ernannte den Freiherrn v. Salis⸗Zizers zu jeinem Geheimen 
Rath und Bevollmäctigten bei den Kaiferhöfen und bei ben 
XIII Kantonen, beftellte ihn auch als Generalfommifjär, um 
eintretenden Falls in des Fürften Namen Beſitz von den Ge- 
20* 


— 


— 308 — 


bieten des Stiftes zu nehmen und daſelbſt, bis zu feiner eigenen 
Ankunft, Dronung und Ruhe zu handhaben; gleichzeitig erließ 
er entfprechende Snftruftionen an P. Aemilian; der Fürft jchrieb, 
zur Vertheidigung feiner geiftlihen und weltlichen Rechte, aud 
eine Note, mit der Abficht, fie in Bern vruden zu laflen. Aus 
dem Faiferlihen Hoflager zu Freiburg im Breisgau erhielt er 
vom Fürften v. Metternich die fchriftlihe Zuſicherung, daß er 
ſich beftens für die Erreihung feiner Wünſche verwenden werde; 
der ruffifche Gefandte in Wien, Graf v. Stadelberg, verjah 
ihn mit einem Gmpfehlungsfchreiben an den im Hauptquartier 
weilenden ruſſiſchen Minifter Grafen v. Neſſelrode. Bangen 
Herzens entichloß fi der Fürft zu dem Unvermeiblichen, zur 
Reife in jened Hauptquartier, troß geſchwächter Geſundheit, 
faum genügenden Reifegeldes und ver herben Jahreszeit; „ic 
muß meiner Schuldigfeit gegen Gott und mein Stift Genüge 
feiften“, jo fchrieb er in fein Tagebuh (22. Januar 1814); 
P. Columban war fein Begleiter. Jubelnd empfing man den 
hohen Reifenden im Klofter Rheinau; denn von feiner Das 
zwiſchenkunft hoffte man dort die Erfüllung der heißeften Wünſche 
für die ſchweizeriſchen Klöfter. Aber Pancratius, trog der heis 
teren Stimmung, bie ihn wenige Wocden vorher belebt hatte, 
jah die Zufunft Feineswegs jo rofenfarben an und war jelbft 
auf miderwärtige Erfahrungen gefaßt. Am 3. Februar traf er 
in Zürih ein. Dort hatte inzwiſchen die St. Galliide Ges 
ſandtſchaft bereits ihre vorbeugenden Schritte bei Reinhard for 
wohl al& bei den biplomatifchen Agenten gethan; fie verdoppelte 
ihre Wachſamkeit und Anftrengung, um die Anſprüche des Abtes 
zurüdzutreiben (ihr Schreiben vom 4. Februar an den Kleinen 
Rath). Sie reichte zu diefem Behuf jenen auswärtigen Re 
präjentanten eine Denffchrift gegen den Fürften ein und gab 
fih alle Mühe, viefelben zu überzeugen, „daß auch nur vie 
bloße Heritellung des Klofterd der politiihen Eriftenz des Kan— 
tons jehr gefährlich jei, ja jelbft ven Umſturz ver Berfafjung 
in der Folge unausweichlih nach fih ziehen müßte.“ Reinhard 
machte fi eigentlich zum Agenten gegen das Stift und ließ 
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fih Nachweiſe geben, daß fchon wegen des geringen vom Stift 
noch übrigen Vermögens deſſen MWiederherftelung nicht möglich 
fei. Die doppelte Elle fam hier ohne Rüdhalt in Anwendung: 
Unterftügung ter weitgehenten Anſprüche ver proteftantiichen 
Stadt St. Gallen, wohl berechnete ſyſtematiſche Abweilung aller 
Beftrebungen für das Ffatholifche Stift. Unverweilt nah Ans 
funft in Zürich ließ der Fürſt fich bei Lebzeltern melden und 
erhielt von dieſem höchft unbefriedigende Antwort; es fei bes 
ftimmt, daß vie XIX Kantone fortzubeftehen haben, von den 
mebdiationsmäßigen Zuftinten nur das Untaugliche entfernt 
werde; Alles fomme daher darauf au, ob die Rechte des Stif- 
ted mit der Korterifteng des Kantons vereinbar wären. Der 
Fürft bejahte es und zwar mit der Aeußerung, daß das Stift 
jelbft in die Regierung des Kantons eintreten könnte. Lebzeltern 
verlangte jchriftliche Uebergabe eines folchen Planes an ihn und 
Capo d'Iſtria. Dem entiprab der Fürft am folgenden Tag; 
die Antwort der Diplomaten aber vernichtete alle jeine Hoff— 
nungen; fie erflärten ihm unummunden, die Proteftanten woll- 
ten das Stift nicht mehr auffommen lafjen; es bleibe nur übrig, 
fi eine Penſion zu fihern; Lebzeltern drang in den Fürften, 
fie anzunehmen; allein diefer wollte fich fchlechterdings zu einer 
jolhen Abfindung nicht herbeilaffen, indem dadurch weder dem 
Staat noch der Kirche, noch dem Stift gedient wäre. Gegentheils 
ergriff er nun den Wanderftab zur Abreife in das Hauptquartier 
der Alliirten. Zuvor jedoch reichte er der vorörtlichen Behörde 
zu Handen ded Standes Zürich felbft, tann der übrigen XII 
alten Kantone der Eidgenofjenichaft, ein Schreiben ein, in wels- 
chem er die Wiebereinjegung des Stiftes in feine nie erlojchenen 
ehevorigen Rechte verlangte, mit Erinnerung an bie ſtets wieder- 
holten Proteftationen, an den Rechts- und Biederfinn der alten 
Kantone und an die zu Aarau Anfangs 1798 gegenfeitig be- 
Ihworene Treue (11. Februar). Bon Bürgermeifter Eier, dem 
der Fürft diefes Schreiben perjönlih übergab, erhielt er jehr 
unbefriedigenten Beſcheid; Reinhard machte noch mehr Einwens 
dungen. Der Vorort legte das Begehren ganz unberüdfichtiget 
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zu den Aften und würdigte den Fürften nicht einmal einer Ants 
wort. Wie in den Jahren 1803 bis 1805 wurde jede eid- 
genöffifche Berathung über das Anliegen des Fürſten ſchon von 
biefer Stelle aus verhindert. In Langres durch fchwere Krank: 
heit mehrere Tage zurüdgehalten, traf ver Fürft endlich in Chau— 
mont ein, wo fi das Hauptquartier befand. Fußfaͤllig bat er 
bier den Kaifer Franz von Defterreib um Anerkennung amd 
Geltendmahung der Rechte des Stifted. Aber Lebzeltern war 
ihm vorausgegangen und hatte dem Kaiſer jolde als unmöglich 
dargeftellt; und eben in jenen Tagen hatten die Monarchen 
von Napoleon eine militäriiche Schlappe erlitten. Kaifer Franz 
ſprach fi) daher verbrüßlich ablehnend aus. Ganz fruchtlos 
blieben auch nachherige Schreiben an beide Kaiſer und gleiche 
Verwendungen bei den Miniftern Metternih und Neffelrove. 
Eine Audienz bei Kaifer Alerander Fonnte der Fürft fchlechter: 
dings nicht erhalten. Gin zweiter Empfang Seitens des öfters 
reichiſchen Kaiferd war zwar weniger ungünftig als der erfte; 
allein eine wirffame Unterftügung ließ ver Kaifer doch nicht 
hoffen; Rückſichten auf Rußland, deſſen Kaijer dur Friedrich 
Cäſar Laharpe ganz für die ungeſchwächte Erhaltung ver neuen 
Kantone, alfo aud des Kantons St. Gallen, eingenommen war, 
hatten den Kaiſer von Defterreich gezwungen, dieſem politifchen 
Plan feine Hindernifje entgegen zu ftellen. Er verwies daher 
ben Fürften Pancratius auf eigene Thatkraft. Er jolle fih in 
der Schweiz jelbft „wehren“, folle fih im eigenen Land eine 
Partei machen (11. März). Wieder in Zürich angelangt, wurde 
er zu einer Konferenz mit den Miniftern der drei allüirten 
Mächte gerufen (zu LRebzeltern und Capo d'Iſtria hatte fich ver 
preußiiche Gefandte v. Ehambrier gejellt); die Wiederherftelung 
des Stiftes fchilderten fie ihm als unmöglih, weil dann auch 
politifchen Reftaurationsbegehren einzelner Kantone (Bern gegen 
Waadt und Aargau 3. B.) Folge gegeben werden müßte; beredt 
drangen fie daher wiederholt auf Annahme einer PBenfton, „reiche 
liche Verſorgung“ verheißend; aber von einer foldhen wollte ber 
Fürft auch jegt nichts hören. ine Reife nach Luzern brachte 
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ihn mit dem Auditor Cherubini zujammen (der Nuntius feldft 
war franf); fie verhanvelten frieblich, aber jelbftverftändlich ohne 
reelles Ergebniß. Auf dem Rüdweg jchrieb er (30. März) aus 
dem Klofter Murt neuerdings an die XIH Kantone, feine alten 
Verbündeten, um Wiebereinfegung in jeine Rechte, ein Schreiben, 
das er abjchriftlich den auswärtigen Gefandten mittheilte. Die 
Kantone antworteten meiftend günftig; Schwyz namentlich be- 
auftragte feine Gefandtihaft, das Beſtmögliche für das Gtift 
St. Gallen zu thun. Die Antwort ded Standes Zürich jchidte 
der Fürft uneröffnet zurüd, weil fie an „den gewejenen Abt des 
ehemaligen Stiftes" St. Gallen überfchrieben war. Den Brief 
an vie alten Kantone unterftügte der Fürft durch perfönliche 
Beſuche ihrer Gefandten in Zürich, die ſich meift wohlwollend 
und in entjprehendem Sinne Außerten, auch verfiherten, daß 
fie von ihren Regierungen günftige Inftruftionen erhalten hätten. 

Im Kanton St. Gallen rief die Erjcheinung des ftand- 
haften, nüchternen, von Alter und Sorgen ſchwer gebeugten 
geiftlihen Fürften die verjchiedenften Eindrüde bewor. Die 
Proteftanten und mit ihnen die Stadt St. Gallen fürchteten in 
feiner Perſon den Regenten, und verwünfchten nicht weniger das 
MWiederaufleben des Stiftes, das, ald Stüße der Katholizität, 
ihnen ein Dorn im Auge war. Entgegengejegt war die Stim- 
mung in der alten Landſchaft, auch jene ver Fatholiichen Bes 
völferung im Toggenburg und im Rheinthal; bier jehnte man 
ſich aufrichtig nach dem Stifte zurüd, hoffte deſſen Wiederher- 
ftellung feitend des Fürften und freute fich ſchon derjelben. Weber 
die Herftelung auch feiner Negierungsgewalt liefen die Mei— 
nungen der Katholiken auseinander. Utznach und Sargand, mit 
eigenen Entwürfen fich befafjend, waren in diefer Frage ziemlich 
gleichgültig; e8 behagte ihnen der Mitgenuß am reichlidyen ehe: 
maligen Stiftögute von St. Gallen. In diefe Zeit fällt das 
wichtigfte Ereigniß des Jahres 1814. Die verbündeten Mon: 
arhen waren mit ihren Heeren in Paris eingezogen, hatten 
Napoleon geftürzt, die Bourbons in alte Herricerftellung wieder 
eingefeßt. Ludwig XVIII. nahm Befig vom Thron feiner Väter. 
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Alle Zweifel über die Zufunft waren gehoben. Dieje neue Lage 
wirfte daher auch ermunternd auf alle Jene in der Schweiz, 
welche alte Rechte zurüdzufordern hatten, oder überhaupt eine 
veränderte Stellung wünfcten; jo auf den FYürften Pancratiug, 
der ehrfurchtvoll auf die höhere allweife Leitung der Dinge 
blidte. ) Wyl trat in die Fußftapfen von Rapperſchwyl, ver: 
langte von der Regierung erweiterte und ausnahmsweiſe Rechte ; 
Unterzeihner waren nebft Anderen der ehemalige Schultheiß Joſ. 
Nikolaus Sailer, einer der Berurtheilten vom Jahre 1805, und 
defien Sohn Franz Anton. Förmlihe Abhaltung einer Gemeinde: 
verfammlung unterfagte der Kleine Rath (16. April); dann 
folgten neue Unterzeihnungen, Wirz a Rudenz an der Spige. 
Diefer, dem Stifte ganz ergeben, fette fich gleichzeitig mit dem 
Fürften in fchriftlihe Verbindung, befuchte ihn auch perſönlich 
in Züri. Falk und Dudli, die Regierungsräthe, zeigten eben- 
falls ihren quten Willen für das Stift durch Briefe, doch we— 
niger im Sinne des Fürften, ald nad) eigenem freien Ermeflen. 
Die Wiedergewinnung der Landesherrlichkeit fei ganz und gar un- 
möglich, jchrieben fie; Begehren um Wiederherftellung alſo follten 
fih auf das Stift als folches bejchränfen; diefelbe möchte durch 
Zuthun der alten Kantone und Defterreichd erhältlich ſein; mit 
allgemeinem Jubel des Wolfes würde ein ſolches Ereigniß aufs 
genommen werben; noch würde dann das Etift mit der bijchöf- 
lichen Würde geziert; blübente Anftalten würden daraus ber- 
vorgehen; noch immer fei ein reichliches Kapital von mehr denn 
einer Million Gulden verfügbar; die Gebäude feien in gutem 
Stand; auch das Klofter Rorſchach zu freier Verfügung nod 
vorhanden. An die allfo begründeten Ermunterungen zu Hans 
den des Fürften, auf die alte Landesherrlichkeit zu verzichten, 
fnüpfte fih der Gedanfe: das Stift, wie ed in eigenem Ge— 
bietsumfang, von der Stadt umgeben, beftehe, als eigene Ge— 
meinde oder Kreis zu fonftituiren, mit und neben der Stadt 

1) „Nun ift der Heil. Vater wieder zu Rom und Bonaparte nichts mehr“; 


fehrieb er am 15. April in fein Tagebuch. Der Fürft antizipirte die Rück— 
kehr des Papftes. 
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und gleich vderjelben (5. April. Im Namen Beiver fchrieb 
dann Falk zum zweitenmal: der Fürft folle doch nicht gar zu 
genau und ängftlih über die Garantien und Bedingungen ver 
Herftellung des Stiftes rechnen; ſei diefe einmal im Grundfag 
ausgeiproden, werde fid das Uebrige wohl von felbft geben; 
habe das Stift eigene Polizei in feinem erwähnten engeren Ge— 
biet, zugleich eine gewiffe Anzahl Kantonsräthe als feine Re— 
präfentanten in den Großen Rath zu entjenden, fo würde bie 
fünftige Unantaftbarfeit des Stiftes faum mehr zu bezweifeln 
fein; es laufe das Gerücht, ver Fürft wolle noch immer nicht 
auf die Landesherrlichkeit verzichten; „den Feinden des Stiftes 
ift diefe Stellung die willfommenfte“ (21. April. Auch Baron 
Wirz jchrieb dem Fürften für Miederherftelung des Stiftes, 
aber im Sinne „mobifizirter politifher Ordnung“, die Unter: 
ftügung der Alliirten vorausgeſetzt; Wyl mit den gefammten 
benachbarten Gemeinden des ehemaligen Unteramted und Unter: 
toggenburgs wären für folde Umgeſtaltung. Schmanfend da— 
gegen ſchrieb Regierungsrath Gmür an P. Aemilian, wefentlich 
im Sinne der Erhaltung der beftehenden Ordnung; P. Ildefons 
von Arr an den Fürften für Herftellung des Stiftes mit Bis- 
thum. Der Fürft gab Beſcheide an feine St. Galliſchen Freunde, 
welche hoffen ließen, daß er fchließlih auf die Souveränetäts- 
rechte verzichten würde, falls nur die Wiederherſtellung des 
Stiftes mit ſolchen Garantien umgeben wäre, die deſſen ficheren 
Fortbeftand außer Zweifel ftellen würden. Seiner Amtspflicht 
übrigens Genüge zu thun, erließ er bald nachher Briefe an bie 
Kaifer von Defterreih und Rußland, welche feine gute Ge— 
finnung für die Erhaltung der XIX Kantone, alfo aud tes 
Kantons Et. Gallen, befunden jollten, in denen er aber doch 
ftiftifche Souveränetät wieder in Anfpruh nahm, da er eine 
Kombination für möglich hielt, nach welder der Kanton, wie 
etwa Appenzell und Unterwalden, in zwei Theile ausgeſchieden 
worden wäre. Auch bewarb er fih um den Schuß des Grafen 
von Artois, des Bruderd des neuen frangöftihen Herricers. 
Nebenhin liefen neue Unterredungen mit dem Nuntius, der nun 
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jelbft nah Zürich fam. Je geringer die Ausfiht auf Eins 
willigung der Alliirten zu Herftellung irgend einer weltlichen 
Gewalt des Stiftes, um fo ernfter wurde zwijchen beiden Prä— 
laten befprochen, was im Gegenfalle zu thun. Der Fürft reichte 
für ven Sal, daß ihm die lanbesherrlihen Rechte nicht wieder 
eingeräumt würden, dem Nuntius ein volftändiges Programm 
tarüber ein, was er unter bloßer Wiederherftellung des Stiftes 
als geiftliher Korporation verftehen würte und weldes danu— 
zumal feine Forderungen wären: Rüdgabe des vollen ftiftifchen 
Vermögens, wie ed vor der Revolution gewejen, mit einziger 
Ausnahme defien, was für Tilgung der Schulden verwendet 
worden; Erjag für die an den Staat übergegangenen öffentlichen 
Gebäude, die feiner Zeit vom Stift errichtet worden; freie Auss 
übung des Kollaturrechtes und der geiftlihen Jurisdiktion; 
Eremtion ded ganzen Stiftsumfanges CHofplag) von ander 
weitiger geiftliher und weltlicher Surisdiftion (3. und 4. Mai). 
Dieſe Anfprüche hielt der Nuntius in Folge feines häufigen 
Verfehrd mit den Gejandten der Alliirten für unausführbar; er 
drang, im Verein mit dem Auditor Cherubini, auf Annahme 
eined zu gründenden Bisthums Chur und St. Gallen; ver 
Fürft aber jchlug dieſes Anerbieten „rund ab und wollte von 
tem Bisthum mit Berlurft und Zernichtung der Abtei nichts 
wiflen“ (Erklärung vom 6. Mai). Gleihe Antwort gab er 
dem rufftihen Geſandten auf gleiches Anfinnen; Scraut, der 
feit dem Abgang Lebzeltern’d das Wort für Defterrei führte, 
war nur für das Anerbieten der PBenfionirung inftruirt. 

Die Kantone hatten fi über die Grundlage eines neuen 
Bundes noch immer nicht geeiniget. in neues Hinterniß 
brachte eine Staatsumwälzung in Luzern. Mittelft bewaffneten 
Aufitandes wurde dort ein neuer Großer Rath, dann durch dieſen 
eine neue Regierung eingefegt. Luzern fchloß ſich nun einerjeits 
an die beharrlichen alten Städtefantone, anderſeits an die drei 
Urfantone an; mit Iegteren namentlich vereinigte es ſich zum 
Begehren der Ausjchreibung einer Taglagung der dreizehn Kan 
tone ; Bern that ein Gleiches. In eine bloße Worfonferenz der 
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XII Kantone willigte Zürih ein; ihr aber follte dann vie volle 
Taglagung der XIX folgen; beide in Zürich ftattfinden. Die 
Altgefinnten erfchienen aber nicht; die vier Walpftädter Kantone 
verlangten vielmehr, daß die Verfammlung in Luzern gehalten 
werde. Dort verfammelten fih ihre Nbgeorbneten; mit und 
neben ihnen Bern, Freiburg, Solothurn und Zug. In Zürich 
fanden fih die übrigen ein, und da hier auch die Abgeorbneten 
der neuen Kantone wieder eintrafen, ftanden im Ganzen eilf 
Kantone hier, den andern acht in Luzern gegenüber. Nun Ver— 
gleihöverhandlungen Hin und ber, dann Dazwijchentreten ver 
Repräfentanten von Defterreih und Rußland (Lebzeltern und 
Capo d'Iſtria) mit Erklärungen, namentlich des Lehteren, daß 
nur eine Tagſatzung der neunzehn Kantone anerfannt würde; 
würden die Schweizer nicht aus freien Stüden fih zu ſolcher 
Grundlage ihrer Fünftigen Einigung bequemen, fo ftänve ver 
Schweiz auswärtige Vermittlung bevor. So eröffneten Ab- 
geordnete der fünf alten Kantone in Züri jenen der acht alten 
in Luzern. Der Widerftand ber legteren war mun gebrochen; 
fie gingen auseinander; am 6. April 1814 waren die Abgeord— 
neten aller XIX Kantone zur Tagjagung in Zürich verfammelt, 
deren Verhandlungen fih von dann an bis in die zweite Hälfte 
bes folgenden Jahres erftredten. Zollifofer und Reutti waren, 
ohne neue Wahl, die Abgeorbneten des Kantons St. Gallen 
an der Taglagung. In eine zur Bundesreviſton niedergejegte 
Kommillton wurde feiner von beiden berufen. 

Im Kanton St. Gallen Fündete ſich allgemeiner Zerfall, 
das volle Auseinandergehen an. Die Regierung verlor alles 
Vertrauen, allen Einfluß; ihre einzige Hoffnung war noch auf 
den Großen Rath gerichtet, von dem fie erwartete, daß er das 
von ihr ausgegangene Berfafjungsprojeft gegenüber demjenigen 
der Rommilfion zu Ehren ziehen werde. Der Große Rath 
wurde am 2. Mai eröffnet. Der Bericht der Regierung war 
höchſt ſchwankend; er deutete auf die Schwierigkeiten, angefichts 
ver nod in Frage ftehenden Bundesordnung, jchon jetzt abs 
fchließlich über eine Kantonsverfaflung zu verfügen. Die Stim: 
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mung des Großen Rathes gab fi auf eine für die Regierung 
unerwartete Weile fund. Michael Egger, von Eggersriet, einer 
jener demofratifhen Lantrepräfentanten, deren Volkswitz oft 
Ichlagender wirft als die ftubirte Rede des gelehrten Staatsmanneg, 
verlangte für den Großen Rath das Recht völlig felbftftändiger 
Vorbereitung des ganzen Berfafjungswerfes; denn nur von ihm, 
nicht vom Kleinen Rathe, dürfe dafjelbe ausgehen. Und ber 
Große Rath zollte dem munteren Redner Beifall. Alles, was 
die vom Kleinen Rathe beftellte gemiſchte Kommilfion, dann 
jener jelbft, unter vielen Sorgen projeftirt, wurde bei Seite ges 
fegt, und ter Große Rath ernannte, mit gänzlihem Ausſchluß 
der Mitglieder des Kleinen Rathes, eine Kommilfion von je 
zwei Mitgliedern aus jedem Bezirf, mit dem Vertrauensmann 
J. 2. Eufter ald Präfiventen an der Spige; unter ben neuen 
Mitgliedern aus den Bezirken befand fih auch Michael Egger. 
Die Aufgabe der Kommilfion war indeß nur beichränft: fie 
hatte zu begutachten, wann und wie zur Verfaffungsrevifion zu 
Ichreiten fei, und unmittelbar dem Großen Rathe ihren Bericht 
zu erftatten. Diefer vertagte fih dann, bereits am 3. Mai, 
auf unbeftimmte Zeit. Eben jest ftiegen die Wogen für Tren- 
nung vom Kanton in einigen Bezirken am höchſten. Ungejcheut 
wurben bezügliche Begehren bei den St. Galliihen Amtöftellen 
jelbft angemeldet. Für Weſen erfchien bei der St. Gallifchen 
Geſandtſchaft in Zürih der Gemeindammann Klein mit der 
Eröffnung, daß jene Gemeinde an Glarus angefchloffen zu wer- 
den wünſche; beide Kantone möchten fi ohne weitere Das 
zwilchenfunft Darüber verftändigen (16. April). Eben dort erfchienen 
au, Namens der Gemeinden der ehemaligen Landjchaft Utznach, 
der Gemeindammann Borler von Ugnah und Raymann von 
St. Gallenfappel, zogen Erfundigungen ein über das, was zu 
erreihen wäre, Flagten über Zerjplitterung der Landſchaft, die 
früher ein einheitlihe8 Ganze gewefen, in fteben Gemeinden, 
und verlangten Wiedervereinigung berfelben zu einer ungetheilten 
Landidaft. Ihnen gegenüber arbeiteten Zaver Gmür und Bet- 
tiger ebenfall8 in ver Bundesftadt, behauptend, daß jene Wort 
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führer ohne Vollmacht feien. Diefe aber ließen ſich nicht ab— 
wendig maden; nac ihrer Rückkehr verlangten ſämmtliche Ger 
meinden der Landſchaft: Utznach, Eſchenbach, St. Gallenfappel, 
Ernetihwyl, Gomiswald, Schmerifon und Goldingen, durch 
Schreiben an den Großen Rath „Entlaffung vom Kanton St. 
Gallen”, um fi an einen andern anfchließen zu können, Alles 
unter feierlicher Verwahrung gegen die Verfafjungsarbeiten, an 
welchen fie fich nicht betheiligen wollen. Der Große Rath aber 
verweigerte das Eintreten und beauftragte die Regierung, das 
Begehren im Sinne der beftehenden Dronung zu beantworten 
(3. Mai). Für Sargans hatte unterteffen Gallati von feinen 
Vollmachten Gebrauch gemacht und in Tängerem Aufenthalte 
zu Zürih einer Trennung ebenfall® vorgearbeitet. Angefichts 
diefer Trennungsverfuhe und der Anzeihen von Auflöjung aud) 
in anderen Kantonstheilen, vor Allem aber „der höchſt unſchick— 
lien und Auffehen erregenden Permanenz Stadt St. Gallifcher 
Deputirter am Vorort“, der dadurch hervofgerufenen beinahe 
allgemeinen Beunruhigung, „beſonders unter dem katholiſchen 
Theil des Volkes“, der konfeſſionellen Spannung zwiſchen bei- 
den Religionstheilen, auch einer gereizten Stimmung der Bezirke 
unter und gegen einander, und ftetd neu auftauchender Begiers 
(ichfeiten, hielt die Regierung einen Fräftigen Schritt zur Ret— 
tung ihrer Stellung und zur Sicherung des guten Fortgangs 
der Berfafjungsarbeit für unausweichlich und ſann dießfalls 
ernftlich jelbit auf auswärtige Hülfe ; fie beſchloß eine außeror- 
dentlihe Sendung nad Zürich zu dem Zwede, den Bundespräs 
fiventen und die auswärtigen Gefandten von der überaus Fläg« 
lihen Lage der Dinge zu unterrichten und das Begehren an 
biejelben zu ftellen, daß allen weiteren Umtrieben gegen vie Ruhe 
des Kantons ein Ende geſetzt, die Wortführer aller und jeder 
Sonderbegehren aus den verjchievenen Theilen des Kantons zur 
Ruhe, und, „unter Androhung ſchwerer Berantwortlichkeit zurüd 
und an die gejeglihe Obrigkeit in St. Gallen gemiejen“, die 
dortigen Berfaffungsarbeiten unter höheren Schu genommen 
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werden.) Regierungsrat) Dominif Gmür wurde zur Sendung 
erforen. Diefer, unterftügt dur die St. Gallifhe Gefandt- 
ſchaft in Zürih, gab dem Auftrag Folge. Aber Reinhard er- 
Härte: mit den Zurüdweilungen der allfeitigen Abgeordneten ſei 
ed nicht gemacht, das wären nur Palliativmittel; Hauptjache 
fei vielmehr, daß eine Berfafjungsrevifion auf Zutrauen er- 
wedende Weiſe eingeleitet werde; Capo d’Sftria forderte vie 
Regierung auf, ihr Anfehen zu behaupten, mit Ernft und Nad» 
druck einzufchreiten, Komplottirer zur Strafe zu ziehen; in biefem 
Sinne habe er namentlid die Männer zurüdgewiejen, welche zu 
Gunften des Abtes Schritte gethan. Schraut ſprach fih im 
Allgemeinen gleihen Sinnes aus. Der fih aufraffenden Regie: 
rung gegenüber war die Stadt genöthiget, entweder zu weichen, 
oder mit offenem Viſier aufzutreten. Sie that das 2egtere und 
überging zu den fräftigften Schritten für eine privilegirte Stel 
lung bei der oberften Bundesbehörbe jelbft. Ihre Abgeorbneten 
Züblin und Bernet wendeten ſich mit Schreiben an die Tag: 
fagung, um „im Namen und aus Auftrag der Vorfteher und 
Bürger“ der Stadt „unfere feit 16 Jahren entbehrten uralten, 
feftgegründeten Rechte zurüdzufordern, bie wir während ber 
Reihe von 360 Jahren ungeftört genofjen”; das Schreiben 
Ichilderte die Schöne Stellung der Stadt als jouveräner und zus 
gewandter Drt, wie fie dann „1803 in Paris mit neun ver- 
ſchiedenen, mehr oder minder abhängigen Völkerſchaften ver— 
mengt, in den Kanton St. Gallen verfchmolgen wurde, mit 
Hintanfegung der billigen Rüdfichten auf ihre ehevorige Lage 
und Rechtſame“. Jedem Dorfe gleich behandelt, wenn auch 
Regierungsfig, habe fie dagegen den dritten Theil der pefuniären 
Laften des Kantons tragen müffen. Sie (die Stadt) wolle 
nun zwar nicht auf das Aeußerfte gehen und die gänzliche Wie: 
verherftellung verlangen, jondern wäre geneigt bei dem Kanton 
zu bleiben, Sofern ihr ehevoriges Verhältniß gehörig berückſich— 


) Schreiben des Kleinen Rathes an die Standesgefandifchaft in Zü— 
rih, vom 11. Mai, zugleich die Inftruftion für den außerorbentlichen Ab: 
georbneten enthaltend. 
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tiget werde. Daher wollen fie (die Abgeorpneten) vor allem 
aus fragen, „wie man die Repräfentation der Stadt zu dem 
Kanton anordnen wolle? Auf dieſen Enticheid hin nehmen 
wir dann unferen enblihen Entſchluß“. So beftimmt und aus 
drücklich, als je Fürft Pancratius gethan, fagten fie dann weiter: 
„Wir haben dem ewigen Bunde nie entfagt, auch unfer Recht 
ald zugewandter Ort nicht verloren und find nur in andere 
BVerhältniffe durhd Gewalt gezwungen worden“, Züblin und 
Dernet unterzeichneten als „die Abgeordneten des altseidgenöf- 
fiihen und zugewandten Ortes der Stadt St. Gallen“ (18. Mai). 
Glücklicher ald der Fürft, hatte die Stadt doch die Ehre gehört 
zu werben. Ihre Eingabe gelangte an der Tagfagung zu fürm- 
licher Verhandlung; die St. Galliihe Gejandtichaft legte Ver: 
wahrung ein; Beichluß vom 21. Mai: für einmal Nichtein- 
treten, um allfälligen fünftigen Beftimmungen wegen der Kan 
tonsverfaflungen nicht vorzugreifen. Dabei blieben aber die 
Dinge doch, wie fie waren. Die Noth der Regierung wuchs; 
an einer Landsgemeinde zu Lachen eröffnete Joachim Schmid: 
nächſtens werde die Landſchaft Ugnah mit Schwyz vereiniget 
werben; großes Aufjehen von dorther in Rapperſchwyl und Um— 
gegend; Bettiger in Utznach erhielt mündliche Anzeige, daß ber 
Anſchluß eine ausgemachte Sache, auch bereitd zu diefem Behuf 
eine Abordnung von Utznach nad Schwyz abgegangen ſei. Nach 
der Rüdfehr Gallati’d von Zürich beftellten die unzufriedenen 
Sarganjer eine Landrathskommiſſion zur Einleitung der Tren- 
nung; Chiodera von Ragag, der fih dagegen geftemmt, zog fich 
mit Oberli und Peter von folder DOppofition zurüd. Die 
Mehrheit der Gemeinden aber faßte einen fürmlichen Beſchluß 
für Trennung von St. Gallen, dann Anſchluß an Glarus 
(19. Mai); die Kommiſſion betrieb diejen fofort durch perſön— 
liche Verwendung in Glarus. Auch Abgeorbnete von Wejen 
und Amden gingen zu gleichem Zwede nad Glarus. Auch im 
Rheinthal herrfchte Aufregung; Advofat Buſchor und J. B. 
Hengartner, vereint mit Joſeph Eichmüller, waren mit viel Volf 
verfammelt, und nährten die demofratiichen Gelüſte; tumultuirend 
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wurde von Abreißung ter Staatdwappen von den Thoren "ger 
ſprochen. Mit all viefen Nachrichten in der Hand, lief die St. 
Galliſche Geſandtſchaft zu Schraut, dem öfterreichiihen Minifter; 
was fie wenige Tage zuvor mit Gmür begonnen, das wurde 
num vollendet; ed wurde die fürmliche Einmiſchung und Protek⸗ 
tion dieſes NRepräfentanten einer auswärtigen Macht zu dem 
Ende verlangt und errungen, daß allen erwähnten Bewegungen 
ein Ende gemacht werde. Schraut mißbilligee nab Wunſch 
alles Gefchehene und fchrieb darüberhin, für jih und im Namen 
der abwejenden Minifter von Rußland und Preußen, an ven 
Kleinen Rath von St. Gallen, ihn ermahnend wie folgt: 
„Daß er allen Angehörigen des Kantons, ohne Ausnahme, Ads 
tung und Unterwürfigfeit für die beftellten Behörden anbefehle —, 
daß er jedes infchreiten, jegliche Anregung oder Schluß— 
nahme, welche, ohne Mitwirfung ter Regierung, von was 
immer für einer Anzahl Bürger, ausgehen würde, ') zurücweife, 
jolde für null, nichtig, und an der öffentlichen Ruhe und Ort- 
nung vergreiflich erkläre, — daß er endlich den gegenwärtigen 
Zuftand im Innern des Kantond genau, firenge und ohne 
mindefte Abweihung auf dem gleichen Fuß, ald er biöher war, 
erhalte, jo daß die Magiftrats -Perjonen, welchen das wichtige 
Werk der Berfaffungs-Herftellung zukommt, ſich mit Würde und 
Ruhe ihrer Berufspflicht widmen können” (24. Mai). Die Re 
gierung erwiderte die Note mit einem fchmeichleriihen Dank— 
Ihreiben an Schraut, ganz im Ton der früher an Talleyrand 
und andere franzöfiihe Wortführer erlaffenen Briefe. So jehen 
wir die St. Galliſche Regierung leider wieder nur unter Schug 
und Schirm des Auslandes fih haltend, wie es ſchon einmal 
geweien, damals abhängig von Frankreich, jegt von den fiegen- 
ten Alliirten. 

Und die Regierung that, wie die auswärtigen Gejandten 
befoblen: fie gab durch Proklamation dem Bolt Kunde von 


) Im franzöfifchen Original der Note wörtlich: „de r&primer tout 
acte, motion ou decision pris, sans le concours du Gouvernement, par tel 
nombre detachö de citoyens que ce puisse ôtro ete,“ 
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deren Willen und Erklärung, verſprach beſtmögliche Förderung 
des Verfaſſungswerkes, joweit ed der Gang der eibgenöfftichen 
Angelegenheiten felbft erforbere, und mahnte ab „von allen Be- 
trieben und Handlungen”, weldhe, „der jeßt noch beftehenven 
gejeglihen Dronung zuwider” wären (27. Mai). Folgenden 
Tages erklärte der Kleine Rath, unter Hinweilung auf oben ers 
wähnte Erflärung der auswärtigen Gejandten, den „fogenannten“ 
Landrath im Sarganferland als aufgehoben, alle von demſelben 
audgegangenen Verhandlungen fowie einfchlägige Beſchlüſſe ver 
dortigen Gemeinden ald „null und nichtig” und ruheftörend, 
unter perjönliher Mahnung an die Mitglieder des Landratheg, 
das Weitere in Ruhe und Gelaffenheit zu erwarten. Gallati, 
nah St. Gallen vor die Regierung beſchieden, lehnte das per- 
hönliche Erſcheinen ab; die Regierung möge ihm ihre Befehle 
Ichriftlih Fund thun. Auf bereits beabfichtigte neue Großraths⸗ 
versammlung ließ der Kleine Rath die Mitglieder des Bezirks 
Sargans noch befonders zu perfönliher Theilnahme einladen. 
Gleihe und gleichzeitige Mahnung erging an die „Ausſchüſſe 
der alt-Utznachiſchen Landſchaft“. An gefammte Gemeinderäthe 
des Rheinthals erließ der Kleine Rath die Mahnung, alles Ruhe- 
ftörende fern zu halten; alle Verantwortlichkeit, fo fchrieb er 
ihnen, würde nicht bloß „auf einen Haufen nichtswürdiger Ruhe: 
ftörer” fallen, fondern auf den ganzen Gemeinden erliegen; alle 
Gemeinteverfammlungen zur Beiprehung von Berfaflungsar- 
beiten wurden verboten. Er feßte bei: die hohen Mächte würden 
nicht die mindefte Unterbrehung ber gefelichen Ordnung dulden. 
Die Wyler wollten fih das durch die fremden Gefandten und 
den St. Galliihen Kleinen Rath auferlegte Stillichweigen in 
Berfaffungsfachen nicht gefallen laffen; neun dortige Bürger, 
unter ihnen Wirz a Rudenz, zwei Sailer und Dr. Falk (des 
Regierungsraths Bruder) wendeten fich fchriftlih an die Sieb- 
jehner» Kommilfion des Großen Rathes mit dem dringenden 
Wunſch, daß bei der Entwerfung der Verfaffung „ver Volks— 


wille und deſſen ungehinderte Erhebung als Fundamentalbafts 
Baumgartner. Kanton St. Ballen. U. 21 
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aufgeftellt werde” (9. Juni). Die jüngfte Proflamation der 
Regierung wurde in Wyl verächtlih von den Thoren abgeriffen. 

Der Große Rath verfammelte fi wieder am 13. uni. 
Seine Verhandlungen leitete der Kleine Rath ein mit einer 
Botſchaft voll bittern Tadels über die anarchiſchen Tageserſchei— 
nungen. Der Große Rath beſchloß zunähft Handhabung der 
Integrität des Kantond. Für die Verfaflungsfommilfion bes 
richtete Zaver Gmür: Nevifton durch das Volk gehe Angefichts 
der Erklärung der auswärtigen Gejandten nicht an; Revifton 
durch fremte Vermittlung habe man zu vermeiden; fomit bleibe 
nur das eigene Einjchreiten und Abjchließen übrig. Mit letztem 
Antrag übereinftimmend, beichloß die Behörde die Vornahme 
einer Berfafjungsrevifton durch eine freie innerhalb oder außer: 
halb dem Großen Rathe zu wählende neue Kommilfion, mit 
Zugabe von zwei Mitgliedern des Kleinen Rathes (Müller-Fried- 
berg und Meßmer). 3. 2. Eufter wurde wieder Präftdent; von 
den übrigen ſechszehn Mitgliedern war nur eines außerhalb des 
Großen Rathes ernannt; der demofratiihe Egger von Eggersriet 
mußte weichen. Der Große Rath) beharrte bei feinem, alle 
Volfsthümlichfeit verfhmähenden Verfahren, daher über ben zu 
erwartenden Verfaffungsentwurf gleichſam das Amts-Stillichwei- 
gen geboten wurde. Und raſch verlief er fich wieder bis auf 
60 Mitglieder, bevor er mur die auf die Tagesordnung gefegte 
neue Bundesafte berathen hatte (14. Juni). ) Die Bewegung 
im Wolf aber hörte nicht auf; Eingaben in Menge gelangten 
an die neue Berfafjungsfommiifion. ine durch den Gemeindes 
rath von Altftätten veranftaltete „Kommiſſion“ ftellte folgente 


') Ueber diefe Grofrathöverfammlung fehrieb Ildefons von Arr an den 
Fürften (26. Juni): „die Regierung hat in dem jüngft gehaltenen Großen 
Rath obgefieget. Gegen eine Hanptveränderung in der Verfaffung erflärs 
ten fich die Proteftanten und Alle, die Stellen, Nemter und Gehalte haben, 
dadurch nicht undeutlich, daß fie folche Glieder in die Kommiſſion der Ber: 
fafjungsentwerfung wählten und den im Sinne des Volkes fprechenden Eg— 
ger&rieter wieder daraus ausmufterten. Es gieng dann wieder, wie bei der 
Aufhebung des Stiftes, wo die Sarganfer, Utznacher, Bafterer auch nicht 
erfchienen, die Proteftanten aber in pleno aufzogen.“ 
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Begehren: Verminderung der Zahl der Mitglieder des Kleinen 
Rathes von 9 auf 3, da die zentrale Bielregiererei aufhören 
follte, — des Großen Rathed von 150 auf 100; Aufhebung 
der zentralen Gerichte, dagegen Aufftelung von legtinftanzlichen 
Gerichten in jedem der acht Bezirke; für Fällung von Todess 
urtheilen ein aus allen Gerichtöpräfiventen zufammengefegtes 
Gericht ; Drtögerichte in jeder Gemeinde; allgemeine Stimmfähig- 
feit vom 20. Altersjahr an (mit Abjchaffung des Zenfus); uns 
mittelbare Wahl des Großen Rathes dur die Kreife nach der 
Bolfszahl; Integralerneuerung aller Behörden von zwei zu zwei 
Jahren; Amtszwang wenigftens für eine Amtsdauer; die Abs 
änderung der Verfaſſung wurde als unerläßlich bezeichnet, weil 
die biöherige Ordnung zu drüdend. Am Schluß wurde nod 
verlangt oder empfohlen: eine Strafjuftiz nach dem Mufter von 
Appenzell, mit Hinweiſung auf die Nachtheile von Scellenwerf 
und Zuchthaus; Verminderung des Beamtenheeres und der Amts- 
gehalte, ver Amtögebühren für Handänderungen und Hypothefar- 
verfchreibungen; Aufhebung der Stempelabgabe und der Hundes 
fteuer; Schuß gegen den Andrang fremder Handwerfsleute zu 
Gunften „des Eigenen“. Reichlich floffen auch die Volkswünſche 
von Berned: wohlfeilere Regierungsform; Reduktion des Großen 
Rathes auf etwa 88 Mitglieder, alfo auf jeden Kreis zwei; 
durchweg unmittelbare Wahlen; allgemeines Stimmrecht; mehr 
Recht und Einfluß für den Großen Rath, insbefondere Einräu— 
mung des Vorfchlagsrechtes (der Initiative) an denjelben; dann 
auch Manches wie die Altftätter; öffentliche Förperliche Beftra- 
fung der Verbrecher, ftatt fie Jahre lang in Schellenwerf oder 
Zuchthaus herumzuſchleppen; freier Weinausſchank im Kleinen, 
ohne Patentlöfung und ohne Getränfsabgabe. Oberriet, auch 
meift wie Altftätten, dazu: Uebergabe des Erziehungsweiens an 
die Bezirke, von jedem Religionstheil durch feine Geiftlichen zu 
beforgen; freier Salzhandel. Im ähnlichem Geift gaben auch, 
Marbah und Rebftein Petitionen ein; Marbab wollte, daß das 
Erziehungsmefen vom Kleinen Rath „mit Zuzug von Geiftlichen“ 
beforgt werde. Auch die Stadt Rheineck ſchloß fi dießmal in 
21” 
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wichtigen Dingen an, verlangte Aufhebung des Zenfus mit all 
gemeinem Stimmredt, und legtinftanzliche Gerichte in den Be- 
zirfen. Auch die Stadt St. Gallen blieb nicht zurüd; ihre 
Eingabe an die Verfaſſungskommiſſion fchloß fich mwefentlih an 
frühere Begehren an, die mit ausführlicher Begründung wieder: 
holt, wohl auch erweitert wurden; fo verlangte fie auch Schuß 
gegen allzu häufige Niederlafjungen von Fremden und Schweizer: 
bürgern. Das evangeliihe Kapitel Toggenburg verlangte aus» 
jchließlihe Leitung des evangelifchen Kirchenweſens durch bie 
eigenen Konfeffionsgenoffen: denn es fei ganz unangemeflen, 
„daß Katholifchen, bie in diefer Hinficht von ganz anderen Grund- 
fügen ausgehen und geleitet werben, die Mitaufficht über evan— 
geliihe Angelegenheiten übertragen werde.“ Aehnlich wie die 
reformirte Geiftlichfeit fümpften Fatholifhe Gemeinden in ber 
alten Landſchaft für das Fonfeffionelle Recht; Steinach verlangte 
die Selbftverwaltung jür „jede Religionsparthei” durch geiftliche 
und weltliche hiezu von ihr felbft beftellten Räthe, die auch das 
- Erziehungswelen zu dirigiren haben ſollen; Parität bei allen 
Behörden von oben bis unten, nach der Volkszahl; dann vieles 
in politifchen Dingen wie die Nheinthaler, ebenſo Rorſchacherberg 
und Mörfhwyl. Wyl verlangte Hauptort des Bezirfd (Goßau) 
zu werden und Repräfentation im Großen Rath nab Berhält: 
niß anderer Städte; auch Lichtenfteig meldete fich eventuell für 
Stadtvorrechte in gleihem Maß. 

Sargand und Usnah festen ihre Beftrebungen bei ven 
Nachbarfantonen fort. Hatte Sargans feinen Blid zuerft auf 
Graubünten gerichtet, fo wendete es fich fpäter hinab nad 
Glarus und fand dort Gehör. Gallati, ftatt in St. Gallen 
fih zu ftellen, wie e8 von ihm gefordert worden war, reiste 
wieder nah Zürich (mit ihm aud Ammann Huber von Wallens 
ftabt) und übergab dort perfönlih den Geſandtſchaften eine 
Drudichrift, ) in welcher er zu beweifen bemüht war, daß bie 


1) „Wahrhafte Darftellung der gegenwärtigen Lage ded Sarganferlan: 
ded. Im Mai 1814.” Ohne Drudort; 14 Seiten ftarf. Unterzeichnet: 
„Für die Gemeinden des Sarganferlandes, die Borfteher.“ 
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Verbindung von Sargans mit St. Gallen ſchon aus geogras 
phiſchen Gründen ganz unpaffent geweien, die Vereinigung mit 
Glarus dagegen für diefen Kanton wie für Sargand ebenmäßig 
eriprieglih fein würde. Die Regierung befahl tie Befclag- 
nahme biefer Schrift; der großräthliden Aufforderung zur Ruhe 
jebte eine ter Feder Gallati’s entfloffene Proflamation der „Ge 
meinbevorfteher des Sarganferlandes” tie Erklärung entgegen: 
die Ruhe fei weder geftört, noch wolle man fie in der Folge 
ftören, aber die Befreiung (vom St. Galler Joch) hoffe man 
noch immer; laut Beſchluß der Tagſatzung jei allfällige Berich— 
tigung der Landesgrenzen eine offene Frage geblieben. Die 
Landsgemeinde von Schwyz bevollmädtigte die Regierung zur 
Aufnahme von Utznach in den dortigen Kantonsverband (26. 
Juni). Am gleihen Tage verhandelten in Schwyz drei Abge- 
ordnete „der Grafihaft Ugnah“, Leopold Suter, von St. 
Gallenfappel, Michael Eteinah von Utznach und Alois Keller 
von Schmerifon mit der Regierung und einem Siebener⸗Zuzug 
über den Anfchluß. Das Ergebniß war nachftehende Ueberein— 
funft: 1. der Landſchaft Utznach werben drei Abgeordnete in 
den Landrath von Schwyz bewilliget, Ammann, Statthalter 
und Cedelmeifter; das Volk ift berechtiget, auch drei Andere zu 
ſchicken, ftatt diefer Amtsmänner; 2. die Landſchaft Utznach 
erhält einen Bezirksrath von fieben Mitgliedern (nad der Zahl 
der Gemeinden), mit Ammann, Statthalter und Sedelmeifter an 
der Spige; das Volk mag diefe Behörde auf vierzehn Mit- 
glieder verdoppeln; Punkt 3 und 4 regeln das Gerichtömwejen, 
möglichft jelbftftändig für die Landſchaft; 5. Beitrag an die 
Staatdfoften nad dem Mapftab der Bevölferung; Gleiches in 
Bezug auf Mannichafts; und Geldkontingent für „militärische 
Auszüge”; 6. in allem Uebrigen unterwirft fih Utznach, gleich 
andern Bezirfen, ven Schwyzer Landesgeſetzen; 7. endlich be— 
zahlen tie Usnacer für die Gnade der Aufnahme als gefreite 
Landleute und als Bergütung red ehemaligen Kaufichillings 
„dem alten Kanton Schwyz“ 4000 Münzgulden in Baar (29. 
Juni). Für den Stand Schw ift die Uebereinkunft durch 
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„Louis d'auf-der⸗-Mauer“ unterzeichnet. Zu diefen Vorgängen 
gejellten fich verjchiedene andere, den Beftand des Kantons St. 
Gallen, wie er biöher geweſen, bedrohende Greigniffe, auch 
ernftere Schritte für Wiederherſtellung des Stiftes, mit den 
Schwierigkeiten der Löfung der noch immer anhängigen Ber: 
fafungsfrage. Die Standesgefandtihaft von St. Gallen bes 
lagerte deßhalb Tag um Tag die Gefandten Defterreihs und 
Rußlands, ebenjo den Bundespräfidenten Reinhard; Schug und 
Hülfe juhend von jenen empfing fie bald Ermunterungen für 
geficherten Fortbeftand ded Kantons, den man von feiner Seite 
ber antaften laflen werde, bald auch wieder Vorwürfe, daß bie 
Urſache der traurigen Zuftände und des langjamen Ganges in 
der Verfafjungsjahe im Zwielpalt der leitenden Staatsmänner 
jelbft liege. Im Auftrage der Regierung und mit Ueberreihbung 
einer Denkſchrift derielben, betitelt: „Expose sur les dechire- 
mens projetes du Canton de St. Gall“, verlangte fie endlich 
das unmittelbare Einfchreiten jener Minifter gegen die Angreifer 
alle, welhe den Beftand des Kantons bedrohten. Sie will: 
fahrten und verfündeten für fih und im Namen des preußijchen 
Sejandten, durch Note vom 30. Juni: eine Zerftüdelung des 
Kantond St. Gallen fei dem Willen ihrer Souveräne ganz 
fremd; weder Utznach noch Sargand, noch irgend ein anderer 
Theil des Kantons, jolle von demjelben getrennt werben; auch 
von der Rüdfehr des Fürftabtes und feines Stiftes in ihre 
vorigen Rechte und Beſitz könne Feine Frage mehr fein; bie 
Regierung fei erfucht, folches im ganzen Umfang ihres Kantons 
befannt zu machen. Augenblidlih nah Empfang machte ver 
Kleine Rath dad auswärtige Schugbefret durch öffentlichen Anz 
Ichlag befannt. Er fulpendirte den Gemeindammann Oallati 
in allen feinen Amtsverrichtungen und befahl feine Haft und 
Einlieferung. ine ähnliche Erklärung wie an St. Gallen er 
ließen die Minifter gleichzeitig an die Regierung von Schwyz 
mit dem Begehren, ven Umtrieben gegen St. Gallen ein jchleu- 
niged Ende zu mahen. Aufder-Mauer, damals Gejandter von 
Schwyz an der Tapfagung, zog hin und ber, von Schwy; 


— 327 — 


nach Zürich und zurück. Nach geſchloſſener Uebereinkunft war 
er ſchon wieder bei den fremden Geſandten in der Bundesſtadt 
und fand fie weniger herb als ihren Brief. Als er verfichert 
habe, daß Schwyz (einzig) auf frieblihem Weg zum Ziel zu 
fommen wünjche, hätten fie ihre „bons oflices“ verfproden, um 
auch den Kanton St. Gallen zu einer Verftändigung zu bewes 
gen; jo berichtete Aufsder-Mauer dem Landammann von Schwyz 
(2. Juli); Gleiches ungefähr meldete er von ver Unterredung 
an demjelben Tag mit Reinhard. Den Gejandten Scraut 
jedoch fand er fchwieriger als feinen ruffiihen Kollegen, und 
Reinhard verftand die Sache nur fo, daß Ugnad jedenfalls bei 
St. Gallen bleiben, Schwyz dafür irgend welche andere Bor: 
theile als Erjag erhalten ſolle. Die mehr oder weniger ſchwan— 
fenden Aeußerungen über den Span erflären fih durch ben Um— 
ftand, daß die Tagſatzung damals die zwilchen den Kantonen 
ftreitigen Territorialfragen noch als offene behandelt und fünftige 
„Grenzberichtigungen“ als möglih in Ausficht geftellt hatte. ') 
Schwyz und Glarus handelten in dieſer Zeit ſtets gemeinfam; 
Glarus doch vorfichtiger und weniger hochfahrend. Sie theilten 
fi) gegenfeitig ihre Beichlüffe mit, verwielen auf gemeinjame 
Beiprehungen ihrer Gejandtjhaften an ver Tagſatzung behufs 
übereinftimmenven Vorgehend. Schwyz bot Glarus den Verzicht 
auf Gafter an, wenn Glarus hinwieder feine Anſprüche auf 
Ugnah mache. Sonntags den 3. Juli war der Wunjch der 
Sarganfer um Aufnahme in den Staatöverband von Glarus 
von einer Landsgemeinde daſelbſt mit hohem Beifall vernommen, 
das Ganze übrigens, ohne wirflihen Abſchluß, „der Obrigfeit 
überwiefen worden“. Den Brief der fremden Geſandten hatte 
auch Glarus empfangen und feinen Inhalt „etwas auffallend“ 
gefunden; fe fchried es an Schwyz (6. Juli). Von nun an 
entipann fich eine längere, oft herbe Korreipondenz zwiſchen St. 
Gallen einer und den Kantonen Schwyz und Glarus anderjeits 

9) Abfchied der Tagfagung von 1814 und 1815. Bb. I. S. 117 und 


118. Kreisfchreiben der Tagfagung an gefammte Stände, vom 31. Mai 
1814; am Schluß, S. 120. 
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über den Gegenftand des Streites. St. Gallen, dem die Res 
gierung von Schwyz den Landögemeindebeihluß für Anſchluß 
von Utznach amtlich mitgetheilt hatte, erinnerte jene, daß Utznach 
fih im Jahr 1798 mit Ginwilligung diefes Kantons frei und 
jelbftftändig fonftituirt hatte, Anſprüche von Schwyz alfo auf 
diefes Ländchen nicht mehr auf frühere (mun erlojchene) Rechts— 
verhältniffe gegründet werden fönnen, — daß Utznach jpäter 
(1803) zu St. Gallen gekommen fei fogar gegen den Willen 
anderer jegiger Landestheile des Kantons und felbft unter Zus 
ftimmung von Schwyz, das damald nur die March zu feinem 
alten Gebiet verlangt habe; — und verlangte ſchließlich, daß 
die Regierung von Schwyz ihre Landsgemeinde über die Ge— 
rechtigfeit der St. Galliſchen Sache felbft belehren und erbauen 
möchte (15. Juli). Glarus fteigerte allmälig Ton und Umfang 
jeiner Anfprücde, richtete diefe auf Sargaus und Utznach zu: 
gleih (Abfinden mit Schwyz vorbehalten), juchte diefe Begehren 
in langen Briefen an St. Gallen und an die fremden Minifter 
durch Berufung auf die Nahbarfchaft, daherigen Verkehr und 
Bedürfniffe, Gleichartigfeit von Sitten und Karafter der beid- 
jeitigen Völkerſchaften, endlich durch Hinweiſung auf die alten 
Rechtöverhältniffe zu begründen (24. Juli). 

Wie Fürft Pancratius und Befreundete in St. Gallen für 
Wiederherftellung des Stiftes gewirkt, wurde theilweife jchon 
gemeldet. Voran unter den weltlichen Gönnern in hohen Aem— 
tern ftanden Falk und Dudli, beide vorfichtig bis zur Schüchtern— 
heit, doch unternehmend, weil ihnen die Herftellung des Stiftes 
Gewiffensfade war. Sie allein in der Negierung waren bie 
Vertheidiger des Stiftes; ihr Kollege Germann dagegen war 
Ihwanfend und wechjelnd in feinem Handeln und Stimmgeben. 
Nachdem die einleitende Verbindung angefnüpft worden, ſann 
Falf auf weitere Schritte. Bon der Regierung war nichts zu 
erwarten; denn den Gönnern des Stiftes ftanden, als deſſen 
beharrlichfte Widerfacher, Müller- Friedberg und Reutti gegenüber, 
welche beide ihren ganzen Einfluß auf tie auswärtigen Ges 
fandten gegen vie Wiederherftellung geltend machten. Ueberhin 
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lag Reinhard's Plan offen vor, den Reformirten im Kanton 
das Uebergewicht zu verfchaffen, der Stabt felbft die Thüre zur 
Kantonalberrichaft zu eröffnen. So fah der aufmerffame Falf 
den Stand der Dinge anz jenen Plan im Intereſſe der Katho- 
fifen zu vereiteln, fuchte er feinen Rathskollegen Dominif Gmür 
für die Herftellung des Stiftes zu gewinnen, die ihm als das 
einzige Mittel erfchien, die Unabhängigkeit ver Katholifen gegen- 
über der reformirten Hauptftabt ficher zu ftellen. Eine Ber- 
fammlung fand ftatt, an welcher fich (nebft Falk) Gmür, Dubli, 
Brägger und Schaffhaufer betheiligten. Verabredet wurte, zwei 
Mitglieder der Regierung, Gmür und Dubli, an den Fürften 
abzufenden, um nöthige Verftändigung einzuleiten. Im Kleinen 
Rath nahm das Vorhaben eine abweichende Wendung. Eine 
Sendung wurde allerdings beſchloſſen, aber fie fiel dem Regie— 
rungsrath Gmür allein zu und fie war wejentlicd gegen die Be- 
ftrebungen der ftäbtiihen Abordnung in Zürich gerichtet; das 
Ergebniß ift bereitd oben erzählt. Zur Verhandlung mit dem 
Fürften begaben fih, im Einverftändniß mit den jchon genann— 
ten Gefinnungsgenofien, Schaffhaufer und Wirz nah Muri. 
Der Fürft empfing fie mit großer Freude, und erflärte, daß er, 
nady der Souveränetät gar nicht lüftern, bereitwillig darauf Ver⸗ 
zicht leifte, falls das Eigenthum des Stiftes zurüderftattet, die 
Eriftenz des leßtern garantirt werde. Dabei unterließ übrigens 
der Fürft nicht, den Abgeordneten die ganze Schwierigfeit des 
Vorhabens vor Augen zu führen Wirz, für Herftellung jelbft 
der ftiftifchen Landesherrlichfeit enthuftaftiich eingenommen, hatte 
die Unterfchriften der Vorfteher von zwanzig Gemeinden bei fidh, 
welche die Wiedereinfegung der ehevorigen fürftlichen Regierung 
verlangten (13. Mai). Vereinbart wurde nichts Beftimmtes. 
Auf dem Rückweg in Zürich angelangt, bewarben fid die Ab- 
geordneten bei Reinhard und den fremden Gefandten für ben 
Zwed ihrer Sendung, wurden aber von jenem „gegneriich“, 
von biejen „froftig“ empfangen; wollte man das Stift wieder 
berftellen, müßte es in Rorfchach gefchehen, nicht in St. Gallen, 
fagte Reinhard. Mit dem Berichte hierüber an den Fürſten 
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jandte ibm Wirz 550 Gl. Troß dem Mißerfolg in Zürich 
famen die Abgeordneten jehr befriediget über die Erflärungen des 
Fürften zurüd nach St. Gallen und berichteten ihren Auftrag- 
gebern. Nun neuer Rathichlag zwiſchen den Abgeordneten, dann 
Gmür, Falk, Dudli und Germann, und im Einverftändniß mit 
Gmür (der eben jegt die Präfidentihaft der Regierung beflei- 
dete), Schritte der Obgenannten bei dem Kleinen Rath) jelbft, 
der die baldige Berathung des Gegenftandes verhieß und tem 
Appellationsrihter Schaffhauſer ſolches amtlich zuficherte (20. 
Mai). Mehrgenannte Katholifen wurden nun einig, die Frage 
der Wiederherftellung in den Bereich des Fatholiihen Aomini- - 
ftrationdrathes zu ziehen. Dieſe Behörde verhandelte ausführ- 
(ih über die Mittel, „wie dem Begehren des Fürftabts und 
dem unter dem fatholiichen Volkstheil vieljeitig geäußerten Wunfch 
zur Miederherftellung des Stifted begegnet werden könnte“, und 
beſchloß: durd eine bejondere Abordnung dem Fürftabte „vie 
Anfihten des Arminiftrationsrathes in Hinſicht der Stellung 
des Stiftes zu eröffnen und von ihm zu vernehmen, wie und 
unter was für Beftimmungen er jelbft wünjche und glaube, daß 
das Stift Et. Gallen mit Berüdfihtigung der Urzwede des— 
jelben, namentlich der Erziehung der Jugend und Bildung der 
Geiftlichfeit, wieder aufgeftellt und eingerichtet werden könnte“ 
(4. Juni). So die amtlihe Faſſung des Beichlufes. SBrivat- 
aufzeihnungen geben als „Anfichten“ der Behörde Folgendes: 
da mit ter bloßen Wiederherftellung eines Klofterd den Bebürf- 
niffen der Katholiken nicht Genüge geleiftet wäre, jolle der Fürft 
um gleichzeitige Uebernahme der bijchöflichen Angelegenheiten und 
der bereits beftehenden fatholiichen Unterrichtsanftalten, Gymna— 
fium, Priefterjeminar und theologische Anftalt, erſucht werben; 
würde der Fürft Garantien für den Beltand des Stiftes fordern, 
jo könnte das Anerbieten gemacht werben, Das enclavirte Fleine 
Gebiet (den jogenannten Stiftseinfang) ald Bezirf anzuerkennen, 
mit der Berechtigung des Stifte, dur eine verhältnigmäßige 
Anzahl Abgeordnete im Großen Rath) an der Mitregierung des 
Landes Theil zu nehmen. Auf die freudige Zuftimmung des 
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fatholiihen Volkes und ver fatholiihen Kantongräthe glaubte 
man unbedingt zählen zu fönnen. ) Den Erfolg jolden Eins 
ſchreitens vorzubereiten und zu ſichern, verfaßte und veröffent- 
lichte Falk eine Flugichrift: „Das Stift St. Gallen in dem neu 
erftandenen Kanton St. Gallen; 1814.” Durch die Herder’iche 
Buchhandlung in Konftanz wurde fie zahlreich verbreitet. Die 
Schrift begründete das unverjührbare Recht des Stiftes auf 
Sortbeftand und empfahl jchließlich oben erwähnten Plan feiner 
Mit-Betheiligung bei der Regierung. Nun großer Schreden im 
Regierungsgebäude. Durch Gmür in außerordentliche Sigung 
berufen, berieth die Regierung das unwillkommene Greigniß ; 
Müllers$riedberg hielt den Fürften jelbft für den Verfafjer; ver 
Wolf habe nun den Schafspelz abgelegt, fagte er; heftig äußer— 
ten fih Andere; Falk behauptete die Ruhe eines Unbetheiligten ; 
daß der Verfaſſer felbit am langen grünen Tiſche fige, ahnte 
feiner jeiner Kollegen. Beſchluß: Konfidfation des Schriftchens 
und Requifitorialien überallhin zur Entdeckung des Verfaſſers; 
vergeblihe Mühe. Mittlerweile fam ver Abichluß des katho— 
tiihen Adminiftrationsrathes zur Vollziehung. Dudli und Scaff: 
hauſer reisten ald Abgeordnete diefer Behörde nah Muri. Der 
Fürft empfing auch fie mit Freuden, obwohl er nicht überjah, 
daß fie ohne Krebitiv gefommen. Eine Verftändigung erfolgte 
nicht. Sie war bei den jehr abweichenden Anfichten auch nicht 
möglich. Geſetzen und Verordnungen zufolge lag das übrig ger 
bliebene Stiftövermögen in den Händen ded Adminiſtrations— 
rathes; einen Theil deſſelben hatte der Staat felbft bezogen. 
Der Adminiftrationsrath bejaß bereits hohe Macht im Lande; 
Gmür am wenigjten war geneigt fie abzutreten und das Ver— 
mögen aushinzugeben. Im Hintergrunde der adminiftrationd- 
räthlichen Anträge lauerte daher eine Vollziehungsweiſe, die dem 
Fürften nimmer annehmbar ericheinen Fonnte: das Kapitalver: 
mögen des Stifted wäre in den Händen ded Aominiftrationd: 
rathes geblieben; dem Stifte jelbft, beziehungsweile jeinem Vor: 
ftand, wären, in runder Summe von 40,000 Gl., nur vie 
1) Kalk: Darftellung der Greigniffe u. ſ. w. 
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Zinfen überlaffen worden; der Fürft hätte die bereits gegrün- 
deten neuen katholiſchen Anftalten nach ihrem wirklichen Beftande 
beforgen und leiten, jelbftverftändlih auch den Fortbeftand und bie 
fortgefegte auffichtlihe Wirkjamfeit des Adminiſtrationsrathes 
ſtillſchweigend oder fürmlih anerkennen müflen, wäre endlich 
und unvermeidlich in ein fubalternes Verhältniß zu dieſer jelbft 
untergeorbneten Landesbehörde gefommen.‘) Der Gegenftand 
wurde in langer Unterredung zwijchen dem Fürften und ven 
beiden Abgeordneten verhandelt; zweifelhaft ift, ob vabei ver 
Plan ganz in obigem Sinne enthüllt worden oder ob es nur 
bei Allgemeinheiten geblieben. Gewiß aber ift, daß die Aner- 
bietungen der Abgeordneten in den Augen des Yürften weder 
die Eriftenz des Stiftes, noch die unabhängige Wirffamfeit ſei— 
ned Borftandes und deſſen freie Bewegung in Verwaltung der 
ftiftiichen Anftalten hinreichend ficherten. Er erflärte veßhalb, 
in die ihm gemachten Anerbietungen nicht eintreten zu können 
und forderte namentlih, was den Vermögenspunkt aubelangte, 
alles, aud das zum Staatdgut erflärte, Stiftögut zurüd, über- 
haupt alles ftiftiiche Vermögen, gleichviel in weflen Händen es 
liege. Die Unterhandlung jcheiterte gan. Am 9. Juni fehrten 
die Abgeorbneten, gewiß höchft betrübt, nah St. Gallen zurüd. 
In diefem Fall, mehr ald in irgend einem frühern, hat ber 
Fürft wejentlich in Uebereinſtimmung mit den Anfichten der Ka— 
pitularen gehandelt, mit welchen er zur Zeit mittelbar oder uns 


) So geht ed übereinftimmend hervor aus Briefen des Barond Wirz, 
dann des P. Karl Eiprian und des P. Ildefons von Arx, vom 3. 4. und 
15. Juni, theild an den Fürften, theild an P. Columban Ferch, feinen be: 
ftändigen Begleiter. Der genannte P. Karl bezeichnet in feinem Brief vom 
15. Juni Folgendes als die Bedingungen, denen fich ber Fürft zu unters 
ziehen gehabt hätte: Anerkennung des katholiſchen Adminiftrationsrathes 
mit feinen Befugniffen; Uebernahme des Gymnaſiums u. f. w. in feinen 
damaligen Einrichtungen; Anerfennung der Ausſcheidung zwifchen Staatd- 
und Stiftögut. In einem Brief an P. Ild. von Arr fagt der Fürft felbft: 
„Ich konnte“ (in Folge der vernommenen Anträge) „weder eine gute Orbs 
nung, noch innerliche Ginverfländniß und Hausfrieven, noch eine Dauer mir 
verfprechen“ (7. Zuli). 
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mittelbar Verbindung unterhielt; unter dieſen war auch P. Ilde⸗ 
fond von Arr, der nun im guten Treuen die Herftelung des 
Stiftes ald Korporation mit völliger ökonomischer Selbftftänvig- 
feit empfahl, auch alle Kapitularen als in ihrem Gewifjen ver: 
pflihtet erklärte, ſolche Wiederherſtellung nad Kräften zu bes 
treiben. ') P. Ildefons hatte fih durch eigene Beiprechungen in 
St. Gallen überzeugt, daß mit der Gegenpartei nichts zu machen, 
diefelbe nur immer für fih erhalten, dagegen nichts anbieten 
wolle. So jehen wir denn zur richtigen Würdigung des Ber: 
haltens des ehemaligen Kloftervorftandes feldft einen Mann zu- 
rüdgefehrt, der früher jo gern ald Autorität für bie neue welt 
liche Regierung angeführt wurde. Sofort nach Abreife der Ab- 
geordneten des Fatholifchen Adminiftrationgrathes erließ der Fürft 
ein ausführliches Schreiben an ven Großen Rath von St. Gallen, 
des weſentlichen Inhaltes: er habe bei mehreren Anläffen fich 
zur Berzichtleiftung auf die Landesherrlichfeit bereit erklärt, falls 
vorangehend dem Stift „eine fichere, anftändige, unabhängige“ 
Eriftenz gewährleiftet, ihm fein von Rechtswegen gebührendes 
Vermögen keineswegs vorenthalten und die Ausübung feiner 
geiſtlichen Gerihtsbarfeiten und Kollaturrehte nach ehemaligem 
Gebraude und Ausweife der Offizialats- und Konfiftorial-SPro- 
tofolle geftattet würde”; die mit den vom Adminiftrationsrathe 
„mit Vorwiſſen der Regierung“ an ihn abgeorbneten Räthen 
gepflogenen Unterhandlungen haben ihm feine Hoffnung übrig 
gelafien, daß diefem feinem Verlangen werde entiprochen wer: 
ben; vielmehr mußte er einer forgenvollen, aus mehrern Grüns 
den unficheren, feinen Berufspflichten nicht entfprechenven Eriftenz 
entgegenfehen. Deßhalb, und weil das St. Galliiche Volk fi 
nah ber ehevorigen Regierung fehne, fordere er feierlich bie 
Rechtſame des Stiftes zurüd. Dabei ſuche er weder Glanz 
noch Größe, jondern nur die Mittel, feine NRegentenpflichten zu 


') Sein Brief an P. Eolumban, vom 14. Juni. — Mit Ausnahme 
von Martin Greffer und Franz Weidmann war die Wiederherftellung auf: 
richtiger Wunfch aller Kapitularen; das bezeugt Ildefons von Arr in einem 
Brief an den Fürften vom 26. Juni. 
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erfüllen, des Landes Wohl zu fördern; „eine möglichſt ſparſame 
Verwaltung, die Abſchaffung einer Menge Abgaben, die unent— 
geltliche Rechtspflege ſo, wie ſie ehevor war“, ſolle wieder ein— 
treten; zum Schluſſe das Erſuchen an die Großräthe, bei Feſt— 
jegung der neuen Kantonsverfaffung dem Inhalt dieſes Schrei: 
bens billige Rechnung zu tragen (10. Juni). Dubdli follte, nach 
Wunſch des Fürften, den Brief zur Kenntniß des Großen Rathes 
bringen; bei Abgang der Initiative wußte er fih jedoch nicht 
anders zu helfen, als durch deſſen Uebergabe an ven Kleinen 
Rath; derfelbe aber handelte wie immer, und feheute fich nicht, 
auch dieſen Erlaß des Fürften dem Großen Rath vorzuenthalten, 
mit dem lächerlihen Motiv, daß der Große Rath „feine for: 
reipondirende Behörde” jei, und begründet dann aud auf den 
dur den Großen Rath inzwilhen am 14. Juni gefaßten Ber 
ſchluß für Handhabung der Integrität des Kantons. Der Brief 
des Fürften war übrigens den tonangebenden Mitgliedern des 
Kleinen Rathes höchſt erwünſcht: Müller-Frievberg, Reutti und 
Meßmer vermocdten faum ihre Freude zurüdzuhalten; Falk und 
Dudli hinwieder ſahen durch das neue Auftreten des Fürften 
alfe ihre Hoffnungen und Beftrebungen ald vernichtet an. Dubli 
fandte ihm den Beihluß des Kleinen Rathes mit der Bemer- 
fung: „S. Hochf. Gnaden hätten zu viel Glauben und Werth 
auf Werficherungen gefegt, daß ein großer Theil des Volkes bie 
alte Ordnung der Dinge zurückwünſche“ (15. Juni). Der Fürft 
aber ließ fichb dur die Ungewogenheit der St. Galliichen Res 
genten nicht irre machen und fchrieb nun an die neue Vers 
faffungsfommilfton des Großen Rathes; mit vdiefem zweiten 
Brief berief er fih auf die im Allgemeinen noch unausgetrage- 
nen Souveränetäts- und Gebietsanftände, die felbft nach dem 
Ausipruche ter Tagſatzung offene Fragen geblieben, wie denn 
eben zu dieler Zeit Schwyz eine förmliche Anſprache auf Utznach 
anhängig gemacht habe, ſandte der Kommilfion eine Abjchrift 
des früher an den Großen Rath gerichteten Schreibens und er: 
ſuchte um deſſen Erwägung, gleich ald ob es an die Kommil- 
fion gerichtet wäre; würde übrigens er, der Kürft, „über bie 
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Stimmung ded Et. Galifchen Volfes nicht gründlich unterrichtet 
worben fein”, fo bitte er, „solche auf gejegmäßige Art einzu« 
vernehmen und dabei dem Volke volle Freiheit fich zu erklären“ 
zu geftatten. Er könne ſich unmöglich vorftellen, daß die Mon- 
arden und die Eidgenoffenfchaft das Wohl des St. Galliichen 
Volkes der Willfür der mediationsmäßigen, jet nur noch pro- 
viforifchen, von dem Volke nicht beftätigten, Regierung aufopfern 
wollen. *) Wieder vergeblih! Die Kommilfion ging über diefes 
Schreiben rüdfichtlos hinweg. Bitter klagte P. Ildefons von 
Arr bei Meldung diefed Vorganges an den Fürften, daß in 
St. Gallen das Volk gänzlih umgangen worden, und der alte 
Große Rath in Sahen der Verfaffung gehandelt habe, wähs 
rend ed anderswo umgekehrt geichehen. Der ziemlich allgemeine 
Wunſch fei gewejen, daß dem Stift Alles zurüdgegeben und im 
Großen Rath zwei Stimmen eingeräumt werben follten.?) Und 
weiter fchrieb er: „So muß denn immer ein gewiſſes Mißge- 
Ihif das Stift verfolgen. Aber wir wären nur zum Vortheil 
des Landes wieder aufgelebt; will ed ſolches nicht, jo trage es 
den Schaden.” °) Und ganz empört über den Gang der Dinge 
Schreibt derjelbe wieder dem Fürften, erinnernd, wie feiner Zeit 
eine große Summe zur Beftebung der franzöftihen Diplomaten 
verwendet, diefe dann den Kaiſer Napoleon zum Bruce ver 


) Diefes und das frühere Schreiben an den Großen Rath; übergab der 
Fürſt fofort dem Drude, unter dem Titel: „Neueſte Aftenftüce über bie 
Angelegenheiten des Stiftes St. Gallen“, worin namentlich der Vorwurf 
widerlegt wird, ale fei er der Berfaffer der früher befprochenen (Falk'ſchen) 
Flugfchrift, und Verfchiedenes, diefelbe ergänzend oder berichtigend, beigefügt 
ift (23. Juni); er fandte diefe neuefte Schrift allen Kantonsgefandtichaften 
an ber Tagfagung. 

2) Mirflich liegen in ven binterlaffenen Papieren des Fürften zahlreiche 
Anhäfions-Erklärungen vor, von Vorftehern und Bürgern fo zu jagen aus 
allen Gemeinden der alten Landfchaft und aus Fatholifch Toggenburg. Die 
dem Stift günftige Bolfeftimmung gibt auch das Protokoll des Fatholifchen 
Adminiftrationdrathes vom 4. Juni zu. 

3) Schreiben des P. Ildefons von Arr an den Fürften, vom 2. Juli. 
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Mediationsafte verführt, die von ihm zur Auflöfung des Stiftes 
ertheilte bloße Erlaubniß als einen Befehl zu folcher geltend 
gemacht haben, der Große Rath zu dem Aft ver Auflöfung 
„dur Lug und Trug“ verleitet, dieſelbe endlich mit der (knappen) 
Mehrheit von zwei Stimmen durchgeführt worben jei.‘) Al 
die Proflamation der Regierung mit der Erflärung der Geſandt— 
ichaften Defterreihs und Rußlands vom 30. Juni dem Fürften 
befannt geworden, nannte er fie dad „Todesurtheil“ des Stiftes. 
Ein päpftlihes Breve vom 23. Juni, durch welches ©. Heilig: 
feit fich bei den Mächten für Wiederherftellung des Stiftes vers 
wenbet hatte und die zu gleichem Zwede gethanen Schritte des 
Fürften belobte, vermochte die Sachlage nicht mehr zu Ändern. 
Hohen Troft brachte ihm dagegen die durch Pius VII. verfügte 
MWiederherftellung der Geſellſchaft Jeſu, und mit inniger Freude 
lad er die bezügliche päpftlihe Bulle vom 7. Auguft 1814. Als 
ein europäiicher Kongreß eingeleitet wurde, ſchickte fih der Fürft 
zu neuer Reife nah Wien an, um frühere Reklamationen für 
die Wiederherftellung des Stiftes wieder aufzunehmen. Zunächſt 
brachte er fie wieder in ihrer ganzen Vollftändigfeit bei der Eid— 
genoſſenſchaft an durch Eingabe vom 5. September an die Tag 
fagung, auf den Wiener Kongreß hinweiſend, falls ihm nicht 
entiprochen würde. Dem Baron Wirz ließ er Vollmacht für 
Wahrung feiner Intereffen in der Schweiz zurüd (3. Septem- 
ber); fie lautete, vorforglich, jelbft auf Befignahme der ftiftifchen 
Lande in des Fürften Namen und bezeichnete ihn als Abgeorb- 
neten zu den Verſammlungen der alten Kantone. Es geſchah 
dieß wohl im Hinblid auf die furz vorher ausgebrochenen hefs 
tigen Zerwürfniffe über die Bundesfrage. Nah allfo beftelltem 
Haus verließ er das Klofter Muri und eilte in die Kaiferftabt 
Wien, wo er am 21. September eintraf, und fofort eine neue 
vielfeitige Thätigfeit für die Rechte des Stiftes, vornemlich bei 
Kardinal Eonjalvi, begann. Wenige Tage vorher hatte die 


1) Schreiben des P. Jldefond von Arr an den Fürften, vom 8. Aus 
guft 1814. 


Taglagung oben erwähnte Eingabe des Fürften mit Mehrheit 
der Stimmen „einfacherweife“ zu den Akten gelegt. ‘) 

In St. Gallen arbeitete die Kommilfion am Berfafjungs- 
entwurf. Von Schraut und Capo d'Iſtria vernahm fie die Mah— 
nung, den Begehren der Stadt St. Gallen, fo wie jenen ver 
fatholiihen Bevölkerung in angemefjener Weile zu entfprechen, 2) 
fo wie das Verlangen um Mittheilung der Verfaffung vor deren 
Einführung. Zu deren gemeinfamer Beiprehung beriefen jene 
Geſandten den Präſidenten der neuen und jenen ber früheren 
Revifionsfommilfion zu fih nad Zürid. St. Gallen war nun, 
wie früher Bafallenftaat Frankreichs, jo jegt zur Landvogtei der 
alliirten Diplomatie in Zürich geworden. Cuſter, der Kommiſ— 
fionspräfident, lehnte den Ruf nad Zürih ab; ftatt feiner ber 
gleiteten dann den Regierungsrath Müller Friedberg, früheren 
Kommilfionspräfidenten, die Kantonsräthe Büeler und Stadler. 
An den Verhandlungen mit den beiden auswärtigen Gefandten 
nahmen Antheil auch die St. Galliſche Standesgefanbtichaft und 
die Aborbnung der Stadt St. Gallen. Das Ergebniß war 
eine lange Reihe von Veränderungen, welche Schraut und Capo 
d'Iſtria am Entwurfe vorzunehmen dringend empfahlen. Be: 
ſonders jeien, fo meldeten fie, die Anfprühe der Stabt St. 
Gallen und die Verhältniffe zwiſchen beiden Konfefftonen einer 


) Reinhard Hatte Sorge getragen, daß fie der Tagfagung erft neun 
Tage nach der Derhandlung über den neuen Bunbesvertrag vorgelegt wurbe. 

2) Schreiben der Herren Capo d'Iſtria und Schraut, vom 30. Juni, 
an den Kleinen Rath, worin wörtlich zu lefen: „ils croient devoir inviter 
les magistrats de St. Gall charges de la rödaction d’un nouvel Acte con- 
stitutionnel d’achever sans perte de tems leur ouvrage et de le baser sur 
des prineipes propres à faire droit d'une manidre convenable aux r&clama- 
tions de la ville de St. Gall, ainsi que des habitans de la communion 
catholique“. Daß auch das leßtere Begehren geftellt worden, wurbe bis 
dahin immer noch verfchwiegen. Die Mahnung erfcheint ald Folge bitterer 
Klagen, welde Baron Wirz in einer Denkſchrift an die beiden Minifter 
vom 21. Mai über den Berfall der katholifchen Religion in den St. Gal: 
lifchen Landen feit 1798 erhoben hatte. 

Baumgartner Kanten St. Ballen. I, 2 
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firengen Erörterung unterworfen worden. 1) Manches Freiheits 
liche im Entwurfe wurde auf diefem Wege theild ariftofratiichen 
theils überhaupt gouvernementalen Anjprücen geopfert. Bejeitiget 
wurde dad allgemeine Stimmredt, ftatt deſſen die Wiederein— 
führung des Zenſus (Vermögensbefig von 200 Franfen) gefors 
dert; verurtheilt auch eine gewiffe Ueberorbnung des Großen 
Rathes über dem Kleinen Rath, mit dem Recht einer etwelchen 
Snitiative des erfteren; die beiden Behörden müßten Foorbinirt 
fein, meinten die Minifter; abgelehnt die Verminderung der Mit: 
gliederzahl des Kleinen Rathes und bie kurze Amtsdauer feines 
Präfidenten; Standeshäupter, wie in den Ariftofratien, jollen 
geſchaffen werden, mit jährlihem Wechſel unter ſich und Erfegung 
des (modernen) Präfidententiteld durch eine andere zeitgemäßere 
Benennung G. B. Burgermeifter, Schultheiß); verworfen vie 
autonomijche Seldftftändigfeit der beiden Konfefftonen, „zur Er: 
haltung der Einheit im Staat und in der Regierung”; daher 
ſolle die Fonfeffionelle Verwaltung unter die höhere Aufficht und 
Beftätigung der Regierung geftellt werden; es wurde von ben 
Miniftern „feftgefegt”, daß der Große Rath nicht (wie im Ent- 
wurf beabfihtigt war) auf 110 Mitglieder vermindert, jondern 
wieder auf 150 gejtellt werde, von denen 82 den Katholiken, 
68 den Reformirten, und unter dieſen 24 der Stadt St. Gallen 
zufallen follen; von alfen folle bloß ein Drittheil unmittelbar 
gewählt werden; es wurde geforbert, daß der Stadt St. Gallen 
eigene Verwaltungs⸗, Gerichts- und PolizeisDrganijation gewährt 
werde, Rapperſchwyl ald Hauptort des Bezirfes empfohlen, 
wenn ſolches möglid. Tief eingreifend waren endlich die For: 
derungen: daß die neue Verfaffung ausjchließlih von der Geſetz— 
gebung (alſo ohne allfällige höhere Sanftion durd das Volk) 
erlafien, für Einführung dieſer neuen Verfaffung nicht ein neuer 
Gefammtgroßrath gewählt, fondern zunähft nur ein Drittheil 
des alten erneuert werde. Die Vermuthung fteht jehr nahe, 
daß dieje Forderungen alle nicht unmittelbar dem Gehirn ver 


) Schreiben der Gefandten Schraut und Cayo d'Iſtria, vom 7. Juli 
1814, an den Kleinen Rath. 
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fremden Gefandten, jondern vielmehr den Rathichlägen einzelner 
Abgeordneter jelbft entfloffen fein mögen. Beftätiget ift durch 
Mithandelnde, daß die Stadt St. Gallen und die übrigen Re: 
formirten, nebft Mülfer-Friedberg, all Obiges mit Wohlgefallen 
betrachteten; und diefer ſah fich bereits im Geiſte mit verftärfter 
Regierungsgewalt wieder an der Spige der Staatsverwaltung. *) 
Der Große Rath; verhandelte Alles während mehreren Tagen 
umftändlich, ließ fih Manches ganz nad) Begehren, Anderes nur 
mit Abänderungen gefallen, und gelangte namentlich über bie 
Repräfentation zu einem fFonfeffionellen Abfinden, weldes ven 
Katholiten 84, den Reformirten 66 Pläge im Großen Rathe 
anmwied. Aus den jchwierigen Berathungen entftand der Ber: 
fafjungsentwurf vom 14. Juli.) Der allſo verabrebete und 
einhellig genehmigte Entwurf wurde nun abermal nah Zürich 
gebracht; vier Mitglieder (die beiden Standesgejandten daſelbſt), 
dann Müller-Friedberg und Joh. Mathias Näff von Altftätten 
(man hatte die vier Abgeorbneten in Parität geftellt), jollten 
nah dem Willen des Großen Rathes dort Gevatterftelle für 
den Entwurf bei den fremden Gefandten vertreten. Und wieder 
wurbe in Zürich befämpft, was im Entwurf noch Günftiges für 
die Selbftftändigfeit der Konfeffionen, für die freie Bewegung 
des Großen Rathes in Sachen der Gefeggebung, und für Hand- 
habung vdemofratiiher Grundfäge in Beftellung der Staats— 


1) Kalt: Darftellung der Greigniffe u. f. w. Mit patriotifchem Un 
willen bezeichnet er die aus dem Konventifel zu Zürich hergefommenen Be: 
gehren als eben fo viele Anmafungen und Gingriffe in die Fantonale Sou— 
veränetät. 

2) Der wichtige Eonfeffionelle Artifel lautete nach früherem, aus dem 
Schoofe der Revifionstommiffion hervorgegangenen Entwurf wörtlih: „Jede 
Religiong:Parthei beforgt geföndert ihre religiöfen, matrimonialen, Firdh-- 
lichen und Hlöfterlichen Berwaltungd: und Erziehungsangelegenheiten, nach 
den Vorfchriften der bereits beftehenden und noch zu errichtenden Gefege“. 
Nach dem vom Großen Rath befchloffenen Entwurf vom 14. Juli: „Jede 
Religione:Parthei beforgt geföndert, unter der höheren Auffiht und dem 
Schuß des Staates, ihre religiöfen, matrimoniellen, kirchlichen und klö— 
fterlichen Verwaltungs: und Ergiehungsangelegenheiten.“ 

22° 
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häupter geblieben. Es kamen memlich die Abgeoroneten mit 
dem wiederholten Anfinnen ver fremden Minifter zurüd, daß die 
fonfeffionellen Verwaltungen „unter die Auffiht und Sanftion ver 
Regierung“ (nicht bloß allgemein „des Staates“) geftellt wer: 
den, dann mit dem Begehren, daß bei Konflikten zwijchen dem 
Großen Rath und der Regierung über Einbringung von Gejeges- 
vorfchlägen der zu beftellende Großrathsausſchuß nad ver Zahl 
jeiner Mitglieder gegenüber der Regierung in Minderheit gefegt 
werde (während der Entwurf das Gegentheil vorfchrieb), die 
zwei „Landammänner” ftets wieder wählbar fein jollen, wäh 
rend der Entwurf einen größeren Wechjel in der Staatsleitung 
fiberte; alfo abermals fortgelegter Kampf für die unbebingte 
Herrichaft der Regierung über den Großen Rath und für bie 
Sicherung der NRegierungsgewalt gegenüber der konfeſſionellen 
Selbftftändigfeit der Katholiken, welche in Hauptjachen bereits 
durch die Geſetze von 1813 über die Korporationsverwaltung 
und die Kollaturen errungen worden war, Alled unter ver 
Maske der auswärtigen Gefandten. Anläßlich wurde von biefen, 
gegenüber der Abordnung, auf dem Begehren beharrt, daß, ber 
Wahl der neuen Regierung vorgängig, nur ber erfte Drittheil 
des Großen Rathed erneuert werbe.!) Neue Berathungen im 
Kleinen Rathe riefen neue, namentlich Eonfeiftionelle Kämpfe her⸗ 
vor; die von Zürich her begehrten Hauptabänderungen fanden 
lebhafte Unterftügung ſeitens ver drei reformirten Mitglieder mit 
Müller⸗Friedberg und Reutti. Der Eonfeffionelle Artikel erhielt 
dann wirflid eine den Forderungen ber fremden Geſandten an» 
nähernde Faſſung, welche den Konfeffionen mit der einen Hand 
nahm, was fie mit der andern gewährte. 2) Wiederholter Kampf 

ı) Die neuen Begehren wurden von den Miniftern mit Schreiben vom 
20. Juli nah St. Gallen gefendet und liegen ausführlich vor (in frangd: 
ſiſcher Sprache, im Kantonsarchiv). 

2) „Jede Religiond:Parthei beforgt geföndert, unter der höheren Aufficht 
und der Sanktion des Staated, ihre religiöfen, matrimoniellen, kirchlichen 
und Flöfterlichen Verwaltungs: und ErziehungdsAngelegenheiten. Das Ge: 
je wird diefe Aufficht beftimmen und die Bälle für die Sanftion feftfegen.“ 
Redaktion, welche dann fchließlich in die Verfaſſung überging. 
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nachher im wieder verfammelten Großen Rathe (30. Auguft). 
Die Veränderung ging bier mit Mehrheit dur. Aber anweſend 
waren nur 71 Mitglieder. Von Falk wurde die Rechtsfräftigs 
feit der Abmehrung erfolglos beftritten. Am 31. Auguft fam 
ed zur Hauptabitimmung. Dudli verlangte die Handhabung 
ded Reglements; dieſes aber forderte für jede Berathung und 
Schlußfafiung über Gelege und Defrete (alſo gewiß auch über 
eine neue Verfaſſung) die Anmefenheit von wenigftens 75 Mit- 
gliedern, dann von dieſen, für einen rechtöfräftigen Beſchluß, 
die Zuftimmung von zwei Drittheilen der Anwejenden. Ihm 
entgegen erhoben fich die PBroteftanten Advokat Fehr und Bernet - 
aus der Stadt für Abänderung des Neglements in der Weife, 
daß die Anweſenheit von 60, dann eine abjolute Mehrheit von 
31 Mitgliedern genüge. Falk aber trat wiederholt in bie 
Schranfen, nannte den im Entwurf vom 14. Juli ftehenden 
fonfeffionellen Artikel 2 einen im Laufe ver langen Berhand- 
lungen zwilchen ven Katholifen und Reformirten abgejchlofjenen 
Pakt, an dem um fo weniger dur eine ganz reglementswibrige 
Minderheit, beftehend aus der Gefammtzahl der Reformirten und 
einigen wenigen mit ihnen einig gehenden Katholiken, gerüttelt 
werden dürfe. Müller» Friedberg und Zollifofer nannten das 
Drängen Falk's revolutionär und warfen vor, daß ed von bie 
jer Seite fib um nichts Andered handle, ald auf Schleich- und 
Umwegen den „Fürften“ wieder in’d Land zu bringen und eine 
Herrichaft ver Katholiken einzuführen. Mit ſolchen Vorwänden 
warfen die Vertheidiger des neueften Berfafjungs» Entwurfes 
durch Abmehrung die Reglementsvorſchrift von 1813 willkürlich 
zu Boden und gaben der einfachen abjoluten Mehrheit der Ans 
weſenden das Recht zu verbindlichen Abſchlüſſen aud in Haupt: 
ſachen (31. Auguf). An der Spike ded Protofolld ift bie 
Zahl der Anmwejenden auf 73 angegeben. Die Mehrheit be: 
ftand aus proteftantiichen Mitgliedern, mit Müller «Friedberg, 
Reutti, Büeler, Chiodera, dem oft genannten Müller von St. 
Georgen und dem Gemeindammann Härtih von Tablat; alle 
übrigen Katholifen, zwölf an der Zahl, bildeten die Minderheit; 
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unter diefen Falk, Dudli, Germann (Regierungsräthe), dann 
einige Häupter aus den Bezirken.) So ift die VBerfafjung des 
Kantons St. Gallen vom 31. Auguft 1814 entftanden, das 
Werk einer Minderheit ganz unberufener Großräthe, mit gänz- 
lihem Ausſchluß des Volkes und gegen deſſen Willen ale 
Grundgefeg des Kantons erflärt. Nach ſolchem glüdlich voll 
endeten Machwerk fcheuten die Herricher ſich nicht, die Einfüh- 
rung diefer Verfaffung durch einen Aft auffallender Willkür, 
mit einer Berlegung dieſer nemlichen Verfafjung zu beginnen. 
Sie verorbneten, nicht etwa, daß ein neuer Großer Rath nad 
der neuen Verfaſſung erwählt werben jolle, jondern daß vor der 
Hand der alte fortzubeftehen habe und bloß zu Drittheilen er: 
neuert werden, die gejammte Erneuerung aber mit dem Herbit 
1815 vollendet fein jolle. So mußte ein Großer Rath ent- 
ftehen, von dem anfänglich 50 Mitglieder nah der neuen Ber: 
faffung gewählt wurden, 100 dagegen nach der alten Verfaſ— 
fung von 1803 gewählt in demfelben zurücblieben, und in welchem 
ſodann 100 nad neuer Verfaffung mit noch 50 nad der alten 
Verfaffung Gewählten neben einander kamen, und erft jpäter 
der Reft der Alten durch weitere 50 neue Mahlen erjegt wurde. 
‚Und da zwilchenhinein doch eine neue Regierung gewählt wer— 
den mußte, jo wurde fie das Geſchöpf eines Zwitter-Großrathes, 
der zu zwei Drittheilen noch nah alter Berfaffung gewählt 
war (Defret vom 31. Auguft). So war ed von den fremden 
Geſandten geboten worden; Regierung und Großer Rath unter 
zogen ſich dem Machtgebot, Fnechtich gegen das Ausland, herriich 
gegenüber dem eigenen, obgleich ihnen ebenbürtigen Volf. Und 


1) Das Protokoll des Großen Rathes gibt feine Stimmenzabl an. 
Die Erzählung Falk's fagt nicht genau, ob die von ihm im Einzelnen ver: 
zeichnete Stimmgebung ber Reglementsabänderung oder der Verfaſſung 
felbft gegolten habe. Eächlich fommt das auf das Gleiche hinaus und man 
ift berechtiget, anzunehmen, daß im günftigften Ball (felbft wenn alle 73 an- 
wefend geblieben) die Verfaffung das Werk von 55 Reformirten mit 6 Ka: 
tholifen gewefen, gegen eine Fatholifche Minderheit von 12 Mitgliedern. 
Falk fchweigt über das Votum der Brüder Gmür, von denen Zaver Gmür 
die Berfaffung als Großrathöfefretär unterzeichnet Bat. 
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damit diefer Willfüraft vollziehbar ſei, wurben unmittelbar nach 
Erlaß des Defretes und am gleihen Tag ein Drittheil ber 
Mitglieder des Großen Rathes durd das Loos bezeichnet umd 
für deren Pläge die neuen Wahlen angeordnet, während das 
durch die Verhandlungen felbft verpönte Loos ter Pariſer Ber: 
fafjung von 1803 aus der neuen Verfaffung entfernt if. Nach 
langem Ringen war demnäch dem Volk das ſchwache Necht zu: 
bejhieden, in 16 Kreifen eben jo viele Kantonsräthe von fich 
aus zu wählen; die Bezirkfswahlforpd und der Große Rath 
jelbft hatten 34 zu ernennen; und wie der Bandwurm der Hel- 
vetif in die Mebiationsverfaffung übergegangen war, fo blieb 
er auch behaglih in der neuen Verfaſſung figen, fi von den 
ihm zur Beute gelaffenen Freiheiten des Volkes nährend. Auf 
den 18. September orbnete die Regierung die erwähnte be- 
Ichränfte Zahl von Neuwahlen an. Am 15. gl. M. reichte die 
Sefandtihaft des Standes der Tagjagung die neue Verfaf- 
Jung ein, 

Was inzwilchen zur Förderung der Ablöfung einzelner Kan— 
tonstheile geichehen Fonnte, wurde feitens der Unzufriedenen nicht 
verfäumt. Sargand blieb in der eingenommenen Sonderftellung ; 
Gallati, Feineswegs eingefchüchtert durch die auf ihn angeordnete 
Fahndung, ſetzte feine Bemühungen für die Trennung fort. Der 
Etand Zürich, um die Auslieferung Gallati’8 angegangen, gab 
zur Antwort, er fei nicht zu finden. In Utznach war die Tren- 
nung thatfächlich organifirt und vollzogen. Die Gemeindeaus- 
ſchüſſe regierten ald Landeskommiſſion. Die Regierung entjenvete 
Mepmern in beide Bezirke, um zur Rückkehr zu der beftehenven 
Ordnung zu mahnen. Er verhandelte zunächft mit den Utznacher— 
Ausihüfen. Sein Begehren, alle weiteren Trennungschritte 
aufzugeben, wurde mit Ausflüchten erwiebert; die Ausſchüſſe 
veriprachen nur, an ihre Gemeinden zu berichten. Der anjdei- 
nend friedlihen Verhandlung folgte ein Tumult. Eſchenbacher 
und St. Gallenfappeler, auch viele Marftleute von anderd woher, 
verlangten mit Ungeftüm, daß ber Regierungsfommifjär das 
Protofoll der Randesfommilfton herausgebe, welches derjelbe in 
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ſeinen Beſitz zu bringen gewußt hatte (im Protokoll waren na— 
mentlich die Verhandlungen mit Schwyz verzeichnet). Die 
Vorſteher unterſtützten das Begehren, äußerten ſich beſorgt um 
die Perſon Meßmer's und dieſer lieferte das Geforderte aus, 
begab ſich nach Schänis und berichtete von dort das Geſchehene 
an die Regierung (23. Juli). Schmid von Lachen, der unter—⸗ 
defjen in Grinau geweilt, hatte fi bis Utznach vorgewagt, und 
war daher in Verbindung mit dem Aufitand. In Sargans are 
gefommen, mußte der Kommiffär wahrnehmen, daß dort eben 
jo wenig auszurichten fei, ald unten an der Linth; er traf Gal- 
lati gegen eine alfäülige Haftnahme dur bäuerlihe Warben 
geſchützt, Mels und die meilten andern Gemeinden in voller 
Gährung, den Militärbezirfsfommandanten (Good) felbft auf 
Seite der Trennungsluftigen. Ohne alle Anhaltspunkte für 
Erfüllung feiner Sendung eilte er zurüd nah St. Gallen. Sein 
von antern Mitgliedern des Rathes lebhaft unterftügter Antrag, 
fofort die aufſtändiſchen Bezirke mit einer ftarfen Zahl St. Galli: 
icher Truppen (ed war von einigen Bataillonen Fußvolk, nebft 
Artillerie und Kavallerie die Rede) fiel durd und die Regierung 
beichränfte fib auf den Beſchluß, die Dazwiſchenkunft der Tag- 
jagung nachzuſuchen. Uebereinſtimmend biermit verlangte bie 
Standesgefandtihaft, Daß zur Belegung der beiden Landſchaften 
vier bis fünf Kompagnien eitgenöffiiber Truppen an die Ver- 
fügung ber Kantonsregierung geftellt werden, ganz unvorgreiflich 
den Anfprücen der Stände Schwyz und Glarus, bloß zu Hands 
habung des Statusquv. Das Begehren führte unvermeidlich 
zur gefchichtlichen und ftantsrechtliben Erörterung der waltenven 
Gebietöfragen zwiſchen jenen anfprechenden Kantonen und dem 
Kanton St. Gallen, was nicht ohne Hige verlief; namentlich 
proteftirte Schwyz gegen die Befegung und ftellte jelbft Gegen- 
wehr in Ausficht, warf die Schuld der Ugnacher Vorgänge ganz 
auf die Heftigfeit des St. Galliſchen Kommiſſärs (3. Auguft). 
Die Tagjagung entiprah dem St. Galliihen Begehren halb, 
verordnete Die Abjendung von Kommifjären in die aufftändifchen 
Gebiete, mit Vollmacht für den Vorort, nöthigenfalls „zu kräf— 
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tigerert Maßregeln“ zu fchreiten, alled dem fpäteren Enticheid 
über die erwähnten Gebietsanſprachen und über das enbliche 
Schickſal der angefprochenen Landestheile unvorgreiflih (16. Aus 
guft). Zwiſchen ven beiden Verhandlungstagen hatte ein frucht- 
loſer Verfuch zur Verftändigung unter den drei Kantonen ftatts 
gefunden. Es war nemlich, durd Beihluß der Tagſatzung vom 
1. Auguft, der Entjcheid über Gebietsanjprachen der einen Kan— 
tone gegen die anderen (bie gegen St. Gallen erhobenen An- 
Iprachen waren keineswegs die einzigen) an ein Schiedsgericht 
gewiejen worden. St. Gallen blieb dem Beichluffe felbft fremd 
und lehnte darüberhin deſſen Anwendung auf den vorliegenden 
Fall bei der Konferenzverhandlung ab. Die bewilligte wirkliche 
Intervention unterblieb für einmal, da die Regierung von St. 
Gallen mit weiteren ausdrüdlichen Begehren an den nun zum 
Einfchreiten bevollmächtigten Worort zögerte. 

Bei dem großen Werf einer neuen Konftituirung des Bunz 
des hatte auch St. Gallen fih zu betheiligen. Aus den Ber: 
handlungen der „eidgenöffiihen Verfammlung”, die am 27. Des 
zember 1813 eröffnet, am 11. Februar 1814 geichloffen worden, 
gingen die „Örundlinien eined eidgenöfftichen Bundesvereins“ 
hervor, ſpaͤrliche Vorſchriften oder Wereinbarungen über bie 
Rechtsverhältniſſe zwiſchen den Kantonen unter ſich und jene 
zum Bund, dann über die Drganijation der Bundesgewalt. 
Territorialanfprühe der einen Kantone gegen die andern lagen 
bereit vor; St. Gallen verwahrte feine Nechte dagegen. Err 
wähnte „Orundlinien” gelangten nachher an die Berathung der 
Stände und der Tagfagung. Auch in diejer Zeit (Periode vom 
6. April bis 16. Auguft) vertheidigte der Kanton St. Gallen 
im Kreile der Bundesverfammlung feinen ferneren Beftand, feine 
Sopuveränetät, jeinen ganzen Gebietsumfang gegen die mancherlei 
Anfechtungen, befonderd gegen jene von Schwyz und Glarus, 
die Beftätigung der Doppelftimme für die Kantone, deren Be- 
völferung 100,000 Seelen überftiege, kämpfte aber nicht bloß 
für ih, jondern aud für das Ganze, indem er einer Eräftigen 
Bundesgewalt das Wort ſprach und für die gefammte Schweizer: 
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bevölferung das Recht der freien Niederlafjung von Kanton zu 
Kanton befürwortet. Die Doppelftimme für die volfreicheren 
ſechs Kantone wurde jedoch durch Mehrheit ver Stände befeiti- 
get, und eine abweichende Anficht, bloß den Ständen Bern und 
Zürich ſolche zu gewähren, fiel ebenfalld durch. Auf Grundlage 
biefer VBorberathungen entftand ein erfter Eutwurf eines Bundes— 
vertrages in 43 Artikeln; einige der Hauptbefiimmungen waren: 
gleiches Stimmrecht aller Kantone; Zürich (alleiniger) Vorort; 
Aufftellung eines NRepräfentantenrathes für außerordentliche Zeiten, 
wenn die Tagſatzung feldft nicht außerordentlich verfammelt ift. 
Bei Berathung dieſes Entwurfes rüdte Schwyz zum erften Mal 
amtlich mit feiner Anſprache auf St. Gallifche Gebietstheile her—⸗ 
vor, wogegen die St. Galliihe Geſandtſchaft nöthige Einwendung 
nebft Verwahrung erhob (28. Mai). In diefe Zeit fällt das 
Begehren des päpftliben Nuntius für verſchiedene Garantien zu 
Gunften der fatholifchen Kirche in der Schweiz, namentlih das 
Begehren um Garantie des Fanonifchen Fortbeftandes der Klöfter, 
beziehungsweife ihrer Herftellung, wie fie vor dem Jahr 1798 
gewejen. Die Note des Nuntius wurde zunächft an einer Kons 
ferenz der katholiſchen und paritätifchen Kantone beiproden, an 
der fih auch die Geſandtſchaft von St. Gallen betheiligte; fie 
nahm dabei die gleiche ablehnende oder verwerfende Stellung 
ein wie in den Jahren 1803 bis 1805; St. Gallen wolle fein 
„fremdes“ Proteftoratz; das vorliegende Begehren gehe ohnehin 
weiter ald die Mediationsafte, welche nur die Rüdgabe des 
Vermögens verlangt habe; durch den Bundesvertrag eine Ga- 
rantie ausſprechen, hieße einen fortwährenten Streit der Klöfter 
gegen die Kantone organifiren. In der Tagſatzung jelbft, wo eine 
Mehrheit die Garantie ver Klöfter in den Bundesvertrag aufs 
zunehmen befchloß, erflärte die St. Galliſche Gefanbtichaft das 
Referendum, mit Berufung auf Mangel an Snftruftion ſeitens 
ihrer Kommittenten. Der aus den langen Berathungen hervors 
gegangene Gejammt-Bundesentwurf wurde den Ständen zu bal: 
diger Annahme empfohlen. Der Große Rath von St. Gallen 
ſprach fie aus ohne Disfuffton (8. Juli); diefe unbedingte Ge— 
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nehmigung wurde der Tagjagung am 18. nachhin angezeigt; ans 
gefihtd aber der Einreden, die von Seite anderer Kantone in 
Ausfiht ftanden, eröffnete die Geſandtſchaft die Bereitwilligfeit, 
an nochmaligen Vereinigungsverfuchen Theil zu nehmen. Gleiche 
Auftimmung aber hatten nur noch fieben andere Kantone, Zürich, 
Bafel, Aargau, Thurgau, Telfin, Waadt, Graubünden, nebſt 
Appenzell Außer-Rhoden, ausgeiprodhen; unter den nur bedingt 
annehmenden oder vollends ganz verwerfenden Bundesglievern 
waren die meilten alten Kantone. Diejer Stand der Dinge 
führte zu neuen Verftändigungsverfuchen. Als einer verjelben 
jollte der am 1. Auguft gefaßte Beſchluß der Tagſatzung gelten, 
daß alle Gebietd- oder Entihädigungsanfpracden der einen Kan 
tone gegen andere durch eitgenöffiihe Schiedsgerichte entjchieden 
werden follen. Dadurd war, namentlich für St. Gallen, Alles 
wieder in Frage geftellt. Abgeſehen von ver Gebietd- und das 
herigen Garantiefrage wurden abermals viele der wichtigeren 
Bundesbeftimmungen durchberathen. Namentlich kam die Vororts⸗ 
frage in Behandlung; St. Gallen ftellte fih auf Seite jener 
Kantone, welhe Zürich allein als Vorort bezeichnen wollten; 
andere machten andere Vorſchläge, zum Theil auf gleiche Be— 
rüdfihtigung beider Konfeffionen berechnet. Nach neuen langen 
Berathungen über das Ganze war die Zerklüftung unter ven 
verfchiedenen Gruppen von Kantonen jo vollftindig, daß an 
dem Zuftandefommen irgend einer Bundesafte beinahe verzweifelt 
werben mußte; jeden Augenblid war entweder eine völlige Auf- 
(öfung der Eidgenoffenfhaft oder (um Zufammenhalten derſelben) 
ein fremder Machtipruch zu erwarten. In diefer traurigen Lage 
wurde eine allgemeine Abftimmung über ven verhandelten Bundes- 
entwurf unterlaffen; man fonnte und mußte ihn als gefallen ° 
anfehen. Rüttimann, der Gefandte Luzern's, ſchlug ein, mit 
den Abgeorbneten gleihgefinnter Stände verabrevdetes, ganz kurz 
gefaßtes Bundesprojeft vor. Darin war der für St. Gallen 
und andere neue Kantone gefährliche und verhängnißvolle frühere 
Beſchluß aufgenommen, laut welchem ver Gebietsumfang der 
Kantone von tem mehrerwähnten fchiedsrichterlichen Ausſpruch 
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abhängig worden wäre, die gegenjeitige Gebietögarantie nur 
das allfo ermittelte und feftgeftellte fantonale Gebiet jedes 
Standes umfaffen ſollte. Die Geſandtſchaft von St. Gallen 
jegte fih daher neuerdings zur Wehre und wollte von dem 
neuen Entwurfe nichts wiffen, zumal fie vom Großen Rath nur 
für den früheren inftruirt worden. Es folgte eine fcharfe jchrift- 
lihe Mahnung der Gefandten von Defterreih, Rußland und 
England zum Frieden, widrigenfalld® fie den Verkehr mit der 
Tagfagung abbrächen (13. Auguft), dann neue Sonderfonferenzen 
unter den einzelnen Ständegruppen; Ufteri (von Züri) und 
Wieland (ven Bafel) warfen ſich in’s Mittel, um für Austra> 
gung der Gebietsanftände eine weniger verlegende Form zu finden ; 
fie war niedergelegt in den Entwurf einer dießfallfigen Ueberein- 
funft; ein revidirtes Bundesprojeft ging ebenfalls aus dieſen 
Sonderverhandlungen hervor, das nun auf Beifall rechnen fonnte, 
weil die ftreitige Gebietöfrage an Separatentjcheid gewiejen war. 
Es ergingen günftige Erklärungen von Seite der alten, aber auch 
der neuen Kantone (16. Auguft). Am 31. Auguft ſprach fich 
der Große Rath von St. Gallen im Wefentlihen für Genehmi— 
gung der Entwürfe aus, doch nicht ohne neue Wahrung unge: 
ſchwächten Gebietsumfanges. Er ftimmte gleichzeitig für Ab- 
jendung einer eidgenöfftichen Abordnung zum Kongreß nad) Wien, 
um allvort für die Selbftftändigkeit, Integrität und Neutralität 
der Eidgenoſſenſchaft nach Bedarf zu wirfen. Bei Wiederver- 
jammlung der Tagfagung wurde der neue Bund, erläutert durch 
die mebrerwähnte Uebereinfunft, ald angenommen erklärt (8. und 
9. September). Der Kleine Rath verfündete ſolches freudig dem 
Vol. Aber folche Freude fonnte noch Feine volle fein. Auf 
den Inhalt des Bundesentwurfs und den Art. 1 erwähnter 
Mebereinfunft vom 16. Auguft fi berufend, hatten inzwiſchen 
die alten Kantone ihre Gebiets- und andere Anfpracdhen an bie 
neuen rebtsförmlich angemeldet. Es verlangte nemlich Uri, als 
Entfhädigung für ehemalige Rechte und Wortheile in den nun- 
mehrigen Gebieten des Kantons St. Gallen: freies Werbungs- 
recht in den ehemaligen Landvogteien Rheinthal und Sargans; 
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freies Niederlafjungsrecht daſelbſt; Entihädigung für den neunten 
Theil der vom jeweiligen Landvogt im Rheinthal bezogenen 
Zehnten und benugten Weinberge, jo wie bed Amtshaujes zu 
Rheineck und des Schloſſes mit Zugehör zu Sargand; Alles 
unter Anerbieten freundlicher Werftändigung (Schreiben vom 
18. Auguft). Gleiches geſchah von Seite beider Theile des 
Kantons Unterwalden. Schwyz und Glarus gaben die gemein 
Ichaftlihe Anfpracdhe auf die Landichaften after (mit Weſen) 
und Utznach ein; Glarus noch beſonders eine ſolche auf Sars 
gand. Appenzell 3. R., einer Vergrößerung bebürftig, wie es 
jagte, verlangte das NRheinthal ald Zugabe zu feinem Gebiet, 
mindeftend „hinlänglihe Schabloshaltung für verlorene Rechte“ 
(23. Auguft). Unverjchoben gab die Regierung dem Großen 
Rath Bericht von allen dieſen Anſprachen (29. Auguft); er war 
fonah in Kenntniß von denſelben, als er zwei Tage nachher 
über die Verfaſſung abſchloß. 


Zweiter Abfchnitt. 


Die Kantondverfaffung vom 31. Auguft 1814, die Vollksrechte wie bie 
frühere- beſchränkend. Berfuchte Ginführung , Widerftand des Bolfes. 
Berhaftungen im Unterrheinthal unter militärifcher Mitwirkung. Die Re: 
gierung, ſchutz- und hilflos in der Hauptftabt, ruft die Intervention der 
Tagfagung an. Die eidgenöffifchen Nepräfentanten Zellweger und Eicher. 
Ihr Wirken. Sie werden in Sargans infultirt. Militärifche Belegung 
und Unterwerfung bed Sarganfersfandes. Schwyz und St. Gallen in Streit 
wegen Utznach. Fruchtloſe Vermittlung zwifchen beiden Ständen. Schwyz 
waffnet. Ginführung der Berfaffung gleichwohl auch in Utznach. Die Res 
gierung von St. Gallen und Fürft Pancratius vor dem Wiener Kongreß. 
Konftituirung des Großen Rathes nach neuer Verfaffung; Wahl der Res 
gierung. Ende der Sendung der Repräfentanten. 
(Bom Herbft 1814 bis Februar 1815.) 


Die Berfaffung vom 31. Auguft 1814 war ausführlicher 
als jene von 1803 und erweiterte fihb von 24 auf 44 Artikel. 
Die Vorſchriften über religiöfe und konfeſſionelle Verhältniſſe 
wurden an die Spige der Grundrechte geftellt, die Garantie in 
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erfter Beziehung durch den Ausſpruch verftärft:: „Die Verfaſſung 
fihert die freie und uneingejchränfte Ausübung des Fatholifchen 
und evangeliichen Glaubensbefenntniffes und Gotltesdienſtes“, 
während die frühere Verfaſſung nur des „Gottesdienſtes“ ers 
wähnt hatte. Die fonfejfionelle Trennung und Selbftverwaltung 
in der ſchon oben erwähnten Faſſung wurde durch Art. 2 ges 
währleiftet. Statt ber früheren Bundesverfaffung erklärte nun 
die Kantondverfaflung, daß es feine Worrechte ded Orts, ver 
Geburt, der Perjonen und der Familien gebe; ſie beftätigte bie 
Losfäuflichkeit der Zehnten und Grundzinfe. Die Eintheilung 
des Kantons in act „Bezirke“ (man wählte nun deutſche Be- 
nennungen) und vierundvierzig Kreife wurde beftätiget. Ein 
eigener Abjchnitt ordnete in ſechs Artifeln den „politischen Stand 
der Bürger”. Der Bürger einer Gemeinde war aud Kantons: 
bürger; ehelihe Abftammung von einem Bürger verlich das 
Bürgerrecht; Unehelihe fonnten das Bürgerreht nur nady den 
Beftimmungen des Geſetzes erhalten; ein Kantonsfremder erwarb 
das Kantondbürgerrecht durch ein Großrathöbefret, im Fall vor: 
läufiger Erwerbung eines Gemeindebürgerrechtö ; ohne jenes De— 
fret blieb aber die Zuficherung des Gemeindebürgerredhtd wir: 
kungslos. Des Kantonds und ded Gemeindebürgerrebtd wurde 
man verlurftig durch Verzichtleiftung, Verjährung oder durch Urs 
theil, doch ohne Rückwirkung auf jene Kinder, welche ſchon vor 
der Verzichtleiftung oder Verwirfung erzeugt waren. “Die freie 
Niederlaffung für die Kantonsbürger, von Gemeinde zu Ge: 
meinde, wurde beftätiget (jene für die Schweizerbürger aus ande— 
ren Kantonen hörte im Kanton St. Gallen wie in den anderen 
Kantonen auf). Zur Ausübung ver politifchen Rechte wurden 
als befähigt jene Kantonsbürger erflärt, welche in bürgerlichen 
Ehren ftehen, nicht gerichtlich bevogtet find, noch Armenunters 
ftügung genießen, wenigftens 200 Schweizer Franken fteuerbares 
Vermögen befigen und das 2ifte Jahr angetreten haben; jenes 
Vermögenserforderniß fiel nur weg in Bezug auf die Stimm- 
fähigfeit in einer „Verwaltungs Gemeinde”. Die allgemeine 
Stimmfähigfeit alfo wurde verweigert, wie in der Verfaſſung 
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von 1803; nur war das politiihe Stimmrecht durch letztere 
noch mehr befchränft, als in der neuen Verfaſſung. Jede poli- 
tiſche Gemeinde erhielt einen Gemeinderat) von fünf bis neun 
Mitgliedern; zählte fie über 2400 Einwohner, einen folchen von 
dreizehn Mitgliedern; Amtsdauer jechd Jahre, mit Drittheilser- 
neuerung von zwei zu zwei Jahren (wie früher). Für jede Orts— 
gemeinde, und in vderfelben für jeden „Religionstheil”, der ein 
bejonderes Eigenthum befigt, wurde ein eigener Verwaltungs 
rat) von drei bis neun Mitgliedern aufgeftellt, von den Antheil- 
habern der Genoffenichaft zu wählen. Gleiche Amtsdauer wie 
für die Gemeinderäthe. Die Wahl ter Präfiventen aller dieſer 
Gemeindebehörden (Ammänner und Berwaltungspräfidenten) 
verblieb unverfümmert den Gemeinden felbft. Die Fefftellung 
der Befugniffe genannter Gemeindebehörden wurde den Geſetzen 
vorbehalten. Aus dem langen Kampfe der Stadt St. Gallen 
für örtliche Berükfihtigung ging der Art. 17 hervor, der ihr 
eine eigene Drganifation in Verwaltungs: und Gerichtsſachen, 
Begünftigung bezüglich der Polizei und ein Handelstribunal be— 
willigte. Der gleiche Artifel ftellt dem Gefeg anheim, auch ans 
deren Städten oder bedeutenden Marktfleden etwelche Ausdeh— 
nung der polizeilichen und gerichtlichen Kompetenzen zu gewähren. 
Rapperſchwyl war ſomit an dieſe Vertröftung gewielen. Kreis— 
behörden wie bisher; der Friedensrichter aber wurde in einen 
„Kreisammann” umgefchaffen, und die Frievensgerichte wurden 
nun „SKreisgericte”. Der Kreisammann übt den Vorfig in 
den Kreidverfammlungen, ift Vermittler in bürgerlihen Rechts— 
fällen und Unterbeamter der Regierung im Kreife. Die „Voll: 
ziehungsbeamten“ in den acht Bezirken erhielten die neue Ber 
zeihnung: „Statthalter“, die wieder die Regierung ernannte. 
Der Statthalter „hat den Vorunterfub in Kriminalfällen und 
die Dberaufficht über die Gemeinds-Berwaltungen und Polizei— 
behörden in feinem Bezirk“. Der Große Rath blieb an Zahl 
wie früher; er hatte fich ordentlicher Weile zweimal des Jahre, 
einen Monat vor der Tagfagung und fpäteftend drei Monate 
nach verfelben, am Hauptort zu verfammeln; Sitzungszeit je— 
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weilen nicht länger als ein Monat, doch könne der Kleine Rath 
biefelbe verlängern. Staatsrechtlihe Stellung ded Großen Rathes 
in der Wefenheit unverändert; er fonnte die Gejegesvorichläge 
nur annehmen oder verwerfen, und fie hatten in ver Regel aud 
ferner nur vom Kleinen Rath auszugehen. In Folge des viel- 
jährigen Kampfes um bie Initiative erhielt der Große Rath je- 
doch einigen, wenn auch ſchwachen, Schug gegen allfälligen 
Starrfinn des Kleinen Rathes. Hätte nemlih, fo wurde in 
Art. 22 vorgefchrieben, der Kleine Rath in zwei nah einander 
folgenden Seffionen des Großen Rathes Anftand genommen, 
über einen vom Großen Rath „empfohlenen“ Gegenftand einen 
Gejegesentwurf vorzulegen, vder wäre ein vom Kleinen Rath 
andgegangener Gejegesvorichlag in zwei nad einander folgen: 
den Sefftonen des Großen Rathes von diefem verworfen wor: 
den, jo würde im erften Fall tem Großen Rathe das Recht 
zuftehen, dem Kleinen Rath für die Berathung des betroffenen 
Gegenftandes eine Kommiſſion beizuordnen, die nicht zahlreicher 
fein darf, ald der Kleine Rath, uneinbegriffen feinen Präſi— 
denten, von welcher Vereinigung dann der neue, der Verſamm— 
lung vorzulegende Gefeßesentwurf auszugehen hätte. Im zweiten 
Fall könne der Kleine Rath einen ähnlichen Ausſchuß von dem 
Großen Rathe begehren, um fi gemeinfam mit vemjelben zu 
berathen. Alſo bei einer Gliederzahl des Kleinen Rathes von 
neun, hätte diefem der Große Rath in beiden Fällen höchſtens 
adıt Ausſchüſſe beiordnen Fönnen. So war e8 in Zürich ges 
fünftelt worben. Uebrige Befugniffe des Großen Rathes wie 
früher. Die Berfaffung jchuf zwei „Standeshäupter“, „welche 
von beiden Religions-Bekenntniſſen jein ſollen“, unter dem Titel 
„Landammann“; die Landammänner wurden jeweilen von zwei 
zu zwei Jahren gewählt, blieben alfo eben jo lang im Amt; 
fie waren, unter fi perfönlihd von einem Jahr zum andern 
wecjelnd, Präſidenten des Kleinen Rathes und des Großen 
Rathes zugleih; jo verlor der Kleine Rath das Recht jelbft- 
ftändiger Wahl feines VBorftandes, und der Große Rath bins 
wieder wurde beftändig durch den Vorftand der Regierung 
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präfidir. Der zweite Landammann war jeweilen Bizepräftvent 
in beiden Räthen. Die beiden Landammänner waren, ohne Un- 
terbrehung, immer wieder wählbar. Damit dieje ariftofratijche 
Ginrihtung, ganz den alten großen Kantonen nadhgebildet, den 
möglichft weiten Umfang gewinne, wurde ed in der Folge noch 
Praris, daß der jeweilige zweite Landammann Standesgejandter 
an der Taglagung ſei. So fiel der leitende Einfluß im Kanton 
und deſſen Hauptvertretung im eidgenöfftiichen Kreiſe zwei ein- 
zigen Männern, und unter diefen, der natürlichen Ordnung ges 
mäß, demjenigen zu, der die größeren und mehreren Gaben in 
fih vereinigte. Die Zahl der Mitgliever des Kleinen Rathes 
war auf „wenigſtens“ neun feftgejegt; fie mußten aus den Mit- 
gliedern des Großen Rathes gezogen werben und waren immer 
wieder wählbar; Befugniffe des Kleinen Rathes wefentlich wie 
früher; verfügte er über bie bewaffnete Macht, fo mußte er, bei 
längerer Anbauer dieſer Verfügung, den Großen Rath vers 
jammeln. Die außerordentlihe Einberufung des Großen Rathes 
war in allen Fällen ganz und gar vom Kleinen Rath abhängig; 
der Kleine Rath wurde als erft- und lehtinftanzlicher Richter 
über „ftreitige Adminiftrationsfälle” aufgeftellt. Bezirfögerichte 
und Appellationsgericht wie bisher, leßtered in der Zahl von 
dreizehn Mitgliedern; für Ausfällung von Todesurtheilen mußte 
das Appellationsgericht vollzählig jein. Art. 27 verordnete: 
„wie in Tegtinftanzlih abgefprochenen Fällen gehandelt werben 
jolle, in welcher Klage geführt würde, daß die gefeglichen Formen 
von dem Gerichte überjchritten oder das Gefeg beifeits geſetzt 
fei, oder Erläuterung defjelben ftattfinden follte, wird das Geſetz 
beftimmen.” Gin jolhes Geſetz ift dann aber nicht erlafjen 
worden. Sehr jorglih waren „die Grundjäge über Religions- 
Parität” feitgeftellt. Im den gemifchten Bezirfen Dbertoggen- 
burg, Untertoggenburg, Rheinthal und Sargansd mußten die Be- 
zirfögerichte aus derjenigen „Religions-Parthie“, welche vie 
Mehrzahl der Bevölkerung inne hatte, ein Mitglied mehr als 
aus dem anderen Konfelftonstheil erhalten; in den päaritätifchen 


Kreilen und Gemeinden ver gleihen Bezirfe waren die Kreis— 
Baumgartner. Kanten St, Gallen, I, 23 
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gerichte, die Gemeinderaͤthe und die gemeinſamen Verwaltungs— 
räthe zur Hälfte aus jedem „Religionstheil“ zu beſetzen; ſank 
ein ſolcher unter einen Drittheil herab, ſo blieb ihm noch der 
Drittheil der Stellen, inſofern er nemlich noch wenigſtens einen 
Sechstheil der Bevölkerung inne hatte; ſtand er unter dem 
Sechstheil, jo gebührte ihm gleihwohl noch eine Stelle, wenn 
er nemlihb 30 ftimmfähige Gemeindsbürger zählte bei einer 
Bevölkerung, die nicht über 3000 Seelen ging; das der Zahl 
nah ungerade Mitglied fiel immer dem ftärferen Religionstheil 
zu. Im Kleinen Rath und im Appellationsgericht erhielt die 
ftärtere „Religionsparthie” ein Mitglied mehr als die andere. 
In den paritätiichen Gemeinds- und Verwaltungsbehörden mußte 
die Präfidentenftelle unter den beiden Religionsbefenntniffen wech— 
jeln; ter Sefretär jeder Bezirfs-, oder Kreis- oder Gemeinds— 
behörde mußte zum SPräfidenten in Parität ftehen. Für bie 
Mitglieder ver Gemeindsbehörden war ein Vermögenserforderniß 
von 500 Fr. und der Antritt des 25. Altersjahrs, für die Mit- 
glieder der Kreisgerichte ein Vermögen von 800 Franfen und 
das angetretene 30. Altersjahr erforderlich; die Statthalter ver 
Bezirfe mußten aus den Bewohnern und Aftivbürgern der be 
treffenden Bezirke gewählt werben. Die Bertheilung der Groß: 
rathspläge auf die Katholifen und die Reformirten wurde durd 
eine unveränderliche Ziffer feftgefegt: Der Große Rath zerfiel 
in drei Reihenfolgen; in vie zwei erflen Abtheilungen wählten 
die Kreife 51, die Bezirkswahlkorps 49 Mitglieder; die dritte 
Reihenfolge von 50 Mitgliedern, von einem Kantonalwahlforps 
in dreifacher Zahl vorgeichlagen, wurde von dem Großen Rath, 
aus diefem verbinvlihen Dreiervorichlag, felbit gewählt; dieſes 
Kantonalwahlforps war zujammengefegt aus den Mitgliedern 
des Kleinen Rathed und des Appellationsgerichtes, nebft den acht 
Bezirköftatthaltern. Alterserforderniß für die erfte Reihenfolge 
das 30, Jahr; Vermögensausweis Feiner; für die zweite Reihen: 
folge gleiches Alter mit 4000 Schw. Fr. fteuerbaren Ber: 
mögend; die 49 dieſer Reihenfolge waren auf die Bezirfe ver: 
theilt, in den paritätifhen Bezirfen nad den SKonfeffionen ; 
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dritte Reihenfolge: Wermögenserforberniß auch 4000 Fr., aber 
ohne Altersbeftimmung; erheifchte e8 das Ergebniß der Wahlen 
in die erften beiden Klafjen, jo mußte dur die Wahlen in die 
dritte Klaſſe das vorgejchriebene Paritätsverhältniß hergeftellt 
werden; „ſonſt aber trittet (bei diejen Wahlen der dritten Klafje) 
feine Rückſicht als die folder Kantonsbürger ein, welde durch 
Bildung, Erfahrung und Anfehen vorzüglich geeignet find, in 
die oberfte Kantong-Behörde einzutreten” (Art. 37). Amtspauer 
des Großen Rathes wie des Kleinen Rathes neun Jahre, mit 
Drittheildaustritt von drei zu drei Jahren; den erften und 
zweiten Austritt beftimmte dad Loos. Den „unmittelbaren“ 
Mitgliedern des Großen Rathes Caljo der erften Klaſſe) war 
Entihädigung durch die Kreife zugefichert; Reinhard und die 
fremden Gejandten hatten auch das nicht gewollt, ſondern 
Gratisverrihtung von Seite Aller, nah ariftofratiicher An- 
Ihauung: In die Bezirfswahlforps lieferte jeder Kreis ſechs 
Wähler; die unmittelbaren Mitglieder gehörten ſchon durd ihre 
Wahl den Wahlkorps an; Barität auch bier zu beachten; bie 
Bezirfswahlforps hatten geheim zu wählen, und ftanden unter 
Vorſitz des Statthalters, welcher Stimmrecht nur infofern hatte, 
ald er jelbft Wahlmann war. Das Wahlforp8 der Stadt 
St. Gallen beftand aus 30 Männern. Bon drei zu drei Jahren 
mußte jedes MWahlforps ganz erneuert werden, jedoch bei fteter 
Wiederwählbarkeit der Mitglieder; zur MWählbarfeit in die Wahl— 
korps war das 30. Altersjahr und ein WVermögensbefig von 
800 Fr. erforberlih. Wermögensbedingniß für die Mitglieder 
des Kleinen Rathes: 6000 Fr. Ebenſo für das Appellationd- 
gericht. Amtsdauer und Dritteldaustritt des letzteren wie für 
die übrigen höheren Behörden; den SPräftdenten wählte ber 
Große Rath aus den Mitgliedern des Appellationsgerihts. Die 
Bezirfögerichte, jedes zu neun Mitgliedern, wählte aus einem 
zweifachen Vorſchlag der Bezirtswahlforps und einem einfachen 
Vorihlag des Appellationsgerichtes der Kleine Rath; die Präs 
fiventen der Bezirfögerichte wählte er ebenfalls ſelbſt; Ver— 
mögenserforderniß für die Mitglieder: 2000 Fr.; aud bier 
23 * 
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feine periodifche Integralerneuerung, fondern Drittheildaustritt 
von drei zu drei Jahren; den erften und zweiten Austritt be- 
ftimmte das 2008. Das war der fünftlihe Staatsorganismus, 
den im Widerſpruch zu den Anfichten und MWünfchen des Volfes 
die Minderheit des alten Großen Rathes unter Aufficht und 
theilweifer Diktatur der ausländifchen Gefandten dem Kanton 
St. Gallen aufzubringen fi erfühnt hatte. Diefe Verfaffung 
jollte nun eingeführt werden. Die Mehrheit jener fiegenden 
Minderheit hielt fi geborgen durch die bereits erzählte Geneh— 
migung des neuen Bundesentwurfes. 

Sechszehn von der Gejammtzahl der Kreife (St. Gallen, 
Straubenzell, Mörſchwyl, Steinah, Rorſchach, Kirchberg, Ober» 
utzwyl, Flawyl, Alt-St. Johann, Rheineck, Grabe, Sargang, 
Mels, Kaltbrunn, Rapperſchwyl, Eſchenbach) hatten zufammen 
fiebenzehn unmittelbare Wahlen in den Großen Rath zu treffen ; 
alle Kreije insgeſammt follten ihre Abgeordneten in die Bezirks: 
wahlkorps bezeichnen, diefe dann den ihnen zufallenden Drittheil 
der Neuwahlen für den ausgeloofeten Großrathsdrittheil vors 
nehmen (für alle acht Bezirke zufammen jehszehn Wahlen). Am 
Wahltag aber (18. September), theilweife fchon vorher, gab das 
Volk in vierzehn Kreifen feine vollberechtigte Unzufriedenheit mit 
ver beabfichtigten neuen Ordnung fund. Die Kreisverfammlungen 
wählten nicht. So im Rheinthal die Kreife Thal, Berned, 
Marbach und Rüthi; die Wahlverfammlungen von Rheine und 
Altftätten Famen erft zum Ziel, als eine große Anzahl von 
Gegnern der Berfaffung tumultuirend fich entfernt hatte. Die 
Rheinthaler waren nemlih nun fhon Monate lang bei der Des 
mofratie in die Schule gegangen. Was fie an Landsgemeinven 
bed benachbarten Kantons Appenzell beiter Rhoden gefehen und 
gehört, hatte fie für gleiche ftaatliche Einrichtung ermuntert. 
Irennungsgelüfte und Begier für Anfchluß an einen der beiten 
Kantonstheile waren zwar aufgegeben; aber der Wunfch einer 
mehr demokratiſchen Ordnung mit möglichft einfacher und unfofts 
Ipieliger Regierung war geblieben und er hatte namentlich in 
den Unterredungen mit Landammann Zellweger, teffen Rath und 
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Unterftügung die rheinthalifchen Führer eifrig nachgeſucht hatten, 
Beftärfung erhalten. ) In Thal war ed Jakob Keller, der die 
demofratiihen Berechtigungen in Erinnerung bradte: die Pett- 
tionen an bie Reviſionskommiſſion jeien unberüdfichtigt geblieben ; 
die Anfprüce der andern Kantone auf Utznach, Sargand und 
Rheinthal noch unentschieden; Verſchub jeglichen Enticheides und 
Bedenkzeit von 14 Tagen fei daher nöthig (diefe Meinung gab 
er auch fchriftlich an den Friedensrichter ab). Im Kreiſe Mar: 
bad) rief der Alt-Ammann Graf von Rebftein: der Große Rath 
jei faum zur Hälfte verfammelt gewejen, als er die Verfaffung 
angenommen; noch ſei unentjchieden, ob Usnadh und Sargans 
zu Glarus und Schwyz kommen; Appenzell I. R. fordere das 
Rheinthal; er griff auch die Vermögensbedingungen für Aus: 
übung politifcher Rechte als unzuläßig an; in Altftätten hatte 
Joſeph Eihmüller von allem Eintreten abgemahnt. Dem Wahl: 
tage vorangehend, hatte 3. B. Hengartner von Altftätten ben 
Gleihgefinnten im Rheinthal gerathen, durch Anfrage bei Land» 
ammann Zellweger von Appenzell A. R. ſich zu verfihern, ob 
und in wiefern ihre Wünſche für eine beſſere Berfafjung Er» 
hörung finden möchten (8. September). Nah dem Bezirke 
Eargand, obern Theiles, hatte die Regierung fogleid nad Ge— 
nehmigung der Verfaſſung durch ten Großen Rath eine legte 
Mahnung an dortige Gemeinden ergehen laſſen, fich der geſetz— 
liben Ordnung zu fügen, mit andern Worten, allen Trennungs- 
gelüften zu entfagen; fie follten binnen kurzer Friſt beruhigende 
Erklärung hierüber einfenden (2. September). Einige Gemeinden 
zeigten mehr oder weniger guten Willen, jo Ragatz, Pfüfers, 
Flums. Aber Gallati war niht der Mann, fein Vorhaben 
muthlo8 aufzugeben. Auf feine Anordnung verfammelte ſich eine 
„Landsgemeinde”; Plan des vorberathenden Komite war: bie 
bisherige Separatftellung auch ferner nah Mafgabe der Be— 
ihlüffe vom 19. Mai zu behaupten, alfo auf der Trennung zu 
bebarren, falls jolche aber nicht erhältlich, eine andere, dem Volke 


) Schlußbericht über die Spezialunterfuchung im Rheinthal; vom 
1. Juni 1815. 
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genehme, durch vom Wolfe ſelbſt gewählte Repräfentanten zu 
entwerfende Kantonsverfafjung zu verlangen und nur einer jolden 
fih zu unterwerfen; bis dahin bei dem Statusquo zu verharren. 
Ale Ausſchüſſe unterichrieben. Die Landdgemeinde, aus ven 
Gemeinden Meld, Sargand, Bilters, Wangs, Wallenftadt, 
Flums, doch nicht fehr zahlreich bejucht, verfammelte ſich in ber 
Nähe von Sargans (im Guler), genehmigte das Vorgejchlagene, 
wählte 43 Landesausfhüffe, mit Beftätigung der früheren Auf: 
träge (18. September Nachmittags); fie verlief ruhig und ohne 
alle Erzefle. In dem Komite, welches dieſe Verſammlung vor« 
bereitet hatte, faßen namentlich mehrere Meljer, neben Doftor 
Good aud feine zwei Söhne Martin und Franz Anton, und 
Landrichter Perret. Durb Schreiben an die Regierung wies 
der Landesausſchuß alle von ihr ausgegangenen Vorwürfe, als 
befinde das Land fih im Zuftande der Auflehnung, ald unbe 
gründet zurüd, fib auf den Statusquo berufend, der von der 
Bundesbehörde ſelbſt feftgeftellt und anerfannt worden. Hier 
nun ftoßen wir auf ein Doppelfpiel, welches höheren Ortes ge 
trieben wurde. Unzweifelhaft war die Gebietöfrage von Buntes» 
wegen noch gar nicht gelöfet, fondern durch die Uebereinkunft 
vom 16. Auguft an eidgenöfftihe Vermittlung gewielen, be: 
ziehungsweiſe jpäterer Austragung vorbehalten worden; eben jo 
gewiß waren die von den alten Kantonen angeiprochenen Gebiete 
zur Zeit noch außer die Garantie des Bundes geftellt; jene 
Uebereinfunft war von einer eidgenöfftichen Mehrheit genehmiget. *) 
Gleichfalls bekannt war bereits, daß auf den Grund biefer Ur- 
funte jene Kantone ihre Anfpraden auf St. Galliihe Gebiets- 
theile in aller Form Rechtens bei dem eidgenöffiihen Vorort 
zu Handen des Kantons St. Gallen binnen der vorgefchriebenen 
Frift anhängig gemacht hatten. Ungeachtet nun, daß offenbar 
eben die wichtigfte Streitfrage noch unausgetragen vorlag, der 
Kanton St. Gallen deßhalb fih noch im Proviforium befand, 

') ©. den Wortlaut der Uebereinfunft ©. 157 und 158 des Abſchieds 


der Tagfagung von 1814 und 1815, Bo. I. Das Weitere im Abfchied 
Bd. II, ©. 93; 8. September. 
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wollten jeine alten Behörden für den Kanton, deſſen Gebietsbe- 
ftand zur Zeit nicht einmal volle rechtlihe Bundesanerfennung 
hatte, in willfürlicher Veränderung ded Statusquo dem ganzen 
Staatögebiet eine neue WVerfafjung aufbringen. Gallati nun 
verftand den Statusquo im Sinne der Uebereinfunft; die Re- 
gierung im Sinne ihrer Integritätsanſprüche. Neben Beiden fteht 
unabhängig der gejunde Menfchenverftand, der da fagt, daß es 
eine mindeftend auffallende Handlungsweile gegenüber einem 
Volke ift, wenn man ihm einerfeit feierlih die Möglichkeit der 
Abtrennung von einem beftehenden Staatöverband eröffnet, ande: 
rerfeitö die Zumuthung macht, gleichzeitig für die Einführung 
einer neuen Staatsordnung ſich zu bethätigen und durch ſolchen 
Aft die auf die erfte Alternative fih gründenden Hoffnungen 
jelbft todt zu ſchlagen. 

Im Bezirk Utznach verlief es Ahnlih wie in Sargand. An 
die Gemeinden der ehemaligen Landſchaft Utznach erließ die Re— 
gierung, gleib wie an die Sarganfer Gemeinden, die Auffor- 
derung, von jeglichem Widerftand abzugeben, den verfafjungs- 
mäßigen Behörden in Allem Gehorjam zu leiften, die rüdftän- 
digen Steuern zu entrichten, aller weitern unerlaubten Bedroh— 
ungen und Bewegungen fi zu, enthalten, mit- dem Beifügen: 
die dazwilchen gefommene Anſprache eines eidgenöſſiſchen Mit— 
ftandes jei zwilchen dieſem und ber Regierung auszutragen; 
die Utznacher Gemeinden jollen fich dießfalls Feine Einmiſchung 
anmaßen; für den Fall befrievigenden Verhaltens wird Amneftie 
zugefagt, für den Gegenfall mit Strafeinleitung an die Gerichte 
gedroht. Schmid in Laden, und durd ihn die Regierung von 
Schwyz, erhielt aldbald Kenntniß von der Aufforderung. Auf: 
dermaur jammelte Geld und Waffen zu allfällig bewaffnetem 
Widerſtand zu Gunften ver Landſchaft Utznach; 100 Louisd'or 
hatte er von Genf her verfügbar; durch Schultheiß Rüttimann 
waren ihm 100 Gewehre aus dem Zeughaus von Luzern zuge: 
fihert. ) Die Gemeinden der Landfchaft Utznach antworteten 


) Kommiffiondverhandlung in Schwyz, vom 27. September. Im 
Kantonsarchiv von Schwy. 
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der Regierung von St. Gallen gemeinfam, beriefen fid in ihrem 
Schreiben auf den durch die Aufhebung ter Mebdiationsafte her- 
geftellten älteren Rechtszuſtand, d. 5. Auf ihre dadurch wieder 
erworbene Unabhängigkeit, die ihnen erlaube, über ihre Zukunft 
nad eigenem Ermefjen zu verfügen. Das fei Bafid ihrer ganzen 
Handlungsweiſe; übrigend werben fie gerne alle gejeglichen 
Pflihten gegenüber der Regierung von St. Gallen erfüllen, die 
Abgaben bezahlen, der Obrigkeit gehorden, Alles in dem Sinne 
und für jo lange, bis über ihr Begehren, mit dem Kanton 
Schwyz vereiniget zu werden, fompetenten Ortes entſchieden fein 
werde; mittlerweile aber verwahren fie fih gegen die Einführung 
der neuen Berfaflung und Vornahme ver Wahlen. Die Re: 
gierung antwortete glimpflih und gab verlängerten Termin für 
Bornahme der Wahlen, doch follen fie jedenfalls noch vor dem 
25. September ftattfinden. Nun neue Verwendung von Schmid 
bei den Behörden in Schwyz zu Gunften von Utznach; viele 
entfendeten den Altftatthalter Dr. Karl Zay nah Schloß Grinau, 
der zu perjönlicher Rückſprache mit den Vorftehern der Utznacher 
Gemeinden fib auch nab St. Gallenfappel begab, dann auf- 
tragsgemäß jene Vorfteher „bei ihrer perjönlichen Verantwort⸗ 
lichkeit“ ſchriftlich aufforderte, die Wahlen zu unterlaſſen und 
unbeſchränkt den Statusquo zu handhaben, überhaupt alles zu 
meiden, was bie Zukunft präjubiziren könnte. Hievon machte 
Zay Anzeige an den Vollziehungsbeamten von Utznach, fih auf 
den von der Tagjagung felbft anerfannten Statusquo berufend. 
In Uebereinftimmung hiermit unterblieben die Wahlen in den 
beiven großen Kreifen Utznach und Eſchenbach. Rapperſchwyl, 
jehr unwillig, daß es nicht jo günftig behandelt worden als die 
Stadt St. Gallen, entfendete deßhalb eine Klagihrift an Capo 
d'Iſtria nach Zürich, der entſchuldigend, aber auch mit der be- 
ftimmten Erklärung antwortete, daß alles, was die Stadt 
Rapperſchwyl bezüglich einer gejönderten Exiſtenz begehre, ſchlechter⸗ 
dings zu gewähren unmöglich fei; dann fih auf eine Empfehlung 
an Müller-Friedberg befchränfte, Rapperſchwyl fo viel möglich 
anläßlih des Gemeinde-Organifationsgefeges zu berüdfichtigen. 
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Die alte Landſchaft war ebenfalls aufgeregt, verftimmt und 
dem Wählen ungünſtig. Im Kreife Wyl erhob fih auf meh: 
rere Verſuche des Friedensrichterd, zur Abmehrung zu gelangen, 
feine Hand; num machte Wirz a Rudenz anſchaulich, daß es fi 
zieme, vor Allem aus den Enticheid des Wiener Kongreſſes 
über das Schidjal des Kantons, namentlich über die Anjprüche 
des Fürften abzuwarten; die Meinung von Wir; unterftügten 
viele andere Bürger aus den erften Geſchlechtern Wyl's; erzürnt 
rief Einer aus: wohl habe vie Eidgenoſſenſchaft (durch ven 
Bundesentwurf) das „Unterthanenrecdht” abgeichafft; aber die 
Regierung wolle nun ein „Sflavenrecht” einführen. Der Kreis 
wählte nicht. Das gleibe Ergebniß bewirkte, im Kreis Ober: 
büren, Philipp Hug (von Laupen): man werde nur wieder 
„angeführt“; von der jegigen Regierung wolle er nichts; man 
jolle den Wiener⸗Kongreß abwarten; ver gewejene Fürft und 
Herr behaupte feine Rechte, und er (Hug) finde, daß ihm die 
Regierung gehöre, nicht denen Anderen. Mit diefen Worten 
entfernte er fi; die übrigen Bürger ihm nah, denn „Philipp 
hat Recht“, fagten fie, „unterm Fürften haben wir nichts zah— 
len müfjen“. In der SKreidverfammlung von Goßau waren 
Schaffhaufer und Ammann Grüter von Andwyl, die Vertrauens 
männer ded Wolfe, nicht erjchienen; darum fagten die Bauern: 
wär etwas Guted an der Sache, fo würden diefelben nicht auss 
geblieben fein. Weiter riefen fie aus: „man wolle (zwar) eine 
Regierung, aber nicht das alte Eoftjpielige Zeug. Man folle 
traten, daß der Bauer und der Herr zugleich beftehen können. 
Der Große Rath jei ja letzthin völlig auseinander gelaufen, 
und die Annahme der Berfafjung nur ein Machwerk Weniger.” 
Schildknecht, der Vollziehungsbeamte, war turd das Gefehene 
und Gehörte jchwer betroffen; „ſolche Auftritte würde ich nicht 
mehr aushalten“, jchrieb er an die Regierung; ferner: das Volk 
wünjche, theilweiſe wenigftens, die ehevorige fürftliche Regierung; 
wer aber auch der neuen zugethan fei, fühle fib durch das fehr 
beengte Wahlrecht des Volkes „in feiner Freiheit beſchränkt“; 
man bejorge Schlimmeres noch als unter der bisherigen Ver— 
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fafjung (Briefe vom 18. und 19. September). Die Gemwählten 
verweigerten die Annahme. Die Kreile Steinady und Untereg— 
gen gehörten ebenfalls zu den MWiverfeglihen. Die Kreile 
Kirchberg und Mosnang wählten au nit; in Kirchberg war 
wegen Tumult nichts zu machen; in Mosnang verlief die Ber: 
jammlung zwar ruhig, aber unter jcharfer Begründung der Op— 
pofition gegen die Regierung: der Große Rath follte nicht zum 
Drittheil, fondern ganz neu gewählt werden; die Regierung jei 
zu Foftipielig und brüdend, während unter dem Fürften mit Be- 
zahlung des „Faſtnachthuns“ Alles abgethan gewejen; der Kon- 
greßentjcheid fei jedenfalls abzuwarten, ver vielleiht dem Fürs 
ften fein Eigenthum zurüderftatte, feine Anfprühe auf die Grafs 
Ihaft Toggenburg und die alte Landichaft anerfenne; träten Uß- 
nah und Sargand in alte Verhältniffe zurüd, jo müßte auch 
dem Toggenburg das gleiche Recht zuftehen. In Bütſchwyl 
wählte nur eine Feine Zahl Bürger, nachdem die weglaufende 
Mehrheit ihren Klagen Luft gemacht: daß die Fünftige Ver: 
fafjung eigenmächtig, ohme Zuthun des Volkes, entworfen worden 
und Alles wieder zu Foftipielig angelegt fei, weßhalb fie die 
alte Toggenburger Verfaffung wieder verlangen. Unbotmäßigfeit 
herrſchte au in andern Beziehungen. Als in dieſen Tagen auf 
Bundesgeheiß zwei Scharfihügenfompagnien nah dem Kanton 
Teſſin abgehen follten, hatten fie die Verweigerung der Eides— 
leiftung verabrebet; der Ungehorfam hatte feine vorzüglichen 
Träger in den Offizieren. Der Negierungspräfident, Oberſt 
Mepmer, war felbft zu fommandiren genöthigt. Dieß wirkte; 
die Dffigiere gehorchten; lau folgten die Soldaten. 

Mit ſchwerer Sorge blidte der Kleine Rath) auf den Aus- 
gang der Wahlverhandlungen. Meßmer wollte in dem Gefchehe- 
nen das Ergebniß einer weit verzweigten Verabredung ſehen, 
und meinte, mit Verhaftung der Anführer wäre geholfen. Man 
berief ein Mitglied der Gefandtihaft aus Zürich zur Mitbera- 
thung. Alsbald erfchien ver Geſandte Zollitofer im Rathsſaal 
zu St. Gallen. Er und andere riethen zu ftrengen Maßregeln; 
Falf und Dudli dagegen empfahlen große Mäßigung im Bor: 
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gehen; fie ernteten Vorwürfe, daß hiedurch nur die Mebelgefinn- 
ten begünftiget würden; die opponirende Minderheit erhielt fein 
Gehör, wenn fie jagte: „daß die Konftitution, welde nur ein 
Zwangswerf der Minifter ſei, dem Volke fein Urrecht nehme; 
daß man das Volk fchonen müfje, das feine Freiheit nicht gerne 
vermißt, und glaubt, es ftehe ihm zu, die Konftitution anzuneh— 
men oder nicht und in diefem Glauben die Einführung verjelben 
ablehnt.” 1) Beihluß: alle Widerfpännigen zur ftrengften Ber- 
antwortung zu ziehen, mit Thal den Anfang zu machen; Egger 
und Speder (die Bollziehungsbeamten ter Bezirfe Rorſchach 
und St. Gallen) als Unterfuhungsfommifjäre zu beftellen, die 
Schuldigen einzuberufen, in Unterfuhung zu ziehen und am 
Hauptort bis auf Weiteres in Haft zu behalten. Diefe Maß— 
nahme traf Jakob Keller (von Thal), Philipp Hug (von Lau- 
pen) und Wirz, auf den die Regierung „am gierigften“ war. ?) 
Auch Graf (von Rebftein) und ein paar andere Rheinthaler wur: 
den in erwähnter Weiſe eingezogen. Zugleih wurbe tie Ab- 
haltung neuer Kreisverfammlungen zur Vornahme der Wahlen 
beihloffen (21. September) und durch Kreisichreiben vom folgen- 
ven Tag befohlen; die Verfafjung ftehe bereitd unter Gewähr 
der Eidgenoſſenſchaft, fchrieb die Regierung, und Nachficht könne 
fie nicht länger gewähren, Störer der Wahlverfammlungen over 
der öffentlihen Ruhe würde fie „ald Rebellen an Leib und 
Gut beftrafen Taffen”. Die Vorgeladenen ftellten fib in St. 
Gallen und wurden allda in Haft geſetzt und einvernommen; 
Wirz und Hug wurden, auf befondere Verwendungen im Klei— 
nen Rathe, bald wieder entlafjen. Jakob Keller von Thal hatte 
fi vor feinem Abgang nad der Hauptftant durch einige feiner 
Meinungsgenofjen jchriftlih veriprechen laſſen, daß fie jederzeit 
treu zu ihm halten werden. Sie hielten Wort und jchaarten 
fh zufammen. Die Regierung, am 22. September früh mor- 
gend außerordentlih verfammelt, erhielt Kunde von einem Be— 
riht des Friedensrichters Kuhn von Thal, wonad fi bei 


*) Woͤrtlich aus Falk's Darftellung der Ereigniffe u. f. w. 
?) Falk, am angeführten Ort. — Protokoll des Kleinen Rathes. 
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Bäder Bärlocher bereit 81 Männer eidlich gegen die Einführung 
der Verfaſſung verſchworen hätten und Geld zufammenfcießen. 
Eine neue Verſammlung der Unzufriedenen auf gleihen Abend 
vorausjegend, gedante nun der Kleine Rath „durd unermwartes 
ten Ueberfall dad Neſt auszuheben“ und dadurch allem Wiber- 
ftand ein Ende zu machen. ) Zu dieſem Zwede befehligte er 
die Grenadierfompagnie der Legion, welcher jpäter ein Detafche- 
ment Jäger nacgeihidt wurde, unter dem Oberbefehl des 
Majord Daniel Steinmann, zum Aufbrub nah Thal, mit 
Auftrag, fie auf Koften der Schuldigen in die Wirthshäuſer zu 
verlegen, die Führer zu verhaften und ſich ihrer Sammelgelver 
und alfälliger Berlammlungsprotofolle zu bemädtigen. Zur 
Ausführung wurde der Graminator Klemens v. Saylern als 
Regierungsfommiffär dahin abgeordnet. Die Abendverlammlung 
fand ftatt; Saylern umzingelte mit feinen Grenadieren das 
Haus, verzeichnete die Theilnehmer (deren ungefähr ſechsund— 
dreißig), verhaftete die Häupter und lieferte fie, fünf an ber 
Zahl, unter Militärbegleit bei abſcheulichſten Wetter in der 
Naht auf den 23. September ald Gefangene nad St. Gallen. 
Erbittert über das Gefchehene rotteten fih am folgenden Morgen 
ein paar Hundert Bauern „auf dem Trüeterhof“ bei Thal’ zu— 
ſammen, rüdten, zwar unbewaffnet, doch mit Ungeftüm und die 
Militärpatrouillen vor fich her jagend, zum Haufe des Friedens— 
tihterd und verlangten drohend die Freilaffung der Gefangenen 
und Hebung verfciedener Beichwerden. Nah langen Borftel- 
lungen des Regierungsfommiffärs und des Militärfommandanten 
ging endlich der Haufe auseinander. Indeſſen liefen Sendlinge 
durch das Rheinthal hinauf bis Marbach, „Hülfsvolf“ zum 
Zuzug aufzufordern. Kommiſſär Saylern erftattete Bericht und 
verlangte weitere Verhaltungsbefehle.. Die Regierung gab zwar 
Vollmacht, im Außerften Fall Gewalt mit Gewalt abzutreiben, 
war aber über bie eingetretene Sachlage bereitö dermaßen ers 
Ihroden, daß fie auf eigenen Rüdzug Bedacht nahm. Sie be 
fahl jolhen der Grenadierfompagnie und dem nadgerüdten 
9 Falk: Darftellung der Greigniffe u. f. w. 
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Detafchement, mit dem bejonderen Auftrag jedoch zu vermeiden, 
daß diefer Rüdmarfh etwa als Flucht erjcheine. Regierungs- 
rath Meßmer wurde in das Rheinthal abgeorbnet, um ficheren 
Bericht einzuziehen. Gegen Mittag den 24. September (Sams: 
tags) rüdte die Erefutiondmannjchaft, von ihrem Feldzuge heim- 
fehrend, wieder in St. Gallen ein, von zahlreihem Volke ums 
geben, das über die mißlungene Erpebition zugleich lachte und 
Ihimpfte. Die Regierung wurde in den Wirthshäufern und 
auf den Gaſſen der Gegenftand des allgemeinen Geſpöttes. Die 
Grenadiere felbft hatten den Geiſt der Unbotmäßigfeit aus dem 
Rheinthal zurüdgebraht und fanden in ihrer Gefinnung bereits 
auf Seite des Volkes. Aufftändiihen, die fih in Thal, noch 
vor ihrem Abmarfche, wieder gefammelt, hatten fie ganz fried- 
ſam zugerufen: „Seid rubig, Ihr Männer, wir thun Eud) 
nichts zu leid!” ') Die Regierung ſaß auch am 24. September 
jo zu fügen in Permanenz. Im obern Rheinthal war ed vers 
hältnigmäßig ruhig; auch die anfänglichen Berichte über die Zus 
fände im untern Rheinthal lauteten nicht ungünftig. Allein 
ſchon in der Naht vom 23. auf den 24. hatte fi neuerdings 
eine Anzahl Aufftändifcher, dießmal im Bauriet, angejammelt, 
wohin aud vie Oberrheinthaler bejchieden waren. Sie zogen 
vor die Häufer einzelner Bürger und Beamten, jo vor jene des 
Triedensrichterd Kuhn und Kantonsraths Sanktus Bärlocher, 
drangen ein, trieben viel Unfug mit Gelärm und Trunf und 
ertrogten von ihnen Ichließlih die Unterzeichnung eines Schreibens 
an die Regierung, durch welches die Freilafjung der Gefangenen 
verlangt werben jollte. Des Morgens am 24. hatte der Auf- 
ftand gewifjermaßen ein militärifches Ausfehen gewonnen; die 
Thaler erjhienen in Montur und Armatur und bewachten in 
biefer Haltung die genannten Beamten jo zu jagen als Geileln 
für jo lange, bis obiger Zwed, Freilaſſung der Gefangenen, 
erreiht war. Die von den Thalern aber in das Oberrheinthal 
erlafjenen Mahnungen um Zuzug blieben, wie fich jpäter her: 
“ausftellte, wirkungslos. Aus folben und ähnlichen Nachrichten 
‘) Privatbrief eines Zeitgenofjen, vom 21. Dftober 1814. 
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ſchloß die Regierung auf eine „volftändige Snfurreftion“, ob» 
wohl fih aus den VBerhören mit den Gefangenen bereitd das 
Uebertriebene, zum Theil ganz Unwahre des Kuhn’ichen Bes 
rihted ergeben hatte; fie bejorgte einen allgemeinen Zug nad 
der Hauptftadt, traf daher Anftalten zu ihrer WVertheidigung, 
verlangte bewaffneten Zuzug bei der Regierung von Thurgau, 
für den Fall der Außerften Noth auch bei Appenzell A. R., von 
dortiger Regierung aber zunächſt, daß allfälligen Infurgenten 
aus dem Rheinthal weder Durchpaß geftattet noch irgend welcher 
Vorſchub feitens der appenzelliihen Bevölferung gewährt werde. 
Vorangehend (am 23. September) hatte im Auftrage der Re- 
gierung die Gejandtichaft in Zürich bereits die Fräftigfte Da— 
zwifchenfunft der Tagfagung verlangt. Am 24. September 
Nachts 9 Uhr traf bei der Regierung, hoch zu Roß, eine 
Bauernftaffete aus Thal ein, mit dem durch ſechs Vorgeſetzte 
aus den Gemeinden Thal, Berned und Rebftein (Kuhn voran) 
unterzeichneten Schreiben, welches über die ftattgehabten Verhaf— 
tungen Verwunderung ausfpricht und verlangt, daß die Verhaf- 
teten (Bürger der drei eben genannten Gemeinden) auf ber 
Stelle und ohne Ausnahme losgelaffen werden; beigefügt war 
Drohung durch Selbfthülfe, falls nicht entiprochen würde. So 
lautete das von den Aufftändifchen ertrogte Verwendungsſchreiben. 
Angit und Schreden bemächtigte fih der Mehrheit der Regie- 
rung; fie ſah ſich ſchutzlos; unter dem aus dem Rheinthal zu- 
rüdgefehrten, nun in der Stadtfaferne einlogirten und durch die 
in der Zwijchenzeit aufgebotene Scharfihügenfompagnie der Les 
gion verftärften, durch zahlreiche Beſuche aus der Stadt vielfad 
aufgehegten Militär brach eine Meuterei aus, die nicht gedämpft 
werben fonnte und zu zahlreicher Defertion führte, von der aud 
die Scharfihügen nicht frei blieben. Unter dieſen Umftänden 
wid die Regierung (fpät Abends am 24. Sept.), gab dem Reiter 
die fchriftlihe Zufage an den Friedensrichter von Thal, daß fie 
früh morgend (Sonntag den 25.) die Gefangenen entlafen 
werde, wogegen fie erwarte, daß die Mißvergnügten zur gejeg- 
lihen Ordnung zurüdfehren werben. Folgenden Tages in der 
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Frühe ließ der Regierungspräftvent (Gmür) die Gefangenen vor 
fi fommen und fündete ihnen, unter zeitgemäßen Ermahnungen, 
ihre Freilafjung an. Hiermit hielt die Regierung, bis zur An— 
funft eidgenöffticher Repräfentanten und des verlangten bewaff— 
neten Zuzugs, die Sade für abgethan. Dem war aber nicht 
allffo; ihre Lage verichlimmerte fi von Stunde zu Stunde; 
Sonntags (in der Wormittagszeit) verweigerten die Legions- 
truppen, inbegriffen die Jägerkompagnie, ver Regierung felbft 
die ordentlibe Wache, verließen die Fahne vollends und lösten 
ih auf. Die Regierung war in ihrem Palaſt jo bloßgeftellt, 
ald wäre die Stadt wieder ſouverän, der gefürchtete Fürft wie- 
der in ben Mauern des Gtifted. Die um 5 Uhr Abends 
empfangene Nachricht, daß ein Bataillon Thurgauer Hülfs— 
truppen im Anmarſch, vermochte fie nicht zu beruhigen. Spät 
Abends kam eine Schredenspoft aus dem Rheinthal; ein dem 
Regierungsrat) Meßmer wohlbefannter Bauer, der eben aus 
dem Rheinthal zu kommen vorgab, ſagte aus: die Rheinthaler 
Infurgenten feien im Anmarſch gegen die Stadt, in zwei Rich— 
tungen, über Teufen und von Thal her, während in Wirklic- 
feit das Volk draußen, namentlich in Thal und Umgegend, auf 
nichts als auf eigene Sicherheit und die frieblihe Erfüllung 
jeiner politiſchen Wünſche bedacht war. Gmür bot zur nädht- 
lichen Sitzung auf. Ob noch wirklicher Rathſchlag gehalten 
worden, iſt amtlich nicht ermittelt und beurkundet. Die meiſten 
Mitglieder des Kleinen Rathes ergriffen die Flucht: ) Regie— 
rungspräfident Gmür, Müller-Friedberg und Zollifofer nah Hub 
bei Romanshorn, Feld auf den Rotmonten in ein Bauernhaus; 
Germann jchlidy über die Berned und das Thal der „Demuth“ 
zum Pfarrer der Filiale St. Georgen; Falk und Dudli blieben 
zurüd, weil fie frei von aller Furcht waren; als Falf von 
jeiner entfernten Wohnung in die Eigung einrüden wollte, fand 
er dad Rathszimmer ganz leer. Meßmer blieb zur Hut des 

*) Nachdem fie dem Oberften der Legion, Regierungsrath Meßmer, bie 


erforderlichen Inftruftionen ertheilt hatten, fagt ein Privattagebuch des 
Kanzleidireftord 3. 3. Zollikofer. 
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Regierungsgebäudes zurüd, der Kanzleidireftor zur Sicherheit 
der Staatdardive. Die Flüchtlinge nad) Hub, die fih der „Re= 
gierungskutſche“ bedienten, begleitete der ftarf bewaffnete erite 
Standesweibel. Vergebens harrten Meßmer und die zum Schuge 
der Stadt in Dienft getretene Mannſchaft (zwei Feuerkom— 
pagnien und Freiwillige verfchiedener Waffen) nebſt ven auf 
dem Brühl und auf der Straße nah St. Fiden aufgeftellten 
Kanonen auf die Bauern; fein Bein erſchien. In der Stabt 
war die Flucht der Regierungsmehrheit ein Gegenftand der bit: 
terften Beurtheilung und wurde ihr nie verziehen. *) 

Die oben angeführte Infubordination und Dejertion der 
Legionstruppen bildet nad) ihrem Verlauf einen Theil ver demo— 
fratiihen Bewegung jener Zeit. Sie hatten fih anfänglich wil- 
lig geftellt. Was fie aber in Thal gehört und gejehen, ftimmte 
fie zu Gunften ver Bauern. „Es fei nicht recht,” fagten die 
Einen, „daß man den Bauern in Thal in ihren Forderungen 
nicht habe entjprechen wollen; fie ziehen nicht mehr gegen die: 
jelben zu Felde; es feien ihre Brüder.“ Hauptwortführer war 
der Grenadier Joh. Georg Engler (Schufter). „Können fie 
(die Miligen)" nit das Stimmrecht bei den Gemeindeverfamms 
lungen befommen, jo ſei man in militärifcher Hinficht nicht ver- 
pflihtet, der Regierung Dienfte zu thun;“ jo ſprach Engler; 
zum Schuge der Stadt dagegen gehen fie willig, nicht aber für 
die Regierung; fo fagte er weiter. Schufter Engler war es 
auch, der nah Abhaltung eines „Konvents“ der Legion die 
Dffiiiere um Berwendung erfuchte, daß überhaupt jedem Mili- 
tärpflichtigen das Stimmrecht bei den Gemeindeverfammlungen 
eingeräumt werde. In gleihem Sinn war fein Bruder (ein 
Tiſchler) thätig und laut; fo auch der Korporal Jakob Wild, 
ein in fpätern Jahren ſehr populärer Bürger der Stadt. Uebers 
all und immer, wo und wie wir den Urfachen des Aufitandes 
nachjpüren, bei den Bürgern wie bei den Milizen, tritt jeweilen 
die berechtigte Unzufriedenheit über die Verweigerung des allge: 
meinen Stimmredts hervor. 

) Handſchrift von G. 2. Steinlin, über die Legion. 
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Ebenfalls demokratiſcher Rüdfichten willen erhielt die Re— 
gierung von St. Gallen einen Abſchlag feitens jener von Appen« 
zen A. R. auf das Begehren bewaffneten Zuzugs; dieſe fchrieb: 
bereitwillig habe fie jede Betheiligung am allfälligen Aufftand, 
Lieferung von Waffen und Munition und Geftattung von Durchs 
marfch unterfagt; das Gefuh um Truppenzuzug habe fie da- 
gegen in Berlegenheit gejegt; weil fie dem täglichen freundnach— 
barlihen Verkehr der beidjeitigen Angehörigen, dem Geift und 
den Grundjägen des politifchen Wolkslebend im eigenen Land, 
und der Beibehaltung der Ruhe und der Eintracht in demſelben 
Rüdfihten ſchuldig ſei (26. September). Monate lang waren 
nemlich die Blicfe des Rheinthals nicht nur auf Appenzell J. R. 
gerichtet, von wo aus die gegenfeitigen Sympathien zulegt in 
ein wirkliches Bereinigungsprojeft ausliefen, ſondern aud auf 
Appenzell A. R.; und ſuchten die demofratifhen Rheinthaler 
einen Freund und Rathgeber, jo glaubten fie ihn in der Perſon 
des Landammanns Zellweger von Appenzell A. R. zu finden, 
zu dem fie häufig wanberten. Zellweger ſelbſt ift dieſen Ver— 
fehr nicht unfanntlich, weifet aber Behauptungen ver Rheinthaler, 
als hätte er ihnen bejondere Ermunterung angebeihen laſſen, als 
unrichtig zurüd; die verlangte Trennung des Rheinthald vom 
Kanton St. Gallen und jeine Aufftelung ald eigener Staat 
oder jeine Einverleibung in den Kanton Appenzell A. R. habe 
er ald Unmöglichkeit erklärt; Hinfichtlih ihrer auf die künftige 
Kantonsverfafjung bezüglihen Wünſche habe er fie an ihre eigene 
Regierung gewiejen; übrigens habe er auch mehrere vernünftige 
Wünjhe (der Rheinthaler) den fremden Miniftern felbft vorge: 
tragen und ſolche verfochten; hätte man benfelben mehr Rech— 
nung getragen, fügte er bei, jo wäre die Unzufriedenheit im 
Kanton St. Gallen nie auf den jpäter eingetretenen Grab ges 
ftiegen. Schließlich erklärte er, daß Rathgebungen feinerfeits 
fih auf die Zeit bejchränften, die dem definitiven Abſchluß der 
St. Galliſchen Verfaſſung vorangegangen. t) 

*) Brief des Unterfuhungstommifjärs Dery an Landammann Zell: 


weger, vom 5. Januar 1815, und Erwiederung bes leßteren, vom 9. Ja— 
Baumgartner LRanton St. Gallen. IL 24 


5 


Ueber die von der Regierung von St. Gallen angeipro- 
chene, nöthigenfall® bewaffnete Dazwiſchenkunft der Tagfagung 
war grundfäglic ſchon abgefchloffen (16. Auguſt). Es handelte 
fih alfo nur noch um die thatjächliche Anwendung des Beſchloſſe— 
nen. Gegen jenen Beſchluß legte Schwyz feierliche Verwahrung 
ein; er fei eine „auffallende Begünftigung” der St. Galliſchen 
Regierung, hinwieder „ein kränkendes Merkmal der Herabwürs- 
digung oder des Mißtrauend gegen zwei der älteften Bundes» 
ftände” (Schwyz und Glarus); daher die Erklärung von Schwyz: 
„der Einmarſch einer Fleinern oder größern Truppenzahl in bie 
benannten Landſchaften“ (Utznach, after und Sargans) „werde 
al8 eine gegen den Kanton Schwyz gerichtete Maßnahme be- 
trachtet werben”. Dieſe Erklärung wurde am 6. September in 
das Protokoll der Tagſatzung aufgenommen. Ueber das zwei 
Wochen fpäter von St. Gallen dringend geforderte wirkliche 
militäriihe infchreiten waltete langer Rathſchlag. Die Ge 
ſandtſchaft gab, vom Standpunft der Regierung aus, Bericht 
über die bereits erzählten Borgänge, führte zum Beweis, wie 
namentlih Schwyz bereitd amtlich in die Regierung von Utznach 
fih eingemilcht habe, das Schreiben Zay's vom 18. September 
an Vettiger und des erftern perfönliches Erfcheinen (mit Schmid) 
in St. Oallenfappel und dortige Konferenzverfammlungen mit 
den Abgeordneten der Landichaft Usnad an, und forderte zur 
Herftellung der gejeglihen Drdnung in den beiden Bezirfen 
(Utznach und Sargans) die bereitd durch Beſchluß vom 16. 
Auguft verheißene Intervention; ihrem Bortrag zufolge war die 
erefutoriihe Handbietung zur Einführung der neuen Verfaſſung 
in dem Beichluffe mit einverftanden. Vorſichtig ſprach Glarus 
und erwähnte, wie jene Landſchaften den Statusquo verftehen, 
ohne ausdrüdlich ihre Anficht zu der feinigen zu machen. Andere 
Gefandtichaften fanden es geradezu begreiflih, daß gedachte 
Landſchaften die Einführung der neuen Verfafjung ald Berän- 
derung des Statudquo betrachten und ſich deßhalb folde Ein- 


nuar. Auch Zellweger’d Brief an Dery, vom 24. gl. M. (Im Nftenband 
Nr. 1 über die „Sarganfer Unruhen“, in der Stabtbibliothef von Züri.) 
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führung verbitten. Nach zweitägiger Berathung erging ter Ber 
ihluß: Es jolle „zu Herftellung ver gejeglihen Ordnung und 
des Gehoriamd in den Diftriften Ugnah und Sargans, jo wie 
aud zu Handhabung des von der Tagfagung beichloffenen 
status quo“, die Regierung unterftügt und zu biefem Ende zwei 
eidgenöſſiſche Repräfentanten nad St. Gallen abgeorbnet wer: 
den; Alles fol wenn möglich auf gütlihen Wegen erzielt, falls 
jedoch nöthig, mögen auch Fräftigere Maßregeln ergriffen wer— 
den. Ausdrücklich aber wurde beigefügt: durch dieſe Vorkeh— 
rungen folle „dem Entjcheid über ‚die erhobenen Anſprachen eini- 
ger Kantone an dieſe Landestheile und über das endlihe Schick— 
ſal dieſer legtern im mindeften nicht vorgegriffen, und die Rechte 
feines Theils weder verlegt, noch gefährbet werben” (24. Sep: 
tember). Alſo blieb noch unbeftimmt, ob Utznach und Sargans 
Theile von Schwyz und Glarus. werden, ober foldhe des Kan— 
tons St. Gallen bleiben follen, und doch Erefution! Die finns und 
rechtlofe Verwirrung erfcheint noch ftärfer, wenn man erwägt, 
daß am 8. September die mehrerwähnte Webereinfunft als un- 
zertrennlicher Zufagartifel ded8 Bundes erflärt worden war und 
dag am 23. gl. M. St. Gallen jeglihe Einſprache gegen bie: 
jelbe zurüdgezogen und ihr unbedingt zugeftimmt hatte. Sofort 
nach gefaßtem Hauptbeichluß wurden der Geſandte von Appen- 
zell A. R.,, Landammann Jakob Zellweger, und Rathöherr Hans 
Gonrad Eicher von Zürih, zu Repräfentanten ernannt. Wolf 
und Regierung von Appenzell AU. R. ſahen jehr ungern vie Be- 
rufung Zellweger’8 zu diefer Sendung. ) Schwyz wurde durch 
Schreiben der Tagfagung aufgefordert, den status quo zu ehren 
und fi jeder Einmiſchung in die Verwaltung ded Landes (Utznach) 
jo wie jeder Friedensftörung zu enthalten. Unmittelbar nachher 
brachte die Geſandtſchaft von St. Gallen neuere umfaflende Be- 
richte über die Ereigniſſe auch in den übrigen Theilen des Kan 
tond, namentlich des Rheinthales, und verlangte wiederholt und 
dringend, nebft der Sendung der Repräfentanten, auch das mi- 

) Appenzellifches Monatsblatt. Trogen, 1829. Bericht des Land: 
ſchreibers Tobler über die Vorgänge im Sarganferland. S. 161 bis 175. 
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litäriſche Einfchreiten. Dieß erzwedte den Auftrag an die Re- 
präjentanten, „unverzüglih” nad, St. Gallen abzureifen, und 
das Aufgebot zweier Bataillone zu unverweiltem Einmarſch auf 
erfted Begehren der Repräjentanten. Die Beichlüffe der Tag- 
fagung und die fchriftlihe Vollmacht der Repräjentanten ent- 
bielten fein Wort von der Einführung der neuen Berfaflung. 
Erfreut vernahmen die Gefandten von Rußland und Großbritan- 
nien das Beichlofjene, fanden ed aber doch nicht ganz genügend; 
daher jchrieben fie zu Handen der Tagſatzung (26. September) 9: 
ed ſei hohe Zeit, daß die Regierung von St. Gallen in die 
Lage verjegt werde, die neue Verfafjung in Wirffamfeit zu jegen, 
Übrigens mit dem Flaren Vorbehalt, daß dadurch dem endlichen 
Schidjal der mehr beſprochenen Landestheile nicht vorgegriffen 
werde. Diefe Mahnung veranlaßte jofort einen Zufag zur Ins 
ftruftion der Repräfentanten, wonach fie zur öffentlichen Erflä- 
rung im Kanton St. Gallen bemächtiget wurden: daß es „ber 
ftimmter Wille und fefter Entjchluß der Tagfagung fei, die Eins 
führung der neuen Berfafjung in allen Bezirken ohne Ausnahme 
zu unterftügen”, alles unter dem ſchon erwähnten Vorbehalt. 
St. Gallen hatte einen Tag lang nur eine halbe Regie 
rung (26. September). Meßmer erwartete noch immer ben 
Bauern-Landfturm und refognogzirte felbft bis zur Martind- 
brüde; enttäufcht ließ er enblih die an der Straße nad St. 
Fiden aufgepflanzten Kanonen in die Stadt zurüdführen. In 
den Morgenftunten waren bie Repräfentanten eingetroffen; fie 
pflogen Rathihlag mit den anweſenden Mitgliedern ver Regie- 
rung (Half, Dubli, Germann; ob Meßmer und Feld eben jept 
auch dabei, ift nicht gewiß), und übergaben ihre Krebitive; man 
iprab von Erlaß einer Proklamation, verjchob aber die Abſchlüſſe 
auf den folgenden Tag. Nach eingebrochener Nacht famen aud 
die hohen Flüchtlinge aus Thurgau zurüf und am 27. morgend 


1) Vorher Hatten fie ausführliche Mittheilungen über den Stand der 
Sachen von der St. Gallifchen Geſandtſchaft verlangt. (Schreiben Reutti’s 
an Gapo d'Iſtria, vom 23. September; im Züricher Aftenband über die 
Sarganfer Unruhen, Nr. 1.) 
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nahm Gmür feine Präſidialverrichtungen wieder auf. Nun aber- 
mald gemeinfame (und nahezu vollftändige) Sigung mit den 
Repräfentanten; durch den Bericht über die wirflihe Sachlage 
überzeugt, daß vor der Hand bewaffnetes Einfchreiten nicht ers 
forderlih, entließen fie, was an St. Galliihen Milizen noch 
etwa in Dienft war, mit einziger Ausnahme ver für ihre Ehren- 
wache erforderliben Mannſchaft; den auf dem Marfch begriffe- 
nen Thurgauern wurde der Befehl zugefhidt, bis auf ausprüd- 
liche Forderung der Repräjentanten nicht einzurüden. Aber fie 
waren, von Neufirch her, fchon in den Kanton einmarjchirt und 
wollten auf das Nacıtlager in der Stadt St. Gallen nicht ver- 
zichten. Mit dem höchften Unmwillen vernahmen dieſes die Bürger 
der Stadt, lärmten und fchimpften über die Regierung, wollten 
durhaus feinen Mann zur Einquartierung übernehmen. Der 
Gemeinderath ſah fi genöthiget, die drei der Stadt angewie- 
jenen Kompagnien in den Wirthshäuſern unterzubringen; mit 
der vierten Kompagnie geihah das Gleiche im Tablat, da die 
Bewohner von St. Fiden dem Beijpiele der Hauptitadt folgten. 
Die Repräjentanten erließen an „ſämmtliche Bürger des Kan 
tons“ eine Proflamation im Geift ihrer Aufträge, mit ausprüd- 
licher Beftätigung, daß die Einführung der Verfaſſung altfällig 
„zu verändernden Kantons-Eintheilungen“ keineswegs vorgreife; 
fie erklärten jeden Widerftand ald „unrechtmäßig und ftrafbar“ 
(27. Sept.). Am folgenden Tag begaben fich Zellweger und 
Eicher nad Rheineck, verfammelten dort die Ammänner aller 
Gemeinden des Rheinthals, auch die Urheber der befannten Auf- 
tritte in den Kreißverfammlungen von Thal, Berneck und Mar: 
bach um fih, legten ihnen die Nothwendigfeit der Einführung 
der neuen Berfaffung an's Herz und machten fie mit der ſchweren 
Verantwortlichfeit für jeglihen Wiverftand befannt. Die Ein- 
berufenen fagten ihre Unterwerfung und Mitwirfung für den 
bezeichneten Zwed zu. Der Aufftand im Rheinthal war zu Ente. 
Sonntags den 2. Dftober wurden in den rüdftändigen Kreifen 
des Rheinthals die verordneten Wahlen vorgenommen. Die von 
der Tagſatzung aufgebotenen und bereits in Marſch befindlichen 
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Truppen aus Zürih und Aargau erhielten Gegenbefehl und 
nahmen zunächſt Stellung in Elgg. Den in ver Stadt St. 
Gallen und Umgegend liegenden Thurgauer Milizen wurde, nad) 
einem Rafttag, der Rüdmarfh über Goßau und Wyl nach ihrem 
heimarhlihen Kanton befohlen. In Goßau wußten die Bauern 
recht gut, was fih die Städter im Regierungsgebäude und in 
der Stadt jelbft herausgenommen; fie thaten daher wie viele, 
und ed mußte ebenfalld zur Einquartierung in den Wirthshäu— 
jern Zuflucht genommen werden. Ohnehin war die Voranzeige 
durch den Fourier eine verfpätete gewejen. Einige muthwillige 
Schimpfworte und Nedereien aus der Bauerſame liefen mit. 
Aber im Ganzen wurde der Kommandant Egli und feine Truppen 
doch mit Anftand empfangen. ') Auf dem Weitermarfch lehnte 
Zutzwyl die verlangte Einquartierung einer Kompagnie ab. 
In Wyl verweigerten die Bürger und ber Gemeinderath die 
Einquartierung anfänglich ebenfalls; dem umftehenden Volf ges 
genüber fommanbdirte num Egli, in feinem Uebermuth: „Bataillon 
zum Feuer!” 2) Die Wyler zeritreuten fib und der Komman— 
dant erreichte jeinen Zwed, daß für beinahe gefammte Mann» 
ſchaft Quartierbillete abgegeben wurden. Am 30. September 
morgens verließ diefe Truppe das St. Galliihe Gebiet. Mitt- 
lerweile waren die Repräfentanten auch jelbft in den Bezirk 
Goßau eingerüdt. Sie forderten, mahnend und belehrend, auch 
bier was im Rheinthal. In Goßau hatte eine Vorverfammlung 
ber Bauern im Hirfchen fih zu der Erflärung vereiniget: eine 
Revolution wollen fie nicht, wohl aber eine Verfaffung, „bei 
der man es aushalten könne”; fie verlangen die dem Volk ge 


) Berhöre mit Gemeinderath Künzle und mit dem Kaufmann Löw, 
und Berichte des Bollziehungsbeamten Scildfneht (vom 30. September 
und 2. Dftober). 

2) Ernſtlich war es aber doch nicht gemeint. S. Bericht Egli's an 
die eidgenöfflfche Militärfommifften in Zürich, vom 9. Oktober 1814. Im 
oben angeführten Aktenband der Stadtbibliothet von Züri. Egli ergeht 
fi in feinem Bericht eben fo leidenſchaftlich ald unwiſſend über den Cinfluß 
der „Briefter”. 
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bührenden Rechte, namentlich eigene und freie Wahl der Kan— 
tondräthe. In diefem Sinne fchrieben die Vorfteher von Goßau, 
Andwyl, Niederwyl, Waldkirch, Bernharbzell und Niederbüren 
an die eidgenöffiihen Repräfentanten ; fie tadelten das ganze bei 
der Aufftellung der neuen Verfaſſung eingehaltene, volkswidrige 
Verfahren, wie das Ergebniß jelbft, beklagten die mın nod) 
größeren Beihränfungen, als die früheren gewejen, wünſchten 
daher eine andere, befjere, entiprechende Verfaſſung; inzwifchen 
haben fie die Bürger zur Ruhe gemahnt (Worftellung vom 29. 
September). Die betheiligten Kreiſe unterzogen ſich aber doch; 
die früher Gewählten nahmen an. In Wyl hatten die Repräs 
jentanten vier Stunden lang den Kantonsrath Wirz & Rudenz 
im Berhör; er gab eine beruhigende Erklärung für fein fünf- 
tiged Verhalten, ohne jedoch irgendwie eine ausdrückliche Mit- 
wirfung zur Einführung der Verfaffung zuzufagen (1. Dftober). 
Gleiche Einwirkung und gleiches Ergebniß gegenüber den von den 
Repräfentanten nach Gonzenbach berufenen Vorgejegten der Kreiſe 
Mosnang und Kirchberg. Mit dem bisherigen Erfolg waren bie 
Repräfentanten dermaßen zufrieden, daß fie tie Entlaffung der 
aufgebotenen Züricher und Aargauer Truppen verlangten, die dann 
auch erfolgte. Solche Unterwerfung haben aber die Repräjen- 
tanten durch Mittel erzielt, welche neue Täuſchung des Volkes 
bervorriefen; fie verlangten Gehorfam und eröffneten gleichzeitig, 
daß unbehindert gutfindende Wünfche an fie, die Repräfentanten, 
eingegeben werben mögen. Solches thaten dann in allem Ber- 
trauen und zwei Monate fpäter der Kreisammann von Goßau 
und die Gemeindevorfteher von Andwyl, Waldkirch, Niederwyl 
und Goßau in ausführlicher Bittfchrift, durch weldhe das ganze 
bei der Verfaſſungsänderung eingehaltene unvolfsthümliche Vers 
fahren, dann der Inhalt der Verfaffung jelbft, jo namentlich der 
verkünſtelte Artikel über die Zufammenfegung des Großen Rathes 
und die Aufftelung des Kantonalwahlfollegiums (in weldem das 
Volk nur eine Stellen-Affefurang für die bei den Kreis- und Des 
zirkswahlen durchgefallenen Regierungsräthe erblide), einer ſchar— 
fen Kritif unterftellt, auch die Wiederherftelung des Stiftes 
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Et. Gallen (ohne weltliche Herrſchaft defelben) verlangt wurde.) 
Viele Glieder der demofratiihen Partei jahen überhaupt die 
Repräfentanten als (ihnen günftige) Vermittler an. Go bie 
Ausihüffe von Altftätten, 3. B. Hengartner und Hand af. 
Eufter, welche den Landammann Zellweger, noch in dieſer Zeit, 
um Berwendung für Aufftellung einer wirklih volfsthümlichen 
Berfafjung baten (27. Sept). Ebenfalls in Folge „Ermuns 
terung” feitens der Repräfentanten erließ der wiſſenſchaftlich ge- 
bildete D. Good v. Greplang aus Mels eine Denkſchrift an 
diejelben über das Bebürfniß einer ganz anderen Verfaſſung für 
den Kanton St. Gallen, namentlih ganz direkter Wahlen in 
den Großen Rath (26. Dez.).?) 

Noch galt ed Sargand und Utznach zu gewinnen oder zu 
erobern. Nad längerer Berathung im Kleinen Rath von Et. 
Gallen wurde gefunden, mit der Landſchaft Sargand anzufangen, 
da, bei ver frieblicheren Haltung von Glarus, ald jene von 
Schwyz war, für die Einführung der Verfaffung im Sarganfer- 
land fein Widerftand von Seite des Standes Glarus beforgt 
werben mußte. Die Repräjentanten waren hiemit einverftanden 
und trafen am 7. Dftober im Städtchen Sargans ein. Der 
folgende Tag wurde zunächſt zur Einvernahme der erften Lan— 
desbeamten, dann der Borjteher des Landesausſchuſſes verwen- 
det; von jenen vernahmen die Repräfentanten, daß fie in ihrer 
amtliben Wirkfamfeit gänzlih gehemmt feien, alle thatſächliche 
Gewalt in den Händen des Landesausſchuſſes liege; hiermit 
empfahl der Bollziehungsbeamte Bernold das Land gütiger Be- 
handlung und fehrte, aus Beſorgniß vor Volksaufläufen, nad 
Wallenftadt zurüd. Den Bräfiventen des Landesausſchuſſes, 
Joh. Bapt. Gallati, wollten die Nepräfentanten durch verfcie- 
bene Fragen und Mahnungen zum Geftändniß bringen, daß er 
ganz in ungefegliher Stellung gehandelt habe und noch ftehe. 


) Borftellung an die Repräfentanten, vom 30. November 1814. Im 
Altenband Nr. 1 der Stabtbibliothef von Zürich, über die „Sarganfer 
Unruhen“. 

2) Im gleichen Attenbanv. 
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Sie fragten auch nad den Protofollen des Ausſchuſſes. Gal⸗ 
lati antwortete in der ihm eigenen gewundenen und ausweichen; 
den Art, hatte Entjchuldigungen für Alles und erklärte, daß er 
ald Abgeordneter des Landesausichuffes gehandelt habe und 
deffen Sade nicht untreu fein wolle. Hierauf Fündigten ihm 
die Repräfentanten an: er ſei gerichtlicher Unterfuchung verfallen, 
werde zu diefem Ende in Haft genommen und nad St. Gallen 
abgeliefert. Noch gaben fie ihm indeſſen Bedenkzeit und vers 
langten von ihm die Unterzeichnung einer Erklärung, durch welche 
er jeine verſchiedenen „aufrührerifchen Schritte” ſelbſt ald un— 
rechtmäßig und ftrafbar anerfennen und zugleich die Verficherung 
geben jollte, von nun an nad beften Kräften zu Handhabung 
der gefeglihen Ordnung mitzuwirken, den Geſetzen und der Re- 
gierung von St. Gallen gehorfam zu fein und auf ihren Ruf 
fib perfönlih zu ftellen. Doktor Good (Bater), ebenfalls vor- 
beichieden, erfannte geſchehene Ungefeglichkeiten und unterjchrieb 
fih in diefem Sinne. Gallati ſchickte fih an zu folgen, fofern 
ihm ein unparteiiſcher Richter zugefichert werde, was die Regies 
rung von St. Gallen, nad feiner Anficht, nicht wäre. Er erhielt 
nun die Zufage: daß Unterfuhung und Beurtheilung unter ihrem 
(der Repräfentanten) Einfluß ftattfinden werbe, und unterfchrieb 
alsdann. Noch denfelben Abend wurden dem Gallati die auf die 
Gründung und die Verrichtungen des Landesausſchuſſes bezüg- 
lien Bapiere abgenommen; einige bewaffnete und unbewaffnete 
Bauern, die fih in diefer Zeit vor dem Wirthshaufe anfam- 
melten und verjchiedentlih ihre Unzufriedenheit Fund gaben, wurs 
den befhwichtiget und zur Entfernung beredet. Gallati wurde 
nah Haufe entlaffen. Unter feinen Anhängern verbreitete fich 
alsbalt die Nachricht, dem gefeierten Führer ſeien die Papiere 
des Landesausjchuffes gewaltſam abgenommen worden. Die 
Aufregung im Volke wuchs. Sonntag den 9. Dftober fam- 
melten fi größere Mafjen in Sargans, zum Theil von Mels 
herangezogen, wo Johann Willi. die Bauern jelbft während ber 
Predigt hiezu anfgefordert hatte. Die Repräfentanten wurden 
nun wiederholt durch zahlreihe Mannſchaft, die ungeſtüm in 
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ihre Wohnung drang, aufgefordert, die dem Gallati abgenom- 
mene Erklärung und übrigen Papiere wieder herauszugeben, 
was von beiden NRepräfentanten abgelehnt wurde. Nach vielen 
Mahnungen und Erklärungen fchienen die aufgeregten Leute be: 
ruhigt abtreten zu wollen. Aber plötzlich erſchien Gallati, reizte 
tie Bauern aufs Neue, ftellte über die Aufgabe der Repräjens 
tanten Behauptungen auf, wonad fie nur vermittelnd zu wirfen 
hätten, was die Nepräfentanten als 'unrichtig zurüdwiefen. 
Längerer Wortwechjel folgte, wobei aus dem Munde der Bauern 
die bedeutfame Aeußerung fiel, daß es ihnen nicht fo faft um 
Anſchluß an Glarus, ald nur um eine mildere Regierung zu 
thun jei. Nachdem dieſe Auftritte länger denn drei Stunden 
gedauert hatten, erklärten die Nepräjentanten, daß fie nun ab» 
reifen, dann aber mit nöthiger Macht wieder fommen und der 
Eidgenoſſenſchaft Genugthuung verfchaffen werden. Das Volk 
ſchien fich der Abreife widerfegen zu wollen; Einer padte Zell» 
weger'n am Kragen, um ihn zurüdzuhalten, ließ ihn aber jos 
gleich wieder los. Endlich konnten fie in den Wagen einfteigen; 
in diefem Augenblick verfuchte noch Einer aus dem Haufen 
Kaſpar Hobi, von Ragnatib) durch einen feden Griff auf 
den Rathsherrn Eicher, der zwilchen Ober: und Unterfleiv Gals 
lati’8 Papiere fefthielt, ſich derjelben zu bemächtigen, was miß⸗ 
lang. Nachmittags halb fünf Uhr endlich reisten fie von Sar— 
gand ab; auf dem Rückweg meldeten fie aus Altftätten dem 
Kleinen Rath, was oben in Sargand geichehen. Montags 
den 10. hielten fie gemeinfamen Rathſchlag mit der Regierung, 
eilten dann nach Zürich und erftatteten folgenden Tages der 
Taglagung ausführlichen Bericht.) Von dieſer verlangten bie 


1) Theild aus Fall's: Darftellung u. f. w., theild aus dem angeführ- 
ten Bericht des Landfchreiberd Tobler, damaligen Sefretärd der Repräfen- 
tanten. Tobler tadelt Efcher'n wegen allzu großer Bitterfeit gegenüber ben 
Bauern, fand ſich zudem durch die gegenüber den demoktatiſchen Beftrebun- 
gen des Sarganferlandes zur Anwendung gefommene Zwangspolitif ſchmerz⸗ 
lich berührt und zog ſich daher von weiterer Betheiligung an biefer Inter 
vention zurüd. 
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Repräjentanten jchleunige militärische Maßregeln, „dem miß- 
fannten Anfehen ver Eidgenoſſenſchaft, der beleidigten Würde ver 
Taglagung und ihrer Repräfentanten Genugthuung zu verichaf- 
fen“, vorzüglich aber auch in der Abficht, „durch Unterwerfung 
der Landſchaft Sargans weitere Fortichritte des Aufruhrs, viel- 
leicht auch den Abfall anderer jegt wieder zur Ruhe gebrachten 
Gegenden ded Kantons St. Gallen zu verhindern“. Entipres 
chender Beichluß folgte: die Landſchaft Sargans joll militärifch 
bejegt, der Aufftand durch Waffengewalt bezwungen werden; 
drei Bataillone mit verhältnißmäßiger Artillerie und NReiterei 
murden zu biefem Zweck aufgeboten, ftärfere Machtentfaltung, 
wenn nöthig, vorbehalten. Den Repräjentanten wurden Boll 
machten bid zum Aeußerften ertheilt: „im Falle bewaffneten 
Miderftandes NRebellenchefs oder jolhe, die mit ven Waffen in 
der Hand ergriffen würden, einem Militärgericht zu überliefern“. 
Schwyz wurde zu feinem Verhalten durch befonderen Brief der 
Tagſatzung von dem Beichloffenen in Kenntniß geſetzt. Die 
eidgenöſſiſche Militärfommiffion gab Flug berechnete Befehle an 
den Truppenfommandanten zu Vermeidung jeglihen Konfliftes, 
falls Schwyz die Grafibaft Utznach bejegen und den Mari 
der Bundestruppen nad) Sargand irgendwie würde erjchweren 
wollen. Vorſichtig beftimmte fie auch alle Etappen für vie 
Truppen ohne Berührung des Schwyzer-Gebietd. Für den eben 
erfranften Oberſt Holzhalb trat Oberft Füßli aus Zürih in 
das Kommando ein. Die zunäcft aufgebotenen Truppen waren 
aus den Kantonen Zürih, Thurgau (wieder das Bataillon 
Egli) nebft einem Detachement Kavallerie aus St. Gallen, vie 
einen über den Wallenjee, die andern über das Rheinthal be- 
fehligt; in der Gegend des Scholbergs follten ſich die beiden 
Kolonnen in Verbindung fegen. In den militäriſchen Inſtruk— 
tionen war auch der Fall vorausgefegt, daß die Sarganfer „Ins 
furgenten? gegen die aus dem Nheinthal her marjchirende Kos 
lonne am Scholberg Widerftand Ieiften würden. Wie früher 
in St. Gallen die Erhebung im Rheinthal, jo hatte man in 
Zürih Willen und Kräfte des Sarganferlandes zum Widerftand 
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überjhägt. Ed war auf einen folchen nie ernftlih abgeſehen 
gewejen; wohl aber war das Volk erbittert, daß ed von ben 
Glarnern im Stich gelaffen worden.) Gallati floh in das 
Glarnerland; die Repräjentanten Zellmeger und Ejcher beſetzten, 
ohne das mindefte Hinderniß, aber zu großem Aerger der Glar⸗ 
ner, Sargans (17. Dftober); die Thurgauer rüdten am folgen- 
den Tag, vom Rheinthal ber, in die Nähe vor. Der Bolfs- 
ftimmung aber trauten die Repräfentanten doch nicht; fie for- 
derten auch noch das dritte Bataillon (Imhoof aus dem KR. 
Aargau), dad dann zum Theil als Referve in das Rheinthal 
verlegt wurde. Zugleih ließen fi die Repräfentanten durch 
Gerüchte erichreden, daß die unzufrievenen Sarganfer mit Ges 
finnungsgenofjen in Graubünden, dieſe hinwieder mit ſolchen 
im Teſſin, in Berbindung ftänden, das Komplot Begünftigung 
jeitend der Kleinen Kantone erwarte. Die Regierung von 
Graubünden feste fih mit den eidgenöffiihen Repräfentanten im 
Sarganferland in Verbindung, um von ihnen allenfalls nöthigen 
Zuzug gegen das Fatholiihe Volk im Hochgeriht Dijentis zu 
erhalten, welcher auch, in befcheidenem Maße und in zwei Ric 
tungen, über den Kunfeldpaß und rheinaufwärtd gegen Chur, 
zugefidhert, durch rubigeren Gang der Dinge in Graubünden 
jedoch überflüffitg wurde. Während im Sarganferland die Re 
präjentanten mit Berhaftungen und Verhören fich bethätigten, 
fam, zu großer Freude und Ermuthigung der hiebei Betheiligten, 
eine Abordnung ded Standes Glarus, Altlandammann Burger 
und Landeshauptmann Zwidi nad Sargand, mit dem bringens 
den Wunſch Namens ihrer Regierung, daß die Bejagungsmanns 
jchaft bälveft zurüdgezogen, für einmal mit ferneren Erefutiond- 
maßnahmen und Berhaftungen eingehalten werde, die Einführung 
der Kantondverfafjung nur in folher Weife vor fih gehe, daß 
ver feierlich zugeſicherte Statusquo keineswegs zum Nachtheil von 
Glarus abgeändert werde. Die Repräfentanten beriefen fih auf 
die Tagſatzung; diefe aber ging auf die Hauptfadhe des Glar- 
neriichen Begehrend nicht ein, faßte jevody den mildernden Bes 
) Berhör mit Franz Anton Good, von Melde, vom 22. Okt. 1814. 
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Schluß, die im Sarganferland liegenden Truppen bis auf ein 
Bataillon zu vermindern, das andere nebft Artillerie zurüdziehen 
zu lafjen. Betreffend die von den NRepräfentanten dringend ge: 
forderte Verhaftung und Auslieferung Gallati's lehnte die Tag- 
fagung eigenes Einſchreiten ab, da dieß gemeinjchaftliche Auf- 
gabe der Regierung von St. Gallen und der Repräfentanten 
jei. Jene jchritt dann zur Ausfchreibung und Signalifirung des 
noch immer gefürchteten Mannes (4. November), fequeftrirte 
fpäter auch jein Vermögen. Aber Gallati ließ ſich nicht finden; 
er hatte befiere Freunde als die Regierung von St. Gallen; 
aus dem Kanton Glarus z0g er für einmal in das Gebiet 
von Schwyz hinüber. Mittlerweile zogen die Repräfentanten 
die rüdftändigen Steuern im Sarganferland sein, bei 10,000 Gl., 
und, auf ihre Anordnung, fanden am 2. November die unmit- 
telbaren, am 7. die mittelbaren Wahlen ftatt. Die Unterjohung 
war vollendet, 

Mit Schwyz hatte St. Gallen fchwereren Stand als mit 
Glarus. Utznach war von der Erefution noch unberührt ges 
blieben. Die Proflamation der Repräfentanten vom 27. Sep- 
tember war dort, im Einverſtändniß mit Schmid von Lachen, 
nicht veröffentlichet worden. Schwyz juchte auch gegenüber von 
Glarus eine vereinfachte Rechtöftellung zu gewinnen und erjuchte 
um Ausftellung einer Urkunde, durch welche Glarus die Anſprüche 
auf Utznach ausſchließlich an Schwyz abtrete; Glarus lehnte 
dieß ab, denn es würde feiner „Reputation“ zumwiderlaufen und 
ed gedenfe zudem, den Bundesentjcheid über feine Anſprüche ab- 
zuwarten (27. September). Gleiche Ablehnung auch in ver 
Folge. Die Regierung von Schwyz verlangte beharrlih und 
durch wiederholte Schreiben an die Tagfagung die Handhabung 
des wirklichen Statusquo bis Austrag der Sache, alfo vor der 
Hand Niht- Einführung der neuen St. Galler-Berfaffung in 
Utznach. Nachdem Schwyz ſich monatelang von der Tagſatzung 
ferngehalten und vergeblih ſich abgemüht hatte, einen engern 
Bund der Urfantone zu Stande zu bringen, wofür es nur Nids 
walden gewann, trat die Regierung von Schwyz aus ihrer Ver: 
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einzelung heraus und es erichien eine perjönlicde Abordnung Des 
Kantons Schwyz in Zürih; es waren die Landammänner Zaver 
v. Wäber und Aloys v. Reding. Biele Beſuche abftattend, 
ſprachen fie auch bei Schraut zu, ernteten herben Tadel über 
die Iſolirung ihres Kantons und deflen Verhalten in der Utz— 
naher Sadıe; die Auslegung, die Schwyz dem Statusquo 
gebe, jei unannehmbar. Scraut und feine diplomatifhen Kol: 
legen gaben den Schwyzern zu verftehen, daß jchließlih ver 
Wiener Kongreß das enticheidende Wort über die Territorial- 
anftände jprechen werde. Am 26. Dftober erjdyienen vie beiden 
Schwyzer in der Tagſatzung ſelbſt. Mit Freuden aufgenommen 
verlangten fie in beredten Worten die Beihlußfaffung , daß bis 
auf Weiteres jeglicher Schritt zu Einführung der neuen Ver— 
faffung in Utznach unterbleibe, gedachten der in ihrem Kanton 
herrſchenden Aufregung des Volkes, das bereitd eine Landsge— 
meinde und eigene militäriiche Bejegung von Utznach verlangt 
hatte; eher als die beabfichtigte Veränderung des Statusquo zu 
dulden, würde Schwyz das Aeußerfte wagen; für Schwyz würben 
in diefem Falle auch alle anderen demokratiſchen Stände fid er- 
heben, riefen fie aus. Wäber hatte den Hauptvortrag, nament- 
(ih über den rechtlichen Theil des Geſchäftes, gehalten; nad 
ihm ſprach noch Reding, tief ergriffen, von ber traurigen Lage 
der Schweiz und führte der Tagfagung zu Gemüthe, daß die 
bis jest getroffenen Maßnahmen nicht die geeigneten zur Her: 
ftellung des innern Friedens ſeien. Alsdann verließen die 
Schwyzer Gejandten die VBerfammlung. Die Beratung war 
lebhaft. Die St. Galliihe Geſandtſchaft blieb nichts ſchuldig, 
ging auf den gefchichtlichen Gang der Sache ein, betonte insbes 
jondere, wie Schwyz im Jahr 1802 Utznach felbft zurüdge- 
wiefen habe. Abgeſehen von der Rechtöfrage fei die gleic- 
mäßige Einführung der Verfafjung Gebot abfoluter Nothwen- 
digfeit, für das Volf von Utznach felbft ein Vortheil, weil es 
dur den MWiedereintritt feiner Abgeordneten in den Großen 
Rath um jo beffer feine Wünfche und Bebürfnifje wahren könne. 
„Die Tagfagung habe nun zwifchen zwei Parteien zu wählen, 
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zwijchen dem, was ihre Ehre, was Bundespflicht und das 
wahre Intereſſe der gefammten Schweiz fordere, und zwiſchen 
Herabwürdigung und Schwäche”, und warnend ſprach die Ges 
ſandtſchaft im Schlußwort gegen etwaige Begünftigung und Er- 
weiterung bed Landsgemeindeſyſtems in ver Schweiz. Nadı 
mehrtägigen Zwijchenverhandlungen ftellte fih die Tagſatzung 
in einer Mehrheit von neun gegen fieben Stimmen auf bie 
Seite von Schwyz, ordnete vor Allem eine Vermittlung zwifchen 
den beiden ftreitenden Theilen an, und zwar folle diejelbe „noch 
vor Einführung der neuen Verfaſſung“ vorgenommen werben 
(29. Dftober). Für die Thätigfeit der Repräfentanten, die eben 
in diefen Tagen aus Sargand nah Utznach übergehen wollten, 
um bier, wie oberhalb dem Wallenfee, die neue Verfaffung eins 
zuführen, dann für die Regierung von St. Gallen, weldye bal- 
dige Konftituirung der neuen Kantonsbehörden in Abſicht hatte, 
wirfte der Beſchluß der Tagjagung gleih einem Donnerjchlag. 
Beidfeitige Berechnungen, Pläne und Wünfche waren, wenn 
nibt völlig vernichtet, doch gründlich durchkreuzt. Sehr 
aufgebraht über die Tagſatzung, eilte Zellmeger nad Zürich, 
um ihren Beſchluß rüdfgängig zu maden. In gleihem Sinn 
that die Regierung von St. Gallen das Ihrige, ohne unmittels 
baren Erfolg; fie mußte feitens der Bundesverfammlung noch 
Vorwürfe hinnehmen, daß fie zur Einführung der Berfafjung 
geichritten fei, ohne zuvor hierüber die Tagſatzung zu Rathe ges 
zogen zu haben (Schreiben vom 12. November). In eben bie- 
jen Tagen kamen die Repräfentanten nah St. Gallen, berich- 
teten über die Lage des Sarganferlandes, entließen von den 
Truppen das Thurgauer Bataillon nebft der Artillerie und Ka— 
vallerie, wurden feitend der Regierung durch eine Mahlzeit ges 
feiert und ftellten dann vor der Hand ihre Verrihtungen ein; 
Zellweger ging in feine Heimath, Eſcher zu feinen Lintharbeiten 
(11. Rovember). Die Regierung von St. Gallen legte münd— 
liche und fchriftlihe Verwahrung gegen den Beihluß der Tag- 
fagung ein, ftellte fpäter die Bedingungen, unter welden fie fid 
zur Vermittlung herbeilaſſe und erzielte wenigftend das Zuges 
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ftändniß, daß der Tagſatzungsbeſchluß den Rechten des Kantons, 
auch der Einführung der Berfaffung unnactheilig jein jolle, die 
Vermittler nicht befugt feien, ſich als Schiedsrichter aufzuwerfen, 
eben fo wenig den ftreitenden Gegenftand an das eidgemöfftiche 
Recht zu weiſen, endlich, im Fall des Sceiternd der Vermitt⸗ 
lung, der Status „des ganzen Geſchäfts“, wie er vor dem 
29. Dftober gewefen, wieder in volle Kraft treten werde (Be: 
ſchluß und Schreiben der Tagfagung vom 24. November). Die 
Regierung von Schwyz nahm einmüthig die Vermittlung an 
und berief ald Vermittler die Schultheißen Rüttimann von Lus 
zern und Glutz-Ruchti von Solothurn (ehemalige Landammänner 
der Schweiz) '), St. Gallen den Staatsrath Ufteri von Zürich 
und den Staatsrath Stehlin von Bafel, Mitarbeiter Eſcher's 
am Linthiwerf. Bei dem Vermittlungsvorftand war St. Gallen 
dur die NRegierungsräthe und Gefandten Zollifofer und Reutti, 
Schwyz durd die Statthalter Zay und Hediger vertreten. Zu 
vermitteln war nichts zwifchen den beiden Streitenden, da jeder 
auf feiner Forderung beharrte, Schwyz auf der Vereinigung der 
Landichaft Utznach mit feinem Kanton, St. Gallen auf der Ab- 
(ehnung jeglicher Gebietsabtretung, fo wie jeglichen Eintretens 
in irgendwelche Entfhäbigungsbegehren feitend von Schwyz. 
Die Bermittler waren gerade jo weit auseinander, als die 
Parteien. Rüttimann empfahl dem Kanton St. Gallen freis 
willigen Verzicht auf Utznach; Ufteri dem Kanton Schwyz das 
Gleiche. Bemerkenswerth ift die durch die St. Galliſche Abordnung 
vorgetragene Aufzählung der Vortheile, welche Utznach durch die 
Vereinigung mit dem Kanton St. Gallen bereitd genofjen. Diele 
vergeblichen Verhandlungen waren vom 28. bis 31. Dez. 1814 in 
Zürich gepflogen worden. Während derfelben hatten die fieben Ge— 
meinden der Landſchaft Utznach durch Denfichrift vom 23. Des 
zember ihr Begehren um Bereinigung mit dem Kanton Schwyz 


*) Aus der einfchlägigen Berathung des Landraths ergibt ſich, daß das 
mald eine Anregung gemadht worden ift, Benken und Kaltbrunn, mit und 
neben Ußnach, für den Kanton Schwyz in Anfpruch zu nehmen. Landraths 
protoll vom 3. November. 
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erneuert, hoffend, „man werde fie nicht als eine Heerve Vieh an- 
jehben und ohne ihr Wiffen und Willen an Diefen oder Jenen 
übergeben, verfaufen oder hintreiben“. Bor dem Auseinander- 
gehen waren beide Theile, Schwyz und St. Gallen, durd die 
Vermittler zu gegenfeitigem frieblihen Berhalten gemahnt wor: 
den. In Schwyz beftand aber eine ftarfe Volkspartei, die von 
ſolchem nichts wiffen wollte, und felbft Reding ftand unter dem 
Drude diefer Stimmung. Der Landrath legte gegen Alles, 
was für die Einführung der St. Galler Verfaffung in Utznach 
geichehen möchte, Verwahrung ein, verlangte dießfall wolle be- 
rubigende Zufiherung binnen acht Tagen, und drohte mit Ein- 
berufung der Landsgemeinde, falls nicht entiprochen würde (Bes 
Ihluß vom 19. Januar 1815). Er beſchloß im Fernern, durd 
befondered Schreiben den Schuß der übrigen alten Kantone an: 
zurufen, verordnete allgemeine Bewaffnung aller Bezirke „zur 
Vertheidigung des Baterlandes“, befahl feinem Bevollmächtigten 
Schmid, unterdeffen auf Schloß Grinau zu verbleiben, genau 
zu achten auf alle Vorgänge im Utznacher Gebiet, den Utz— 
nachern mit gutem Rath an die Hand zu gehen. Da Niemand 
einen bewaffneten Angriff auf Schwyz vorhatte, jo konnte das 
Aufgebot feinen anderen Zwed haben, als die militäriſche Be— 
jegung von Utznach. Unverfchoben erließ der öfterreihijche Ge— 
jandte, Freiherr v. Schraut, ein dringendes Abmahnungsjchreiben 
an Schwyz: die verbündeten Mächte würden nicht zugeben, 
daß eine übel berarhene Hand fih gegen ihr Friedenswerf ers 
hebe; nichts wäre unzwedmäßiger als die Ginberufung der 
Landögemeinde, denn der gute Rath jei nur in der Heinen Zahl 
der Klugen zu finden. Aehnliche Abmahnung erfolgte von Seite 
der Stände Bern, Freiburg, Graubünden und anderer anges 
Iprochener Kantone auf den erwähnten Ruf um Unterftügung, 
befonderd fjcharf von Bern. Aus dem Schreiben von Schwyz 
hatte diefer Kanton „auf die Möglichkeit gewaltfamer Unters 
nehmungen“ zur Durchſetzung der Rechte auf Utznach gefchloffen. 

Diefem entgegen fprab Bern zu Schwyz: „Wehret joldem 
furdtbaren Uebel; verhindert, daß nicht von an aus ber 


Baumgartner, Kanton St. Gallen. 1. 


— 386 — 


Bürgerfrieg entzündet werde” (30. Januar). Einläßlich belehrend 
hatte Graubünten empfohlen, ruhig abzuwarten, was jeiner Zeit 
„die zu Wien vereinigte europäiiche Weisheit“ ſprechen werde. 
Selbit von Glarus mußte fih Schwyz bei diefem Anlaß die derbe 
Erinnerung gefallen, faffen: die Angelegenheiten beider Kantone 
ftünden beffer, hätte Schwyz ſich feiner unglüdlihen Sonder— 
ftellung enthalten und mit Glarus gemeinfam jeine Sache im Schooße 
der Tagſatzung felbft verfochten (Schreiben vom 1. Febr. 1815). 
Der Tagfagung fantte Schwyz eine neue Proteftation vom 
31. Januar mit der Drohung: wolle man vorgehen mit der 
Einführung der St. Galler Berfaffung in Utznach, jo Fönnte 
leicht die Landsgemeinde, in ihrem Nechte jchwer gefränft fich 
fühlend, auf Maßnahmen -Bedaht nehmen, die Verfaffung von 
Schwyz dort einzuführen. Gleichzeitig antwortete die Regierung 
an Schraut mit Berufung auf urfundlibe Rechte und umter 
Betheurung, daß es nie ihre Abficht gewejen, gefährliche Unruhe 
anzufachen oder zu verbreiten. 

Was Schwyz gethban war durch die Handlungsweije von 
St. Gallen hervorgerufen. Nah fehlgeihlagener Bermittlung 
mußte Schmyz entweder vors oder rückwärts gehen. Zum Lep- 
tern konnte es fich noch nicht entichließen, daher feine Anftrens 
gungen, einen nach feinem Einn ehrenvollen Ausgang herbeizu- 
führen. Im Kleinen Rathe von St. Gallen war dad Sceis- 
tern des Vermittlungsverfuches „ganz erwartet”; man barf mehr 
jagen: ed war erwünfct. Solches Ergebniß verdanfte die Re- 
gierung der Stanthaftigfeit Ufteri’d in Vertheidigung der St. 
Galliiben Stellung. Sofort beſchloß fie die Tagfakung bei dem 
gegebenen Worte au fallen und entlihe Einführung der Kans 
tonsverfaffung in Utznach zu verlangen (2. Januar). Die Res 
gierung wurde lebhaft unterftügt dur zwei Schreiben der Res 
präfentanten aus Trogen und Schänis, denn „es fei hohe Zeit“, 
fagten fie, „den Kanton Et. Gallen diefem mißlihen Zuſtand 
zu entreißen und dadurch zugleich den Weg zu bahnen, die Mis 
litärfoften von demſelben wieder abzuwälzen“. Bon fnapper 
Ständezahl unterftügt Zürich, Bafel, Schaffhaufen, Graubünten, 
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Aargau, Thurgau, Teſſin und Waadt, nebft Appenzell A. R.), 
fand das Et. Galliihe Begehren Erhörung; denn der Beſchluß 
lautete: es jollen „vie Einführung der neuen Verfaſſung bes 
Kantons Et. Gallen und die vießfallfigen Fonftitutionellen Wah— 
len im Bezirk Utznach, den Anfprühen des Kantons Schwyz 
auf diefe Landſchaft unbefchadet, nunmehr ohne anderes vor ſich 
gehen“ (7. Januar 1815); Glarus proteftirte. Die Repräjen- 
tanten vereinigten ficb wieder, trafen am 16. gl. M. in Utznach 
ein, verjammelten die Gemeindevorfteher und verlangten ihre 
Mitwirkung zu Einführung der neuen Ordnung. Das Volk, 
mürbe gemacht, und um dem herben Schidjal des Sarganferlans 
des auszumeichen, unterwarf fihb dem Machtgebot. Die Wahr 
[en wurden vorgenommen. Nach ihrer Beendigung begrüßte 
das Bezirkswahlkorps die Repräfentanten durch eine Aborbnung. 
Zum Ueberfluß hatte Kommandant Fornaro von Rapperſchwyl 
den Repräfentanten für den Nothfall den Beiftand von 100 
Mann „zuverläßiger Truppen aus feiner Gegend“ zugelagt. 
Mit der Regierung zu gemeinfamem Rathichlag verfammelt, er 
ftatteten ihr die Repräfentanten Bericht: die Führer hätten ſich 
theilweife jelbft zurüdgezogen. Die Gefahr weiterer Störungen 
wurde als befeitiget erflärt und auf Antrag der Repräfentanten 
beſchloſſen, unverweilt zu Einberufung und weiterer Ergänzung 
des Großen Rathes, dann zur Konftituirung der neuen Behör- 
den zu ſchreiten. Auf Anfrage der Repräfentanten, ob fie ihre 
Sendung nun als beendiget anfehen mögen, wurden fie erjucht, 
bis zu Einfegung der neuen Regierung noch auszuharren. Gleich— 
zeitig bezeichneten fie den Zeitpunkt ald geeignet, den Kanton 
von den Erefutiondtruppen nun gänzlich zu befreien, was um 
jo mehr geſchehen könne, ald die „Berhörfommilfion” überall 
willigen Gehorfam finde. Am 6. Februar war der Kanton 
von den legten jener Truppen geräumt. Das Volk blieb ruhig 
auh nah ihrem Abzug; aber die früher Unzufriedenen waren 
ſolches noch, und glaubten noch immer, das Recht fei auf ihrer 
Seite. Eine Scharf gehaltene Proflamation der Repräfentanten, 
aus St. Gallen erlaffen, Fündete gefammtem Volk des Kantons 
25* 


die nah dem Willen der Tagfagung vollgogene Untervrüdung 
des NAufruhrs an und die in Folge deſſen befchlofjene Zurückzie— 
hung der Truppen aus dem Kanton. Beigefügt war die Wars 
nung, daß jebe weitere Anftiftung meuer Unruhen von der Et. 
Galliſchen Obrigkeit, oder nach Umftänden felbft-durd die Bun— 
deöbehörbe, zur Strafe gezogen würde (24. Januar). 

Mit jener VBerhörfommilfion verhielt es fid wie folgt: 
Unmittelbar nach dem Ausbruch der aufftändiihen Bewegungen 
im September und Dftober hatten nur vereinzelte, wenn aud 
zahlreihe, Einvernahmen, theild® durch St. Galliihe Beamte 
oder Kommifjäre, theil® durch die Repräfentanten ſelbſt ftattges 
funden. Zufammenhängende und vollftändige Ergebniffe konnten 
nicht vorliegen. An Erlafjung einer allgemeinen Amneftie, fo 
jehr fie durch alle Umftände geboten war, fjchien Niemand zu 
denken. Es fam nur in Frage, ob das ordentliche verfaſſungs— 
gemäße, oder ein außerordentliches, außergeleglihes Prozeßver— 
fahren einzufchlagen fei, und ob die Erefutionsfoften, wie es 
Ihon längft Abfiht war, auf die Schuldigen zu verlegen jeien. 
Ueber diefe Fragen rathichlagten die NRepräjentanten und bie 
Regierung gemeinfam (2. und 3. Dezember 1814). Die Res 
präfentanten, mit Gmür, Meßmer, Müller Friedberg und Fels, 
waren einig für Nieverfegung eines eidgenöfftihen Gerichts, an 
deſſen Ermefjen Alles übergeben werben folle. Die Minderheit, 
für fie Falk, widerſetzte fi dem Vorhaben mit ausführlichen 
Vortrag: Delegation der Rechtsſprechung an die Eidgenoſſenſchaft, 
beziehungsweile an ein eidgenöfftfches Gericht, wäre jo verfaf- 
jungswidrig, wie jedes im Lande felbft aufzuftelende Spezials 
gericht; nichts, am wenigften der Borwand der Zweckmäßigkeit, 
berechtige zur Ausftellung der verfafjungsmäßigen Gerichte. Bers 
geſſen ſolle man auch nicht, daß der Witerftand des Volkes in 
politifcher Beziehung, d. b. der Widerſtand gegen die Ein 
führung der Verfafjung und die Vornahme der Wahlen ein ganz 
berechtigter gewejen. Solder Widerſpruch wurde von der Mehr: 
heit mit großem Verdruß vernommen, der Hauptantrag dann 
verjhoben. Beſchloſſen wurde die Niederfegung einer Unterfu- 
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chungskommiſſion feitens der Regierung mit Zugabe eines eid- 
genöſſiſchen Kommifjärs feitend der Repräfentanten, damit diefe 
fih von der Unparteilichkeit der Unterſuchung verfichern könnten. 
Diefe Kommilfion einfab an das gejeglihe Unterſuchungsver— 
fahren zu weiſen, gefiel nicht; es jollte ihr eine befondere In— 
ftruftion ertheilt werden. Bei der durch Zellweger und die Re— 
gierung gemeinfam gepflogenen Berathung verjelben ſetzte es arge 
Zerwürfnifje ab, weil erfterer die verlangte Aktenmittheilung an 
die Regierung (diefe war nad Geſetz Anflagefammer) als Kund- 
gebung verlegenden Mißtrauens in die Nepräfentanten anfah. 
Die Ichlieglih genehmigte Inftruftion verordnete genaue Aus- 
ſcheidung der fih ergebenden Fälle in rein politiihe Vergehen 
mit oder ohne gleichzeitigen PBolizeivergehen oder Kriminalver- 
brechen verübt, dann in bewaffneten oder unbewaffneten Aufruhr 
gegen die Kantondregierung, gegen die Eidgenoſſenſchaft und 
ihre Reprüjentanten, endlich gegen das eidgenöſſiſche und Fan- 
tonale Militär begangen; wegen bleibender Verhaftung war Be- 
richterftattung an den Kleinen Rath; geboten; trug dieſer Be— 
denken, entſprechende Verfügung eintreten zu lafjen, fo blieb ges 
meinſamer Entjcheid mit den Repräfentanten vorbehalten (14. Des 
zember). Das Unterjuhungsverfahren war in perjönlicher und 
ſächlicher Beziehung ein außergeſetzliches. Die Kommilfion war 
unter Anderem auch angewiejen, über dad Vermögen der Schuls 
digen „bienliche Erfundigungen” einzuziehen. Dieje außerorbent- 
fihe Unterfuhungsfommiffion wurde in einfachfter Weife beftellt: 
die Regierung ernannte den Eraminator Kl. v. Saylern zum 
Verhörrichter, mit Beizug des gewöhnlichen Sefretärd der Gt. 
Galliſchen Kriminalbehörde; die Nepräfentanten bezeichneten als 
Aſſeſſor den zürcher'ſchen Kriegsfommifjär Dery, ber bereits vor- 
angehend fchon ſich bei den Verhörarbeiten der Repräfentanten 
im Sarganferland betheiliget hatte. Eine Kundmachung der 
Regierung gab dem Volke Kenntniß von Veranlaffung und Zweck 
diefer Maßnahme und verpflichtete Beamte und Bürger, allen 
Anforderungen der „SpezialsKommilfion Gehorfam und Folge 
zu leiften“, erftere noch insbefondere, „diejelbe in ihren Verrich- 
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tungen fräftig zu unterftügen“ (31. Dezember). Eine Inftrufs 
tion für die „der Verhörfommijfion zugegebenen eidgenöſſiſchen 
Truppen“ regelte deren polizeiliche Hülfeleiftung. 

Dem militärifhen Ginfchreiten der Tagſatzung und ihrer 
Repräfentanten kam die Diplomatie am Wiener Kongreß ers 
muthigend zu Hülfe. Daß die Völkergeſchicke ſchließlich von 
diefer Berfammlung würden entjchieden werden, daran zweifelte 
Niemand. Daher entjenvete auch die Eidgenoſſenſchaft eine Ab- 
ordnung nah Wien: Bürgermeifter Hand v. Reinhard, ven 
Staatsrath Montenah aus Freiburg und den Bürgermeifter 
Wieland von Bafel. Die Kantone, welche bejondere Intereſſen 
zu vertreten hatten, thaten ein Gleiches. Der ehemalige helves 
tiſche Direktor Laharpe und der ehemalige Minifter ded Junern 
Dr. Rengger waren für Waadt und Aargau gegen die Aniprüce 
von Bern abgeordnet. Die Regierung von St. Gallen, bie 
Angriffe auf diefen Kanton vor der Diplomatie wirffam zurüd: 
zujchlagen, jchloß fih an obige Schritte an, bevollmäcdhtigte Reng— 
gern aud für St. Gallen (3. September 1814) und empfahl 
ihre Sache gleichzeitig auch dem einflußreihen Laharpe, denn 
nur durh feine Bemühung und unter dem Schuß des großher- 
zigen Monarchen, dem man die Rüdfehr zu befjeren Zuftänden 
verdanfe, könne diejelbe auch befeftiget werden; Anjpielung auf 
den Kaifer von Rußland, ter, wie früher Napoleon, als ver 
Retter St. Gallen’8 angerufen wurde. Laharpe veriprad das 
Beſte. Eine ausführliche Denkſchrift, in franzöſiſcher Sprade, 
vom Kleinen Rath ausgegangen, führte Rengger'n vertraulic 
in die Berlegenheiten der St. Galliſchen Regierung ein und be- 
zeichnete die Angriffs- und Bertheidigungspunfte; fte enthielt 
insbefondere auch den Auftrag, fih den Anfprücen des Fürften 
Pancratius, felbft der bloßen Wiederherftellung des Stiftes als 
jolden, zu widerfegen; denn fchon mit leßterer wäre der Kanton 
bald verloren. Am Kongreß beftand ein eigenes Komite für bie 
Schweizer Angelegenheiten. Auch Rengger wurde vor bafjelbe 
berufen und reichte ein Memorial gegen die Gebietsanſprüche 
von Schwyz, Glarus und Appenzell J. R. ein. Nur von dieſen 
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wurde Kenntniß genommen und verhandelt, fchrieb Rengger, 
und die unveränderte Beibehaltung des St. Galliihen Kantons: 
gebieted türfe ald ausgemacht angejehen werben; die demokra— 
tiſchen Kantone feien feineswegs in Gunft am Kongreß (Ber 
riht vom 5. Dez. 1814). Die Wünſche der St. Galliſchen 
Regierung gingen beftens in Erfüllung. 

Was Fürft Pancratius anftrebte, fand, wie die Gebiets: 
anſprüche der genannten Kantone, in Wien nicht den geringften 
Anklang. Die drei Abgeordneten der Tagſahung machten dem 
Fürften einen“ Anftandsbefuh; ihre Stimmung aber war eine 
gegnerifhe. Vom Kardinal Confalvi erfuhr er, daß der öfter: 
reichiſche Staatsfanzler, Fürft v. Metternich, jeine für Wieder: 
herftellung des Stifted St. Gallen eingegebene Note nicht eins 
mal annehmen wollte Von dann an trat Gonfalvi jelbft für 
daffelbe in die Schranfen, doch ohne Erfolg. Jede Nachfrage 
bei den Bevollmächtigten der verſchiedenen Staaten wurde mit 
der Erflärung beantwortet: die Wiederherftellung des Stiftes 
gehe nicht an; dagegen fei feine, des Fürften, Penftonirung ge: 
fihert, welche PBancratius aber, wie bei früheren Gelegenheiten, 
jo auch jegt wieder anzunehmen verweigerte. 

In St. Gallen fohritt man mit dem Werfe der Neufonfti- 
tuirung vor. Es verfammelte fib das Fantonale Wahlfollegium 
und bildete die dreifache Vorfchlagslifte für die fiebenzehn durch 
den Großen Rath ſelbſt zu wählenden Santonsräthe. Der 
Große Rath jodann, am 3. Februar verfammelt, ſchritt zu den 
ihm zuftehenden Wahlen, Eonftituirte fih, aljo ergänzt und in 
jeinem Perſonale wenig verändert, in neuer Verſammlung am 
22. gl. M., leiftete in Gejammtheit den neu vorgejchriebenen 
Kantondeid und beſchloß, entgegen ven bei den Verhandlungen 
in Zürid) jo oft kundgegebenen Wünſchen um Aufftellung einer 
zahlreiheren Regierung und nad langer Erörterung, daß die— 
jelde, wie bisher, nur aus neun Mitgliedern beftehen fol. 
Mieder einmal, nad langer Störung, faß der Große Rath in 
achtungswerther Anzahl anweſender Mitglieder (dad Protokoll 
gibt deren 130 an). Den Regierungswahlen ging fichtbare 
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Spannung voran. Eine Veränderung mußte erfolgen, da ftatt 
bisheriger ſechs katholiſcher Mitglieder nach neuer Verfaſſung 
deren nur noch fünf gewählt werden durften. Den in ſolchen 
Tagen übliben Wahlumtrieben fiel Dominif Gmür ald Opfer; 
er war namentlihb den Proteftanten nidt mehr eine genehme 
Perfon. Der Kleine Rath wurde in folgenden Perſonen bes 
ftellt: Müller-Frietberg, Zollikofer, Reutti, Meßmer, Büeler (bis: 
heriger Präfitent des Appellationsgerichts), Joh. Jakob Speder 
(zur Zeit Vollziehungsbeamter im Bezirf Et. Gallen), Falf, 
Melchior Kubli (der ehemalige Schiebsrichter im Stift St. Gal— 
liihen Streit vom Jahr 1797, nun Bürger von Quinten) und 
Dudli (23. Februar 1815). Hermann Feld hatte fich eine Wies 
verwahl im Laufe der Sfrutinien verbeten. Müller-Friedberg 
und Zollifofer wurden zu Landammännern gewählt. Bon biejer 
Zeit an wurde die Gegnerſchaft zwiſchen erfterem und den Brü— 
dern Gmür eine bleibende und trang in alle Staatöverhältnifie. 
Müller-Friedberg, nach langer für ihn gefährlihen Krifts, ftand 
wieder an der Spike des Staates. Capo d'Iſtria beglüd- 
wünſchte jchriftlihb von Wien aus das nunmehrige erfte Stan- 
deshaupt von St. Gallen. Noch am Wahltage Eonftituirte ſich 
die neue Regierung, Müller-Friedberg, als erjter Landamınann, 
übernahm das Präſidium des Kleinen und des Großen Rathes 
zugleich; der legte nad alter Verfaſſung gewählte Präſident des 
Großen Rathed, Meßmer, trat in diefer Gigenfchaft ab. Der 
gewejene Regierungsrath Germann überging in das Appella- 
tiondgeriht und wurde zu deflen Präfidenten gewählt. Die 
Regierung meldete ihren Amtsantritt „den geliebten Mitbürgern“, 
dann auch allen übrigen Ständen der Schweiz, der Tagjagung, 
den Gefandten der auswärtigen Mächte und den eidgenöfftichen 
Repräfentanten. Dieje legten ihre Vollmachten in die Hände 
der Tagſatzung zurüf und empfingen deren Danf für den in 
ihrer „mühevollen Stellung bewieſenen vaterländiichen Eifer“ 
(25. Februar). Der Große Rath beftätigte in neuer Wahl die 
beiden bisherigen Abgeordneten des Kantons an der Tagjagung. 
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Dritter Abfchnitt. 
Schwyz gibt Ugnah auf. Die Entfcheidung der Kongrefmächte über die 
Schweizer: Angelegenheiten, inbegriffen die Territorialanfprachen; Fürft Ban: 
eratind penftonirt. Ruͤckkeht Napoleon’8 nach Franfreih; neuer Kriegszug 
ber Allürten gegen benfelben. Die Schweiz waffnet zur Sicherheit gegen 
Frankreich. Ihre Militärfonvention mit den Mächten; Votum St. Gallen's. 
Theilweifer Ginmarfch des eidgenöfftifchen Heeres in Franfreih; Meuterei, 
bei welder aud St. Gallifche Truppen betheiliget. Deg Bundesfchwur 
vom 7. Auguft. Gntlafjung des _eidgenöffiihen Heered. St. Gallen in fer: 
nem Innern; Ergebniffe der Spezialunterfuchung; nur befchränfte Amneſtie. 
St. Gallen's Entjchädigung an die alten Kantone. Kaifer 
Franz I. von Defterreih in St. Gallen. 
(Bom Februar bis Herbft 1815.) 


Die Anftände zwiſchen den Kantonen hatte die befannte 
Vebereinfunft vom 16. Auguft 1814 genau in zwei Klaſſen 
ausgeſchieden: folde von Anſprachen auf Entihädigungen und 
Vergütungen herrührend, und jene viel wichtigeren Anjpracen, 
welche auf einzelne Gebietötheile diefes oder jenes Kantons ge— 
macht wurden. Grjtere waren nad vergebliher Vermittlung an 
das Schiedsrichterlihe Forum gewiefen worden. Da Schwyz 
aber Gebiet, nicht Geld, von St. Gallen gefordert hatte, fo 
fonnte der Streit zwifchen jenem Kanton und St. Gallen um 
die Landſchaft Utznach nicht durch Schiedsrichter ausgetragen 
werben. Hinfichtlih der Gebietsanſprachen enthielt die Weber: 
einfunft die Beftimmung, daß die betreffenden Lundestheile fo 
lange von der Bundesgarantie auszunehmen feien, bis die dars 
auf haftenden Anſprüche „durch fernere Entwidlung der dieß— 
fallfigen Verhältnifje” ausgetragen und bejeitigt fein werben, 
Was unter diejer „ferneren Entwidlung” zu verftehen jei, blieb 
unentjchieden. Als entichievden aber mochte angejehen werben, 
dag nicht die Tagjagung über die Gebietsanſprachen zu ente 
ſcheiden befugt feiz die Kantone, man denfe nur an Bern, wüt- 
den fi) einem dahin zielenden Beſchluß nicht unterzogen haben. 
Sp blieben die Anfprahen von Schwyz und Glarus auf St. 
Galliihe Gebietötheile noch immer hängend, während die Tage 
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fagung die neue Verfaffung St. Gallen’8 auf erefutorifchem 
Wege hatte einführen laſſen. St. Gallen fah in’ ver „ferneren 
Entwidlung” nichts anderes als den zu erwartenden Entſcheid 
des Wiener Kongreffed. Im gleichem Sinne hatten ſich bereits 
im Dftober die auswärtigen Minifter mündlich gegen bie 
Schwyzer Abgeordneten Wäber und Aloys Reding ausgeipros 
hen: „alle Territorialftreitigfeiten werben in Wien entjchieden 
werden“; ſolhhes wurde ihnen gejagt, und um fo mehr bevauer- 
ten fie, daß Schwyz in Wien nicht vertreten jei. Aber um fo 
Ihwieriger war nun die Stellung von Schwyz, und unerflärlid 
ift e8, auf wen ed denn eigentlich feine Hoffnung geſetzt hatte. 
Wirklich wuchſen feine Verlegenheiten. Die Drohungen hatten 
nicht verfangen; gegen die Waffnung und einen allfälligen Hand— 
ftreih auf Utznach waren feiner Regierung ernftlihe Mahnungen 
zugegangen. So blieb nur noch der Rüdzug übrig. Er erfolgte 
durch die Verhandlung einer neuen Landsgemeinde, von welder 
nach vernommenem Bericht des Landammanns über die erfolg- 
[08 gebliebenen Bemühungen der Regierung beichlofjen wurde: 
„daß in der beruhigenden Ueberzeugung, alles verſucht und ges 
than zu haben, foviel in unfern Kräften lag, um den Bewoh- 
nern von Utznach den hierorts zugeficherten Schug und Schirm 
angedeihen zu laffen, man wohl unfere Rechte auf Ugnad feier: 
li vorbehalten und verwahren, übrigens aber einsweilen ab» 
warten wolle, bis dad Rejultat von dem Kongreß der hohen 
Mächte eingelangt fein werde, nad welchem dann Alles wieder 
bei diefer hohen Berfammlung in Berathung genommen werten 
jolle” (5. März). Hediger aus dem Muottathal hatte vers 
gebensd für energifhe Behauptung von Utznach gefprodhen. ?) 
Das war das friedliche Ende der langen Fehde, offenbar nächfte 
Folge der ſchon befannt geweſenen Entjcheide in Wien, daß alle 
geforderten Gebietsabtretungen feitend der neuen Kantone an 
die alten abgeichlagen fein. So war es denn aud. Bes 
ftrebungen Englands, auf die Territorialeintheilung der Kantone 


') Zandögemeindeberiht, im Kantonsarhiv Schwyz. — Vertranlicdher 
Bericht Vettiger's an die St. Galliſche Gefandtfchaft, vom 7. März 1815. 


und daherige Anſprüche zurüdzufommen, hatte Reinhard tapfer 
und mit Erfolg aus dem Felde gefchlagen. Er erflärte: wollte 
man Anfprüche einzelner Kantone auf Zerftüdelung anderer bes 
rüdfichtigen, jo würde dann aud er, für Zürich, ald Anſprecher 
auftreten, die Grafibaft Baden, das Kelleramt, tie Stadt 
Rapperſchwyl mit Umgegend, und wohl auch einen Theil des 
Kantons Thurgau verlangen. Gleihe Beharrlichfeit wie für 
unveränderte Gebietseintheilung entwidelte Reinhard gegenüber 
den Anfprüchen des Fürften Pancratius von St. Gallen. Er 
befämpfte felbft die von Severoli, dem päpftliben Nuntius in 
Wien, ohne Zweifel im Einverftändniß mit Kardinal Conſalvi zur 
Sprache gebrachte und empfohlene, Wiederherftelung des Stiftes 
St. Gallen mit Uebertragung ver bifchöflihen Würde auf ven 
Abt (alſo den Älteren päüpftlihen Plan vom Jahr 1804); wider> 
feste fich überhaupt jedem derartigen Verſuche aus allen Kräften. 
Unter erwähnten Umftänden fonnte für das Stift St. Gallen 
jo wenig als für die alten demofratiihen Kantone das ger 
wünfchte Ergebniß erzielt werden. Für letztere brachte Capo 
d'Iſtria eine den neuen Kantonen aufzuerlegende Entſchädigung 
an Geld auf die Bahn. Zur Befriedigung Bern’d wurde bie 
Ueberlaffung des größeren Theiles von dem den Franzofen abs 
genommenen ehemaligen Bisthum Baſel'ſchen Gebiete im Jura 
auserſehen. Schwieriger waren die Verhandlungen wegen ber 
ſchweizeriſcherſeits verlangten Gebietdabtretungen zu Gunften 
Gen?s und der beharrlich betriebenen Rüdgabe des Beltlins 
mit Ehiavenna und Bormio. 

Noch waren diefe Angelegenheiten nicht volftändig ausge— 
tragen und geordnet, als ein Ereigniß von erjhütternder Wirk: 
famfeit eintrat. Kaifer Napoleon war aus feiner Infel Elba 
auf franzöſiſchen Boden hinübergefhifft und hatte dort gelandet, 
als fih in Wien die Fürften und Minifter über manche häfelige 
Frage noch herumftritten. Allfeitige Gefahr machte fie einig. 
Am 13. März erklärten die act Kongreßmächte ihren großen 
Gegner als Weltfeind, ftellten ihn außer den Schutz des Völfer- 
rechts und verficherten alle Länder, die von ihm angegriffen 
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werden würden, ihres Beiſtandes. Es war dieß die Anfüus 
dDigung eines WBernichtungsfrieged gegen den wiebdererftandenen 
Kaiſer und Eroberer, der deſſen ungeachtet, von den franzöſiſchen 
Truppen lebhaft begrüßt und unterftügt, alsbald feinen militä— 
riſchen Einzug in Paris hielt. Zu gleicher Zeit erfolgten nun, 
nebft der eventuellen Erklärung der Anerkennung und Gewähr: 
leitung der immerwährenden Neutralität der Schweiz, vie bereits 
früher vorbereiteten Entſcheide über deren innere Angelegenheiten, 
unter dem Titel eined „Vergleichs“, wejentlih wie folgt: der 
unverlegte Beftand der neunzehn Kantone, wie fich dieſelben zur 
Zeit der Webereinfunft vom 29. Dezember 1813 befanten, wird 
ald Grundlage des ſchweizeriſchen Bundesiyftems anerkannt; 
Wallis, Neuenburg und Genf find der Schweiz einverleibt und 
werden drei meue Kantone bilden. Das Bisthum Bafel und 
die Stadt Biel mit ihrem Gebietsumfang jollen Fünftighin einen 
Beftandtheil des Kantons Bern bilden, erftered mit Ausnahme 
eined Bezirkes von drei Duadratmeilen Umfang, der dem Kan— 
ton Baſel einverleibt werden joll; die Kantone Bern und Bajel 
entrichten dagegen dem geweſenen Fürftbiihof von Bajel (für 
feinen und der Domherren Unterhalt) einen Tebenslänglichen 
Jahrgehalt von 12,000 Reichögulden. Der Stadt Genf wird, 
gegen Savoyen hin, eine angemefjene Gebietderweiterung zuge 
fihert. Behufs gegenfeitiger Entſchädniſſe werden die Kantone 
Aargau, Waadt, Teſſin und St. Gallen den alten Kantonen 
Schwyz, Unterwalden, Uri, Glarus, Zug und Appenzell J. R. 
eine Summe bezahlen, die zum Behuf öffentlicher Unterrichts- 
anftalten und zu Beftreitung der Landesverwaltung (jedoch vor: 
züglih für den erften Gegenftand) in den genannten Kantonen 
verwendet werden joll; für Aargau, Waadt und St. Gallen 
wurde die an bie genannten alten Kantone zu entrichtende 
Summe auf 500,000 Schw. Franfen beftimmt; ald Mapitab 
der Leiftungen und des Bezugs für die einen und die andern 
Kantone wurde die für die Beftreitung der Bundesausgaben 
feitgefegte Beitrags-Sfala bezeichnet; Teſſin hatte an Uri die 
Hälfte des Ertrages ter Liviner Zölle zu begablen. So waren 
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die im Auguft 1814 von den Fagenden Kantonen eingegebenen 
Gebistd- und Entihädigungsanfpraden beantwortet und abges 
than. Der Art. 9, St. Gallen betreffend, lautet wörtlich: 
„die dazwiſchenkommenden Mächte, anerfennend, daß die Ge 
rechtigfeit erheiihe, dem Fürftabt von St. Gallen ein ehren- 
volles und unabhängiges Dafein zu fihern, verorbnen: ber 
Kanton St. Gallen wird ihm einen lebenslänglihen Jahrgehalt 
von 6000 Reichsgulden, und feinen Beamteten einen lebends 
länglihen Sahrgehalt von 2000 R.Gl. bezahlen. Dieje Jahr: 
gehalte follen, vom 1. Jenner 1815 an gerechnet, vierteljährlich 
dem DirektorialsKanton zugeftellt werben, welcher diefelben nad) 
obigem Verhältniffe an die Verfügung des Fürftabted von St. 
Gallen und feiner Beamteten wird auszahlen laſſen.“ Gleich— 
zeitig Sprachen die intervenirenden Mächte die Erwartung aus, 
daß die Kantone nicht zögern werben, tem durch die große 
Mehrheit ihrer Mitftände bereit zu Stande gefommenen Buns 
beövertrag beizupflichten; die Uebereinfunft aber vom 16. Auguft 
1814, da „ihr Zwed vermittelft der Erflärung der Mächte 
ſchon erreicht ift”, jolle nun „von ſelbſt als nicht geichehen an» 
gejehen werden“. Folgte noch die Erflärung: „Um die Ruhe 
der Schweiz mehr und mehr zu befeftigen, liegt ed in dem 
Wunſch der Mächte, daß eine allgemeine Amneftie allen den— 
jenigen ertheilt werde, welche durch eine Zeit von Ungewißheit 
und Spannung irre geführt, auf irgend eine Weile der bes 
ftehenden Ordnung zuwider handeln mochten;“ dieſe Urfunde 
wurde auögefertiget zu Wien am 20. März 1815 durch bie 
bevollmächtigten Gefandten von Defterreih, Spanien, Frankreich, 
Großbritannien, Portugal, Preußen, Rußland und Schweden. 
Alsbald berief Stratford Ganning, der britiiche Gefandte in der 
Schweiz, die Gefandtihaften von St. Gallen und Aargau an 
der Tagfagung zu fib, und ermahnte fie, zu Handen ihrer 
Kantone, zu bereitwilliger Annahme der Kongreß-Entſcheide; 
DOppofition könne da nicht angehen und wäre nur Vorſchub für 
die eigenen Gegner; auch damit follen fih die beiden Kantone 
vertraut machen, daß ein unbebingtes Reutralitätöverhältniß 
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nicht angehe, tie Umftände vielmehr den Anfchluß an die Po— 
litif der Mächte erheiſchen (6. April). Die Tagfagung ſprach 
am 27. Mai ihren Beitritt aus zu der Erklärung der Mächte 
und verjprach gleichzeitig die getreue und gewiffenhafte Erfüllung 
der in derſelben enthaltenen Vergleihs-Beringungen. Der St. 
Galliſche Bevollmächtigte am Wiener Kongreß, Rengger, mels 
dete der Regierung: „das Ergebniß hätte für St. Gallen nicht 
befriedigenter ausfallen können; vie Opfer, die ihm dagegen 
aufgelegt werden, haben um fo weniger abgemwendet werben 
fönnen, da der Vorſchlag dazu gerate von der Seite fam, von 
welcher die neuen Kantone die mehrfte Unterftügung genofjen 
haben. Solche Opfer feien nothwendig geweſen, um tas 
MWefentlibe zu erhalten” (27. März). Inzwiſchen hatte Fürft 
Pancratius, als ihm die Entſcheide der Mächte vorläufig ber 
fannt geworden, unter Billigung des Cardinals Gonjalvi, wider 
jede etwaige Kränfung und Beeinträchtigung der Rechte feines 
Etifted St. Gallen feierlide Berwahrung eingelegt und fich 
zugleih jeve für feine Perſon zu beftimmende Entſchädigung 
verbeten (13. März). Die Gefantten der Mächte aber vers 
barrten auf ihren Enticeiden und fchritten in erzählter Weile 
zu ihrer urkundlichen Ausfertigung; die amtlihe Kunde hievon 
war für Bancratius ein Tranerereigniß. 

Su dem Wiedererfcheinen Napoleons auf der Weltbühne 
jah die Taglagung eine Kriegsgefahr für die Echweiz; fie rüftete 
gegen mögliche Angriffe von Franfreih her und rief zu ihrer 
Sicherheit auch die vier Regimenter, welche ihrem der Regierung 
des Königs Ludwig des XVII. geihworenen Pflichteiv, allen 
Verführungen widerftehend, treu geblieben waren, zur Verthei— 
digung des ſchweizeriſchen Baterlandes in tie Heimath zurüd. 
Ohne ſolche eigene Schupmaßnahmen hätte die Schweiz all- 
fällige Belegung ihres Gebietes turd die alliirten Mächte zu 
beforgen gehabt. In der erften Woche April8 (1815) waren 
Reinhard und feine zwei Mitabgeorbneten aus Wien wieder in 
der Heimath eingetroffen und erftatteten der Taglapung Bericht 
über ihre Berrichtungen (10. April). Die allmäligen Truppen- 
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aufgebote ver Tagſatzung fteigerten fich biß zur Zahl von 40,669 
Mann mit 2871 Pferden. Noch war die internationale Stel- 
fung der Eidgenoſſenſchaft in Der großen europäiſchen Krieges 
frage genauer feftzulegen. Die tongebenden Kongreßmächte ers 
warteten von ihr freiwillige Anjchliegung an die Sade Euros 
pa's, die alle Staaten zu den Waffen rufe. Die Tagjagung 
ihrerfeitö fuchte Alles abzuwenden, was die Schweiz in einen 
Angriffskrieg verwideln, oder das Vaterland jonft gefährben 
fonnte. Aus dem in längerer Unterhandlung vermittelten Aus— 
taufh der gegenfeitigen Anfihten und Anliegen ergab fih ein 
Vertrag zwilchen der Gidgenofjenihaft und den verbündeten 
Mächten Defterreib, Rußland, Großbritannien und Preußen, 
folgenden Inhaltes: die Schweiz entjagt allen Berbindungen 
und Unterhandlungen, welche im Widerſpruche zu dem auch von 
ihr angenommenen allgemeinen europäiſchen Syftem fein könnten, 
wogegen ihre Intereſſen bei dem allgemeinen Friedensſchluſſe 
jollen gewahrt und namentlid die Kongreß-Beftimmungen vom 
März jollen aufrecht erhalten werden. Sie verpflichtet fich ferner 
zur Vertheidigung ihrer Grenzen durch das aufgebotene und 
noch durch Rejerven zu verftärfende eidgenöfftihe Heer, gegen 
das Verſprechen der Alllirten in der Nähe der Schweiz und 
zu ihrem allenfalls nöthigen Schutz eine genügende Streitmacht 
in Bereitjhaft zu halten. Auf Schweizergebiet jollen für vie 
Alliirten weder Militärftraßen, noch Feltipitäler, noch fonft 
läftige Depots errichtet werden. Würden augenblidlihe Durch— 
märjche verbünbeter Truppen über eidgenöffiihes Gebiet, im 
gemeinſchaftlichen Intereſſe, dringend, fo joll vorerft die Tag— 
jagung um ihre Einwilligung dafür angefprochen, daherige Ents 
ſchädniſſe für die Schweiz durch beidfeitige Kommiffarien geregelt 
werben (20. Mai 1815). Langſam und vereinzelt liefen die 
Ratififationen feitend der Stände ein; St. Gallen war ber 
legte, der das zuftimmende Votum abgab; wenn fiebenzehn 
Etände genehmigt haben, wolle St. Gallen die achtzehnte 
Stimme abgeben; fo erflärte die Geſandtſchaft am 12. Juni, 
doh mit dem Vorbehalt, „daß dieſe Konvention in feinem 
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Falle fo verftanden werde, als ob die eidgenöfſiſchen Truppen 
über die Grenzen geführt werben könnten“. ') Noch am gleichen 
Tage wurden die Ratififationen des Vertrags mit den vier 
Mächten ausgewecielt. Bald zogen durch Schaffhaufen in der 
Richtung nah Bafel, dann über die Rheinbrüden bei Bafel 
und Rheinfelden, und über Sciffbrüden, die zwifchen dieſen 
beiden Städten gejchlagen wurden, im Ganzen 120,000 Mann 
Defterreicher, nad Franfreih; ein anderes öſterreichiſches Heer 
marjchirte über den Simplon durch Wallis und Savoyen; ber 
feste Chambery und das franzöfifche Ländchen Ger. Mittler 
weile war die Schlacht von Waterloo gefchlagen worden, Nar 
poleon auf dem Rüdzug, der ihn einige Monate fpäter auf die 
Felfeninjel St. Helena führte. Gleichwohl wurde die Schweiz 
auf verfchiedenen Punkten durch die Frangofen angegriffen; es 
wurde von Hüningen aus Baſel beſchoſſen; auf der ganzen 
Linie von Genf bis Bafel waren die eidgenöffiihen Truppen 
Gegenftand vieler militärischer Nedereien feitens der franzöſiſchen 
Truppen. Der Obergeneral Bachmann wollte unter diefen Um: 
ftänden das eidgenöffiiche Vertheidigungsiyftem nicht im engften 
Sinne auslegen und erwirkte einen Taglagungsbeihluß, durch 
welchen er, unter beftimmten Vorausſetzungen, ermädhtiget wurde, 
zur Sicherung fchweizerifcher Ortichaften und Landesgegenden wie 
auch der Verbindung ber eidgenöffifhen Truppen unter fih nöthis 
genfalls die Grenze zu überfchreiten und Stellungen auf fran- 
zöſiſchem Boden zu nehmen (3. Juli). Unter den nicht zuftims 
menden Ständen war St. Gallen, deſſen Gelandtichaft erflärte, 
daß fie in feinem Falle zugeben bürfe, „daß die Schweizer: 
truppen über die Grenzen geführt werden.“ Der Einmarſch 
von 21,885 Mann und Kriegsthaten von geringem Belang auf 


*) Abfchied der Tagfagung von 1814 und 1815. Bd. II. ©. 261. 
— Woͤrtlich lautete die vom Großen Rath ver Gefandtfchaft gegebene Ins 
firuftion: — „daß alle eidg. Staatdhandlungen feinen andern Zwed haben 
follen, als die Aufrechthaltung fchweizerifcher Selbfiftändigfeit und die Bes 
jhügung der vaterländifchen Grenzen, — alfo volllommenfte Neutralität des 
Bodens und bes Volkes” (20. April). 
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frangöfifhem Gebiet folgten jenem unglüdlichen, nie genügend 
gerechtfertigten Tagſatzungsbeſchluß; alsbald nachher eine nam, 
hafte Reduktion des eidgenöfftichen Heered und der freiwillige 
Rüdtritt Bachmann's, den Finsler im Oberbefehl erfegte. Hü— 
ningen wurde von ben Defterreichern mit Zuzug fchweizerifcher 
Truppen, unter denen fib ein Bataillon St. Galler Milizen 
befand, ſämmtlich unter dem Oberbefehl des Erzherzogs Johann 
ftehend, belagert und zur Kapitulation gezwungen. Das Bun» 
desheer wurde auf 12 Bataillone vermindert (31. Auguft), 
endlich, Anfangs November, durch ven hiezu bemächtigten Bor- 
ort, ganz entlaffen, mit einziger Ausnahme der vier aus ven 
ehemaligen franzöſiſchen Regimentern gebildeten Bataillone. Von 
Et. Gallen hatten fünf Bataillone Infanterie und verhältniß- 
mäßige Spezialwaffen, im Ganzen 2700 Mann, am Feldzug 
Theil genommen; nebſtdem hatte die Regierung 1000 Mann 
Meferve in Bereitichaft geſetzt. Von den Anfangs Zuli zum 
Einmarfb nad Franfreich befehligten fieben Bataillonen ver 
Brigade Schmiel hatten ſechs, unter ihnen die St. Galliſchen 
Bataillone Danielid und Nidenmann und die Scharfihügens 
fompagnie Scherer (von Wattwyl), das Mißgeichid, den von 
der Tagfagung in ihren früheren Proffamationen verfündeten 
Zwed des Feldzuges bucftäblich zu nehmen; fie feien nur zur 
BVertheidigung der Schweizergrenzge beftimmt, eracdhteten fie, und 
verweigerten den Gehorfam. Eiligft entjendete der Kleine Rath 
den Regierungsraty Meßmer zu diefen Truppen, um fie zu 
ihrer Pflicht zurüdzuführen. Das Bataillon Ridenmann, nad 
Biel inftradirt, wurde dort entwaffnet, wenige Wochen nachher 
aber, als Finsler den Oberbefehl übernommen, von diefem wie- 
der in alle militärischen Ehren eingefegt. Mannfchaft und Chefs 
fielen in friegsgerichtliche Beurtheilung; es Tiegen 40 Urtheile 
des eidgenöſſiſchen Dberfriegägerihtd vor, von denen ein ganz 
freiſprechendes; diefes wurde dem Kommandanten Dantelid zu 
Theil, der für bewiefene gute Haltung belobt wurde und Koften- 
erſatz erhielt. Ungünftiger fiel der Sprud über Ridenmann, 


welcher wegen unerflärbarer Lauigkeit zu nn Eingren» 
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zung in ſeiner Heimathgemeinde Rapperſchwyl und in die Koſten 
verfällt wurde. Finsler verwendete ſich ſpäter ſelbſt zu Gunſten 
des Verurtheilten, in Folge deſſen die St. Galliſche Regierung 
die Eingrenzung für den längern Theil der Strafzeit nachließ. 
Unter den übrigen Beftraften war eine Anzahl folder, welche 
nad dem Einmarſch fih der Dejertion ſchuldig gemacht hatten. 
Die ausgefällten Gefängnißftrafen wurden von der Regierung 
in Gingrenzung umgewandelt, die gefprochenen Koften einge: 
zogen. 

Im Laufe diefer Ereigniffe wurde die Aufnahme ver Re— 
publif Wallis, des Fürftenthums Neuenburg, und der Repubfif 
Genf mit erweitertem Gebiet, als dreier neuen Kantone, zum 
bleibenden Abſchluß gebracht und vollzogen, alled unter aus— 
drüdlicher Zuftimmung des Großen Rathes von St. Gallen, 
und feiner Gefandtichaft an der Tagſatzung. Alle Zerwürfnifie 
unter den übrigen Kantonen traten in den Hintergrund. Schwyz 
genehmigte den neuen Bundesvertrag und die Kongreßerflärung 
vom 20. März und trat dadurch ftillichweigend von feinen Ans 
ſprüchen auf Utznach zurüd; eben jo wenig brachte Glarus vie 
feinigen auf andere St. Gallifche Gebietstheile, ungeachtet der 
zahlreihen früheren Vorbehalte und Berwahrungen, wieder in 
Erinnerung. Appenzell J. R. handelte in gleicher Weile. Der 
Inhalt des Bundesvertrages wurde, abgefehen von den durch 
den Gang der Ereignifje nothwendig geworbenen formellen Re: 
baftionsveränderungen, als abgefchloflene Sache betrachtet und 
fam nicht wieder in Berathung. Die Gefandten der XXU 
Stände, für St. Gallen Zollifofer und Reutti, unterzeichneten 
und bejchworen venjelben Namend ihrer Kommittenten; die 
feierliche Eidesleiftung fand in der Großmünfterfirhe von Zü— 
rih ftatt (7. Auguf). Am 31. Auguft ſchloß die Tagſatzung 
(„die lange” genannt) ihre jchwierigen Arbeiten. Die Koften 
der St. Galliihen Gefandtichaft an diefer Tagſatzung während 
beider Jahre 1814 und 1815 beliefen fihb auf 16,340 Gl. 
36 Kr. Der zweiten Befegung von Paris dur die verbündes 
ten Heere folgte der zweite Pariſer Friede, gleichzeitig die früher 
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ſchon verheißene, feierliche Anerkennung und Gewährleiftung ver 
immerwährenden Neutralität der Echweiz und der Unverlegbars 
feit ihres Gebiets (20. November). Die Eidgenoffenfchaft er: 
hielt ferner den Betrag von drei Millionen fr. Franken aus ber 
durch die Alliirten dem überwundenen ranfreih auferlegten 
Kriegskontribution, eine Entjhädigung, die durch Tagfagungss 
beihluß insgefammt zu Militärzweden verwendet wurde. Kür 
die Schweiz wie für die übrige europäifhe Welt war num eine 
Zeit erfprießlichen Friedens eingetreten. 

Während dieſer entfcheidenden Vorgänge waren die St. 
Galliihen Behörden bemüht, die neue Staatsordnung völlig in’s 
Leben zu bringen und den erjchütterten Haushalt zu ordnen. 
Die Wahl der Landammänner wurde jeweilen auf den Monat 
uni, ihr Amtsantritt auf den 1. Juli angelegt. Als höhere 
Kanzleibeamtete wurden ein erfter und ein aweiter Staatsichrei- 
ber aufgeftellt, um auch in biefen Dingen dem Kanton Zürich 
zu folgen. Im Frühjahr wurde der zweite, im Spätherbft der 
dritte Drittheil des Großen Rathes erneuert, fo daß endlich, im 
November 1815, der ganze Große Rath feine verfaffungsmäßige 
Wahlerneuerung erhalten hatte, was alles ohne erhebliche Aen- 
derung verlief. Die Regierung beftätigte die beftehenten Beam- 
ten in den Gemeinden und Bezirken bid zum Erlaß eines neuen 
allgemeinen organiſchen Gejeged. Ein neues Großrathöreglement 
wurde aufgeftellt, mit der Vorfchrift, daß falls die Zahl ver 
anmwejenden Großrathömitgliever auf 120 herabfänfe, für gültige 
Hauptabihlüffe die Zuftimmung von mindeftens 60 Mitgliedern 
erforderlich fjei. Es bewilligte andy den mittelbaren Mitgliedern 
des Großen Rathes eine Entfhädigung (3 Br. täglih). Die 
Meinung des Schufterd Engler wurde zu Ehren gezogen, indem 
der Große Rath) durch Geſetz alle Milizpflichtigen, welche fich 
auf eigene Koften Uniform und Waffen anfchaffen, die politifche 
Stimmfähigfeit zuerfannte (20. April); fo wurde, in auffallen» 
dem Wivderfpruch zu der neuen Verfaffung und mit Verlegung 
berjelben, wenigftens theilmeife gegeben, was man durch dieſe 
Urkunde jelbft dem Wolfe zu gewähren eigenfinnig verweigert 
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hatte. Die Regierung entwickelte große Thätigkeit und ſcheute 
keine Opfer, um den in dieſer Zeit überaus drückend gewordenen 
militäriſchen Verpflichtungen gegen die Eidgenoſſenſchaft Genüge 
zu thun und um namentlich ihr Kontingent zu der in Dienſt 
gerufenen Reſerve wohlgeordnet liefern zu können. Sie befahl 
den Gemeindebehörden, für allfällig in Noth oder Nahrungsſor— 
gen zurückgelaſſene Eltern oder Familien der in Dienſt getrete— 
nen Milizpflichtigen größtmögliche Sorge zu tragen und nöthige 
Unterſtützung zu ſpenden. Schwer laſteten die Finanzſorgen auf 
den Behörden; für 1814 hatte feine direkte Steuer eingehoben 
werden können; große Geldfontingente waren an die Bundes- 
faffe zu bezahlen. Ein gut berechnetes Finanziyftem konnte am 
wenigften unter diefen Umftänden improvifirt werden. “Der 
Große Rath blieb aljo bei biöheriger Uebung: zunächt ließ er 
für die Dedung der Rüdftinde eine Vermögensſteuer von 3 
vom Tauſend, danır außerordentliche Kriegöfteuern erheben, die 
vom Juli bi November in dreimalen, zujammen zu 7 vom 
Taufend, eingezogen wurden. 

Auh dem auswärtigen Kriegsdienfte widmeten die Behör- 
den, im Geifte jener Zeit, andauernde Sorgfalt. Mit König 
Ludwig XVIO. von Franfreih beftand zwar nod Feine Kapitu- 
lation; aber alsbald nad feinem Regierungsantritt bewilligte 
der Große Rath die Werbung für die damals noch in Frank— 
reih geftandenen Refte der vier ehemaligen Regimenter. Zürich 
fapitulirte für ein Regiment im Dienfte des Souveraind der 
Niederlande, in der Stärfe von 2005 Mann; von den zwanzig 
Kompagnien des Regiments übernahm der Kanton St. Gallen 
durch bejonderen Vertrag drei, was feinen Bürgern eine ſchöne 
Zahl Dffiziersftellen öffnete. Den fapitulirten Dienft zu förs 
bern, verbot der Große Rath ven Eintritt in nicht-Fapitulirten 
auswärtigen Militärdienft; zuwiderhandelnde Bürger wurden mit 
dem Berlurft ded Land» und Bürgerrechts bedroht; Werber für 
andere ald die Fapitulirten Dienfte waren ebenfalld in harte 
Strafen, Ausländer felbft zur Ausſtellung an den Pranger, zu 
verfällen (Dekret vom 18. Dezember 1815). 
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Die von der Regierung angehobene, dann gemeinfam mit 
den Repräfentanten fortgeführte ftrafrechtliche Unterfuhung gegen 
bie Urheber und Theilnehmer der aufftändiichen Vorgänge vom 
Sahr 1814 war für Behörden und Bolf die trübe Quelle vie- 
len Unheils. Der Gang derfelben war mehr von den Umftänden 
ald vom Geje abhängig gemadt. Die erften Unterfuchungen 
waren zwei bejonderen Kommifjären übertragen worden; ihnen 
folgten die Repräfentanten mit Verhören in der alten Landfchaft, 
im Rheinthal und im Sarganjerland, fpäter aud in Utznach, 
Verhöre, die fie bald felbft, bald allein dur ihren Sefretär 
vornehmen ließen; ald folder war nad dem Abgang Tobler’s 
der eidgenöjfiihe Stabshauptmann Hottinger von Zürich einge- 
treten. Die erften biefer Verhöre, namentlich jene im Sarganfer- 
land, waren vom 17. Dftober bis 5. November aufgenommen 
worden, und zwar ohne erforberliche Ausführlichkeit, jo daß ihr 
Inhalt nur infoweit maßgebend fein fonnte, als Selbftgeftänd- 
niffe vorlagen; jo berichtete Hottinger darüber. ine Anzahl 
diefer Verhöre liegen in Conzepten vor, viele von der Hand 
Hottinger’s, ohne alle Unterfchriften; *) einzelne in Original und 
in amtliher Form.?) Dery hatte bei Annahme ver Stelle eines 
eidgenöffiihen Kommiſſärs offen feinen „völligen Mangel juris 
bifcher Kenntnifje” zugeftanden. Bei den Verhören ging es hie 
und da lebhafter zu, ald die Unterfuchungsregeln geftatteten; fo 
Hagte Wirz über die höchft verlegende Weife, im welcher er bei 
der Einvernahme zu Wyl durch Zellweger „apoftrophirt“ wors 
den fei. Der Gleiche bezeugt, daß das Erfcheinen zweier Res 
präjentanten reformirter Konfejfion bei den Katholiken Unzus 
friedenheit erwedt habe. Die gemiſchte Spezialfommiffion ver: 
einigte fih in St. Gallen, machte fich hier zunächſt mit dem 
früheren Aftenmaterial vertraut, was dem Kommillär Dery die 
Aeußerung des Befremdens darüber abnöthigte, daß nad dem 
bi8 dahin erhobenen Thatbeftand ein Theil der Regierung ſich 

) Im Mtenband Nr. 1 auf der Stadtbibliothel in Zürich. 


*) Diefe im Staatsarchiv von St. Gallen. Bolltändig hat der Ber 
fafjer die Berhöre nirgends vorgefumben. 
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dermaßen habe in Screden jagen laffen, daß fie ihr Heil 
glaubte in der Flucht fjuchen zu müflen, worüber Landammann 
Zellweger beftätigend erklärte: dieſes wirklich unbegreiflibe Er— 
eigniß beruhe hauptſächlich auf übertriebenen und unrichtigen, 
mündlichen und fchriftlichen Berichten. Bon St. Gallen begab 
ih die Kommiſſion nach Unterrheinthal, zuerft nad Thal, dann, 
befjeren Lokales wegen, nad Rheineck, in ihrem Gefolge eine 
Züricher Kompagnie Erefutionstruppen; bei diefen Unterfuhungen 
ftellte fich heraus, daß die Rheinecker an den politiichen Bewe— 
gungen ſich weit thätiger betheiliget hatten, ald man Anfangs 
glaubte und wußte. Auffallend ijt die große Zahl der Einver- 
nommenen; ed waren deren 201 von Thal, 45 von St. Mar: 
garethen, 78 von Berned, 12 von Rheined. Die Anfangs bes 
Jahres 1815 in Antrag gefommene Verhaftung von 18 Bethei- 
ligten des Sarganferlandes wurde nach näherer Ueberlegung bie 
zu dem Zeitpunft verfchoben, da die Mitglieder der Spezialfommif- 
fion dort perfönlih würden erfcheinen fönnen. Das Lebtere 
unterblieb dann aud. So hatte es fein Bewenden bei den Vers 
hören, welche früher ſeitens der Repräſentanten jelbft oder von 
ihren bejonderd Bevollmächtigten mit 31 Sarganferländern aufs 
genommen worden. Dazu find verſchiedene Verhöre zu rechnen, 
weldhe die Nepräfentanten im Laufe Januar’d in Utznach vors 
nahmen, und die Einvernahmen von 96 Bürgern durch Schild— 
fneht in Goßau, wohin die Unterfuhungstommilfion ebenfalls 
nicht gefommen, anderer in den übrigen Gemeinden dieſes Be: 
zirked nicht zu gedenken. Den Erhebungen der Repräjentanten 
in Utznach zufolge hatten dortige Trennungsgelüfte ihren eigent- 
lihen Urfprung in Glarus, von woher bie erften Anfinnen und 
Ermunterungen gefommen, und hatten die Führer von Utznach 
an ihre Gönner in Schwyz einige Geſchenke gejpendet, jo an 
Mäber eine filberne Gaffetiere und an Suter im Muotathal 
einen Degen (beide zufammen an Werth von 20 Louisb’or). ') 

1) Depofitionen des Kantonsraths Suter von St. Gallenfappel und 


des Gemeindammannd Borler von Utznach, beide vom 18. Jannar 1815. 
Im Aftenband Nr. 1 der Stabtbibliothef von Zürich. 
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Nach der Entlaffung der Repräfentanten wurde auch der Kommifjär 
Dery aus der Unterfuhungstommiffion abberufen. Saylern blieb 
allein für das traurige Geſchäft; von ihm allein ift auch ber 
Schlußbericht verfaßt und eingegeben, der den ganzen Aufftand auf 
feine amtlich erhobenen Urſachen zurüdführt: auf den Inhalt der 
- Schwarzenberg’jben Proflamation vom Dezember 1813, welcher 
als Aufruf zur Befreiung von bisherigen Feſſeln erfchien; auf 
den Eindrud, den die Reden der Vorftände der nachhin abge— 
haltenen Appenzeller Landsgemeinden beider Rhoden befonders auf 
die Rheinthaler gemacht, welde aus allen Theilen ihrer Heis 
math zahlreich zu denfelben herbeigeftrömt waren; auf den Ein- 
trud der Unterredungen, welde die einzelnen Abgeordneten mit 
Zellweger, dem Landammann von Appenzell A. R., gepflogen. 
„Aus den Verhören“, fo jagt der Schlußbericht wörtlich, „ergibt 
fih, daß die NRheinthaler, betreff des letzteren Wunjches, von 
einem benachbarten Standeshaupt fo eifrig unterftügt wurden, 
daß es nicht zu wundern if, wenn fie auch den Räthen veffel- 
ben eine zu exrtenfive Interpretation beilegten“. Jener „letztere 
Wunſch“ aber war fein anderer, ald, nachdem die Rheinthaler 
die Unmöglichfeit erkannt hatten, einen eigenen Kanton zu bil 
den oder, was Einzelne auch gewollt hatten, mit Appenzell A. R. 
vereiniget zu werden, wenigftens ihre unter der landvogteilichen 
Regierung „genofjenen Rechte und Freiheiten zu refuperiren und 
eine weniger foftende Regierung einzuführen“. Von daher dann 
Zufammentritte von Volksausſchüſſen, perjönlihe Sendungen an 
Zellweger, dann die befugte Eingabe der früher jchon gemels 
beten Volkswünſche über die neu zu ertheilende Berfaflung 
(wahricheinlih Ergebnifje der Unterredungen ver rheinthaliichen 
Demokraten mit Zellweger);t) und, als jene Volkswünſche un: 
erfüllt geblieben, das Gefühl erbrüdender Enttäufhung; in Folge 
derjelben Aborbnungen nah Zürich, die bei Zellweger und dem 
Taglagungspräfidenten Reinhard zuſprachen, von wel legterem 
fie „mit Strenge nad Haufe gewiefen“ wurden. 2) Eben waren 


) Schlußbericht über die Spegialunterfuhung, vom 1. Juni 1815. 
2) Ammann Graf, von Rebftein, war der Sprecher einer foldhen Abordnung · 
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die Rheinthaler im Begriff, ein zmeited Memorial nah Zürich 
zu jenden, um ihren bemofratifchen Wünfchen doch noch Geltung 
zu verfhaffen, als fie dur die von der Regierung ausgegan— 
gene Anordnung ter Kreidverfammlungen zur Vornahme der 
Wahlen überrafcht wurden, dann in Walzenhaufen fi verſam⸗ 
melten und gemeinfam verabredeten, die Wahlen nicht vorzus 
nehmen. Solchem Entjchluß feien dann die befannten mehr oder 
weniger tumultuariichen Vorgänge gefolgt, welde das erefutor 
riihe Einjchreiten der Regierung, dann jened der Tagfagung 
bervorriefen; die unbedeutenden Geldjammlungen waren nur zu 
Bezahlung der Deputationen und ähnlicher Unkoſten beftimmt. 
Frühere berbe Anjchuldigungen, wie 3. B. die, daß dem Frie- 
densrichter Kuhn die Unterfchrift zum Brief für die Loslaflung 
der Arreftanten mit dem Bajonnett abgetrogt worden jei, find 
im Schlußbericht mit Stillſchweigen übergangen; daß die Be- 
freiung der Gefangenen der einzige Zwed des Aufftandes ges 
wejen, will derjelbe zwar nicht zugeben; es erhellt aber bins 
wieber aus dem Bericht felbft, daß es bei dem bloßen Gerede 
blieb, nichts Fefted verabredet wurde, der beſprochene Zuzug der 
Eggersrieter auf einer vagen und ganz unbelegten Aeußerung 
beruhte, die Verfchievenheit der Meinungen unter den Aufftän- 
difchen die Ausführung eines ſolchen Vorhabens überhaupt uns 
möglich gemact hatte und die „Aufrührer“, als Folge der Mah— 
nung der von St. Gallen zurüdgefehrten Arreftanten, am 26. Sep- 
tember insgeſammt zu ihren Gefchäften zurüdgefehrt waren. In 
Bezug auf tie Ereigniffe im Sarganferland verweifet der gleiche 
Schlußberiht auf dad von den Repräjentanten über den Oftober- 
aufftand aufgenommene Protokoll, auf die dem Johann Baptift 
Gallati abgenommenen Schriften und endlich auf die oben ſchon 
erwähnten Verhöre. Diejed Aftenmaterial möge für allfällige Be- 
ftrafung der betheiligten Individuen genügen; inwiefern es fich 
aber nur um Bertheilung der Koftenfumme handeln würde, wäre 
zu erwarten, daß die nod unbekannten Schuldigen vielleicht am 
Sicherſten von den ſchon befannten Schuldigen entdedt würden. 

So wurde von Amtswegen gefchrieben, nachdem der Wiener 
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Kongreß bereitd eine allgemeine Amneftie empfohlen hatte. Dies 
ſem Wunjche follte nun die Tagfagung Nachachtung verfchaffen. 
Allein fo fehr ihn der Zufammenhang der Ereigniffe als begrün« 
det erfcheinen ließ, wollten die Herrfchenden doch nicht von einer 
gewiffen Härte ablaffen. Die „diplomatiihe Kommilfton” ber 
Tagfagung ging in ihrem Gutachten zwar auf eine Ammneftie 
ein, aber auf eine wefentlich verfümmerte; fie beantragte: „ges 
fprochene Leibes- und Ehrenftrafen feien nachzulaſſen, aber uns 
bejhadet der Rüderftattung der durch die Unruhen veranlaßten 
und gerichtlich repartirten Koften.” Glarus empfahl bei dieſem 
Anlaß der Regierung von St. Gallen eine allgemeine und uns 
bedingte Amneftie für die Sarganfer, Schwyz eine ſolche für bie 
Landſchaft Utznach; St. Gallen verficherte: Förperlih oder an 
der Ehre jolle Niemand geftraft werden; ungerecht aber wäre, 
die Koften, falls die Eidgenoſſenſchaft fie nicht tragen wollte, 
auf die ruhig gebliebenen Einwohner zu verlegen. Bei joldhen 
Erklärungen und Gegenerflärungen verblieb es; die Tagſatzung 
erließ ein Kreisichreiben an gefammte Stände genau nah An— 
trag der Kommilfion (12. Auguſt). Schon vorangehend, bei 
Beiprehung der Wiener Kongreßerklärung, hatte der Große Rath 
bie Frage behandelt, für eine Amneftie ſich zwar günftig erklärt, 
aber mit dem boppelten Vorbehalt, daß die Koften auf die „Urs 
ſächer“ verlegt werden mögen, die Ammeftie nicht zugleich auf 
jolhe Handlungen und Gewaltthaten ausgedehnt werben müfle, 
welche fih zu allen Zeiten als verbrecheriiche Beginnen geeignet 
hätten (20. April). Der Vorort, Hievon in Kenntniß gelegt, 
fand diefe Verfügung namentlich wegen des zweiten Vorbehalte 
durchaus nicht genügend, worauf der Kleine Rath fih dem Be— 
Ihluß der Tagfagung fügte. Die Berechnung der St. Galliichen 
„Inſurrektionskoſten“, wie fie vom Vorort geftellt wurde, belief 
ſich auf 126,366 Fr., darunter 7407 Fr. für die Repräfentans 
ten, der übrige Betrag für die Truppen. Die Regierung von 
St. Gallen erfuhte um Nachlaß verfelben. Der Vorort empfahl 
jolhen, indem er unter Anderem auch anführte, daß die im 
Sarganferland ftationirten Truppen „zur Berhütung jedes weis 
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teren gefährlichen Ausbruches in anderen Gegenden mitgewirkt“, 
die Wirren im Kanton St. Gallen wejentlih von Außen hin- 
eingetragen, von der Tagſatzung ſelbſt verlängert worden jeien. 
Mit fünfzehn Standesftimmen wurden 54,000 Fr. nadıgelafien. 
Den Reft hatte St. Gallen an die Bundesfaffe zu bezahlen. 
Gallati, von Glarus wie billig ver Nadficht der Regierung von 
St. Gallen empfohlen, erhielt die Bewilligung zur Rüdfehr 
unter Bedingungen, denen er fich durch feierlihe Beurfundung 
unterzog (12. Dftober); diefe waren: daß er ſich der beitehen- 
den Ordnung füge und den Gejegen Gehorfam leifte; für Er— 
füllung dieſer Pflichten unter die befondere amtliche Aufficht der 
Behörden geftellt ſei; in Anliegen wegen feiner Vermögensver—⸗ 
hältnifje (ver Konkurs war anhängig) fih an die fompetente 
Gerichtöbehörde wende. Zu Anfang des Jahres 1816 wurde 
der gegen Gallati verhängte Sequefter von ver Regierung zu— 
rüdgezogen, Gallati jelbft wieder in den Zuftand eigenen Rechtes 
verjeßt. 

Bon der an die alten demofratiichen Kantone zu bezahlen: 
den Entihädigung (gewöhnlih „Kongreßgelver” genannt) hatte 
St. Gallen 130,687 Fr. 8A Rp. zu entrichten, davon 41,796 Fr. 
47 Rp. an Glarus, 63,297 Fr. 8I Rp. an Appenzell I. R., 
an Nidwalden 25,593 Fr. 48 Rp. Die Zahlungspflicht, bes 
ziehungsmweife die Verzinfung, lief vom 27. Mai 1815 an, als 
dem Tag, an weldhem die Eidgenoſſenſchaft die Kongreßbeichlüfie 
angenommen hat. St. Gallen genehmigte unter dem Vorbe— 
halt, daß ibm Schwyz und Glarus die auf Utznach und Gafter 
Berug habenden Pfundichaftsurfunden aushändige Oben ers 
wähnte Schuldfummen entrihtete St. Gallen in den Jahren 
1825 bis 1827. 

Auf der Rüdreife aus Paris nad) feiner Hauptftabt nahm 
Kaifer Franz I. von Defterreih den Weg durch die Schweiz, 
und machte Aufenthalt in St. Gallen (13. Oft. 1815). Kaum 
vor dem ihm zur Wohnung angemwiefenen Scerer’ihen Haus 
auf dem Brühl abgeftiegen, ließ er fih jammt feinen Reiſebe— 
gleitern fogleih in die Stiftöfirche führen. Der Pfarrer P. 
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Innocenz, in Chorrock und Stola, empfing ihn bewilllommend 
an der Kirhthüre. Der Kaifer betete andächtig eine gute Weile 
auf dem für ihn bereiteten Betftuhl im Chor. Hierauf befuchte 
er die Stiftöbibliothef. Der Kaifer ftellte manche Fragen. Aber 
Innocenz und feine Mitbrüder waren durch die Anweſenheit 
Reutti's gehindert, nah Herzenslufb zu fprechen. Der Kailer 
erfundigte fi auch nach dem „Fürften“. „Iſt denn feine Wie- 
derherftellung mehr zu erwarten”? fragte er. Antwort: „Unjere 
Hoffnung ift auf Eure Majeftät gelegt“. Der Kaijer war be— 
troffen, ald ihm im Weiteren gejagt wurde, St. Gallen fei das 
einzige in der Schweiz vernichtete Klofter. Nachher verfügte 
fih die Regierung in Vollzahl zur Begrüßung ded Monarchen 
nach feiner Wohnung. Miüllers$riedberg führte das Wort in 
ausgeſuchten und fjchmeichelhafteften Ausdrüden. Der Kaifer 
ftellte viele Fragen an die Regierungsräthe über die vom Stift 
herrührenden Fonde und Aehnliches; die Regierungsräthe machten 
in ihren Antworten die für fie vortheilhaftefte Beichreibung von 
deren Verwendung. Der Kaijer hinwieder äußerte, wie nüßlich 
ed wäre, wenn das noch Vorhandene durch eine Korporation 
verwendet würde. Nach der Regierung von St. Gallen be: 
grüßten auch die Standeshäupter von Appenzell A. R. den 
Monarden. Die St. Galliſche Regierung ließ es nicht an 
mancherlei Beehrung des Kaiſers fehlen; in Wyl ſchon war 
feftliher Empfang; acht Kompagnien Legiond- und Kontingents- 
truppen paradirten unter Danielis in St. Gallen; bei dem Eins 
zug des Kaijers in St. Gallen erflangen alle Glocken der beis 
den Hauptfirhen; Abends war der vordere Brühl feftlich bes 
leuchtet, und wie die wogende Volksmenge den Kaijer erblidte, 
rief fie ihm ein freudiges Lebehoch zu; Ankunft und Abreife 
defjelben wurden darüberhin je durch 101 Kanonenſchüſſe vers 
fünbet. 
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Sechstes Bud). 


Bon Einführung des Bunbesvertrages von 1815 bis zu ben 
Borboten der Volkserhebung im Jahr 1830. 
(Herbit 1815 bis dahin 1830.) 


—— —— 


Erfter Abfchnitt. 


Der Bundesvertrag vom 7. Auguft 1815; die Stellung St. Gallen’ im 
Bunde. Reorganifation im Innern. Konfeffionelle Organifationen, inbes 
griffen das Echulwefen. Das obrigfeitliche Plazet. Kirchliches im evau⸗ 
gelifchen Kantondtheil. Trennung vom Bisthum Konftanz. Fürſt Pancras 
tius in Rom; er ruft den Papſt für Wiederherfiellung bes Stiftes an; 
dießfällige Mahnungen Pius VII. an die Tagfagung und an St. Gallen. 
Katholifch St. Gallen wünfcht eigenes Bisthum zu werden. Das Spezial 
oder Präfiventengericht über den Auffland von 1814; Verlegung und Eins 
treibung der Infurreftionsfoften. Die Finanzen; die Staatsſchuld. Das 
Hungerjahr 1817. Gefepgebung in verfchiedenen DVerwaltungszweigen. 
Militärkapitulation mit Branfreih. Handelsſachen. 
(Dom Herbft 1815 bis Ende 1818.) 


Der Bundesvertrag vom 7. Auguft 1815 unterfchied ſich 
weientlih von der mediationsmäßigen Bundesverfaſſung von 
1803. Jener ftellte die Eidgenoffenschaft der fouveränen Kantone 
wieder her; er war ein wirfliher Bund unter biefen mit Angabe 
der Zmede des Bundes und mit Bezeihnung der Mittel zu 
ihrer Erreihung. Der Zwed war ein doppelter: volle Unab— 
hängigfeit nach Außen mit Behauptung der Neutralität, Hand- 
habung der Ruhe im Innern, deßhalb Gewährleiftung der Vers 
faffungen und des Gebietd der Kantone. Die Bundesmittel 
wurben erweitert und vermehrt, dad Kontingent, zu zwei Mann 
auf 100 Seelen berechnet, verboppelt und zu 32,886 Mann 
feftgefeßt, wovon 2630 Mann auf St. Gallen fielen. Das 
Gejammtgeldfontingent war vorläufig auf 540,107 Fr. feftges 
jest, an welde Summe Et. Gallen 39,451 zu leiften hatte. 
Solche Geldbeiträge waren zu Beftreitung der Kriegsfoften und 
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anderer Ausgaben des Bundes beftimmt; ed wurde je nach Be- 
darf ein geringerer ober größerer Theil des Geldfontingentes 
eingezogen. Darüberhin wurde eine Kriegskaſſe angelegt und 
aus dem Betrag der Eingangsgebühren auf Waaren gebiltet, 
wozu dann auch die franzöfiiche Kontributionsfumme fam. Gegen 
Unruhen im Innern fonnte ein Kanton andere Stände, nöthigen- 
falls die Tagfagung, zur Hülfe mahnen. Der Bund fußte auf 
der vollen Gleichberechtigung der Kantone, ohne irgend eine 
Rückſicht auf Volfszahl oder auf Leiftungen an die gemeinfamen 
Laften und Ausgaben. Aus dieſem Grundſatz entftand die Tag- 
fagung der XXII Stände mit eben fo vielen Stimmen; jeder 
Kanton hatte nur noch eine Stimme, die er durch einen Ge— 
jandten vortragen laffen konnte; Mitgejandte galten als bloße 
Legationsräthe. Das perfönlihe Bundeshaupt, weldes unter 
dem Namen eines Landammanns der Schweiz beftanven, wurde, 
dem Geift des Föderalismus entiprechend, bejeitiget, die Bundes⸗ 
leitung der Regierungsbehörbe eines jogenannten Vorortes über: 
tragen; aber als folder warb nicht Zürich allein, wie ehedem 
vor der Revolution, ſondern Zürich von zwei zu zwei Jahren: abs 
wechjelnd mit Bern und Luzern, beftelt. So erhielt die Eid- 
genoſſenſchaft zwei reformirte Vororte neben einem katholiſchen, 
während unter der Mediation drei fatholifche und drei reformirte 
Direftorialfantone gewelen. Den SPrüfiventen der vorörtlichen 
Regierung, zugleih Präfitent ver Tagjagung, hieß man häufig 
„Bundespräſident“; perlönlihe Kompetenz over Macht hatte er 
gleihwohl nit. Die Taglagung erhielt anfehnlihe Befugniß 
nah Außen, geringere nah Innen. Enticheide über Krieg oder 
Frieden und Büntniffe mit auswärtigen Staaten waren von ihr 
abhängig, doch waren drei Viertheile der Kantonsftimmen hiefür 
erforterlib; in andern der Tagſatzung übertragenen Augelegen- 
heiten ded Bundes galt die abjolute Mehrheit von zwölf Kan— 
tonen. Handelöverträge mit dem Ausland fonnten nur von ber 
Tagſatzung abgeichloffen werden; Militärfapitulationen dagegen 
und Berträge über öfonomilhe und SPolizeigegenftände konnten 
die einzelnen Kantone von fi) aus mit den auswärtigen Staaten 
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abſchließen, doh den Rechten des Bundes und der andern Kants 
tone unnactheilig, weßhalb foldhe Verträge der Tagfagung zur 
Kenntniß gebracht werden mußten. Werbindungen unter ben 
einzelnen Kantonen, die dem Bund oder den Rechten anderer 
Kantone nachtheilig wären, wurden unterfagt. Bon Zentrali- 
fation innerer VBermwaltungsdgegenftände fommt in dem Bundes— 
vertrag nichts vor; jelbft die Zölle blieben den Kantonen garan— 
tirt, nur durften beftehende Tarife nicht erhöht, neue Zölle oder 
MWeg- und Brüdengelver ohne Genehmigung der Tagſatzung nicht 
eingeführt werben. Doc wurde freier Kauf und Verkauf von 
Kanton zu Kanton zugefiher. Die Drganijation des Militärs 
wejens wurde der Tagfagung anvertraut; über diefen Verwal— 
tungszweig erhielt fie ausgedehntere Befugniß als im Jahr 1803; 
doch blieb die Souveränetät der Kantone auch in Eaden ver 
Militärverwaltung vorherrjhend. In Streitigkeiten zwiſchen 
Kantonen über Gegenftände, die nicht durch den Bunbesvertrag 
garantirt waren, hörte die Tagſatzung auf, Richter zu fein; der 
Entſcheid wurde eidsgenöſſiſchen Schiedsgerichten überwiefen, zu 
welchen bie ftreitenden Kantone die Richter felbft zu wählen 
hatten. Damit die Tagſatzung in außerorventlichen Zeiten nicht 
in Bermanenz verfammelt bleiben müſſe, wurde dem Vorort für 
ſolche Fälle ein Repräfentantenrath) von fieben Mitgliedern bei- 
gegeben, welche die Kantone, gruppenweiſe unter fich abwechjelnd, 
zu wählen hatten. Zur Beruhigung der Katholifen wurde ber 
Fortbeftand der Klöfter und Kapitel und die Sicherheit ihres 
Eigenthums gewährleiftet. Die feit 1803 abgejchloffenen Kon: 
fordate wurden mit Vorbehalt der Reviſion beftätiget. 

Die Stellung St. Gallen’d nah dem Bunde von 1815 
war eine wefentlich verfchiedene von jener unter der Mediation. 
Zu Napoleons Zeiten unter die bevorzugten Kantone gehörend, 
weil eine neue Schöpfung der Mediation, und darüberhin mit 
einer Doppelftimme ausgeftattet, nahm St. Gallen damals an 
der Tagfagung und in eidgenöſſiſchen Gefchäften überhaupt eine 
bedeutfame Stellung ein; von 1815 an war das nicht mehr 
möglih; St. Gallen mußte vielmehr von Glück reden, daß es 
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mit heiler Haut aus den Zerwürfniffen von 1814 hervorgegangen, 
und begreiflih wurde es lünger noch von Jenen fcheel angefehen, 
die ihm in dieſer Zeit herber Kämpfe gegenübergeftanden, ebenfo 
jeitend der Ariftofratie, welche in manden Kantonen obenauf 
gekommen. Unter diefen Umftänden gebahrte es fich wie andere, 
handelte und ftimmte jo kantonal und eng geſchnürt als möglich 
und juchte vornemlih alles was Geld Foftete fernzuhalten. Bon 
den zwei Standeshäuptern, welche abwechſelnd den Kanton St. 
Gallen an der Tagfagung vertraten, hatte Zollifofer feinen 
merfbaren perſönlichen Einfluß; Müllers Fiedberg dagegen über: 
ragte, wie früher, den mehreren Theil ver Standeögefanbten an 
Wiffen und Geichäftsgewandtheit. 

Den Großen Nath erwarteten zahlreihe vrganifarorifche 
Arbeiten. Ein neues Drganifationsgefeg verfügte ausführlich 
über die Wahlen und Berrichtungen aller Gemeinde-, Kreid- 
und Bezirföbehörden. Die genofjenfhaftlihen Gemeinden aller 
Gattungen: Drtögemeinden, Pfarreien und übrige mit Eigen- 
thum ausgeftattete öffentliche Genoſſenſchaften, erhielten vollftän- 
digere Regelung als zuvor. Im gleichen Gefeg war auch bie 
Stellung und Kompetenz aller Gerihtsbehörden, inbegriffen des 
Kleinen Ratbes als Aominiftrationsgericht, beftimmt und geord— 
net (1. April 1816). Bald nachher folgte die Integralerneues 
rung der Gemeinde- und Bezirföbehörden (die bei Beftellung 
der oberften Kantonsbehörden zu Tage getretene Scheu vor die- 
jer Maßnahme war überwunden); behufs genauerer Einhaltung 
der Paritätsverhältniffe in den Gemeinte- und Bezirksbehörden 
wurde in den gemiſchten Bezirken eine konfeſſionelle Volkszählung 
vorgenommen.. Der Kleine Rath machte von feinen weiten 
MWahlrehten Gebraub, ernannte feine acht Statthalter in den 
Bezirken nebft ihren Sefretären, aus den ihm zugefommenen 
Vorſchlagsliſten die Bezirfögerichte und ihre Präſidenten, dann 
auch die vierundvierzig Kreisammänner. Schon bie Vielheit 
und die Bedeutung diefer ihm zuftehenden Ernennungsrechte 
zeigt die überwiegende Stellung, welde vie Verfaſſung dem 
Kleinen Rath angewiefen hatte, der fih von nun an „Landam-> 
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mann und Kleiner Rath” fchrieb, wie der Große Rath fih von 
diefem ven Titel: „Lantanımann, Klein und Große Räthe“ 
geben ließ. Auf 1. Auguft 1816 traten bie aus den Neumah- 
len bervorgegangenen zahlreihen Beamten und Bermaltungen 
in den Gemeinven, Kreifen und Bezirken in Wirkfamkeit. Es 
darf denſelben indgefammt das Lob geſpendet werben, daß, nadı- 
dem tie traurigen auswärtigen Einflüffe ver Mediationszeit und 
die aus denſelben hervorgegangenen Kriegsbebrängnifie ihr Ende 
erreiht batten, die Berhätigung in allen Zweigen der inneren 
Verwaltung eine erjprießlichere wurde, als fie vorher geweſen. 
Neben der allgemeinen Organiſation war jene beſondere für bie 
Stadt Et: Gallen zu jchaffen, welche bei den Berhandlungen 
über die Berfafjung in Zürich und in St. Gallen jo oft zur 
Sprade gefommen war. Der Wunſch der Stäbter, eine gewiſſe 
Adgeichloffenheit der „Stabtbürger” gegenüber ben niebergelafles 
nen Kanton&bürgern zu behaupten, mit andern Worten eine Dr: 
ganifation zu erhalten, vermöge welcher die Stabtbehörbe nur 
von Stattbürgern gewählt und nur aus joldhen bejegt würde, 
wie ed in den alten ariftofratifhen Städten der Schweiz Gü— 
rih, Bafel und andern) gewefen, fuchte fi Geltung zu verjdhaf- 
fen. Solche Abfihten fanden Widerftand in Regierungsfreifen. 
Falk eiferte tagegen in einer eigenen Abhandlung. In den bes 
nachbarten Landgemeinden Tablat, Straubenzel und Gaiſerwald 
waltete Beforgniß: es gehe die Stadt mit dem Gedanken um, 
den ftäbtifchen Hanbwerföftand, insbefonvere das Bäder: und 
Fleiſchergewerbe ver Stadtbürger, gegen das Einbringen von 
Fabrifaten, von Brod und Fleifh aus der Landſchaft, monopos 
liſtiſch zu ſchützen. Dagegen erhoben ſich die Vorfteher jener 
Gemeinden in Fräftiger Eingabe an die Oberbehörbe. Die Ver: 
handlungen endigten mit einem Organifationdgefege (vom 3. 
April 1816), welches einen durch gefammte Aftivbürger (aljo 
ohne Ausschluß der fantonalen Niedergelaffenen) zu mählenden 
Stattrath aufftellte, mit einer Körperfchaft von Rathöbeifipern, 
die die Stattbürgerfchaft allein wählte, und welche für einen 
gewiſſen Kreis von Berrichtungen zu den Situngen des Stadt 
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rathes beigezogen werden mußte; DBerwaltungsbehörde für vie 
Stadtgenoſſenſchaft als ſolche wurde der Stadtrath felbit; den 
bezügliben WBerhandlungen aber durften mur jene Mitglieder 
beimohnen, welche Antheilhaber am ſtädtiſchen Gemeindegut 
waren. Auch erhielt die Stadt ein eigened Stadt-, Bezirks— 
und Handelögeriht, und neben dieſen drei Gerichtöftellen eine 
Handwerksvorſteherſchaft. Zwei Präfiventen, als Erfag für bie 
ehemaligen Bürgermeifterftellen, ftanden abwechjelnd dem Stabt- 
rath vor. Thatſächlich blieb die Leitung des ganzen ftäbtifchen 
Weſens, aud in wie weit es die Einwohnergemeinde betraf, 
in den Händen der eigenen Stadtbürgerſchaft; niedergelaflene 
Kantonsbürger gelangten weder zu Aemtern noch zu Einfluß. 
Auch blieb die Stadt ein konfeſſionell abgeichloffenes Gemein: 
wejen, da ihre Bürgerſchaft ſich beharrlih nur aus Neubürgern 
reformirter Konfeſſion refrutirte und nie einen Katholifen als 
Bürger annahm. Das. Gebiet anlangend, trat Feine Aenderung . 
ein; der Stiftseinfang blieb von der Stadt getrennt; boch wurs 
den alfällig im Stiftseinfang wohnende Proteftanten ausnahms- 
weife als in der Stadtgemeinde ftimm- und wahlfähig erklärt. 
Die Stadtorganifation enthält Feine Vorſchrift, die den freien 
Verkehr zwijchen Stadt und Land beeinträctigte. 

Bon überragender Wichtigkeit war die DOrganifation beider 
Konfeifionstheile, hervorgerufen durch den Artifel 2 ver Kantons 
verfafjung. Sie hatten gewiffermaßen eigene Berfaffungen nö- 
thig, die fie jedoch fich Selbft zu geben hatten. Am Großen 
Rath Hinwieder ftand es, die Grundlagen und Bedingungen 
folden Sonderlebens feftzufegen. in erfter Entwurf dieſes 
Grundgejepes fam aus der Hand von J. 2. Eufter. Das fon- 
fefftonelle Gefeg vom 3. April 1816 enthält folgende wefent- 
lihe Beftimmungen. Jeder „Religionstheil” entwirft fich jeine 
Drganifation ſelbſt; die Mitgliever des Großen Rathes jeder 
Konfeffion fondern ſich zu diefem Behuf nah ihren Bekenntniſ— 
fen; die aus ihren Berathungen hervorgehende Drganifation 
jedes Religionstheild unterliegt der Sanktion des Großen Ras 
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gemittelt hat, daß die Drganifation Feine Schmälerung ber 
Rechte des Staates enthalte. Die gejönderten Großrathöfolle- 
gien werben jeweilen durch den Landammann ihrer Konfeifton 
präfidir. Dieſe Großrathöfollegien wählen die Verwaltungss 
und andere Behörden ihrer Konfeifton. Die von ihnen erlafles 
nen allgemeinen Verordnungen betürfen, glei ver Organifation, 
der Sanftion des Großen Rathes, chen jo neue Bisthumseins 
richtungen und Aehnlihes. Das landesherrliche Plazet über 
firhlihe Anordnungen und Kundmachungen wird beibehalten; 
der Große Rath aber kann wie bisher deſſen Ausübung an den 
Kleinen Rath delegiren. Den Behörden beiver Religionstheile 
ift jede unmittelbare Verbindung mit auswärtigen Behörden 
unterfagt; ausnahmsweiſe aber mögen jie religiöfe und Firchliche 
Angelegenheiten mit jeder geiftlichen Behörde behandeln; fo blieb 
für das fatholiihe Großraths-⸗Kollegium der amtliche Verkehr 
mit dem Nuntius und dem Heiligen Vater unbehindert. Jeder 
Religionstheil ift verpflichtet, die Kirchen-, Pfrund- und Schul- 
güter zu erhalten und ihrem Zwecke gemäß zu verwenden. Dem 
Staate bleibt „die Konfirmation in Kollaturfahen“ (Plazet für 
Pfarrwahlen) vorbehalten. Streitigkeiten zwiſchen Korporatio- 
nen beider Religionstheile über religiöfe und kirchliche Gegen— 
ftände werden durch Schiedsrichter erlediget, die von den Bars 
teien zu gleihen Säten gewählt werten. Die Matrimonials 
Saden, inbegriffen daherige Forderungen und Entichäbigungen, 
werden jedem Religionstheil zur Beforgung überlafjen. Für 
Leitung des Schul- und Erziehungsweſens ernennt fich jeder 
Religionstheil feinen Erziehungsrath; der Staat bezahlt jedem 
Religionstheil jährlih ald Beitrag zu den Schulfoften 2000 Gl. 
Dieſes Geſetz kann nur unter Zuftimmung der Mehrheit jeg- 
lien Religionstheild revidirt und abgeändert werben. Die bei- 
den nach biefem Yundamentafgejeg geichaffenen konfeſſionellen 
Großrathöfollegien hatten das Eigenthümliche, daß ihre Mit- 
glieder nicht ausſchließlich das Ergebniß der Wahlen ihrer Kon 
feifionsgenofjen waren, fontern häufig aus gemiſchten Mahlför- 
pern bervorgingen. Das Gleiche war ver Fall mit ihren Prä- 


fidenten (dem Landammann jeder Konfeifion). Dem Geſetz folg- 
ten die Drganifationen für beide Konfeffionen; die Fatholifche 
ftellte einen Adminiſtrationsrath von fünfzehn Mitgliedern auf, 
welchem geſammte fatholiihe WVerwaltungsangelegenheiten über- 
tragen wurden, mit Inbegriff ver Kollaturen und des Erziehungs- 
wejens für dieſe Konfeffton, fo daß ter Adminiftrationsrath zu- 
gleih Erziehungsrath war; jein Einfluß rivalifirte mit jenem 
der Regierung ſelbſt. Beachtenswerth ift eine Vorfchrift dieſer 
Drganifation, daß die der katholiſchen Korporation des Kantons 
Et. Gallen zugehörigen Fonde zu feinen Zeiten und Umſtänden 
weder vertheilt, noch den beftimmten religiöjen Zweden entzogen 
werben dürfen. Die evangeliihe Organiſation ftellte ald Ver— 
waltungsbehörbe einen „Centralrath“ auf, deſſen ftändiger Präs 
ſident der reformirte Landammann war; für Kirchliches einen 
Kirchenrath mit Synote und Kapitel; dann ein Ehegericht, 
deſſen Präftvent aus den evangeliichen Mitgliedern ber Regie— 
rung gewählt werben mußte, und einen eigenen Erziehungsrath. 
Beide DOrganifationen wurden vom Großen Rath genehmigt am 
21. Juni 1816. Die Beftellung der Fonfeflionellen Schieds⸗ 
gerihte und den von denſelben zu beachtenden Rechtsgang ord« 
nete ein eigened Gele, dad Vorgehen für Unterhandlungen über 
Bisthumsorganifation und andere Gegenftände Eonfeifioneller Na- 
tur ein Berfommniß zwiſchen dem Staat und dem Fatholiichen 
Konfejfionstheil, welches die Staatsbehörde berechtigte, aus den 
fatholiihen Mitgliedern des Großen Rathes einen Abgeordneten 
zu ernennen, wogegen der zweite vom „fatholiichen Religions— 
theil” zu ernennen war; bezüglich der Inftruftionen für folche 
Abgeorbnete war forgiame Wahrung der Rechte ded Staates 
vorgeſehen, jo daß die Entwürfe entweder die Genehmigung des 
Kleinen Rathes, oder nah Umftänten felbft jene des Großen 
Rathes erhalten mußten (genehmiget vom Großen Rath am 
21. Zuni 1816). Der gemeinfame Erziehungsrath wurde aufs 
gelöjet; die flaatswirthichaftlihe Kommilfion Tieß eine Ehrens 
meltung zu feinen Gunften‘ zu Protokoll fallen; der unter ber 
Verwaltung jener Erziehungsbehörde gefammelte Fond für Er- 
27* 
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ziehungszwecke (13,212 Gl. 30 Kr.) wurde zu gleichen Theilen 
an beide Konfeffionen ausgeliefert. Vor dem Abtreten veröffent- 
lichte der Erziehbungsrath über feine MWirkfamfeit feit vem Jahr 
1800 einen fummariihen Bericht, in weldem ber manden 
Fortjchritte gedacht ift, die namentlich das Primarfchulwejen jeit 
jener Zeit gemadt Habe, was Niemand beftreite. In feine 
Fußftapfen traten die beiden Eonfefftonellen Behörven, welche 
das früher Begonnene in rühmlichem Wetteifer fortfegten. Jede 
Konfeffion erließ ausführlide Schulordnungen, deren Inhalt auf 
thunliche WBerbefferung namentlih des Primarfchulweiend und 
auf gehörige Bildung der Lehrer berechnet war; beibfeitige 
Großrathsfollegien jorgten für Aufftellung thätiger Schulinjpek- 
torate (1817 und 1818); Fatholifcherfeitd wirkte unter dem 
Adminiftrationsrath eine von ihm beftellte Erziehungsrathskom— 
miffton, welcher weite Befugniffe und Pflichten eingeräumt wur—⸗ 
den. Der evangelifche Konfeffionstheil erließ eine neue „Wer: 
fafjung der evangelifhen Kirche des Kantons St. Gallen“ 
(1. Zuli 1817), eine allgemeine Drganifation der Kirchenvor- 
fteherfchaften in den Gemeinden ihrer Konfeffion, ebenfalls eine 
„Eraminationd- und Drdinationsordnung” für den Eintritt in 
das Predigtamt; endlih eine volftändige Matrimonialorbnung 
unter der Bezeichnung von „Ehegerichtöjagungen für den evans 
geliihen Theil des Kantons”, vom Großen Rathe verfafjungs 
gemäß fanzirt (18. Juni 1818). So war nun die vollftändige 
Autonomie der Konfeffionen, meift zur Zufriedenheit ihrer Ans 
gehörigen, in Gang gebracht und gefichert und bewegte fih in 
ſolchem unangefohten Jahre lang. Bom Großen Rath jelbft 
ging noch ein Abfinden über eine gemeinfame Bettagsfeier aus 
in der Weife, daß, wenn das Felt Mariä Geburt auf einen 
Dienstag, Mittwoch, Donnerstag oder Freitag falle, ver Bet: 
tag von beiden Konfeffionen jeweilen an dieſem Tage, falls 
jenes Feft aber auf einen Sonntag, Montag oder Samdtag falle, 
am Donnerstag in der erften vollftändigen Woche Septembers 
gefeiert werben jolle GBeſchluß vom 19. Juni 1818). In den 
unmittelbar vorangegangenen Jahren war der Bettag von jeder 
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Konfeſſion geföndert angeorbnet, darum dann auch auf ver— 
Ichiedene Tage verlegt worden. 

Die Trennung der jchweizeriihen Bisthumsantheile vom 
Bisthum Konftanz war in Folge der großen Staatsveränderungen 
in Deutjchland bereit in den erften Jahren der Mediationdzeit 
ald ausgemachte Sache angejehen. Die im J. 1804 mit dem 
KurfürftenthHum Baden abgejchloffene Konvention über die Do- 
tation der ſchweizeriſchen Bisthumsantheile aus dem Bermögen 
des Bisthums, ſowie über das Maß der Verpflichtungen ver 
betheiligten Kantone zur eindweiligen Suftentation des Kons 
ftanzer Biſchofes, jegte feldft den nahen Fall voraus, daß noch 
bei Lebzeiten des Biſchofs Karl Theodor v. Dalberg die Tren- 
nung wirklich vollzogen werde. Unmittelbar nachher folgten zu 
folder bie einleitenden Schritte ded Landammanns ver Schweiz 
mit Kreisfchreiben vom 11. Februar 1805; zugleih mit ber 
Trennung fjollten die neuen nationalen Bisthumseinrichtungen 
oder Bisthumsumfchreibungen verabredet werben. An der Zus 
ftimmung des Papſtes und des Biſchofes jelbit zu der hiefür 
erforderliben Trennung von Konftanz glaubte man nad beiders 
jeitigen Aeußerungen nicht zweifeln zu dürfen. St. Gallen war 
nicht abgeneigt zur Mitverhandlung, äußerte eventuell jchon, daß 
bei wirklich eintretender Veränderung Thurgau und Appenzell 
J. R. am jchiklichften mit einem Bisthum St. Gallen ver- 
einiget würden, biefem felbfiverftändlih auch die St. Galliſchen 
Gebietstheile des Bistums Chur einverleibt werden follten, 
Alles übrigens in der Meinung, daß der Kanton fih bis zu 
gänzliher Entſcheidung über die damald in St. Gallen verhan- 
delten Hauptfragen freie Hand vorbehalte.‘) ine Konferenz 
ver betheiligten Kantone bevollmäcdtigte den Landammann der 
Schweiz mit den nöthigen Unterhandlungen „auf das Funda— 
ment der Trennung von der auswärtigen Jurisdiktion“ (20. 
Juni 1805). Die nachfolgenden politiichen Ereignifje im Aus- 
land und die beflagenswerthen Schidjale des Papftes Pius VII. 


) Antwort der Regierung von St. Gallen an ben Landammann ber 
Schweiz, vom 23. März 1805. 
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verhinderten bie weitere Verfolgung des Pland, und die Kons 
ftanzer Bisthumskantone befchränften fib in ihren gemeinfamen 
Verhandlungen während mehrerer Jahre auf die wenigen Ge- 
ichäfte, welde vie Verwaltung des erwähnten bisthümlichen 
Dotationdfondes erheilhte.. Im Laufe der Zeit zog Schwyz 
das Projekt der Trennung zuerft wieder in Erwägung. Der 
Nuntius verhieß jeine Handbietung. Nun [ud Uri im Namen 
der Urſchweiz gefammte Bisthumsfantone zu gemeinjamer Bes 
rathung ein, die während der Tagſatzung von 1813 in Zürich 
(24. Juni und 3. Juli) gepflogen wurde. Die Trennung wurde 
als Nothwendigfeit anerfannt in einem durch Müller-Friedberg 
Namens eines Ausjchuffes verfaßten Gutachten, das allſo bes 
ginnt: „daß ein fürforglicher Schritt zu machen jei, erhellte uns 
aus der zerftörten Stiftung des Fonftanzijchen Kirchenfprengels, 
aus dem allmäligen Auslöichen des Domfapiteld und ber na- 
benden legten Krije, dur melde das Bisthum augenblidlic 
aufhören fol, oder, aller Selbftftindigfeit beraubt, in gänzliche 
Abhängigkeit von einem fremden Souverän verfallen wird“. 
Ja das Berürfnig der Trennung und eines Einverſtändniſſes 
über ihre Ausführung wurde aus dem noch dringenderen Be— 
weggrunde nachgewielen, daß unheilvolle Wirren entftehen müßten, 
wenn der Tod des Biſchofs die Kantone überrafchen würde, 
ohne daß fie fih über die Zufunft geeiniget hätten. Anſichten 
und Entwürfe über ſolche Einigung, beziehungsweile fchicliche 
Gruppirung der Stände in meu zu errichtende Bisthümer, wur: 
den in das Gutachten hineingelegt. Es erfolgte Berftändigung, 
den Biſchof (Fürft-Primas des Rheinbundes) Namens der Kan- 
tone fchriftli um feinen Beiftand für gemwünfchte Trennung zu 
erfuchen. Der Entwurf des Schreibens ging aus ber gleichen 
Feder hervor wie das Gutachten und ed wurbe daſſelbe mit 
ausdrüdlicher Zuftimmung des Kleinen’ Rathes von St. Gallen 
(vom 13. Auguft) erlaffen. Die Antwort des Biſchofs war im 
Allgemeinen beifällig zuſagend, doch durch Klauſeln geichwädht. 
Die Schwierigkeiten der Lage vermehrte die Sonderſtellung, 
welche Luzern einzunehmen für gut fand. Die Kantone aber 
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beharrten, ermeuerten ihre Beftrebungen Ende Jahres, und in 
Folge der politiihen Veränderungen von 1814 trat dann aud 
Luzern denfelben bei. Im Namen gefammter Kantone erging 
endlich die fchriftlihe Bitte an den Heil. Bater jelbft um Be- 
willigung der mehr beſprochenen Trennung, wobei übrigens vor: 
ausgejegt war, daß ihrer wirklichen Ausführung die Bereinba- 
rungen ber Kantone für neue Geftaltung der ſchweizeriſchen Bis- 
thümer unter Gutheißung des Papſtes voranzugehen hätten 
(16. April 1814). Biſchof Karl Theodor gab Zufage, daß er 
fih den Beihlüffen Sr. Heiligfeit gehorfam unterziehen werde. 
Der Papſt antwortete zuftimmend durch Breve vom 7. Dftober 
1814, vollyog bald nachher die Trennung durch ein zweites 
Breve vom 2. November an den Biſchof und ernannte endlich 
den Propft Bernhard Göldlin v. Tieffenau zu Beromünfter zum 
apoftoliichen Vilar der von Konftanz abgetrennten jchweizerifchen 
Bisthumsgebiete Cpäpftlihes Breve vom 10. Januar 1815). 
Dbwohl die Regierung von St. Gallen den nun eingetretenen 
„Zwilchenzuftand“, wie fie die neue Lage nannte, gern vermieden 
gejehen hätte und gleih anderen Kantonen vorausgefegt hatte, 
ed würde die volle Regelung der Fünftigen Bisthumsverhältnifie 
dem Trennungsafte vorangehen, jo verzichtete fie doch auf irgend 
welche Einſprache, nahm die Thatſache an, wie fie vorlag, und 
ließ fih auch durch die PBroteftation des Konftanzer Kapitels 
nicht lange hinhalten, die Wirkſamkeit des apoftoliichen Vika— 
riatd anzuerkennen (Schreiben des Kleinen Raths vom 13. und 
14. Februar 1815). Augenblidlibe Schwierigkeiten, welche das 
durch entftanden, daß während einigen Wochen beide bifchöfliche 
Autoritäten, der apoſtoliſche Vikar in Münfter und die Gurte 
in Konftanz, Paftoralbriefe an die Geiftlichkeit des St. Gallifchen 
Bisthumsantheild hatten ergehen laſſen, waren durch erwähnte 
Erklärungen gehoben. Gejammte betheiligte Kantone mit Inbe— 
griff St. Gallen's erließen ein Dankſchreiben an Se. Heiligkeit 
für alles Verfügte (24. Mai). Ueber die vollgogene Trennung 
ſprach P. Heinrih Müller v. Friedberg, Pfarrer in Goßau, 
durch einläßlihes Schreiben an feinen Bruder Regierungsrath 
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hohe Freude aus; Geiftlichfeit und Wolf feien gleicher Gefin- 
nung, und ewiger Segey werbe ficherlib den Urhebern und 
Förverern eines St. Galliihen Bisthums zu Theil werden (19. 
Sanuar). Es wurden aber au abweichende Projekte beiprochen. 
Bon Graubünden her liegen fih Wünfche um Einverleibung des 
ganzen St. Galliihen Gebieted in das Bisthum Chur vers 
nehmen, welches in Folge der baieriſchen, jpäter der üfterreichi- 
jhen Verfügungen über die tiroliihen und voralbergiihen Bis— 
thumstheile von Chur große Verlurſte gemadt hatte. Dr. Jo— 
hann Peter Mirer war durch Briefwechjel mit dem Landammann 
Müller-Frievberg der Vermittler folder Wünſche; weltlihe und 
geiftliche Behörben in Chur, fo meldete er, hegen diefelben, und 
der Biſchof erwarte nur eine Einladung St. Gallen’s, um über 
die Organijation des erweiterten Bisthums Chur in Unterhand- 
lung zu treten. In gleichem Geifte jchrieb Cadoͤras, das Haupt 
des Fatholiichen Landestheild von Graubünden. Die Antwort 
des St. Galliihen Landammanns war fehr verbindlih für bie 
Perſon des Biſchofs, in der Sache aber zurüdhaltend, da die 
Entſchlüſſe von der neuen fonfeffionellen Drganijation abhängig 
fein werden. Doch wurden noch Entwürfe über die Vereinigung 
und deren Beringungen ausgetaufht (Herbſt 1815). Eben 
damals lud Luzern zu allgemeiner Konferenz ein. Reutti wohnte 
ihr ald St. Galliicher Deputirter bei, mit der Inftruftion, mehr 
zuzuhören, als fih irgendwie verbindlih zu mahen.. Man 
ſprach von Errichtung eines „ſchweizeriſchen Nationalbisthums“ 
und es wurde dieſe Bezeichnung jelbft in amtlichen Aftenftüden 
gebraudt. Berfammelt waren Abgeordnete von Luzern, Zürich, 
Uri, Schwyz, Unterwalvden, fatholiih Glarus, Zug, Solothurn, 
Schaffhaufen, Appenzell 3. R., St. Gallen, Aargau und Thurs 
gau. Es fielen einzelne Boten auf Verſchiebung; in viefem 
Sinne ſprach auch Reutti. Es wurde gleihwohl die Organi— 
jation eines gefammte Konftanzer Bisthumsfantone umfafjenden 
Bisthums, ald deſſen Sig Luzern bezeichnet wurde, entworfen, 
die Berathung derfelben aber verihoben und ſolche zunächſt den 
betheiligten Kantonsregierungen anheimgeftelt, damit fie nachhin 
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vem „katholiſchen Vorort”, jo nannte man Luzern, ihre Ent— 
fchließungen über den Entwurf melden möchten. So verzögerte 
fih die Angelegenheit von jelbft und der Anfangs 1817 erfolgte 
Hinſchied des Biſchofs Karl Theodor von Konftanz ſchien die 
fommenden Berhandlungen erleichtern zu wollen. Der Nuntius 
Teftaferrata war am 5. Mai 1816 abberufen worden. 

Als Fürft Pancratius die auf ihn Bezug habenden Bes 
Ichlüffe des Wiener Kongreſſes mit Proteft zurüdwies, erfüllte 
er. nur wieder feine Pflicht als treuer Religios; denn nicht ihm, 
das war feine fefte Anficht, fondern dem Papſt allein ftehe zu, 
das Stift St. Gallen aufzuheben oder als aufgelöst zu erflä- 
ren; ihn, den Vorſtand des GStifts, feiner Pflicht zu entheben. 
Uebereinftimmend hiemit war auch feine fernere Handlungsmeife. 
Da alle anderen Mittel erihöpft waren, „dem Stift wieder 
aufzuhelfen“, reiste er nah Rom, ven unmittelbaren Beiftand 
des Heiligen Vaters anzurufen; Ankunft daſelbſt am 30. Sep⸗ 
tember 1815. Bon Conſalvi und dem Papft Pius VIL. wurde 
er beftend aufgenommen; durch ausführliche Denkichrift vom 
16. November erwirkte er ten Entihluß des legtern zu werk— 
thätigem Eingreifen für Wiederherftellung des Stifte. So ift 
genugjam aufgehellt, daß ver Staatsjefretär Conſalvi wie Pan— 
cratius in dem Wienerfongreßbeichluß über St. Gallen nichts 
anderes erblidten, als die Loͤſung der politiihen und Gebiets: 
fragen. Der Papft bethätigte fih nun vom gleihen Standpunft 
aus und erließ durch drei Breven, eines an die Tagſatzung, 
ein zweites an die Fatholifchen Kantone, ein drittes an katho— 
ih St. Gallen insbeſondere, den. väterlihen Ruf zur Herftel: 
(ung der oft genannten religiöfen Anftalt (ſaääͤmmtliche Breven 
vom 12. Juni 1816). Im Schreiben an die Tagfagung ges 
dachte Bapft Pius VII. zunächft des alten und oft bewährten 
Rechtsſinnes der Schweizerfantone; übergehend auf die Sade, 
rügte er, daß die Regierung von St. Gallen im Jahr 1805, 
wenn auch ohne Erlafjung eines förmlichen (Aufhebungs-) Be- 
ſchluſſes, doch durch die That jenes uralte und in ber Schweiz 
vornehmfte Klofter des heil. Gallus gleihfam aufgehoben, über 
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feine Güter und Einkünfte theild nah Willfür verfügt, theils 
fich diefelben, unter dem Vorwande von Staatdgütern, unrecht- 
mäßig angeeignet habe; — daß dieß ausgeführt worben Ans 
gefichtd und zuwider der Bundesverfafjung vom 3. 1803, welde 
verordnet hatte, daß den Klöftern ihre Güter zurüdgegeben wer⸗ 
den follen; in Widerfprud zu den Tagfagungsbeihlüffen von 
1803 und 1804; in Widerfpruch zu den Beiſpielen aller übri- 
gen Kantone, welche jedem Klofter feine Güter -zurüdgaben, end» 
ih auch trog jenes (alten) Bundes, „durch welchen das Klofter 
mit den Schweizersfantonen vereint” gewefen, und um befjen- 
willen ſchon bafjelbe eine würdigere Behandlung verdient hätte. 
Solche Aufhebung des Klofterd könne der Papft nie ald recht 
mäßig oder gültig anerfennen; denn fie widerfpreche nicht nur 
allen Gefegen der Gerechtigkeit und den kanoniſchen Vorſchriften, 
fondern auch, wie angeführt worden, dem damaligen ſchweize— 
riſchen Bundesrechte felbft. Hohl ſei auch die Berufung auf 
angeblich bereitö im J. 1798 gejchehene Aufhebung des Stiftes, 
weil ſolche damals zwar angebroht, nie aber durch förmlichen 
Beſchluß ausgeiprochen worden. Und eben fo wenig könne man 
fi) (gegen das Stift) auf den Wiener-Kongreß berufen, weil 
die dem Abt angewiefene Penfion nur als etwelcher Erjag für 
die landesherrlichen Rechte anzufehen, von Sein oder Nichtjein 
der Abtei oder von ihren Gütern an jenem Kongreß keineswegs 
die Rede geweſen fei. Aus allen viefen Gründen bat der Papft 
die Abgeorbneten der Stände an der Tagfagung um Berwen- 
dung bei der St. Galliihen Regierung für Wiederherftellung 
bes Stiftes, wobei er feine Abficht erklärte, dem Abte die volle 
bifchöflihe Gerichtsbarkeit im ganzen ehemaligen Konftanzijchen 
Gebiete St. Gallen’d zu übertragen oder benfelben vollends, 
wenn ſolches vortheilhafter („magis profieuum*) erfchiene, zum 
Biſchof weihen zu lafjen, doch ımter der Bedingung, daß bie 
(klöfterliche) Regularordnung ferner beachtet werde. Der Papft 
verwendete fih alſo ausvrüdlih nur um Wiederherftellung bes 
Stiftes als Firchlicher oder Drdend-Anftalt und ging dabei ganz 
in oft geäußerte Wünfche der St. Gallifchen Behörden ein, bie 
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Abtei zum Bisthum mit Regulars-Konvent umzugeftalten. Wer 
jentlih gleihen Inhaltes, wie jenes Schreiben an die Tagſatzung, 
war der Erlaß an die vom Konftanzer Bisthum abgetrennten 
Kantone Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, katholiſch 
Glarus, Solothurn, Appenzell 3. R., wie aud Aargau und 
Thurgau katholiſchen Theils; der Bapft belobte ihre Beftrebungen 
für Errichtung eines neuen Bisthums; fegte fie zugleich in Kennts 
niß von feinen Abfichten bezüglich der künftigen bifchöflichen Ber- 
waltung des St. Galliihen Gebieted und bat fie um Ulnters 
flügung derſelben mittelft der empfohlenen Wiederherftellung ber 
dortigen alten Abtei. Befonderd eingehend war das dritte Send» 
fchreiben des Papſtes: „an die katholiſchen Mitglieder des Großen 
und des Kleinen Rathes des Kantons St. Gallen.” Zu ihnen 
ſprach er: feit Jahren her und noch jegt fei ihre Handlungs 
weiſe nicht jo, wie fie die Geſetze ver heiligiten Religion, bie 

Gerechtigkeit und vie heiligen Kirhenfagungen erheiſchen; „Ihr 
habet es nemlich unternommen (conati estis), jener uralten und 
in der Schweiz ausgezeichneten Abtei des heiligen Gallus, aus 
welcher Shmud und Zierde über Euere Nation ſich ergoß, durch 
das, was ihr am achten Mai 1805 gethan, den Untergang zu 
bringen (excidium afferre)“, einen beträchtlihen Theil ihrer 
Güter dem Staate zugewendet, über den andern ganz; nad) 
Euerer Willfür verfügt. Der Heil. Vater drüdte dann fein Bes 
fremden aus, wie das Alles ohne fchuldige Rüdjicht auf bie 
früheren Berdienfte des Stiftes um Religion, um Bildung und 
öffentliche Wohlfahrt gejchehen fei, und erklärte mit Bezugnahme 
auf die bereitd in den andern Briefen ald wiberrechtlich bezeich- 
neten Vorgänge: er könne, ohne feiner eigenen Pflicht untreu 
zu fein, die Abtei weder ald aufgehoben noch als nicht beftehend 
anjehen. Gern erinnerte ſich der Heil. Vater dann doch jener 
Männer, welde in früheren Tagen fi eifrigft für Wiederher- 
ftellung des Stiftes verwendet haben; die Urheber des Uebel 
aber und ihre Helfer mögen jehen, wie fie dießfalls mit ihrem 
eigenen Gewifjen fich zurecht finden. Folgte die Mahnung, dem 
Stift das Seinige zurüdzugeben und die Aeußerung: in ber 
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Wiener Kongreßverfügung könnten fie genügende Entſchuldigung 
für allfällige Rechtsverweigerung nicht finden, denn dort fei von 
Aufhebung des Klofterd und der Zurüdhaltung feiner Güter 
gar feine Rede geweien, ja „man dürfe nicht einmal vermuthen, 
daß gerechte und rechtmäßige Fürſten jene Güter, welche ſelbſt 
die franzöfifhe Regierung im Jahr 1803 den Klöftern zurüd- 
zugeben befahl, der Kirche haben entreißen wollen“. Schließlich 
wurden bie Abfichten des Papftes in bisthümlicher Beziehung 
zur Kenntniß gebracht und angezeigt, daß der Nuntius bemädh 
tigt worden, mit ter St. Galliihen Behörde in Hinficht alles 
defien, was auf die Güter und die geiftliche Jurispiftion Bezug 
babe, in Unterhandlung zu treten. Der Karbinal-Staatsjefretär 
Gonjalvi gab den Fatholiihen Kabineten von Wien, Verſailles, 
Madrid und Turin von den Schritten des Papftes zu Gunften 
des Stiftes Keuntniß, mit befannten Gründen die Sache em— 
pfehlend (24. Juni), und diefer Empfehlung Nachdruck zu geben, 
nahm er die Gejandten jener vier Mächte in Rom durch eigenes 
Kundfchreiben in Anſpruch. Als die päpftlichen Briefe nad der 
Schweiz abgegangen waren, folgte Bancratius ihnen nad, nad 
dem er den PBapft bei der Abſchiedsaudienz noch münblih um 
Erlaubniß gebeten hatte: für den Kal, daß die Abtei nicht 
wieder auffommen jollte, fein Weniged einem Klofter, wo er 
feine Tage zu beichließen gedenfe, zu übergeben, oder auch einen 
Theil davon feinen Mitbrüdern überlaffen zu dürfen. Der Fürft 
war aljo bereitd auf Alles, aub auf das Schlimmfte gefaßt, 
und feine Haltung, die jo oft als Ausflug maßlojer Herrſch⸗ 
fucht angejehen worden, ftellt fib als gottergebene Demuth dar. 
Aber doch wollte er nichts verfäumen; darum feine neue Wan— 
derung nach der Schweiz, die er, Rom verlaffend, am 1. Zuli 
‚antrat. 

Die Tagſatzung wurde am erften Montag im Juli eröffnet. 
In der Bundesftadt war Cherubini, ald Internuntius, einges 
troffen. Müller⸗Friedberg hatte bier, als erfter Gefandter bes 
Kantons St. Gallen, feinen alten Ehrenplag wieder eingenom⸗ 
men. Aldbald fegte fi jener Internuntius mit dem gewaltigften 
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Gegner Deſſen, was der Heil. Vater anftrebte, in vertrautefte 
Berbindung; er wollte ihn jpreden und ſprach ihn, noch bevor 
er den Präfiventen der Taglagung gejehen, und dad war nun 
wieder Reinhard. Mit einer Befliffenheit, welche die unbefangene 
Nachwelt mit Befremden vernehmen muß, zeigte Eherubini dem 
Landammann von St. Gallen an, daß er drei päpftlihe Breven 
zu übergeben habe; ven britten diefer Briefe, jenen der an die 
fatholiihen Mitglieder des Großen und Kleinen Rathes von St. 
Gallen gerichtet war, überließ er „jehr vertraut” auf einige 
Stunden an Müller: Friedberg, der unverweilt jeinem Kollegen 
Zollifofer in St. Gallen eine Abjchrift davon überfandte, fo 
daß der reformirte Landammann des Kantons das Sendichreiben 
Pius VIL früher fennen lernte, ald das Fatholifche Großraths— 
follegium, das zu diejer Zeit bereits Fonftituirt war und das erjte 
und befte Recht auf dieſes päpftlihe Breve hatte. In dieſer und 
in andern im Lauf der näcdften Tage mit dem St. Galliichen 
Geſandten gepflogenen Unterredungen verbreitete fi der Inter— 
nuntius weitläufig über die ganze Angelegenheit, fragte jenen 
um jeine Meinung über die Breven und rief dadurch deſſen 
Tadel über ven Ton hervor, den der Papſt gegen die St. Gal- 
lichen Magiftraten angefchlagen; ed habe den Schein, fagte 
Müllers Friedberg, ald ob man die Ruhe des Landes geflifien 
gefährven wolle. Weit entfernt, die Sprade des Papftes zu 
vertheidigen, ftimmte Cherubini mittelbar ein in den Tadel, ins 
dem er erwiederte: „er ſelbſt fühle vießfall® mehr als ihm zu 
jagen gezieme;” an der Nuntiatur fei der Fehler jedenfalls nicht, 
denn dieſe habe die Verhältnifje immer richtig dargeftellt, und 
jest handle ed fih nur no darum, Mittel und Wege zu finden, 
„die Sade bald, angenehm und zu unbejchreiblihem Vortheil“ 
von St. Gallen zu wenden. Dabei feste er ſchon von vorn- 
herein den Abt Pancratiud ganz bei Seite; daß von ihm per: 
ſönlich im St. Galliihen Lande feine Rede mehr fein Fönne, 
das wiffe man in Rom fo gut als in Zürih; St. Gallen jolle 
fih durd das Breve nicht irre machen laffen, der Papft habe 
irgendwo anfnüpfen müffen; fein Hauptzwed jei, daß in Et. 
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Gallen ein Kapitel Benediftiner-Ordens eriftire und biſchöfliche 
Zurisdiftion gefihert werde; von einem Kloſter wie ehemals, 
von Mönden wie ehemals, könne feine Rebe fein; der Papſt 
wolle nichts als ein Stift wie Fulda, das aus etwa fünfzehn 
Männern beftünde, „welche die Fähigkeit hätten, geiftliche Räthe 
oder zu andern Dingen nützlich zu fein“. Auch walte Feine 
Abficht, irgend wen zur Rückkehr (in das Klofter) zu zwingen; 
eben jo werde feine Rede mehr fein von NRüderftattung des 
Vermögens; man werde fih darauf befchränfen, für den Bifchof 
und das Kapitel eine gemäßigte Dotation auszuwerfen. Auch 
müßte der Biſchofsſitz nicht gerade in St. Gallen jein. St. 
Johann, jagte Eherubini, wäre jehr gut; auf Müller⸗Friedberg's 
Kopfſchütteln feßte er bei: Rorſchach oder Wyl noch befier. Für 
die Studien könnten die Kapitularen gleihwohl verwendet wer: 
den. Man fühle auch wohl, daß ein Bisthum für den Kanton 
St. Gallen allein nicht rathſam wäre; Thurgau und andere 
Kantone müßten beitreten; ja alle, die zu Konftanz gehört 
haben, müßten St. Gallen zufallen; das würde man ſchon eins 
zurichten wiflen; mit Luzern (als Bilchofsfig) ſei es aus, u. ſ. w. 
Fa, Eherubini ging jo weit, daß er auf die Bemerfungen des 
St. Galliſchen Landammanns, wie fehr ein regulares Kapitel 
bei St. Gallen und bei andern Kantonen anftoßen werbe, er 
wiederte: das fei das Erfte (Nächfte), was er dem Papſt noch 
voritellen werde, obgleih er damit feinem Hauptplane im bie 
Duere fäme; Hinmweijungen auf da® „corpus catholicum“ von 
St. Gallen und daherige Bedenken fertigte er mit den Worten 
ab: „das thue alles nichts; wir fennen und von Alterd ber, 
haben unfer Zutrauen wechlelfeitig gerechtfertigt und alles fei 
dermal jo offenbar gut, daß ed ihn (Müller-Srievberg) Feine 
Mühe foften werde, es Jedermann anfhaulih zu machen;“ zu 
wünſchen jei nur, daß er, Eherubini felbft, die Unterhandlung 
führen fönne, noch vor Ankunft des neuen Nuntius. Wie Müller: 
Friedberg dachte, geht aus feiner Aeußerung gegen Eherubini 
hervor: felbft das von ihm befürmortete Feine Regularfapitel 
wäre noch immer „der Prätendent” im Staate, und aus feinem 


— 43 — 


Befund zu Handen der Regierung: „gut werbe fein, für Ein- 
mal fih noch nicht herauszulaſſen“ und jedenfalld zunächſt den 
Effekt des Breve’d an die Eidgenoffenichaft abzuwarten. t) 
Reinhard zeigte fich bei viefem Anlaß in feiner alten Schroffs 
heit. In Kenntniß gefeßt von den Breven des Papftes, ließ 
er Müller-Friedberg rufen und verlangte feinen Rath zu vers 
nehmen. Die beiden Herren wurben einig, daß die Sache nicht 
fogleih in die Tagſatzung geworfen, fondern zuvor mit Einigen 
beiprocen werden jolle, „damit man weniger Feuer Eofte”. 
Ueber das Breve an St. Gallen war Reinhard „in hohem Grad 
entrüftet und erflärte frei, daß er e8 zurüdgeben würde“. Im 
vorörtlihen Staatsratb von Zürich waltete gleiche feindliche 
Stimmung gegen die Schritte des Papftes. Im gewöhnlichen 
Gang der Dinge wäre ein Referendum erfolgt, weil die Breven 
fo Ipät in die Schweiz gelangt waren, daß eine Zuftruftiond- 
ertheilung feitens der oberften Kantonsbehörden nicht mehr mög- 
lih war. Ein ſolches längeres Verjchieben aber wollte der Ges 
fandte von St. Gallen um jeden Preis verhindern. Er ging 
daher mit ter jo oft von ihm bewährten Rührigfeit auf. Wer- 
bung und gewann eine anjehnlihe Stimmenzahl nit nur für 
Eintreten, jondern jelbft für einen ablehnenden Beſchluß. An 
der Spige der Gegner ded Stifted und des zur Spradie ges 
fommenen St. Galliſchen Bisthums fehen wir Luzern, deſſen 
Geſandter (Rüttimann), offenbar nicht ohne Rüdgedanfen an 
die Plane des eigenen Kantons, vor jeglichem Eingehen in vie 
Abſichten des Papftes eindringlid warnte und die Gefahren 
hierarchiſcher Anſprüche, won denen da die Schweiz bedroht ſei, 
mit den fchwärzeften Farben ausmalte, der gefährbeten Ruhe 
des Kantons St. Gallen, dem die übrigen Stände Treue ſchul— 
dig feien, micht zu gevenfen. Eben fo Bafel und Zürich, beide 
mehr vom proteftantiichen Standpunkt aus vor der Anmaßung 
des Papites warnend, nach eigenem Befund Bisthümer in ver 
Schweiz aufzuftellen, wogegen Zürich jura Evangelicorum wah- 


') Briefe des Landammanns Müllers Friedberg, aus Zürih, an Lands 
ammann Zollifofer, vom 8., 10. und 11. Zul. Im Kantondardiv. 
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ren müßte. Reinhard gab übrigens in feiner Rebe zu verftehen, 
daß der Internuntius fi Aeußerungen über die Abfichten des 
Papſtes erlaubt habe, melde theilweiſe zu dem Inhalt des 
Breve's ganz im Widerſpruch ftünden. Bern lehnte das Ein- 
treten ab, da jeitend der fouveränen Kantondbehörven noch fein 
Rathſchlag Habe ftattfinden, Feine Inſtruktion ertheilt werben 
fonnen. Bon den Fatholiihen Ständen fprah nur Schwyz mit 
höherem Ernft von dem Unrecht, das gegen das Stift St. Gallen 
verübt worden und vergebens durch angebliche früheres Abs 
finden zwifchen dem Papſt und der franzöſiſchen Regierung be- 
mäntelt werben wollte, mit Anbeutung, wie St. Gallen aud 
bei Aufhebung des Stifted Schänis ohne alle Begrüßung des 
Heil. Baterd vorgegangen fei. Der Gefandte von St. Gallen 
ſprach mit der ganzen Fülle feiner diplomatiſchen Gewandtheit, 
erinnerte, daß es fih ta weniger um Snftruftionen, als um 
praftifche Würdigung des vorliegenden Stoffe und um Erfül 
lung daheriger Pflichten gegen Eidgenoſſenſchaft und Kanton 
handle. Der einjeitigen Diktatur, jo wie der unrichtigen Infor 
mation des Papftes gegenüber, vie beite aus dem Breve an 
die Tagfagung wahrzunehmen ſeien, berief er fib auf geichehene 
Aufhebung als rechtskräftigen Akt und war auch zu bemeifen 
bemüht, „welch ein gefährlicher Prätendent im Staate jelbft 
das Klofter, auch ohne den Abt, fein dürfte, befonders, wenn 
eben dafjelbe mit geiftlicher Gewalt verfehen würde, und baß in 
fritifchen Momenten feine Renuntiation (auf weltliche Rechte) 
die Ruhe des Landes fihern würde.“ Begründet auf den unter 
der Mediationsafte anerfannten rechtlichen Zuftand, auf die Ver- 
hältniffe, mit welchen der Kanton in den neuen Bund einge 
treten, auf Artikel 12 vefjelben, der nur die beſtehenden 
Klöfter ſchütze, endblih auf Art. 9 der Wiener-Kongreßurfunde, 
ftellte der Gefandte dad Begehren, daß die Tagfagung ih alles 
Eingreifens in die Rechte des Kantons enthalte und die vom 
Papft geforderte Intervention ablehne. Bei der Abmehrung 
ftanden fih die Voten beinahe gleih; Bern mit Uri, Schwyz, 
Unterwalden, Glarus, Zug, Freiburg, Solothurn und Wallis 
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ftimmten für Mittheilung an die Kantone ad instruendum, und 
daß dann noch an diefer Tagfagung in weitere Berathung 
eingetreten werde. Nicht viel mehr Stimmen waren für unver: 
weilte Ablchnung des päpftlihen Begehrend: Zürich, Luzern, 
Bafel, Schaffhaufen, Aargau, Thurgau, Waadt und Genf, mit 
Teſſin, deſſen Stimme der Gefandte von St. Gallen nur durch 
befondere Bemühung zu gewinnen vermochte, dann Graubünden 
(doch mit Vorbehalt der Ratififation) und Appenzell A. R., 
defien Halbitimme, fächlich ganz ungünftig für das Stift, nicht 
zählte (16. Juli). Entſchieden war nichts, doch der enbliche 
Ausgang vorzufehen. Selbft wichtiger diplomatifcher Beiftand 
wurde wirfungslos gemacht. Fürft Metternich hatte inzwifchen 
in Folge ter aus Rom an ihn gelangten Note Eonfalvi’8 dem 
öfterreihiichen Gejandten in Zürich den Befehl ertheilt, das 
päpſtliche Begehren zu unterfügen. Scraut erwieberte dem 
Staatöfanzler: noch bevor feine Befehle angelangt, fei über die 
Trage entſchieden worden; ) die Verwendung des Papftes und 
feines Repräfentanten mußten erfolglos bleiben, weil ver finan— 
zielle Beftand, ja jelbft die öffentlihe Ruhe des Kantons jchlech- 
terdingd von der Aufhebung (suppression) des Stifted abhängig 
feien; Gewährung wäre verführerifches Beilpiel für andere und 
früher aufgebobene Klöfter geweſen, ihre Wiederherftellung zu 
verlangen; Luzern, der katholiſche Vorort felbft, fei bei der Ab- 
lehnung des päpftliben Breve’d an der Spitze geftanden ;' bie 
Gejandten von Preußen, Rußland und England hätten fich eins 
ftimmig ausgeiproden, daß das Begehrte mit dem Ausſpruche 
des Wiener Kongrefjes nicht vereinbarlich wäre; die Wiederher: 
ftelung des Stiftes hätte genöthiget, auf die Fonde und Dota- 
tionen zu greifen, welche für die Geiftlichfeit und die Unterrichtd- 
anftalt der Fatholifchen Jugend (St. Gallen’) angewieſen wors 
den (25. Juli). So ging der Schu Defterreihs, von dem 
Alles abhing, feinem eigenen Intereffe zuwider, für das Stift 
verloren. 

1) „Schrant wollte nicht”, fagt Bancratius in einem Brief vom 15. 


Auguft 1816. 
Baumgartner, Kanton St. Gallen. IL 28 
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Wie die Breven ſich verſpätet hatten, jo verſpätete ſich 
Fürſt Pancratius. Er traf am 29. Juli in Muri, und, zum 
Schrecken der St. Galliſchen Geſandtſchaft, am 31. in Zürich 
ein, Vom treuen Aloys Reding erfuhr er alsbald, wie Cheru⸗ 
bini mit Müller Friedberg fich eingelaffen und in mehrerem fich 
deffen Willen gefügt habe. Pancratius trat mit großer Ges 
(afjenheit und Ergebung auf; er fagte, daß er diesmal nicht als 
Fürſt, fondern nur ald Abt erfcheine. Dem Bundeapräfidenten 
Reinhard eröffnete er, was er fchon dem Papfte gelagt: er ge- 
denfe feine übrigen Tage im Baterland, in einem Klofter zu 
verleben, und gehe deßhab nah Muri; nebftbei empfahl er bie 
Angelegenheit des Stiftes; eine eigene Eingabe an die Tags 
fagung machte er nicht, was die St. Galliihe Geſandtſchaft 
wieber in ruhigere Stimmung verjegte. Zuvor hatte dieſe fich 
verfichert, daß Reinhard ein Schreiben vom Abt nicht annehmen 
würde, ohne vor deflen Eröffnung eine Abjchrift zur Einficht er- 
halten zu haben. Die Gejanbtichaft ftellte überhaupt eine all 
füllige Wiederherftellung des Stiftes ald jo gefährlih var, daß 
diefe Staatögefährlichfeit allmälig zum Glaubensſatz in den amt 
lihen Kreifen und das Hauptbehelf für endliche Abweiſung tes 
päpftliben Breve's wurde. Als Müllers Frievberg wahrnahm, 
daß Perfon und Anliegen des Fürften da und dort. mit güns 
ftigem Auge aufgenommen wurden, verfaßte er eiligft ein Memo: 
randum an die Geſandten von- Defterreih, Preußen, Rußland, 
England, Branfreih, Baiern, Württemberg und Baden; dieſes 
Aftenftüf war ganz geeignet, in obigem Sinn zu wirken. Nad 
Hinweifung auf frühere Ereigniffe und Krifen wird unter anderm 
in demfelben gefagt: „Wenn man fich noch hinzudenft, daß eine 
jolde Korporation” (die herzuftellende Klofterforporation) „mit 
geiftliher Macht verjehen würde, und wenn man die verborgenen 
und bevenflihen Mittel erwägt, welche ihr von daher zu Gebote 
ftehen würden, um anhaltend und fvftematiih auf dunfle 
Zwecke hinzuarbeiten, jo muß wohl jeder Zweifel ſchwinden, ob 
es nicht ebenjo gewagt als beilpiello® wäre, einen folchen fi 
jelbft für unfterblih Haltenden Prätendenten in das Herz eines 
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Staates zu feßen, der mehr oder weniger nach populären Grund» 
fügen regiert werden muß.” Im ähnlicher Weiſe wirfte die St. 
Galliſche Gefandtichaft durch Eingaben an den Bundespräfidenten 
und an einzelne andere Standesgefandtichaften ein. Im Verlauf 
eines Monats fam ein redhtögültiger Tagſatzungsbeſchluß nad 
dem NAntrage Luzern’d und dem St. Galliihen Begehren zu 
Stande; Graubünden ratifizirte den ſchon am 16. Juli formu— 
firten Beſchluß; Glarus trat über zu der ſchwachen Mehrheit, 
und Neuenburg pflichtete ihr, fichtlih zaudernd und ungern, 
ebenfalls bei; jo waren 13 Stimmen vereiniget (16. Auguft). 
Der Borort erließ in Folge deſſen ein in den beften diploma— 
tiſchen Formen und in ehrerbietigem Ton abgefaßtes ablehnendes 
Antwortichreiben an den Papſt (25. September) und brachte 
es gleichzeitig zur Kenntniß der Regierung von St. Gallen. 
Fürft Pancratius war unterdeffen der Gegenftand Hoher Bes 
ehrung in der Bunbesftadt. Der preußifche Geſandte, Juſtus 
v. Gruner, feierte den Geburtötag feines Königs, Frievrih Wil 
helm's IIT., durch ein großes Gaftmahl von 80 Gedecken. Pan— 
cratius hatte einen der Ehrenpläke an feiner Seite. Hier war 
ed, wo der Fürft und der St. Galliihe Geſandte nach achtzehn, 
jähriger Trennung zum erftenmal wieder zufammentrafen und 
etliche höflihe Worte austaufchten. Gruner jchrieb einige Tage 
nachher eigenhändig und wörtlich an Pancratius: „Ihre Gegen: 
wart bei ber Feier des Geburtsfeſtes meines Föniglichen Herrn 
war eine ſchöne Zierde deſſelben. Auch ohne Euer fürftlichen 
Gnaden perfönlich zu fennen, bin ich feit lange ein Verehrer 
Ihrer fürftlihen und priefterlichen Tugenden geweſen; es erfreuete 
mid daher doppelt, dieß bei einem jo öffentlichen Anlaſſe be- 
thätigen zu können. Die Religion heifig haltend, — das alte 
Recht ehrend, — den Muth bewundernd — und die Beharr- 
lichkeit hochachtend — war ich Hochbenenjelben das Anerfenntniß 
diefer perfönlihen Gefinnumgen ſchuldig, ald Sie nah langer 
Trennung zum erften Male wieder in dem allgemeinen Kreiſe 
der Eidgenofjen erfchienen”.t) Gruner ſprach im Umgang mit 

1) Schreiben 3. v. Gruner's an den Fürften, aus 8. Auguft 1816. 
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Tagſatzungsgeſandten unverhehlt aus, das Klofter St. Gallen 
jei ungerecht zerftört. *) 

Wie Eherubini, abfichtlid oder unabſichtlich, Alles verkehrt 
angriff, fo that er aud mit dem Schreiben des Papftes an bie 
fatholifchen Kantone. Statt dad Breve dem Präſidialkanton 
Luzern mitzutheilen, übergab er ed dem Amtsbürgermeifter von 
Zürich mit der Zumuthung, auch dieſes Breve zu‘ eröffnen; 
Reinhard lehnte ab, und ließ das Breve uneröffnet durch Rüt— 
timann nach Luzern abgehen. Dortige Regierung machte die 
fatholifhen Mitftände mit dem Inhalte befannt, ließ fih in 
tadelnden Yeußerungen über das Borgehen des Papſtes vers 
nehmen und fnüpfte die Erinnerung daran, wie nothwendig die 
baldige Regulirung der Diözefan » Angelegenheiten geworben 
(12. Zuli). Das päpftlihde Breve an Fatholiih St. Gallen, 
ftatt e8 an den Fatholifhen Aominiftrationsrath zu Handen des 
fatholiihen Großrathskollegiums abzuſenden, überlieferte ver 
Internuntius mit einem auffallend kurzen Begleitfchreiben in 
Iateinifcher Sprache an die Regierung von St. Gallen (8. Zuli). 
Diefe trat augenblidlic ein; ein befonderer Ausſchuß erwog das 
Anfinnen und fam, mit Rüdfiht auf die befannten Greignifje 
von 1798 bid 1815, zum Schluß: daß eine wie immer geftaltete 
MWiederherftellung des Kloſters und die Zurüderftattung des dem 
fatholiihen Abminiftrationsrathe übergebenen Vermögens an das— 
felbe „ohne Zuſtimmung des Staates unzuläßig ei,“ wogegen 
jedoch, wie die Kommilfton erwarte, die Regierung ſich zur Pflicht 
machen werde, den Abminiftrationsrath in feinen Wünfchen be- 
züglich der biſchöflichen Angelegenheiten fo weit zu unterftügen, 
ald ed mit dem allgemeinen Wohl des Kantons vereinbarlic 
jet. Mit diefem unzweifelhaft von Reutti verfaßten Befund 
überging die Angelegenheit an den katholiſchen Adminiftrationg- 
rath (20. Zuli); an den Internuntius erließ der Kleine Rath 
ein Antwortichreiben, in welchem bereitö erworbene Rechte und 
Eigenthum, überhaupt der Statusquo, beftend verwahrt wurden. 


2) Brief des Landammanns Bifchoffberger, Gefandter von Appenzell 
3. R., an Abt Conrad IV. von @infledeln, vom 1. Auguft. 
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Im katholiſchen Atminiftrationgrath rieth Neutti zu bedächtigem 
Vorgehen und es meldete die genannte Fatholifhe Behörde dem 
Internuntiud in einfachen Worten den Empfang des Breve’s, 
mit Zufiherung, daß es dem katholiſchen Großrathöfollegium 
werde vorgelegt werben, von deſſen religiöfen Gefinnungen fich 
erwarten lafje, daß es dem Gegenftand die ernitefte Aufmerf- 
jamfeit widmen und namentlih auf angemeflene Regulirung ver 
Bisthums Angelegenheit Bedacht nehmen werde (27. Zuli). 
Einige Zeit nachher wurde im fatholifchen Adminiftrationsrath 
wirklich die Berathung über das päpftlihe Mahnbreve angehoben ; 
zwei Anträge tauchten aus dem Schooß eines Ausfchuffes her- 
vor, einer von Reutti, die Antwort zu geben: daß das Fatholifche 
Großrathöfollegium in diefer Angelegenheit fein Entſcheidungs— 
recht habe, fondern eine Unterhandlung mit der Regierung ers 
öffnet werben müßte; der andere von Ralf: dem Papft in ehr 
erbietigfter Zufchrift den freudigen Willen für die „Erhaltung“ 
des Stiftes (dad, „nun von allen politiſchen Sorgen befreit, 
fih ausfchließlich der Religion, den Wiffenfchaften und der mo— 
ralijhen Kultur widmen fann”) zu verkünden, mit der Ver— 
fiherung, alle in Folge der Ausjcheidung zwiſchen Staatd- und 
Stiftövermögen in die Verwaltung des Fatholifhen Adminiftra- 
tionsrathes gelegten Vermögenstheile „an dieſe Anftalt des heis 
ligen Gallus” zurüdzugeben, fobald zu deren Wiederbefignahme 
Se. Heiligfeit fich mit der Landesregierung in Einverftändniß ges 
jest haben werde (29. Januar 1817). Dieje und jpätere Bes 
rathungen, die fich bis in den Monat März verlängerten, führten 
zu feinerlei Abſchluß und der Papft blieb ohne Antwort. Die 
vorherrſchende Stimmung enthüllen einige Briefe; von den neun 
Mitgliedern der Regierung waren fteben faft leivenfchaftlich gegen 
die Wiederherftellung eingenommen, unter ihnen Reutti und Gmür 
(welch letzterer am 21. Juni 1816 an die Stelle des kurz vor- 
ber verftorbenen Büeler wieder in den Kleinen Rath gewählt 
worden war); im Großen Rath machte die Gefammtheit der 
Reformirten- und wenigftend bie Hälfte der Katholiken eine ent« 
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ſchiedene Mehrheit gegen das Stift aus. ‘) Die übrigen Kathos 
lifen Eonnten höchftend den guten Willen äußern, in der Art, 
wie es Falk nahhin in obigem Entwurf gethan hat; in Wirk: 
lichfeit waren fie ohnmächtig, ja ſelbſt im katholiſchen Admins 
ftrationsrathe, wie der Erfolg gezeigt hat. 

In Luzern erfcbien der neue Nuntius Karl Zen, Erzbiſchof 
von Chalcedon; Eherubini verließ die Schweiz; Wully aus Frei- 
burg trat als Kanzler der Nuntiatur ein. Von nun an erhielten 
die Beftrebungen des Fürften Pancratius auch die freubige Uns 
terftügung feitend der päpftlichen Nuntiatur. Der Fürft wendete 
fi neuerdings an Confalvi, berichtete ihn genau über die Bors 
gänge an der Tagjagung von 1816, verfiderte ihn, daß ver 
preußiijhe Geſandte fih ganz anders ausgeſprochen habe, ale 
Schraut an Metternich gejchrieben, unterrichtete den Karbinal- 
Staatedjekretär, wie der damals gemachte Fehler wieter gut ges 
macht werden könne, dadurch nemlich, daß neue Mahnungen des 
Papftes rechtzeitig an wen Vorort zu Hanten der Stände ad 
instruendum erlaffen werben (1. November 1816). Man fonnte 
der freundlichen Mitwirfung tes neuen Wororted Bern ſicher 
fein, deſſen Gejandtihaft am Schluß der Tagſatzung von 1816 
(darf mißbilliget hatte, daß ein Beichluß in Angelegenheiten des 
Stiftes mit Umgehung der oberften Behörden der Kantone gleich- 
jam erichlichen worden ſei. Bern war, wenn nicht eben dem 
Stift, doch dem alten Freunde Pancratius, fehr geneigt. Der 
Fürft machte, zu Hanten feiner Bertrauten in Rom, aud Ge— 
braud von dem oben erwähnten Briefe Falk's, worin ter Rath 
enthalten war: „nachgeben bürfe man nicht; man folle nur won 
Seite des heil. Vaters die fefte, beſtimmte Erklärung geben, 
daß das Stift beftehe, und von der Katholizität (bei kirch— 
lihem Gehorfam) deſſen Anerkennung fordern‘. Gleiche Mit- 
theilung madte er an den Nuntius. Aus Rom erließ dann 
Papft Pius VII. ein neues, in feiner Form fehr milde gehal- 

') Brief von Falk an P. Theodor, zu Handen des Fürften; vom 4. 


November 1816. Zu diefer Zeit fand eine abminiftrationsräthliche Partei 
ber äbtifchen Partei entfchieden gegenüber. 
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tened Breve an gefammte Kantone der Eidgenofienihaft, mit 
dem Erjuchen, feine Verwendungen für Wiederherftellung des 
Klofterd St. Gallen unterftügen zu wollen. In diefem Mahn» 
jchreiben wird das Bedauern ausgeſprochen, daß das frühere 
Dreve nicht an die Kantonsbehörden felbft gelangt fei, dann die 
Standesgejandten mehr nach eigenem Ermeſſen ald nah ben 
Anfichten ihrer Kommittenten gejtimmt zu haben ſcheinen, über- 
haupt durch die Anbringen des St. Galliſchen Gejandten, welche 
mit der Wahrheit nicht im Einklang ftänden, zu irriger Stimm- 
gebung veranlaßt worden feien (5. April 1817). Der Vorort 
Bern jandte ed an die Stände zur Inftruftionsertheilung, nicht 
ohne wiederholte Erinnerung an das tadeluswerthe Verfahren, 
weldes im Jahre 1816 in gleicher Sache eingehalten worden. 
Flugs erließ die Regierung von St. Gallen ein ihre Stellung 
wahrendes Kreisjchreiben an die Stände, in weldem die bes 
kannten Vorwürfe gegen den Fürften wiederholt werden, daß er 
auf weltliche Herrichaft nie habe verzichten wollen, jeinen Ber: 
band mit der Schweiz einft jelbft als nicht beftehend erklärt 
habe; dann behauptet wird, daß die Wiederherftellung des Stiftes 
die Ruhe des Kantons und der Eidgenoffenfchaft gefährden würde, 
während im gegentheiligen Fall die St. Galliihe „Katholizität”, 
bei jeder anderen Weile ihr Kirchenweſen zu ordnen, im Kanton 
jelbft „die größte Bereitwilligkeit und landeshoheitlihe Berück— 
fihtigung ihrer Wünjche finden werde” (27. Mai). Die bes 
kannte Botihaft von 1805 wurde beigelegt. Der Landammann 
(Müller-Friedberg) gab den Gefandten von Defterreih, Groß» 
britannien, Preußen und Rußland unverweilt empfehlende Kennt- 
niß von diefem Rundſchreiben. Fürft Pancratius war gerade 
in diefer Zeit bejonderd bemüht, dem päpftlichen Mahnruf Eins 
gang zu verſchaffen. Er fchrieb dem Kanzler ver Nuntiatur 
Wuly): es jollte der Heil. Bater nun erflären, „daß die 
weltlichen Gerihtsbarkeiten des Stiftes auf immer dem Kanton 
überlafjen werben“; fobald der Heil. Vater dieß erlaube ober 
befehle, werbe er CPancratius) und fein Kapitel mit Freude ges 
horchen und eine Verzichtleiftungsurfunde abgeben (22. Mai 1817). 
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Er ſchrieb an die Stände um Unterſtützung des päpſtlichen An— 
finnend. Die von Seite des Kleinen Rathes gegen ihn ge- 
Ichleuderten Vorwürfe ließ er keineswegs unbeachtet; er beants 
wortete fie mit gebührendem Ernft, brachte das Falſche und Un— 
wahre in dem Regierungserlaß an das Tageslicht, daran er— 
innernd, wie ſchnöde man fein Anerbieten von 1803 zu gütlihem 
Berftändnig von der Hand gewiejen habe, die Verfügung von 
1805 nichts anderes denn ein mit Schwacher Mehrheit verübter 
Akt der Unterdrüdung geweſen ſei; jein Verhalten gegenüber 
der Schweiz eben jo tadellos daftehe, wie das des hochachtbaren 
Schultheißen Steiger von Bern und ‚anderer Eidgenofien, in 
deren Gemeinſchaft er nichts anderes beabfichtiget habe, als die 
Rettung des Baterlandes von der Herridhaft der revolutionären 
helvetiihen Regierung. ) Der Feberfrieg wurde nod länger 
fortgejegt. Es folgte eine anonyme „Beleuchtung“ der obigen 
Rectfertigungsfchrift des Fürften, ohne Datum, 2) dann eine 
„Beantwortung der Beleuchtung“, aus Arth vom 23. Juli, 
wieder mit Namensunterfchrift des Fürften. Der oft beipro- 
chenen Verweigerung einer Verzichtleiftung halber jagt hier Bans 
cratius das gewichtige Wort: „Dieje Verzichtleiftung fonnte bis 
jegt nicht ftatt haben, weil die St. Galliſche Regierung nie 
einen Ernft zeigte, das Eigenthum dem Stifte wieder zu er- 
ftatten. Sobald nad) einer dem Stifte zugefiherten Eriftenz 
die förmliche Verzichtleiftung auf die landesherrlihen Rechte mit 
Zulaflung des heil. Stuhles. abgegeben fein wird, werben weder 
Ich, noch meine Nachfolger in der Abtei an die landesherrlichen 
Rechte mehr denken, und die Sorge der Regierung gern anderen 
überlaſſen“. Dieje Schrift ift mit Würde und Geift gefchrieben 
und auch jädhlich das Beſte, was der Fürft je zur Mechtferti- 


ı) „Bemerkungen über dad Umlauffchreiben der St. Gallifchen Re: 
gierung, d.d. 27. Mai 1817, an die Eidgenöſſiſchen Stände“, aus Arth 
am 12. Juni mit Unterfchrift erlaffen. 

?) Unzweifelhaft, und nach ausdrüdlicher Angabe von D. Gmür an Fall, 
von Müllers Friedberg verfaßt, dann an die Kantondgefandtfchaften an der 
Tagfabung ausgetheilt. 
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gung feiner Handlungsweiſe veröffentlichte. ) Für die Ver— 
handlung jelbft Fam dieſes Aftenftüd zu jpät. Die Standesin- 
ftruftionen waren gegeben; deren Mehrheit lautete auf ablehnen« 
ven Beicheid, obwohl eben damals ter Fürft und fein Stift 
weitum angefehene Freunde hatten, jo Aloys v. Neding, die 
vielen hervorragenden Katholiken im Kanton Graubünden, deſſen 
Großer Rath ven ablehnenden Beicheid nur mit 39 gegen 26 
Stimmen gefaßt hatte, den gelehrten Karl Ludwig v. Haller 
in Bern, der ald Mitglied des dortigen Großen Rathes in 
ausführlicher Rede das päpftliche Anfinnen für Wiederherftellung 
des Stiftes unterftügte, auch andere proteftantiiche Staatsmänner 
in Neuenburg und Genf. ) Noch bevor der Gegenftand an ver 
Tagfagung zur Verhandlung fam, war in Luzern eine neue Kons 
ferenz der ehemaligen Konftanger » Bisthumsfantone für NRegulis 
rung der Bisthumsangelegenheiten gehalten worden. Regierungss 
rath Gmür war Abgeoroneter an derjelben für St. Gallen, zus 
nächſt vom katholiſchen Adminiftrationsrath, dann auch von ver 
Regierung als folcher erforen. Er verhielt fib im Ganzen un— 
einläßlih, wahrte für St. Gallen die freie Stellung, wies aber 
um jo fräftiger die Meinung einiger Standesgefandtihaften aus 
den Urfantonen zurüd, daß es jest ver Fall fein dürfte, auf Wie- 
verherftellung bes Stiftes Bedacht zu nehmen (ed war eben das 
neue päpftlihe Breve befannt geworden), indem er erklärte, daß 
an jene MWieterherftelung nicht zu denken fei. Allgemein aber 
war man im Großen Rathe von St. Gallen doc nicht dieſer 
Stimmung. Als es fihb um die Inſtruktion für die Gejandts 
haft handelte, erhoben fich die Freunde des Stiftes mit jeltener 
Rüſtigkeit. Germann zog die Regierung darüber zur Verant— 
wortung, daß fie dem Enticheid des Großen Rathes durch Er— 
(aß ihres Kreisſchreibens eigenmädhtig vorgegriften habe. Falk 


1) Diefe Schrift lautet mit dem vollen Titel: „Beantwortung der Bes 
feuchtung Meiner Bemerfungen über dad Umlauffchreiben der St. Gallifchen 
Regierung d.d. 27. Mai 1817." Im Abſchied der Tagſatzung von 1817 
abgedruckt. 

2) Brief K. 2. v. Haller's an den Fürſten, vom 17. Juli. 
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eben fo, mit Ausdehnung des Tadeld auf das eigenmädtige Ges 
fandefhaftsvotum von 1816; er verlangte eine den Wünjchen 
des PBapftes entfprechende Schlußnahme, zu diefem Behuf Eröf- 
nung einer Unterhandlung mit dem heil. Stuhl, alles unter 
voller Sicherung des Etaates gegen jegliche Eingriffe des Stiftes 
in feine Rechte. Joſeph Schaffhaufer, Michael Egger Chiejer 
mit großem Muth), unterftügten den treuen Kämpen für bas 
Stift. Bon ihren Gegnern ſprach befonders eifrig Kaver Gmür 
gegen den Falfichen Antrag. Müller-Friedberg entwidelte aber 
mals den ganzen Scag feiner Berebtjamfeit zur Rechtfertigung 
feiner und der Regierung Handlungsweile und eiferte lebhaft 
gegen Falk, dem es, wie er fagte, ziemen würde, jeine Demii 
fion zu nehmen, „weil ein Mann folder Gefinnung nicht im 
Kleinen Rath figen könne“. Der Situation Meifter zu bleis 
ben, legte er jedoch in den Inſtruktionsentwurf eine den Wünfchen 
ber Katholiken für Regelung ihrer kirchlichen Verhältniſſe gün— 
ftige Abänderung und errang dadurch eine weit überwiegente 
Mehrheit (21. Zuni).?) Für wirkſame Beftätigung der früheren 
Et. Galliſchen Stimmgebung gegen das neue päpftliche Breve 
wurde dem Gejandten Landammann Zollifofer (wie im 3. 1805) 
der Kantonsrath Raver Gmür ald Legationsrath; beigegeben. 
Die Tagſatzung beftätigte mit dreizehn Stimmen ihren früheren 
Beſchluß (21. Juli). Unter den dreizehn war Teſſin nicht mehr; 
der Große Rath diejed Kantons hatte eine Inftruftion gegeben, 
dur die er thatfächlih die Stimmgebung feiner Geſandtſchaft 
vom vorangehenden Jahr mißbilligte. Statt Teſſin reihte fi 
dagegen nun Solothurn der abjoluten Mehrheit an. Bern ſprach 
fi) weder für noch wider aus, da es tie Frage als eine rein 
fantonale anjehe. Uri, Schwyz, Zug, Sreiburg und Nidwalten 

*) Brief des P. Theodor an den Fürften (vom 29. Zuni). Brief von 
P. Joh. Nep. Hauntinger, wahrfcheinlihd an P. Eolumban Ferch (23. Juni). 
In den Papieren des Fürften. 

2) Erzählung Falk’ in feinen Hinterlaffenen Schriften. Auch Fall’ 
Rede ift vorhanden; fie ift eine fehr fogifche und überzeugende Beweisfühs 
fung, daß die Unterdrüdung des Stifted und die Einziehung feines Ber: 
mögens ein nicht zu rechtfertigendes Unrecht gewefen. 
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erklärten ausdrücklich den Wunſch für entſprechende Einladung 
an St. Gallen; Wallis und Appenzell J. R. ſtimmten günſtig 
für die Sache, aber ohne an den Kanton St. Gallen eine wirk— 
lihe Zumuthung maden zu wollen; die katholiſchen Kantone 
waren aljo wieder getheilt, wie ein Jahr zuvor; einige ihrer 
Gefandten ſprachen mit Entjchievenheit, fo vornehmlich Reding, 
für die Sache des Stiftes, geichichtlih in die Vorgänge von 
1803 und der nädften Jahre, die fchwächfte Seite St. Gallen’s, 
bineinfeuchtend. Zug und Nidwalten in gleibem Sinne, indem 
fie das Klofter noch als rechtlich fortbeftehend erachteten. Frei— 
burg ſprach fein Befremden aus: wie ein großer und fräftiger 
Staat (St. Gallen), deſſen Souveränetätsrechte durch die Wiener- 
Kongreßakte beftens gewahrt feien, 26 bis 30 Mönde zu fürch— 
ten haben follte; um das Klofter allein aber handle es fidh, 
wie ed nun flar vorliege, und von defjen Aufhebung habe der 
Kongreß nichts gejagt. Das St. Galliſche Begehren war wie- 
der Meifter geblieben, aber ohne vermehrte Stimmenzahl, und 
gründlicher und mehrjeitiger angefochten, als an ver Tagfagung 
von 1816. Hier der Wortlaut des Beſchluſſes der Tagſatzung: 
„Daß in Betrachtung aller Ereigniffe, welche fich feit 1798 in 
Betreff des Klofters St. Gallen zugetragen haben, und gegrün- 
det auf die Bundesverfaſſung und auf den Entfcheid des Wiener: 
Kongreffes die vom römischen Hofe gegen den Stand Gt. 
Gallen zu Wiederherftellung diefes Klofters verlangte eidgenöf- 
fiiche Verwendung zwar mit aller Ehrerbietung gegen Se. päpft- 
fiche Heiligkeit, aber eben jo beftimmt abgelehnt und diefer Be- 
ſchluß durd den I. Vorort dem römischen Hof eröffnet werben 
fol”, — was bald nachher in formell ſehr ehrfurchtsvollem 
Schreiben Bern's geſchah. 

Durch dieſe Vorgänge näherten ſich die Geſchicke des 
Stiftes St. Gallen ihrer endlichen Löſung. Ein perſönliches 
dringendes Bittſchreiben des Fürſten an Regierungsrath Gmür 
um deſſen Herſtellung mit Verſprechen umfaſſender Leiſtungen 
für Kirche und Schule (4. Juni) blieb unerhört; Gmür erwies 


ni. 


derte, daß unter den nunmehrigen Verhältniffen des Landes dad 
Stift wohlthätig nur als Ordinariat (Bisthum) wirken fünne 
(14. Zuni). In diefem Sinne war er thätig. Don Luzern 
zurückkehrend erftattete er Bericht über die ganze Lage des Biss 
thumsgejchäftes, wie fie aus den erwähnten Konferenzverhand- 
lungen hervorgegangen; vdafjelbe wurde, mit bejonderem Bezug 
auf St. Gallen, in einer Kommiſſion des Fatholifchen Adminis 
ftrationsrathes (D. Gmür, Falk, Dudli, Bfarrer P. Innocenz 
Bernardt und Reutti) in neue Erwägung gezogen, in Yolge 
veffen das katholiſche Großrathsfollegium, unter erfolglofem Wi— 
deripruch feines Präfidenten Müller-Frievberg, zur Hebung aller 
bisherigen Anftände ten venfwürbigen Beſchluß faßte: eine 
Heiligkeit zu bitten, durch einzuleitende Unterhandlung das St. 
Galliibe DOrdinariat zu einem Bisthum für den Fatholijchen 
Theil des Kantons St. Gallen zu erheben (18. Juni). Dem 
PBapft wurde diefer Wunſch durch ein Schreiben des Admini- 
jtrationsrathes mitgetheilt; die Regierung verfandte dafjelbe, mit 
einer Empfehlung au den Heil. Bater, der jedoch die Erklärung 
beigefügt war: daß fie in Folge des jouveränen Willens des 
allgemeinen Großen Rathes verpflichtet ſei, unmwanbelbar bie 
Staatögejege zu handhaben, kraft welder an die Erridtung 
eines Bisthums nie die MWiederherftelung ber Abtei St. Gallen 
gefnüpft werden dürfe (23. Auguft 1817); Regierungsrat) Gmür 
war mit dieſem Brief einverftanden. Der Nuntius Karl Zen 
lehnte anfänglich die Uebermittlung des Schreibens an den Papft 
ab; deun jolched wäre mit feinen Aufträgen, laut welchen er für 
Heritellung des Stiftes wirken jolle, in Widerſpruch, und tadelte 
gleichzeitig, was im Kreisichreiben der Regierung an die Stände 
vom 27. Mai „Unwürdiges und Ungeziemendes“ über den Papſt 
geichrieben worden (3. September). Die Regierung aber ber 
bharrte auf ihrem Begehren und Falk gab durch Privatbrief dem 
Nuntius zu bedenken, daß er durch weitere Ablehnung nur bie 
geheime Abficht der Regierung, das Bisthum nicht zu Stande 
fommen zu laflen, unterflügen würde. Der Nuntius gab nad 
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und verhieß die Abjendung des Schreibens nad Rom.) Wäh- 
rend ter Taglagung war wieder Konferenz der Fatholifchen 
Stände; Zaver Gmür der Abgeorbnete an berfelben für die ka— 
tholifche wie für die Staatsbehörbe, von jeder mit eigener In— 
firuftion verjehen. So jehr der Kleine Rath; bei diefem Anlaß 
bemüht war, eine allfällige Berbindung St. Gallen’d mit den 
übrigen Diözefanftänden zu einem größeren Bisthum vorzube- 
halten, jo blieb ſolche Aeußerung doch wirkungslos, da die ka— 
thofifcherjeitd an den Bapft ergangene Bitte um das eigene 
Bisthum ebenfalls, und zwar in erfter Linie, der Konferenz 
mitgetheilt wurde. Bon da an beichränfte fib St. Gallen ge— 
genüber den anderen Bisthumsftänden auf Wahrung feiner 
Rechte am gemeinfamen Diözefanfond, und das „Nationalbis- 
thum“ war thatfächlich zu Grabe getragen. Diefen Vorgängen 
gegenüber war Fürft Pancratius meift duldſamer Zuſchauer. 
Al Landammann Aloys v. Reding fein der Ehre und Selbft- 
ftändigfeit des jchweizeriichen Vaterlandes geweihtes Leben fchloß, 
widmete er ihm noch ein danfbares Andenken (Tagebuch vom 
5. Februar 1818). An die Furze Unterredung mit Müller: 
Friedberg bei Gruner knüpfte der Fürft einen längeren Brief 
an jenen St. Galliſchen Staatsmann an, offenbar Berföhnung 
anftrebend umd von der Hoffnung belebt, jein Gegner werde, 
wenn auch fpät, die Bahn, auf der er bis dahin gegenüber dem 
Stift gewandelt, doch endlich verlaffen. Müller⸗Friedberg er- 
wieberte: er habe nad jeweiligen Pflichten und nad feiner 
ftaatliben Stellung gehandelt; im eingetretenen Konflift mußte 
das Kloiter der Wohlfahrt ded Staates weichen; jened wäre 
„perennirender Prätendent“ geblieben. Pancratius fchrieb zurüd: 
die vorgeſchützte Gefahr ſei „eitel Geſpennſt“; „der Kanton ift 
jowohl durch den eigenöffiihen Bundes- als den Wienerifchen 
Kongreßaft feierlich garantirt” ; das Stift alfo nicht zu fürchten; 


) Schreiben des Nuntius an den Kleinen Rath, vom 24. September, 
„Epistolam itaque — — ad eam apostolicam Sedem demittam, apud quam 
numquam fraus, nec deceptio invaluit®. — Falk, in feinen Hhinterlaffenen 


Schriften. 
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ed „wird jo wenig nach ben ehemaligen politifhen Rechten lü— 
ftern werben, baß es vielmehr froh jein wird, derſelben entlaben 
zu fein. Es wird fih den Wiffenfchaften, ver Seelforge u. ſ. w. 
widmen”, und, „weit entfernt, daß die Unzufriedenen im Kanton 
eine Stüge an dem Klofter finden werben, wird dieſes vielmehr 
jene azurüdwelifen und zu Gehorfam und Ruhe ermahnen” (5. 
April 1818). Bancratiud unterzeichnete bloß ald „Abt“. Die 
Gemüthlichfeit hatte ihn faſt zu weit geführt; Müller-Frievberg 
lad ben (erften) Brief des Fürſten und die eigene Antwort 
feinen Kollegen der Regierung vor. Wie in St. Gallen, fo 
trug man fih auch in Rom mit neuen und großen Planen. 
Kartinal Eonfalvi verlangte zu wiffen, ob und wie im Gtift 
St. Ballen eine Univerfität errichtet werben könnte. PBancratius 
entwarf großartig genug einen dießfalfigen Plan, ließ ihn durch 
Bermittlung des neuen Internuntius, Ganonicud Belli, nad 
Rom abgehen; dabei verhehlte er die manchen Schwierigkeiten 
der Ausführung nicht, und fegte bei, daß Rorſchach der geeig- 
netere Drt wäre, die Refivenz des Abtes aber in St. Gallen 
bleiben müßte (Sept. 1818). 

Die Staatöbehörden hatten in ihrer bejchränften und be 
fangenen Auffaffung der Ereignifje eine volle und allgemeine 
Amneftie verfagt; die „Infurreftionskoften“ follen vergütet werben 
von den Sculdigen, nicht von der Gejammtheit der Bürger; 
jo war beichloffen. Aber die erften und höchften Schulvigen 
waren die Lenker des Staates jelbit, die Oberbehörden bes 
Kantons, namentlidh au ter Große Rath, von dem bie eine 
Hälfte aus den Verfafjungsberathungen mweggeblieben, die andere 
(nicht einmal volzählig) eigenmächtig dem Volk eine Verfaffung 
aufzubringen gewagt hatte; — danıı jene eidgenöffifchen Stände, 
welche den Aufitand ſelbſt, wenn nicht hervorgerufen, doch bes 
günftiget hatten, und ihre Häupter, bei welden bie St. Gal—⸗ 
liſchen Demofraten ein halbes Jahr lang und darüber vielfeitige 
Unterftügung und Ermunterung gefunden hatten; — tie Tags 
fagung durch ihre eigenen Zugeftändniffe und halben Entſcheide; 
— entlih die große Weltkrifis felbft, durch welche auch ver 
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Kanton St. Gallen hatte hindurchgehen müſſen. Mit gutem 
Grund hatte Glarus, unterftügt durch den Vorort, milde Bes 
handlung der armen Sarganfer empfohlen. Alle jene Berhält- 
niffe aber wurden nicht gewürbiget und man häufte zu dem frü— 
heren außerordentlihen Verfahren neue Willfürhandlungen. Die 
Juſtizkommiſſion der Regierung, für fie der Berichterftatter 
Büeler, war in Verlegenheit, wie die Sache anzugreifen fei. 
Sie hatte nur eine höchſt unvollftändig geführte Unterfuchung, 
aus mehreren Bezirken nur die Anfänge einer ſolchen, vor ſich. 
Den Ausweg glaubte fie dann in dem Umftand zu finden, daß 
die Frage der Strafausfällung eigentlich wegfalle, und daß es 
fih nur um eine Verlegung der Koften auf das Vermögen, alfo 
um „eine Steueranlage”, handle. Solche Verlegung fünne nicht 
Aufgabe des Richters, fondern allenfall® nur einer Großraths- 
fommilfion fein; fo lautete das Meferat (12. März 1816). 
Etwas abweichend urtheilte der Kleine Rath: Schuld und Ber: 
mögen zufammen follen in Berüdfichtigung fallen; zu folder 
Ausmittelung eigne fich ein gewöhnlicher Gerichtshof nicht; „durch 
fouveräne Macht“ müſſe deßhalb eine „außergewöhnliche Bes 
hörde“ aufgeftelt und von berfelben „mit aller Gewalt eines 
letztinſtanzlichen Gerichtshofes befleidet werben, deſſen Ausſprüche 
exekutoriſch ſind“ (Botſchaft vom 27. Mär). So ſpricht in 
alter Welt die Staatswillfür. Eine Großrathsfommilfion (Bes 
rihterftatter Xaver Gmür) ſprach Beifall aus mit dem faden 
Wort: daß „jolhe Handlungen fih nicht zur Beurtheilung nad 
gewöhnlichen Rechtönormen und Tribunalien“ eignen, und ftimmte 
zur Beftellung der vom Kleinen Rath vorgefchlagenen „Kantor 
nalfommijfion“, die nichts Anderes und Befleres war, als ein 
Ausnahmsgericht; dafjelbe wurde beftellt aus den Präfiventen 
der acht Bezirkögerichte, denen ver Präſident des Appellations- 
gerihtd ald Obmann vorgefegt wurde. Der Großrathöbeichluß 
entbintet die „Kommiſſion“ der gerichtlichen Formen, ermahnt 
fie aber zu „gewifjfenhafter Unparteilichfeit“ und ermächtigt fie, 
nöthigenfalls und im Einverftändniß mit dem Kleinen Rath, zur 
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Bervollftändigung der Unterfuhung (1. April 1816). Mitglieder 
des Ausnahmsgerichtd waren: Germann (PBräfident); Appella- 
tionsrichter 3. 3. Schirmer von St. Gallen (den die Regie: 
rung ftatt des in Handelsgeſchäften abweienden Karl v. Gon- 
zenbach in die „Kommiſſion“ berief); Müller von St. Georgen 
(der bekannte Liquidator); Joh. Jak. Märf von Wyl; Joh. 
Jak. Wirth von Lichtenfteig; Joh. Thomas Grob von Gonzen- 
bad; Joh. Matthias Näff von Altftätten; Joh. Anton Peter 
von Sargand; Zaver Gmür von Schänid. Weber die zu ver- 
theilenden Koften ftellte die Regierung dieſem Spezialgericht Fols 
gende Rechnung zu: an die Eidgenoffenfhaft zu bezahlenver 
Koftenreft 50,099 Gl. 51 Kr.; für Honoranzen an die Repräs 
jentanten und Entfhädigung an die Mitglieder der Unterfuhungs- 
fommilfion 2200; für allerlei andere Fantonale Koften 13,888 Gl. 
11 Kr., endlid für das Spezialgericht jelbft, nah muthmaßlicer 
Berehnung, 2000; Total in runder Summe: 68,188 GI. Das 
Gericht jaß dann 32 Tage lang in den Monaten Auguft, Sep- 
tember und Dftober; die von ihm „Ichuldig” erfundenen Ange— 
Hagten wurden in vier Klaffen ausgeſchieden, die erfte mit 
45), Prozent, die zweite mit 9*/,, die dritte mit 13°/,, die 
vierte mit 27°), Prozent ihres Vermögens belegt; in die zwei 
höheren Klaffen famen überhaupt die Sarganfer, als die Scul- 
digeren, M. Steinah und Raimann aus dem Bezirfe Utznach 
ebenfall8 in die vierte Klaſſe. Der Hauptſpruch des Gerichts 
erging am 24. Dftober; ed hatte nur die vom Staat für Zah— 
lungen an die Eidgenoffenihaft. und eigene Fantonale Ausgaben 
gemachten Anjprachen, nicht aber die „von Privaten erlittenen 
Beihädigungen“ in der Verlegung berüdfichtige. In Beur- 
theilung, beziehungsweife Beftrafung, fielen aus dem Bezirke 
St. Ballen 15, Rorſchach 14, Goßau 95, Untertoggenburg 11, 
Rheinthal 144, Sargans 63, Utznach 46, zufammen 383 Bürs 
ger, die insgefammt zur Zahlung von 69,006 Gl. 17 Kr. 
verurtheilt wurden; als Unvermögenve (unter diefen viele Le— 
gionäre) find gezählt und angegeben aus den verjchievenen Be— 
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zirken 230; Total der Betheiligten 618 Bürger.) Die ge: 
jprochenen Summen vertheilten fid nad den Bezirken wie folgt: 
St. Gallen 1866 Gl. 9 Kr.; Rorſchach 511. 565 Goßau 
17,290. 165 Untertoggenburg 772. 20; Rheinthal 15,662. 5; 
Sargans 25,152. 32; Utznach 7750 ©. 59 Kr. Unange— 
fochten blieben nur die Bürger von Obertoggenburg. Einunds« 
zwanzig der Verurtheilten find mit Summen über 500 Gl., 
alle übrigen mit jolchen von 500 und darunter belegt (unter 
diefen Schufter Engler von St. Gallen); am höchſten Wir, & 
Rudenz, mit 10,175 ©L.,?) ein Bürger, von dem fchlechterbinge 
nichts vorlag, ald der befannte Antrag in der Kreißverfamm- 
lung, mit den Wahlen bi8 nad dem Wiener Kongreßenticheide 
zu warten; Gallati wurde, ganz außer Verhältniß zu feinem 
Vermögen, mit 4000, der Arzt Franz Anton Good (Water) in 
Mels zu 2200, fein Sohn Martin Good zu 500 Gl. verurs 
theilt; der jüngere Sohn Franz Anton, Juriſt, beſchuldiget zu 
dem Auflaufe nah Sargans am 9. Dftober 1814 ermuntert 
zu haben, darum in die dritte Klaffe verfegt, ging leer aus, 
weil er, noch minderjährig, als vermögenslos im Verzeichniſſe 
ftand; höhere Summen zahlten auch noch einige Sarganfer; 
für Berftorbene, jo für ven Bezirfsrichter Franz Perret von Mels 
(1387 Gl. 30 Kr.), wurden die Erben behaftet; von den Utz— 
nachern ift Raimann der am höchſten Belegte (832 Gl.); von 
den Rheinthalern Jakob Keller und zwei andere Bürger feines 
Namend Bon den verurtheilten Sarganferländern aus den 
Kreiſen Sargand, Mels und Ragatz wurden 17, unter ihnen 
Gallati, für den Betrag von 14,000 Gl. folivarifh behaftet; 
e8 waren weſentlich die, welche vie Vereinigung mit Glarus 
betrieben Hatten; für die Hälfte obiger Summe (7000 Gl.) 


*) Giner Botjchaft der Regierung zufolge wären der Betheiligten im 
Ganzen 673 gewefen, von denen 231 unvermögend. Die Differenz in den 
Zahlen rührt wohl daher, daß Mehrere ald ganz unfchuldig vom Gericht 
entlaffen wurden. 

?) Da er mit 110,000 Gl. fteuerbaren Vermögens eingefchrieben war, 
traf es ihn beinahe den zehnten Theil defjelben. 

Baumgartner. Kanton St. Ballen. ı. 29 
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wurde ihnen der Rüdgriff eröffnet auf Solche, tie fie ald Mit- 
Ihuldige wegen Theilnahme an den bedeutſamſten Vorfällen arts 
jehen mochten; Streitigkeiten zwifchen den Betheiligten über 
ſolche Rückgriffsanſprachen hatte eine von der Regierung zu bes 
ſtellende Kommiſſion zu enticheiden. So war die Gefahr her- 
beigerufen, daß, zu allem übrigen Unglüf, wegen einer Baga- 
tellfumme tief freffenter Hader in die Ortichaften und Familien 
verpflanzt werde. In die Regreßfommilfton berief die Regie— 
rung Chiodera von Ragatz, Glaus von. Schänis, Xaver Gmür, 
J. M. Näf von Altftätten und den Kreisammann Gafafer von 
Oberſchan. Glüdlicherweife machten die Regreßberechtigten feinen 
Gebrauh vom Rüdgriff in der vorgefchriebenen Frif. Der 
Zahlung halber beichloß. der Kleine Rath den Einzug der ges 
Iprochenen Beträge je nah den vier Klaffen in verfchiedenen 
Terminen; bis Ende Dftober 1817 jollte die ganze Summe 
erlegt fein; wer von den Terminen Gebrauch machen wollte, 
hatte inzwifchen durh Fauftpfand oder Bürgen Dedung zugeben 
(12. November 1816). Nun wurde die Regierung mit Refurjen 
und Bitten um Nachlaß beftürmt; unter anderen machte die 
Familie Perret Einjprade, da die Strafe, in Folge Hinſchieds 
des Vaters, Unfhultige, die Wittwe und Kinder, treffen würde, 
Die ſolidariſch VBerurtheilten des Sarganferlanded baten aud 
um ein Mittel der Erleichterung, allenfalls um nochmalige Bor: 
ftellung an die Taglagung für weitere Koftenübernahme auf 
eidgenöffiihe Rechnung, „denn der Regreß auf bie einzelnen 
Bürger hätte die bevenflichften Folgen und würde unvertilgbaren 
Haß pflanzen“, Wirz Fagte mit Recht: „die Summe, zu der 
er verurtheilt worden, könnte man nach dem Kriminalfoder felbft 
dem größten Berbreder nicht auferlegen”; auch darüber, daß 
man überhaupt die Wyler belegt habe, ta doch ihrethalben dem 
Kanton überhaupt gar feine Militärfoften erwachſen ſeien. Die 
anderen Wyler machten Einwendung gegen Bezahlung, ta am 
Abbrechen der Wahlgemeinde der Friedensrichter doch ſelbſt große 
Schuld trage. Die Kirchberger wiejen auf Thurgau bin, das 
gegenüber grelleren Auftritten dem inneren Frieden zu lieb alle 
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Koften auf allgemeine Rechnung genommen babe. Die Ugnacher 
ftellten auf die Schwyzer als wejentlihe Schuld des Unglüde 
ab. Die Regierung war ergriffen durh den Inhalt der Ein» 
gaben und beantragte, wenn auch mit ſchwacher Mehrheit, bei 
dem Großen Rath den Nachlaß der Hälfte. Im ihrer Botichaft 
hob fie namentlich den Umftand hervor, wie Viele von den Bes 
theiligten wegen Unvermögenheit nicht befteuert werden fonnten, 
jo daß die anderen mit Recht über Doppelbelaftung Hagen; fie 
erinnerte an dad große „Auflehen”, welches der Gegenftand 
veranlaffe, und, faft prophetiich, wie er auch „für die Zukunft 
von wichtigen Bolgen fein fönne”. Der Große Ruth jchlug 
trotz Alle dem ab, und verwarf auch den abgeänderten Antrag 
auf Nachlaß eines bloßen Dritttheild (15. Februar 1817). Mit 
diefer Ablehnung hatte ed fein Bewenten noh nicht: Schwyz 
bat für die Ugnader, ta fie doch nichts gewollt, als was bie 
Tagſatzung jelbft bejchlofien hatte, den Statusquo, ftatt Einfühs 
tung der Berfaffung. Andere, fpätere Bittichriften wieſen auf 
die allgemeine Theurung und Noth, und auf die Vielen, welche 
mitgemadt, ohne daß fie belangt worden (jo jchrieb ver Ges 
meinderath von Thal im Sommer obigen Jahres). Alle Klagen 
verhallten ungehört. Die Zahlungen aber gingen jehr langſam 
bei ver Staatöfafje ein. Für den armen Gallati bezahlte endlich 
(1820) die Regierung von Glarus Kapital und Zins, zufammen 
4500 Gl., mittelft Abrechnung eines gleichen Poſtens, den St. 
Gallen noh vom Werdenberger Vergleich her ſchuldete, und ließ 
fi dagegen von Gallati Dedung geben. Wirz entrichtete den leg» 
ten Reſt feiner Schuld Ende 1837. Diefer Mann war einer der 
Angeiehenften des Lantes, von Langem her Mitglied des Großen 
Rathes, im Jahr 1812 Legationsrath für St. Gallen an ber 
Tagfagung zu Bafel, feiner Bildung und vornehmen Weſens, 
gutmüthig und ohne alle Eigenjchaften der Staatsgeführlichkeit; 
fein Verhältniß zum Fürften war Pietäts- und Gewiſſensſache. 

Kläglih ftanden die Finanzen des Kantond. Bei Grün— 
dung defjelben fand die Verwaltung nur höchſt geringe Hülfs- 
mittel vor. An Domänen überging in feinen Haushalt nur 
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das Wenige, was die ehemals regierenden Stände in den unter: 
thänigen Landſchaften befeffen hatten, und Etwas von der Stadt 
(an ehemaligen landvögtlihen Gütern im Rheinthal, fogenannten 
„Rationalgütern” in der Stadt St. Gallen, und in den Bezirken 
Sargans und Utznach zufammen nur 221,600 $r., eine Kleinig- 
feit in Kaffe und für ungefähr 71,000 Sr. Schuldtitel). Was 
der Kanton aus dem ehemaligen Stiftögut als jogenanntes 
Staatövermögen zu Handen gezogen hatte, wurde für den Bau 
der Sitterbrüde wieder verbraudt. Der Kanton wurde, wäh.» 
rend dem kurzen Zeitraume von 1803 bis 1813 mit dreimaliger 
Mobilmahung feiner Milizgen belaftet, was, mit Inbegriff des 
Geldfontingents, jedesmal 70 bis 100,000 Gl. in Anſpruch 
genommen hatte; dazu die innere Einrichtung des Zeughaufes, 
deſſen Ausftattung mit Gefhügen und Munition, der Bau bes 
Gefängnißhaufes, der erwähnten Brüde und die Unterftüßung 
des Linthunternehmend, für welches bis zum Jahr 1814 von 
Staatöwegen 41,000 Gl. beigetragen worben, endlich die Aus: 
gaben für die franzöfiihe Werbung, im Ganzen bis damals 
aus der Staatskaſſe allein ‚70,000 Gulden. Die Belaftung 
war alfo verhältnigmäßig groß für Wölferfchaften, die noch we— 
nige Jahre vorher jo zu jagen abgabenfrei geweſen waren, und 
die bald ordentlichen bald außerordentlihen Steuern erregten 
vielfeitige Unzufriedenheit, die fi dann Luft machte bei Anlaß 
der VBerfaffungsänderung. t) Die meift unglüdlichen Folgen find 
bereitö erzählt. Die Bewaffnung von 1815 legte dem Kanton 
noch weit größere Opfer auf; unter dem Namen von „Geld: 
fontingenten“ mußten allein im Rechnungsjahr 1815 auf 1816 
325,470 Gl. 45 Kr. für die Militärausgaben der Eidgenofjen- 
haft baar an die Bundeskaſſe abgeliefert werden. In Folge 
folder und anderweitiger außerordentliher Ausgaben (Entichä- 


1) Aus den „Bemerkungen über die Staatsöfonomie ded Kantons Et. 
Gallen”, eigenhändig gejchrieben von 3. 2. Eufter im Jahr 1814, ohne 
Zweifel auf Wunfch der eidgenöffischen Repräfentanten. Diefe kurze Schrift 
ift im Bd. 1 der mehrberührten Aften in der Züricher Stabtbibliothef 
enthalten. 
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digungsfapital an die alten Kantone) ergab fih auf 31. März 
1818 (ungerechnet ben fpäter zu befprechenten Ausfall von ver 
Kornanihaffung her) eine Staatsfhuld von 513,139 Gulden, 
bei wachjenden Bebürfniffen und fich beinahe gleich bleibenden 
Einfünften. Wegen ungenügender Berfteuerung ded Vermögens 
wurde im Rechnungsjahr 1816 auf 1817 zu einer Nevifton der 
Vermögensregifter gefchritten, in Folge deren das für die birefte 
Steuer in Anspruch zu nehmende Kapital auf 28,050,165 ©I. 
gefteigert wurde, wad eine Vermehrung von 2,155,170 Gl. 
herausftellte, aber doch nicht befriedigte, weil jene Gefammtvers 
mögensjumme nur um ungefähr 3 Millionen Gulden höher ftand 
als die Brandafjefuranzibagung gefammter Gebäude. Aus der 
oft befprochenen, namentlich von der Stadt St. Gallen bei Anlaß 
der Berfafjungswirren geforderten, ſyſtematiſchen Finanzordnung 
wurde nichts. Lange Kommilfionalberathungen verliefen in Elein- 
liche Ergebniffe. Man behalf ſich wie gemohnt mit Palliativen. 
Die direfte Steuer vom Vermögen blieb die Grundlage des 
Haushaltes, womit jedoch gewiſſermaßen eine Erwerböfteuer 
verbunden ward, da vorgefchrieben wurde, daß „Künſtler, Ge 
werböleute und Profejfioniften” nad Verhältniß „ihres Gewerbe 
und Verdienſtes“ ebenfalls auf das Steuerregiiter zu jegen feien. 
Daneben wurden ald indirefte Abgaben feftgefegt: eine Getränfs- 
abgabe von ins und ausländifchen geiftigen Getränfen aller Art; 
die Stempelftener mit Inbegriff des Zeitungsftempels; die Taren 
auf Jagdpatenten, Lotteriebewilligungen, Handeld- und Haufter- 
patenten von nichtsniedergelaffenen Kantonsfremden. So blieb 
ed lange unverändert. Trotz jchmalen Einfünften hatten bie 
Behörden aber doch den Ernft und den Muth, auf allmälige 
Tilgung der Staatöfchulden wirffamen Bedacht zu nehmen. Als 
Schattenfeite der Staatöverwaltung in damaliger Zeit verzeigen 
die Amtspapiere das ſchwere Unglüd, welches fih einer ber 
Domänens und Stiftögutöverwalter durch Mißbraud feiner Stel- 
(ung zugezogen. Karl Häfeli von Oberbüren, Bezirfögerichtö- 
präfident für Goßau, Kantondrath und einer jener zwölf Kas 
tholifen, die bei Aufhebung des Klofterd St. Gallen im Mai 
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1805 auf Eeite der ſchwachen Mehrheit geftanven, liquidirte 
viel Liegendes von der Hinterlaffenfchaft des Stifts, war häufig 
und für große Summen felbft Käufer ſolcher Liegenfchaften (für 
ihn auch hier und ba gefällige Bauern als Scheinfäufer), daher 
manche Jahre lang in vielfeitigem Rechnungsverhältniß zur Liquis 
dationskommiſſion, mißbrauchte aber feine Amtöftellung zu allerlei 
verbrecheriichem Betriebe biß zur Weruntreuung einer Gejammt: 
fumme von mehr denn 50,000 Gl., worüber ein appellationss 
gerichtlihes Strafurtheil von 1815 das Nähere angibt, verfiel 
in Folge deffen in fchwere Kriminalftrafe (Pranger und ſechs— 
zehnjährige öffentliche Arbeit) und veranlaßte dem Staat den 
empfindlichen Verlurſt von 24,253 Gulden. Ein Berfuh ver 
Regierung, einen Theil deffelben auf ven fatholifchen Adminiftra= 
tionsrath Cbeziehungsweife den Fatholiihen Bond) abzuladen, 
hatte nur den fchmählichen Erfolg der Entdeckung, daß die Liquis 
dationdfommilfton und die Finanzfommilfton rechtzeitigen pflic- 
tigen Incaſſo bei Häfeli verfäumt hatteı. 

Die Elemente erzeugten eine allgemeine Noth. Der über: 
aus naſſe und Falte Sommer von 1816 brachte Hungersnoth 
und Theuerung zugleih, über den Winter hindurch, bis eine 
beffere Ernte von 1817 glüdlichere Zeiten einleitete. Die Lebens— 
mittelpreife ftiegen auf eine nie erlebte Höhe, in St. Gallen das 
Pfund Kernenbrod auf 27 Kreuzer (im Jahre der Wohlfeilheit 
1760 faufte man ed um 2 Kr.), das WViertel Erväpfel auf 
3 Gl. 20 Kr. (in genannten beften Jahr Foftete es nur 10 Kr.). 
Ein großer Theil der Bevölferung wurde der Armenunterftügung 
bedürftig; beijpielsweife im Toggenburg allein 9475 Köpfe; ver: 
Hältnigmäßig in den übrigen Landbezirfen, am wenigften doc 
in der alten Landſchaft. In der Hauptftadt fah man die Noth 
in ihren gräßlihften Zügen; denn das darbende Wolf Cbefonders 
vom Kanton Appenzell A. R. herab) drängte fih Tag um Tag 
namentlih um das Schlahthaus, um heißhungrig das Blut der 
geſchlachteten Thiere als willfommenes Nahrungsmittel zu ver: 
ſchlingen. Hier und in den übrigen Bezirken wurde fein Mittel 
der Abhülfe unbenugt gelaffen, fo mafjenhafte öffentlihe Aus— 
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theilungen Rumford'ſcher Suppe; die Hülfögefellihaft der Stadt 
fpendete deren im Ganzen 180,537 Portionen, auch Vieles an 
Geld in die nothleidenden Landbezirke hinaus. Aehnlich wirkten 
auch die eigenen Hülfsgeſellſchaften in dieſen Bezirken. Starfer 
Rückgang der Volkszahl war das nächſte Ergebniß tes Elends. 
Die Regierung that das Mögliche zur Abhülfe; der in Süd— 
deutichland verhängten Fruchtſperre gegenüber forgte fie für Her: 
beifbaffung von Korn, erließ (14. November 1816) einen Auf: 
ruf zu freiwilligen Beiträgen für Bildung einer zu diefem Zwede 
beftimmten Kaffe und beftellte zur Eröffnung und Leitung des 
ganzen Geſchäfts eine Dreier» Kommilfion aus ihrer eigenen 
Mitte (NReutti, Meßmer und Kaſpar Bernet aus St. Gallen. ') 
Bald waren 88,800 Gl. Kapital beifammen, deſſen Berzinfung 
zu 5 Prozent zugefagt war. Mit genannten Dreien arbeiteten 
eben fo viele Mitglieder des Faufmännifchen Direftoriums, alle 
zufammen als fantonale „Kornfommiffion“. Es handelte fi 
wejentlih darım, den Kornmarkt in Rorſchach ſtets mit Getreide 
zu verfehen, dann, durch Verkauf zu mäßigen Preiſen, ja felbft 
mit Opfern der Kaffe, dem Wucher zu fteuern und die Preife 
herabzudrüden. Wiederholt gingen zu erfterem Zwed Mitglieder 
der Regierung, mit deren Aufträgen und Vollmachten, an bie 
ſüddeutſchen Regierungen ab, Meßmer nah Münden, Müller 
Friedberg nah Stuttgart, beide mit Erfolg. Bei dem Groß: 
herzog von Baden trat zu gleihem Zweck jchriftlihe Verwen— 
dung ein; aber er verwies auf dortige Zoll- und andere Aus- 
fuhrbedingungen, die im Grunde für St. Gallen günftiger feien, 
als die bloße Anweilung eines Quantums zur Ausfuhr, neben 
Sperre im Uebrigen. Aehnliche Sendungen wurben, bei wach— 
jender Noth nad bald aufgezehrten Vorräthen im Mai, wieders 
holt, zu welcher Zeit Reutti in Stuttgart und München anflopfte 
und wieder einiges Getreide hereinbrachte. In Rorſchach leitete 
die Kornfommilfion, häufig Reutti in ihrem Namen, die Aus— 
theilung des vorhandenen Getreides nach Billigfeit und Bedarf 


' 9) Der für den aus Gefundheitsrüdfichten abgetretenen Speder in bie 
Regierung gewählt worben. 
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an die verfchievenen Landesgegenden. Endlich fielen, in Folge 
reihliher Ernte, die PBreife, und die Kornfommilfion hatte noch 
die Schwierige Aufgabe, weiter beftellted Getreide zu koſtendem 
Preis im Auslante Toszufchlagen. Für Anſchaffungen aus 
Baiern, Württemberg, Trieft, Genua, Livorno und Holland ber 
hatte die Kommilfton, nebft Geſchäftskoſten aller Art, 932,099 Gl. 
verausgabt und auf diefem Betrag einen Verlurft von 59,384 GI. 
zu tragen. Ihre Einkäufe hatten im Ganzen fih auf 162,967 
Viertel belaufen. Mit diefen Verpflegungsmühen gingen SBolizeis 
vorfehren Hand in Hand: zu geregelter Feſtſetzung der Brod- 
preife und Einhaltung guten Gewichtes, zu Verhinderung des 
Auf und Vorfaufes (gu wucheriihen Zweden) von Getreide und 
Lebensmitteln aller Art, auch andere Verordnungen, die wäh— 
rend der beiden Unglüdsjahre das Volk gegen den Rothftand 
zu ſichern beftimmt waren. Mit hohem Danf wurde die Vers 
gabung des ruffiihben Kaiſers Alerander I. für Milderung der 
Noth in der öftlichen Schweiz empfangen. Es war ein Gejchenf 
von 100,000 Silberrubeln, wovon die eine Hälfte zu Grüntung 
von Armenfolonien an der Linth, die andere zu unmittelbarer 
Vertheilung beftimmt wurde, Won biefer erhielt St. Gallen 
15,000 R., von denen dem Bezirf Sargand und den beiden 
Toggenburger Bezirken je 4000 R., den vdürftigen Gemeinden 
anderer Bezirke die übrigen 3000 zugefchieden wurden. Won ber 
erften Hälfte ver Vergabung bezog St. Gallen 20,000 R., welde, 
da ein Objekt ver Verwendung zur Zeit noch fehlte, auf längere 
Jahre zinstragend angelegt und obrigfeitlih verwaltet wurden. 
Im Jahr 1817 gejellte fih zur Theurung eine außeror 
dentlihe Waſſernoth. Rhein und Bodenſee überflutheten die 
Nahbargelände (14. Zuni); die Bewohner von Altenrhein muß— 
ten in Mariaberg untergebracht werten; die niebrigjte Gaſſe in 
Rorſchach ftand 34 Zoll hoch unter Waſſer. Das Unglüd wie 
derholte fib in gefteigertem Maße an den Schredendtagen vom 
26. und 27. Auguft; mit unwiderftehlicher Gewalt ftürzte ber 
Rhein aus den Graubündnerifhen Thälern hervor, warf Wuh— 
ren und Dämme vor fi hin, zerftörte diefe und jene in großen 
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Streden und überſchwemmte zwölf Ortichaften; die Ebene von 
Ragatz bid an den Bodenſee war theilweije in einen See ver- 
wandelt; Werdenberg und Rheinthal waren gleich ſchwer heim- 
gefucht worden; von Buchs aus drohte der Strom feinen Lauf 
durh Haag und Saleg zu nehmen. Der Rhein hatte die Höhe 
vom Ueberſchwemmungsjahr 1762 um zwei Fuß überftiegen. 
Nur große Anftrengungen der Gemeinden und des Staated vers 
mochten der alljeitigen Noth zu fteuern. In Folge ftarfer Regen- 
güfje begrub am 3. Juli 1816 ein Bergichlipf bei Goldingen, 
aus einer 400 bis 600 Fuß breiten Nagelfluhmafje beftebend, 
die fih von ihrem durch Waſſer erweichten Mergellager abges 
löfet hatte, ein Gelände von 109 Jucharten mit mehreren Woh- 
nungen.und 18 Perjonen, von denen jedoch einige gerettet wurden. 

Schon im Herbft 1816 war im Schooße der Regierung 
ernftlih von durchgreifender Armengefeggebung die NRete. Sie 
beftellte dann zu Entwerfung einer allgemeinen Armenorbnung, 
welche die bereits empfindlich gewordene Noth als dringlich er: 
Icheinen ließ, einen Dreier-Ausſchuß (I. 2. Eufter, Pfarrer 
Blattmann in Bernhardzell und Statthalter Steger in Lichten- 
fteig); für ihm reichte Blattmann eine ausführliche Vorarbeit 
ein (Mat 1817). Diefer Entwurf umfaßte alle gevenfbaren 
Fragen ver Armenpflege. Den Eonfeffionellen Verhältniſſen Rech— 
nung tragend, ftellte derfelbe die ganze Armenpflege auf Fons 
feiftionelle Grundlage, ſowohl in Bezug auf die Sonde als auf 
die handelnden Behörden; die Oberaufficht ſollte dem Fatholifchen 
Adminiftrationsrath einer, und dem evangeliſchen Zentralrath 
anderfeitd anvertraut werden. Der Entwurf enthielt auch den 
Antrag, jeden heirathenden Bürger zu Handen der Armenfaffe 
feiner Gemeinde mit einer Steuer (48 Schw. Fr.) zu belaften. 
Aus den Berathungen der Regierung felbft ergab ſich ein Ge— 
jegesvorfchlag, der wefentlih von obigem Entwurf abwich, über 
der örtlichen Armenpflege eine Armenpflege der politiihen Ges 
meinde, dann eine Bezirks- und über derſelben noch eine Kan— 
tonalarmenpflege aufftellen wollte, ein Vorſchlag, welcher auf bie 
geihichtlich gegebenen konfeſſionellen Verhältniffe nur verfümmerte 


— 458 — 


Rüdfiht nahm; ferner ein Defretsvorfhlag zu Beitimmung ter 
Duellen ter Kantonal-ArmensDireftion (unter biefen ſelbſt zeit- 
weife Beiträge aus der Staatdfafje), — endlich ein Geſetzesvorſchlag 
zu Berhinderung leichtfinniger Ehen. Alle diefe amtlihen Vor— 
ſchläge (fie gehören dem Jahr 1818 an) wurden, fo weit fie 
die Armenpflege betrafen, vom Großen Rathe verworfen, ta 
deſſen Kommilfion den Orundfag, daß jede Konfeffion ihre 
Armen felbft beforgen ſolle, ungeſchwächt eingehalten wiſſen 
wollte und die in Ausficht geftellte zentrale Armenunterftügung 
als finanzverderblich zurücdwies. Als Ergebniß der Berathung 
ift das einzige Geſetz zu melden, welches jeden ſich verehelichen- 
den Bürger zur Leiftung von 22 Gulden an die örtliche Armen- 
fafje verpflichtet und den Berwaltungsrath der Ortsgemeinde 
zur Unterjagung der Ehe aus ökonomiſchen Gründen berechtiget 
(20. Juni 1818); doch wurde auch dieſes Gefeg nur verſuchs— 
weile auf zwei Jahre erlaffen, erhielt dann aber in der Folge 
fortgefegte Beftätigung, im Jahr 1830 „bis zu anderweitiger 
gefegliher Verfügung”. 

Auf politiichem Gebiete war die Vereinzelung vorherrfchend. 
Mit der Aufhebung der Mediationsafte fiel das freie Nieder 
lafjungsrebt für Schweizer dahin. Die Regierung war bald 
bemüht, dem Uebelſtand zu fteuern, und brachte zu biefem Ende 
einen Geſetzesvorſchlag ein, welcher den Schweizern jener Kan: 
tone die freie Nieverlaffung gewähren wollte, die eine gleiche 
Gewährung zu Gunften der St. Galliihen Bürger ausfprechen 
würden, — alfo Niederlaffungsfreiheit auf Grundlage des Gegen- 
rechtes mit freier Gewerbsausübung gleih den Kantonsbürgern. 
Im Vorſchlag war für alle Eidgenoffen auch die freie Erwer- 
bung von Liegenschaften zugefichert. Derfelbe wurde vom Großen 
Rath) verworfen. Im einem zweiten (jpätern) Geſetzesvorſchlag 
wurde auch die Gewerbefreiheit, gleich ver Niederlaffung felbft, 
der Beringung gegenrechtlicher Behandlung der Kantonsbürger 
untergeordnet. Er wurde dennoh und ebenfalld verworfen. 
Dffenbar wollte man die gewerbliche Konkurrenz der „Fremden“ 
fernhalten, dann aber auch fatholifhe und proteftantifche Ges 
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meinden nicht zu gemiſchten werden laſſen; ſolches Streben war 
damals zu Stadt und Land vorherrſchend (1815 und 1816). 
Eben jo unglüdlih war die Regierung mit zwei Gefegesvors 
fhlägen, welde die Einbürgerung der zahlreihen gebulveten 
Heimathlojen ermöglichen ſollte; fie beantragte unentgeltliche Er— 
theilung des Kantonsbürgerrechtes an dieſelben; aber die Vor: 
Schläge fanden feinen Eingang bei dem Großen Rath; dieſer 
wollte die angetragene Verpflichtung der Ortsgemeinden, fie 
gegen die ordentlihe Tare annehmen zu müffen, auch alsdann 
nicht ausiprechen, als ſolche Verpflichtung bloß auf eine Orts— 
gemeinde ver gleichen Konfeffion befchränft wurde (1817). Die 
Ertheilung des Kantonsbürgerrehts an Kantonsfremde (Schweizer 
und Ausländer ohne Unterfchied) wurde eher erfchwert als er- 
leichtert; Minimum der Tare für Sole, die fich fogleich im 
Kanton niederlaffen, 330 Gl.; Minimum für einen anderen 
Bewerber 1100 Gl. Der Aufgenommene fonnte erft zehn Jahre 
nach erhaltenem Kantonsbürgerrecht das verfaſſungsmäßige Recht 
des freien Zugs aus einer Gemeinde in die andere genießen 
(Geſetz vom 24. Juni 1817). Den allgemeinen Kredit zu heben, 
arbeiteten die höheren Staatsbehörden während drei Jahren an 
Erlafjung eines allgemeinen Hypothefargefeßes, das endlich im 
Jahr 1818 zu Stande fam; dem großräthlichen Kommilftonal- 
bericht entnimmt man die Beftrebung des Geſetzgebers, die Geld» 
juchenden vor mwucherijcher Uebervortheilung feitend der Darleiher 
zu ſichern. War man engherzig in Bezug auf Niederlafjung 
und Einbürgerung im Allgemeinen, nebftbei ängftlih in Abmeſ— 
fung aller Verhältniffe zwifchen den beiden chriftlichen Konfel- 
fionen, jo ift nicht auffallend, wenn in Hinficht der Israeliten 
die herfömmlichen Anfichten gefchont wurden. Bon Gewährung 
der Niederlaffung an bdiefelben war feine Rebe; wohl aber 
wurde ihnen zeitiger Aufenthalt und Verkehr im Lande gegen 
Einlöfung von Gewerbspatenten bewilliget (15. Mai 1818); 
Aufenthalt mochten fie in der Regel nur in Wirthshäufern 
nehmen. Hat die Geſchichte von Erlaffung eines Gefeges über 
Beerdigung der Selbftmörber zu berichten, fo deutet dieß an, 
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daß hartnädige Volfsanfichten zu Üüberwinten waren, in Folge 
deren ihnen bis dahin eine anftändige Beerdigung verſagt wors 
den war; der Geſetzgeber wollte der Rohheit fteuern und ver: 
ordnete, daß jenen Unglüdlichen eine Ruheſtätte an einem ab» 
gejönderten Platz im Kirchhof oder unmittelbar anſtoßend an 
denjelben eingeräumt, die Beerdigung „des Morgens früh oder 
Abends fpät und in der Stille durd die gewöhnlichen Todten— 
gräber” vollzogen werde (1818). Der auswärtige Kriegspienft 
wurde beftend in Flor zu bringen geſucht. Der Kapitulation 
mit den Niederlanden folgte jene mil dem König von Frank— 
reich, für zwei Garde» und vier Rinienregimenter (31. März 1816). 
St. Gallen ftellte fih in Verband mit Zürih, Bafel, Schaf 
haufen, Thurgau, Graubünden, Aargau und Waadt für zus 
ſammen drei Regimenter, wovon eines in die Fönigliche Garde. 
St. Gallen war mit vier großen Kompagnien (einem Bataillon) 
bei der Linie, mit drei Kompagnien (einem Halbbataillon) bei 
der Garde intereifirt. Jenen Schweizern aus dem Älteren Krieges 
dienft in Sranfreih, welde am 10. Auguft 1792 Beweile uns 
übertreffliher Soldatentreue abgelegt hatten, ließ die Tagſatzung 
Zeichen ehrenvder Anerkennung zukommen; von den in Folge 
ihres Beichlufjes Deforirten gehörten 17 dem Kanton St. Gallen 
an, unter ihnen 9 Sarganferländer. Sie empfingen Medaillen 
und Urkunden dur die Statthalter der Regierung (1818). Die 
Werbung für die neuen Regimenter ging gut von ftatten; von 
früherer Refrutenprefje Feine NRede mehr; manche junge Männer 
drängten fi zu Offizieröftellen; Högger aus der Stadt St. 
Gallen wurde Oberft des einen der beiden Garderegimenter. 
Der Große Rath genehmigte den Eintritt der Schweiz in ben 
von den Monarchen von Defterreih, Preußen und Rußland ab» 
geichloffenen „heiligen Bund“, durch den diejelben vor aller 
Welt gelobten, in der Verwaltung ihrer eigenen Staaten wie 
in den internationalen VBerhältniffen die Vorſchriften der chrift- 
lichen Religion zu ihrer alleinigen Richtſchuur zu nehmen. Die 
merfantiliichen Berhältniffe der Schweiz zu Frankreich waren 
noch immer gejpannt; die Tagſatzung fand ſich dadurch zu einer 
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befonteren Sendung an die franzöfiiche Regierung bewogen, an 
welcher aud der fachkundige Kaufmann und Kantonsrath 9. J. 
Scherrer de Grandclos von St. Gallen betheiliget war; aber 
die franzöſiſchen Kammern widerfegten fich im Geifte des eigenen 
Rationals Intereffeds. Um viefelbe Zeit erließ Defterreich neue 
Mauthgefege, namentlich Einfuhrverbote in fein Tombarbifchsves 
netianisches Königreich, Maßnahmen, durch welche die Gewerbs— 
erzeugnifle der Kantone St. Gallen und Appenzell A. R. ſchwer 
bebrobt waren. Diejelben verftändigten fi zu gemeinfamer Ab- 
wehr und entfendeten zu biefem Zwecke den St. Gallifchen Kauf: 
mann Michael Weniger, dem von Seite des kaufmänniſchen 
Direftoriumd von St. Gallen ein anderer Fachmann, Karl v. 
Gonzenbah, beigeorbnet wurde, nah Wien. Eine trefflih ab» 
gefaßte Denffchrift an den Fürften Metternich follte ihren Bor: 
ftellungen Eingang verschaffen; Wunfh war: eine allgemeine 
Einfuhr» Bewilligung für die Baumwollen-, Leinens und Hanfs 
fabrifate gegen mäßigen Zoll zu erhalten. Perſönlich vom Kaifer 
und von den Mitgliedern des Minifteriums gut empfangen, vers 
mochten die Abgeordneten gegenüber dem Widerftand der öfters 
reichiſchen Betheiligten mit ihren Vorftellungen doch nicht durch— 
zudringen, obwohl fie ihre Anfprüche zulegt auf ein Minimum, 
auf Begünftigung der geftidten Waaren, befchränften. Sie fehrten 
von ihrer Sendung in die Heimath zurüd, noch bevor fie förm⸗ 
lihen Beſcheid hatten erhalten können. | 

Auh wegen des Infamerationsgeichäftes fam St. Gallen 
gegenüber der öfterreichiichen Regierung zu feinem befriedigenden 
Ziel. Daherige Reklamationen wurben von der Tagſatzung 
frifcherdings aufgenommen. Laut Kommiffionalberiht hatte St. 
Gallen eine Gefammtforderung von 355,510 Gulden, wovon 
302,246 Gl. für Güter und Gefälle des Stiftes St. Gallen, 
welche Defterreich, vermöge des fogenannten droit d’&pave zu 
Handen genommen hatte. Der Reſt betraf etwelches Eigenthum 
des Klofters Pfäfers, dann dem Fantonalen Fisfus, der Stadt 
St. Gallen und einzelnen rheinthaliſchen Gemeinden und Pfründen 
gehörige Gefälle und Kapitalien, welche letztere bei der allge 
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meinen Inkameration irrthümlich als Kloftergüter mit Sequefter 
belegt worden waren. Die Taglapung beſchloß, allgemeine 
Rüdforderung von Allem zu ftellen, was St. Gallen und andere 
Kantone aus angeführten Titel zu fordern hatten (1816). Mehr 
mals ergingen deßhalb vorörtliche Schreiben an die öſterreichiſche 
Regierung, die jedoch erfolglos blieben. 

Eine andere Forderung an Defterreih ging von ben Fathes 
tischen und gemijchten Ständen allein aus. Bonaparte, Dber 
general der franzöfifchen Armee in Ztalien, hatte dad vom heil, 
Karl Borromäus geftiftete Schweizer-Seminar in Mailand (Col- 
legium Helveticum Borromaeum) im 53. 1797 aufgehoben und 
befien Vermögen und Einfünfte dem Bürgerfpital der lombars 
diſchen Hauptftadt zugewieſen. Als dann im Jahr 1815 Defter- 
reich in vertragsmäßigen Befig der Lombardei eintrat, ließ es 
obige Anordnung fortbeftehen. Die Stände vereinigten ſich nun 
zum Beſchluſſe: die öfterreichifche Regierung um Wiedereinfegung 
der SchweizersRantone in ihre begüglichen früheren Berechtigungen 
anzugehen (18. Januar 1816). St. Gallen war biebei aus 
dem einzigen Grunde betheiliget, weil die Stadt Rapperſchwyl 
einft durh Bündniß mit dem König-Herzog von Mailand fid 
einen F$reiplag in jenem Kollegium erworben hatte. 


Zweiter Abfchnitt, 


Deffentliche Zuftände im Allgemeinen. Das St. Ballifche Miligwefen ger 
hoben; glänzende Heerfchau. Reviflon der Strafgefepgebung; Geſetzgebung 
auf zivilrechtlichen Gebiet. Cidgenöffifche Konkordate. Die freie Nieder 
laffung beharrlich abgelehnt. Zoll: und Handeldretorfion gegen Franfreid. 
Berfehröhändel mit Thurgau und Glarus. Strafen: und Mafferbau; bie 
Linthkorreftion vollendet. Ein Bisthum St. Gallen an die Stelle bes 
Stiftes gefegt und mit Chur vereiniget; Doppelbisthum; Fürftbifchof Karl 
Rudolph. Kirchliche Stiftungen des Fürften Pancratius; der Kanton zur 
Penfiongzahlung an benfelben durch den Vorort angehalten. Schuls und 
andere Eonfeffionelle Sachen; das Säfular:Reformationsfeft der Proteftanten. 
Das Bereinewefen. (Bon 1819 bie 1824.) 


Mit dem Jahr 1818 war der Kanton in Zuftände eriprieß- 
liher Ruhe eingetreten. Zwanzig ftürmifche Revolutiond- und 
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Kriegsjahre, die zum Theil auch die Schweiz und ihn felbft 
mitbetroffen, lagen hinter ihm; ſchwere Prüfungen waren über- 
ftanden, innere Fehden zu Ende gebracht; das Volk konnte ſich 
erholen von drüdenven Laften, die Regierung Ordnung und 
Sparjamfeit in den Haushalt bringen; der Streit über bie 
MWiederherftellung des Stiftes ruhte; die Fatholifche Landesbe— 
hörde hatte ſich zu enblicher Regelung der kirchlichen Verhältniffe 
vertrauendvoll an ten Heil. Bater felbft gewendet. Es war 
dieß alſo eine günftige Zeit für Gefeggebung und Verwaltung‘; 
aber die langen bittern Erfahrungen hatten bepächtlib, wenn 
nicht Ängftlih gemadt. So erflären fih einzelne Erfcheinungen, 
die wir bereitd im vorigen Abfchnitt erzählt haben. Dieſe Stim- 
mung blieb vorherrihend auch in den folgenden Jahren. Die 
periodiich wiederfehrenden Dritttheilderneuerungen des Großen 
und des Kleinen Rathes waren nicht geeignet, reges politijches 
Leben zu weden; fie verliefen beinahe unbeachtet. Wichtige Ber: 
änderungen, neue Schöpfungen, vollends Rüdfehr zu Einrichs 
tungen, deren Entftehung in den Grundjägen der helvetijchen 
Republik zu ſuchen war, fonnten nur mit Mühe durchdringen. 
Freudiges Zufammenwirfen der Regierung und ded Großen Rathes 
vermögen wir nicht zu finden. Doch hat aud dieſe Zeit ihre 
Reiltungen aufzuweifen. 

Vor Allem wurde das Milizweſen in rühmlicher Weile 
gehoben. Trotz der friegeriihen Zeit war es während ben 
Metiationsjahren in fehr unvollfommenem Zuftand gewejen; In— 
ftruftion und Bewaffnung mangelhaft; die ganze Einrichtung 
tes einheitlihen Geiftes entbehrend; die Führung hatte ſich als 
theilweife ſchwach erzeigt; grobe Indiſziplin hatte ſich wieder: 
holt. Nah dem langen Feldzuge von 1815 wurde ausgeruht. 
Das that die ganze Eidgenoſſenſchaft. Durd die Beftrebungen 
Finsler's, eines ebenſo bejcheidenen und praftiichen als patrios 
tifchen Mannes, wurde eine ſyſtematiſche Miligordnung geichaffen, 
wie die Schweiz früher noch Feine gehabt. Allgemein wurde 
fie mit Beifall begrüßt. Sie belaftete den Kanton St. Gallen 
mit einem Bundesfontingent von 2630 Mann der verfchiedenen 
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Waffengattungen und mit einer Reſerve von gleicher Stärke. 
Der Große Rath fchritt zur Aufftellung dieſer Doppelfontingente 
durch Geſetz vom 20. Juni 1818. Der Bundesauszug beftand 
aus 1 Kompagnie Jäger zu Pferd, 1 Komp. Artillerie, 1 Komp. 
Train, 1 Komp. Scharfibügen, 18 Komp. Grenabiere, Jäger 
und Füftliere in drei Bataillonen. Wenig abweichend wurde 
die Referve organifirt. Das Geſetz fchmweigt von der „Legion“. 
Die Aufftelung befonderer „Freikorpos“ wurde von der Geneh— 
migung des Großen Rathes abhängig gemadt. Die in beide 
Kontingente nicht eingetheilte Mannfchaft hieß Landwehr, erhielt 
aber vor der Hand noch Feine Drganijation. Der Dienftpflichtige 
mußte fib auf eigene Koften ordonnanzmäßig bewaffnen. Die 
Milizkleidung für die Mannſchaft vom Feldweibel abwärts lie- 
ferte der Staat, gegen Vergütung von 9 Gl. feitend des Mili- 
tärpflichtigen oter, im Armuthsfalle, feitens feiner Gemeinde. 
Für Erfüllung der Verpflichtungen der Militärverwaltung wurde 
eine eigene Militärfaffe gegründet. Der Reiter erhielt zu feiner 
Ausftattung 110 Gl. Die Montur blieb (nach erfüllter Dienft- 
zeit) Eigenthum des Milizpflichtigen, ver Kaputrod Eigenthum 
des Staates. Zur Gründung der Militärfaffe dienten wejentlich 
Dienfterfegungstaren von Allen, die vom Dienft ausgenommen 
waren oder fich für denſelben hatten erjegen laſſen; für vie be 
freiten Einheimifhen war fie fehr mäßig gehalten (2 Gl. per 
Kopf bis zum dreißigften Jahr, für die Folgezeit noch geringer)- 
Für den Unterriht und die Einübung der Truppen forgte das 
Gefeß beſſer als je gefchehen, namentlich durch alljährliche Trups 
penzufammenzüge in den Bezirfen. Die „Refrutenfammer” wurde 
aufgehoben, die „Militärauffihtsbehörde* geſchaffen mit einem 
Mitglied der Regierung an der Spike. Mit der Bollziehung 
diefer neuen Miligortnung wollte es längere Zeit nicht vorwärts 
gehen. Erft im Jahr 1820 gediehen die Vorbereitungen zur 
Reife, und während vollen fünf Jahren, vom 3. 1816 an ge 
rechnet, hatten alle Waffenübungen, hatte alles militärische Leben 
im Kanton aufgehört. Die Regierung fand einen fachfundigen 
und energiihen Mann zur Ausführung in der Perſon eines 
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ehemaligen Dffizierd aus fapitulirtem kaiferlichsfrangöfifchen Dienft, 
Johann Joachim Forrer aus Neu:St. Johann. Diefer ward 
Militär-Infpektor. Meßmer blieb Haupt ter Verwaltung, ftets 
emfig und treu im Amt; aber Wirkſamkeit und Popularität 
übergingen auf Sorrer. Am 27. September 1821 ftellte bie 
Landesregierung das ganze vereinigte erfte Bundesfontingent, 
mehr denn dritthalb taufend Mann mit vorgejchriebenen Ge— 
ihügen, wohlbewaffnet und ganz neu geffeivet, verhältnigmäßig 
auch befrievigend eingeübt, dem Beauftragten der Eidgenoffen- 
ſchaft, Oberften Füßli von Zürih, auf dem Breitfeld unfern 
Goßau, zur Inſpektion vor. Sie wurde ‚mit Ehren beftanden. 
Diefe „eidgenöfftiche Injpektion” war ein wahres Wolfsfeft und 
dauerte im Ganzen drei volle Tage, vom 26. bis 283. September. 
Bon diefer Zeit hinweg raftete nimmer die Sorge für Verbeſ— 
jerung des Milizweiend, und die zunächft dem erften Bundes: 
fontingent gewidmete Aufmerffamfeit wendete fih alsbald ver 
Aufftelung der Referve zu. Bon Zeit zu Zeit wurden bie St. 
Galliſchen Truppen auch in die „eldgenöffiichen Uebungslager“ 
berufen. Ein ſolches fand im Auguft 1824 ftatt auf dem Felde 
zu Schwarzenbad, wo ein zahlreihes Corps unter dem Befehl 
des DOberften Füßli von Zürich fich eine ganze Woche lang im 
edlen Waffenwerf übte. Bon St. Galliihen Truppen waren 
zwei Bataillone Infanterie nebft Spezialwaffen zu diefem Lager 
befehliget. Forrer war einer der Brigabefommandanten; Meß: 
mer erwarb fich verdientes Lob als Regierungskommiſſär. Diefe 
neue eidgenöfftifche Anordnung gefiel allgemein; fichtlih hob fie 
den militärischen Geift des Volkes und jenen der dienſtthuenden 
Milizen zugleich. 

Die frühere Strafgeleggebung rief einer Revifion. “Die 
Regierung übertrug im September 1816 eine erfte Worarbeit 
einer Dreier-Rommilfion (Appellationsgerichtspräftdent Germann, 
Statthalter Steger und Advofat Guldin). Ihr Bericht enthüllt, 
was man damald wollte; die Kommijfion meldete, daß fie vor- 
züglich bedacht geweſen fei, die allzu häufige, ja gegen jedes 
Verbrehen ohne Ausnahme vorgefchriebene Anwendung ver 
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Strafe der Ehrlofigkeit (Infamie), beſonders aber tie für den 
Staat fo läftigen und Foftipieligen Ketten, öffentlichen Arbeits- 
und Zucthaudftrafen zu vermindern und den Richter in der An- 
wendung der Strafen weniger zu binden. Im diefem Schreiben 
wiederhallten die bei der Verfafjungsänderung von 1814 viel- 
fach vernommenen Klagen über vie theure Strafjuſtiz. Die 
Sache gelangte an eine Großrathsfommilfion, in welder Ger- 
mann, Müllers Friedberg jünger und Examinator Saylern bie 
Hauptperfonen waren. Sie fhuf einen vollftändigen Entwurf. 
In ihrem Referat kündigte fie eine vermehrte Anwendung der 
Todeöftrafe an, da jene der Kettenftrafe vermindert, ihre Dauer 
auf zehn Jahre bejchränft worden; doch ſolle vie Todesitrafe 
nur den fchwerften und den unverbeflerliben Verbrecher treffen, 
„gegen den wahrbafte Nothwehr eintrittet“. Endlich finde man, 
jo berichtete die Kommiſſion weiter, in ihrem Geſetzesentwurf, 
was fo fehr in den allgemeinen Wünjchen gelegen, die Vermin— 
derung der Detentionsftrafen, au ihrer Stelle „Strafen furzer 
Vollziehung“: Auspeitihung, dann Pranger, Branbmarkfung, 
Prügel, Ruthenftreihe uw. ſ. w. Jene Detentionsftrafen jeien 
nur gut in großen Staaten mit großen Mitteln; wo dieſe beis 
den Borausjegungen nicht zutreffen, feien die Strafanftalten nur 
Pflanz- und Hochichulen des Verbrechens. Der Entwurf ent 
hält auch einen befonderen Abjchnitt über „Jauner, Randftreicher 
u. f. w.“ „Bon jeher wurden gegen foldes Wolf befonvere 
Verordnungen feftgefegt, wie die Neichögefege zeigen. Wir 
fönnen fie nicht unter den gewöhnlichen allgemeinen Maßſtab 
des ftäten Bürgers bringen, da weder Ehre noch Vermögen 
bei ihnen zu fuchen ift. Unfere Strafanftalten fönnen und follen 
wir nicht mit ihnen belaften; gegen fie blieb nur die äußerſte 
Schärfe übrig." Entwurf und Bericht find das Wert Müller 
Friedberg’8 des Jüngern. Noch folgte eine gemeinfame Ber 
rathung des Vorfchlaged durch den Kleinen Rath und die Koms 
miffionsmitglieder, zulegt eine Verfügung, in Folge deren, bem 
neuen Geſammtentwurf gegenüber, ver erfte Koder von 1807 
ald Grundlage beibehalten, Reutti und der zweite Staatsfchreiber, 
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Dr. Joh. Barth. Maier aus St. Gallen, mit Ausarbeitung der 
erforderlichen Abänderungen vefjelben betraut wurden. Was die 
Großrathskommiſſion ausgehoben, findet ſich im endlichen neuen 
Kriminalftrafgefegbuche wieder, welches der Große Rath am 
25. Juni 1819 erließ; von den Freiheitsftrafen waren die 
Kettenftrafe und die Zuchthausftrafe auf höcftens 10 Jahre 
verhängt; um jo häufiger mußte die Todesftrafe zur Anivendung 
kommen. Als Leibesftrafen find bezeichnet: der Staupbefen, die 
Drandmarfung und die Prügelftrafe; der Staupbefen beftand in 
dem Auspeitichen mit Ruthen durch den Scharfrichter; Marimum 
der Streihe 160. Als Strafen an der Ehre nennt das Geſetz 
den Pranger, die Ehrlofigfeit, die Ausftellung an der Schand— 
jäule und den PVerlurft des Aftivbürgerrehts. Die Ehrlofigfeit 
war, auch ohne beionderen Ausſpruch des Richters, eine geſetz— 
liche Folge jedes Kriminalurtheils, durch welches Ketten, Pranger, 
Staupbejen und Brantmarfung auferlegt worben. Fremde, 
welche Ketten» oder Zuchthausſtrafe verwirft hatten, waren in 
der Regel mit dem Pranger, der Ausftäupung und der Brands 
marfung (mit oder ohne Kumulation diefer Strafgattungen), 
darüberhin mit Randesverweilung zu beftrafen. Mit ver Todes 
ftrafe war bedroht: Hodverrath, Aufruhr, Mord (Kindsmord 
inbegriffen), in gewiflen Fällen auch Kindesausjegung , körpers 
liche Mißhandlung, Nothzudt, Menſchenraub, Raub überhaupt, 
Erpreffung und Meineid, Brandftiftung; endlich unter gewiſſen 
Vorausſetzungen der Rückfall in Verbrechen. Der legte Abfchnitt 
des Geſetzes ift den „Jaunern und Randftreichern” gewidmet, und 
bebroht dieſelben ausnahmsmeife noch in mehreren Verbrechens— 
fallen mit dem Tode. Im Jahr 1920 folgte ein revibirtes 
Geſetzbuch über das rechtlihe Verfahren bei Verbrehen; dafür 
wieder Müller⸗Friedberg, Sohn, und Staatsichreiber Maier bes 
ſonders thätig. Eben damald wurde die Zuchtanftalt zu Raps 
perſchwyl aufgehoben und mit jener zu St. Leonhard vereiniget; 
an leßterem Orte hatte die Regierung zunächft einen Theil, vom 
Jahr 1828 an das ganze Gebäude in Miethe. 

Mehrfache gefepgeberifche Thätigfeit waltete auch auf dem 
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zivilrechtlichen Gebiet. Die Schuldentriebs und Konfursortnung 
wurde einer durchgreifenden Revifton unterftellt und durch neues 
Geſetz geregelt. Nicht jo glüdlih war die Regierung mit dem 
Vormundſchaftsweſen; wiederholt wurden Gejehesvorichläge zur 
Regelung deſſelben eingebracht, ein jolcher mit mehreren Abän- 
derungen früherer Projekte im Juni 1822. Aber es walteten 
bald dieſe bald jene Meinungsverfciedenheiten zwijchen dem 
Kleinen Rath und dem Großen Rath. Am Ende blieben bie 
Vorſchläge auf fih beruhen und ver Kleine Rath erließ auf 
Probe hin für fünf Jahre einen adminiftrativen Beichluß über 
die Verwaltung des Vormundſchaftsweſens (21. Juni 1823), 
welder wohlthätigen Einfluß auf dieſes Fach übte. Den ver 
worrenen Berhältniffen zu anderen Kantonen und Staaten über 
Stand, Namen und Heimath außereheliher Kinder machte der 
Große Rath durd Einführung des Maternitätsgrundfages gegen: 
über jenen Kantonen und Staaten ein Ende (1. April 1820); 
abweichende ältere Verträge mit verfchiedenen Kantonen aus ber 
Mediationgzeit wurden dadurch aufgehoben; für Vaterſchafts— 
Hagen zwiſchen Angehörigen des Kantons blieb die beftehende 
Gefeggebung aufredt. „In Erwägung, daß politifche, religiöfe 
und häusliche Verhältniſſe e8 erheiichen, daß die Kinder aus 
gemifchter Ehe nur auf einer Konfeffton erzogen werden”, ver- 
ordnete ein Gele vom 30. April 1819, daß ſolche Kinder „in 
der Konfelfion des Vaters erzogen“ werden follen. 

Durch neues Geſetz wurbe ber frühere freie Einfauf eines 
Kantonsbürgerd in eine Drtdgemeinde aufgehoben, die Aufnahme 
in die Genoſſenſchaft (Bürgerrecht) einer Ortsgemeinde von nun 
an von der Bewilligung dieſer jelbft abhängig gemacht; in 
paritätifchen Gemeinden fpradh die aus den Bürgern beider Kon: 
feiftonen beftehende Genoffenverfammlung über das Begehren 
ab; der Aufgenommene mußte aber, abgefehen von Erlegung 
der allgemeinen Tare, ſich darüberhin in die befonderen Stif: 
tungen und Anftalten feiner Konfeffion einfaufen (22. Dezem- 
ber 1824). Aus den von Zeit zu Zeit eingehenden Taren für 
Ertheilung des Kantonsbürgerrechts nebft Zinfen beichloß der 
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Große Rath einen Bond für Fünftige Errichtung irgend einer 
wohlthätigen Kantonalanftalt zu gründen. So entjtand der 
„Bürgerrehtstarenfond“. Meligionsänderung (Mebertritt von der 
einen chriftlichen Konfeffion zu der anderen) war ehedem in mans 
hen Gebieten der Schweiz mit dem Verlurſt ded Heimathrecdhtes 
beftraft. Eine erhebliche Milvderung dieſer Mißverhältniffe zu 
bewirken, gingen die meiften Kantone vertragsweiſe gegenfeitig 
nachftehende Verpflichtung ein: „Der Uebergang von einer chrift- 
liben Konfeſſion zur anderen darf nicht mit dem Verlurſt des 
Land- und Heimathrechts beftraft werben; follte der eine ober 
andere Kanton diefem Konfordat nicht beiftimmen, fo fönnen 
feine Angehörigen, welche, der Religionsänderung wegen, heis 
mathlo8 werden, von dem Gebiete der übrigen Kantone zurüd, 
in ihre vorige Heimath gewielen werden“ (1819). St. Gallen 
trat ber Vereinbarung bei. Später wurde, zu Verhütung heim— 
licher Konverfionen, noch feitgefegt, daß der UWebertritt in einem 
anderen Kanton als in jenem der Heimath nicht ohne DVoran- 
zeige an die Regiernng des erfteren gejchehen vürfe, die dann 
auch die Pflicht habe, der Regierung tes Heimathfantong von 
diefer „Voranzeige“ jogleih Kenntuiß zu geben. Der Kleine 
Rath von St. Gallen verfäumte nicht, die Geiftlichfeit beider 
Konfeffionen zu Befolgung obiger Vorfchriften zu mahnen. Biele 
Eidgenoffen vermißten mit Bedauern die Gewähr für freie Nies 
derlaffung der Schweizer im Bundesvertrag von 1815. Durch 
beſonderes Einverſtändniß wollten fie erringen, was jener vers 
jagt. So entftand ein Konforbat für freie Niederlafjung, 
welches im Jahr 1819 durch zwölf Kantone geichloffen wurde, 
unter denen wir die mächtigiten und einflußreichften der Stände 
finden; der Vertrag gewährte das Niederlafjungsrect, unter 
genügend jchügenden Vorſchriften gegen Beläftigung durch Bes 
rufslofe und Unfittliche, jedem gut beleumdeten Schweizer, und 
verlieh ihm zugleich alle Rechte der Kantonsbürger des Nieders 
lafjungsfantons, immerhin mit Ausnahme der politiihen Rechte 
und des Mitantheild an Gemeindegütern und frommen GStif- 
tungen. Gejegesvorjchläge in diefem Sinne waren vom Großen 
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Rathe St. Gallen’ verworfen worten. Die Regierung nahm 
nun den Großen Rath für den Beitritt zum Niederlaflungsfon- 
fordat in Anſpruch. Nicht länger könne man, fo erflärte fie, 
mit ausweichenden Antworten fidy bebeifen; es jei vielmehr 
Aufgabe St. Gallen’s, auch im diefer Angelegenheit mit jemen 
Kantonen zu gehen, welche wejentlich gleiche Verfaſſung mit St. 
Gallen haben; der „freie Zug” fei ein freundfchaftliches Band 
zwiſchen den Eidgenofien; „er gilt in den Augen der Meiften 
.ald das Koftbarfte, was durch viele Revolutionsübel erfauft 
worden”; Nicht-Beitreten bieße den Werth; der Liegenjchaften im 
eigenen Kanton herabdrücken, aud den eigenen St. Galliſchen 
Angehörigen das freie Unterfommen und freien Gewerb in an- 
deren Kantonen erfchweren (GBotſchaft vom 24. April 1820). 
Vergeblihes Bemühen. Der Große Rath, bevenflihe Kränfung 
der gewerbtreibenden Bürger im eigenen Kanton zu vwermeiben, 
verfagte den Beitritt. ALS dann neue Konkordate unter ver: 
ſchiedenen Ständen über die vormundidaftliben und Berogtungs- 
verhältniffe, die Teftirungsfähigfeit und Erbrechtsverhältniſſe der 
Niedergelafjenen, und über die Behandlung der Eheſcheidungs— 
fälle zwiſchen Solchen — Konkordate, welde indgefammt dem 
Grundfag der heimathlihen Jurisdiktion Huldigten — abge 
fchlofjen wurden, war St. Gullen abermald zur Ablehnung ge 
nöthiget, weil der Kanton jchon jeit feiner Gründung den ent: 
gegenftehenden Grundjag der Territorialhoheit feithielt, d. h. in 
erwähnten Beziehungen das eigene Geſetz und das eigene (St. 
Galliihe) Forum gegenüber den in feinem Gebiet niedergelafjenen 
Schweizern beharrlib behauptete. Dagegen trat St. Gallen 
einem Konfordat über „die Ertheilung von Heimathrechten an 
die Heimathloſen“ unbedingt bei (1819). Daſſelbe verpflichtete 
jenen Kanton, wo ſich ein Heimathlofer am längften aufgehalten, 
zu Duldung vefjelben jo lange, bis über deſſen Heimathrechts- 
anfpradıe entjchieden fein werde; Streitigkeiten über ſolche Zus 
theilung oder Einbürgerung waren an ein eivgenöfftiches Schieds— 
geriht zu weijen, das nah Art. V des Bunbesvertraged zu 
beftellen war. St. Gallen hat ein paar folder Heimathlofen- 
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Prozefje (über die Familien Nievergelt und Betihmann) mit 
den Kantonen Zürich und Aargau beftanden; es gilt als ein hal— 
bed Wunder, daß im Betſchmann'ſchen Prozeß die zwei Schieds— 
rihter ohne Obmann zu einer gemeinfamen Urtheilsfällung ges 
langten. Im Laufe der Zeit wuchs die Zahl der St. Galliſchen 
fogenannten „Geduldeten“ (im Jahr 1820 zählte man deren 
820 Köpfe); heimathlo8 waren fie als foldhe nicht mehr; 
wollten fie auswärts ihr Brod verdienen, fo erhielten fie zu 
diefem Behuf Angehörigkeitöfcheine, welche die Stelle wirklicher 
Heimathicheine vertraten. Im Unterftügungsfall trat der Staat 
mit dem nöthigen Beiftand ein; aber das Loos diefer „Gedul- 
beten” war doch feinedwegs beneidenswerth. Abhülfe Fonnte 
nur wirflihe Einbürgerung gewähren. Der Große Rath aber 
fehnte fie im Jahr 1821 neuerdings ab. Als die Firchliche 
Dberbehörde der Katholifen in Bezug auf die Einſegnung ge- 
mifchter Ehen genauere Handhabung der Kirchengejege verorb- 
nete, vereinigten fich zehn, meift reformirte, Kantone konkordats— 
weife zu dem Grundfage, daß die Verkündung ſolcher Ehen 
nöthigenfall8 entweder durch ben reformirten Pfarrer oder durch 
den Zivilbeamten, die Einjfegnung, nad Erfüllung aller geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften, durch den erfteren vorzunehmen fei. Darauf 
folgte lebhafte Erörterung zwiſchen dem Fatholifchen Adminiftra- 
tionsrath und der Regierung über, ven allfälligen Beitritt zu 
dieſem Konforbat ; jener machte grundfägliche Einwendung gegen 
denfelben, da der Inhalt des Konfordats mit ven Fatholiichen 
Kirchengefegen nicht vereinbar jei. Der Kleine Rath mied 
weiteren Hader und meldete dem Vorort, daß der Kanton dem 
Konfordat fremd bleibe, womit übrigens die Zuläffigfeit ges 
mifchter Ehen St. Gallifcherfeitd nicht angefochten werde (6. Mai 
1822). Anläßlid wahrte der Adminiſtrationsrath gegenüber 
der Staatöbehörte tie ihm laut Verfaffung in Matrimonialan: 
gelegenheiten zuftehende Initiative (11. Februar und 30, April. 

Die Handelöverhältniffe zum Auslande, namentlih zu 
Sranfreih, waren und blieben meift ungünftig; aud St. Gallen 
war dadurch ſtets empfindlich getroffen. Das Zollweſen Frank: 
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reich's, ſchon von länger her auf dem Schutzſyſtem beruhend, 
wirkte im Großen und Ganzen als ein Prohibitivfgftem. Ende 
des Jahres 1821 trat in Paris ein neues Minifterium ins 
Amt, mit ihm ein neues noch ftrengered Mauthgejeg in Wirk: 
famfeit, welches die Geduld aller Nachbarn mit Inbegriff der 
Schweiz erſchöpfte. Hier erhob fi zumächft Bern mit der übri- 
gen weftlihen Schweiz, weil die Einfuhr von Vieh, desgleichen 
von Käfe und andern Landeserzeugniffen ſchwer bebroht, dann 
gehemmt wurde. Der erften Berftändigung der brei Kantone 
Bern, Freiburg und Waadt in Beterlingen zu unerläßlich ges 
wordener Gegenwehr folgten aud anderwärts Verhandlungen 
ver Großen Räthe, von denen viele in gleihem Sinne ihren 
Gejandtichaften zur Tagfagung Inftruftion und Vollmacht ers 
theilten. So aub St. Gallen, das für feine vorzüglichften 
Ausfuhrartifel, die Baumwollgewebe, jet wie von jeher, mit 
betroffen war. An ver Tagſatzung in Zürich fam es zu durd- 
greifender allgemeiner Behandlung des Stoffes; über zwei 
Hauptpunfte war man eins: zunäcft, taß der altſchweizeriſche 
Grundſatz des freien Verkehrs im Weſen gewahrt bleiben und 
durch zeitweile Anwendung der Repreflalie oder Retorfion gegen 
einzelne Staaten nicht aufgegeben werben folle; ſodann and 
darüber, daß die Tagfagung die etwa zu fallenden Gegenmaßs 
nahmen nicht al8 allgemein, fondern nur für die beitretenden 
Kantone verbindlich erffären könne. Ohne Rüdfiht darauf, daß 
man jchon durch diefe Beichränfung fih auf jchlüpfrigen Boden 
ftelle, griff man die Sade rüftig an, und ein Ausſchuß ber 
Tagfagung, in welchem MüllersFrievberg das Hauptvotum im 
Sinne der Repreffalie führte, beantragte in feiner Mehrheit bie 
Aufftellung empfindlicher Retorfionszöle gegen Frankreich. Aber 
ſchon in diefem Statium der Angelegenheit war die Grundlage 
des unglüdlichften Zwielpaltes gegeben: ber Wortführer für 
Baſel ſprach für das Gegentheil und alsbald war die Koalition 
der Grenzfantone mit Zürich zur Verhinderung des ganzen Vor- 
gehend wie geichaffen. Allein Bern hatte mehrere Nacdbarkan- 
tone für jein Beftreben zur Seite und zudem bie gewichtige 
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Hilfe von St. Gallen und Appenzell im Often. Das Ergebs 
niß der Taglapungsverhandlung war nachftehende Uebereinkunft: 
die Schweiz hultigt auch ferner dem Grundſatz des freien Ver: 
kehrs; gegen biejenigen Staaten, welche die fchmweizerifchen Ein— 
fuhrgegenftände mit hohen Zöllen belaften oder ganz verbieten, 
tritt gerechte Neziprozität ein; fo lange das franzöfifhe Mauth- 
ſyſtem in bebrüdender Ausdehnung und Strenge gegen die Schweiz 
in Anwendung bleibt, follen eine Reihe von Einfuhrgegenftäns 
den Frankre ichs mit einem bejondern ſchweizeriſchen Zoll belaftet 
fein, deſſen Tarif fofort feftgefegt wurde. Der Ertrag diefer 
Eingangszölle von Getreide, Mehl, Brod und allem Getränfe 
ſoll jeweilen dem Kanton gehören, in welchem fie verbraucht 
werben; die Eingangszölle von allen anderen Waaren find für 
Rechnung jämmtlicher (beitretenten) Kantone zu beziehen; ver 
Tranfit für alle Waaren und Erzeugniffe bleibt von jeder neuen 
Zollauflage frei; die Leitung und Oberaufficht ded Ganzen fteht 
bei dem Vorort (Mebereinfunft vom 27. und 28. Auguft 1822). 
Der Große Rath von St. Gallen, außerordentlich einberufen, 
genehmigte fie am 17. Dftober, nach fruchtlofem Widerſpruch 
Mepmer’d. Das Ergebniß des Konfordates war ein Flägliches. 
Al gegen Ende Dezember’s vefjelben Jahres die St. Galliiche 
Regierung die unerläßliche Bolziehungsverorbnung erließ, waren 
(nebft St. Gallen) erft die Kantone Bern, Quzern, Uri, Gla— 
rus, Zug, Freiburg, Solothurn, Schaffhauſen, Appenzell, Aar⸗ 
gau, Thurgau, Waadt und der Halbfanton Unterwalten nid 
dem Wald vefinitiv beigetreten. Demnad waren der Weften 
und der Dften der Schweiz durch den Nichtbeitritt von Zürich 
und Schwyz ganz von einander getrennt und mußte, behufs 
Vollziehung, an der Äußeren Grenze der aus St. Gallen, Ap- 
penzel, Thurgau und Glarus beftehenden Kantonsgruppe nicht 
bloß ein Mauthfordon nad Außen, fondern aud ein folder 
gegen Zürih und Schwyz, dann gegen Graubünden, errichtet 
werben. So wurden Wyl, Rapperſchwyl, Schmerifon, Wejen, 
MWallenftadt und Ragatz Ein- und Austrittöftationen uud Zolls 
büreaw’8 gegenüber den nicht beigetretenen Kantonen; Steinach, 
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Rorſchach, Rheineck, St. Margarethen, Dberriet, Burgerau und 
Trübbach waren folde gegen das Ausland, Die Vollziehungs— 
verordnung war in einer zu Frauenfeld gehaltenen Konferenz 
der öftlihen Stände Schaffhaufen, Et. Gallen und Thurgau 
(Appenzell war durch die Aborbnung von St. Gallen vertreten) 
gemeinfam entworfen worden. Mit dem 1. Januar 1823 trat 
der Bezug des Retorfiongzolled ein. Bon nun an erhob fih 
ein leidenjchaftlicher Zank zwilchen den Retorfioniften und ihren 
Gegnern durch die ganze Schweiz, beſonders heftig zwiſchen den 
Wortführern in Et. Gallen und Zürih, Müller-Friedberg und 
Uſteri; die Vollziehung blieb mangelhaft: die franzöfifhe Ge 
ſandtſchaft fehürte beftens die Glut. Luzern und Uri traten bald 
vom Konfordat zurüd. An ver Tagfagung von 1824 entichloj- 
fen fi die übrigen beigetretenen Kantone, dad Retorſiouskon— 
fordat auf den 1. Dftober gl. 3. aufzuheben. Die Schweiz 
war um eine überaus traurige Erfahrung reicher geworben, von 
nun an den Pladereien des Auslandes wehrlos ausgefeht. Im 
Frühjahr 1823 führten die auswärtigen Mächte, wohl in Folge 
des Veroneſer Kongrefjed, Klagen über Dultung von Fremden 
in der Schweiz, welde nad Angabe der biplomatiihen Mit: 
theilungen dortigen Aufenthalt zu gefährlichen Umtrieben gegen 
die rechtmäßigen auswärtigen Regierungen und die Ruhe ihrer 
Staaten mißbraucten, ſowie über verlegente Behandlung der 
Angelegenheiten auswärtiger Staaten in der ſchweizeriſchen Prefie. 
Die Tagfagung erließ mahnende Beiclüffe an geſammte Kan- 
tone, in beiden gerügten Beziehungen Allem zu begegnen, was 
die Stellung ter Schweiz im europäiſchen Staateniyftem und 
ihre Sicherheit gegenüber dem Auslante gefährden könnte. Die 
Beichlüffe waren einmüthig (14. Juli 1823) und die Zuftim- 
mung St. Gallen's mangelte fo wenig, als bei öfterer Beftäs 
tigung derfelben, zu welcher fih die Tagfagung in den nachfol⸗ 
genden Jahren bewogen fand. Die Betheiligung bei den Milis 
tärfapitulationen mit dem König Beider Sizilien, die in dieſer 
Zeit negozirt und durch die Großmächte befürwortet wurden, 
lehnte St. Gallen ab. Mit der königlich ſardiniſchen Regierung 
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gerieth der Kleine Rath in fchwierigen Konflift, als er nad 
dem auf St. Galliihem Gebiet erfolgten Hinfchied eines ſchon 
vor Jahrzehnten aus Piemont eingewanderten und in St. Gal- 
lifchen Landen verbürgerten Handelsmannes (Stephan Leiter, 
auch Sfaler genannt) den Territorialgrundfag bezüglich der Erb— 
theilung auch auf das in Piemont gelegene Vermögen des Erb- 
lafjerd geltend machen wollte und zu diefem Behuf bis zu all- 
feitiger Anerkennung feines Bejchluffes feitend aller Erbberech- 
tigten einzelne im Kanton St. Gallen erhebbare Erbtheile unter 
Sequefter legte (1824). Die Antwort aus Turin war die Se— 
queftrirung ver dort und in Genua befindlichen Waarenlager 
St. Galliſcher Kaufleute. Die Angelegenheit verwidelte fich 
auch dadurch, daß die farbinifche Regierung die Erben noch als 
dortige Staatdbürger anjah, zu welder Rechtsanſchauung ein 
Theil der Erben felbft die Beweiſe beigebracht hatte. Es wurde 
die aufßerordentlihe Sendung des Oberftlieutenantd Joſeph Kunf- 
ler nad Turin erforverlih; der Sequefter wurde aufgehoben, 
aber die Regierung von St. Gallen mußte fih die Anwendung 
der ſardiniſchen Geſetze bezüglich der in Streit gelegenen Ber: 
laſſenſchaftstheile gefallen laſſen. 

In Finanzſachen änderte ſich wenig. Aber theils zur 
Schuldentilgung, theils für Beftreitung neuer Bedürfniſſe waren 
erhöhte Vermögensſteuern nöthig; von Denjenigen, deren Ders 
mögen nicht wenigftend 500 Gulden betrug, wurde zu Handen 
der Staatsfafje eine Haushaltungsfteuer von 30, jpäter von 
36 Kreuzern erhoben. Auch auf Erhöhung anderer Einfünfte 
mußte Bebacht genommen werben. Der Salzpreid wurde burdh- 
gängig um einen Pfennig vom Pfund erhöht; bald nachher 
aber wurde in Verwaltung biefeds Monopol eine grundfägliche 
Aenderung vorgenommen, ber ftufenweile Preis (nad Entfer- 
nungen) abgejchafft, und verordnet, daß von Anfang 1825 an 
das Pfund Salz zu 40 Loth in allen Gemeinden ded Kantons 
gleihmäßig zu 4 Kr. verkauft were. Allmälig waren auch bie 
Getränfsabgaben, die längere Zeit unter dem Namen von Ohm⸗ 
geld bezogen wurben, gefteigert worden. Die jchwierige Er- 
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mittlung des Ohmgeldes gegenüber den Pflichtigen führte den 
Großen Rath zum Beichluffe, gefammte Kleinverfäufer von Ges 
tränfen, dann Pintenjchenfen und Tavernenwirthe mit jährlichen 
PBatenttaren zu befteuern, beren geringfte auf 12, die höchſte 
auf 220 Gl. feſtgeſetzt wurde; daneben wurde vie befondere 
Konfumogebühr, die Schon feit Jahren von allem ausländiſchen 
Getränfe, das in den Kanton zum Verbrauch eingeführt wurde, 
zu erheben war, auf alles Getränf ausgedehnt, gleichviel ob es 
ſchweizeriſchen oder ausländiichen Urjprungs jei (1824). Bon 
Zeit zn Zeit geſchahen Schritte, fih ter noch im Befig des 
Staates befindlichen Domänen zu entledigen; jo wurde die Bes 
figung Schloß Forfted, Gebäude und Güter, mit einziger Aus- 
nahme von 9 Jucharten Wald, zufammen um 21,800 Gl. an 
einen Privaten verfauft; ebenjo einiges Gelände rings um den 
Thurm des Schlofjes DBlatten bei Oberriet; den Thurm jelbft 
aber behielt ver Staat ald Eigenthum. 

Längere Zeit war die St. Galliihe Regierung durch eine 
heftige Fehde mit dem Kanton Thurgau in Anjpruch genommen. 
Dortige Staatsbehörde bewilligte der Gemeinde Ridenbadh bie 
Erribtung eined Kornmarkftes und zwar auf den für den nahen 
Wyler Markt beftimmten Tag; jener neue Markt wurde zum 
allgemeinen Wohenmarkt. Dadurch war die gewerbliche Eriftenz 
der alten Marktſtadt Wyl und waren aud die dortigen alten 
Zollrechte bedroht. Regierung und Großer Rath von St. Gallen 
traten für deren Handhabung in die Schranken; der Kleine 
Math verbot den Landeöbewohnern das Feilbieten von Vieh, 
Lebensmitteln und andern Erzeugnifien auf dem neuen Riden- 
badber-Marft (Februar 1818); Thurgau unterfagte, reprefjalien- 
weile, den Beſuch des Wyler-Marktes und vehnte das Verbot 
felbft auf die Käufer aus; durch die St. Galliſche Anortnung 
war der Markt von Ridenbah empfindlich getroffen, der Ge 
meinde Wyl aber dennoch nicht gründlich geholfen; ver dortige 
Berfehr janf. Der unerbaulihe Handel wurde mittelft Vertrags 
beigelegt, dur welden Thurgau auf den eigenen Marft vers 
zichtete, St. Gallen hinwieder fich verpflichtete, tie Thurgauer 
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auf dem Markt in Wyl ven Eigenen gleich zu halten und vom 
Ertrage der Wyler Marftgebühren ,, oder runde 200 Gl. 
jährlid, an Thurgau zu überlaffen (1819). St. Gallen ge 
riet) mit Glarus in Prozeß über die Tragweite des Scifffahrts- 
vertraged vom J. 1809; mit den durch diefen Vertrag den 
Glarnern gewährten Berechtigungen waren fie nicht zufrieden; 
fie juchten völlige Aufhebung des St. Galliihen Monopols. 
Sie waren berechtiget, Korn und Salz für eigenen Bedarf von 
MWallenftadt aus direft an die eigene Suft (Biäfche) zu jpediren 
und dieſe Gegenftände auch durch eigene Schiffleute dorthin zu 
verführen, Alles jedoch gegen Erlegung einer Abfuhrgebühr. 
Für alle übrigen Waaren glaubten die St. Galliſchen (Wallen- 
ftadter und Weſener) Schiffleute das ausjchließlihe Transport- 
recht zu befigen, Die Glarner forberten dagegen, daß fie auch 
für diefe andern Waaren gleiche Berechtigung haben follen, wie 
für Kom und Salz. Der Streit gelangte an das eidgenöfftsche 
Recht; Schiedsrichter waren Altlandammann Sidler von Zug 
und Staatsrath Ufteri von Zürich, leterer von St. Gallen ges 
wählt. Schultheiß Amrhyn von Luzern wurde Obmann. Nach 
langen Borverhandlungen erging mit Stimmenmehrheit ver 
Spruh: der Angehörige ded Kantons Glarus fei befugt, die— 
jenigen ihm eigenthümlich zuftehenden Waaren, welche durch 
Schiffleute des Kantons Et. Gallen von Wallenftadt jeeabwärts 
zu führen find, nach feinem Belieben entweder nach Weſen oder 
nach ter Biäfche führen, und in legterem Falle in Wallenftabt 
verzollen zu laſſen; die Koften wurden halbirt (Richterfchwyler 
Sprud vom 18. Dezember 1824). Die St. Galler Abgeord- 
neten famen höchft erbittert über das Urtheil nach Haufe zurüd. 
Diefer Monopolhater gab dem Kleinen Rathe von St. Gallen 
noch mehr zu ſchaffen; zur Sicherung St. Gallifcher Rechte ver- 
ordnete er (1825), daß alle Waaren, welche durch den Kanton 
St. Gallen zur Spedition über den Wallenfee nah Wallenftabt 
beftimmt feien, ohne Abweichung von der Landftraße, nah Weſen 
geführt, dortfeldft abgeladen und nur durch St. Galliſche Schiff⸗ 
leute von da über Wafler geführt werben follen. 
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Straßen» und andere Bauunternehmungen waren nod 
immer auf der Tagesorbnung. Meßmer nahm bie Herftellung 
der großen Handelsfiraße von Rorihad und Rheineck an die 
Graubündner-Örenze wieder auf. Solches lag im höchſten In— 
terefie des Kantons überhaupt, dann auch in der Pflicht der 
Regierung gegenüber dem Bezirk Sargand. Der Straßenbau 
am Scholberg wurbe zunächſt in Angriff genommen. Der Große 
Nat gab feine früheren Bedenken auf; er bewilligte ven auf 
61,008 Gl. veranfchlagten Bau durch den Felsabhang längs 
und zunäcft des Rheins, womit der gleichzeitige Bau einer 
langen Strede Dammftraße dur die Sümpfe oberhalb jenes 
Abhanges bis Bild verbunden wurde (28. April 1821); bis 
dahin war der Verkehr auf eine viel höher gelegene fteile Saum: 
ftraße verwiefen. Der Teffiner Ingenieur Julius Pocobeli nahm 
den Bau in Afford und führte ihn, mwamentlih durch Zuzug 
Richard Lanicca’d aus Graubünden als Bauaufiehers, zu all 
gemeiner Zufriedenheit aus; Ende 1822 fonnte die neue Straße 
dem Berfehr übergeben werben. Als etwelcher Erfag für bie 
Baufoften am Scolberg folgte der Bezug eines bejonderen 
Weggeldes. Durch den großräthlichen Baubefhluß wurde bie 
Regierung angewiejen, die oberhalb und unterhalb des Scols 
berges nothwendig werdenden Korreftionen durch die „Pflichtis 
gen” auf deren eigene Koften ausführen zu laffen. Diele Laft 
fiel aljo in der Regel den Gemeinden zu. Der Verkehr zwiſchen 
Rorſchach und Arbon wurde befördert durch den Bau einer ftatt- 
lihen neuen Brüde über die Goldach, ftatt des früheren Fuß— 
gängerfteged, zu welchem Bau fi die beiden Kantone St. 
Gallen und Thurgau brüderlich vereinbarten. An ver Linth 
wurden unter der fteten Theilnahme der St. Galliſchen Ber 
hörden die Arbeiten durch den unermüdlichen Eicher rüftig fort« 
gefegt und endlich zu gebeihlichem Ziele gebradt. Bon den ver: 
fhiedenen Kanalftreden, welde jeit Beginn des Baues in Ans 
griff genommen worden, war bie legte, der „BenfenersKanal“, 
am 17. April 1816 eröffnet worten. Bon dann an ftrömte 
die Linth, von ihrem neuen Ausflug aus dem Wallenfee bis 
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hinab in den Züriher-See, in dem neu gegrabenen Bette von 
70,000 Fuß Länge durch das ſchöne Thal Hinz das ehedem 
verfumpfte Land freute fich feiner allmäligen gänzlichen Ent— 
wäfferung; die zahlreihen Schiffe, welche den Verkehr zwiſchen 
beiden Seen vermitteln follten und vorher oft zwei bis brei 
Tage lang zwilchen den unftäten Sandbänfen des alten Linth- 
bettes ſich mühſam hatten durcharbeiten müflen, oft auch ger 
nöthiget waren, die Hälfte ihrer Ladung audzufegen, um mit 
der andern Hälfte kümmerlich vorwärts zu kommen, fFonnten 
nun den Weg vom einen See zum andern eben fo ficher als 
leiht in anderthalb bis zwei Stunden zurüdlegen. Doch waren 
noch manche Berftärfungs- und VBollendungsarbeiten da und dort 
an ven meilten Kanälen nothwendig, und die Ausgaben wollten 
fein Ente nehmen. Zu ihrer leichtern Beftreitung waren jchon 
vorangehend die neneften Kantone nach ihrem Eintritt in den 
Bund um Unterftügung der Unternehmung angegangen worden, 
in Folge defjen Neuenburg und Genf durd Uebernahme zahl« 
reicher Aftien fich betheiligten. Eſcher jchrieb feinen legten Bes 
richt über den Linthforreftionsbau am 2. Juli 1822; im kom— 
menden Jahre (9. März) ftarb ver vaterländifhe Mann, all 
zufrühb. Der Stand Zürich ehrte das Andenken feines verdien- 
ten Mitbürgers und Magiftraten mittelft Urkunde vom 12. Juni 
1823, durch welche die Züriher Regierung Eſcher'n ſelbſt und 
feinen männlihen Nachkommen den Ehrennamen „Eher von 
der Linth“ verlieh, eine Anerfennung, welcher die andern bes 
theiligten Kantone, St. Gallen am 20. genannten Monats, ur: 
fundfich beipflichteten.. Diefem Beichluffe folgte eine Verfügung 
der Tagſatzung, welche den Berftorbenen durch Errichtung einer 
Gerenftafel am Biberlifopf und Verleihung einer diefem Denk— 
mal entfprechenten goldenen Denfmünze an die nächften Samilien- 
glieder Eſcher's zu ehren beichloß (14. Auguft 1823). Durch 
einen zweiten Beichluß von obigem Tage, dem eine allgemeine 
Beaugenfcheinigung gelammter Linthwerke durch Beauftragte aller 
Betheiligten und ein befriebigender technifcher Befund voran 
gegangen war, übergab bie Tagfagung die Kanäle und Zus 
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gehör zur fünftigen Unterhaltung den drei betheiligten Kantonen 
zu Handen ihrer Genoffamen. Der Große Rath von St. 
Gallen jprach feinerfeits die Uebernahme derſelben durch Defret 
vom 3. Dezember 1823 aus. Die Vollendungsarbeiten wurden 
noch längere Zeit fortgefegt; Ende 1827 hatten die Gejammt- 
ausgaben für das Unternehmen die Summe von 984,508 Fr. 
2 Rp. erftiegen. Die früheren zwei Linthfommiffionen, von 
denen die eine den Bau, die andere das Bodenſchatzungsgeſchäft 
zu beforgen gehabt hatte, wurden aufgelöfet; an beider Stelle 
trat, von der Tagfagung das erftemal im J. 1822 gewählt, 
die neue Linthpolizeifommiffton; Kantonsrat Ignaz Gmür von 
Schänis war lange Jahre das St. Galliihe Mitglied derjelben. 

Am Rhein hatten nicht bloß die Ueberſchwemmungen von 
1817 die öffentliche Aufmerkjamfeit auf fih gelenkt, jondern es 
war aud die Bejorgniß eines möglichen Durchbruches defjelben 
über die SarganfersEbene nah dem Seez⸗ und Linthgebiet ents 
ftanden. Lebhafte Phantafien fahen im Geifte bereits die Ge— 
wäfjer des Rheinftromes mit jenen-der Limmat und der Reuß 
auf ganz neuem Wege vermifcht. Meßmer und Eicher pflogen 
darüber Briefwechſel; die Tagſatzung berieth den Gegenftand 
ſchon von 1816 an. Ihrem Befehl zufolge wurde die Sachlage 
durch eine eidgenöffiihe Exrpertenfommiffion unterfuht. Im 
Namen vderjelben erftatteten Ejcher und Ingenieur Salomon 
Hegner von Winterthur Berichte, in Folge deren bie Gefahr 
eined Durchbruches des Rheines nah dem Wallenfee nicht außer 
dem Bereiche der Möglichkeit zu liegen ſchien. Eſcher nament- 
ih jchilverte in feinem Bericht die Folgen eined folden Durd- 
brudhed für die Kantone Graubünden, St. Gallen, Glarus, 
Schwyz, Züri) und Aargau und drang auf vorbeugende Maß— 
regeln. Im folgenden Jahr berichtete Tulfa, der großherzoglich 
badiſche Wafjerbaudireftor, über die gleiche Frage, weientlih im 
Sinne wie Eher. Zur Abwendung der nächſten Gefahr em— 
pfahl er ven Bau eines hohen und ftarfen Dammes oberhalb 
Eargand von einem Gebirg zum andern, zu grünblicher Abhülfe 
dann eine durchgreifende Rheinforreftion bis an den Bodenſee 
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hinab (4. Auguft 1819). Die betheiligten Stände fonferenzirten. 
Kühlere Anfichten überwogen. Die Tagfagung verfügte weiter 
nicht und der Rhein blieb feinem alten Rinnfal treu. 

St. Gallen, obwohl mit den Anträgen Eſcher's einver- 
ftanden, Hatte am Rhein noch näheren Gefahren zu begegnen. 
Korreftionsarbeiten im Großen waren zwiſchen den Nadıbars 
ftaaten noch nicht vereinbart. Um fo nöthiger war örtliche Hülfe 
da und dort, wo die Uferbewohner in den untern Abtheilungen 
des Rheins mit Wuhr- und Dammbrühen und daherigen Ueber- 
ſchwemmungen bebroht waren. Bei folhen Arbeiten jorgte jede 
Gemeinde, jeder Wuhrbezirf auf dem dieß- und jenfeitigen Ufer, 
in der Regel nur für fih. Soldes war der Fall im Jahr 
1822 bei St. Margarethen; die Wuhren dieſer Gemeinde be; 
drohten die jemjeitige Gegend; dortige Gemeinden Hagten; St. 
Gallen brachte die Widerflage, daß Höchſt feine pflichtigen 
Schugbauten verfäume, in Folge deſſen Gefahr walte, daß der 
Rhein aud dem Scheitel des fogenannten „Eſelſchwanzes“ (Na⸗ 
men einer großen Konfave des Stromes in bortiger Gegend) 
den geraden Auslauf in den Bodenjee nehmen werde. Gt. 
Gallen verlangte Abhülfe. Der Streit wurde heftig; der ein- 
zige anwejende Techniker, Ingenieur Duile aus Innsbruck, er- 
klärte: Abhülfe jei nur möglich entweder mittelft eines Durch— 
fies dur die große St. Margarether Erdzunge („Neben- 
graben” genannt) oder dann aber durd die direkte Ableitung 
des Rheinftromd aus jener Konfave hinab (Augenjchein und 
Konferenz am 26. November 1822). Die Regierung von St. 
Gallen ſah in der Lage der Sache und in den Erklärungen des 
öfterreihifchen Technikers jo hohe Gefahr für die dießſeitigen 
Landesintereffen, daß fie in mehreren Beichwerbefchreiben, pro- 
teftirend gegen jene abfichtliche oder unabſichtliche direkte Ab- 
leitung des Rheined in den Bobdenfee, den Vorort Bern um 
Schutz und Beiftand gegenüber der öſterreichiſchen Behörde ers 
juchte; fie ftellte ver eidgenöffiihen Behörde vor, daß in bejag- 
tem Falle die Rheinmündung für die Schweiz verloren gehe, 
die Schifffahrt „unter fremde Meifterfchaft zu ftehen käme, die 
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gewerbreiche Stadt Rheineck auf das Trockene verſetzt, auch die 
ſchweizeriſche Militärlinie gefährdet würde (Juni 1823). Der 
Vorort, weniger hitzig, wartete das Weitere in Ruhe ab; St. 
Gallen und der öſterreichiſche Nachbar aber ſtritten noch länger, 
Jahr um Jahr, über das Mehr oder Weniger der Gefahr und 
über gegenſeitige Pflichten. Der Rhein verließ auch hier ſein 
altes Bett nicht. 

Ueber das Geſuch des katholiſchen Großrathskollegiums von 
St. Gallen um Erhebung des ehemaligen Ordinariats zu einem 
Bisthum für den Kanton beobachtete der Papſt längeres Still 
fhweigen. Ende 1818 erfegte Vincenz Macchi, Erzbiſchof von 
Nifibi, den Nuntius Zen in gleiher Eigenſchaft. Regierungd- 
rat) Gmür verfügte fih, im Auftrag des Fatholiihen Admin: 
ftrationsrathes, zu dem neuen Nuntius nad Luzern, diefem die 
nöthigen und von ihm ſelbſt gewünjchten Aufflärungen über bie 
ganze Angelegenheit zu geben. Machi, wenig erbaut, erwies 
derte, daß dem Lande St. Gallen am beften durch Wiederher⸗ 
ftellung des Stiftes entiprochen würde, erhielt aber von Gmür 
die mündliche und fchriftlihe Darlegung, daß nach der num- 
mehrigen Lage der Sachen im Kanton jene Wiederherftellung 
ſchlechterdings unmöglih geworben, den Kanton in Unfrieden, 
die Katholiken in Nachtheil jegen würde; für dieſe ſei der fer- 
nere Befig und Genuß des ehemaligen Stiftövermögens eine 
abjolute Rothwendigfeit; denn „arm und aller Hülfsmittel ent: 
blößt, könnte die Katholizität neben den reichen Reformirten 
nicht befteben“. Der Nuntius aber erflärte fih ohne alle Ver: 
haltungsbefehle über dieſen Gegenftand zu fein. Mit ven 
übrigen ehemaligen Konftanzer Bisthumsfantonen wurde abge- 
rechnet; von dem Dotationsfonde von 300,000 Gl. fielen dem 
katholiſchen Theile St. Gallens 60,594 Gl. 12 Kr. zu. Diefer 
Betrag wurde dem allgemeinen Fond der Katholifen einverleibt. 
Am 16. September 1819 ftarb ter apoftolifhe Vikar Göldlin 
v. Tieffenau; nun neues Proviforium für die ehemaligen Kon- 
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ftanzer Diözejantheile. Gmür fand den Fürftbiihof von Chur, 
bei perfönlihem Zufammentreffen in Schänid, nicht nur bereit 
zur Uebernahme der provijoriihen Adminiſtration, jondern auc 
zur bleibenden Vereinigung St. Gallens mit dem Bisthum Chur. 
Der Adminiftrationsrath) erneuerte nun durch Schreiben an den 
Heil. Vater die Bitte um Unterhandlung über die Hauptſache 
und verband damit zugleih das Gefuh um Webertragung jener 
provijoriihen Verwaltung an Chur, Gewähr um jo mehr 
hoffend, ta jchon ein Theil ded Landes unter Chur gehöre 
(19. Oktober 1819). Die Regierung ſah den geſchehenen Schritt 
ungern, da fie der Meinung geweien, er hätte durd ihre Da- 
zwiſchenkunft gejchehen follen; von unmittelbarer Korrefpondenz 
der Fatholiihen Behörde mit dem Papſt bejorgte die Regierung 
allen Einflug in die geiftlihen Angelegenheiten zu verlieren. 
Bapft Pius VII. war erwähntem Geſuch bereitd durch allge 
meine Verfügung zuvorgefommen, welche geſammte jchweizerifche 
Bisthumstheile, die Göldlin proviſoriſch verwaltet hatte, in 
gleicher Weiſe unter die Verwaltung des Fürftbiihofs von Chur 
ftellte (Breve vom 9. Dftober). Die Regierung vernahm dieſe 
Verfügung in jo weit mit Beifall, als fie in ihr eine neue 
Gewähr für die Vernichtung des Stiftes erblidte. Kine Ab- 
ordnung des Fatholiihen Adminiftrationsraths verfügte ſich zum 
Fürftbiihof nad Ehur, beglüdwünfchte ihn zu der Stelle eines 
Aminiftratord und nahm die Erklärung feiner Bereitwilligfeit 
entgegen, ven Bebürfnifjen der St. Galliihen Katholifen nad 
beiten Kräften Genüge zu thun, wie er anderſeits feſt ent- 
ſchloſſen ſei, kirchliche Ordnung nah Pfliht zu handhaben. Im 
Laufe der Unterredbung brachte der Biſchof auch die Vereinigung 
der St. Galliichen Gebiete mit Chur zur Sprade, und verhieß 
in diefem alle, für jene einen eigenen Generalvifar zu beftellen, 
übrigens auch perjönlid die Hälfte des Jahres dafelbft Refidenz 
zu halten. Nicht jo rojenfarben, wie die Unterhändfer, ſahen 
Antere die Beftrebungen zumal für Gründung eines eigenen 
Bisthums an. Der fatholiihe Adminiftrationsrath hatte im 
Frühjahr 1819 wie gewohnt den Amtöbericht auch über feine 
31* 
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Thätigfeit in diefer Richtung dem Großrathsfollegium vorgelegt. 
Da erging von Seite der Prüfungskommiſſion ſcharfe Mahnung 
gegen Schmälerung der Fatholifhen Fonde, mit welder bie 
Katholiken durch Errichtung eines eigenen Bisthums unaus- 
weichlich bedroht wären; es feien jene Sonde eine unverfiegbare 
Duelle des Segens für die St. Galliſchen Katholifen; deßhalb 
jolle man eiferfühtig dafür forgen, „baß fie ungerfplittert auf 
unfere Nachkommen übertragen werben”. Mit Bezug auf das 
Provijorium wurde von der Perſon des Bilhofs mit Zutrauen 
geſprochen; über die Curie in Chur dagegen, als zum Theil 
fremden (tiroliihen) Urfprungs, Bedenken erhoben. Anläßlich 
wurde die Entjchiedenheit belobt, mit der die jchweizerifchen Alt: 
vordern jura eirca sacra gehandhabt (Kommiljtonsbericht vom 
Dezember 1819). Die Kommiffion war jomit gegenüber dem 
Beihluß vom Jahr 1817, deſſen Verwirklichung von der über: 
wiegenden Mehrheit der Katholiken angeftrebt wurde, in offene 
Oppofition getreten. Berfaffer des Berichts und Haupt dieſer 
Dppofition war Müller-Friedberg, Sohn. Er war Zofephiner 
durch und durch, daher abhold allen Beftrebungen der römijchen 
Kurie, die fih auf katholifche Reftaurationen in oder außer dem 
Kanton St. Gallen bezogen; ſcharfer Kritifer, beredt, in Wort 
und Schrift farfaftiih, daher von der katholiſchen Partei ge 
fürchtet. Er war in Wirklichkeit auch der Wortführer in den 
weltlihen Behörden für jene Glieder ver fatholiichen Geiftlich- 
feit, welde, als Berehrer ehemaliger Wefjenberg’icher Kirchen- 
leitung, der Nuntiatur und den zur Zeit waltenden Reftaura- 
tiondbeftrebungen innerhalb der katholiſchen Kirche, mißtrauiſch, 
oft ſelbſt feindfelig, gegenüberftanden. Allmälig machte fich ver 
Churiſche Biſchof auch in dem ehemals Konftanzifchen Theile 
von St. Gallen befannt. Er erjchien zur Spende ver Beil. 
Firmung (1820). Die Regierung nahm ihn gut auf und ers 
wies ihm möglihe Ehren; der Biſchof hinwieder gefiel, aud 
Unbetheiligten, ob feiner edeln Umgangsformen. In diefer Zeit 
erihien, da Machi nah Paris verjegt worden, abermals ein 
neuer Nuntius, Graf Ignaz Nafalli, Erzbiihof von Cyrus; der 
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katholiſche Aominiftrationsrath knüpfte fofort mit dem neuen 
Bevollmächtigten des päpftlihen Stuhles geſchäftliche Verbin— 
dungen an, damit endlich die oft beſprochene Unterhandlung über 
die Hauptjache eröffnet werde; er (Adminiftrationsrath) werde 
nichts verlangen, ald was mit der Gerechtigfeit verträglich; fo 
Ihrieb er an den Nuntius. Hohen Ernfted erwiederte biefer: 
gerechter und angemefjener in dieſer Sache könne nichts fein, 
ald was der Heil. Vater durch fein Breve „Inter tot et tan- 
tas (acerbissimi doloris causas)“, vom 12. Juni 1816, ges 
wünſcht und ausgelprocen habe. 1) Man jolle dem Stifte feine 
Güter zurücftellen, der Abt dann würde Biſchof, das Stift 
durch fein Kapitel die Kirhe und das Seminarium bejorgen; 
jo fei nad) den St. Galliihen Wünſchen das Bisthum gegrüns 
det und gleichzeitig dem Anliegen des Heil. Vaters Genüge ger 
than, wogegen ohne folhe Herftellung Bisthum, Kapitel und 
Seminarium erft und beſonders dotirt werden müßten; in obis 
gem Sinne fei er bereit, die Angelegenheit zu gutem Ende zu 
führen (24. Dftober 1820). Gmür war fofort zu einem Abs 
ſchlag entichloffen: das Klofter könne man nicht herftellen, und 
da man das Bisthum nicht gewähren wolle, ſei nun am Beften, 
von ber durd das Fatholiihe Großrathäfollegium bereits im 
Juni gl. 3. eventuell gegebenen Vollmacht zum Anſchluß an ein 
‚ anderes Bisthum Gebrauch zu machen, und das könne fein ans 
deres als Chur fein. So wollte die Aufftellung einer eigenen 
geiftlihen Jurisdiktionsbehörde im Kanton verhindert werben. 
Falf, der hierin nichts anderes ſah, als die Neigung, „deſto 
ungehinderter auch in geiftlichen Sachen herrihen zu Fünnen“ 
und den ganzen katholiſchen Fond in weltliher Hand zu behals 
ten, ?) war erbittert über das Bernommene, leiftete nad Kräften 
Widerſtand und drang auf eine Antwort, welche zwar einerjeits 
die Unmöglichkeit der Wiederherftelung des Stiftes darſtelle, 


+) Es ift dies jenes päpftlihe Mahnfchreiben zur Wiederherftellung des 
Stiftes, auf welches die fatholifchen Behörden dem Heil. Vater feine Sylbe 
geantwortet hatten. 
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anderfeits aber die Bereitwilligfeit ausſpreche, das eigene Bis— 
thum nebft Seminarium und theologiibem Studium genügend 
zu dotiren, diefe und übrige höhere Schulanftalten dur eine 
(kirchliche) Korporation verwalten zu laſſen. Man jchritt vor: 
(äufig zum Mittel einer Kommilfionsberathung. Warmer Kampf 
entipann fich, namentlich darüber, od denn das eigene Bisthum 
für das ganze Sand oder nur für den ehemaligen Fonftanzijchen 
Theil gemeint ſei; das Großrathsfollegium habe im 3. 1817 
das erftere gewollt; nie werden bie oberen Bezirke die Verwen— 
dung des Fonds für ein engeres St. Galliihes Bisthum ger 
währen; fo ſprachen Gmür, Reutti, Helbling von Rapperſchwyl. 
Starf trat das Beftreben einzelner Kommiſſionsglieder hervor, 
jenen Beſchluß vom J. 1817 zu umgehen oder fallen zu lafjen 
und die Röfung der Aufgabe in einfachen Anſchluß an Chur 
zu ſuchen. Gmür und Falf entzweiten fi bei dieſem Anlaß 
zeitweilig. Wertraulihe Erplifationen zwiſchen vielen beiden 
fatholiihen Häuptern folgten; Gmür gab dabei feinen ganzen 
Plan fund: Vereinigung der St. Galliiben Katholifen durch 
die gemeinfamen Fonde ter Stifte St. Gallen und Schänis; 
ihre Hebung zu angejehener und imponirender Stellung im 
Lande; zu bdiefem Ende auch ökonomiſche Förderung verfelben 
mittelft Erziehung und Unterftügung. Falk entgegnete: das jei 
gewiß auch fein Streben feit 1808 gewelen; aber es folle nicht _ 
auf Koften der kirchlichen Rechte und Inſtitute des bisherigen 
St. Galliihen Drdiniariatsgebietes gefchehen; vor Allem fei ver 
Untergang feiner kirchlichen Snftitute zu verhüten, das St. Gal: 
liche Bisthum alſo anzuftreben felbft alddann, wenn die Ver— 
einigung der Churiſchen Antheile mit demjelben nicht erhältlich 
wäre. Den Katholifen dieſes Landestheils könne man nicht 
zumuthen, auf alle Vortheile früherer eigener kirchlichen Ein- 
rihtungen zu verzichten und barüberhin noch die Fonde herzu— 
geben, beziehungsweije fie mit dem anderen (dem oberen) Lan— 
deötheile zu theilen. An den Nuntius erging endlich die Ant« 
wort: die Wiederherftellung des Stiftes liege gänzlich außer ber 
Befugniß und außer der Macht der katholiſchen Behörde St. 
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Gallen's; bejondere Verhältniffe erheifchen vielmehr die Grün: 
dung des Bisthumd für den Fatholiichen Theil St. Gallen’s, 
wie jolche bereits durch Schreiben an den Heil. Vater vom 
18. September 1817 gewünſcht worden; die Haupterforbernifie, 
Kathedrale, Seminarium u. ſ. w., jeien bereits vorhanden; zur 
genügenden Dotation ded Ganzen habe man Willen und Hülfe- 
mittel; den vielen Krifen, die über das Land ergangen, jollte 
eheftens durch Erfüllung obiger Bitte ein Ende gemacht werben 
(22. Dezember 1820). Mit ernftem Bedauern über die herbe 
Zurüdweilung des Vorſchlages, der mit der Errichtung des St. 
Galliſchen Bisthums zugleich die Klofterforporation hergeftellt 
hätte, ging enblih der Nuntius in die neueften Wünſche ein; 
dadurch fchien jedenfalls ein St. Galliihes Bisthum gefichert. 
Man fchritt zur Bormulirung des Projefts. Die Aufgabe fiel 
einem neuen Ausichuffe zu (Gmür, Falk, Reutti, Dudli und 
P. Theodor Wid, damals erfter Pfarrer an der GStiftöfirche 
und Mitglied des katholiſchen Adminiſtrationsrathes). Wick 
jcheint hier großen Einfluß geübt zu haben; denn jene Herren 
vereinigten fih zu dem Plan, Oymnafialanftalt und pfarrliche 
Baftoration mit dem Bisthum zu verbinden, das ganze für dieſe 
Anftalten aufzuftellente Kapitelsperjonale in einem SKonvift zu - 
vereinigen, ſonach unter gemeinfame Hausordnung zu ftellen, mit 
gemeinfamem Tiſch. Mid wollte noh mehr: „Stabilität“ für 
geſammtes Perſonal, mit andern Worten, Lebenslänglichfeit der 
von den Einzelnen übernommenen kirchlichen Stellen und Pflich— 
ten, anhähernd aljo flöfterlihen Beftand. So weit zu gehen, 
verwarfen die anderen Kommilfionsgliever. Endlich verftäntigte 
man fich zu folgendem Plan: Errichtung eines eigenen Bisthums 
für den ganzen Umfang des Kantons; ein am Hauptort zu er- 
richtendes Kollegium bildet deſſen Grundlage; daſſelbe befteht 
aus 22 nad vorgejhriebener Hausordnung beifammen lebenden 
Prieftern; nah erfter Wahl ergänzt fib das Kollegium felbft, 
doch bebürfen alle Wahlen ver Zuftimmung des Adminiftrationd- 
rathes; das Kollegium bejorgt ten öffentliben Gottesdienſt in 
ber Kathedrale und die Seeljorge am Hauptort; deßgleichen alle 


— 488 — 


höheren Unterrichtsanftalten der Katholifen; es gibt aus feiner 
Mitte 18 Mitglieder in dad Domkapitel; den 22 Kollegianten 
werden 4 Portherren oder Kapläne beigegeben. Zu den 18 
Refidentialfanonifern fommen 6 foranei (auswärtige); Domde— 
fan, Offizial und Domcuftos bilden den Rath des Bifchofs; vie 
erften 18 Kanonifer werden vom Kollegium, die 6 foranei vom 
Adminiftrationsrath gewählt; in ver Zufunft ergänzt ſich das 
Domkapitel felbftz auch diefe Wahlen bebürfen der Zuftimmung 
des Adminiftrationsrathes; der erfte St. Galliihe Biſchof ſoll 
im Ginverftändniß zwijchen viefer Behörde und dem Domfapitel 
ernannt werben; in ber Folge wird der Bilhof vom Domtapitel 
frei aus feiner Mitte gewählt; dem Bifchof ift würdegemäßer 
Unterhalt nebft einem Baarbetrag von jährlihen 1500 Gl. zu— 
gefihert; die Drganifation und Befugniffe eines Konfiftorials 
rathe8 werden im Einverftändniß zwiſchen Bifchof und Admini— 
ftrationsrath feftgeftellt; deßgleichen der Tarif über Sporteln und 
deren Verwendung; wollen in der Folge andere Gebiete dem 
St. Galliihen Bisthum einverleibt werden, jo hat das Dom: 
fapitel unter unmittelbarer Mitwirkung des Arminiftrationsrathes 
die Unterhandlung darüber zu pflegen. Für ten Ball höherer 
Genehmigung des Projektes waren bereits auch Statuten für 
das Kollegium der Zweiundzwanzig entworfen, welde deren 
Berrihtungen näher bezeichneten; ihm follten, nebſt den Fire 
lihen Berpflichtungen, unter denen jene der Chorftunden in ber 
Kathedrale aufgezählt find, das Seminar und das theologifche 
Studium; das philofophiihe Studium; die katholiſche Stifte- 
bibliothek nebft Archiv; die unteren Gelehrten: oder Gymnaſial⸗ 
Ihulen; jener Theil der Landfchulen-Aufficht, welchen ihm ver 
Adminiftrationsrath; übergeben würde, zur Belorgung und Leis 
tung anvertraut werben; den Kollegials beziehungsweile Bis— 
thumsfond hätte es ſelbſt zu verwalten gehabt. Thatlſächlich 
verband alſo das Projekt klöſterliche Ordnung mit dem gewünjds 
ten Bisthum. Unverweilt gelangten die Defane der ſechs Lands 
fapitel ehemals fonftanzifhen Sprengeld, Dominif Schmid voran, 
dann Blattmann in Bernharbzell, Michael Euftor in Rapperſch⸗ 
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wol, Joh. Kafpar Wölfle in St. Peterzell, Meinrad Ochsner in 
Henau und Joh. Jakob Zurburg in Au, mit dem Erſuchen an 
den Adminiftrationsrath, vor dem Abſchluß die Fatholifche Land- 
geiftlichfeit anzuhören, da ihnen, als „Hirten zweiten Ranges”, 
die geiftigen und religiöfen Bebürfniffe des Volkes zumächft bes 
fannt feien (16. April 1821). Sie ſprachen im Auftrage aller 
-Rapitel; die Gefinnung der Weltgeiftlichfeit war dadurch ale 
gegnerifh erklärt. Solde Einmifhung wurde ald unannehmbar 
angefehen, taher die Eingabe ad acta gelegt; es bejorgten nem- 
ih die Urheber des Vorſchlages weitgehende reformatorijche 
Pläne jeitend der Defane. Der Sturm aber gegen den amts 
lichen Bisthumsplan legte fih gleihwohl nicht; er überging viels 
mehr in das Fatholiihe Großrathöfollegium jelbft, dem der Ad— 
miniftrationsrath feine Vorjchläge mit dem weiteren Antrag 
empfahl, auf die Baſis derfelben mit der päpftlichen Nuntiatur 
in Unterhandlung zu treten und als Dotation für die ganze 
Didzefan-Einrihtung im Marimum ein Kapital von 800,000 
GI. anzuweilen. ine Kommilfton des katholiſchen Kollegiums 
(Berichterftatter Bernold) ftellte fih entgegen, entwidelte und 
begründete einen wefentlih abweichenden Bisthumsplan (Kapis 
tel von geringerer Zahl ohne Flöfterliche Zuthat, Seminarium, 
theologifhes Studium, ehrenhafte Ausftattung des Biſchofs mit 
freier Wohnung und 5000 Gl. Jahreseinfommen, Geſammtdo— 
tation 530,000 Gl.). Falk und Reutti vertheidigten den admi— 
niftrationsräthlidhen Vorſchlag; Gmür ſprach dagegen; der Lands 
ammann Miüller-Frievberg ebenfalls. Mit bloß 8 Stimmen 
Mehrheit drang das große Kollegialprojeft durh (15. . Junt 
1821). Der Sieg der Mehrheit glih einer Niederlage; fie 
war mit ftaatlicher Einſprache bedroht, da namentlich das Recht, 
die beſonders dotirte katholiſche Gymnafialanftalt in eine neue 
(kirchliche) Stiftung aufgehen zu laffen, beftritten wurde. Der 
Adminiftrationsrath fühlte und anerkannte das Bebürfniß, fich 
den im Bernold'ſchen Kommijftonsbericht ausgeiprocdhenen An— 
fihten wefentlich zu nähern, bericytigte und vereinfachte das Pro- 
jeft und fandte e8 in ganz neuer Geftalt dem Nuntius zu Hans 
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den des heiligen Stuhles (15. Juli); in diefem neuen Entwurf 
war das Kollegium der Zweiundzwanzig bejeitiget, einem Kas 
pitel von 11 Mitgliedern nur Kirchliches nebft dem theologiichen 
Etudium zugewielen, für das Kapitel aber doch das Konvift 
beibehalten. Ihrerſeits verfammelten fi die ſechs Defane in 
St. Peterzell und beijchloffen, unzufrieden über das rüdfichtlofe 
Stillſchweigen des Adminiftrationsrathes auf ihr Schreiben, die 
Eingabe einer Refurdadrefje an die Regierung zu Handen des 
„Jouveränen Großen Rathes“ (30. und 31. Zuli). ) Anfangs 
1822 folgte die Antwort ded Nuntius: da man St. Galliicher 
Seits auf Bereinigung aller dortigen Gebiete zu einem Bis— 
thum beharre, Chur aber nicht noch mehr geſchwächt werben 
dürfe, fo bleibe nur übrig, das gewünſchte St. Galliide Bis— 
thum zu gleichen Rechten mit jenem von Chur durd SBerjonal- 
union- zu vereinigen. Gmür und Falf wurden mit den amtli- 
- den Unterhandlungen betraut; fie wurden gepflogen theild zwi— 
ſchen diefen Beauftragten des Aominiftrationsrathed und dem 
Fürftbiihof von Chur, dann zwilchen dem Nuntius und dem 
Fürftbifchof bei perjönliher Zufammenfunft in Zürih, endlich 
zwijchen den St. Galliihen Abgeordneten und den beiden eben 
Genannten an einer fünftägigen Konferenz zu Luzern (Auguft). 
Der Gelvpunft war einer der wichtigeren; vie Anfprüche des 
Biſchofs gingen anfänglich auffallend hoch, ſowohl in Hinficht 
des Gejanmtdotationsfapitald ald der einzelnen Anſätze. ine 
andere Schwierigkeit war, die volle Seldfiftändigfeit St. Gallens 
dur ein unvermifchtes St. Galliihes Kapitel zu fichern. End» 
ih folgte BVerftändigung zwilchen ven Regoziatoren, im weite: 
ren Berlaufe die Genehmigung des Bereinbarten feitend des 
fatholiihen Kollegiums (1. Mai 1823). Hier dad Wejentliche 
der 23 Artikel über Gründung und Organijation des neuen 
Bisthumsd St. Gallen, dann deſſen Bereinigung mit Chur: bie 
Kirche des heil. Gallus zu St. Gallen wird zu einer Kathes 
dralfirche erhoben und als gleich jelbftftändig wie die Kathedral⸗ 


) Der Entwurf liegt im Kantonsarchiv. Er wurde nicht offiziell 
abgegeben. 
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firde von Chur mit diefer vereiniget; das allfo entſtehende Biss 
thum ſoll das Churiſche und St. Galliſche heißen, der Biſchof 
den Titel Bischof zu Chur und St. Gallen führen, feinen Sig 
während einem Theil des Jahres in der St. Galliſchen Diözefe, 
während des andern in Chur halten; in St. Gallen wird ein 
eigenes, von jenem zu Chur geſchiedenes Kapitel errichtet, eben 
jo ein eigened, von jenem zu Chur getrennte® Seminarium; 
für St. Gallen wird der Biſchof einen befondern Generalvifar 
bezeichnen, welcher fammt feiner Euria den Sig im St. Gallis 
ſchen Diözefangebiet nimmt; gleihe Zahl der Domfapitularen 
für beide Diözefen; vom St. Galliihen Kapitel nehmen fieben 
Mitglieder Reſidenz in St. Gallen, die übrigen acht find foren- 
ses; das Refidentialfapitel beforgt die Seelforge zu St. Gallen; 
ihm werden, zum Chor und zu kirchlicher und pfarrliher Aus- 
hülfe, fünf Kapläne zugegeben; der Biſchof wird von den Glie— 
dern beider Kapitel, welche fib dafür an einem Orte verfam- 
meln, durch gemeinjame Stimmgebung aus ihrer Mitte gewählt; 
bie erfte Wahl des Kapiteld fteht dem Papft zu, fpäter ab- 
wecjelnd dem Bilchof und dem Domkapitel (wobei dem katho— 
liſchen Arminiftrationsrath eine gewiffe Erelufive zugeftanden 
wurde); Einfommen des Bilhofs, für fi, feinen Generalvifar 
und übrige Gurie, nebſt freier Wohnung, 7500 Gl. jährlid ; 
Ausftener der Domkirche zu Beftreitung ihrer Kabrifa mit einem 
Kapital von 100,000 Gl.; 3000 Gl. jährlib find für das 
Seminar beftimmt; an demſelben follen dur drei Profefforen 
alle Fächer ver Theologie gelehrt werden; Refervefond von 
10,000 Gl. für allfällige Defizite der einzelnen Anftalten und 
Einrihtungen; als Grundfapital für das Ganze follen 510,000 
GI. theils in liegenden Gründen, theild in guten Pfanbtiteln 
angewielen werden; die Verwaltung diefer Dotation fteht dem 
Biſchof und dem Domfapitel, auf eigene Koften, zu; von bem 
AusfteuersKapital jollen fogleih 150,000 Gl. als tie befondere 
Dotation des Biſchofs ausgehändiget werden; der Reſt allmäs 
lig, im Berhältniß der Mittel des Fatholifhen Fondes; der Bi- 
hof regiert die Diözefe frei nach den Vorfchriften der heil. Ea- 
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nonen und nach der gegenwärtigen vom heil. Stuhl genehmig— 
ten Diſziplin; Eheſachen gehen vor ſein geiſtliches Gericht; über 
die kirchlichen Sporteln findet Einverſtändniß mit dem Admini— 
ſtrationsrath ſtatt. Im Vertrags- oder Konkordatsform wurde 
nichts abgeſchloſſen. Der Beſchluß des katholiſchen Großraths— 
kollegium's vom 1. Mai wurde als „artifulirter Antrag zu Er- 
rihtung des neuen St. Galliihen Bisthums“ dem Heil. Vater 
zur Genehmigung übermittelt, und zu diefem Behuf ver Nuns 
tius um jeine entſprechende Werwendung erjudht (14. Mai). 
Pius VIL verfündete feine Schlußnahme durch die Bulle „Eccle- 
sias quae antiquitate ac dignitate praestant”, vom 2. Juli 
1823. In diefer päpftlichen Urkunde ift ausdrücklich der frühere 
Zuftand, die Abtei St. Gallen mit ihren Rechten, ald aufgeho- 
ben und erlofchen erflärt, nachdem der Heil. Vater fih übers 
zeugt hatte, daß alle Ausficht auf Erfüllung feiner Wünſche für 
die Herftellung des Stiftes verſchwunden fei. Indem bierburd 
die daherigen vieljährigen Anftände und Fehden zum Abſchluß 
gebracht wurden, ſah der Papſt im Gejchehenen zugleih ein 
Mittel, das Bisthum Chur für die in Folge der Friegeriichen 
und politiihen Greigniffe in Deutichland erlittenen Verlurfte an 
Gebiet und Einfünften einigermaßen zu entſchädigen. Auch dieſe 
Abſicht ift im päpftlichen Erlaß unummwunden ausgeiproden. 
Die neue Einrichtung bot endlih den Anlaß, die mit dem läns 
gern Beſtand eines kirchlichen Proviſoriums unvermeidlich vers 
bundenen religiöfen Nachtheile zu heben. 

Aus obiger Erzählung geht hervor, daß jened Verkomm— 
niß von 1816, welches der Regierung eine unmittelbare Bethei— 
ligung bei den Unterhandlungen über Bisthumsjachen einräumte, 
gänzlid außer Beachtung fiel; der Kleine Rath verzichtete ftills 
ſchweigend auf das Zugeftändnig. Wichtiger ift, daß das kon— 
feſſionelle Geſetz vom gleihen Jahr, welches zur Einführung 
neuer bijchöflicher Einrichtungen die Sanftion des Staated mits 
telft Großrathsdekretes erheilchte, ebenfalls gänzlih umgangen 
wurde; das fatholiihe Großrathskollegium beſchloß nemlih: fie 
fei nicht einzuholen; es genüge, der Negierung von der abge- 


— 4193 — 


ſchloſſenen Bisthumseinrihtung Kenntniß zu geben, da fie nur 
rein Kirchliches und Defonomifches befchlage. inverftanden 
hiermit meldete die Regierung dem Großen Rath: fie glaube 
„von der Frage: ob der Große Rath hierüber, wenn es Keiner 
ber Kontrahirenden verlangt, im Falle fei, die hoheitlihe Sank— 
tion auszuſprechen“, gänzlich abftrahiren zu follen, und zwar um 
jo eher, als e8 ihr hohe Konvenienz fcheine, „eine fo ausdrüds 
lihe Antheilnahme und Gutheißung der oberften Staatsgewalt 
auszuweichen, damit ihr Recht in firhlichen Dingen, jo wie vie 
bürgerlichen Befugniffe überhaupt, in ihrer vollen Integrität 
verbleiben und zu allen Zeiten als foldhe behauptet werben 
mögen“ (Amtöberiht vom 16. Juni). Nicht nur ließ fich der 
Große Rath jolhe Auslegung von Verfaffung und Gefeg ftill- 
ſchweigend gefallen, fondern der Bericht der ftaatswirthichaftlichen 
Kommiffion, vorgetragen von Xaver Gmür, betonte darüberhin 
die Kompetenz des katholiſchen Religionstheiles, in dieſer Ans 
gelegenheit frei jo zu verfügen, wie es feinerfeits geſchehen jet 
(3. Dezember 1823). Eine Verhandlung oder ein Abſchluß 
ſeitens des Großen Rathes hat gar nicht ſtattgefunden. Was 
zuerſt die katholiſchen, dann die Staatsbehörden von St. Gallen 
zu den erzählten Willkürakten und entſchuldigenden Zweideutig⸗ 
keiten geführt haben mag, iſt nirgends geſagt; erklären kann 
man ſich dieſelben nur durch die Beſorgniß oder Berechnung, 
daß das neue Verhältniß doch kein bleibendes ſein werde, die 
Klugheit vielmehr erheiſche, für allfällige ſpätere Trennung von 
Chur oder andere neue Kombinationen in Bisthumsſachen ſich 
ganz freie Hand zu behalten; war ja doch das Hauptziel er— 
“reicht, nad dem man fo lange gerungen: die endliche, auch 
kirchliche Aufhebung des Stiftes St. Gallen.) Im Hinblic 


) „Pereat monasterium, das war die Formel, welche gegen jede ans 
dere Stimme taub machte. Aus Angft vor einem abgelebten Greis, dem 
manche Leute nicht gern in's Geficht fehen, wurde auf jede halbleidliche 
Bedingung bin — — — kapitulitt.“ Aus der Blugfchrift: „Bemerkungen 
über die Beiträge des St. Galler Erzählers von 1824 zur Gefchichte der 
neuen Bisthumseinrichtung von St. Gallen.” Chur; 1825, 
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auf diefen Erfolg ertheilte der Kleine Rah, in jeltfamem Ge— 
miſch von Thun und Laſſen, der päpftliben Bulle das hobeit- 
lihe Plazet und verkündete, daß der Vollziehung jener Bulle 
feine Hindernifje entgegenftehen, ver Biihof Karl Rudolph und 
feine nad deren Vorſchriften zu wählenden Nachfolger als ka— 
tholiſche Landesbifchöfe werden anerfannt werben (14. April 1824). 
Im folgenren Amtsberichte ſprach er die Befriedigung aus, daß 
der Heilige Vater (in der Bulle) die förmliche, auch kirchliche 
Aufhebung ded Klofters St. Gallen „unaufgefordert und motu 
‚proprio“ jelbft erklärt habe (21. Juni gl. 3.) Zum Schluß 
belobte die ftaatswirthichaftlihe Kommiſſion (wieder Kaver Gmür) 
„das verbienftlihe Benehmen des Kleinen Rathes“. 

Berächtig, nah rhätifher Art, beobachteten die Staats— 
behörden in Graubünden, was zwiſchen ihrem Bilhof und den 
St. Gallern vorging. Die Regierung von Graubünden führte 
Beihwerde bei St. Gallen, daß fie im Laufe der Unterhand- 
lungen gänzlich übergangen worden, und erklärte, daß fie das 
Geſchehene nicht als verbindlich anerfenne, fondern vielmehr 
bündneriſche Rechtſame verwahre (5. April); der Kleine Rath 
von St. Gallen gab ausweichende, jedenfalls nur halbe Ant— 
wort: ed handle fih nur um die Verbindung beidfeitiger Kathe— 
dralen; die gemeldete Verwahrung laſſe man St. Galliſchet 
Seits auf fih beruhen. Durch ſolchen Flugſand, in die Augen 
der Behörden von Graubünden geworfen, ließen dieſelben fd 
jedoch nicht einfchüchtern. Das Haupt des Corpus catholicum 
(Landrihter Martin Riedi), erfuchte ven Biſchof um Mittheilung 
der abgejchloffenen Vereinbarung, nicht ohne Aeußerungen des 
Befremvens über das Vorgefallene (18. Juni). Der Biſchof 
erwiebderte: ber weltlihen Behörde ftehe eine Einmiſchung in 
dieje Angelegenheit nicht zu; fie gehöre in den Bereih päpft- 
licher Kompetenz (23. Juni). Hierauf jpradh Tas Corpus Ca- 
tholicum feine Mißbilligung über das „anmaßende Benehmen“ 
des Biſchofs aus, eben fo über Form und Weſen der bewußten 
Uebereinfunft und verwahrte feine Necte und Anſprüche bezüglich 
einer künftigen Bifchofswahl, mit der Erklärung, daß es das Ab- 
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geichloffene nur für die Lebenszeit des damaligen Biſchofs als 
anwendbar betrachte. Hievon gab das katholiſche Rathskollegium 
dem Großen Rath felbft Anzeige, ihn um Rath und Beiftand für 
Vertheidigung jeiner Rechte erſuchend. Der Große Rath ließ 
fih Solches nicht zweimal ſagen, ſprach Billigung über das 
Schreiben des Fatholiihen Rathspräfidenten an den Biſchof aus 
und erflärte: folange der Biſchof bündneriſchen Landesgeſetzen 
und ftantlihen Rechten nicht entfpreche, anerfenne der Große 
Rath feinerfeitd das Doppelbistfum „Chur und St. allen“ 
nicht, werde bei allfälliger Erledigung des bifchöflihen Stuhle 
zu Chur fein Individuum von den Temporalien (Einkünften, bi- 
Ichöflihen Gebäuden u. ſ. w.) Beſitz nehmen lafjen, welches nicht 
dur einheimiſche Canonici, mit Berüdfihtigung früherer Landes- 
gejege und der, ehemals dem Gotteshausbund, dermalen aber dem 
Kanton zuftehenden Rechte, erwählt worden; beauftragte ben 
Kleinen Rath, fogleih nah Erledigung des biſchöflichen Stuhles, 
die Reſidenz und fämmtliches Vermögen des Ehurer Bisthums zu 
Gunften diejes Bisthums unter Verwaltung zu fegen; ferner dem 
Biihof (Karl Rudolph) zu melden, daß er ihn in weltlichen 
Dingen nicht weniger ald von fi abhängig anjehe, ald andere 
hriftlihe Souveräne ihre Bilchöfe, und inftruirte endlich feine 
Geſandtſchaft, an das Protofoll der Tagjagung die Erklärung 
abzugeben, daß der Stand Graubünden geichehene Abkommniſſe, 
joweit fie jeine oder feiner Angehörigen Rechte verlegen, in 
feinerlei Weiſe anerfennen und berüdjichtigen werde, jelbft wenn 
fie in Form päpftliher Bullen eingefleivet wären (7. Juli 1824). 
Ueber das Thema der Standesbefugniffe von Graubünden in 
Bisthumsfahen und das unfreundfiche Umgehen dortiger Be— 
hörben ſeitens der St. Galliichen erhob fi ein ernfter Feder⸗ 
frieg zwilchen dem Wortführer in St. Gallen, Landammann 
Müller: Friedberg, und einem bündneriſchen Staatsmann, der 
feine Anfihten in ausführliche Schrift niederlegte, 1) weſentlich 

) Oben erwähnte „Bemerkungen über die Beiträge des St. Galler 


Erzählers u. f. w.“ Als Berfaffer nannte man den Churer Bürgermeifter 
Chriſtoph v. Albertini. 
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zum Beweis, daß der Gotteshausbund hoheitliche Rechte na— 
mentlich in Hinfiht der Bilhofswahl ftetd gewahrt und es ale 
Landeögefeg angejehen wurde, daß der Bilhof von Ehur je- 
weilen ein fatholiiher Bündner, aljo ein Angehöriger genannten 
Bundes fein müfje; Berechtigungen, welde durch das einfeitige 
Vorgehen St. Gallens gefährdet feien. 

In St. Gallen und Rom jchritt man, ungeachtet der Ver— 
wahrungen Graubündens, zum Vollzug der päpftlihen Bulle. 
Dem Biſchof eine anftändige Reſidenz anzuweifen, faufte das 
Fatholiihe Großrathsfollegium einen Theil der alten Pfalz, 
welde der Staat feiner Zeit bei der Theilung des Stiftsgutes 
fich jelbft zuerfannt hatte, dem Fiskus um fchwer Geld wieder 
ab (um 38,000 GL); im Kaufe waren auch verjchiedene alte 
Nebengebäude im Klofterhof inbegriffen. Da der Nuntius Ra- 
jalli vom PBapft eine andere Sendung erhalten, erließ, mit be- 
fonderer Vollmacht audgeftattet, der Internuntius Paschal Gigi 
das Exekutionsdekret (29. April 1824). Gizzi felbft war da— 
mals anweſend in St. Gallen; zu feiner Zufriedenheit wurden 
verſchiedene Dotationsinftrumente nah Maßgabe der Bulle au 
gefertiget. Bei den St. Galliihen Proteftanten waren mittler- 
weile Belorgniffe wegen der neuen Bisthumsdeinrihtung auf 
geftiegen. In der Bulle war nemlih die Stabt St. Gallen, 
gewiß ohne alle uſurpatoriſche Abficht, zur „bilhöflihen Stadt“ 
erhoben; das befremdete den Stadtrathb, da doch „in und ver 
möge der Verfaffung die Stadt St. Gallen einen rein pro 
teftantifchen Kreis, Bezirf und Gemeinde bilde‘. Andere Be 
denfen veranlaßte die Beftimmung, daß dem fünftigen Bijchof 
das gefammte St. Gallifche Gebiet unterftellt jei, worüber die 
evangeliichen Defanate fih klagend vernehmen ließen. “Der 
Snternuntius, ber bereitd im Exekutionsdekret auf die richtige 
Auffafjung ter Eircumffription des neuen Bisthums Bedacht 
genommen hatte, erklärte die geäußerten Bejorgniffe ald ganz 
unbegründet (19. Mai), gab dann aber noch ausdrücklich bie 
Verfiherung, daß die Bulle durchaus nur die Katholifen bes 
rühre. In St. Gallen ging man noch weiter und ver Große 
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Rath beauftragte die Regierung, zu wachen, daß bei Vollziehung 
der Bulle die verfafjungsmäßigen Rechte und Freiheiten der evan— 
geliſchen Konfeſſion ſtets unverlegt erhalten werden (21. Juni). Bapft 
Leo XII, nah Pius VII. zur päpftlihen Würde erhoben, beur- 
fundete durch Bulle vom 27. September 1824 die Bräfonifation 
Karl Rudolph's ald Biſchof von St. Gallen. Alsbald wurde dieſer 
‚in feine neue Diözeſe eingejegt. An der Grenze des Kantons im 
Auftrage des Adminiftrationsrathes durch den Abten von Pfäfers, 
in Rorſchach durch eine Abordnung der eben genannten katho⸗ 
liſchen Behörde feſtlich empfangen, bezog der Fürſtbiſchof am 
14. Oktober unter dem Donner der Kanonen und dem Geläute 
der Gloden, und unter Paradirung einer militärifhen Ehren— 
wache, feine neue Reſidenz. Mit hoher Firchlicher Feier am Feſte 
des heil. Gallus (der Eingang zur Kathedrale war mit finn- 
vollen Infchriften geziert) begann er fein wirkliches Hirtenamt in 
der Diözefe Et. Gallen. Das Fatholifche Volk nahm regen An: 
theil an der Feierlichfeit. Zwei Tage nachher ehrte die Regierung 
den neuen Landesbifchof durd ein feierliches Gaftmahl im Gaftno 
der Stadt. Dem Nuntius Nafalli und dem Internuntius Gizzi, der 
nach Abgang des erfteren die nöthigen Verftändigungen für die Ein- 
führung des Bisthums gefördert hatte, ſpendete der Adminiſtra— 
tionsrath in Anerfennung ihrer Bethätigung bei der mühevollen 
Unterhandlung ehrende Geſchenke. Den Abgeordneten Gmür und 
Falk ſprach das Fatholiihe Kollegium aus gleicher Veranlafjung 
angemefjene Honoranzen zu, deren Beftimmung es jedoch dem 
Adminiſtrationsrath überließ (23. Dezember). Dem Fürftbifchof 
war ſchon früher (Ente 1822) für mehrjährige provijorifche 
Bisthumsverwaltung eine Entjchädigung von 2200 Gl. entrich- 
tet worden. Der neue Biſchof von St. Gallen fehrte am 19. 
Dftober in fein älteres Bisthum zurüd, nachdem er den P. Ae— 
milian Haffner, ehemaligen Kapitularen von St. Gallen, zu 
feinem Generalvifar bezeichnet hatte. Karl Rudolph, Graf von 
Buol-Schauenftein, geboren zu Innsbruf am 30. Juni 1760, 
durch päpftliche Beftätigung am 2. September 1794 zur biſchöf— 


lihen Würde erhoben, verwaltete von diefer Zeit an mit Eifer 
Baumgartner. Kanton St, Gallen, II. 32 
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und Würde das Bisthum Ehur, hatte wie antere weltliche und 
geiftlihe Größen die Wechjelfälle zu tragen, melde die Revolu- 
tionsfriege Schlag auf Schlag häuften, und zeichnete fih aus 
durch Beharrlichkeit in Fefthaltung der ihm angewiefenen Pflicht» 
und Rectöftellung, im Aeußern durch edle Ritterlichkeit, ſprechen⸗ 
der Zeuge feiner Herkunft und Erziehung. 

Den Wunfh, bleibenden Aufenthalt im Klofter Muri zu 
nehmen, hatte Fürft Pancratius anfänglid nit ausführen fünnen; 
die Regierung von Aargau hatte amtliche Einwendung dagegen 
erhoben (Auguft 1816). Hierauf 309 er zu feinem St. Gal— 
liſchen Mitbruder, P. Eebaftian Enzler aus Zug, Pfarrer in 
Arth. Hier lebte er ftill umd bejcheiten, ald Vater und Wohl« 
thäter ter Armen befannt und verehrt. Gr hatte dort im 
Jahr 1817 allein 1000 Gl. an die Armen ausgetheilt, das 
neben aud allüberall und immer feine wohlthätige Hand ge- 
öffnet, wie vieljeitig beurfundet if. Abt Konrad von Einſiedeln 
ud ihn mit freundlihen Worten zur Theilnahme an einer Kon» 
gregation der jchweizeriichen Benediftiner-Aebte ein, indem er 
ihm ſchrieb: „Sie find immer noch das würdige von Rom ans 
erfannte Oberhaupt des erften, vorzüglichiten Stifted in unjerer 
Gongregation, — der Ältefte Abt aus und Allen, — der ges 
wandtefte und erfahrenfte Gejhäftsmann, der mir Hand und 
Rath bieten könnte; — — es muß in der boshaften Welt nicht 
heißen, daß Sie uns aufgegeben haben, oder wir Sie auf 
geben wollten.” Pancratius lehnte dankbar ab, jegliber Miß— 
deutung vorzubeugen und daherigen Nactheil von ten Klöftern 
abzuwenden (Mai 1819). Seine Stimmung war eine weniger 
gebrüdte, ald jeine treueften Anhänger geglaubt hatten; er war 
voller Refignation. Einen Antrag ted P. Aemilian, irgend 
einen der Kapitularen auf den Fall feines Hinſchiedes zu bes 
zeichnen, damit dieſer die Anfprüche für Reftauration des Stiftes 
fortfegen Fönnte, hielt er für unzuläffig und rechtlich erfolglos. 
Seine Hoffnungen auf ein ſolch glüdlihes Ereigniß waren übers 
haupt herabgeftimmt, vollends erloſchen freilih nicht. Er ver: 
ftand ten Gang der Ereigniffe. Dem Greifenalter ſich nähernd 
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und bei wachjendem Lebensernft gedachte er der Aebte, Kapie 
tularen und Profeſſen des Stiftes, wie auch der Stifter und 
Gutthäter defjelben. Das Andenken an jene Männer, die fi 
um Kirche und Staat, und befonderd um das St. Gallifche 
Stift und Land, verdient gemacht haben, nicht nur der Vergeflens 
heit zu entrüden, ſondern nad Verdienen in alle Zukunft wach 
zu erhalten, entichloß er fih, mehrere Anniverjarien oder kirch— 
liche Gedächtnißfeſte zu ftiften. Die Hülfsmittel hiezu boten fi 
in den durch den Wiener Kongreß ihm angewieſenen Penfions- 
beträgen. Dieje waren, vom 1. Januar 1815 an gerechnet, 
bis Ende Juni 1819 auf 27,000 Gl. angewachſen und betrugen 
mit Hinzurehnung einer folgenden Jahrespenſion 33,000 Gl. 
(48,000 Schw. Fr). Durd Urkunde aus Arth vom 1. Zuli 
1819 verfügte er nun: es folle diefer Betrag in acht gleiche 
Theile ausgeichieden und als Stiftungsfond zu eben fo vielen 
Jahrzeiten zum Andenfen der genannten Aebte, Konventualen, 
und Donatoren ded Stiftes St. Gallen verwaltet und ver: 
wendet werden. Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden (ob und 
nid dem Wald unter ſich abwechjelnd), Zug, Freiburg, Appen- 
zell J. R. und Wallis, bezeichnete er als die Kantone, an deren 
Hauptorten mit Zuftimmung des Pfarrerd die Jahrzeiten abs 
gehalten werden follen, und denen zu dieſem Zweck die bezeich— 
neten Kapitalien auszuhändigen feien; über die Verwendung der 
aus jedem GStiftungsantheil von 6000 Fr. herfließenden Zinſe 
von 300 Fr. verfügte er durch beſondere Stiftungsbriefe zu 
Handen der betreffenden Drte. Dem (zahlungspflichtigen) Kans 
ton St. Gallen ftellte er frei, jedem der acht Kantone feinen 
Antheil jofort an Kapital auszubezahlen, oder damit bi8 Ende 
Juni 1825 zuzuwarten und inzwijchen, vom 1. Zuli 1820 an, 
den Betrag zu verzinfen. Obige Stiftungen bezeichnete er als 
„zu ewigen Zeiten“ gemacht, mit dem einzigen und „ausbrüds 
lihen Vorbehalt, daß, wenn das Stift St. Gallen über furz 
oder lang wieder ald Benediftiner- Klofter hergeftellt werben 
jollte, diefes berechtiget fein jolle, das Kapital diefer Stiftungen 
ungejchmälert zurücdzunehmen,“ womit dann die Stiftung felbft 
32* 
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aufgehoben jein würde. Im Gingang der Urkunde erinnert der 
Fürſt daran, daß er feiner Zeit (13. März 1815) zwar gegen 
jede Beeinträchtigung der Rechte des Stiftes Proteftation ein; 
gelegt, der Kongreß aber gleichwohl, und ohne von ihm (dem 
Fürften) eine Verzichtleiftung auf die Anſprüche des Stiftes zu 
verlangen, fpäter, am 20. März gl. J. den Kanton St. Gallen 
zu der jährlihen Penftonszahlung an den Vorort zu beliebiger 
Verfügung des Fürften verpflichtet habe. Er jah in Folge 
deſſen die Zahlungspfliht des St. Galliiben Staates als eine 
rechtlich unbeftreitbare an. Unbefümmert um das öffentlide 
Urtheil über feine Stiftung, fagte er fich jelbft: „die Welt mag 
darüber urtheilen, wie fie will; die größere Ehre Gottes und 
der Troft der armen Seelen jollen der Endzweck dieſer Stiftung 
fein” (Tagebuch vom 6. September 1819). Pancratius über- 
mittelte die Haupturfunde, nebſt einer bejondern Stiftungs- 
urfunde für Luzern, der dortigen Regierung; dieſe hinmwieber 
wollte vor Allem willen, was ber Kleine Rath von St. Gallen 
zu der unerwarteten beträchtlihen Anweiſung auf feine Kafje 
fagen werbe. Derfelbe verweigerte die Anerfennfing, gegründet 
darauf, daß der gemejene Abt von St. Gallen nie auf feine 
„vermeinten Rechte” (die „landesherrlichen“ inbegriffen) verzich- 
tet habe, e8 aber in den Jahrbüchern der Nechtögelehrtheit und 
der Politif eine unerhörte Erjcheinung jei, daß Jemand An— 
ſprüche aus Traftaten folgere, gegen die er jelbft feierlichen 
Proteft eingelegt habe; diefe Ablehnung wurde im Weitern auf 
den Umftand begründet, daß der Abt dem Proteſt aud die Ent- 
fagung auf jede für feine Perſon zu beftimmende Entſchädigung 
beigefügt habe. Die Schlußerflärung ber Regierung von St. 
Gallen lautete: bezahlen wolle fie zwar die Penſion, doch ſolche 
erft von dem Tag an als laufend betrachten, an welchem ver 
Abt erklären werde, „daß er bie von ihm neuerdings berührte 
feierliche Proteftation gegen die Kongreßafte, und alle in der— 
jelben enthaltenen Berfügungen, zurüdnehme und dieſelbe in 
ihrem ganzen Zufammenhang anerfenne” (11. Dftober 1819). 
Die Regierung von St. Gallen ſchien fib faum mehr zu ers 
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innern, daß fte ihren eigenen wie den Fortbeftand des Kantons 
wejentlich gır den Befehlen des öfterreihiichen und des ruſſi— 
ſchen Gejandten in Zürich, dann den fichernden Ausſprüchen des 
Miener Kongrefied zu danfen habe. Dieje Befehle und Aus— 
ſprüche hatte fie höchſt zufrieden und in voller Unterthänigfeit 
angenommen; als fie aber auch das ganz vworbehaltlofe Urtheil 
des nemlichen Kongrefjes: der Kanton habe an den Fürftabten 
jährlihd 6000 Gl. zu bezahlen, beachten und vollziehen jollte, 
glaubte fie aus eigener: Machtvollflommenheit der Kongreßvor- 
Ihrift einen Vorbehalt beifügen zu dürfen. So hatte ihr Reng- 
ger gerathen, den fie über ven Fall vor Erlaß des Antwort- 
ichreibend an Luzern zu Rathe gezogen. Aus der St. Galliſchen 
Zahlungsweigerung entipann fih langer amtlicher Briefwechfel. 
Luzern in feiner Eigenſchaft als Vorort [ud St. Gallen zur 
Zahlung ein, denn bewußte Verwahrung des Fürftabtes. finde 
ih durch die Kongreßafte jelbft entfräftet; zudem fallen Rüds 
fihten auf die Verhältniſſe zwiſchen dem Anfprecher und dem 
Angeiprochenen in Betracht. St. Gallen wiederholte feine Ein- 
rede: mit den beruhigenden Aeußerungen des Vorortes fei dem 
Kanton St. Gallen nicht gedient; der Abt „denke anders“ als 
der Vorort über die Frage der Entfräftung. Die vorörtliche 
Behörde aber beharrte: auf das, was der Abt denfe, komme 
ed nicht an; an die Stelle der ehemaligen fürftlichen Rechte trete 
tie Penfton; in Begehren der Penſion feitend des Abtes liege 
implicite eine Anerfennung ver Kongreßafte, eine Verzichtleiſtung 
auf die durch die Penſion erfegten ehemaligen Rechte; und zwar 
mühe die Bezahlung auch der Rüdftände gejchehen. Mit, diejer 
Anftcht von Luzern waren einverftanden auch die beiden anderen vors 
Örtliben Stände Zürich und Bern, welde der damalige wirkliche 
Vorort um ihre Meinung befragt hatte. St. Gallen beharrte auf 
der Ablehnung; der Vorort aber auf der Zahlung. Gegenüber dem 
Fürften that derſelbe jedoch aud vergleichende Schritte: er ver: 
langte von ihm eine Erflärung unbedingter Anerkennung der Kon- 
greßafte. Der Fürſt ermwiederte (9. Zuli 1820): jchon die be- 
vollmädtigten Kongreßminifter bätten erflärt, daß man feine 
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Renuncation von ihm fordere; auch werbe die Annahme ver 
Penfion nit ald Verzichtleiftung angefehen werben. „Eine Bers 
zichtleiftung ſprach er alfo auch jegt nicht aus; wohl aber äußerte 
er fih im Texte dieſes laͤngeren Schreibens weiter wie folgt: 
„daß er die im 9. Artifel der Wiener Kongreßafte vom 20. März 
1815 enthaltene Verfügung nah ihrem ganzen Inhalt aners 
fennend, die amtlihe Verwendung des eidgenöffiihen Vorortes 
angerufen babe, damit die Bezahlung ter feit dem 1. Januar 
1815 verfallenen Jahresgehalte nachträglich, die der weiters ver: 
fallenden aber auf feftgefegte Weile erfolge u. ſ. w.“ Mit dies 
jem ‘Bapier in der Hand erließ der Vorort neue Mahnung an 
St. Gallen, und erinnerte zugleih an die Forderung der Ge- 
rechtigfeit, dem ehemaligen Fürften von St. Gallen ein ehrens 
volles und unabhängiges Dafein zu fihern St. Gallen wid 
endlich und verhieß Zahlung von jenem 9. Juli 1820 an. Das 
gegen rief nun Pancratius die Tagjagung an, mit Begehren 
um Entrihtung auch der Rüdftände. Zürich, nad Luzern wieder 
in das vorörtlihe Amt eingetreten, erflärte der Regierung von 
St. Gallen, daß es die Forderung des Abtes durchaus be- 
gründet finde; der Vorort würde bedauern, wenn er das Klag— 
Ichreiben des Abtes der Tagſatzung vorlegen müßte; St. Gallen 
würde bei einer Berathung vdefjelben fehr übel beftehen. Das 
Letztere beftätigte die St. Galliſche Geſandtſchaft mit Schreiben 
aus Zürich. Endlich gingen der Regierung von St. Gallen 
die Augen auf über die haltloje Stellung, vie fie eingenommen; 
fie bat um Vertagung der angebrohten Tagſatzungsverhandlung; 
der Fürftabt ließ ſich dieß gefallen, mit Bitte jedoch, daß ter 
Gegenftand ohne längern Verſchub auf 1822 zur Verhandlung 
der Tagjagung gebradt werte, falls St. Gallen inzwiſchen 
nicht entipräche. Auf Betreiben der Regierung fügte ſich ber 
Große Rath dem Unvermeibliben und gab Vollmacht zur Er: 
ledigung der Anfprühe „ohne mehrere Weiterung“; auf dieſelbe 
geftügt verhieß die Regierung (Dezember 1821) auch die Zah— 
lung der Rüdftände vom 1. Janüar 1815 an in vierteljährigen 
Raten bis Ende Juni 1825, und leiftete dieſelbe pünktlich. Bis 
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zu dem Hinſchied des Fürften betrug die PBenfton die Gefammts 
fumme v0n.87,000 Gulden, an welde das Fatholiihe Groß— 
rathöfollegium, nah anfänglicher gänzlicher Weigerung feitens 
ded Mominiftrationsrathed, gedrängt durch mehrmalige Ans 
regungen im Großen Rath, einen Beitrag von 20,000 Gl. aus 
dem „allgemeinen Fond” des Fatholiihen Konfeſſionstheils lei— 
ftete (15. Zuni 1830). Von den den Beamten des Fürjten 
angewiefenen jährlichen 2000 Gl., welche ebenfalls die Staats— 
faffe von St. Gallen zu entrichten hatte, beftimmte ter Fürft 
500 Gl. feinem treuen Lebensgeführten P. Golumban Ferch, 
1200 Gl. dem Hofraty Müller, die übrigen 300 Gl. einem 
andern feiner Beamten, dem Hofrath Rutishaujer, geweſenen 
Amtmann in Ebringen. Ueber die Zahlung diefer Beträge 
hatten fih nie Anftände erhoben. Diefe Penftonglaften tes 
Staates erlofhen gänzlih mit Müller’8 Hinſchied im J. 1342. 
Die Zahlungen ver Staatsfafje an den Fürften und an bie drei ge: 
nannten Beamten zufammen erftiegen die Summe von 131,655 Gl. 
8 Kr. 

Luzern lehnte, wohl aus freumblicher Rüdfiht für die Re— 
gierung von St. Gallen, die ihm zugedachte Jahrzeitftiftung ab; 
Freiburg eben jo, für jo lange als nicht die ihm befannt ger 
worbene Einſprache des Standes St. Gallen gehoben fei (12. 
November 1819). Der Fürft ſchied dann das für Freiburg 
beftimmte Betreffniß dem Kanton Unterwalden zu, jo daß nun 
beite Landestheile einen Stiftungsbetrag von je 6000 Fr., für 
Stanz und Sarnen gejöndert, erhielten. Der Fürft hatte in- 
zroifchen, unter Danfesbezeugung an die Regierung von Schwyz 
für wohlwollenden Schuß, jein Aſyl in Arth verlaffen (Dftober 
1819) und war nah tem Klofter Muri gezogen; feinen aber: 
mals beftrittenen bleibenden Aufenthalt daſelbſt bewilligte bie 
Aargauiſche Regierung endlib im Frühjahr 1820. Er hatte 
bald die Verehrung und tie Liebe Aller gewonnen. Genau 
erfüllte er feine priefterlichen Berpflihtungen; frommes Gebet 
war ihm Bedürfniß. Im Umgang heiter und freundlich, in ben 
fremden lebenden Sprachen wohl bewandert, mit trefflihem Ge— 
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daͤchtniß und großer Menſchen-, Lokal und Sachenkenutniß auss 
geftattet, weckte er beſonders aud dad Intereſſe der Gäfte von 
nah und fern für feine Perfönlichfeit. Einzelne Bewohnern 
des Hauſes ertheilte er Unterricht in der Mathematif; P. Co— 
fumban eben jo in alten und neuen Spraden. Siets von der 
Ueberzeugung belebt, daß er feiner Ordensgelübde und ver als 
Abt ihm obliegenden Pflihten nie enthoben worden, „folglich 
Wir die in Unfern Handen liegenden Baarjchaften nicht ale 
Unfer Eigenthum betrachten, noch Unſern Verwandten ald Erbs 
theil hinterlaffen dürfen“, jchritt Pancratius zu neuen Verga— 
bungen. Gr ftiftete weitere fieben Jahrzeiten für die Aebte, 
Kapitularen und Wohlthäter tes Stiftes Et. Gallen, in den 
Pfarrfirhen zu Rheinau, Pruntrut, Freiburg, Solothurn, Wyl, 
Muri und Filhingen abzuhalten, jede mit 4200 Fr., zufammen 
30,400 Fr., ebenfalld mit dem Vorbehalt des NRüdfalle, wenn 
dad Benetiftinerflofter St. Gallen je wieder hergeftellt würbe. 
Durch dieſe zweite Stiftung find auc jährlibe Austheilungen 
beftimmter Almojen an die Armen der betreffenden Pfarrgemein; 
den vorgeichrieben. Bald nachher verordnete er Aehnliches mit 
Vergabung gleiher Summen für Goßau und Rorſchach.) 
Das Kapitel zu Et. Nikolaus in Freiburg nahm die Etiftung 
unbedenflih an. Bon den Berhandlungen über die St. Galli 
Ihe Bisthumsfrage war der Fürft in der Regel gut unterrics 
tet. Als er die Nachricht von dem Eintreffen der päpftlichen 
Bisthumsbulle in St. Gallen vernahm, jchrieb er in fein Tages 
buch: „anders als durch beſondere Vorfehung des Herrn, deſſen 
Kame ewig gepriejen fei, ift für bie Eriftenz des Klofterd nichts 
mehr zu hoffen.“ Doc belebte ihn ein Schimmer von Hof: 
nung wieder, als Leo XII. den päpftlihen Thron beftieg und 
in die Bollziehung der Bulle etwelche Zögerung eingetreten war. 
Fürft Pancratius brachte dem neugewählten Papſt befte Glüds 
wünſche dar und fügte feine alte Herzensbitte bei. Leo XII. 

1) Urkunde aus Muri, 1. Juni 1821, beftätiget durch Inftrument vom 


17. Dezember 1824. Schreiben des Fürften an das Pfarramt in Goßau, 
vom 1. Juni 1822, 
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erwieberte durch einfaches Breve : das bereits Abgejchloffene und 
in Bollziehung Begriffene könne vom nunmehrigen Papft nicht 
rüdgängig gemadt werben (8. November 1823). Anläßlic dies 
jed Ausganges jeiner legten Verwendung jchrieb Pancratius: 
„da ih nun nad meinem jehsundzwanzigjährigen vergeblichen 
Kampfe mein Stift von der ganzen Welt, aub am Ende vom 
römischen Stuhl verlaffen jah, betrachtete ich alle weitern Bes 
mühungen als fruchtlos, überließ alſo Alled dem Herrn und 
fügte mich in feine unerforfchlicen Urtheile”. 

Die katholiſchen Landesbehörven befaßten fih von Zeit zu 
Zeit auch mit den Angelegenheiten der noch anerfannten Klöfter. 
Präferd langte um Erleichterung jener Bedingungen ein, durch 
welde der Eintritt in das Noviziat beichränft war. Derjelbe 
wurde, auf das Erjuchen des Abtes, in Abänderung des Ges 
jeges von 1804 mit dem Antritt des 20. Altersjahres geftattet; 
der Große Rath iprad die Sanftion aus. Im Bezug auf die 
Frauenflöfter ließ das katholiſche Großrathsfollegium eine wefents 
liche Erleichterung in ihren Berhältniffen nicht eintreten; was 
ter allgemeine Große Rath im Jahr 1809 angeorbnet, blieb 
aufrecht, nur wurde jedem Frauenklofter, „das ſich gemeinnügig 
zu machen beftrebt”, gejtattet, zwei bis ſechs Laienjchweitern aufs 
zunehmen; Kantonsbürgerinnen jollen nit mehr ald A400 Gl., 
Auswärtige nicht weniger als dieſen Betrag dem Klofter als 
Ausfteuer zubringen können (21. Zuni 1825); vom Großen 
Rath ebenfalld genehmige. Im Uebrigen blieben gejammte 
Frauenftöfter unter jener weltlihen Bevormundung, welde ſchon 
1809 angeordnet worden; nur wurde diejelbe durch den fathos 
liſchen Adminiftrationsrath ausgeübt, ftatt früher durch die Staats⸗ 
regierung; ter Adminiitrationsrath jandte zur Prüfung der Klos 
fterrehnungen von drei zu drei Jahren Kommiflarien an Drt 
und Stelle. Auch die Verhältniffe des Klofters St. Wiborada 
in St. Georgen ließen die fatholiihen Behörden unverändert ; 
die Frauen genoffen nur noch die Befugniß des Beilammen- 
lebend ohne das forporative Recht der Ergänzung; dadurch war 
auch jeitens der Fatholiichen Fonfefjionellen Behörde thatfächlich 
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die Aufhebung dieſes Klofterd beftätiget. In Pfäfers ftarb der 
Abt Joſeph Arnold in hohem Alter. Zur Wahl eined Nach- 
folger8 fanten fib der Nuntius Machi, dann ter Abt von 
Einftedeln und der Fürftbiihof von Ehur ein. Die Regierung 
ließ den Nuntius zu Wallenftadt mit geziemenden Ehrenbezeus 
gungen empfangen und entjendete den Statthalter Bernold nad) 
Pfäfers, Doch ohne Auftrag, bei der Wahlverhandlung felbft ans 
wefend zu fein. Der Regierungsfommifjär brachte dem Neuges 
wählten — es war der P. Plazidus Pfifter, damals Defan — 
die Glückwünſche der Regierung dar und begrüßte den Nuntius 
bei feinem intreffen wie bei der Abreife mit zierlicher latei: 
nifher Anrede. Die Abtwahl geſchah am 4. Juni 1819, unter 
Theilnahme von ſechszehn Kapitularen. Cine mehrjährige Ver— 
handlung zwifchen der Regierung und tem katholiſchen Admini— 
ftrationgrath über das bisher von jener allein verwaltete Archiv 
des Stiftes St. Gallen ſchloß mitteljt Vertrages, welcher jenes 
höchft werthvolle Archiv als ein für den Staat und die fathos 
lifche Korporation gemeinſchaftliches Eigenthum erklärt (1825). 

Dem katholiſchen Schulwelen widmete der Adminiftrations> 
rat) in feiner gleichzeitigen Gigenichaft als Erziehungsbehörte 
volle Aufmerkſamkeit; dafür zeugt eine umfaſſende Inftruftion 
für die fieben Sculinipeftoren; ihrer Ueberwahung wurden 
auch alle Privaterziehungsanftalten und jete Art tes Nebenum- 
terrichtö unterftellt. Der Aktuar der Ffatholiihen Erziehungs; 
fommiffton erftattete (1823) einen jehr ausführliben Bericht 
über den Gang ter farholifhen Primars und Mittelfhulen feit 
1817. Es waren tamals 198 Fatholifhe Primarjchulen; vie 
Fonde aller betrugen 171,527 ©1. 53 fr. Eigene Schulhäuſer 
hatten weitaus die meiften Schulgemeinden. Der Priefter M. 
A. Müller aus Wyl wurde nah Münfter (Weſtphalen) entien- 
det, um bei Dverberg, dem Direftor des Normal-E hulinftitutes 
in jener Stadt, ſich eigend zum Lehrer-Snftruftor zu befähigen; 
in diefer Eigenſchaft hat er fpäter mehrere Schullehrer⸗Kurſe 
geleitet. Namhafte Geldfummen wurden an die ärmeren Schul—⸗ 
gemeinten verabfolg. Der Bericht liefert den Nachweis, daß 
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dad während den Berfaffungswirren eingefhlummerte Schulweien 
in allen Bezirken wieder mächtig gehoben worben ſei. Die 
höhere Fatholiihe Schulanftalt war für den Adminiftrationdrath 
der Gegenftand großer Sorgen. Das Lyceum mit ben philo- 
ſophiſchen und theologiihen Kurjen wurde aufgegeben (Herbft 
1815); die für viefelben in Thätigkeit geweſenen Profeſſoren 
jchieden aus; die Schule wurde auf den Umfang eined Gym- 
nafiumd mit Bürgerfchule zurüdgeführt. Innert diefen Schranfen 
wurde mit wechjelnden Erfolgen gewirkt. Die Uebung des Ads 
miniftrationsrathes oder der engeren Stubienfommillton, vie 
Lehrer und Borfteher der Anftalt in Hinfiht auf Gehalt und 
übrige berechtigte Anſprüche möglihft fnapp zu halten und dieſe 
Stellen meiſt aus dem jüngften Theile der Geiftlichfeit zu be— 
jegen, hatte verjchiedene Nachtheile, den des häufigen Wechſels 
in den PBerfonen voraus. Im Jahr 1822 erließ der Adminiſtra— 
tionsrath revidirte Statuten, indbefondere in der Abficht, die et> 
welche Loderung der Difeiplin, die in dem unmittelbar voran 
gegangenen Jahr gelitten hatte, durch ftrengere Ordnung zu ents 
fernen und der Anftalt das Vertrauen zu erhalten, welches vie 
katholiſchen Eltern ihr fo gerne zumwendeten. Das Lehrerperfonal 
unterftügte beftend die Abficht der Behörde. An dem Priefter- 
jeminar war lange Jahre Ildefons von Arr ald Regens. Die 
wiſſenſchaftliche Bildung der Theologen zu fördern, verordnete 
der Adminiftrationsrath, daß fie alle Fächer der Theologie auf 
öffentlihen Schulen zu hören, Tann vor Einholung der Weihungen 
„ein Jahr unerläßlih*” im Seminar zu weilen hätten, Difpenfe 
wegen dringlicher Pfründenbejegung vorbehalten (1817). Später 
trat biihöfliche Vorforge für das Priefterfeminar ein. 

In Folge der Eonfejliouellen Trennung war der evangelifche 
Landestheil, für Beftreitung von Verwaltungs⸗ und anderen 
Koften, zur Erhebung von Steuern genöthiget; der Große Rath 
gab ihm hiezu die erforderliche WVollmaht. Im Uebrigen vers 
walteten die Proteftanten in gewohnter Stille und Einigkeit ihre 
fonfejfionellen Angelegenheiten. Der Aktuar des evangelifchen 
Erziehungsrathes erftattete im Jahr 1822 Bericht über die Leis 
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ftungen im Schulweſen dieſes Konfeffionstheild; weniger Be- 
friedigendes lief neben Erfreulihem einher; das Letztere wurbe 
bejonderd an der Statt St. Gallen gerühmt; in den Landbe— 
zirken ftanden Rheinthal und Dbertoggenburg oben an. Im 
Jahr 1821 hielten die evangeliihen Sculfehrer der Landbezirke 
allgemeine Verjammlung und vereinigten fich zu Gründung einer 
Kaffe für Unterftügung alter Scullehrer und der Schullehrer: 
Wittwen. Gejammte Schulinjpeftoren jammelten dann Beiträge 
der Gemeindeverwaltungen zu gleihem Zmwed; der geftiftete Fond 
wurde als unvertheilbar erklärt. Das Stadt St. Galliide Schul- 
wejen wurde in jeinen untern und höhern Abtheilungen einer 
allgemeinen Reform unterjtellt (1823). Der neue, vorläufig auf 
Probe hin für ſechs Jahre genehmigte, Schulplan war bejons 
derd auf bie Pflege der religiöjen Gefinnung bedacht. Wir lefen 
darin: „Da es der eifrige Wunſch des Sculrathes ift, daß Res 
ligion und Sittlichfeit in diejer Anftalt (Gymnaſium) berriden, 
und chriftlihe Brömmigfeit und Tugend in derjelben nicht nur 
gelehrt, ſondern eingepflanzt, ausgeübt und angewöhnt werben, 
jo jollen die Kinderfehren in Kirchen und Ecdulen und die 
Morgens ‘oder Abendpretigten an Sonn» und Feſttagen fleißig 
und andächtig befubt, in jeder Schule des Morgens der Unter 
richt mit ernftlibem Gebet angefangen und von den Lehrern jede 
ſchickliche Gelegenheit benugt werben, um den Zöglingen bie re 
ligiöfen und moralijhen Motive Diejes zu thun und Jenes zu 
unterlaffen an das Herz zu legen, und von ihnen, als weilen, 
edlen Männern und erleuchteten Chriften jelbft das Beiſpiel 
eines Acht chriftliben Sinnes, Gefühld und Betragens gegeben 
werben”. Im Sahr 1829 wurde die ftäbtiihe Schulreform 
friicherdings aufgenommen ; dieß führte zu Verhandlungen allge: 
meinften Belanges, nemlih zur Wiederaufnahme des früher miß- 
glüdten Borhabens der Gründung einer „evangeliichen Kantends 
ſchule“. Das evangeliihe Großrathskollegium pflog darüber 
Berathung im Juni 1830. Die Anregung blieb erfolglos. 
Sonntags den 3. Januar 1819 wurde in allen evangeliichen 
Pfarrkirchen zu Stadt und Land das dritte Reformationsjubilium 
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in würbiger, doc einfacher Weife gottesbienftlich gefeiert. Eine 
reihliche Literatur an Reden und Gefängen, welche bei dieſem 
Anlaß zur Verherrlichung des Feftes und zu Ehren der Urheber 
ber Reformation vorgetragen wurden, zeugt von der Regſamkeit 
ber begabteren Theilnehmer. Stadtpfarrer 3. M. Fels zu St. 
Gallen mahnte in feiner Predigt zur Theilnahme an der Sonns 
tagsfeier, „nach dem Beijpiele religiöfer, chriftlicher Vorältern“. 
Gegen die „jo höchſt nachtheilige Verirrung unferer Zeit“, nem— 
lich die „jo jehr überhandnehmende Vernahläffigung der Sonns 
tagsfeier“ erließ bald nachher die reformirte Kirchenvoriteher- 
ſchaft der Stadt St. Gallen eine eifrig gehaltene Mahnung 
(12. Auguft 1819). 

Bliden wir auf die Zeit der Mediationdverfafjung zurüd, 
jo finden wir damals feine Bereinsthätigfeit. Was gefchah, 
fam von den Behörden. Kriegs- und andere Laften hatten auf 
die Gemüther gedrüdt. Seit 1816 und. nachdem auch die große 
North überftanden war, fühlte man fich freier und aufgelegter. 
Steinmüller, Pfarrer zu Rheined, gründete eine Geſellſchaft zur 
Förderung der Landwirthichaft, der Künfte und Gewerbe; mit 
ibm war Defan Blattmanı zu Bernhardzell an ter Spige des 
Vereins; die Geſellſchaft machte fih ihre ftatutarifhe Ordnung 
und erflärte fih zu Handen der Regierung bereit, diefe in allen 
auf die Zwede der Geſellſchaft bezüglichen Beftrebungen zu uns 
terftügen (1819); die Regierung hinwieder empfahl den Land: 
wirthen und Drtsvorftehern, der Geſellſchaft nah Kräften an 
die Hand zu gehen. Dr. Med. Zollifofer in Et. Gallen gründete 
eine Fantonale naturwiſſenſchaftliche Gefelichaft zur Beförderung 
„der phyſiſchen und naturhiſtoriſchen Kenntniß des eigenen und 
der nmächit angrenzenden Kantone”; dem Werein traten nament— 
lich viele angejehene Aerzte bei, folde auch aus Appenzell Inners 
und Außerrhoden (Cebenfall® 1819). Die Uebergabe des Erzie- 
hungsweſens an beide Konfeffionstheile war noch immer nicht 
von Jedermann verfchmerzt. In Bejorgniß, daß eher Nachtheil 
ald Gewinn aus diefer Vorfchrift der Verfaſſung erfolgen dürfte, 
ſuchten die Unzufrievenen ſolchem Ergebniß zu begegnen, um zu 
erjegen oder zu ergänzen, was den amtlichen Beftrebungen etwa 
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nicht gelänge.. Es boten ſich die noch lebenden Mitglieder bes 
gewejenen allgemeinen Erziehungsrathed die Hand zur Grün- 
dung eined „Vereins zur Förderung der Volksbildung“. Stein- 
müller und Dekan Schmid in St. Fiten übernahmen die Aus: 
führung (1823). Es wurden zierliche Zwedreden gehalten. Praf: 
tiſche Ergebniffe find nicht zu melden. In St. Gallen verfam- 
melten fib in dieſem Zeitraum auch allgemeine varerländifche 
Vereine, fo die „ichweizerifche gemeinnügige Geſellſchaft“ und 
die „ſchweizeriſche naturforjchende Geſellſchaft“; aus jener ging 
die lofale gemeinnügige Gejellihaft der Kantone St. Gallen 
und Appenzell hervor, die fich, wie der Generalverein, für För- 
derung des Erziehungs-, des Armen» und des Gemwerbeweiens 
bethätigte. Nicht alle dieſe Vereine Fonnten fi gewünſchter 
Rührigkeit ihrer Mitglieder rühmen; fo ſchlief der St. Galliſche 
Verein für Bolfsbildung bald ein. In diefe Zeit fällt die 
Gründung einer zindtragenden Erjparnißfafje in St. Gallen 
durch D. 9. Zollifofer. Won hohem praftiihem Nugen war 
die ſchweizeriſche Mobiliarverfiherungsgejellichaft, melde in dem 
nächſten Jahre auch im Kanton St. Gallen feften Fuß faßte, 
von der Regierung dringend empfohlen (1826). 


Dritter Abfchnitt. 


Die St. Gallifchen Antipathien gegen Churiſche Bisthumdregierung; 
Zerwürfniffe zwifchen dem Fürftbifchof und den Fatholifchen Behörden; Ein: 
feitungen zur Trennung des Bisthums St. Gallen vom Churer-Bisthum. 
Des Fürften Pancratins Stillleben in Muri; feine Stiftung für Jefwiten- 
Miffionen in der Schweiz; Müller-Friedberg's Abbittfchreiben an dem Fürſten; 
des letztern Teftament und Hinfcheid. Allmäliger Perſonenwechſel in den 
oberften Staatöbehörden des Kantons. Gin bürgerliche Geſetzbuch wieder 
angeftrebt, erfolglos. Anderes aus dem Gebiet der Gefepgebung und Ber: 
waltung. Rheinkorrektion. Der Wildhaufers Pa geöffnet; andere Straßen: 
bauten, Das Ringen des Großen Rathes um felbfiftändige Stellung gegen: 
über der Regierung; theilweife Erfolge. Die Julis:Revolution in Frankreich; 
Rückſchlag auf die Schweiz. Die Vorboten der Staatöveränderung au im 

Kanton St. Ballen. (Vom Jahr 1825 bis Herbit 1830.) 


Die Freude über die Gründung eines biſchöflichen Stuhls 
in St. Gallen wurde vielfach getrübt; Mißtrauen und Unzufrie- 
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denheit bejchlichen die Fatholiihen Räthe; ſeifens des Bilchofes 
und einiger ehemaligen Kapitularen des Stiftes bejorgten fie 
Abfihten, die ihnen nicht genehm waren. Der Biſchof ließ 
durchblicken, daß er das Bisthum St. Gallen nicht in der ihm 
dur die Gründungsurfunden angewiejenen Selbftftändigfeit aufs 
falle, fondern dafjelbe vielmehr nur ald eine Zugabe, eine Ans 
nerion zum Bisthum Chur anfehe, die Curie und dad Seminar 
unter die Leitung von Chur zu bringen, überhaupt nad bortis 
ger Weile und in Webereinftimmung mit den dort vorwaltenven 
Einflüffen zu regieren beabfichtige. ) Der Fürftbiichof ſchien 
wenig zufrieden mit ber ihm angewiefenen Refivenz, und mit 
Mipfallen ſahen ihrerjeits die katholiſchen Räthe, daß er auf 
mehrere Jahre das ftattlihe v. Bayerfihe Haus im Oberborf 
zu Rorſchach miethete, wie fie glaubten, um deito ungehemmter 
in jeiner Verwaltung fih bewegen zu fönnen. Gelbftftändig 
zwiſchen dem Biſchof und tem Adminiftrationsrath ſtand Theo— 
dor Wid, den Abfichten beider entgegen; diefer ehemalige Kapi- 
tular hegte den Plan, vie in Verwaltung des Atminiftrationss 
rathes befindliben Sonde und Anftalten tem Domkapitel zu 
überliefern, dieſes im Flöfterlihe Form zu bringen und dadurch 
der Erfüllung feines alten Lieblingswunſches, Wiederherftellung 
des Stiftes, möglihft nahe zu kommen. Wid wollte demnach 
weder eine Churiſche Bisthumsregierung in St. Gallen, nod 
die Fortdauer abminiftrationgräthliher Befugniß und Mad. 
Mid war nicht weniger thätig ald gewandt. Er wollte wenig— 
ftend drei Geiftlihe in den Abminiftrationsrath bringen, von 
dem aus alsdann die Jnitiative zu den gewünfchten Umgeftal- 
tungen ergriffen werden follte. Der Aodminiftrationsrath ſah in 
folhem Beſtreben namentlich eine Duelle fehwerer und verberb- 
licher Zerwürfniſſe. Selbitftändiges Wirken für den Biſchof 
bei allfälligen Anftänden mit der Staatsregierung, dann hins 
wieder den Ruf unabhängiger Stellung gegenüber dem Bi: 
Ihof bei Verhandlungen jegliben Belanges mit vemfelben für 
fih zu wahren, beantragte er bei dem Fatholijchen Großraths— 
*) Kalt: Hiftorifche Fragmente u. ſ. w. 
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follegium tie Schlußnahme, daß hinfür Fein Geiftlicher in den 
Adminiftrationsratb wählbar fein folle. Der Antrag wurde 
zum Beichluß erhoben umd in die weniger verlegende Form eines 
Reglementsartifel® gehüllt (23. Dezember 1824). Inzwiſchen 
beftellte der Biſchof feine Curie. Aemilian Haffner trat mit 
dem 1. Sanuar 1825 das Amt eined Generalvifars an, nadıs 
dem Defan Schmid zuvor, Namens der Kapiteldvorftände gra— 
tulirend, gegen ihn die Erwartung ausgeſprochen hatte: daß bei 
Regierung des Bisthums „der erhöhte Kulturftand der Kantone: 
bewohner“ berüdfichtiget, das „reine Chriſtenthum, der ächte 
Katholizismus den entbehrliben und längft abgelebten Formen 
und Menjchenfagungen vorgezogen”, das „Licht“ gegenüber ver 
„Finſterniß“ zum Siege geführt werde. Als geiftlibe Räthe 
berief Karl Rudolph den Pfarrer Leonhard Gmür, von Amden, 
Theodor Wid, damals erfter Pfarrer an der Kathedrale, und 
den gelehrten Fldefond von Arx; als Aftuar der Behörde den 
ehemaligen Kapitularen Viktor Spillmann, Koadjutor in St. 
Georgen. So war die Meltgeiftlichfeit des ehemaligen Churi- 
ſchen Bisthumsantheild durb den Zuzug eines ihrer hervor: 
ragenten Mitglieder berüdfichtiget, nicht aber jene des ehemali- 
gen Konftanzgerantheild. In andern Dingen, deren Regelung 
der Adminiftrationsrath gerne gefehen hätte, hielt der Biſchof 
beharrlihes Stillihweigen ein. Die allfeitigen Beziehungen um 
die Mitte des Jahres 1825 zeichnet der Generalvifar Aemilian 
Haffner in einem Brief an den Fürften Pancratius: jelbft über 
das Mefen der Verbindung beider Bisthümer fei man uneinig; 
in Chur wolle man biejelben nur als ein Bisthum anfeben, 
beide dann auch auf eine und diefelbe Weiſe regieren, in St. 
Gallen dagegen fehe man beide Bisthümer als völlig jelbft- 
ftändig an, vereinigt nur in Bezug auf die Perfon tes Biſchofs; 
von daher große Unannehmlichfeiten für den Generalvifar; „wir 
trugen auf ein eigenes St. Galliihes Directorium, Rituale 
u. ſ. w. an; aber Chur will nur Ein und das Nemliche haben; 
vergebens beriefen wir uns auf die Beiſpiele anderer Bis- 
thümer, die öfterd auch nur einen Bilhof hatten, jo Würzburg 
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und Bamberg”; während Verfchievenes, was zur Zeit der Kon- 
ftanzer Bisthumsverwaltung unter MWeflenberg eingeführt wor- 
den (3. B. über Sponfalien, gemilchte Ehen, Beerdigung der 
Proteftanten u. ſ. w.), in St. Gallen ald rechtöfräftig ange: 
jehen werde, wolle Chur dießfalls bei feinen alten Grundfägen 
verharren und ohne Zuſtimmung des heil. Stuhles nichts ändern. 
„Was aber noch das Bedeutendſte ift, glaubt ſich die paritäs 
tiihe Regierung in St. Gallen und ſelbſt der Fatholiiche Ad— 
miniftrationsrath ermäcdhtiget, Alles zu thun und zu folgen“ 
(nabzuahmen?) „was in Deutichland, beſonders in Defterreich 
vorgehet. Ich finde zwiſchen der Kirchenjection im Badiſchen 
und dem Adminiftrationsrath beinahe feinen Unterfchied u. ſ. w., 
nur daß jener” Cdiefer?) „in manden Fällen noch confequenter 
handelt u. ſ. w.“ Unter ſolchen Umftänden ſei höchſt ſchwierig, 
auch nur den Grund zu einer erſprießlichen kirchlichen Ordnung 
im neu gegründeten Bisthum zu legen (19. Juli 1825). Dem 
allfeitigen Mißbehagen folgten ſächliche Zwiſte. Der Biſchof 
ftellte die Forderung, daß ihm alle, ehevem dem Stift zugehö- 
rige, zur Zeit vom Aodminiftrationsrath ausgeübte Kollaturrechte 
übergebeit werden. Er ſchrieb aus Chur: „Da der heil. Stuhl 
bei Aufhebung des proviſoriſchen Zuftandes und Errichtung eines 
eigenen neuen Bisthumd daſelbſt“ (in St. Gallen) „alle vor- 
malige diesfällige Abbatialredhte, worunter nad) meinem 
Dafürhalten die Kollaturen unzweifelbar und vorzüglich gemeint 
waren, an das neue Bisthum übertragen hat, jo werde ich auch 
felbe als mir und meinem Nachfolger am Bisthum angehörend 
betrachten können;“ hätte der Aominiftrationsrath andere Ans 
fihten, möge er ihm daherige Gründe mittheilen (28. Januar). 
Der Aominiftrationsratb antwortete: Seit dem 30, Januar 
1813 ſei er im anerfannten gejeglichen Beftß der angeiprocdenen 
Kollaturrehte; daß die früheren Bilchöfe (über St. Gallen) 
diefe Rechte nie befaßen, dafür zeugen Gefhichte und Urkunden; 
aud werde dem Fürftbiihof in Erinnerung fein, daß während 
der ganzen St. Galliihen BisthumdsUnterhandlung von jenen 
Rechten nicht im Geringften die Rede geweſen, auch feine Vers 
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zichtleiftung auf felbe gefordert worben ſei; aus dem Konforbat 
fönne alfo die nun geftellte Forderung auch nicht begründet 
werben; dann woörtlid: „die Abbatialrechte find erlofhen und 
dem Bilchof find und haben in ver Bulle feine andere Rechte 
übertragen werden können, als einzig bie bifchöflichen Rechte, 
welche der Abt in suo territorio Nullius ausgeübt hat. eve 
andere Auslegung ift einfeitig und könnte das Konkordat ges 
fährden;* fie würde ftörend auf bie gegenfeitigen Verhältniſſe 
einmwirfen, dad Zutrauen in die neue Schöpfung ſchwächen, das 
Vorſchreiten des ſchön begonnenen MWerfes lähmen, Mißtrauen 
und allgemeine Unzufriedenheit hervorrufen. Endlich gedachte 
der Adminiftrationsrath, wie verbienftlih es feitend der katho— 
lifchen Laien gewejen, die früher von der gemijchten Kantone 
regierung ausgeübten PBatronatrechte an bie Dberbehörde des 
fatholiichen Volkes gebracht zu haben (22. Februar). Mit fol 
her Ablehnung war auch Falk einverftanden, feiner vollen Ers 
gebenheit für die Firchliben Behörden ungeachtet. ) Da ver 
Biſchof auch in perfönfichen Unterredungen nicht zur Nachgiebig— 
feit zu bewegen war, jonbern vielmehr eine unterftügende Schluß- 
nahme jeitens des heil. Stuhles zu erwarten jchien, io wendete 
fib der Adminiftrationsrath bejchwerdeführend und mit dem Be: 
gehren an die Nuntiatur, daß der Fürftbiichof „in die Schranfen 
feiner Stellung zurüdgewiefen werde”, ſpäter an die Kantonds 
regierung, die er von ven fchriftlihen und mündlichen Verhand— 
(ungen über den Gegenftand in Kenntniß ſetzte, „damit ben 
Anmaßungen des Biſchofs entgegengewirft werden fann, welde 
ungebunden über vie Abbatialrechte fih ausdehnen möchten“ 
(4. November 1825). Die Regierung ging joweit als fie konnte 
und ſprach in ausführlich motivirtem Schreiben die Dazwiſchen— 
funft des Internuntius Paschal Gizzi zu dem Ende an, daß 
die abminiftrationsräthlide Ablehnung zur Anerfennung gelange 
(15. November). Der katholiſche Adminijtrationsrath verbanfte 

) In feinen Papieren liegt eine einläßliche, auf firchenrechtliche und 


gefchichtliche Momente ſich ſtützende, Beweisführung vor, daß die Anſprüche 
des Kürftbifchofes abzulehnen feien. 
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fehr verbindlich den ihm bei diefem Anlaß gewordenen Staats— 
Ihug, den er fich ſonſt bei jeder andern Gelegenheit verbeten 
hatte. Der Kollaturftreit zwijchen dem Adminiftrationsrath und 
dem Biſchof wurde noch einige Zeit fortgefegt; der Adminiſtra— 
tionsrath) aber blieb in den ihm durch Geſetz zugeſchiedenen 
Rechten, und eine die Anſprüche des Fürftbifchofs unterftügende 
Verfügung jeitens des Papſtes ift nicht ergangen. Die beiden 
fatholiichen Regierungen, die geiftlihe und die weltliche, welche 
die eigenthümlidhen Verhältniſſe St. Gallens neben einander ge- 
ftellt, Fonnten fich aber nicht bloß der Kollaturen halber, fondern 
auch in Berug auf mehrere andere Angelegenheiten nicht leicht 
verftehen. Der Adminiftrationsrath wünjchte Verftändigung; der 
Biſchof feinerjeits wollte Vorfchläge erwarten. So entftand ſei— 
tens der erftern Behörde ver Entwurf zu einem Konfordat mit 
dem Biſchof, folgenden wefentlihen Inhaltes: 1. Eintheilung 
ded Kantons in fieben geiftlihe Kapitel; 2. Selbftftändigfeit 
der Kapitel, nah Maßgabe ver „kanoniſchen Rechte”; Ernen- 
nung der Defane, Entwerfung ihrer Statuten, bifchöflidhe Ge- 
nehmigung vorbehalten; 3. in Bezug auf Ritus, das „Diref- 
torium*, die Faftenmandate, Hirtenbriefe u. f. w. wird St. 
Gallen als ein eigenes, unabhängiges Bisthum behandelt; reft- 
dirt der Bifchof nicht perfönlih in St. Gallen, fo geben alle 
amtlichen Erlaffe (Hirtenbriefe u. |. w.) vom Generalvifar aus; 
4. ungejchmälerte Anerfennung der Kollaturrechte des Admini— 
ftrationsrathes jeitend des Bilchofes; 5. Unterfuchung gefammter 
Kirhens und Pfrundredhnungen durch eine Kommiſſion des Ad— 
miniftrationsrathes, der ver Bilchof ebenfalls einen Kommilfär 
beigibt; 6. zu ficherer Erhaltung des bisthümlichen Dotations- 
fondes ſoll der Biſchof eine vdießfallfige Verwaltung in St. 
Gallen niederfegen, welche die Kapitalien (ver Bulle gemäß) 
nicht anders als auf fichere Unterpfande im Kanton anlege 
und von 3 zu 3 Jahren einer Kommiffion des Adminiftrationd- 
rathes, unter Vorweiſung der Schulbtitel, Rechnung ablege; 
gleihe WVorfchrift bezüglich des FYondes des Domfapiteld, der 


Domfirhe und aller übrigen Sonde; 7. der Biſchof folle, zum 
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Beten des Schulweſens, auf pädagogifhe Ausbildung der Se- 
minariiten Bedacht nehmen; 8. der Adminiftrationsrath ver: 
pflihtet jih, zu befriedigender Bejegung der theologiichen Lehr: 
ftühle in St. Gallen, ausgewählte junge Geiftlihe im Einver- 
ftändniß mit dem Biſchof auf zu beftimmenvden hohen Schulen 
ausbilden zu laflen; 9. das Verfommniß mit Konftanz über 
Eheveriprebungen vom 3. 1808 trete in Kraft für den ganzen 
Kanton. Punkte 10 und 11 betreffen die Matrimonialgerichtd- 
barkeit; das Konfiftorialgericht befteht aus 9 Mitgliedern, 4 
geiftlihen und 9 weltlichen; jene wählt der Bilchof, dieſe ver 
Adminiftrationsrath; das geiftlihe biſchöfliche Conſiſtorium 
Ipriht allein über Trennung des Ehebandes ab; ift Trennung 
ausgeiprochen, jo urtheilen die weltlihen Beifiger jenes Ge— 
rihts über Fragen der Entihädigung u. ſ. w.; das Konfiftorial- 
gericht entjcheidet auch über Klagen, betreffend die amrlihe Wirk 
jamfeit der Pfarrer. Ueber dieſen Entwurf fam ed zwar zu 
etwelchen mündlichen Verhandlungen, zu einer wirflihen Ver— 
ftändigung nie, da namentlich der Adminiftrationsrath den Ab: 
Ihluß über dad Ganze zur Beringung machte, während ver 
Bilchof keinenfalls von feiner Anſprache auf die Kollaturen ab» 
gehen wollte (1826). So bewegte fih die bijchöflihe Verwal: 
tung fürwährend in einem SBrovijorium, das weder den Laien 
noch der Geiftlichkeit genehm fein konnte. „Nichts hat einen 
Fortgang und die Ausfichten in die Zufunft find noch erbärm- 
licher“, fo klagte Wemilian Haffner in einem Brief an den 
Fürften Pancratius (1. April 1828). Andere mißbeliebige Er- 
örterungen, theild mit der Nuntiatur, theil® mit dem Bilchof, 
veranlaßten die vom Mominiftrationsrath geforderte „Gleich— 
ftellung“ des Churer Kapiteld mit dem St. Gallifhen, nemlich 
die Herabfegung feiner Gliederzahl auf die für St. Gallen be— 
ftimmte, dann die an die römische Eurie zu erlegenden Taren 
für die St. Galliſchen Kanonifate. Der fath. Adminiftrationd- 
rath haderte da um wenige Hunderte von Gulden, ftatt in ein- 
fachfter Weile den ernannten Domberren mit Rüdfiht auf ihre 
Ihmalen Einfünfte einen verhältnigmäßigen Beitrag aus dem 


allgemeinen Fatholifchen Fond an jene Koften zu verabreichen. 
Wie der Bilhof in feinen Berhältniffen zur Atminiftration 
wenig Rüdfiht auf St. Galliihe Anfchauungen und Bedürfniffe 
zu tragen wußte, jo gefiel fih der Adminiftrationsrath in einer 
ftreitluftigen Korrefpondenz mit der Nuntiatur über untergeorb- 
nete kanzleiiſche Ginrihtungen und Mebungen in Rom. Die 
Mipverftändniffe in St. Gallen wuchfen zur Scroffheit an. 
Die Nuntiatur ihrerfeitdS war höchſt gefällig und freundlich; fo 
war fie unter Anderm bemüht, den bigigen Span wegen ber 
Kollaturrechte dur Empfehlung an den Adminiſtrationsrath, 
dem Bifchof einige Kollaturrechte freiwillig zu überlaffen, zu 
Ihlichten, wogegen dann ber Heil. Vater alle übrigen Kollatur- 
rechte des Adminiſtrationsrathes als ſolche beftätigen würde. 
Durch Vermittlung der Nuntiatur erfolgte bald die Reduktion 
des Domkapitels von Chur auf vie Normalzahl von fünfzehn 
Mitgliedern und ed war dadurch die geforderte Gfeichftellung 
bewirkt (Bulle Papſt Leo tes XII, vom 4. Mai 1826). In 
erfter Beftellung ded Domfapiteld für das Bisthum St. Gallen 
wurde Heinrih Müller-Friedberg ald Propft, Leonhard Gmür 
als Domdekan ernannt; ald Reftdentialfanonifer wurden be— 
zeichnet: Aemillan Haffner, Theodor Wick, 3. A. Blattmann, 
Conrad Scherrer, Thomas Bräntle.. So hatten die beiden 
Opfer des Strafprozefled von 1805 wieder Anerkennung ge: 
funden; Thomas Brändle aber, treu feiner Beharrlichfeit für 
das Stift, lehnte ab; für ihm wurde ld. von Arr erwählt. 
Als Forenſes waren verdiente Seeljorger auf den Landpfarreien 
ernannt. Ganz fonjequent wurde in Rom in Folge der mit ber 
Gründung des St. Galliihen Bisthums zugleih ausgeſprochenen 
Aufhebung des Stiftes angenommen, daß nunmehr für die zu 
Domherren ernannten ehemaligen Kapitularen die Säfularifation 
und. Habilitirung zur Uebernahme von Pfrünten einzutreten 
habe, wofür ebenfalls die üblihen Kanzleitaren eingeforvert 
wurden. Die betheiligten Prieſter wendeten ſich dießfalls an 
den Heil. Vater mit Gefuh um Nachlaß, zumal fie bei allem 
Vorgegangenen ganz paſſiv geblieben feien, namentlid nie eine 
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Säfularifation verlangt haben nocd verlangen werben. Leider 
wurbe auch dieſe Kleinigkeit Gegenftand vieler amtliher Schrei— 
berei. Die Akten bezeugen, daß der Papft tießfällige Bittfchrift 
nicht unbeachtet gelaſſen habe. Dur ſolche und Ähnliche Ber: 
umftändungen verzögerte fich die förmliche Einjegung des Dom- 
fapiteld mehrere Jahre fang. Soldyes war dem fath. Admini— 
ftrationsrath fehr ungelegen, denn er fürdtete, daß bei all, 
fälligem Hinfchied des bejahrten Biſchofs noch vor Einjegung 
des St. Galliihen Kapitels, das Ehurer Domkapitel, veran- 
laßt durch die befannten obrigfeitlihen Ginwendungen Grau- 
bündend gegen das Doppelbisthum, allein zur Wahl eines 
neuen Biſchofs fchreiten würde und müßte, ohne daß St. Gallen 
ſich dabei beiheiligen könnte, „wodurch die ganze Machenſchaft 
aufgelöst würde“. ‘) Die Inftallation ded St. Galliihen Ka- 
pitel8 erfolgte endlich, unter geziemenver Feier, am 14. Juli 
1830. Statt des jhon im J. 1828 verftorbenen Leonhard 
Gmür war nun Aemilian Haffner Domdekan; in eine andere 
Bafatur unter den Refidentialen trat Joh. Nep. Zürder ein. 
Die Forenfes waren die Pfarrer: Schönenberger in Waldkirch, 
Pfifter in Berned, Chr. Andr. Hardegger in Kirchberg, Joh. 
Kaſpar Wölfle in Lichtenfteig, Gallus Joſeph Popp in Häg- 
genihwyl, Joh. Joſ. Nußbaumer in Niederhelfenſchwyl, Job. 
Jakob Schaffhaufer in Niederbüren, und Rudolph Good in 
Mörſchwyl. Unterdeſſen ergaben fib zwiſchen dem Fürftbifchof 
und dem Adminiftrationsrath noch ernftere Anftände als früher. 
Die bifchöflihe Dotation war auf 7500 Gl. Rente feftgefegt, 
davon 5000 Gl. für die bifhöflihe Menja, 2500 Gl. für die 
Curie. Aus den angewiefenen Kapitalien und Grundftüden 
zog der Biſchof in Wirklichkeit jene Gefammtjumme nicht; er 
berechnete vielmehr, daß er Jahr um’ Jahr eine Einbuße von 
1500 bis 1600 Gl. erleive. An das Billigfeitögefühl des Ad- 
miniftrationsrathes fich wendend, trug er dieſem an, vie Bers 
waltung bes betreffenden Fondes ihm, dem Biſchof, ab- und 


ı) Schreiben ded Generalvifard Aemilian Haffner an den Fürften Pans 
eratius; vom 18. April 1829. 
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felbft zu übernehmen, dagegen dem Biſchof die vollen durch bie 
Bulle zugefiherten 7500 Gl. jährlich zu verabfolgen; zugleich 
erjuchte er um Erjag bisheriger vierjähriger Einbußen (29. Nos 
vember 1828). Der katholiſche Adminiftrationsrath aber trug 
fih mit Höherem; eine rechtliche Pflicht zur Ergänzung der bes 
Iprochenen Rente aus dem Gang der früheren Unterhandlungen 
und namentlich in Folge unverflaufulirter Uebernahme ter ans 
gewiejenen Dotationsgegenftände feitens der geiftlichen Behörde 
ablehnend, ſich aber zu gütlicher Abfindung bereit erflärend, ers 
griff er den Anlaß, mit feinem Hauptanliegen auszurüden. Er 
fchrieb dem Fürftbiichof wörtlih: „Es ift allgemein befannt, 
wie jehr die Bündneriſche hohe Regierung durd die Verbindung 
der beiten Bisthümer Chur und St. Gallen geärgert worden 
ift und wie Hochdieſelbe jelbit Schlüffe gefaßt haben fol, bei 
dem Abfterben Euer Hocfürftlihen Gnaden — — — mit der 
Kraft des weltlichen Armed den Statum ab ante wieder zu be- 
wirken. Wir finden feinen Grund, diefer Hinwirfung entgegen- 
zuarbeiten, wohl aber fordern unjere Bebdürfniffe und auf, der: 
jelben auf jede geeignete Art Hand zu bieten. Selbſt der an- 
fehnlichere und größere Theil des Klerus beider Kantone St. 
Gallen und Graubünden wünſcht eine vollfommene Trennung 
der beiden Bisthümer, und findet die Verbindung den Forber- 
niffen des Volkes und der politiihen Lage deſſelben zuwider. 
Diefer geipannte Zuftand der Sache wirb daher andauern, bie 
die WVorjehung durch Vakantwerdung des biſchöflichen Sitzes 
dieſe Spannung heben und die Gelegenheit geben wird, bei 
dem heil. Stuhl um Trennung der beiden Bisthümer, auch im 
Haupte, einzufommen.” Alsdann aber, jo fährt das Schreiben 
fort, werde bis Austrag der Sade ein ſchädliches Provijorium, 
mit ihm eine allgemeine Verwirrung eintreten; daherigen Bes 
denken follten bijchöfliche und weltliche Behörden gemeinfam vor« 
beugend entgegenwirken; es follte ſchon jegt ver Heil. Vater 
gebeten werden, „die verlangte Trennung und vollfte Selbft- 
ftändigkeit ver beiden Bisthümer auf den Fall der Vakant—⸗ 
werbung des bifchöflihen Sitzes auszuſprechen, und bie beiden 
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Domkapitel zu Chur und zu St. Gallen, jedes für fein Biss 
thum beftehend, zu inftituiren.” Hieran ſchloß fih die Bitte 
an Karl Rudolph um Mitwirkung zu erwähntem Zwed, und 
die Zufiherung, daß, ſobald der Papft die Trennung und volle 
Selbitftändigfeit der beiven Bisthümer ausgeiprochen haben werbe, 
der Adminiftrationsrath die vom Biſchof gewünfchte Verwaltung 
des Dotationsfondes übernehmen und ihm für fi und die Kurie 
lebenslänglih den vollen Jahresbetrag von 7500 GI. in viertel: 
jährlihen Raten ausbezahlen werde 5. März 1829). So war 
obrigfeitlih die Art an das Doppelbisthum gelegt, noch bevor 
das St. Galliihe Domkapitel inftallirt worden. Alsbald folgte 
eine Unterredung über den Inhalt obigen Schreibens zwiſchen 
dem Fürftbiihof und dem SPBräfidenten, dann ein nener Brief 
des Adminiftrationsrathes an den Biſchof, in welchem dieſer 
um feine Mitwirfung zu dem Zwed erſucht wurde, daß bad 
St. Galliihe Kapitel bei erfter Sedisvakanz jofort allein und 
von fih aus den St. Galliihen Biſchof ernennen möge, wos 
gegen der Aominiftrationsrath nebft Mebernahme der Verwaltung 
volle Zahlung der bewußten Nente vom 31. Mär; 1829 an 
verhieß, unter dem Borbehalt jedoch, daß, falls binnen einem 
Jahre von Rom aus dem Begehren um St. Galliihe Selbft- 
ftändigfeit nicht in erwähnter Weile entjprochen jein würde, 
dannzumal dem Adminiſtrationsrath zuftände, das Mehrbezahlte 
wieder in Abrechnung bringen zu fönnen (31. Mär). Der 
Biſchof gab feierliche Zufage zum Gewünſchten, verbat fih da- 
gegen die eventuelle Erjagpflibt (1. April). Nun neue Miß- 
helligfeit. Da bid zum Frühjahr 1830 das Projeft ver Trens 
nung nicht um einen Schritt vorwärts gefommen, namentlich 
der Biſchof dießfalls ganz unthätig geblieben war, jo machte 
ber Abminiftrationdrath die vorbehaltene Erjagforderung geltent. 
Empfindlich darüber erklärte der Fürftbiichof: zu einer Initia— 
tive in Sachen der Trennung habe er fich keineswegs anheiſchig 
gemacht; fie würde fih für ihn auch nicht fchiden; wolle der 
Adminiftrationsrath bei feiner Abficht verharren, fo möge er 
von fih aus ein zeigbared Schreiben an ihn richten; folches 


— 921 — 


wolle er (Biſchof) empfehlend nah Rom einbegleiten (3. Juni 
1830). Nun folgte eine Zwilhenhandlung. Im Spätherbft 
zuvor hatte die Prüfungskommiſſion des Fatholiichen Großraths- 
folegiums Einfiht in die Korreſpondenz über bie eingeleitete 
Trennung verlangt, dabei an die gejeglichen Vorfchriften er- 
innert, welche nad ihrer Anfiht bei daheriger Unterhandlung 
maßgebend wären. Ihr Begehren wurde vom Adminiſtrations— 
rath abgelehnt; dagegen berichtete diejer umftändlich über Weſen 
und Gründe jeined Vorhabens an das genannte Kollegium 
(14. Zuni 1830) mit Anträgen, was weiter gefchehen follte. In 
Genehmigung derfelben wurde der Adminiftrationsrath beinahe 
einhellig beauftragt, im jchidlich erachteter Zeit auf tie Tren- 
nung für den Fall der Sedisvafanz hinzumirfen, „ohne jedoch 
über eine Vermehrung des jegt beftehenden Bisthumsfondes ſich 
einzulaffen, wenn eine foldhe in Anregung gebradht werden 
möchte” (Beihluß des katholiſchen Großrathskollegiums vom 
18. Juni). Aber eben in Folge diefer Verhandlungen gerieth 
die Sache vollends in Stoden; der Aominiftrationsrath ließ 
fein Projekt für einmal „auf fih beruhen“, va er nit im 
Falle fei, bezüglich der Verzinſung des Dotationsfapitals zu 
vollen 5 Prozent zu entſprechen; jolches meldete er dem Bilchof 
(20. Juli). Bon nun an ruhte dieſe Trennungsfrage einige 
Zeit Hindurd. Inzwiſchen war der Adminiftrationsrath, wie 
immer, bedacht, in Firhliden Saden Autorität zu üben; jo gab 
er ter Verordnung des fatholiihen Großrathöfollegiumd über 
die Bedingungen für Anftellung von Prieſtern auf Pfründen 
mit der Erinnerung Vollzug, daß jeder Priefter, vor ter Bes 
werbung um eine Pfründe, mit einem von ihm (dem Admini— 
ftrationsrath) ausgeftellten Wahlfähigfeitsaft zu verjehen jei und 
folben dem Kollator vorzumweilen habe. Er erftredte feine Aufs 
ſicht aud auf die Kapitularen, welche die angejehenften Manns» 
flöfter der Schweiz (Einfiedeln und andere) auf St. Gallijchen 
Pfründen anftellten, und auf die Beichtiger der Frauenklöſter 
(Verordnung vom 30. Dftober 1827). Auch zwiſchen der Kau— 
tondregierung und dem Fürftbiichof erhoben ſich Anftände. Diefer 
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hatte am 15. März 1827 ein Kreisſchreiben an bie Geiſtlich— 
feit des Bistums erlaffen, welches die Gingehung der ge 
mifchten Ehen erichwerte. ') Die Regierung befremvete fich über 
ſolch eigenmächtigen und ohne Begrüßung ter Staatsgewalt 
veröffentlichten Erlaß und richtete an den Bifchof die Einladung, 
feine in allgemeinen Difziplinarfachen zu erlaffenden Anordnungen 
in Zufunft ihr zeitig genug mitzutheilen, damit fie je nach Um— 
ftänden das landesherrlihe Plazet ertheilen, jedenfalls ftaatliche 
Rechte wahren könne (5. April). Im gleichen Jahr (1827) 
verordnete die Regierung, daß das mit der Konftanzer Bis- 
thumsbehörde im J. 1808 abgeſchloſſene Verfommniß betreffend 
Eheverfpreben und baherige Klagen auch im ehemaligen Churer 
Bisthumsantheil des St. Galliihen Gebieted zur Anwendung 
zu fommen babe, in Eheſcheidungsſachen die biſchöfliche Kurie 
jowohl im ehemals Churifhen als im ehemals Konftanziichen 
Bisthumsantheil nur über die Frage der Scheidung abzuſprechen 
babe, dagegen ver Entſcheid über alle und jede Rechtsfragen 
zwijchen den Eheleuten, über Vermögen, Suftentation, Erziehung 
der Kinder u. f. w., der bürgerliben Gerichtsbarkeit überlaffen 
bleiben ſolle (25. September). Es verdient noh Erwähnung, 
daß die Regierung von Appenzell 3. R. ſchon im Jahr 1825 
den Wunſch nah Einverleibung in das Bistum Et. Gallen 
vernehmen ließ; ver Ffatholiihe Anminiftrationsrath von St. 
Gallen erwieberte: vor Allem wolle er dortige einläßlichere An- 
träge vernehmen. 

Während man in St. Gallen fih dem verderblichften Hader 
hingab, lebte Fürſt Pancratius ftill wie immer in feinem klö— 
fterliben Aſyl zu Muri, auf neue milde Stiftungen bedacht. 
Hatte er durch bereit berichtete Bergabungen die Vergangenheit 
berüdfichtiget und geehrt, fo wendete feine Aufmerkſamkeit ſich 
nunmehr ter Zukunft zu. Da die unterbrüdte Benebiftiners 
Abtei St. Gallen für „das Seelenheil des WBolfes” nicht mehr 

) Ein früherer Erlaß vom 10. November 1820 hatte, auf alte firch— 


liche Berbote gefußt, vollend® verorbnet, daß feder einzelne Ball dem Beil. 
Stuhl zur Kenntniß und Entſcheidung einberichtet werde. 
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wirken könne, allſo ſchrieb er, wolle er Vorforge für Erſatz 
treffen. Seine Berehrung für die Geſellſchaft Zefu und bie 
Sorge für die Erfüllung des erwähnten Zwedes führte ihn zur 
Stiftung regelmäßiger Jefuiten-Mifftonen in der Schweiz. Schrift: 
lich beurfundete er zu diefem Ende feinen Entſchluß: „geiftliche 
Mifftonen zu ftiften, in der Ueberzeugung, daß dieſe vorzüglich 
geeignet find, nicht allein die Erzielung des ewigen Heild mancher 
hriftlihen Seele als erften Zweckes, ſondern auch das Wohl 
des Staates durch Bildung gottesfürdtiger — hiemit guter — 
Dürger zu bewirken“. In dieſer Abficht vergabte er der „Ehr- 
würdigen Geſellſchaft Jeſu“ durch ten damaligen Bizeprovinzial 
in der Schweiz, P. Johann Baptift Drad, ') ein Kapital von 
16,000 Schw. Fr. zu jährlichen zwei Mifftonen von je 8 bie 
9 Tagen, durch zwei SPBriefter der Gefellichaft an je zwei Orten, 
vom Jahr 1823 an einfchließlich, zu halten (Art. 2). „Die Ge- 
wiffenhaftigfeit ver Geſellſchaft Jeju, auf welche Wir und ohne 
weitere zur Sicherheit des Stiftungsfondes anzumeifende Hypo» 
thef gänzlich verlaffen, ift Uns Bürge, daß fie diefen 2. Artikel 
genau erfüllen werde.” Die alljo geftifteten Miffionen, fo vers 
ordnete der Fürft weiter, jollen „inner der Schweiz” ftatthaben, 
namentlih im fatholifchen-Antheil des Kantons Bern, in den 
Kantonen Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden ob und nid dem 
Wald, Zug, katholiſch Glarus, Freiburg, Solothurn, Bajel, 
Appenzell J. R., St. Gallen, Aargau, Waadt, Thurgau, Wals 
lis und Fatholifh Genf. Jedem der Bilchöfe von Bafel, Sitten, 
Zaufanne und Genf, wie auch von Chur und St. Gallen, ließ 
er vidimirte Abjchrift der Stiftungsurfunde zuftellen; die Gejell- 
ſchaft Jeſu verpflichtete er zur Niederlegung eines Empfangs- 
inftrumented für ben Fond der 16,000 Fr. in das bifchöflidh 
St. Gallifhe Archiv (Urkunde aus Muri, 27. November 1825). 
Bald naher folgte neue Vergabung: der Fürft ftiftete zwei 
Stipendien für zwei bei den Sefuiten ftudirende Kandidaten ber 
Theologie aus den St. Gallifhen Stiftslanden; die Auswahl 
der Stipendiaten blieb dem Generalvifariat des Bisthums St. 
) Hargauer aus Kirchdorf im Siggenthal bei Baden. 
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Gallen anheimgeftellt; Betrag der Stiftung 5000 Gl. rheinifch 
(1. Auguft 1826); die Haupturfunde wurbe tem Biſchof von 
Laufanne übergeben. Auch für die Schuljugend in Muri und 
Umgegend öffnete Pancratius feine milde Hand: er gründete 
mittelft Anmeifung von mehreren taufend Franken eine Schul- 
ftiftung, vermöge welcher die ſechs Schulen der Pfarrei Muri 
alljährlih vor dem Bezirksſchulrath zu einer Konfursprüfung 
vereiniget, die Kinder dann je nad ihren Leiftungen mit an— 
ſehnlichen Preiſen in Geld beſchenkt werben; feierlicher Gottes- 
bienft ſoll jeweilen dieſes finnige Schulfeft einleiten. Die Ber: 
gabungen des Fürften unter Lebenden berechnet P. Columban 
wie folgt: für die bereit8 im Jahr 1819 geftifteten Anniverfa- 
rien 33,000 Gl.; zu gleihem Zwed an die Pfarrfirhe in Nä- 
feld 4200 Gl.; zu Jahrzeiten in Fiihingen, Wyl, Goßau, Ror- 
bad, Bütſchwyl, Freiburg in der Schweiz, Pruntrut, Solo» 
thurn, an jeden Drt 2887 Gl. 30 Kr.; „vicle8 Andere für 
Kirhen und Schulen da und dort”, -zufammen 79,821 Gl. 
374, Kr. Dieſes Verzeihniß läuft bis 1. Juli 1828; P. Eos 
lumban jegte eigenhändig hinzu, daß ed unvollftändig und uns 
vollendet ſei. Teftamentarifch hatte Pancratius ſchon am 1. Juni 
1821 (alſo am Tage der zweiten Jahrzeitenftiftung) verordnet: das 
Gotteshaus Muri fei erfucht, die drei goldenen Pektoralien und 
zwei Abbatialringe jo lange in Verwahrung au nehmen, bis in 
Et. Gallen eine Abtei oder ein Episcopatus sive saecularis 
sive regularis?) errichtet fein werde, und erft alsdann viele 
Pretiojen dem Abte oder dem Bilhof (von St. Gallen) als 
Eigentbum des Bisthums übergeben zu laffen; die zwei gol- 
tenen Drdendfetten B. Virginis M. Annunciatae ?) follen vers 
fauft, der Erlös zu vier gleichen Theilen den Pfarrherren zu 
Wyl, Rorſchach, Goßau und Lichtenfteig zur Austheilung an 
dortige Hausarme abgeliefert werden; die Hälfte des Lichten— 
fteiger Antheild dem reformirten Pfarrer dafelbft zu Handen ber 


') Ein Bisthum mit oder ohne Kloftereinrichtung. 
?) Bergabung des Königs von Sardinien an den jeweiligen Abt von 
. Gallen feit 1686. 
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Hausarmen gleicher Konfeſſion; mehrere mathematische Inſtru— 
mente (Erinnerung an fein Lieblingsfab), einige goldene und 
anvere Uhren und Aehnliches vergabte er dem Orte jeiner Be- 
gräbnig für die daherigen Unkoften und Erequien, mit dem aus— 
drüdliben Beiſatz: es jolle bei der Begräbniß alles Gepränge 
unterbleiben und mehr nicht als bei der Begräbniß „eines jeden 
Religiofen” geichehen. Anderes von weniger Bedeutung, unter 
freundlicher Bedadhtnahme für den P. Columban. Am Todes: 
tage allfällig vorhandene Baarihaft und Guthaben beftimmte 
der Teftator für die Hausarmen der oben genannten vier St. 
Galliſchen Pfarreien. Eine befondere Erklärung vom 17. Des 
zember 1824 beftätigte das Teftament. Es liegt wie audges 
wiejen vor, daß der Fürft ungefähr die gleiche Summe, die ihm 
als PBenfton für nahe an fünfzehn Jahre zugefommen, ausſchließlich 
für Kirchen-, Armen» und Erziehungszwede verwendet hat. Im 
Frühjahr 1829 nahte der Fürft, an der Maflerfucht leidend, dem 
Ziele feiner irdiſchen Laufbahn; fein Tagebuch jchrieb er eigens 
händig nur noch bis zum 15. Mai; von dann an enthält es 
bloß jpärlihe Notizen, nah Diktat des Fürften von des P. 
Eolumban netter Hand gejchrieben, bis in den Juli hinein: 
reihend. In diefen Tagen ſchrieb Müller-Frievberg dem hohen 
Kranfen eigenhändig Folgendes: „Hochwürdigſter Fürft! Mit 
aufrichtiger Theilnahme vernahm ich das Erfranfen Euer Hoch— 
fürftlichen Gnaden; die Vorſehung möge über Hochfelbe walten, 
wie Sie über mich gnädig waltete. Ich war zweimal binnen 
2 Jahren ver Ewigfeit weit näher und lebe und wirfe noch. Das 
erinnert mich num, nicht mehr zu verzögern, was mein Herz ſich 
fängft vorgenommen hatte. Gewaltfame Weltfrifen haben uns 
gewaltjam aus einander gerifjen. . Meiner Pflicht war ih treu, 
wie fie jedesmal über mich verfügte, und PVerfönliches leitete nie 
mein öffentliches Handeln. Doch mag in jolden Wirren augen- 
blilih Unehrerbietiged oder Mebelwollentes in mein Thun ein: 
gefloffen fein. Laſſen Sie mich nit von hinnen jcheiden und 
ſcheiden auh Sie nit von binnen, ohne mir großmüthig vers 
ziehen zu haben. Verſchmähen Eure Hocfürftlihen Gnaden die 
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Bitte eined Mannes nicht, der die großen Eigenſchaften kennt, 
die er an Ihnen zu verehren hat, und der, jo wie in tiefer 
Ehrfurcht, auch mit liebendem Andenken verharren will — — 
— — — — Euer Hodfürftlihen Gnaden gehorfamft und er- 
gebenfter v. Müller- Friedberg, Landammann. St. Gallen, 29. Zuni 
1829”, ') Fürft Pancratius verfhied am 9. Juli nachhin im 
hohen Alter von 76 Jahren, „getroft*, wie er felbit jagte, im 
Hinblid auf die zwei erfreulichen Ereigniffe jener Zeit, die Ka— 
tholifen-Emanzipation in England und bie neue Papſtwahl (Pius 
des VIIL) Ihm gebührt der Ruf eined ehrenveiten, pflicht⸗ 
treuen, dur Frömmigkeit und milden Sinn geadelten Karafters, 
Dankbar werben ®eiftlichfeit und Volk in den St. Gallien 
Landen noch lange Jahre jein Andenken ehren. Pancratius war 
ein Negent, Abt und Priefter, der feines Panegyriften bedarf. 
Die irdiſchen Ueberrefte ded Verewigten wurden in der Klofter- 
firhe beigejeßt; die Regierung von Aargau ehrte jein Andenken 
dur ein Beileivsjchreiben und dur Theilnahme am Begräbs 
niß mittelft perfönliher Abordnung; dad Volk durd überaus 
zahlreiches Erſcheinen bei dieſer Firchliben Handlung (12. Juli). 
P. Columban Ferch, des Fürften Sefretär und Erilgenofjie wäh- 
rend zwanzig Jahren, jegte dem Verftorbenen in der Kloſterkirche 
zu Muri eine einfache Gedenktafel, die in kurzem Wort erinnert: 
Pancratius jei zwar der legte in der Reihenfolge der Aebte ges 
wefen, aber der Erften Einer an Verdienſten; unbeugjamer und 


1) Moreffe: „A Son Altesse Rörörendissime Monseigneur le Prince 
Pancrace, ci-deraut Abb& de Saint-Gall, Stift Muri im Aargau.“ Brief 
und Adreſſe find vom Verfaſſer diefes Buches mwörtlih dem Driginal ab— 
geichrieben. In den Papieren des Fürften liegt eine Antwort nicht vor; 
und in deffen Tagebuch findet fich feine Notiz von einer ſolchen. Müllers 
Friedberg hinwieder erzählt, daß ihm eine ganz entfprechende Erwiederung 
zugefommen ſei (Schw. Annalen, Bd. II., S. 130). Der Verfaſſer weiß 
von einem gang fundigen und unbetheiligten Zeugen, daß der Fürft immer 
und namentlich in den Tagen der Krankheit in chriftlich verföhnlicher Stim: 
mung gewefen, nie irgend einen Groll über Jemanden wahrnehmen ließ. 
Erwähnte Antwort dürfte im Auftrage ded Kranfen durch P. Golumban 
ertheilt worden fein. 
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beharrliher Berfechter der Kirche und feiner Gotteshäufer. *) 
Üebereinftimmend mit P. Columban fprab Aemilian Haffner 
das Lob des Hingefchiedenen aus, fchildernd, wie er gleichſam 
allein dem Sturm der Zeiten wiberftanden, jedenfall® rühmlich 
unterlegen ſei.) Drei Tage nad dem Hinfchied des Fürften 
folgte ihm der treue P. Thomas Brändle, der feine legten Les 
bensjahre in Wyl zugebracht, in die Ewigkeit; im April 1834 
der treuefte der Treuen, P. Golumban, im Gotteshaufe Muri. 

Pancratius’ legtwillige Anordnungen wurden theilweije an« 
gefohten. Kaum war das Teftament befannt, berichtete der 
Landammanı (Müllers Friedberg) dem St. Galliiben Rath: es 
jeien erbfühige Verwandte vorhanden; die vom Teftator ges 
ſchehene Berufung auf fein Ordensgelübde erfcheine, abgeſehen 
von der im Kanton St. Gallen vollzogenen politiichen Umwand- 
lung, aud in Folge der dur den Heil. Vater jelbft ausge- 
Iprochenen „WBernichtung des Klofters“ als unftatthaft und es 
habe der Abt deßhalb in diefer bürgerlihen Angelegenheit feine 
privilegirte Stellung anſprechen können. Das Teftament dürfte 
daher von Seite der Inteftaterben Anfechtung erleiden. In Folge 
deſſen ftellte die Regieruig das Begehren an den Vorort Bern 
und an den Stand Aargau, bis YAustrag der Sade die Hins 
terlafjenihaft mit Sequefter zu belegen (Beihluß vom 13. Aus 
guft 1829). Es geſchah. Die Verwandten des Fürften be— 
ftritten dann wirklich die Gültigkeit des Teſtamentes; es er- 
gingen in Folge deffen amtliche Borladungen vor das Friedens— 
gericht Muri, Den betheiligten Gemeinden ließ vie Regierung 
wiſſen, daß fie die Beitreitung allfälliger Prozeßfoften aus ven 


'!) „Serie omnium Ultimus, meritis assecutus Primos; strenuus et con- 
stans Ecclesiae et Monasteriorum suorum Defensor.“ 

?) Hemilian’d Schreiben an Abt und Konvent von Ginfledeln, vom 
11. Juli 1829: „Fuit Pancratius Princeps et Abbas noster vir constans 
animo, ad ardua natus, laborum patiens, rectique tenacissimus. Mens 
illi a recti justique tramite flecti nescia. Cumque suscepto vix suo regi- 
mine uti alibi gentium ita etiam in suo territorio omnia susquedeque 
verti vidisset, ipse quasi solus contra torrentem depravati saeculi nitens, 
in diuturno certamine tandem, gloriose tamen, occubuit.“ 
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öffentlichen Armenfonden nicht zugeben würde. Endlich wurde 
der Anftand durch einen Wergleih beigelegt, welcher jeder ter 
vier Gemeinden 1500 Gl. zufchied, was die Regierumg guthieß; 
den Ueberſchuß requirirte diefelbe bei dem Vorort und bei ber 
Regierung von Aargau zu Handen der Inteftaterben (Rovem- 
ber 1830). Die Vergleihsunterhandlungen waren Namens der 
Verwandten durch einen Neffen des Fürften, den eidgenöfftichen 
Dberft Panfrag Ledergerw, geführt und zum Abſchluß gebradt 
worden. Das Gejammtergebniß deſſen, was laut Teftament den 
vier Pfarrgemeinden zu Handen ihrer Hausarmen hätte zufom- 
men jollen, betrug nahe an 12,000 Gl. Es ift aljo annähernd 
halbirt worden. Die von den ernfteften religiöjen Anfchauungen 
des Verftorbenen ausgegangenen Verfügungen haben nur theils 
weife Erfüllung erhalten. Die durch den Vergleich ven Ge— 
meinden zugefchiedenen Beträge wurden von denjelben Fapitalifirt. 
Goßau büßte beinahe die Hälfte feines Betreffniſſes im Falli— 
ment eined Toggenburger Induftriellen ein; ven Reſt wies es 
für Schulgwede an; die übrigen Gemeinden verwenden den Er— 
trag zu regelmäßigen Austheilungen an ihre Hausarmen. *) 
Auch die Reihen der weltlihen Notabeln lichteten ſich in 
diefen Zeiten. - Sichtlih alterten jene Männer, welche die legten 
Jahre der alten Eidgenoſſenſchaft noch mit verlebt, die Stürme 
der Revolution durchgemacht, dann Jahrzehnte lang die Gefchide 
des St. Galliſchen Freiftaates mitgeleitet hatten. Der älteften 
Einer war 3.2. Eufter, fhon im Jahr 1818 aus dem Großen 
Rath ausgeſchieden; er lebte von dann an in würbevoller Muße, 
häufig auf Schloß Grünenfteinz; Anfangs des Jahres 1828 
ftarb er, nachdem er Fahre lang der Wohlthäter des Rheinthalg, 
zumal feiner evangeliſchen Konfeſſionsgenoſſen, geweſen. Seine 
teftamentarische Vergabung an jenen Randestheil belief ſich auf 
39,500 Gl., die früher erwähnten Schenkungen fjelbftverftänd- 
lich nicht einbegriffen. Xaver Gmür, der Bemwegliche und Un— 
ermübliche, thatfächlih das Haupt und der einflußreichite der 


') Alten im Kantonsarchiv und in den Archiven ber beiheiligten Pfarrs 
gemeinben. 
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Großräthe, die nicht zugleih die NRegierungsfeffel inne hatten, 
er, der in den Kommiffionen ded Großen Rathes und durch 
deren Berichte für die öffentlichen Leiftungen und Unternehmungen 
die Schranfen zu jegen, fir das Vorrücken oder den Stillftand 
in der Gejeggebung das Loſungswort zu geben, zwifchen ver 
Machtfülle ver Regierung und den Madtanfprühen des Großen 
Rathes die Wange zu halten gewohnt war, jchied im Frühjahr 
1825, noch wenig vorgerüdt im Alter. Einen eben fo beveuts 
jamen Berlurft erlitt der Kleine Rath in feinem engeren Kreis, 
und mit ihm der Große Rath, im frühen Hinfchied des Regie: 
rungsrathes Meßmer (1826); hochbetagt war ihm Dukli, ber 
treue Kämpfer für die Selbftftändigfeit und die Rechte der Ka— 
tholifen, der Rechtskundigen und zugleich Gerechten Einer im 
Kleinen Rath, ſchon im Jahr 1824 vorangegangen. Ebenfalls 
aus dem Leben fchied im dieſer Periode der vieljährige Regies 
rungsrath und nachherige Appellationsgerichtspräfivdent Germann, 
defien Rechtlichfeit und Geſchäftskunde nie beftritten und der be 
ſonders alddann an die Spige der Großrathöfommiffioneun ges 
ftellt wurde, wenn die oberfte Randesbehörde gut fand, fie aus 
Stellvertretern aller acht Bezirke beitellen zu laſſen. Wenige 
Wochen nahher (Anfangs des Jahres 1829) farb der Präft- 
dialkollege Müller-Friedberg’8, der Landammann Jul. Hierony- 
mus Zollifofer von Altenklingen, der ſechsundzwanzig Jahre lang 
das Haupt der Finanzverwaltung geweſen. Müller⸗Friedberg 
ehrte die Verdienſte des Hingeſchiedenen in offizieller Rebe, 
Schon längere Jahre zuvor war ein Namend- und Yamiliens 
verwandter des verftorbenen Landammanns, Joh. Jak. Zollikofer 
von Altenklingen, Beamteter ſchon in helvetiſcher Zeit, dann 
Kanzleidirektor und zuletzt erſter Staatsſchreiber, aus dem, ſtaat⸗ 
lichen Amtöfreis ausgetreten, um ſich fürder den höheren Ber 
amtungen jeiner Vaterftadt St. Gallen zu widmen. Er war ber 
Verfaſſer der erften allgemeinen Sammlung der St. Gallifchen 
Geſetze, die bis dahin in den offiziell ansgegebenen Bänden zers 
ftreut lagen; von bdiefer Sammlung war im Jahr 1826 die 


zweite Ausgabe erfchienen. Im Rheinthal wie im Kanton bes 
Baumgartner. Kanton St. Gallen, I. 34 
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trauerte man (1828) ten Hinſchied tes Appellationsrichters 
Johannes Neff, Dr. med., ter in verſchiedenen Amtsverbälts 
niffen, beionders aber im Face der Geſundheitspolizei, eine bes 
deutfame Stellung eingenommen hatte, dann des Kantondrathes 
und Kreisammanns Jakob Nifolaus Zündt (geftorben Anfangs 
1830), wie jener Bürger von Altftätten, Mann von Geift und 
anerfannt vorzüglibem Wirken, im Großen Rathe zu oppoſi— 
tioneller Gefiunung geneigt, vorzüglich im katholiſchen Großraths⸗ 
folfegium dem Gmür'ſchen Adminiftrationsrathe gegenüber. In 
biefen Jahren ftand and in Folge längerer Krankheiten das 
Leben red Landammanns Müller: Friedberg in Gefahr; feine 
amtliche Thätigfeit nahm allmälig ab, wenn auch fein Geiſt bes 
währte Lebhaftigfeit behauptete. An feine Eeite wurde Her: 
mann Feld zum Landammann gewählt. Dudli wurde in ver 
Regierung durh ten Craminator Klemend v. Eaylern erjegt, 
der ſich insbefondere dem Juftizwejen widmete. Auf Meßmer 
folgte der tır allen Kreifen beliebte Johann Mathias Näff von 
Altftätten, Tangjähriger Bezirfsgerichtspräfitent des Rheinthales, 
ein Magiftrat, dem jedoch das Regierungegebäude nicht lange 
behagte; Nachfolger Näff's (für einen Theil der Finanzverwal- 
tung) war Johann Conrad Eufter von Rheined, der in jüngeren 
Sahren (zur Mediationgzeit) Legationsfefretär der St. Gallifchen 
Geſandtſchaften an den Tagfapungen geweſen. An die Stelle 
Germann’s wurte Müller » Friedberg (Sohn) zum Präftdenten 
des Appellationsgerichtes erhoben, ver jedoch bald (im Juni 
1830) fi eine Wiederwahl verbat. Sein Nachfolger auf dem 
wichtigen Präfidentenftuhle war oh. Jakob Schirmer, von St. 
Gallen, von mehr faufmännifcher ald allgemeiner Biltung, 
früher lange Jahre Mitglied des (fantonalen) Erziehungsrathes. 
Die Lücke, die Meßmer in der Staatöverwaltung gelaffen, wurte 
nicht völlig ausgefüllt. Statt feiner wurten zugleich zwei 
andere Mitglieder in die Kommilfion des Aeußern und des 
Kriegsmefens berufen, NReutti und der fchon im Jahr 1821 ein— 
getretene Barth. Mayer; das Bauweſen leiteten dieſe beiten 
Regierungsräthe von 1826 am meift gemeinfam, was Unbe— 
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holfenheit und ſelbſt Etodung herbeiführte; an die Spige des 
Militärweiens trat Mayer, mehr Juriſt ald Kriegsmann. Die 
Regierung nabm an Gelenfigfeit und Kraft fichtlih ab und die 
Anzeichen waren bereitö vorhanden, daß die ganze Staatäleitung 
allmälig an jüngere Kräfte übergehen werte und müfe. Wir 
führen dieſe der Reihe nah auf. 

Am 21. Zuni 1825 trat Baumgartner ') von Altftätten 
in die Reihen ver 150 Landesväter. Ende November 1820, 
- vielfach. empfohlen, in den Staatödienft aufgenommen, arbeitete 
er einige Jahre lang in untern Amtöfreifen, fam durch dieſe 
in nächte Berührung mit Müller- Friedberg und Meßmer, häufig 
auch mit der Regierung in Gefammtheit, wurde im Jahr 1823 
durch das fantonale Wahlfollegium auf die großräthliche Kan: 
didatenlifte gefeßt, bald nahher vom Großen Rath in feine 
Mitte gewählt. Allmälig nahm er lebhaften und freimüthigen 
Antheil an den Verhandlungen. Im Mai 1826 ernannte 
ihn die Regierung zum erften Staatsjchreiber und Haupt der 
zahlreich bejegten Staatskanzlei. Worangehend war er jchon 
von 1823 an Legationdfefretir an zwei Tagſatzungen in 
Bern geweſen. Bon 1822 an bis 1830 wurde er zumächft 
als Sefretär, häufiger als Mitabgeordneter bei verfchiedenen Fan: 
tonalen und außerfantonalen Sendungen und Konferenzen ver: 
wentet. Bon 1827 an war er Mitglied mehrerer eidgenöj- 
ſiſcher Taglagungen in ber Eigenſchaft eines Legationsrathes 
der St. Galliihen Geſandtſchaft. Den ermüteten Müller: 
Friedberg erjegte er tbeilweife in Abfafjung Der eidgenöſſiſchen 
Korrefpondenz des Kantons St. Gallen, und Jahre lang flof- 
jen auch die meijten Botjchaften an den Großen Rath aus feis 
ner Feder. Steigend von Jahr zu Jahr wuchs fein Anſehen 
im Rathsſaal und im Volfe. Baumgartner’n folgte jein Alters- 
genoffe Dr. Johann Stadler von Flawyl, Sohn jenes Kauf: 
manns Joh. Jakob Stadler, der von 1795 an die temofratifche 
Bewegung im Toggenburg gefördert, feither im Großen Rath 
eine wichtige Stellung eingenommen hatte. Gelehrter Jurift, 

) Der Berfaffer diefed Buches. 

34* 
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wurde er aus einem Advofatiebüreau aldbald als zweiter Kris 
minaleraminator berufen, auch in ten Großen Rath beförbert 
(1826), wenige Jahre nachher zum Appellationsrichter, endlich, 
bei der Drittheile-Erneuerung der Regierung im Juni 1830, 
an vie Stelle des hocbetagten Kubli von Duinten zum Mit: 
glied tes Kleinen Rathes erwählt. Statler wie Baumgartner 
war ein paarmal 2egationsrath oter dritter Gejandter an ber 
Tagſatzung. Drei Gefandte entfendete der Große Rath von 
1826 bis 1830; ter dritte und jüngfte verfah zugleich vie 
Sefretärdftelle. Eben jo jchnell, durch gute juriftiiche und all- 
gemein wiffenfchaftlihe Studien, nicht weniger durch Bamilien- 
verhältnifje begünftiget, rüdte Dr. Wilhelm Näf von Altftätten, 
Sohn tes früheren Regierungsrathes, aus dem Advokatenberuf 
hinüber in die Staatöbehörden; 1828 in den Großen Rath ges 
wählt, wurde er im Juni 1830 in bad Appellationsgerict, 
gegen Ente des gleichen Jahres an die Stelle des oben genann- 
ten oh. Conrad Gufter in den Kleinen Rath befördert. Der 
Reihe nach wurden noch andere jüngere Männer, mehrere durch 
die mittelbare als turd unmittelbare Wahl, in ten Großen 
Rath berufen, jo Joh. Nepomuk v. Saylern, der jüngere Bru- 
der bed Regierungsrathes, ein an der Hochſchule Wien gründ— 
lih gebilveter Jurift, dann- zweiter Staatöjchreiber, ſpäter erfter 
Verhörrihter; Dr. Ghriftian Frievrihb Feld aus St. Gallen, 
ebenfalld bewährter Nechtögelehrter, aud in allen Landes⸗ und 
Gemeindegejchäften jehr bemanderter Mann, zu Reformen ger 
neigt; Karl Reutti, Eohn des gleichnamigen Regierungsrathes; 
Franz Schlumpf aus Wattwyl, Sohn des ehemaligen helveti— 
ſchen Wolfsrepräfentanten Gallus Schlumpf, ver geſchäftsge— 
wandte Sefretär und Kaffter des Fatholiichen Adminiftrationss 
rathes, bejonderd verdient durch mufterhafte Verwaltung ver 
fatholiichen Fonde; Joh. Georg Anderegg, mit Recht der Grün- 
der der Fantonalen St. Galliihen Kavallerie genannt, auch jonft 
ein Mann von hohem und uneigennügigem Eifer für alle Zweige 
des Gemeinwejend; Johann Zweifel von Mafeltrangen, ein 
Iharffinniger Kopf aus dem ländlichen Mittelftandee Den 
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Schluß diefer Periode machten der Oberftlientenant Dominif 
Gmür aus Schänid, den an der Neige des Jahres 1830 ver 
Große Rath felbft in fein Kollegium wählte, und ter Arzt Ans 
dread Göldi aus Sennwald, der mittelft eined unerfchöpfliden 
Borrathed an orginellem MWig viel Heiterfeit in die Verſamm— 
fung, zugleih mande Wahrheit an Mann bracdte. Einen der 
beften Köpfe jener Zeit, den Eraminator Dr. Albert Merz aus 
St. Gallen, ausgezeichneten Griminalijten, raffte der Tod allzu: 
früh von binnen. Die mehrfache Auffrifhung ver Behörden war 
nüglich für tiefelben, obgleih fie den Gang der Dinge im All 
gemeinen und Ganzen nicht durchgreifend zu Ändern und zu vers 
beſſern vermochte. 

Regierung und Großer Rath bethätigten fih auch ferner 
in mehreren Abtheilungen der Geſetzgebung. Jene machte einen 
zweiten Berjuh, den Kanton mit einem „allgemeinen bürgers 
lichen Geſetzbuch“ zu erfreuen. Sie nahm zu diefem Zwede 
neuerdings die Sachkunde des jüngern Müller: Friedberg in An— 
ſpruch (1826). Müller-Friedberz ſagte zu unter Vorbehalt, den 
Referenten in Zuftizfachen, Regierungsrath v. Saylern, ald Gon- 
julenten in Mitwirkung ziehen zu dürfen. Er machte aber aud 
eine wichtige Bedingung. Er kannte die Bereutung der Fonfej- 
fionellen Trennung, welhe die Autonomie der beiden Confeſſio— 
nen in Matrimonialjachen garantirte. Gegenüber diejer Ver— 
faffungsvorfarift wollte er fih den Nüden ſichern. Wollen fi 
die beiden Konfeffionen, fo fagte er, ſoweit nähern, daß fie tie 
Vorſchriften über die Ehe, als bürgerlihen Vertrag, ter allge: 
meinen Gefeggebung unterwerfen, dann gut; wenn nicht, jo 
wäre über den Entwurf eined bürgerlichen Geſetzbuches ver 
Stab ſchon von vornherein gebrochen. Die konfeſſionellen Be: 
hörden möchten fih nun über die Frage beftimmt ausjprechen. 
Dabei gab er den Befund ab, daß konfeffionelle Eigenthümlich- 
feiten auch bei Bejahung jener Frage gewahrt werden mögeıt. 
Der Kleine Rath machte dann den Wermittler zwilchen dem 
gebietenden Redaktor und den beidfeitigen Konfeffionsbehörden ; 
erfte Antworten viefer fielen nicht ungünftig aus; doch ging mit 
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Beſtimmtheit aus denſelben auch hervor, daß definitive Entſcheide 
von dem katholiſchen Großrathskollegium einer-,, und dem evans 
geliſchen Großrathskollegium anderſeits auszugehen hätten. Der 
Redaktor machte ſich alsdann an eine Vorarbeit, entwarf bie 
„Hauptmomente”“ tes bürgerlichen Eherechtes und begleitete fie 
mit beleuchtendem Promemoria. Er folgerte aud Jenen: dem 
Katholifen bleibe das Saframentaliibe in der Unauflösbarfeit 
des Ehebandesd unberührt, wie hingegen tem Evangeliſchen von 
feinen religiöfen Anfichten über Treunung und Scheidung nidts 
verrückt werde. Die Gerichtöpflege in Eheſachen bleibe ferner 
gejöndbert jeder Konfeifton, unter Sanftion ded Großen Rathes. 
Beide Großrathöfollegien rathichlagten nachhin über die Vor— 
lage, deren Inhalt die Regierung noch bejonderd als befriedi- 
gend empfohlen hatte. Beite ſprachen nur bedingte Zuftimmung 
aus: die Sapungen über die Ehe mögen für beide Konfeſſionen 
gemeinfam aufgeftellt und in dad bürgerliche Geſetzbuch aufge- 
nommen werden; ber auszuarbeitende Entwurf bed Eherechtes 
jei jedoch den beidjeitigen Konfeflionsbehörden wieder mitzu— 
theilen, auf daß fie entjcheiden mögen, ob er ber erwähnten 
Grundlage entſpreche; und ſchon wurden von beiden Seiten 
weitere Vorbehalte gemacht: das katholiſche Kollegium bedingte 
für Gültigkeit einer Ehe, daß fie (nicht nur dem Staatögejep, 
ſondern auch) den Gejegen der Kirche entſpreche; der evangelische 
Konfeſſionstheil hinwieder machte den Vorbehalt, daß in Zus 
kunft Abänderungen über die werbenden (bürgerlihen) Ehe— 
jagungen nur unter der Genehmigung der Mehrheit jeglichen 
„Religionstheiles“ ftattfinden türfen (Beichlüffe vom 21. Juni 
1827). So hatten aljo beite Theile doch wieder im Weſen 
ihre Autonomie gewahrt. Hier ſaß die Hauptjchwierigfeit. In 
den St. Galliichen Landen war die Ehe von ten Älteften Zeiten 
her ein ausjchließlich religiöjed Inſtitut; die Glaubenstrennung 
hatte hierin nicht nur nichts geändert, ſondern vielmehr beite 
Konfeffionen in den Anjhauungen über Weſen und Folgen ihrer 
gegenfeitigen religiöfen Selbftftändigfeit dur drei Jahrhunderte 
herab befräftiget. So war bei dem beften Willen aller Be- 
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hörden die Aufgabe, die Ehe, unbeſchadet ihrer religiöjen Bes 
deutung, gleichzeitig als zivilrechtlihen Vertrag zur Geltung zu 
bringen, eine höchſt ſchwierige. Mit dem in erzählter Weife 
genehmigten Programm in der Hand ſchritt der Redaktor gleich» 
wohl zur Ausführung und übermittelte im Frühjahr 1828 ter 
Regierung zu Handen beidfeitiger Konfeiftonsbehörden den Ent- 
wurf des Eherehts, in 63 Paragraphen beftehend. 1) Der 
Entwurf ift ein Gemiſch von VBorfchriften, welche ausfchließlich 
aus ter Quelle der ftaatlichen Hoheit gejchöpft find, und wieder 
anteren, bie den firchlihen Sagungen beider Konfeffionen ent— 
nommen waren oder doc mit ihnen übereinftimmten. Er ges 
langte nun an die abminiftrativen Räthe beiter Konfelftonen; 
ſachkundige Mitglieder machten ihn zum Gegenftand aufmerf- 
famer Prüfung. Ergebniß jritend des „evangeliichen Zentral 
rathes”: er fand im Entwurfe eine lange Reihe von Ab- 
weihungen von der beftehenden gejeglichen Dronung („evan— 
geliihe Ehefagungen“ genannt), überhaupt eine Menge von 
Gefepeöparagraphen, die ihm vom Standpunft der eingewöhnten 
proteftantiihen WBorichriften über das Ehewejen als unannehm— 
bar erſchienen; er dürfe den Entwurf dem evangelischen Groß» 
rathöfollegium nicht vorlegen, aus Bejorgniß, daß er verworfen 
würde; man folle entweder ven angeführten Ausftellungen Ge: 
nüge thun, oder dann aber wie bis anhin das Eherecht in allen 
Detailbeftimmungen jedem Konfelfionstheil überlaffen (Schreiben 
an die Regierung vom 11. November). So war der Entwurf 
thatfählih von proteitantifher Seite abgelehnt. Die Antwort 
des katholiſchen Adminiſtrationsrathes wahrte die Ehe als eine 
tur die Staatöverfafjung garantirte religiöfe Anftalt und ver: 
langte zuvörterft die Anerfennung bed Grundfaged, daß im 
Kanton St. Gallen ter Abſchluß eined Ehebündniffes nur in 
fofern ald rechtögültig anerfannt werde, als folder den Vor— 
fehriften der betreffenden Kirche entipreche; kirchliche Gültigkeit 
einer Ehe müfle Allem vorangehen, und ohne folde jei die 
bürgerliche Anerfennung der Ehe unzuläſſig. Diefer Sap 

!) Derfelbe liegt wörtlich im Archiv des katholifchen Adminiftrationsrathes. 
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wurde in dem ausführlihen Schreiben auf mande einzelne im 
Entwurf vorfommenbe Beftimmungen angewendet, was tiefein 
greifenden Widerſpruch derfelben zur erwähnten Grunds und 
Hauptforberung herausftellte (Schreiben vom 4. Dezember 1828). 
So war aud nah den Erflärungen der katholiſchen Behörde 
eine wejentlihe Umarbeitung des Entwurfed über das Eherecht 
erforderlich. An das katholiſche Großrathokollegium gelangte 
er eben jo wenig als an das evangeliihe. Die Regierung 
jegte den Redaktor von beibfeitigen Erklärungen in Kenntniß; 
derjelbe lehnte ſodann, durch Schreiben an den Konfulenten 
v. Saylern vom 21. Februar 1829, jede weitere Berhätigung 
für die Abfaffung des bürgerliben Geſetzbuches ab; ein Stärs- 
ferer möge Hand an dieſe Schöpfung legen, fagte er. Der 
Kleine Rath unterließ weitere Verfügung und das Vorhaben 
blieb unausgeführt. 

Vom projeftirten Ganzen Fehrte man zu einzelnen Theilen 
zurüd. Man verjuchte VBollziehung des Verfaffungsartifeld über 
den Verlurſt des Kantons: und Gemeindebürgerrechtd; der vom 
Kleinen Rath eingebradhte Gejegesvorichlag jcheiterte namentlich 
an Meinungsverfciedenheiten über die Frage, unter welchen Bes 
dingungen Kantondbürger im Ausland ihr heimijches Bürger- 
recht beibehalten mögen; er wurde verworfen (22. Juni 1830). 
Die vom Kleinen Rath ausgegangene Vormundſchaftsordnung 
war nur auf befchränfte Zeit erfaffen; geleggeberifche Arbeit 
über biefen Zweig fam nicht zum Abſchluß; jo blieb der Regie: 
rung nur übrig, jene Vormundſchaftsordnung für Weitered und 
auf umbeftimmte Zeit zu beftätigen (1829). Der Große Rath 
aber verlangte Einreihung eined Geſetzesvorſchlages über den 
Gegenftand (15. Dezember gl. 3.). Das Begehren blieb zumächft 
ohne Erfolg und die Verwaltung hielt fih aucd ferner und unanges 
fochten an die proviforiiche Verordnung von 1823. Nicht weniger 
unglüdlih al mit dem Ehereht war die Regierung mit einer 
Verordnung, durch welche fie eine vollſtändig befriedigende Ein- 
ribtung der Ehes, ter Geburtd- und Tauf⸗ und ber Sterbere- 
gifter, jo wie die entfprechende Fertigung daheriger Auszüge zu 
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erzielen wünſchte. Die Führung al diefer Regifter, fo wie die 
Ausftellung der Auszüge aus denjelben blieb zwar unangefoch- 
ten Befugniß und Obliegenheit der Pfarrer beidfeitiger Konfefs 
fionsgenofjenfchaften. Es wurden aber gleihmäßige Bücher, in 
tabellarifcher Form, gefordert, auch vorgefchrieben, daß die Aus- 
züge in deutſcher Sprache gefertiget werben follen; auch zu dies 
jen wurden Formulare gegeben (Verordnung vom 11. Mai 1827). 
Die beidfeitigen Firchlihen Behörten machten Einſprache zum 
Zwede ver Behauptung ungeſchwächter Befugniß zur Führung 
der Kirhenbüher nach Maßgabe ihrer refpeftiven Firchlichen 
Sapungen, und beftritten theilweife auch die praftifche Zwed- 
mäßigfeit der erlaffenen Verordnung; der evangeliiche Zentral: 
rat) ſprach fchließlich geradezu den Wunfh aus: der Kleine 
Rath folle es beim Alten belafien (7. Dezember). Noch vor 
Ende des Jahres ftellte die Regierung den Vollzug der Verord- 
nung ein und Fam nicht wieder auf felbe zurüd; jo war fie 
thatjächlich aufgehoben. Mit Zürich wurde ein nüglicher Vertrag 
über das Verfahren bei Verpfändung der über beidjeitige Greu— 
zen binüberreichenden Liegenjchaften abgejchloffen (6. Januar 
1825). Die Revifton des Forreftionellen Strafgefegbuches wurde 
angeftrebt; Dr. Albert Merz verfaßte den neuen Entwurf, der 
jedoch micht zur Berathung gelangte. Frühere gejeglihe Wors 
Schriften gegen den Eintritt in nicht fapitulirten auswärtigen 
Kriegsdienſt wurden ‚abgeändert und gemilvert, blieben aber 
gleihwohl noch Hart genug; Schuldige wurden mit hohen Geld» 
bußen und Einftellung im Aftivbürgerreht jo wie in den öko— 
nomijchen Gemeindegenüffen, Werber für andere als „St. Gal- 
liiche Standesfompagnien“ mit noch höheren Gelvbußen oder mit 
Zuchthaus, im Rüdfall mit Kettenftrafe bedroht; Ausreißer aus 
„unferen fapitulirten Standesfompagnien“ waren „an das vers 
brecherijch verlaffene Regiment” auszuliefern; der Eingang des 
Geſetzes rühmte anläßlich die Vorzüge des fapitulirten Kriegs— 
dienftes vor dem nicht Fapitulirten (23. Juni 1825). In Ber: 
bindung hiermit ftand ein Geſetz vom gleiben Tag, weldes 
verordnete, daß liederliche Mannsperſonen, welde das Gemein⸗ 
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wefen durch Erzeugung unehelicher Kinder beläftigen, ausnahms⸗ 
weile zu vierjährigem Militärdienft in ben Fapitulirten Kom— 
pagnien zu verurtbeilen ſeien. Das erfte dieſer Geſetze erlitt 
uachhin ungünftige Beurtheilung anläßlih der Beſprechung ver 
Kapitulationsfrage im Großen Rath zu Ende 1829; es ſei mit 
dem Begriff von perjönlicher Freiheit nicht leicht vereinbar. Um 
eben dieſe Zeit fiel die Anwendung erwähnter Gejege theilweiſe 
dahin; der König der Niederlande, von vertragsmäßiger Befug- 
niß Gebrauch machend, verabichievete auf 31. Dezember 1829 
die vier Schweizerregimenter, unter Anerkennung ihrer treu ge- 
leifteten Dienfte und mit Anweiſung von Halbjold und Pen— 
fionen nah Maßgabe der Kapitulation. Am 1. Januar 1829 
ftanden aus dem Kanton St. Gallen 15 Offiziere, 318 Unter: 
offiziere und Eolvaten im Regiment von Ziegler. Von den zus 
rüdgefehrten Offizieren gehörten mehrere den erjten Familien des 
Sande an. Der fapitulirte Kriegsdienft in Spanien war in 
Holge früherer Ereigniffe in jenem Lande thatſächlich eingegan- 
gen. Amtlid wurten dortige Schweizerregimenter dur Fönig- 
lihen Beſchluß vom Jahr 1822 aufgelöjfet. Die Lotterien 
waren bis tahin eine Duelle von Einkünften für die Staate- 
fafje (im Jahr 1827 bezog fie mehr denn 1200 Gl. an da: 
berigen Gebühren), für die Bürger ein Anlaß zu verberblichem 
Spiel. Der Große Rath ermannte fih endlich, verbot vie 
Lotterien und das Kolleftiren für viefelben, verzichtete dadurch 
auch auf jene mittelbare Abgabe (Gefeg vom 23. Juni 1827). 
Auch auf janitätspolizeihem Gebiet wachſam, erflärte die Regie: 
rung die Schugpoden-Impfung ald obligatoriich für alle Waifen, 
für die Kinder von armenunterftügungsgenöffigen Eltern, für 
jene der niedergelafienen Nicht-Kantonsbürger (bei Verlurſt ihres 
Niederlaſſungsrechtes), entlib für die Heimathlojen; bezüglich 
aller übrigen Kinder bejchränfte fi die Verordnung auf nöthige 
Belehrung und Mahnung an die Eltern (20. Januar 1825). 
Ende des gleihen Jahres wurde wegen wiederholter Wuthfrant: 
heit unter den Hunden vie Erhebung einer jährliben Hundetare 
(2 Gl., für den zweiten Hund 4 Gl.) wieder eingeführt, ver 
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Ertrag zur Hälfte dem Kantonals-Armenfond, zur Hälfte ber 
Armenfafje der politiihen Gemeinde zugeſchieden. In Revifton 
fiel aud das Geſetz über die Viehhauptmängel. Zur Förderung 
der Viehzucht wurde jährlide Schau und Prämienaustheilung 
für die Eigenthümer „auserlefener Zuchtſtiere“ angeordnet (1828). 
Die Brandverfiherungsanftalt hielt man einer wejentlichen Ver— 
beilerung bevürftig; fatt der einheitlichen (gleihen) Verſiche— 
rungsgebühr für ſämmtliche Gebäude wollte der Kleine Rath 
diefe in drei Klaffen eintheilen, von der erften 4, von der 
zweiten 8, von ber dritten 15 Kreuzer vom Huubdert Gulden 
des Schagungswerthes erheben laſſen; zu diefem Behuf brachte 
er ein ganz neued Brandbverficherungsgejeg an den Großen Rath 
ein; nach gründlicher Durcdberathung dieſes Gejegesvorichlages 
war auf deſſen Genehmigung nicht zu rechnen; der Kleine Rath 
309 ihn deßhalb zurück (Juni 1829). Je mehr und mehr wurden 
die Waldungen der Gewinnjuht der Holzhändler geopfert; die— 
jem Nachtheil zu begegnen, verortnete der Große Rath; turd) 
Geſetz, daß tas Holz in Gemeinde, Korporationd- und Holz 
gerechtigfeitswaldungen weder in Maſſe verfauft, noch für den 
Verkauf theilweife oder in Maſſe geichlagen werden dürfe; aud 
die Abholzung von Privatwaltungen (zum Berfauf des Holzes 
außer den Kanton) wurde Ähnlicher Beichränfung unterworfen; 
dad Geſetz bezeichnete die forftwirthichaftlichen Vorausſetzungen, 
unter welchen in vorfommenten Fällen die Bewilligung zum 
Holzſchlag ertheilt werden möge (7. Dezember 1327). So war 
der Grund zu einer Forftorbnung gelegt. Im Kreije der Re— 
gierung ftrebte man eine ſolche wirflih an; Regierungsrath Falk 
beauftragte den Forftvermwalter der Stadt St. Gallen, Michael 
Rietmann, mit Abfaffung einer allgemeinen „Korftorganijation“ ; 
Rietmann entiprab mit Geſchick; Karl Kafthofer von Bern bes 
lobte den ihm mitgetheilten Entwurf und bequtachtete ihm über- 
bin ausführlihd. Im Mai 1830 übergab dad Departement des 
Innern dem kurz zuvor gewählten Forftinfpektor Joh. Joſ. Keel, 
von Nebftein, diefe Vorarbeiten zur Würdigung, nah Ermeffen 
auch zur jelbftftändigen und förberlihen Abfafjung der Forſtord— 
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nung. „In der Abfiht, das Fifchereiregal für den Kanton nugs 
bringend zu machen”, wurde das Recht des Fiſchfanges in den 
Seen, Flüffen und Bäcen des Kantons zu verpachten beſchloſſen 
(1827). Im Bezirf Utznach wurden durd die Betriebfamfeit 
des Bergbaufundigen Auguft Könlein mächtige Braunfohlenlager 
zu Tage gefürtert. Der Große Rath unterließ regaliſche An— 
iprüche auf dieſelben zu machen, ftellte aber die Ausbeutung 
jener Bergwerfe und ten Verkehr mit tem aus benfelben ge: 
wonnenen Brennmaterial unter polizeiliche Leitung und Auffiht 
(1829). Die innere und weſtliche Schweiz, müde der Berlurfte, 
welche in Folge des Guldenfußes der Verkehr mit den Münzen 
der öftlichen Kantone für jene herbeiführte, verbot fie alle. Et. 
Gallen im Berein mit feinen Münz-Alliirten, Scaffbaufen, 
Appenzell und Thurgau, erklärte dann alle Münzen der inneren 
und Weſtſchweiz außer Kurs (1826). Mit dem aflmäligen 
Steigen der Ausgaben in den Gemeinden und da ohnehin ver 
öfonomifche Theil ihrer Verwaltung viel zu wüuſchen ließ, regelte 
der Große Rath durch Geſetz tie Erhebung und Bertheilung der 
Kreis⸗ und Gemeindeſteuern wejentlih wie folgt: Bon dem 
Kreife waren die Koflen für das unmittelbare Mitglied des 
Großen Rarhes, für die Landjäger und für die Verhaftlofate 
zu tragen; fie wurten auf die betheiligten politiichen Gemeinden 
verlegt, falls der Kreis aus mehr ald einer Gemeinde beftand. 
Sole Kreidfteuern und die Steuern der politischen Gemeinten 
wurden zu drei Viertheilen auf das Vermögen, zu einem Bier 
theil auf tie Haushaltungen verlegt. Gleiche Beitimmung für 
allfällige Ortsgemeindeſteuern. Sehr zwedmäßig wurde auch 
die Erhebung ter Steuern für die Bebürfniffe ver Pfarrgemein: 
den geordnet; Anderes mehr. Das Beſte am ganzen Geſetz 

1) Einer Gefellfchaft in Zürich bewilligte die Regierung, in Gafchleiren 
im Bättifer-Thal ein Bergwerk für Gewinnung von Schmwefelfied zu er: 
öffnen; die Gefellfchaft verwendete eine bedeutende Summe und erhielt fpäter 
eine ausfchließliche Konzeffion auf 40 Jahre, gegen Grlegung von 5 Prozent 
des Reinertrages an die Staatöfaffe; die Konzefflon betraf jenes Bergwerk 


in Gaſchleiren fowohl als ein anderes im „Knappenkopf“ für Gewinnung 
von Kupfer und Silber-Fallerz (1827). 
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war bie Vorfchrift, daß ohne Verzug zur Tilgung aller alten 
Schulten, in angemeffenen Raten, geichritten, jährlich bezüglich 
aller Gemeindeausgaben „jauberer Tiſch“ gemacht werben jo. 
Beides war ein dringendes Erforderniß zur Erzielung eines ge- 
ordneten und eriprießlihen Haushaltes in den Gemeinden (23. 
Dezember 1825). Ueber das Niederlafjungsweien war noch 
immer fein Geſetz zu Stande gefommen; inzwijchen regelte ber 
Kleine Rath das vasherige Verfahren dur eine neue Verord— 
nung; für Schweizer wurde zehnjährige, für Ausländer zwei— 
jährige Bewilligung ertheilt, für jene gegen billige Taxe; die 
Befugniß der Gemeinden, die fib Meldenten aufzunehmen oder 
nicht, blieb aufrecht. Im Juni 1830 beantragte die Regie: 
rung wiederholt und eintringlichft, im Intereſſe der freien Nieder: 
lafjung der Schweizer, den endlichen Beitritt des Kantons zum 
früher erwähnten eidgenöffiiben Nieberlaffungsfonfordate; ein 
Neunerausfhuß wurde zur Prüfung des Vorſchlages ernannt; 
dabei hatte es vorläufig fein Bewenden. Der Kanton erklärte 
dagegen den Beitritt zu dem zwiſchen der Schweiz und Franf- 
reich abgeichloffenen Nieverlafiungsvertrage (1827). E8 war 
dieß möglihb, da dieſer Vertrag die beitretenden Kantone zu 
Mehrerem nicht verpflichtete, ald8 Dazu, die Franzoſen in Bezug 
auf Niederlaffung und Gewerbdausübung auf dem nämlichen 
Fuße zu behandeln, wie es die Angehörigen der antern Kans 
tone find. Mit dem Königreih Sardinien ſchloß die Mehrheit 
der Kantone ebenfalld einen Niederlafjungsvertrag, und zwar 
auf Grundlage des eitgenöffiihen Konkordats über Nieder: 
laffung. Nur in Folge mühjeliger Sonverunterhandlung mit 
der ſardiniſchen Gejandtihaft in der Schweiz gelang es der 
Regierung von St. Gallen, die Aufnahme unter die Kontra: 
henten in der begünftigenden Weiſe zu erhalten, daß fie jarbi- 
nifchen Unterthanen nicht befjered Recht gewähren müſſe als ven 
Eitgenofjien (1827). Auh dem eidgenöffiihen Vertrage mit 
Franfreih über verjchiedene nachbarlihe, gerichtlihe und polis 
zeilihe Verhältniffe (Vollziehung gerichtlicher Urtbeile, Forum 
in Rechtsſachen, Berfahren in Rallimentsfällen und Anderes) 
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trat der Stand St. Gallen bei; eben jo jenem mit Defterreich 
über die Auslieferung von Verbrechern (1828). in Handels: 
vertrag zwiſchen der Eidgenoffenfhaft und Württemberg ficherte 
jener herabgeſetzte Zölle und andere Erleichterungen zu; dieſelben 
famen ſelbſtverſtändlich auch &. Gallen zu Gunften (1825). 
Als Württemberg einfeitig von dieſem Vertrage zurüdtrat und 
mit Baiern eine Zollunion abſchloß, machte eine eidgenöfftfche 
Konferenz, an welcher au St. Gallen ſich betheiligte, Anftalten 
zur Abwehr; es famen fogar Sperrmaßnahmen zur Eprade 
(Ginfuhrverbot gegen württembergiiches Korn und Saly), um 
Mürttemberg zur Einhaltung billiger Verhältniſſe zu zwingen ; 
es blieb inveffen bei dem bloßen Reden und in St. Gallen er- 
Ihraf man über die eigenen retorfionsfuftigen Inſtruktionen 
(1828). 

Die Verhantlungen mit Defterreib über tie Rheinwuhr- 
anftäinde bei St. Margarethen wurden wieder aufgenommen an 
einer Zufammenfunft in Rheineck (10. Juli 1826); Hauptge- 
genftand ter Erörterung: der gerade Auslauf des Rheins in 
den Bodenfee, vom „Eſelſchwanz“ abwärts, oder aber der durch 
den öfterreihifchen Ingenieur eventuell in Antrag gebrachte ge— 
rade Durchſtich durch das St. Margaretherfeld; der für Et. 
Gallen anmwelende Ingenieur Hegner ftellte den legtern, für Ret- 
tung St. Galliiher Sntereffen, als nothwendig in Ausficht. 
Aus der Konferenz ging der Auftrag an den Faiferlihen Inge— 
nieur Duile hervor, ein techniſches Gutachten für vollftändige 
Stromregulirung abzugeben. Wenige Monate nachher hatte 
Duile folhes zu Papier gebracht. Es umfafte die ganze Rhein: 
linie von der liechtenfteinichen Grenze bis hinab an den Boden— 
fee und ließ an Großartigfeit der Auffaffung tes Gegenftandes 
nichts zu wünſchen. Die Löfung der nächſten Etreitfrage unters 
halb des Monfteins ſuchte er im geraden Durcftich tes Et. 
Margarethersfeldes, ohne alle Rüdfiht auf Wohnhäufer und 
Boden, die dadurch auf das rechte Ufer au liegen gefommen 
wären (16. Dezember 1826). Die Hauptverbanblung drehte 
ih von dann an um dieſes Gutachten und deffen zur Eprade 
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gefommene Abänterungen. Zwiſchen hinein fam auf öfterreichi- 
ſchen Vorſchlag das fogenannte „RheinwuhrbausSBroviforium* 
zu Stande, d. h. ein Vertrag, der alle künftigen Wuhrbauten 
von dem Einverſtändniß beidſeitiger Ufergemeinden und Behör— 
den abhängig, dadurch dem Jahrhunderte langen Wuhrkrieg der 
beidſeitigen Gemeinden ein Ende machte, auch behufs der Aus— 
führung die Grumdvorichriften für die Fünftigen Wuhrbauten 
feftfegte. So war für die dringendfte Noth geforgt; die Regie- 
rung von St. Gallen zollte der öfterreihifchen Behörte warmen 
Danf für ihren Vorjchlag, trat bei und orbnete den Vollzug an 
(1827). Ueber die Hauptſache, die allgemeine Rheinforreftion 
nemlih, erhob ſich längerer Briefwechjel zwiſchen beidfeitigen 
Behörden. Ueber ten Duile'ſchen Plan holte die Regierung 
das Gutachten Hegner’d ein; obwohl das letztere verichiedene 
Abänderungen vorichlug, diente es ihr doch wenig zum Troft, 
da auch Hegner auf den Et. Margarether Durchftih, wenn 
aud in etwas von ter jehnurgeraten Linie abweichend, abftellte 
(1828). Auch der Hofbaurath in Wien verlangte energiſches 
Eingreifen im unterften NRheingebiet, und zwar, im Gegenlag 
zu oben erwähntem Durchſtich, mittelft tirefter Ableitung des 
Rheins durch das Niederriet; ſah dagegen den Korreftionsplan 
im Ganzen als zu tief greifend und Foftipielig an, die Ausfüh- 
rung ſelbſt mit Gefahren verbunden. Immerhin wollte Defter 
reich vorgehen. Die Kreisbehörde in Bregenz drängte wieders 
holt die Regierung von St. Gallen um eingehende Antwort. 
Dadurch in Verlegenheit geſetzt und unſchlüſſig, wid die Re— 
gierung, ſo lang ſie konnte, aus, und entſchuldigte ſich mit der 
Nothwendigkeit neuer techniſcher Unterſuchungen von ihrer Seite. 
Dem Vorort gab ſie, im Anſchluß an frühere Korreſpondenzen, 
Kenntniß vom Stande der Dinge und erhielt Anweiſung, falls 
die Territorialrechte der Schweiz gefährdet würden, ihm zu be— 
richten, damit er ſolche im Einverſtändniß mit ter Kantonal— 
regierung wahren könne. Endlich erfolgte eine St. Galliſche 
Antwort an Defterreich, die einer völligen Ablehnung der Rheins 
forreftion im Ganzen gleich fam, ſich aud ten befondern in 
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Anregung gebradten Durdftichprojeften bei St. Margarethen 
wiberjegte, wefentlich ter Erhaltung des Statusquo das Wort 
ſprach, für deffen Handhabung die Regierung gegenüber ver 
Bundesbehörde verantwortlich fei, und das Heil für beidfeitige 
Gebiete vom Fortbeftand ded Wuhrbau-Proviſoriums erwarten 
wollte, das zu diefem Behuf in bleibenden Vertrag umgewandelt 
werben könne (28. Mai 1830). So waren, zum lebhaften 
Bedauern der öfterreichiichen Regierung, achtjährige Bemühungen 
fruchtlos gemacht. 

Der Scholbergpaß war in neuer Linie geöffnet; dieſe Unter: 
nehmung heifchte Vollendung nah Oben und Unten, von Rheined 
bis oberhalb Ragag an der Kantonsgrenze bei Spigered. Bom 
Großen Rath war fie bereits beichloffen. Meßmer lebte nod; 
er fchritt zur Ausführung. Er beabfidhtigte eine geraklinigte 
Straße aus der Gegend von Widnau über Krießern gen Obers 
riet, Gleiches aus der Gegend von Saleg nah Buhs. Im 
Werdenbergiſchen blieb er Sieger; im Rheinthal unterlag er. 
Hier verordnete die Regierung (April 1825) tie Ausführung 
der nöthigen Korreftionen von Ortſchaft zu Ortſchaft über Heers 
brud nah Altftätten, von dort hinweg eine beinahe ganz neue 
Linie nah Oberriet. Große Opfer waren daturd ten Ge 
meinden auferlegt, an denen fie lange zu tragen hatten; ver 
Staat leiftete nichts für die Ausführung als Papier und Dinte. 
Abweihend Fam die Staatdfaffe im Werbenbergifchen mit 
15,000 Gl. zu Hülfe, da das Sumpfland bei Forſteck beſon—⸗ 
ders Foftipielige Bauten veranlaßte. Nach mehrjährigen Anz 
firengungen war dad Werf vollendet, auf der fünfzehn Stunden 
langen Linie eine ſolide Straße von 22 Fuß Kronenbreite ber: 
geftellt. 

So war bad Oberland mit Alt»St. Gallen zu einem 
Ganzen verbunden; der Kanton hatte vortheilhafte Konkurrenz 
mit der deutſchen Straße jenfeitd des Rheines eröffnet; regel 
mäßige Frachtfuhren vermittelten, über St. Galliſches Gebiet, 
den Berfehr mit Graubünden, und von dort mit Stalien über 
die Büntner-Gebirgsftraßen hin und ber. Aber noch ftanven 
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Thurs und Rheingebiet getrennt ſich gegenüber; der Berfehr 
zwiſchen diefen war auf einen mühjeligen Saumpfad über Wild- 
haus beſchränkt. Toggenburg erkannte dad Bedürfniß einer 
Kunftftraße. Ihrem Bau ging die Korreftion an der „Burg“ 
unterhalb Alt-St. Johann voran, gewiffermaßen ald Zeichen, 
was energifcher Wille ohne irgend welche Dazwilchenfunft des 
Staates vermöge. Einflugreihe Männer ftellten fih an bie 
Spige jener größeren Unternehmung, fo Appellationsrichter 
Kappler und Militärfommandant Schwander, beide von Watts 
wol, auch Bernhard Kuhn in Wildhaus; unten im Rheingebiet 
Kreisammann Hardegger in Gams und Pofthalter Paravizin 
Hilti in Bude. Im Juni 1827 bewilligte der jonft fo haus- 
hälteriihe Große Rath den mit eindringlicher Botſchaft gefor- 
derten Staatsbeitrag von 25,000 Gl. Den Reft der im Ganzen 
auf 45,000 Gl. berechneten Koften hatten Wildhaus und Games 
zu beftreiten. Mehrmalige Augenſcheine von Regierungskom⸗ 
mifjären förderten dad Werf und leiteten nöthige Entſcheide über 
den definitiven Bauplan ein. Kühn wurde die Straße durch 
die Symi-Schluht hinab gebaut; dieſe ſchwierigſte Abtheilung 
hatte Rihard Lanicca in Afford genommen. Im Sommer von 
1830 war fie nahezu vollendet, und bald nachher konnte ber 
öfterreichiiche Ingenieur Alois Negrelli zur Prüfung und Be- 
urtheilung der Bauleiftungen berufen werden. Die gleichen 
Männer, welde dieſes Hauptwerf angeregt hatten, betrieben 
weiter eine unerfüßliche allgemeine Straßenforreftion von Wild- 
haus abwärts bis Lichtenfteig, inbegriffen die Seitenlinie über 
den Hummelwald nah Riden in der Richtung nad) dem Linth- 
gebiet. Ein Regierungsbefhluß ordnete das Ganze; die Straße 
mußte mindeftend auf die Normalbreite von 18 Fuß erweitert, 
die vielen Steigungen auf 7 Prozent herabgebradht werben; 
den politiichen Gemeinden ward die Baupflict überbunden, ber 
Bau unter Auffiht einer beſonderen Direftionstommilfion ges 
ftellt (Beihluß vom 8. Mai 1828), wie eine foldhe für den 
Straßenbau zwiſchen Wildhaus und Gams verordnet war. Ein 


Jahr jpäter wurde der Korreftiondbau auf die Gemeinde Lichten- 
Baumgartner. Kanton St, Gallen. U. 35 
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fteig und das untere Toggenburg ausgedehnt, in den zwei Ridh- 
tungen über Lütisburg und Oberglatt bis Goßau, dann links 
der Thur über Bütſchwyl bis an die thurgauiiche Grenze bei 
Rickenbach (3. Auguft 1829). Maßgebend waren die Haupt- 
vorjchriften für den Bau im oberen Toggenburg auch für. jenen 
in den unteren Gebieten. Bon nun an waren die meiften 
Toggenburger Gemeinden mehrere Jahre lang mit Ausführung 
der Foftipieligen, theilweife auch technifch ſchwierigen Bauten in 
Anſpruch genommen. Für die Straße von Wattwyl über Wild» 
haus nah Haag und Werbenberg hatte die Staatsbehörde an 
der Tagfagung von 1829 die Erhebung eines Weggeldes er- 
wirft, für deſſen Bezug und Bertheilung unter die Baugemein- 
den die Regierung im Auguft 1830 ausführliche Anordnungen traf. 

An die Toggenburgerbauten jchloß fi der von der Ge— 
meinde Rapperſchwyl betriebene Bau einer Straße von dort aus 
über Eſchenbach und St. Gallenfappel bis Riden an. Die Be- 
hörden der Stabt wollten diefe zum Stapelplag maden, dadurch 
ihren Verkehr heben. Zu dieſem Zwede war vie Berbefjerung 
des Hafens erforderlih und die Herftellung einer ſolchen Straßen: 
linie, welche bie Stabt in deren unmittelbaren Bereich ziehe; 
damals ging nemlih die Straße von Schmerifon nab Kem- 
praten und weiter in den Kanton Zürich bei dem obern Thor 
der Stadt vorbei; diefe ſelbſt war abgefchnitten. Solchem Uebel: 
ftand abzuhelfen entftand ver Plan, eine bdireft in die Stadt 
führende Straße mit dem Hafen in Berbindüng zu jegen und 
folhe in erwähnter Weife nach oben bis Riden zu führen; bie 
alte Straße außerhalb Rapperſchwyl ſollte geſchloſſen werden, 


Poſten und anderes Fuhrwerf den Weg, beziehungsweiſe Um- 


weg, durd die Stadt machen. Das Projekt fand Beifall bei 
dem Kleinen Rath (Beichlüffe vom 3. und 17. Mai 1827, 
18. September 1828). Die Stabt lieferte einen ftarfen Geld⸗ 
beitrag für die Ausführung, das Uebrige beftritten die Gemein- 
den Sona, Eſchenbach und St. Gallenfappel. Bei Anlaß eines 
an der Tagſatzung geftellten Weggeldsbegehrens auch für dieſe 
neue Hauptitraße wurde die Schließung der alten Straßenftrede 


außerhalb Rapperſchwyl feitend der Stände Zürih und Glarus 
angefochten; vie St. Galliſche Geſandtſchaft aber drang gleich» 
wohl mit dem Begehren durch (1829). Erft im Laufe der Zeit 
jöhnten fi die fouveränen Nachbarn mit der obligaten Durd- 
fahrt durch die Stadt aus. 

Gegenftand viel wichtigerer Erörterungen zwiſchen St. Gal- 
len und den Nahbarfantonen war das Vorhaben Graubünden’g, 
fihb von Chur aus mit Glarus und Züri in leichteften Vers 
fehr zu ſetzen. Zwei feiner Alpenpäffe, Splügen und Bent- 
harbin, waren durch Kunftbauten fahrbar gemacht; dieſe Tranfit- 
linien möglichft ergiebig zu machen, beantragte die Regierung 
von Graubünden, im Einverftändnig mit Glarus und Zürich, 
den Bau einer Straße längs dem linken Ufer des Wallenfee’s. 
St. Gallen lehnte beharrlich ab, zuerft 1824, und auf wieder: 
holted Begehren am 6. Dftober 1826; ed biete feine Hanb, 
lautete legtere Antwort, und wollte man das Unternehmen jelbft 
ohne Zuthun von St. Gallen ausführen, jo würde es demjelben 
auf feinem Gebiete feine Folge geben, d. h. den Bau nicht 
von ftatten gehen laſſen; die gewerbliche Eriften; von Wallen- 
ftadt und Weſen ſei auf dem Spiel. Einige Zeit nachher ließ 
die Regierung fih von Ingenieur Lanicca ein Gutachten über 
einen allfälligen Straßenbau am rechten Ufer des Wallenjees 
geben, für den Fall, daß endlich doch in die direkte Landver- 
bindung eingemwilliget werben müßte. 

Der Thätigfeit, welde, abgeiehen vom voritehenden Fall, 
der techniihen Verbeſſerung der Verkehrslinien gewidmet wurde, 
ftellte fich jene für Regulirung des Zollmejend zur Seite. An 
Taglagungen und Ständefonferenzgen waren endlich durchgreifende 
Revifionsvorihläge zu Stande gefommen. St. Gallen war ges 
neigt zur Mitwirfung, ſelbſt zur Herabjegung namentlich ber 
Tranfitgebühren (Juni 1830). Aber Alles zerichlug fi ob ber 
Berfchiedenheit der Meinungen und Intereſſen der Kantone. 

Die jeltenen und zugleich geringen Verwendungen aus ber 
Staatöfaffe für öffentliche Unternehmungen und Anftalten jeder 
Art machten den fantonalen Haushalt leiht. Das Rechnungs⸗ 
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jahr 1828 auf 1829 verzeigte eine Staatdaudgabe von 186,686 Gl. 
39 Kr., der Rechnungsabſchluß auf 31. März 1830 eine joldbe 
von 155,373 ©. 38 Kr. Ein Theil der Militärausgaben, 
welde die Militärfaffe aus eigenen Einkünften (Militärfteuern 
u. dgl.) beftritt, ift jedoch in obiger Summe nicht inbegriffen. 
Die legte direfte Steuer diejer Periode wurde, zu 1 vom Tau— 
jend, für das Rechnungsjahr 1829 auf 30 erhoben; das Budget 
für 1830 auf 1831 madte den Bezug einer direkten Steuer 
nicht mehr nöthig; der Große Rath befchloß daher für das legt: 
angeführte Rechnungsjahr nur die Erhebung der üblichen mittels 
baren Abgaben; der Ausfall wurde durh einen Zuihuß von 
30,000 Gl. aus dem Salzfond gedeckt. Mit 31. März 1830 
war die ganze jeit 1813 erwachſene Staatsjhuld getilgt. Am 
1. April 1830 betrug der Salzfond 155,048, vie Hülfskaſſe 
21,828, der Kantonalarmenfond 45,278, der Bürgerrecbtstaren- 
fond 37,615, das Wermögen ver Brandverfiherungsanftalt 
27,516 Gulden. Das unmittelbare Staatsvermögen (inbegriffen 
den Salzfond) betrug damals 510,679 Gl., mit Hinzurechnung 
von nicht zinstragenden Domänen und Effekten ohne Werthung 
im Ganzen 811,029 Gl., die Separatfonde für milde Zwede 
und Achnliches ungerechnet. Gegenftand der Sorgen war für 
den Großen Rath nur die Militärverwaltung. Sie hielt auf 
Glanz. Im Jahr 1826 wurde eine zweite große Heericau, 
abermal auf dem Breitfeld bei Goßau, gehalten; gefammte Re: 
jerve, mit Zuzug jüngerer Mannſchaft mehr denn dreitaufend 
Mann, war da vereiniget und gewann ven Beifall des eid- 
genöjfiihen Juſpektors Oberſt Gaudenz v. Salid-Seewis, wie 
früher bei ähnlichem Anlaß der erfte Auszug; aber jede dieſer 
beiden Totalinpeftionen hatte 11 bis 12,000 Gl. gefoftet. Bei 
der ftaatswirthfhaftlihen Kommiſſion fam die Vermuthung auf, 
daß die wirflihen Milizleiftungen des Kantons weiter gingen, 
als feine Verpflichtungen gegen die Eidgenoſſenſchaft. Mit dem 
Stand des Militärrehnungsmwejend war fie ebenfall® nicht be- 
friediget. Wirkliche oder vermuthete Mebelftände führten zu einer 
allgemeinen Prüfung dieſes Verwaltungszweiges ſeitens des 
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Kleinen Rathed. Nah Zuratheziehung einer gemijchten Koms 
milfton von Staatdmännern und Militärerperten brachte er eine 
Reihe von „rundbeftimmungen einer künftigen Militärverfaffung 
des Kantons“ an den Großen Rath ein, welche materielle Ber: 
befferungen des Militärweſens wie eine geordnete und haus» 
hälteriihe Militärverwaltung im Auge hatten, von ber ſtaats— 
wirthichaftlihen Kommiffion geprüft, dann vom Großen Rathe 
durchberathen wurden (Ende 1829). So waren die Grundlagen 
zu einem neuen verbeflerten Militärgefeg geichaffen, die jedoch 
noch längere Zeit der wirklichen Ausführung harrten. Rad, dem 
auch ferner in Anwendung gebliebenen Gejeg von 1818 war 
der Militäraufwand für das Jahr 1830 zu 43,050 Gl. vor; 
berechnet. 

In politifcher Beziehung wuchs die Verftimmung, im Kan— 
ton Et. Gallen wie anderwärts. Vom Volke hörte man freis 
(ih wenig; aber vie „Herren“ waren uneind, Die ftaatswirth- 
ſchaftliche Kommilfion, als deren tonangebended Mitglied, nad 
dem Hinfchied Xaver Gmür's, fih bald der rede- und feber- 
gewandte Müllers$riedberg, Sohn, erfennen ließ, wurde in der 
Prüfung der Staatöverwaltung, in Hinweilung auf Mängel 
und Gebrechen verjelben, je länger je einjchneidenvder; die Be: 
richte jenes Mitgliedes waren inhaltſchwer; bei ihrer Belefung 
herrichte gewöhnlich tiefes Stilichweigen im Saale, weldes 
ſchon allein genügte, die angefochtene Stellung der Regierung 
gegenüber tem Großen Rath und feinen befondern Beauftragten 
zu fennzeihnen. So war eine wirflihe Oppofition vorhanden, 
die Mitglieder der ftaatswirthichaftlihen Kommilfton deren Kern. 
Ihr Haupt war, unwiderſprochen, der ſchon genannte Berichts 
erftatter; ihm der nächſte an Einfluß und Anfehen der St. Gals 
liſche Bezirfögerichtspräfident Karl v. Gonzendbah, ein Mann 
von allgemeiner Bildung, zugleih vol Würde und Liebens— 
würdigfeit im Umgang und im Amt; ohne alle PBarteiorganis 
jation, von der man zu jener Zeit glüdlicherweije nichts wußte, 
ſchloß fih eine nicht geringe Zahl, anderer angefehener Männer 
an, von denen zu nennen: Daniel Steinmann und Joh. Konrad 
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Bärlocder, beide von St. Gallen; aub G. 2. Steinlin von 
da, Sohn des Alt-Bürgermeifters; die Toggenburger Appellar 
tionsrichter Wirth von Lichtenfteig und Kappler von Wattwyl, 
jener einer der beften und fcharffinnigften Köpfe des Großen 
Rathes, Kappler ihm micht viel nachſtehend; ter Kreidßammann 
% RN. Zündt von Altftätten, befreuntet mit Müller-Friedberg 
Sohn, einer der ausgezeichnetften Beamteten des Rheinthales; 
Joſeph Schaffhaufer von Andwyl, gewiffenhaft und ernft im 
Urtheil über die Gebreden der Verwaltung, darum auch regel- 
mäßig in die ftaatöwirthicaftlihe Kommiifion gewählt; der 
Unabhängigen waren noch manche andere Aelter. Dem Haupte 
der Oppoſition, Müller-Briedberg Sohn, ftand fein Water, der 
greife Landammann, mit der ihm eigenen Zähigfeit entgegen, fo 
daß er in die fatale Stellung gerieth, mehr für Säumniffe und 
Fehler Anderer, als für eigene, einftehen zu müſſen. Solder 
DOppofition der Älteren reiheten ſich allmälig mehrere ter jüngeren 
Mitglieder an: Baumgartner, Etadler, Anderegg, ſpäter Wils 
beim Näf und Dr. Ehr. Fr. Feld; den Bortritt nahmen jes 
weilen die Männer der ftaatswirthichaftlichen Kommiffion. Nach» 
dem dieſe mehr denn zwanzig Jahre lang fib auf Wünſche und 
Empfehlungen beichränft hatte, war fie der jo unfruchtbaren 
Rolle jatt; fie glaubte fih auch zu entfcheidenden Anträgen be— 
fugt, d. h. zu Borichlägen, welde im Großen Rath zu förm- 
licher Abftimmung zu bringen, dann, falls fie von jenem anges 
nommen werden, dem Stleinen Rath; ald maßgebend zur Beach—⸗ 
tung und Bolliehung zu überbinden ſeien; ed war bieß bie 
Üebertragung eines wichtigen Stüdes der Initiative auf ben 
Großen Rath (Dezember 1826). Darüber erhob fib Streit; 
man wollte alte Bedächtigkeit nicht fogleih aufgeben. Die Aufs 
gabe wurte zu gemeinfamer Berathung zwiſchen tem Kleinen 
Rath und der ftaatswirthichaftlihen Kommiſſton gewieſen. Der 
„Iperrende Antagonismus”, wie Müller⸗Friedberg Sohn das 
Syftem jeined Vaters bezeichnete, mußte nachgeben; jene Kom— 
miſſion wurde berechtigel, über beliebige Gegenftänte auf bes 
ſtimmte Beſchlüſſe des Großen Rathes anzutragen, wonach dann 
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die Disfuffton zuerft über ihren Rapport im Allgemeinen, dann 
über ihre befonveren Anträge (PBoftulate) zu folgen habe. Aus- 
geichloffen hievon waren Beihwerden über Verfafjungsverlegung 
ober Gefährdung gejepliher Rechte; für ſolche Fälle, jo wurde 
verorbnet, ſei vor Allem die Berichterftattung des Kleinen Rathes 
einzuholen; wegen ftreitiger Einbringung von Geſetzesvorſchlägen 
wurde an bie befannte Vorſchrift der Verfaſſung verwieſen 
(1827). Das Berorbnete wurde Nachtrag zum Reglement des 
Großen Rathes. So entftand das Recht zu Einbringung von 
Poftulaten, wie ed feither vierzig Jahre lang ununterbrocden 
in Anwendung gefegt mwurbe. Der Große Rath hatte ſich 
wenigftend einen Anfang von Selbftftändigfeit errungen. Er 
verorbnete |päter auch die Einbringung eines jährlihen Büdgets— 
vorfchlages, und zwar auf jene Spätherbfifigung, die dem be- 
treffenden Rechnungsjahr vorangehe (16. Dezember 1829). Eben 
auf dieſe Seffton waren von der ftaatswirtbichaftlihen Kom- 
miſſion nicht weniger als ſechszehn Poftulate, von denen mehrere 
wichtige, eingebradht worden. Ein Zeichen nöthiger Selbftftändig- 
feit gab der Große Rath aub, indem er die Entwürfe zu den 
Inftruftionen für die Gefandtfhaft zur Tagſatzung zur Beguts 
achtung an befondere Kommifftonen wies, in die er auch nicht 
ein Mitglied der Regierung wählte. Ungeachtet dieſer wichtigen 
Veränderungen in der gegenfeitigen Stellung der oberften Landes» 
behörden und der theilweilen Emanzipation ded Großen Rathes 
von übermiegendem Regierungseinfluß trat Befriedigung doch 
nicht ein. Im Folge vielfeitiger Verſtimmung, fei ed über den 
Gefhäftsgang, fei e8 über den ganzen Stand ter Dinge, bes 
Ihloß der Große Rath eine allgemeine Revifton ſeines Regles 
mentd (Juni 1830), führte fie aber nicht mehr aus. 

Wie im Großen Rath erfprießliche Regiamfeit eintrat, fo 
ward ed lebendiger auch außer vemfelben. Der fchweizerifchen 
Prefie, ange Fahre auf wenige Hauptzeitungen bejchränft, gejellten 
fih neue Organe der Deffentlichfeit bei, in der öftliben Schweiz 
die „Appenzeller Zeitung” in Trogen, der „Freimüthige“ in St. 
Gallen, diefer von Dr. Anton Henne von Sargans heraudges 
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geben, dem Nachfolger Baumgartner’d in der Verwaltung der 
Staatsardire. Baumgartner ald Mitglied der oberſten Landes— 
behörde wohl befugt, jchrieb mit Ausführlichfeit und Nennung 
der Redner, die Verhandlungen des Großen Rathes und brachte 
folhe in zwei größeren Heften 1829 und Ente 1830 gebrudt 
zur Kenntniß des Volkes. Im Kanton St. Gallen jowohl als 
außerhalb defjelben wurden fie beifällig aufgenommen. Auch 
der „Freimüthige“ berichtete über tie Großrathöverhandlungen 
mit Namensnennungen. Im Frühjahr 1828 veröffentlichte 
Baumgartner durch Mittheilung an Ufteri zu Handen der Neuen 
Zürder Zeitung die St. Galliſche Staatsrechnung, nachdem er 
dieſelbe im Einverſtändniß mit tem Kantonskaſſier in zeigbare 
Form gebracht hatte. So war das Syitem der Geheimthuerei 
gebrochen, nicht bloß für ten Kanton St. Gallen, ſondern aud 
für die übrige Schweiz. Der Regierung war al das unges 
nehm. MüllersFrievberg veranlaßte Anfangs Januar 1830 eine 
Berathung. Man jprabh von Konfisfation (ded damals erjcie- 
nenen erften Heftes der „Verhandlungen u. ſ. w.“) und von 
vorjorglihen Maßnahmen für die Zukunft; derlei unterblieb. 
Im Juni nahhin aber brachte die Regierung bei dem Großen 
Rath, deſſen Eröffnung eben wegen tiefer Angelegenheit mit 
Spannung entgegengeiehen worten, einen Defretövorihlag ein, 
durch welden die Herausgabe der Großrathöverhandlungen vers 
ſchiedenen Beringungen und Beichränfungen unterworfen wurde. 
Es wollte die Regierung durch den Vorſchlag verhindern: vie 
volftändige geichichtlibe Mittheilung der Verhandlungen; als 
fällige Beurtheilung des Ganges oter ter Refultate der Ber: 
handlungen; die Veröffentlihbung ohne Nennung des Verfaſſers; 
die Mittheilung an nidt-St. Galliihe Redaktionen; mit einem 
Wort: e8 wollte der Deffentlichkeit ein ftarfer Riegel vorgeſcho⸗ 
ben werben (14. Juni 1830). Dieſes Sperranfinnen wurde 
vielfab angegriffen mit Anträgen auf Tagesorbnung; knapp 
braten e8 die Gegner ver legtern zur Ueberweifung an einen 
Ausſchuß. Müllersriedberg Sohn wurde an die Spige ber 
Kommiſſion geftellt, auch Baumgartner im diefelbe gewählt. Die 
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Kommilfion hat nie Bericht erftattet; denn die Greigniffe wucd- 
fen bald ver Regierung und ver Oppofition allzumal über ven 
Kopf; Baumgartner ſchrieb und veröffentlichte gegen Ende 1830 
ungehindert das zweite Heft der „Verhandlungen“, von denen 
Ihon oben die Rede geweſen. Der ſprechenden Oppofition im 
Großen Rathe ftand eine ftille im Volke zur Seite; ed waren 
die Demofraten von 1798, 1802 und 1814, vielfah mit ihren 
Plänen und Wünſchen unterlegen, mande auch perjönlich vers 
legt. Ihr Groll wartete nur auf einen Anlaß fi Luft zu ma- 
hen. Im St. Galliiben Volt war überhaupt zu jener Zeit 
eine wirflihe Anhänglichkeit an Verfaſſung und Regierung nicht 
vorhanden. Die PBalliativen, welde die Oppofition der Regies 
rung abrang, vermochten die Kluft zwilchen dieſer und dem Volk 
nit auszufüllen. Die Dreier-Gefandtihaft, Müller-Friedberg 
(Bater), Karl v. Gonzenbach und Baumgartner, wanderte in 
altgewohnter Weife an die ordentlihe Tagſatzung von 1830 
nah Bern. Ende Juli ftürzte der Aufftand in Paris Karl 
den X. von Franfreih und mit ihm die Herrichaft der ältern 
Bourbone. An die Stelle des vertriebenen Königs von Frank: 
reib und Navarra trat Ludwig Philipp von Orleans, das Haupt 
ber jüngeren Linie jenes Herrſchergeſchlechtes, König der Fran- 
zofen genannt; von dann an herrfchte im Nachbarland das Bür— 
gerfönigthum, der Orleanismus, ein Mittelving zwiſchen Mon- 
archie und Republik, etwas Karrifatur von beiden. Dad Er» 
eigniß zündete wie ein Blitz durd ganz Europa. Ob ſich alte 
Koalitionds und Legitimitätsfriege ermeuern ſollen oder nicht, 
dad war jofort die Frage, welche die Völfer je nah ihren Mei- 
nungen und Neigungen bewegte. ben während der Tage des 
Volksaufſtandes in Paris berieth die Tagfagung, in pflichtiger 
Sorge für die fapitulirten Regimenter in Franfreih, im Sinne 
der Milderung einen neuen Straffovder für diefelben. Als dann 
die Kunde von der Pariſer Revolution und ihrer Ergebniffe 
in die ſchweizeriſche Bundesſtadt gelangte, beeilten ſich die Füh— 
rer ded Vorortes und die übrigen Häupter deſſen, was man 
damals die jchweizerifche Ariftofratie nannte, die Tagfagung zu 
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ſchließen, damit nicht die ſchweizeriſche Oppoſition im Kreiſe 
der Tagſatzung ſelbſt an die Zügel ver eidgenöſſiſchen Geſchäfts— 
leitung greifen könne (6. Auguſt). Den heimkehrenden „Tag-⸗ 
herren“ folgte bald das ſchweizeriſche Kriegsvolk von Frankreich 
ber; die ſechs Regimenter hatten Fein Strafgefegbuch mehr nös 
thig; ihre im den Tagen der Ummälzung abermald bewiejene 
Treue an Eid und Pfliht galt bei den Franzoſen nicht als 
Empfehlung für fie; fie wurden insgefammt nad Befangon be- 
fehliget, dort Tigentiirt; im Laufe Septemberd langten die St. 
Galliſchen Offiziere und übrige Mannſchaft zahlreich wieder im 
Kanton an. Das war ein mahnendes Zeichen, daß eine ganz 
neue Zeit eingetreten. Solches fühlte man in der ganzen Schweiz; 
Regenten und Volk der Kantone harrten gejpannt auf die weis 
tere Entwidlung der Dinge Bern und Genofien ſuchten ven 
drohenden Sturm fo gut möglich zu bejchwichtigen, aber in bie 
Autorität des herrichenden Syftemd war ſchon mande Breice 
durch Rede und Schrift gejchofien worden. Tag um Tag wurde 
die fchweizerifche Oppoſitionspreſſe einſchneidender, rüdfichtslofer. 
Magiftraten und Inftitutionen wurden mit Ungeftüm angegriffen. 
In St. Gallen, wo Anfangs Juni trog aller politischer Auf- 
regung Niemanden eingefallen wäre auf grundfäglice Abände— 
rung der Staatdordnung anzutragen, fing man allmälig an von 
Verfaffungsrevifion zu fprechen, fo auch anderwärts; doch ver 
hielt man fib im Allgemeinen mehr beobachtend als handelnd. 
Staatöveränderungen aber im Sinne der Beihränfung der Re 
gierungsgewalt, und dad wars, was angeftrebt wurde, treten 
erft ein, wenn ernfte Rufe an das Volk gelangen; mit der Er- 
zählung derſelben wird ber dritte Band dieſes Geſchichtwerkes 
beginnen. 

Wir ftehen an der Pforte der Demofratie, und begrüßen 
ihre Eröffnung ſchon zum Voraus. 


—— 


Berichtigungen. 


Seite 12, Zeile 20; ftatt „acht Kreife“ lies: ſieben Kreife. 
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6 von unten; flatt „bed nachhin u. f. w. aufgedrungenen 
Einheitsſyſtemes“ Ties: an das nachhin u. f. w. aufges 
drungene Einheitsſyſtem. 

5 von unten; ftatt „aller fruchtlofen Verſuche“ lied: an 
alle fruchtlofen Berfuche. 

4; flatt „vom 19. Juni“ lied: vom 17. Juni. 

3; ftatt „Stiftungswaldungen“ lies! Stiftswalbungen. 

10; ftatt „Faſtnachthuns“ Ties: Faſtnachthuhns. 

22; flatt „Konferenzverfammlungen“ lies: Konferenzvers 
bandlungen. 

17; flatt „die Berwendung“ lied: die Berwendungen. 
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